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Preis M. 3.—. 


Der Verfasser, Dr. Franz Strafelia in Graz, zeigt in geordnet vorgehender Be¬ 
trachtung, daß wir beim Verbrecher eine besondere Menge primitiver Dinge festzustellen 
haben, die sein Denken, sein Handeln und dessen Technik vielfach charakterisieren. 
Man könne ihn daher nicht selten mit dem wirklich primitiven Menschen, dem Wilden, 
erfolgreich vergleichen. Die Beispiele sind bisweilen überraschend, haben aber Strafe|la 
keineswegs verleitet, lediglich hierauf soziologische Schlüsse zu basieren. Er betont viel¬ 
mehr, daß zunächst ein Zwang vorliegt, sich zu behelfen, daß ferner ganze Menschen¬ 
klassen da eben gleichfalls in ihrem Wesen und Tun primitiv erscheinen, daß es endlich 
asoziale Einzelelemente gibt, die ihr Primitiventum so gut wie notwendig zu Verbrechern 
machen muß, wenn sie dem Mangel ausgesetzt werden. Die reich mit Illustrationen 
ausgestattete Arbeit, auch als Sonderausgabe zum Preise von M 3.— erschienen, 
dürfte viele Leser fesseln. Norddeutsche Ailgem. Zeitung Nr. 142, Mai 1917. 
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LEIPZIG, den 17. Mai 1918. 


P.P. 

Wie wir bereits im letzten Heft mitteilten, ist Herr Geh. Justizrat 
Dr. Horch von der Redaktion zurückgetreten und Herr Dr. Heindl, 
Regierungsrat im K. Sächs. Ministerium des Innern zu Dresden, 
sein Nachfolger geworden. 

Eine Reihe von Beiträgen, die noch von der bisherigen Schrift- 
Zeitung angenommen wurden, erscheinen im vorliegenden Doppel¬ 
heft. Die eigentliche redaktionelle Tätigkeit des Regierungsrates 
Dr, Heindl wird sonach erst mit dem nächsten Heft beginnen. 

Wir bitten unsere Mitarbeiter und Leser, das Wohlwollen, das 
sie der Zeitschrift in all den vergangenen Jahren bewiesen haben, 
auch künftig nicht versagen zu wollen. Das „Archiv für Krimi¬ 
nologie “ wird weiterhin das zu erreichen versuchen, was sein 
Gründer, Professor H. Groß, zum Programm erklärte: eine fort¬ 
laufende Ergänzung des „Handbuchs für Untersuchungsrichter“. 

F. C. W. Vogel 

Verlagsbuchhandlung. 
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D. J.-Ztg. = Deutsche Juristenzeitung. 

Jur.-psych. Gfr. = Juristisch-psychiatrische Grenzfragen. 

StGB. = Strafgesetzbuch. 

VE — Vorentwurf zu einem schweizerischen Strafgesetzbuch. (Die beigesetzte 
Jahreszahl bezeichnet die in jenem Jahre erschienene Fassung des Vor¬ 
entwurfes.) . 

EG — Vorentwurf eines Bundesgesetzes betreffend Einführung des schweizerischen 
Strafgesetzbuches. 

DVE =» Vorentwurf zu einem deutschen Strafgesetzbuch. 

GE = Gegenentwurf zum Vorentwurf eines deutschen Strafgesetzbuches. 

OeVE — Vorentwurf zu einem österreichischen Strafgesetzbuch. 

BB = Schweizerisches Strafgesetzbuch, Beilagenband Expertenkommission für 
die Reform des Strafvollzuges. 


Einleitung. 

Die menschliche Gesellschaft hat das Recht auf Schutz vor 
den Angriffen gefährlicher Individuen. Der Staat muß daher mit 
der gleichen Bestimmtheit und Energie gegen alle von Menschen 
herrührenden Angriffe auf die Sicherheit der Rechtsordnung und 
des gesellschaftlichen Friedens reagieren, sei nun der Täter geistig 
normal oder nicht. Die geistige Abnormität wird natürlich den 
größten Einfluß auf die Art der Reaktion ausüben, nicht aber auf 
ihre Energie. 

Ist der Täter infolge seines psychischen Zustandes davor 
bewahrt, für sein Delikt bestraft zu werden, so erlischt dadurch 
der Schutzanspruch der Gesellschaft noch keineswegs. Die Mittel, 
diesem Anspruch Geltung zu verschaffen, bestehen in Maßnahmen, 
die aufs tiefste in das Leben des Störenfrieds eingreifen, die ihn 
für so lange unschädlich machen, als sein gefährlicher Zustand 
dauert. Es sind dies die sichernden Maßna-hmen der neuen 
Strafgesetz-Vorentwürfe. 

Abgrenzung des Arbeitsgebietes. 

Eine Forderung der modernen Kriminalpolitik geht dahin, 
allen Gemeingefährlichen gegenüber die Gesellschaft zu sichern 
ohne Rücksicht darauf, ob der betreffende Mensch seine Gefähr¬ 
lichkeit bereits durch eine strafbare Tat manifestiert hat oder 
nicht. Die sM sollen demnach verhängt werden, sobald der ge¬ 
fährliche Zustand einer Person in irgend welcher Weise bestätigt 
wird, obwohl diese Person kein damit zusammenhängendes Ver¬ 
brechen begangen hat. Sie sollen reine Präventivmaß¬ 
regeln sein. 
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Es ist klar, daß diese Forderung über das Gebiet der Straf¬ 
rechtspflege hinausgeht, wenn sie auch dort die größte Wichtigkeit 
besitzt. Eine künftige Spezialgesetzgebung wird es sich zu ihrer 
Aufgabe machen müssen, diese Fragen in ihrem ganzen Umfange 
zu regeln. Entwürfe zu einer derartigen Gesetzgebung finden 
sich bereits in Deutschland 1 ), ln der Schweiz wird man aber 
wohl erst auf Grund einer einheitlichen Irrejigesetzgebung an^eine 
befriedigende Lösung des Gesamtproblems herantreten können. 

Die vorliegende Arbeit befaßt sich nur mit den ver¬ 
brecherischen Geisteskranken, d. h. mit jenen Menschen, 
die im Zustande der Geisteskrankheit eine verbrecherische Hand¬ 
lung begangen haben und deshalb außer Verfolgung gesetzt, 
freigesprochen oder milder bestraft worden sind. Unbeachtet 
bleibt demnach die Frage nach der Behandlung der geistes¬ 
kranken Verbrecher, d. h. jener Menschen, die im Verlaufe 
des Strafverfahrens oder des Strafvollzuges von einer Geistes¬ 
krankheit befallen werden. 

Weiterhin scheiden aus der Arbeit aus die Maßnahmen gegen¬ 
über gefährlichen geisteskranken Jugendlichen und gegenüber 
gefährlichen kriminellen Trinkern, sofern die letzteren nicht da¬ 
neben wegen einer geistigen Störung für ihre Tat nicht verant¬ 
wortlich gemacht werden können. Ebenso werden von vornherein 
aus der Gruppe der vermindert Zurechnungsfähigen die Gewohn¬ 
heitsverbrecher eliminiert. 

Um den Hauptpunkt der Arbeit, die Behandlung gemein¬ 
gefährlicher anomaler Rechtsbrecher, recht herausarbeiten zu 
können, werden die theoretischen Erörterungen über die Natur 
der sM und über die Begriffe der Unzurechnungsfähigkeit, ver¬ 
minderten Zurechnungsfähigkeit und Gemeingefährlichkeit nur 
insoweit ausgeführt, als sie für die Arbeit von grundlegender 
Bedeutung sind. 

Es ist wohl begreiflich, daß in einem Gebiet, in welchem 
Juristen und Mediziner in gleichem Maße interessiert sind, viele 
Meinungsverschiedenheiten, Sowohl theoretischer als auch prak¬ 
tischer Natur bestehen. Die vorliegende Arbeit erhebt nun keines¬ 
wegs den Anspruch, diesen Widerstreit der Meinungen zu be¬ 
seitigen; sie stellt vielmehr nur einen Versuch dar, das Gemisch 
der vielen erhobenen Fragen und Meinungen etwas zu konzen¬ 
trieren, um auf diese Weise eine Grundlage für die weitere Ent¬ 
wicklung zu schaffen. 

"TvTTiszt, Mschr. 1. S. 242 ff.; Oetker, MIKV 12, S. 58 ff. 
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I. Teil. 

Die Mängel des heutigen Gesellschaftsschutzes gegenüber gemein¬ 
gefährlichen verbrecherischen Geisteskranken in kasuistischer Dar¬ 
stellung. 

* 

An Hand von 19 aktenmäßig dargestellten Fällen soll ge¬ 
zeigt werden, in weich mangelhafter Weise die menschliche 
Gesellschaft in der Gegenwart vor Personen geschützt wird, die 
in einem geistig abnormen Zustande ein Verbrechen verübt haben 
und dann vom Strafrichter entweder wegen Unzurechnungsfähig¬ 
keit freigesprochen oder wegen verminderter Zurechnungsfähig¬ 
keit milder bestraft worden sind. 

Die Fehlerquellen bei der praktischen Durchführung der 
Gesellschaftssicherung lassen sich in folgende Gruppen einteilen: 

1. Fehler in mangelndem Zusammenarbeiten von Jurist 

und Irrenarzt. 

Dem Psychiater wird z. B. vom Untersuchungsbeamten eine 
Fragestellung vorgelegt, mit der er nichts anzufangen weiß. Es 
soll sogar Vorkommen, daß der Untersuchungsbeamte oder Richter 
sich überhaupt nicht die Mühe nimmt, eine genaue Fragestellung 
auszuarbeiten, sondern einfach die „Begutachtung des Delin¬ 
quenten“ verlangt. In einem solchen Fall ist es nicht verwunder¬ 
lich, wenn der Irrenarzt manchmal gerade die wichtigsten Fragen 
nicht beantwortet, weil ihm eben eine Richtlinie für sein Gut¬ 
achten fehlt. 

2. Fehler im Mangel einer richtigen Anstalt. 

Die heutigen Irrenanstalten mit ihren krankenhausähnlichen 
Einrichtungen sind zur Verwahrung der gefährlichen Geistes¬ 
kranken oft ganz ungeeignet. Immer wieder gelingt es diesen, 
aus der Anstalt auszubrechen und die Gesellschaft von neuem 
zu gefährden. 

3. Fehler in der Durchführung der Maßnahme durch 
die Verwaltungsbehörden, insbesondere bei der Ent¬ 
lassung. 

Die Gemeindebehörden, die die Kosten für die Verwahrung 
eines gefährlichen geisteskranken Gemeindebürgers zu tragen 
haben, lassen sich zu oft von rein fiskalischen Gesichtspunkten 
leiten. Sie wählen eine ganz unrichtige Anstalt (z. B. Armen- 
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haus), um einen geringem Pensionspreis bezahlen zu müssen. 
Oder dann verweigern sie einfach die Zahlung der Verpflegungs¬ 
kosten in einer Irrenanstalt. Da die betreffenden Gemeindebehörden 
nach manchen kantonalen Gesetzgebungen nicht zur Zahlung 
gezwungen werden können, so wird der gefährliche Geisteskranke 
wieder auf die Gesellschaft losgelassen und erhält von neuem 
Gelegenheit, seine Gefährlichkeit zu manifestieren. 

1 . 

A. D. von M. 

. D. wurde im Dezember 1908 in Zürich verhaftet auf Grund einer 
Strafklage wegen Betruges und Unterschlagung. Da der Untersuchungs¬ 
beamte über die Zurechnungsfähigkeit des Angeschuldigten Zweifel 
hegte» veranlaßte er dessen Überführung in die Irrenanstalt Burghölzli 
zwecks Begutachtung seines Geisteszustandes. Es »ergab sich nun 
folgendes: 

D. zeigte schon in früher Jugend gewisse Charakterzüge, die ihn 
in den Augen seiner Angehörigen als nicht normal erscheinen ließen. 
Schon als Knabe stand er unter dem Einflüsse phantastischer Grübeleien, 
mied jede jugendliche Geselligkeit und zeigte eine für Kinder unnatür¬ 
liche Religiosität. 

Als er später ein Seminar in Zürich besuchte, entfaltete sich seine 
degenerative Anlage immer stärker und äußerte sich in krankhaften 
Prahlereien und Lügen, daneben auch in religiöser Exzentrizität. Von 
diesem Zeitpunkt an machten sich bei D. auch schon direkt antisoziale 
Neigungen bemerkbar, indem er die Wohltätigkeit eines Wohltäters auf 
unverschämte Weise auszubeuten suchte und das erschlichene Geld in 
unvernünftiger Weise verschwendete. 

Vom Seminar ausgeschlossen und. ins Elternhaus zurückgekehrt, 
war D. zu keiner richtigen Arbeit zu bewegen. Plötzlich erklärte er 
seinen Eltern, er gehe nach Barmen ins Missionshaus. Trotz ihres 
Abratens reiste er ab, kehrte aber schon nach acht Tagen wieder zu¬ 
rück, wurde in Zürich Heilsarmeeagitator und fuhr schließlich nach M. 
in eine Gebetsheilanstalt. 

Kurz- darauf tauchte in D: der Wunsch auf, Pfarrer zu werden. 
Sofort reiste er nach Sch. und trat in das dortige Gymnasium ein. 

Hier fand nun die pathologische Prahlsucht des D. ihre weitere 
Entwicklung. Man sah ihn in den verschiedensten Rollen auftreten: 
als Millionärssohn, Bräutigam eines hochstehenden Fräuleins, Missionar, 
Wohltäter, Theologieprofessor usw. Daneben ließ er sich aber nicht 
abhalten, einen Wohltäter, der ihn längere Zeit reichlich mit Geld unter¬ 
stützt hatte, zu beschwindeln und zu betrügen. 

Zuletzt, im Jahre 1902, ließ er sich zu Handlungen hinreißen, 
durch welche er in .eine Strafuntersuchung verwickelt Wurde. Da dem 
Untersuchungsbeamten die Zurechnungsfähigkeit des D. zweifelhaft 
schien, wurde er zwecks Beobachtung in der Anstalt W. untergebracht. 
Der Psychiater kam zum Schlüsse, daß der D. an konstitutioneller 
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Geistesstörung mit Pseudologia phantastica und zeitweiligen Wahn¬ 
vorstellungen leide, die sein Handeln teils beeinflußten, teils beherrschten. 
Die Strafuntersuchung wurde sistiert, der D. aber wegen Gemeingefähr¬ 
lichkeit den Behörden des Heimatkantons zur Versorgung in einer Irren¬ 
anstalt empfohlen. D. kam nun in eine Privatanstalt, wurde aber nach 
kurzer Zeit auf Veranlassung der Heimatgemeinde entlassen. 

Seit dem Frühjahr 1907 hielt sich D. in Z. auf und setzte hier 
sein Schwindler- und Hochstaplerleben fort. Er nannte sich Dr. med. 
et phil. et jur. und ließ ein gedrucktes Vorwort verbreiten zu 
einem „Handbuch der Physiologie des Menschen für Fachgelehrte in 
11 Bänden". Diese Druckschrift ist geradezu sprechend für den ano¬ 
malen Geisteszustand des D., denn das Handbuch existierte nur in 
seiner Phantasie. Daneben ’ scheute er sich nicht, unter falschen «An¬ 
gaben Darlehen zu erschwindeln und anvertraute Gelder zu unterschlagen, 
bis er wieder in Strafuntersuchung geriet. 

Das von der Leitung des Burghölzli erstattete psychiatrische Gut¬ 
achten kam gleichfalls zum Schlüsse, daß D. an einer angebornen 
unheilbaren Geisteskrankheit (pseudologia phantastica) und moralischem 
Defekt leide. Im Gutachten wurde ferner ausdrücklich bemerkt, daß D. be¬ 
vormundet und dauernd in eine Irrenanstalt eingewiesen werden sollte. 

Während seiner Internierung im Burghölzli gelang es dem D. im 
Juli 1909, mit Hilfe und in Begleitung eines Wärters aus der Anstalt 
zu entweichen. Schon wenige Tage darauf konnte er wieder aus B. ein¬ 
gebracht werden. Vom Bezirksrat Z. wurde über D. ordentliche Vormund¬ 
schaft eingeleitet. Er selbst wurde wegen seiner Gemeingefährlichkeit 
iin Burghölzli belassen. Es stellte sich nun aber heraus, daß D. kein 
Vermögen besaß, um-die Verpflegungskosten weiter bezahlen zu können. 
Seine Angehörigen weigerten sich, etwas für ihn zu tun. Deshalb be¬ 
schloß der zürch. Regierungsrat, den D. zwecks dauernder Versorgung 
den Behörden des Heimatkantons zuzuführen und ihm wegen seiner 
Gemeingefährlichkeit die Niederlassung im Kanton Zürich zu entziehen. 

Auf Anordnung der Heimatgemeinde wurde D. in die offene An¬ 
stalt N. verbracht. Sobald die Regierung des Kantons Zürich von 
dieser Transferierung Kenntnis erhielt, erhob sie sofort Einsprache bei 
der Regierung des Kantons G., daß D. aus sicherheitspolizeilichen 
Gründen unbedingt in einer geschlossenen Anstalt unterzubringen sei. 
Die Regierung des Kantons G. leitete ihrerseits unverzüglich die nötigen 
Schritte ein, aber bis die Armenpflege von M. einen definitiven Be¬ 
schluß gefaßt hatte, war D. längst aus der Anstalt N. entwichen. Er 
trieb sich eine Zeit lang in der Schweiz herum und suchte neue 
Schwindeleien zu begehen, bis man ihn wieder erwischte und in der 
Anstalt W. internierte. 

Nach kaum zwei Monaten wurde D. aber schon wieder aus der 
Anstalt entlassen, da ein Buchhändler M. aus B. die Haftung für all¬ 
fällig erwachsenden Schaden aus der Freilassung des D. übernommen 
hatte, ln ganz unerklärlicher Weise hatte die Heimatgemeinde, der 
doch die Gemeingefährlichkeit des D. genau bekannt war, zu diesem 
Vorgehen ihre Einwilligung gegeben. In B., wo sich D. nun in 
der nächsten Zeit aufhielt, wußte er nichts Besseres zu tun, als im 
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Verein mit seinem Befreier M. Darlehnschwindeleien in großem Maß¬ 
stabe auszuführen. Während der gegen ihn und seinen Gehilfen an¬ 
gehobenen Strafuntersuchung wurde D. der Anstalt F. zur Begutachtung 
überwiesen. Auch dieses Gutachten kam zum Schlüsse, daß D. ge¬ 
meingefährlich und unbedingt dauernd in einer geschlossenen Anstalt 
zu verwahren sei. 

Das Polizeidepartement des Kantons B. sah sich veranlaßt, die 
Übernahme und dauernde Versorgung des D. durch die heimatlichen 
Behörden zu verlangen. Gleichzeitig wurde nochmals ganz energisch 
auf die Gemeingefährlichkeit des D. hingewiesen und dabei betont, 
daß die Folgen einer verfehlten Versorgung unberechenbar und nicht 
mehr zu entschuldigen sein würden. . 

Auf Anordnung der heimatlichen Armenpflege wurde D. in der 
Anstalt in H. untergebracht. • 

Im Juli 1911 mußte aber D. wieder aus der Anstalt entlassen 
werden, und zwar wiederum auf Veranlassung der Armenpflege M. 
Die Anstaltdirektion warnte nochmals ausdrücklich vor einer Entlassung. 
Auch die heimatliche Regierungsbehörde erhob Einsprache gegen das 
Vorgehen der Armenpflege M., erklärte sich dann aber für inkompetent, 
den D. gegen den -Willen der zahlenden Gemeindebehörde in der An¬ 
stalt zurückzubehalten. 

D. trieb sich nun wieder frei in der Schweiz herum und hielt sich 
auch wieder in B. auf, so daß kantonale Fahndung gegen ihn einge¬ 
leitet wurde. Gleichzeitig wurden die Behörden des Kantons G. noch¬ 
mals zur Übernahme und dauernden Versorgung des D. aufgefordert. 

Nachdem D. die Niederlassung im Kanton B. entzogen war, siedelte 
er sich in der benachbarten Gemeinde S. an, wo er jetzt noch wohnt 
und eine große Tätigkeit in Liegenschaftenvermittelung und Geld¬ 
geschäften aiisübt. In seiner Umgebung spielt er sich wieder als 
Rechtsanwalt auf. Im Kanton B. hat er sich im Frühjahr 1916 homo¬ 
sexuelle Handlungen zuschulden kommen lassen und wird deshalb 
von der Polizei gesucht. Trotzdem er täglich nach B. kommt, um 
dort Geschäfte zu machen, ist er bis jetzt noch nicht abgefaßt worden. 
Die Polizei seines Wohnortes lächelt, wenn man sich nach ihm er¬ 
kundigt und drückt beide Augen zu. 

D. hat sich daneben noch mit der Tochter eines ehrbaren Bürgers 
verlobt und das Mädchen dermaßen für sich eingenommen, daß sie 
trotz der Proteste der ganzen Familie zu ihm hält. 

Der Bruder des Kranken ist sein Vormund und kümmert sich 
ebensowenig um ihn wie seine Heimatgemeinde, deren einzige Sorge 
nach wie vor ist, daß sie nichts für ihn zu bezahlen hat. 

Die Gesellschaft ist durchaus ungeschützt gegen den gemein¬ 
gefährlichen Kranken, der es trefflich versteht, der Polizei und 
der Justizbehörde sich zu entziehen, sowohl durch die Täuschung 
seiner Umgebung und durch Wechsel seines Wohnortes als auch 
durch die Energielosigkeit des behördlichen Eingreifens. Die 
pflichtvergessene Heimatbehörde lehnt ebenso wie die Vormund- 
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Schaftsbehörde und der Vormund ein fürsorgliches Eingreifen ab 
und kann nach den betreffenden kantonalen Verwaltungsgesetzen 
nicht hierzu gezwungen werden. Den Schaden davon haben die 
Leute, die nach wie vor durch D. um ihr Hab und Gut betrogen 
werden. 


2 . 

F. A. von D. 

A. stammt von geistig gesunden Eltern. Er selbst hatte als Knabe 
eine Reihe von Infektionskrankheiten durchgemacht und war schon 
in früher Jugend nervös. Damals soll er auch einmal eine Gehirn¬ 
erschütterung erlitten haben. 

ln der Schule war A. sehr intelligent, und schon früh zeigte er 
eine starke Begabung für die Form des sprachlichen Ausdruckes. Im 
Winter 1906 fing er an, als Schüler der obersten Klasse des Gym¬ 
nasiums sich für die Heilsarmee zu interessieren, besonders für deren 
weibliche Soldaten. Zuerst hatte er Beziehungen zu einer Maria C. (1 > 
und, als dieses Verhältnis von den Eltern gelöst wurde, zu der Kriegs- 
fufverkäuferin Martha H. (2). Mit dieser verbarg sich der 20jährige 
Primaner in einem Hause der Heilsarmee, um mit ihr nach Frankreich 
durchzubrennen. Das junge Pärchen wurde aber von den Eltern auf¬ 
gefunden. 

Im Herbst 1907 bestand A. das Maturitätsexamen, erkrankte aber 
in dieser Zeit an einer fieberhaften Lungenentzündung. An diese 
schloß sich eine eigentümliche nervöse Erkrankung, so daß A. in einem 
Sanatorium in B. behandelt wurde. Dort fing er mit einem Mädchen 
Paula R. (3) ein Verhältnis an. Die Polizei mußte eingreifen, und die 
Eltern holten ihn wieder heim. 

In D. verlobte sich A. dann mit einer Therese W. (4), mit der er 
auch die Ringe wechselte. Während dieser Zeit zeigten sich bei ihm 
wieder Zeichen geistiger Störung. Er entwickelte eine fieberhafte Pläne¬ 
macherei und Renommiersucht; dabei zeigte er sich in seinem Be¬ 
nehmen den Angehörigen gegenüber schroff und rücksichtslos. Gegen 
seine Mutter wurde er wiederholt tätlich. 

Infolge dieses Zustandes mußte A. in eine geschlossene Anstalt 
gebracht werden. Nach einigen Tagen machte er einen Ausbruchs¬ 
versuch, der mißlang, und den er nachher mit seinem Ehrenwort be¬ 
stritt, trotzdem er sicher bewiesen war. 

Seine Eltern ließen sich von ihm überreden und nahmen ihn nach 
2 Monaten — entgegen den Warnungen der Ärzte — aus der Anstalt 
heraus. A. bezog dann die Universität B., wo er zuerst Medizin 
studieren wollte, dann aber zur Theologie überging. Das Winter¬ 
semester 1907/08 benützte er dazu, um sich gleichzeit mit drei Mädchen, 
Ella Sch. (5), Kläre R. (6) und Else St. (7) zu verloben und die Ringe 
zu wechseln. 

Eine körperliche Erkrankung unterbrach die Reihe der Entgleisungen. 
Kaum genesen, verlobte er sich von neuem mit einer Helene F. (8), 
mit der er wieder die Heilsarmee in verschiedenen Städten der Rhein- 
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lande besuchte. Es gelang ihm sich Geld zu verschaffen, um mit der 
F. nach England zu reisen und diese dort zu heiraten. 

Nach Deutschland zurückgekehrt, wurde A. auf Betreiben seiner 
Eltern in einer Privatanstalt interniert. Die Eltern hatten in dieser 
Zeit die Entmündigung des Sohnes beantragt; außerdem wurde das 
Annullierungsverfahren wegen der Ehe mit der F. eingeleitet. Auf 
Grund eines psychiatrischen Gutachtens, das erklärte, daß A. zurzeit 
an einem manischen Schub des manisch-depressiven Irreseins leide, 
daß er deshalb nicht handlungsfähig sei und dies auch zur Zeit der 
Eheschließung nicht gewesen, wurde durch Urteil des Landesgerichtes B. 
die in England geschlossene Ehe für ungültig erklärt. 

Kaum von der Aufsicht des Arztes befreit, begann A. wieder sein 
zügelloses Leben. Er fing ein Verhältnis mit einem Mädchen aus 
besserer Familie, Anna B. (9), an. Nach kurzer Bekanntschaft verführte 
er sie und floh mit ihr nach Südamerika. Das Mädchen wurde dann 
seiner Familie zurückgebracht, und kurze Zeit darauf kehrte auch A. 
wieder heim. 

Unterdessen hatten die Eltern den Entmündigungsantrag beim 
Gericht in B. zurückgezogen; der Staatsanwalt hielt aber das Verfahren 
aufrecht. Die Mutter des A. wurde zum vorläufigen Vormund bestimmt, 
erwies sich aber in der Folge als durchaus unfähig, irgend einen guten 
Einfluß auf ihren Sohn auszuüben. i 

Im November 1908 tauchte A. in Z. auf und fing hier an, Theo¬ 
logie zu studieren. Schon in der ersten Zeit machte er die Bekannt¬ 
schaft einer Berta W. (10). An Weihnachten 1908 hielt er bei der 
Mutter derselben offiziell um die Hand des Mädchen an, trotzdem in 
dieser Zeit seine Ehe mit der F. (8) noch nicht für ungültig erklärt 
war! Die Mutter W. war vorsichtig genug, sich dieser Verbindung 
ihrer Tochter zu widersetzen; sie bekam deshalb Streit mit dem 
Mädchen, das Ende Dezember 1908 nach Z. zog und mit A. zu¬ 
sammen bei der gleichen Logisgeberin lebte. Die W. nahm dann 
eine Stelle als Kellnerin an und gab A. täglich Geld zum Leben, da 
er von zu Hause nur sehr wenig erhielt. 

Während dieser Zeit ging A. mehrmals in der Woche zu einem 
Pfarrer, der sich Mühe gab, sein psychisches Leben zu durchforschen 
und ihn seelisch auf einen andern Weg zu bringen. (Nach den Akten 
erhält man den Eindruck, daß A. seinen Seelsorger ebenso wie die 
«isten andern Leute bewußt und so raffiniert anlog, daß ihm selbst 
weltkundige Leute erst nach langer Zeit auf seine Schliche kamen.) 

Im Februar 1909 kam die W. in die Hoffnung. Das Zusammensein 
in der gleichen Wohnung hörte dann auf, die W. nahm eine Stelle als 
Schneiderin an. 

Im März 1909 schrieb A. in der Zeitung Literaturkurse aus, die 
er gratis abzuhalten versprach. Sie fanden in einem alkoholfreien 
Restaurant statt und waren zum größten Teil von Mädchen besucht. 
Bei dieser Gelegenheit wurde A. mit einer Emma M. (11) bekannt. 
Er war ziemlich aufdringlich, stellte sich den Eltern vor und hielt um 
die Hand des Mädchens an. Da er gewöhnlich kein Geld hatte, aß 
er lange Zeit bei der Familie M. zu Nacht. Außerdem bezog er 


Digitized by 


Go», igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



12 


Adolf Asper 


Digitized by 


von dieser Braut monatliche Unterstützungen im Gesamtbeträge von 
etwa 500 Fr. 

In dem Literaturkurs, den A. leitete, war auch ein dichtender 
Schuhmacher, der durch seine Tochter Maria St. (12) seine Schriften 
A.s Wohnung schicken ließ. A. wurde mit diesem Mädchen bald 
sehr intim und fragte dann auch ihren Vater um ihre Hand. Durch 
sein salbungsvolles, religiöses Gebaren wurde das Mädchen dermaßen 
für ihn eingenommen, daß sie sich ihm in der sichern Annahme der 
baldigen Hochzeit hingab. Auch von diesem Mädchen ließ sich A. 
allerlei Geschenke machen, ohne sich je dafür zu revanchieren. 

Ende 1909 lernte A. in seinem Literaturkurs die Krankenpflegerin 
Marie C. (13) kennen. Er hielt dann auch um die Hand dieses 
Mädchens an und versprach ihr r wie aus einer Menge bei den Akten 
liegender Briefe erhellt, die Ehe. Fast jeder Brief enthält Geldforde¬ 
rungen und Eheversprechen. Das Mädchen wollte dem Manne, den 
sie liebte, helfen und gab ihm im ganzen etwa 3600 Fr. 

Der Literaturkurs wurde dann in einen Verein umgewandelt und 
A. auf Betreiben einiger für ihn schwärmender Damen zum Vizepräsi¬ 
denten und Ehrenmitglied desselben ernannt. Im übrigen entfaltete A. 
eine.rege publizistische Tätigkeit, um für sich Propaganda zu machen. 
Von seiner Braut M. (11) ließ er von sich selbstverfaßte Lobhymnen 
den Lokalblättern' zustellen, wo sie auch erschienen. 

Ende November 1909 hatte A. nachts ein Rencontre mit Stadt¬ 
polizisten, wobei er sich so frech benahm, daß er von einem Polizisten 
zu Boden geworfen werden mußte. A. benützte dann eine kleine 
Armverletzung, um möglichst viel Geld zu erpressen.' 

Unterdessen schwebte in Deutschland das Entmündigungsverfahren 
gegen A. weiter. Der Pfarrer, bei dem sich A. in seelsorgerische Be¬ 
handlung gegeben hatte, stellte diesem ein sehr günstiges Zeugnis aus. 
Er wies ihn außerdem an zwei Ärzte, die im August zuhanden der 
Staatsanwaltschaft in B. ein von A. selbst eingefordertes Gutachten über 
seine Handlungsfähigkeit abgaben. Auf Grund des durchaus zweifel¬ 
haften und einseitigen Materials kamen sie zum Schlüsse, daß A. nicht 
geisteskrank, und eine Bevormundung wegen Geisteskrankheit damit 
gegenstandslos geworden sei. 

Das Amtsgericht bezeichnete daraufhin einen neuen, offiziellen 
Experten in der Entmündigungssache. Obschon sich dieser wegen Abreise 
von A. kein abschließendes Urteil bilden konnte, erkannte er doch die 
Gemeingefährlichkeit desselben und warnte davor, ihn als einfachen 
Hysteriker aufzufassen. 

Im November kam die Berta W. (10) mit einem Knaben nieder. 
A. hatte nun anscheinend Angst, daß sein Vater von dem Kinde er¬ 
fahre. Er ließ sich ein Dokument anfertigen, worin er sich als Vater 
des Knaben bekennt und seine Eltern um Alimentation bittet. In 
dieser Zeit hatte er mit fünf weitern weiblichen Personen sexuelle Be¬ 
ziehungen angeknüpft: Marie J. (14), M. (15), Schm. (16), Frau Dr. 
K. (17) und Mi. (18). 

Als im Dezember 1909 das Treiben des A. ruchbar wurde, riet 
der psychiatrische Experte aus Gründen der öffentlichen Sicherheit zur 
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Internierung des Kranken. A. hatte aber davon Wind erhalten und 
bereitete seine Flucht sorgfältig vor. Er wußte «einer Braut C. (13) 
in diesen Tagen über 1000 Fr. abzunehmen, konnte vom Vater der 
M. (11) 200 Fr. bekommen und eignete sich auch die Ersparnisse 
seiner Braut W. (10) an. ^ ' 


Eines Morgens fand die Logisgeberin sein Zimmer total ausgeräumt. 
Er selbst war mit der W. zusammen nach Frankreich gereist. Er lebte 
dort sehr unsolid und größtenteils aus dem Gelde der von ihm be¬ 
schwindelten Mädchen. Dabei bestürmte er die C. (13) und die M.^15)» 
sie sollten auch nach Frankreich kommen, um glücklich mit ihm zu 
werden. Beide Mädchen suchten ihn dort auf, so daß er seine damaligen 
drei Bräute bei sich hatte, ohne daß die eine etwas von der andern 
wußte! 


Im April 1910 reiste A. mit der W. zusammen nach B. in die 
Schweiz, wo sie im Konkubinat lebtfen und das Mädchen als Schneiderin 
ihren Unterhalt suchte. Wegen des Konkubinats wurde eine polizei¬ 
liche Nachforschung eingeleitet, so daß die W. Ertde Mai B. verlassen 
. mußte. 

In diese Zeit fällt auch ein Vorfall, der die Gemeingefährlichkeit 
des A. beleuchtet. Am Pfingstmontag 1910 stellte er sich bei der 
Polizei vor und gab an, er sei in der vorhergehenden Nacht von einem 
Postbeamten unter Drohungen um Geld angegangen worden; schließ¬ 
lich habe er ihm 50 Fr. gegeben. Dann sei dieser Postbeamte mit 
ihm in ein Bordell gegangen und habe ihm dort noch weitere 10 Fr. 
abgenommen. 

Bei der Verhandlung vor dem korrektionellen Gericht von B. kam 
A. selbst in ein recht merkwürdiges Licht. Er zog den Strafantrag 
zurück und schwächte seine Aussagen immer mehr ab. Da auch die 
weitem Zeugenaussagen der Anschuldigung widersprachen, wurde der 
Postbeamte freigesprochen, die Kosten aber dem Staate auferlegt. (!) 

Trotzdem A. mit der W. im gleichen Zimmer wohnte, verlobte er 
sich mit einem Fräulein B. (19). Nach kurzer Zeit ließ er aber diese 
unter de£ Bemerkung, er habe eine mit mehr Geld gefunden, sitzen, 
hielt um die Hand eines Frl. V. (20) an und verlobte sich mit ihr 
unter Zustimmung der beiderseitigen Eltern im Juni 1910. 

Während dieser Zeit unterhielt er immer noch eine lebhafte Korre¬ 
spondenz mit seinen Bräuten W. (10) und C. (13) und suchte ihnen 
dabei unter Heiratsversprechen Geld zu entlocken. 

Im Mai 1910 hatte sich A. ein neues Gutachten für das deutsche 
Vormundschaftsgericht erstellen lassen, das zum Schlüsse kam, daß bei 
A. keine Geisteskrankheit vorhanden sei und eine Veranlassung zur 
Entmündigung somit nicht vorliege. 

Anfangs August 1910 ließ A. seine Braut W. (10) nach O. kommen, 
um einen Vertrag mit ihr abzuschließen. Die W. erhielt 600 Fr. als 
einmalige Abfindungssumme aus der angeblichen Vaterschaft des A. 
unter endgültigem Verzicht auf andere Forderungen. Nach Abschluß 
des Vertrages gelang es dem A., seiner Braut auf raffinierte Weise 
wieder 300 Fr. abzunehmen. 
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Im September 1910 fand die Hochzeit des A. mit der Frl. V. (20) 
statt. Nach der Hootazeitsreise belegte er in B. verschiedene Kollegien 
und leitete daneben die Redaktion eines kleinen Quartierblättchens. 
Im Winter 1910 leiteten seine Bräute W. (10) und C. (13) gegen ihn 
Strafklage ein wegen Betruges im Betrage von etwa 4265 Fr. 

Im Verlaufe der Strafuntersuchung wurde A. zur Beobachtung 
seines Geisteszustandes in die Irrenanstalt Burghölzli verbracht. 

Das sehr gründliche psychiatrische Gutachten kam zum Schlüsse, 
daß <A. an leichter chronischer Verstimmung im Sinne eines sub¬ 
manischen Temperaments und schwerem moralischen Defekt leide und 
erklärte ferner: 

„A. ist ein voraussichtlich bleibend, in hohem Maße gefährliches 
Individuum, und die Einsichtslosigkeit seiner Familie und seine Eigen¬ 
schaft als Ausländer läßt mit Sicherheit voraussehen, er werde sofort 
nach Erledigung der Strafe wieder ungehemmt auf die Menschheit 
losgelassen. Die Frage der Zurechnungsfähigkeit geht bei solchen 
Psychopathen durcha'us nicht parallel mit derjenigen der Handlungs¬ 
fähigkeit und der Anstaltsbedürftigkeit. Wir wären ohne weiteres der 
Ansicht, daß er trotz der fehlenden Unzurechnungsfähigkeit entmündigt 
und zeitweise oder dauernd — je nach seinem Verhalten — interniert 
werden sollte; auch hielten wir dafür, daß die Frage wohl prüfenswert 
wäre, ob die im letzten Jahre geschlossene Ehe nicht aus den gleichen 
Gründen annulliert werden könnte wie die aus dem Jahre 1908; aber 
bei der ganzen Stellung seiner Familie wird nichts von alledem ge¬ 
schehen, der A. wird sich dem Einfluß seiner Heimatbehörden durch 
Aufenthalt im Ausland wohl zu entziehen wissen. 

Unter Berücksichtigung aller dieser Konsequenzen sind wir der 
Ansicht, daß hier der Arzt nicht das Recht hat, verminderte Zurechnungs¬ 
fähigkeit im Sinne unserer jetzigen Praxis (d. h. mildernde Umstände) 
anzunehmen. Es ist ein sozialer Vorteil, wenn gefährliche Menschen 
wie A., für die ihre Familie in keiner Weise richtig sorgt, verurteilt 
-und als das gebrandmarkt werden, was sie sind, als Verbrecher. 

Wenn eine Verurteilung zustande kommt, ist dabei auch auf die 
schlechte Voraussage in moralischer Beziehung, die wir stellen müssen, 
Rücksicht zu nehmen. So gefährliche Ausländer wie A. sollten des¬ 
halb dauernd aus unserm Lande verwiesen werden.“ 

Die besondere Gefährlichkeit des A. besteht darin, daß trotz 
des weitgehenden moralischen Defektes seine intellektuellen Fähig¬ 
keiten intakt geblieben sind. Aus diesem Grunde, und auch in¬ 
folge seines gewandten gesellschaftlichen Auftretens und seines 
eleganten Äußern gelingt es ihm nicht nur, seine 20 Bräute und 
Frauen in der raffiniertesten Weise zu betrügen und zu hintergehen, 
sondern auch menschenkundige Leute, wie den Pfarrer in Z., 
über seinen Charakter und über sein kriminelles Treiben zu täfuschen 
und für seine Zwecke nutzbar zu machen. 

Die psychiatrischen Gutachten, die sich A. zweimal hat an- 
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fertigen lassen, sind ganz wertlos, da sie sich eigentlich im Grunde 
nur auf die Aussagen des Kranken selbst stützen. 

Seine Familie ist einsichtslos genug, um noch mitzuhelfen, 
sich den Gerichten und Behörden zu entziehen, statt ihn richtig 
zu versorgen und zu überwachen. 

Die deutschen Vormundschaftsbehörden haben nichts Besseres 
gewußt, als die Mutter des A. zu seinem Vormund zu ernennen, 
obwohl sie absolut unfähig ist, in besserndem Sinne auf ihn 
einzuwirken. 

Nach Verbüßung der Strafe wird A. seinen Heiratsschwindel 
und seine Betrügereien in gleichem Maße fortsetzen, ohne daß 
es bei den heute geltenden Gesetzen möglich sein wird, ihn' 
dauernd unschädlich zu machen. 

3. 

Frau M. G. von B. 

Frau G. stammt aus einer sehr angesehenen Familie. Sie ist von 
mütterlicher Seite her hereditär belastet, denn ihre Mutter befand sich 
wegen Geisteskrankheit unter Vormundschaft, und ihr Bruder starb in 
Geistesumnachtung. 

Aus der frühen Kindheit der Frau G. ist nichts Besonderes bekannt. 
Sie besuchte zuerst eine Privatschule in Z. ynd kam dann in ein Institut 
nach D. Die Zeugnisse lauteten immer sehr günstig. 

Im Jahre 1883 lernte sie in Z. einen Italiener P. kennen. Ihre 
Mutter widersetzte sich aber der Heirat, weil dieser pekuniär keine ge¬ 
nügende Sicherheit biete. Im folgenden Jahre lebte sie mit ihrer Mutter 
in B., wo auch ihr Bruder studierte. Dort lernte sie einen Offizier ken¬ 
nen, mit dem sie sich im Oktober 1885 verheiratete. 

Anfangs soll die Ehe sehr glücklich gewesen sein. Im Jahre 1890 
hatte ein Töchterlein Diphtheritis, und die Frau G. selbst bekam nach 
der anstrengenden Pflege Diphtheritis und Scharlach. Nachher ging sie 
mit ihrer Mutter zur Erholung nach Italien, wo sie den Verkehr mit dem 
Italiener P. wieder aufnahm. Zunächst noch freundschaftlich: in den 
nächsten Sommern aber war P. „als Ehemann“ mit ihr in der Schweiz. 

Als sich P. 1893 aus finanziellen Gründen erschoß, erging sich 
Frau G. in übertriebenen Schmerzensäußerungen und legte Trauerkleider 
an. Sie reiste mit ihren Kindern nach Italien und lebte bei den Eltern 
des P. Dort lernte sie einen Verwandten ihres früheren Liebhabers kennen 
und begann auch mit diesem ein intimes Verhältnis. 

Während dieser Zeit wurde ihr Gatte von seinem Vorgesetzten ver¬ 
anlaßt, die Scheidung gegen sie einzuleiten. 

Im März 1894 war Frau G. wieder in B., um ihre Scheidung zu 
betreiben, kehrte aber plötzlich nach Z. zurück, ohne ihre Angelegen¬ 
heiten geordnet zu haben. Ihrem Manne hatte sie den Eindruck einer 
schwer Gemütskranken gemacht. In Z. von ihren Verwandten bewacht, 
suchte Frau G. mit allen Mitteln die Rückkehr zu ihrem Liebhaber zu 
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erzwingen. Es gelang ihr, in einem unbewachten Augenblick mit dem 
Nachtzug abzureisen. Im Tessin wurde sie aber plötzlich angehalten 
und im Einverständnis mit ihren Angehörigen in di&Jrrenanstalt Burg- 
hölzli verbracht. 

Das erstattete psychiatrische Gutachten erklärte, daß Frau G. an 
konstitutioneller Hysterie mit tiefem moralischen Schwachsinn pnd Pseudo¬ 
logia phantastica leide, daß sie nicht als zurechnungsfähig betrachtet 
werden könne, und daß eine Vormundschaft und ständige Beaufsichtigung 
absolut notwendig sei, wenn man die Kranke nicht ganz verkommen 
lassen wolle. 

Frau G. wurde dann in eine Privatanstalt gebracht, von wo sie bald 
darauf entwich. Sie ging nach J., wo sie sich begutachten ließ. Das 
Gutachten fiel zu ihren Gunsten aus. 

Sie lebte nun wieder mit ihrem Manne zusammen. Sie führte ein 
großes Haus und unterhielt ein intimes Verhältnis mit dem Vorgesetzten 
ihres Mannes. Daneben fing sie an, Schulden zu machen, und zwar 
in einer solchen Weise, daß sich diese zuletzt auf 39 500 Mk. beliefen. 

In L., wohin ihr Mann 1901 versetzt worden war, setzte Frau G. 
das Verhältnis mit dem früheren Vorgesetzten fort, indem sie sich je¬ 
weilen an einem dritten Orte trafen. Um die heimliche Korrespondenz 
abzuholen, benutzte Frau G. ihre minderjährigen Kinder, die so in das 
Verhältnis eingeweiht wurden. 

Obschon sie von ihrem Geliebten Geld erhielt, im ganzen etwa 
42 000 Mk., war sie beständig in Geldverlegenheit, borgte überall auf 
den Namen ihres Mannes, benutzte Wechsel mit seiner gefälschten Unter¬ 
schrift und verkehrte mit Wucherern und dubiosen Elementen. Sogar 
den Bereiter ihres Mannes benutzte sie zu Geldbeschaffungen. Sie 
wurde deshalb 1906 auf Antrag des Gatten wegen Vermögensgefährdung 
unter vorläufige Vormundschaft gestellt. 

Im März 1907 verließ sie ohne Wissen ihres Vormundes L. und 
lebte die folgende Zeit in Süddeutschland bei Verwandten. Von dort 
wurde sie zur Untersuchung in die Heilanstalt J. beordert und blieb dann 
längere Zeit in der Anstalt. Während dieser Zeit war vom königl. Amts¬ 
gericht L. ihre definitive Entmündigung ausgesprochen worden. 

Nach Beendigung ihres Aufenthaltes in J. sollte sie in B. unter der 
Obhut ihres Vormundes leben. Sie entwich aber im April 1909 mit ihren 
Kind'em nach W., wo sie wieder Schulden machte und im Juli vom Vormund 
zurückgeholt wurde. Dort hatte sie ein Verhältnis mit einem Russen 

Sp. Nachdem dieser verschwunden war, reiste sie ihm über Wien- 

Konstantinopel unter Mitnahme zweier Kinder nach Batum nach, von 
wo sie sich durch lügenhafte Telegramme 4000 Mk. erschwindeln wollte. 

Um Ostern 1910 kehrte Frau G. nach Deutschland zurück. Durch 
Beschluß des Amtsgerichtes B. wurden ihr die Kinder weggenommen. 
In der Folge mußte die Heilsarmee für diese sorgen. 

Während dieser Zeit betrieb die Frau G. die Aufhebung ihrer Ent¬ 
mündigung und zu gleicher Zeit versuchte sie auch mit Hilfe ihres 
Advokaten von ihrem Liebhaber Geld zu erpressen, indem sie sich nicht 
scheute, ihren Kindern den Makel von Ehebruchskindern anzuhängen. 
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Im Januar 1912-gelangte das königl. Amtsgericht B. dazu, die Ent¬ 
mündigung über Frau G. aufzuheben, da „nach polizeilich eingeholten 
Auskünften gegenwärtig nichts vorgefallen sei, was auf Geisteskrankheit 
oder Geistesschwäche deute.“ 

Nachdem ihr Mann 1910 wieder die Scheidungsklage eingereicht 
hatte, wurde die Ehe vom Landgericht M. geschieden und die Frau G. 
als der allein schulige Teil erklärt 

Nach der Scheidung lebte sie in Z.; zuerst bei ihrer Mutter, dann 
an verschiedenen Orten. Sie führte ein sehr abenteuerliches Leben, hatte 
ein sexuelles Verhältnis mit einem Musiker in einem Kaffeehaus und ver¬ 
kehrte mit allerlei dubiosen Elementen. Daneben machte sie wieder viele 
Schulden und suchte durch lügenhafte Angaben Geld zu erschwindeln. 

Im März 1914 kam Frau G. in Strafuntersuchung. Sie hatte in 
ganz raffinierter Weise ein Darlehen von 3000 Fr. erschwindelt. Nach¬ 
dem die Pfändung ihrer Sachen ergebnislos gewesen war, wurde auch 
noch Strafklage wegen Pfändungsbetruges gestellt. 

Am 11. März 1914 wurde Frau G.- verhaftet und zur Beobachtung 
ins Burghölzli überführt. Der psychiatrische Experte erklärte, daß Frau 
G. infolge ihres moralischen Defekts unzurechnungsfähig sei. Sie sei 
aber gemeingefährlich und deshalb in einer geschlossenen Anstalt zu 
internieren. 

Daraufhin wurde die Strafuntersuchung sistiert und Frau G. weiterhin 
im Burghölzli interniert. Gleichzeitig wurde auch wieder die Vormund¬ 
schaft über sie ausgesprochen. 

Im Juli 1915 versuchte Frau G. mit Hilfe Dritter aus der Anstalt 
zu entweichen. Der Plan wurde aber entdeckt, bevor er zur Ausführung 
gelangte, und Frau G. einem peinlichen Verhör unterzogen. Nach an¬ 
fänglichem Leugnen gab sie den Fluchtplan zu und gab. auch die Nach¬ 
schlüssel heraus, die sie von ihren Helfershelfern erhalten hatte. Diese 
selbst, ein deutsches Ehepaar, hatten offenbar Lunte gerochen und waren 
rechtzeitig nach Deutschland entflohen. 

In der nun angehobenen Strafuntersuchung mußte das Verfahren 
einstweilen sistiert werden, weil das in Frage kommende Delikt, Ge¬ 
fangenenbefreiung (§ 82 Zürch. StGB.) weder nach dem deutsch - schweize¬ 
rischen Auslieferungsvertrag, noch nach dem schweizerischen Auslieferungs¬ 
gesetz ein Auslieferungsdelikt ist. 

Es ist unbegreiflich, wie das königl. Amtsgericht B. dazu ge¬ 
langen konnte, auf Grund von polizeilichen Auskünften die 
Entmündigung der Frau G. wieder aufzuheben, trotzdem ein auch 
nur einigermaßen sorgfältiges Studium ihres bisherigen Lebens 
und der psychiatrischen Gutachten zur Schlußfolgerung hätte führen 
müssen, daß nur die dauernde Versorgung oder Beaufsichtigung 
t sowohl im Interesse der Gesellschaft als auch in demjenigen der 
Kranken angebracht sei. 

Der Fall beweist auch, wie schwierig es oft ist, diese Gemein¬ 
gefährlichen in einer Irrenanstalt interniert zu halten. 

Archiv für Kriminologie. 70. Bd. 2 
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4. 

E. O. von W. 

O. ist der außereheliche Sohn einer Witwe. Zwei Schwestern der¬ 
selben waren infolge Geisteskrankheit anstaltsbedürftig. Von den 
Stiefgeschwistern des O. ist ein Bruder ein schwerer Trinker, ein anderer 
schwachsinnig und eine Schwester geisteskrank. 

Während seiner Jugendzeit wurde O. auf Kosten der Heimatgemeinde 
von einer Familie zur andern geschoben und da gehalten, wo er für die 
Gemeinde am billigsten untergebracht war. 

Nach Absolvierung der Rekrutenschule trieb sich O. in Frankreich 
und Italien herum, ohne je richtig zu arbeiten. Als er sich dann wieder 
eine Zeitlang in der Schweiz aufhielt,, heiratete er eine Kellnerin, die 
von ihm ein uneheliches Kind hatte. Im Tessin kam er mit Schmugglern 
in Berührung und trieb dieses Gewerbe, bis er aus dem Kanton aus¬ 
gewiesen wurde. 

In der folgenden Zeit hielt er sich dann an verschiedenen Orten 
Oberitaliens und der Schweiz auf und mußte wegen zahllos verübter 
Schwindeleien eine ganze Reihe von Strafen absitzen. Im Jahre 1911 
tauchte O. in der Westschweiz in Hauptmannsuniform auf, um in dieser 
Verkleidung aufs neue verschiedene Betrügereien zu begehen. 

Im März 1912 kam es zu einer psychiatrischen Untersuchung, in 
der O. als hereditär belastet, moralisch degeneriert erklärt, aber als .zu¬ 
rechnungsfähig taxiert wurde. Nach Verbüßung einer Strafe von 18 
Monaten Arbeitshaus mußte er nach B. transferiert werden, da ihm dort 
verschiedene betrügerische Handlungen zur Last gelegt wurden. Infolge 
seines eigenartigen Benehmens wurde er auch dort vom Stadtphysikus 
untersucht, der ihn als vermindert zurechnungsfähig erklärte. O. wurde 
daraufhin zu vier Monaten Gefängnis verurteilt. Nachdem er diese Strafe 
abgesessen hatte, wurde er in den Kanton Z. überführt, um auch dort 
wegen verschiedener Betrugsdelikte abgeurteilt zu werden. Sein auf¬ 
fallendes Benehmen und seine an Wahnideen grenzenden Aussagen 
veranlaßten die Strafuntersuchungsbehörde, ein neues psychiatrisches 
Gutachten über O. einzuholen und ihn zu diesem Zwecke ins Burghölzli 
verbringen zu lassen. Der Psychiater stellte fest, daß man es bei O. 
mit einem pathologischen Schwindler und Lügner zu tun habe. Obschon 
er im Sinne des § 44 des zürcherischen StGB, nicht geisteskrank sei, 
so müsse man ihn doch infolge seiner psychopathischen Anlage als 
vermindert zurechnungsfähig betrachten. Im übrigen habe man es hier 
mit einem gemeingefährlichen Menschen zu tun, der aber nicht in einer 
Irrenanstalt versorgt werden könne, da er im Sinne des derzeit geltenden 
Gesetzes nicht geisteskrank sei. 

Auf Grund dieses Gutachtens wurde O. von der Appellationskammer 
des Obergerichtes zu sechs Monaten Arbeitshaus verurteilt. Erst nach 
der Verurteilung stellte es sich heraus, daß er noch weitere Betrügereien 
auf dem Gewissen habe. Nach hartnäckigem Leugnen gab er auch diese 
Delikte zu und erhielt dafür eine Zusatzstrafe von 14 Tagen Gefängnis. 

Im Sommer 1915 trieb sich O. in Haupjmannsuniform als »Haupt¬ 
mann von Mutach“ in B. und Umgebung herum. Er führte Schwindeleien 
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in der Höhe von mehreren tausend Franken aus, indem er angab, 
Lebensmittel für die schweizerische Armee anzukaufen. 

Das Amtsgericht von B. verurteilte ihn im August 1915 zu 2 1 /a 
Jahren Korrektionshaus. 

Der vorliegende Fall zeigt deutlich die Unzulänglichkeit der 
heutigen Strafgesetzgebung gegenüber den gemeingefährlichen 
vermindert Zurechnungsfähigen. Der JSichter muß den O. milder 
bestrafen, weil seine Zurechnungsfähigkeit vermindert ist. Er be¬ 
sitzt aber kein Mittel, um den Gemeingefährlichen nach der Straf¬ 
verbüßung noch weiterhin unschädlich zu machen und die Gesellschaft 
vor ifim zu schützen, da er im Sinne des Gesetzes nicht geistes¬ 
krank ist. 

5. 

M. Z. von Sch. 

\ 

Z. ist der Sohn eines Mechanikers, der während vieler Jahre in 
einer Maschinenfabrik in M. tätig war. 

Nach Absolvierung der Volksschule bekam Z. Privatunterricht, um 
sich auf die Maturität vorzubereiten. Zu einem Examen kam es aber 
nie. Z. trat dann bei einem Zahnarzt in die Lehre und wurde Zahn¬ 
techniker. Er hatte im Sinne, die Examina als Zahnarzt in Frankreich 
zu bestehen und dann nach erlangtem Diplom noch Medizin zu studieren, 
hn Winter 1912/13 zog er nach A., um dort seine Studien als Zahnarzt 
fortzusetzen. Was er alles in A. getrieben hat, ist nicht zu eruieren; 
sicher ist nur, daß er weit über seine Verhältnisse lebte. Nach den 
Postquittungen bezog er in diesem Semester 12000.Mk., unsicher aus 
welcher Geldquelle. Er lebte in einem Hotel 1. Ranges, spielte sich als 
Dr. Z. und Sohn eines reichen Gutsbesitzers auf, hielt große Gelage ab 
und machte eine Reise nach Wien und Konstantinopel. 

Nach M. zurückgekehrt lebte Z. im gleichen Stile weiter. Er arbeitete 
wenig, reiste auf Kosten seiner Schwester herum, trieb Hypnotismus und 
beschäftigte sich hauptsächlich mit Spiritismus. 

Im Oktober 1912 war Z. wieder vorübergehend in A. und kam mit 
einer Dissertation und einem Doktordiplom zurück. Das Diplom war 
gefälscht, und die bei den Akten liegende Dissertation ist ein inhaltloser 
Schund. 

Z. war eben im Begriffe, ins Semester nach P. zu fahren, als er 
Besuch von einem Freunde erhielt, der sich unter dem Titel eines Barons 
von L.-W. hauptsächlich geliehene Gelder wieder holen wollte. Der 
Effekt dieses Besuches war der, daß beide wegen Führung unrechtmäßiger 
Titel etwa 7 Tage absitzen mußten. 

Ende Oktober 1912 reiste Z. nach P. und ließ sich dort als regulärer 
Student inskribieren. Daneben amüsierte er sich nach Kräften. Im Januar 
1913 machte er einen Kuraufenthalt in der Schweiz in Begleitung einer 
Dame, riie er als seine künftige Schwiegermutter ausgab. Er trieb viel 
Sport und lebte auf großem Fuße. Bei seiner Abreise blieben beim 
Concierge des Hotels etwa 260 Fr. Schulden übrig, die nicht mehr be¬ 
glichen wurden. 

2 * 
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Nach dem Schweizer Aufenthalt blieb Z. noch bis Ostern 1913 in 
Frankreich. Neben seinem Studium betrieb er auch die Gründung eines 
literarischen Blattes und befaßte sich viel mit Spiritismus, weswegen er 
nach London und Brüssel reiste. 

Das Resultat seines Semesters war, daß ihm die zahnärztliche Schule 
kein Zeugnis ausstellen konnte, weil er die Kurse gar nicht besucht 
hatte. Daneben mußte sein Vater wieder eine Menge von Schulden be¬ 
gleichen, die zum Teil unter falschen Vorspiegelungen und Angaben 
gemacht worden waren. Sein Rensionsherr allein hatte ein Guthaben 
von 2100 Fr. 

Im Sommer 1913 hielt sich dann Z. bei einem Zahnarzt in Z. auf. 
Zuerst ging es ordentlich; später aber fing er wieder an, unregelmäßig 
zur Arbeit zu gehen. Er knüpfte verschiedene Bekanntschaften an, 
z. B. mit einem Pastor G., mit dem er sich viel über Okkultismus und 
Spiritismus unterhielt; dann auch mit einer Familie, die er durch die 
Praxis kennen gelernt Jiatte. 

Durch verschiedene Vorgaben und speziell durch sein sicheres Auf¬ 
treten gelang es ihm, diesen Leuten, seinem Prinzipal, seinen 
Logisgebern und verschiedenen Wirten Summen im Gesamtbeträge von 
4500 Fr. abzqschwindeln. Da er immer viel Geld hatte und ausgab, 
und da er immer gewohnt war, die ersten Anleihen, die er gemacht 
hatte, prompt zurükzubezahlen, so glaubten ihm die Leute, und so 
konnte es ihm gelingen, diese großen Summen zu erhalten. 

Anfangs Dezember 1913 ereilte ihn sein Geschick. Da sein neuer 
Pensionsgeber, von anderer Seite gewarnt, die Bezahlung der Rechnung 
verlangte, und da zugleich von dem betrogenen Pastor G. Betreibung 
gegen den säumigen Schuldner angestrengt worden war, so gab eines 
•das andere. Z. wurde in Untersuchungshaft gesetzt und gegen ihn die 
Anklage wegen wiederholten einfachen Betruges im Betrage von 3808 Fr., 
wiederholter Unterschlagung im Betrage von 1014 Fr. und einfachen 
Diebstahls im Betrage von 50 Fr. erhoben. Im Laufe der Vorunter¬ 
suchung hatten sich aber Zweifel über den Geisteszustand des Z. erhoben, 
und er wurde deshalb am 7. März 1914 zur Begutachtung ins Burghölzli 
überführt. 

Das psychiatrische Gutachten erklärte, daß Z. an Debilität (angebomer 
geistiger Schwäche) mit krankhafter Unklarheit des Denkens und krank¬ 
hafter Phantasietätigkeit (Pseudologia phantastica) leide. Er sei geistes¬ 
krank und habe zur Zeit der strafbaren Handlungen die Fähigkeit der 
Selbstbestimmung nicht besessen. Die Gesellschaft sollte vor solchen 
Leuten geschützt werden, und Z. sei daher wegen Gemeingefährlichkeit 
dauernd in einer Irrenanstalt zu internieren. 

Am 14. Mai 1914 wurde das Strafverfahren gegen Z. sistiert und 
seine Heimschaffung bei der Armendirektion des Kantons Z. anhängig 
gemacht. Auf Antrag der Armendirektion beschloß der Regierungsrat, 
mit Hilfe der kantonalen Regierung die Heimatgemeinde des Z. zur 
Garantieleistung für die weiterhin entstehenden Kosten der Internierung 
zu veranlassen und im Weigerungsfälle den Z. in den Heimatkanton 
heimzuschaffen. Der Regierungsrat des Heimatkantons erklärte, daß die 
Heimatbehörde die beantragte Internierung des Z. in einer Irrenanstalt 
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ablehne. „Nach ihrem Dafürhalten ist der Genannte zur Rechenschaft 
zu ziehen und nach beendigter Strafzeit eventuell in die Heimatgemeinde 
abzuschieben. In Rücksicht darauf, daß Z. ersF 22 Jahre alt ist, und 
demselben keine gemeingefährlichen Handlungen zur Last gelegt werden 
können, erachtet der Gemeinderat die Einschließung in einer Irrenanstalt 
nicht als die richtige Versorgungsart.“ 

Am 12. Juni 1914 wurde Z. nach dem Kanton L. polizeilich heim¬ 
geschafft mit dem Verbote jeglicher Rückkehr in den Kanton Z. 

Der gemeingefährliche Z. sollte im Interesse der Gesellschaft 
verwahrt werden. Die Heimatgemeinde lehnt aber die Kostentragung 
für eine Internierung unter nichtigen Gründen ab. Sie will den 
Z. bestraft wissen, weil dann der Staat die Kosten tragen muß. 
Die derzeitige Gesetzgebung des betreffenden Kantons gibt den 
Behörden kein Mittel in die Hand, um die Gemeinbehörden zur 
Übernahme der Internierungskosten zu veranlassen. 

Z. kann nun weiterhin ungestört seine Schwindeleien ausüben. 
Er ist ja geisteskrank und kann deshalb nicht bestraft werden. 

6 . 

R. W. von R. 

Sein Vater war ein schwerer Alkoholiker, der sozial immer tiefer 
herabsank und schließlich nach Amerika auswanderte. Zwei Stiefbrüder 
des W. sind Trinker; mehrere Stiefschwestern sollen geisteskrank, seine 
Mutter eine schwachsinnige Person sein. 

W. ist von seinem Vater in früher Jugend viel mißhandelt worden. 
Als zehnjähriges Kind wurde er von einem Schlitten überfahren und 
trug eine schwere Kopfverletzung davon. Es traten dann in der Folge 
häufige Kopfschmerzen und Gedächtnisschwäche auf. W. soll schon 
früh einen ausgeprägten Hang zum Lügen gezeigt haben. 

Er erlernte das Schlosserhandwerk, konnte aber nie regelmäßig 
arbeiten; galt daneben als arbeitsscheu, grob und streitsüchtig. Nach 
seinem eigenen Geständnis soll er in venere et baccho stark exzediert 
haben. Gegen Ende der 80er Jahre traten die Kopfschmerzen besonders 
heftig auf; gleichzeitig zeigte sich eine große Reizbarkeit, die sich zu 
förmlichen Wutanfällen steigerte. 

Seine erste Strafe erlitt W. im November 1889. Er hatte unter 
falschen Angaben Möbel erschwindelt und wurde dafür mit drei Monaten 
Gefängnis bestraft. 

Schon 1890 wurde er wieder wegen Betruges zu sechs Monaten 
Arbeitshaus verurteilt, weil er in Z. einen Musikhändler und einen 
Uniformschneider beschwindelt hatte. 

Im Sommer 1891 besuchte W. Verwandte in Deutschland. In kurzer 
Zeit beschwindelte er dort verschiedene Personen, denen er kleine und 
größere Beträge abnahm. Nach seiner Rückkehr nach Z. betrog er so¬ 
fort wieder einen Schneider und eine Frau, der er unter falchen Angaben 
Geld abgenommen hatte. Er wurde im Juli 1891 zur Begutachtung 
seines Geisteszustandes ins Burghölzli gebracht. Dort gelang es ihm, 
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einen Wärter zu täuschen und aus der Anstalt zu entweichen. Er konnte 
aber bald wieder eingebracht werden. Das psychiatrische Gutachten 
lautete auf intellektuellen und moralischen Schwachsinn mit pathologischen 
Affekten. Im August 1914 wurde er auf Betreiben seiner Mutter mit 
behördlicher Genehmigung, aber gegen den ausdrücklichen Willen der 
Anstaltsdirektion entlassen. 

Nach seiner Entlassung ging W. nach Sch. und ließ sich als Wärter 
in der dortigen Irrenanstalt anstellen. (!) Bald mußte er aber die Anstalt 
verlassen, weil er grob gegen die Kranken gewesen war und sonst gegen 
die Anstaltsverordnung verstoßen hatte. Jetzt fing er wieder an, nach 
alter Weise Schwindeleien zu begehen. Er entlehnte an verschiedenen 
Orten Geld und erschwindelte sich Kleider. Schließlich schloß er in Z. 
einen Kaufvertag über ein Haus im Betrage von 145000 Fr. ab, ohne 
dabei einen Rappen zu besitzen. Aus der Untersuchungshaft kam er 
wieder ins Burghölzli. Im Juli 1896 entwich er von dort und konnte 
erst nach drei Monaten wieder zurückgebracht werden. Kurz darauf wurde 
er auf Verfügung der Justizdirektion als ungeheilt entlassen. 

Nach der Entlassung arbeitete W. ganze sechs Wochen als Schlosser; 
dann begann er seine Schwindeleien von neuem. Im Kanton A. wurde 
er bald darauf wegen Betruges zu einem Monat Gefängnis verurteilt. 
Nach Abbüßung der Strafe ließ ihn seine Heimatsgemeinde im Armenhaus 
versorgen und von dort im April 1897 nach der Anstalt R. transferieren. 

In R. hielt er sich anfänglich gut; aber bald kam der Schwindler 
wieder zum Vorschein. Seinen freien Ausgang hatte W. dazu benutzt, 
um in S. ein Verhältnis mit einem Mädchen anzuknüpfen und dieses 
zu schwängern. Auch in R. gelang es ihm einige Male durchzubrennen. 
Das zweite Mal konnte er erst nach mehreren Monaten wieder zurück¬ 
gebracht werden. Er war in der Zwischenzeit mit einem Frauenzimmer 
herumgezogen und hatte in Deutschland verschiedene Schwindeleien 
verübt. Bald darauf gelang es ihm nochmals zu entkommen und wieder¬ 
um monatelang den polizeilichen Nachforschungen zu entgehen. Er 
wurde schließlich festgenommen und wieder nach R. verbracht. 

Ende 1905 wurde W. mit behördlicher Genehmigung nach W. zu 
seinem Bruder entlassen. Dort trat er ins „blaue Kreuz“ ein. Später 
ging er nach S., wohnte bei seiner Mutter und arbeitete in einer Maschinen¬ 
fabrik. Wegen eines Unfalles mußte er die Arbeit einstellen und über¬ 
nahm dann eine Ausläuferstelle in einer Konditorei. Er fing wieder an, 
Alkohol zu trinken, und begann mit seinen alten Schwindeleien. Die 
Bezirksanwaltschaft ließ ihn wiederum im August 1906 zur Begutachtung 
seines Geisteszustandes ins Burghölzli verbringen. 

Das Gutachten bezeichnete den W. als einen intellektuell und moralisch 
defekten Schwindler mit pathologischer Anlage. Heilung des krankhaften 
Zustandes sei ausgeschlossen. 

Gestützt auf das Gutachten erkannte das Bezirksgericht auf Frei¬ 
sprechung wegen Unzurechnungsfähigkeit. W. appellierte an das Ober¬ 
gericht mit der Begründung, er sei geistig gesund und daher zu bestrafen. 
Das Obergericht wies aber die Appellation ab, da eine solche gegen 
ein freisprechendes Urteil unmöglich sei. 

Im Januar wurde W. 1907 wieder nach R. transferiert. 
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Im vorliegenden Fall fehlt es hauptsächlich an der durchaus 
notwendigen Verständigung und einem geregelten Verkehr zwischen 
den Verwaltungsbehörden und den Irrenärzten. Der W. wird mehr¬ 
mals gegen den ausdrücklichen Willen der Anstaltsdirektion ent¬ 
lassen, obschon die Art seiner Krankheit und sein ganzes Vorleben 
seine Gemeingefährlichkeit zur Evidenz beweisen. 

Die Irrenanstalten in ihrer jetzigen Einrichtung, bei der alles 
Gefängnismäßige nach Möglichkeit ausgeschaltet wird, sind für die 
Verwahrung dieses gefährlichen Menschen ganz ungeeignet. Immer 
wieder gelingt es ihm, aus der Anstalt auszubrechen und sich 
monatelang den polizeilichen Nachforschungen zu entziehen. 

7. 

R. N. von D. 

Betreffs hereditärer Belastung geht aus den Akten hervor, daß die' 
Mutter des N. an Hirn- und Lungenentzündung gestorben ist, manch¬ 
mal geistig verwirrt war und Suizidversuche gemacht hat. Seine 5 Ge¬ 
schwister sind alle nervös; die beiden Brüder sind vorbestraft wegen 
Betruges, Diebstahls u. dergl. 

N. selbst war ein intelligenter Schüler, fiel aber durch sein eigen¬ 
sinniges und jähzorniges Wesen auf. Nach Besuch der Alltags- und Er¬ 
gänzungsschule lernte er das Schuhmacherhandwerk, dann wurde er 
Handlanger bei Flachmalern und übernahm später selbständige Arbeiten. 
In beiden Berufen hat er nie etwas Ordentliches leisten können. 

Schon im Schulpflichtigen Alter zeigten sich seine verbrecherischen 
Anlagen. Als 12jähriger Knabe stahl er seinem Nachbar Kaninchen. 
Kaum hatte er diese Strafe abgebüßt, als er einem Kindermädchen das 
Portemonnaie mit 5 Fr. Inhalt auf raffinierte Weise entwendete. 

ln den Jahren nach 1893 mußte er wegen verschiedener Delikte, 
wie Betrug, Diebstahl, Unterschlagung, unbefugten Tragens von Waffen 
usw. mehr als 5 Jahre in Korrektionshäusern, Gefängnissen und Straf¬ 
anstalten zubringen. Alle Delikte, die N. beging, waren wohlüberlegt 
und zeugten von großer Frechheit und Brutalität. 

Trotz seiner Verbrecherlaufbahn gelang es N., sich 1893 zu ver¬ 
heiraten. Gegen seine Frau und seine Stiefkinder soll er immer recht 
gewesen sein. Auch sonst muß er sich eine Zeitlang besser gehalten 
haben, denn nach seiner Verheiratung kam er während längerer Zeit mit 
dem Strafgesetz nicht mehr in Konflikt. 

Im April 1899 wurde N. dem Burghölzi zur Begutachtung überwiesen, 
da gegen ihn die Beschuldigung vorlag, mit seiner 16jährigen Stief¬ 
tochter und mit dem Töchterlein seines früheren Mieters unzüchtige Hand¬ 
lungen vorgenommen zu haben. Gleichzeitig schwebte gegen ihn eine 
Klage wegen Betruges. 

Nach der Verhaftung benahm er sich zunächst ruhig; in seiner 
Zelle im Bezirksgefängnis aber geriet er in große Aufregung, rannte mit 
dem Kopf gegen die Wand, weinte, schrie, äußerte Zeichen von Größen- 
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wahn. Nach Untersuchung durch den Stadtarzt wurde N. ins Burghölzli 
verbracht. 

Das psychiatrische Gutachten kam zum Schlüsse, daß N. von jeher 
an moralischen Defekten (moral insanity) leide („einer jener moralisch 
verkümmerten Menschen, welche der Entwurf für ein schweizerisches 
Strafgesetzbuch in eine Bewahranstalt verweist“) und die zur Erkenntnis 
der Strafbarkeit der Tat erforderliche Urteilskraft nicht besessen habe. 
Dem Ersuchen der Staatsanwaltschaft um Abgabe eines definitiven Er¬ 
gänzungsgutachtens konnte die Direktion des Burghölzli nicht entsprechen, 
da es N. in der Neujahrsnacht 1900 gelungen war, mit einem Mitpatien¬ 
ten aus der Anstalt zu entweichen. Im März 1900 wurde er wieder 
eingeliefert. 

Im Ergänzungsgutachten wurde bemerkt, N. sei zurzeit unzurech¬ 
nungsfähig und seine dauernde Versorgung in einer Anstalt geboten. Die 
Staatsanwaltschaft sistierte aus diesen Gründen das Strafverfahren definitiv. 

Ende April 1900 entwich N. wiederum aus dem Burghölzli; wieder 
eingebracht, gelang es ihm im November 1900 nochmals zu entweichen. 
Er trieb sich dann während 5 Jahren in der Freiheit herum, ohne von 
der Polizei eingebracht zu werden. Die Direktion des Burghölzli hatte den 
N., als trotz ihrer Vorstellung in der Angelegenheit nichts erfolgte, als 
definitiv entlassen betrachtet, aber alle Verantwortlichkeit für die aus 
der freien Bewegung des N. entstehenden Schäden abgelehnt. Die Staats¬ 
anwaltschaft lehnte ihrerseits jede Verantwortlichkeit ab, da mit der Si¬ 
stierung jede Beziehung zwischen ihr und dem N. aufgehört habe, und 
es nicht in ihrer Kompetenz liege, einen gemeingefährlichen Geistes¬ 
kranken wieder in die Anstalt einzuweisen. N. lebte nun frei in Z. mit 
seiner Familie. 

Ende Dezember 1904 wurde er wieder verhaftet. Er hatte an Schul¬ 
mädchen unzüchtige Handlungen vorgenommen; auch wurden ihm wie¬ 
der verschiedene Eigentumsdelikte zur Last gelegt. Da er sich im Ge¬ 
fängnis unsinnig benahm, wurde er laut gerichtlichem Gutachten als gei¬ 
steskrank und an moral insanity leidend in den Heimatkanton abgeschoben 
und wiederum der Direktion des Burghölzli zur Begutachtung überwiesen. 

In diesem Gutachten wurde bemerkt, daß der moralische Schwach¬ 
sinn (moral insanity) immer noch fortbestehe und N. daher wieder als 
unzurechnungsfähig erklärt werden müsse. Im Februar 1907 entwich N. 
zum 4. Mal und nach seiner Wiedereinbringung zum 5. Mal aus der 
Anstalt. Da er von der Polizei nicht eingebracht werden konnte, wurde 
er von. der Direktion des Burghölzli wiederum als entlassen betrachtet. 

N. trieb sich nun wieder frei herum und konnte erst im Februar 
1915 (!) wieder festgenommen werden. In der Zwischenzeit hatte er sein 
kriminelles Treiben fortgesetzt. 

Im Mai' 1909 knüpfte N. unter falschem Namen mit einer Witwe B. 
in S. ein Liebesverhältnis an, das nicht ohne Folgen blieb. Er veranlaßte 
sie unter verschiedenen falschen Angaben, die sich auf die Sicherung 
seiner Zukunft im Hinblick auf die nahe Heirat bezogen, ihm vom Juni, 
bis November 1909 Darlehen im Gesamtbetrag von 800 Fr. zu gewähren 
Als das Konkubinat zwischen den beiden im November 1909 polizeilich 
aufgelöst werden sollte, machte der N. sich davon. 
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Er wandte sich zunächst nach G. zu Verwandten der Witwe B., um 
von diesen unter falschem Vorwand Geld zu erschwindeln. Dann hielt 
er sich an verschiedenen Orten auf und wußte immer geschickt zu ver¬ 
schwinden, sobald die Polizei auf ihn aufmerksam wurde. 

Im Jahre 1910 klagte die Wwe. B. gegen N. auf zivilrechtlichem 
Wege wegen Vaterschaft und Verlöbnisbruch. N. erschien natürlich 
nicht zu den Gerichtsverhandlungen. Das Bezirksgericht anerkannte die 
Klage auf Brautkindschaft. 

Im Winter 1914/15 hielt sich N. unter falschem Namen in A. auf, 
wohnte dort bei einer Frau K-, die zur jener Zeit mit ihrem Manne in 
Scheidung lag. N. wußte mit ihr ein intimes Verhältnis anzufangen und 
unter falschen Angaben Geld von ihr zu unterschlagen. Auch von ihrem 
Stiefvater wußte er unter allerlei falschen Vorspiegelungen eine Summe von 
900 Fr. zu entlocken. 

Am 15. Februar 1915 gelang es der Polizei endlich, den N. in der 
Umgebung von Z. zu verhaften und der Bezirksanwaltschaft M. zum 
Zweck der Strafuntersuchung zuzuführen. Da der Untersuchungsbehörde 
bekannt war, daß N. in zwei Gutachten der Direktion des Burghölzli 
für unzurechnungsfähig erklärt worden war, ließ man ihn zwecks Ein¬ 
holung eines neuen Gutachtens wieder dorthin verbringen. 

Während seines Aufenthaltes im Burghölzli denunzierte sich N. selbst 
zweier schwerer Verbrechen. Er soll mit einem Komplizen zusammen 
einen Herrn ausgeraubt haben; dann hätten sie gemeinsam einen homo¬ 
sexuellen Kurgast auf einen Berg gelockt und dort einen Raubmord an 
ihm begangen. Im übrigen behauptete er, seine Geisteskrankheit immer 
simuliert zu haben und geistig normal zu sein. Das psychiatrische Gut¬ 
achten stellte fest, daß N. immer noch an moral insanity leide und zu 
den unheilbaren Verbrechern gehöre. Man habe gewöhnlich diese mora¬ 
lisch Defekten als gemeingefährliche Unzurechnungsfähige zum Schutze 
der Gesellschaft in einem Irrenhause verwahrt. Da nun diese Leute 
raffinierter und gefährlicher geworden seien, könnten die Irrenanstalten 
bisherigen Stils nicht mehr genügen. Die fünfmalige Entweichung aus 
der Anstalt und die Tatsache, daß es den Polizeiorganen jahrelang nicht 
gelungen sei, des N. habhaft zu werden, bewiesen die absolute Insuf¬ 
fizienz des frühem Vorgehens. 

Das Gutachten kommt dann zum Schluß, den N. für zurechnungs¬ 
fähig zu erklären; hauptsächlich aus dem Grunde, weil die Irrenanstalten 
nicht dafür bestimmt und geeignet seien, derartige gefährliche Menschen 
aufzunehmen. Daneben wird auf die Rechtssprechung des Reichsgerichtes 
fiingewiesen, das mehrmals dahin entschieden habe, daß der moralische 
Defekt als solcher die Zurechnungsfähigkeit nicht beeinträchtige. 

Wieder in die Untersuchungshaft zurückgebracht, benahm sich N. 
ganz unsinnig. Er verbarrikadierte sich in seiner Zelle, verweigerte jede 
Nahrung und machte auch einen Selbstmordversuch. Im weitern beschul¬ 
digte er sich, im Sommer 1910 einen Gasthof angezündet und eine 
Flau um 40 Fr. betrogen zu.haben. 

Im Mai 1915 wurde N. nochmals zur Begutachten seines Geistes¬ 
zustandes ins Burghölzli verbracht. Auch das neue Gutachten erklärte 
ihn für zurechnungsfähig. Im September 1915 wurde er vom Schwur- 
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gericht zu 4 Jahren Arbeitshaus und vierjähriger Einstellung im Aktiv¬ 
bürgerrecht verurteilt. 

Der Fall N. zeigt mit erschreckender Deutlichkeit das krimi¬ 
nelle Treiben eines moralisch Defekten, vor dem die Gesellschaft 
nur in ganz ungenügender Weise geschützt wird. Die modernen 
Irrenanstalten mit ihrem krankenhausartigen Charakter sind für die" 
Verwahrung derart gefährlicher Kranken durchaus ungeeignet; es 
gelingt dem N. nicht weniger als 5 mal, aus der Anstalt zu entwei¬ 
chen. Den Irrenärzten bleibt zuletzt kein anderes Mittel, als den 
N., obwohl er in medizinischem Sinne als krank betrachtet werden 
muß, doch als zurechnungsfähig zu erklären, damit die Gesellschaft 
doch wenigstensfürdie Zeit seiner Strafverbüßungvor ihm geschützt ist. 

Es ist auch auffällig, daß sich die Polizeiorgane trotz jeweils 
erfolgter sofortiger Anzeige der betr. Anstaltsdirektion und steck¬ 
brieflicher Ausschreibung nicht intensiver mit diesem Gemeinge¬ 
fährlichen befassen, sondern ihn nach seinerß. Entweichung während 
5 Jahren (!), nach seiner 5. Entweichung sogar während 8 Jahren (!) 
frei herumlaufen lassen. 

Wenn N. im September 1919 seine Strafe abgesessen hat, muß 
er wieder auf die Gesellschaft losgelassen werden, denn die heute 
geltenden Gesetze geben dem Strafrichter kein Mittel in die Hand, 
diesen Gemeingefährlichen noch weiterhin zu verwahren. N. wird 
sein kriminelles Treiben fortsetzen und durch Annahme falscher 
Namen und Wechsel des Wohnortes jeweilen geschickt zu ver¬ 
schwinden wissen, wenn die Polizei auf ihn aufmerksam wird. 

8 . 

K. V. von Th. 

V. ist erblich belastet. Seine Mutter war geistig nicht normal, deren 
Bruder geisteskrank. Seine Brüder galten als Starrköpfe. 

V. wurde als Kaufmann ausgebildet und verbrachte mehrere Jahre 
in Frankreich. Im Jahre 1871 scheint er einen Anfall von Schwermut 
durchgemacht zu haben. Im gleichen Jahre heiratete er eine rechtschaffene 
Frau, deren Vermögen er durch unglückliche Spekulationen in einigen 
Jahren durchbrachte. Da V. oft arbeitsunfähig war, erlernte sie den Beruf 
einer Hebamme, mit dem sie sich und ihre Kinder selbständig durch¬ 
brachte. Nach und nach wurde das Zusammenleben der Ehegatten schlechter, 
da V. auch in den relativ guten Zeiten nur unregelmäßig arbeitete und 
ein unsittliches Leben führte. Schließlich wurden die Ehegatten geschieden. 

Im Oktober 1880 verleumdete V. einen Rechtsanwalt, indem er 
behauptete, dieser habe ihm für eine unreelle Handlung Schmiergelder 
versprochen. Er wollte sich vor Gericht herauslügen, wurde aber wegen 
Verleumdung zu Gefängnis und Buße verurteilt. 
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Im Februar 1881 wurde V. vom Schwurgericht wegen Unterschla¬ 
gung und Betrugsversuches zu 6 Monaten Gefängnis und Buße verur¬ 
teilt. Während der Haft trat bei ihm eine geistige Erkrankung ein, derent¬ 
wegen er Mai 1881 ins Burghölzli verbracht wurde. 

Nach seiner Entlassung, die nach völliger Beruhigung im Januar 1882 
staHfand, soll sich V. gut gehalten und in einem Geschäft als Buchhalter 
gearbeitet haben. 

Mit der Zeit wurde er wieder erregter, fing an, unsolid zu leben 
und Päderastie zu treiben. Im Februar 1886 wurde er verhaftet, weil 
er einen jungen Mann zum homosexuellen Verkehr in eine Badanstalt 
mitgenommen hatte. Das im Verlauf der Strafuntersuchung erstattete 
psychiatrische Gutachten kam zum Schlüsse, daß sich V. zur Zeit der Tat 
noch nicht im Vorstadium der später wieder ausgebrochenen Manie be¬ 
funden habe, daß er aber auch in den guten Zwischenpausen geistig 
geschwächt und deshalb vermindert zurechnungsfähig sei. V. wurde mit 
3 Wochen Gefängnis und Buße bestraft. 

Kurz nach diesem Delikt war V. nach Österreich verreist, um sich 
dort an abenteuerlichen Unternehmungen zu beteiligen. Ohne gerade 
ein Delikt begangen zu haben, mußte er in W. polizeilich abgefaßt und 
in einer psychiatrischen Klinik versorgt werden, da wieder ein Anfall von 
Geisteskrankheit bei ihm ausgebrochen war. 

Im Zustande großer manischer Erregung wurde V. ins Burghölzli 
transferiert. Dort trat langsame Besserung ein, und im Dezember 1886 
konnte er als völlig geheilt entlassen werden. 

Schon 2 Monate später machte er sich wieder straffällig, indem er 
in recht ungeschickter Weise bei einer ihm bekannten Familie eine goldene 
Damenuhr entwendete. Wegen der kurz vorher überstandenen geistigen 
Störung wurde V. wieder zur Beobachtung ins Burghölzlr verbracht. In 
dem erstatteten psychiatrischen Gutachten wurde erklärt, daß V. zur Zeit 
der Tat stark vermindert zurechnungsfähig gewesen sei, daß eine Strafe 
bei ihm nichts nütze, und dauerndes Unschädlichmachen am Platze sei. 
V. wurde daraufhin zu 2 Monaten Gefängnis verurteilt; sichernde Maß¬ 
nahmen gegen ihn wurden aber nicht ergriffen. 

Im Juni 1894 trat bei V. wieder ein Anfall manischer Erregung auf, 
sodaß man ihn wieder ins Burghölzli verbringen mußte. Nach einem 
halben Jahre beruhigte er sich wieder und konnte als ganz geordnet 
entlassen werden. 

Im August 1896 wurde eine Strafanzeige gegen V. wegen verschie¬ 
dener von ihm begangener päderastischer Handlungen gestellt. Außer¬ 
dem schwebte ein Betrugsprozeß im Kanton B. Die Auslieferung nach 
B. wurde aber verweigert. V. mußte neuerdings zur Begutachtung in 
die Irrenanstalt Burghölzli eingewiesen werden. Inden folgenden Monaten 
wurde auf das Gutachten der Direktion hin die Strafverfolgung sistiert, 
aber die dauernde Bevormundung eingeleitet. Während der Verhand¬ 
lungen über eine eventuelle Entlassung des V. gelang es diesem, aus 
der Anstalt zu entweichen und nach Frankreich zu entfliehen. Er wurde 
dort wegen Vagabondage polizeilich abgefaßt und, nachdem er aus Frank¬ 
reich abgeschoben worden war, wieder ins Burghölzli gebracht. 
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In einem Gutachten vom August 1898 äußerte sich die Direktion 
des Burghölzli dahin, daß V. in den lucida intervalla zwischen den manischen 
Anfällen trotz weitgehendem moralischem Defekt wohl medizinisch als 
von der geistigen Norm abweichend, nicht aber juristisch als geisteskrank 
zu betrachten sei. Man solle ihn unschädlich machen und wenn mög¬ 
lich in einer Anstalt versorgen; aber die Irrenanstalt sei bei den gegen¬ 
wärtigen Verhältnissen nicht für derartige Menschen bestimmt. Man solle 
ihn daher unter möglichster Wahrung der Interessen der Gesellschaft 
aus der Anstalt entlassen. Darauf entschied die Justizdirekion im 
November 1898, V. sei unter Überwachung durch seinen Vormund aus 
der Anstalt zu entlassen. 

Im Jahre 1901 mußte sich V. schon wieder vor Gericht verantworten 
wegen Pfändungsbetruges; er wurde zu 2 Wochen Gefängnis verurteilt. 
Im Oktober 1906 zertrümmerte V. in einem neuen Anfall akuter Erregung 
das Mobiliar seiner Wohnung. Auch im Burghölzli, wohin man ihn 
wieder verbracht hatte, war er anfangs sehr aggressiv und erregt. Nach 
halbjährigem Aufenthalt erholte sich V. wieder gänzlich und wurde im 
Juni 1907 von seinem Vormund mit Bewilligung der Justizdirektion aus 
der Anstalt herausgenommen. Schon 3 Tage nach seiner Entlassung 
kam V. wieder mit dem Gesetze in Konflikt und wurde wegen Körper¬ 
verletzung mit Buße bestraft. 

Im Jahre 1909 erschien V. als Gehilfe bei einem Darlehensschwindel. 
Da aber der Haupttäter nicht polizeilich beigebracht werden konnte, mußte, 
auch die Klage gegen V. fallen gelassen werden. Im März 1911 gab 
V. neuerdings Anlaß zum Einschreiten der Strafuntersuchungsbehördte, 
mangels Beweises wurde aber die Strafuntersuchung sistiert. Im Ok¬ 
tober 1911 gelang es dem V., einen etwas schwachsinnigen Landwirt in 
raffinierter Weise zu betrügen. Im November 1911 forderte die Bezirks¬ 
anwaltschaft von der Direktion des Burghölzli ein neues Gutachten, 
das sich speziell über die weitere Versorgung des V. aussprechen sollte. 

Das ausführliche psychiatrische Gutachten erklärte, daß V. ein mora- 
lich defekter Mensch sei, der an einer periodischen Geisteskrank¬ 
heit (wahrscheinlich manisch- depressivem Irresein) leide. Ein bestimmtes 
Urteil die Unzurechnungsfähigkeit des V. zur Zeit der Tat könne 
erst nach dem Abklingen der gegenwärtigen Manie abgegeben werden. 
Auf Grund dieses Gutachtens sistierte die Staatsanwaltschaft vorläufig die 
Strafuntersuchung. 

Das im Mai 1913 erstattete Ergänzungsgutachten kam zum Schlüsse, 
daß V. aus praktischen Gründen zur Zeit des letzten begangenen Deliktes 
für unzurechnungsfähig erklärt werden müsse. Er sei während der lucida 
intervalla nicht unbedingt irrenanstaltsbedürftig. Vor seiner Entlassung 
sei aber dafür zu sorgen, daß die Vorbedingungen für eine konsequente 
Beaufsichtigung erfüllt seien. Daraufhin wurde von der Staatsanwaltschaft 
das Verfahren definitiv sistiert. 

Ein Entlassungsgesuch des Vormundes von V. wurde von der Justiz¬ 
direktion abgewiesen, da nicht die nötigen Kautelen für eine geeignete 
Überwachung beigebracht werden konnten. 

1915wurde V. entlassen. Bald darauf aber mußte er wegen eines 
neuerdings ausgebrochenen manischen Schubes wieder interniert werden. 
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Der Strafrichter hat kein anderes Mittel in der Hand, als den 
vermindert zurechnungsfähigen V. milder zu bestrafen. Erst nach¬ 
dem dieser bereits mehrere Strafen abgesessen hat, wird die dauernde 
Bevormundung über ihn ausgesprochen, obschon bereits früher 
auf seine Gefährlichkeit hingewiesen und seine dauernde Unschäd¬ 
lichmachung dringend gefordert worden ist. 

Die Irrenanstalten sind nicht für die dauernde Verwahrung von 
moralisch Defekten bestimmt. Wenn V. auch nicht immer anstalts- 
bedürftigpist, so sollte er doch besser beaufsichtigt und bewacht 
werden, als dies sein Vormund bis jetzt getan hat. 

9. 

Emma G. von N. 

Das Mädchen G. wuchs in ärmlichen Verhältnissen als das älteste 
von 14 Geschwistern auf. In der Schule soll es nach Angabe der Eltern 
von Anfang an sowohl im Betragen wie auch in den Leistungen zu 
Klagen Anlaß gegeben haben. 

Als die G. 10 Jahre alt war, fiel es den Nachbarn auf, daß das Mäd¬ 
chen soviel Schleckereien mit sich herumtrug, die es auch an andere 
Kinder verschenkte. Dem Vater gegenüber gestand es schließlich, daß 
es dies# Sachen von einem reichen Bauern H. erhalten habe. Die Nach¬ 
forschungen des Vaters ergaben bald, daß H. mit ihr unzüchtige Hand¬ 
lungen vorgenommen hatte. Er ging deshalb zu diesem H., um mit 
ihm durch Zahlung einer Geldsumme für den Mißbrauch des Mädchens 
.abzumachen“. H. erhängte sich aus Verzweiflung in der nächsten Nacht. 

Darauf taten die Eltern das Mädchen des Skandals halber zu seiner 
Großmutter. Dort soll es sich schlecht benommen haben; es log viel, 
kaufte und stahl Schleckereien und ärgerte die Verwandten derart, daß diese 
nach kaum einem Jahre erklärten, sie könnten das Kind nicht länger 
behalten. Deswegen kam es wieder zu seinen Eltern. 

Im Juni 1908 machte der Vater G. bei der Behörde Anzeige, daß 
seine Tochter lm 6. Monat schwanger sei, und leitete gleichzeitig Zivil¬ 
klage ein gegen den 65jährigen Kutscher L., von dem die G. erklärte, 
er habe sie 3 mal in einem Keller geschlechtlich mißbraucht. Der L. 
wurde, sofort unter dem Verdacht der Notzucht verhaftet, bestritt aber, 
je eine unzüchtige Handlung mit dem Kinde vorgenommen zu haben. 

Die G. machte vor dem Untersuchungsrichter genaue Angaben; wie 
sie von L. in den Keller gelockt und dort mißbraucht worden sei, und hielt 
diese Behauptung auch bei einer Konfrontation mit dem Angeklagten L. 
in allen Teilen aufrecht. 

Der Vater G., ein damals 37jähriger Mann, nahm sich sehr seiner 
Tochter an, begleitete sie stets zu den Einvernahmen, bei denen er als 
der natürliche Vormund der Tochter zugegen sein durfte. Er richtete auch 
Eingaben an das Gericht, in denen er seiner Entrüstung über den Wüst¬ 
ling L. Ausdruck gab und dessen exemplarische Bestrafung verlangte. 

Die von der Untersuchungsbehörde über die Familie G. eingezogenen 
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Erkundigungen lauteten günstig, besonders auch die Äußerungen des 
als sehr erfahren geltenden Pfarrers der Gemeinde. 

Die Untersuchungs- und Anklagebehörden entschieden sich nun¬ 
mehr dafür, daß bei dem guten Leumund der Familie G. und der G. 
selbst anzunehmen sei, es habe ein sexueller Mißbrauch durch den L. 
stattgefunden. Dagegen sei ausgeschlossen, daß das Mädchen ernstlichen 
Widerstand geleistet habe, was ihr bei der Art des Deliktes mit ihrer 
kräftigen Konstitution und bei der Schwäche des Angreifers wohl möglich 
gewesen wäre. 

In dem mit der Strafuntersuchung gleichzeitig schwebenden Zivil¬ 
prozeß wegen Zuerkennung der Vaterschaft des unterdessen gebomen 
Knaben an den L. anerkannte das Gericht in 1. Instanz, trotz des An¬ 
trages des Beklagten, eine Person wie die G. nicht zum persönlichen 
Zeugnis zuzulassen, ihre Angaben und verurteilte den L. zu der Aner¬ 
kennung der Vaterschaft und Bezahlung der Alimente. 

Der Verteidiger des L. appellierte an die 2. Instanz. In der Zwischen¬ 
zeit beging die G. am 19. Dezember 1908 einen Diebstahl. Sie nahm 
in einem Schuhladen eines benachbarten Dorfes ein Paar Schuhe mit und 
stahl zugleich noch ein 2. Paar. In der folgenden Strafuntersuchung 
gab der Gemeinderat des Wohnortes der G. ein Zeugnis ab, worin diese 
als „auffallend verstockt und minderbegabt“ bezeichnet wird. Der An¬ 
walt des Mädchens äußerte sich dem Vater des Mädchens gegenüber, 
das Kind sei gewiß schwachsinnig und sollte in eine Erziehungsanstalt 
eingewiesen werden. Das Gericht war aber nicht dieser Ansicht und 
verurteilte die G. zu 8 Tagen Einzelhaft. 

Nun folgte die Verhandlung des Zivilprozesses vor dem zweitinstanz¬ 
lichen Gericht. Die Einwendungen des Anwaltes des Beklagten L. wurden 
vom Gerichte für belanglos erklärt. Der von der G. unterdessen ver¬ 
übte Diebstahl trage so den Stempel der Plumpheit an sich, „daß man 
der Klägerin zweifelsohne Unrecht tun würde, wenn man ihr wegen dieses 
Fehltritts die Glaubwürdigkeit absprechen würde“. Das erstinstanzliche 
Urteil wurde bestätigt, und der L. hatte sämtliche Kosten zu tragen. 

In der nun folgenden Verhandlung vor dem Strafgericht erklärte ein Zeuge 
die G. als eine durchaus lügenhafte, verstockte Person, die viel unsitt¬ 
liche Reden führe. Das Gericht legte aber diesen Aussagen keine Wich¬ 
tigkeit bei und verurteilte den L. wegen Verführung einer Minderjährigen 
zu Gefängnis, Tragung aller Kosten und Entschädigung für „tort moral“. 

Im Oktober 1910 machte die G. durch den Pfarrer bei der Behörde 
Anzeige: „ihr Vater habe sie seit ihrem 12. Jahre geschlechtlich mißbraucht 
und J seit ihrem 14. Jahre den Beischlaf mit ihr vollzogen. Als sie in 
die Hoffnung gekommen sei, habe er sie bestimmen können, den L. 
als Täter anzugeben. In Wirklichkeit habe dieser nie das geringste Un¬ 
sittliche mit ihr gemacht.“ 

Vater und Tochter wurden verhaftet. Die Tochter blieb bei ihren 
Aussagen, und auch der Vater G. mußte zuletzt zugeben, daß er sich 
oft an dem Kinde, das sich durchaus nicht wehrte, befriedigt habe. 

In diesem Stadium wurde von der Staatsanwaltschaft von der 
Direktion der Irrenanstalt Burghölzli ein psychiatrisches Gutachten einge¬ 
fordert. Der Psychiater konnte ohne Schwierigkeit konstatieren, daß es 
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sich bei der G. um eine ausgesprochen Schwachsinnige handle, die 
intellektuell und moralisch gleich tief stehe. Das Gutachten kam zum 
Schluß, daß bei der G. zur Zeit der Ablegung des falschen Zeugnisses 
die Einsicht in die Strafbarkeit der Tat infolge des intellektuellen Defektes 
sehr vermindert, die Fähigkeit der Selbstbestimmung im Sinne des Ge¬ 
setzes aber infolge des übermäßigen Zwanges des sie stets bedrohenden 
Vaters und ihrer mangelhaften moralischen Widerstände aufgehoben war. 

Die Verurteilung des L. wurde im Restitutionsverfahren annulliert 
und er wurde infolge der entlastenden Aussage der G. und ihres Vaters 
freigesprochen; der Vater G. aber erhielt wegen Blutschande, Notzucht 
und falschen Zeugnisses 2 1 /a Jahre Zuchthaus. 

Von einer Bestrafung der G. wurde auf Grund des psychiatrischen 
Gutachtens abgesehen und sie selbst in die Irrenanstalt Burghölzli ein¬ 
gewiesen. Gegen den Rat der Anstaltsdirektion wurde sie dann auf 
Begehren ihrer Heimatgemeinde im Januar 1914 in eine Besserungsan¬ 
stalt für gefallene Mädchen im Kanton S. überführt. Nach kurzer Zeit 
mußte sie aber von dort wegen unbotmäßigen und erregten Gebarens 
in die Irrenanstalt K. überführt werden. 

Nach kurzer Zeit wurde sie aber wieder aus K- entlassen, und zwar 
auf Betreiben der Heimatgemeinde. Sie trieb sich nun an verschiedenen 
Orten bei Verwandten herum, ohne richtig zu arbeiten. Eine Zeitlang 
war sie in F. und soll dort an einer Fastnacht mit mehreren Burschen 
geschlechtlich verkehrt haben. Am andern Morgen kam sie betrunken 
und ganz verwildert nach Haus und gebärdete sich derart, daß man sie 
nach dem Spital bringen mußte, wo sie nach 14 Tagen wegen Platzmangels 
entlassen wurde. Man meldete hierauf der Gemeinde, sie müsse sich 
der G. annehmen. Die Gemeindebehörden wollten'sie wieder in einer 
Besserungsanstalt unterbringen, wo aber die Aufnahme nach den früher 
gemachten Erfahrungen abgelehnt wurde. Daraufhin erklärte die Gemeinde, 
das Mädchen solle nur wieder zum Vater G., der inzwischen probeweise 
aus der Strafanstalt entlassen worden war.(!) Die Mutter G. konnte dies 
aber nicht zulassen, da sie sich d^n Irrenärzten schriftlich verpflichtet 
hatte, daß während der probeweisen Entlassung des Vaters das Mädchen 
- nicht ins Haus komme. 

Die G. hielt sich nun wieder an verschiedenen Orten auf, verpraßte 
ihren Lohn auf die dümmste Weise und stahl mehrmals ihren Verwandten 
kleinere und größere Beträge. Die Mutter G. wurde von diesem Treiben 
verständigt. Als die G. wußte, daß ihre Mutter am nächsten Tage ein- 
treffen werde, geriet sie ip große Aufregung, schlug um sich und lärmte 
derart, daß man sie nach dem Kantonsspital und von dort am 12. April 1914 
ins Burghölzli verbringen mußte. Anfangs Mai 1913 wurd sie wieder 
nach der Anstalt K. transferiert. 

Es ist auffällig, daß die richterlichen Behörden im Verlaufe des 
Prozesses den ausgesprochenen Schwachsinn der G. nicht erkannt 
und auch den Aussagen, welche auf ihre Unglaubwürdigkeit als 
Zeugin hinwiesen, keine Bedeutung zugemessen haben. / 

Die Gemeindebehörden legen ein ganz unqualifizierbares Be¬ 
nehmen an den Tag. Sie erzwingen die Entlassung der G. aus 
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der Irrenanstalt gegen den Willen der Anstaltsdirektion und bringen 
sie dann in ganz ungeeigneten Anstalten unter. Schließlich wollen 
sie die Mutter der ö. zwingen, das Mädchen zu seinem Vater, der 
mit ihm jahrelang Mißbrauch'getrieben hat, zurückzusenden.(l) 

10 . 

J. B. von Z. 

Im 2. Lebensjahre machte B. eine schwere Gehirnkrankheit mit 
epileptiformen Anfällen durch, von der er sich nur langsam erholte. 
Er blieb dann in der geistigen und körperlichen Entwicklung zurück. 
Schon in den untersten Klassen der Schule zeichnete er sich durch 
Lügen und Stehlen vor den andern Kindern aus. Mit 12 Jahren stahl 
•er aus einem Laden 10 Fr. und vergrub das Geld; er gestand den 
Diebstahl erst, nachdem er lange bearbeitet worden war. 

Mit 13 Jahren stahl B. aus einer Ladenkasse 115 Fr., um sich 
ein Velo zu kaufen. Dafür kam er dann während 2 Jahren in die 
Korrektionsanstalt R. Als 15-Jähriger trat B. nochmals in die Schule 
ein, wo es ihm aber so schlecht wie früher erging. 

B. kam dann an verschiedene Orte in die Lehre, wurde aber 
überall nach kurzer Zeit wegen Unbrauchbarkeit infolge schlechten Be¬ 
tragens wieder fortgejagt. 1906 wurde er wegen wiederholten ein¬ 
fachen Diebstahls zu 10 Fr. Buße, 1907 wieder wegen Diebstahls zu 
einem Monat Einzelhaft verurteilt. 

Kurz nach Verbüßung dieser Strafe verkaufte B*. gestohlene Metall¬ 
bestandteile an einen Alteisenhändler. Er kam deshalb wieder in Straf¬ 
untersuchung, in deren Verlauf er zur Beobachtung in die Irrenanstalt 
Burghölzli eingewiesen wurde. Die Psychiater stellten fest, daß B. 
an Dementia praecox leide und infolge dieser Krankheit für seine 
Delikte unzurechnungsfähig gewesen sei. Gleichzeitig wurde erklärt, 
daß B. dauernd gemeingefährlich und der Aufsicht bedürftig sei. 

Der Vater des B. fing nun bald an, gegen die dauernde Inter¬ 
nierung zu protestieren, und fand schließlich einen Korbwarenfabrikanten, 
der den B. zu sich nehmen und beaufsichtigen wollte. Mit Ge¬ 
nehmigung der Justizdirektion wurde B. anfangs Mai 1908 als unge- 
bessert entlassen. Im Oktober 1908 teilte der Fabrikant der Justiz¬ 
direktion mit, daß B. sich nicht als zuverlässig erwiesen habe und 
deshalb von ihm entlassen werden müsse. Der Vater B. fand es nicht 
einmal für nötig, diese Briefe zu beantworten. 

Da B. inzwischen wieder Unterschlagungen und Veruntreuungen 
begangen hatte, wurde" er Ende September 1909 verhaftet, und der 
Fall dem kantonalen Irreninspektor zur Beaufsichtigung überwiesen. 
Dieser stellte den Antrag, den B. in die Pflegeanstalt R. einzuweisen 
und ihn bevormunden zu lassen. Das Waisenamt ernannte einen 
außerordentlichen Vormund, der Vater B. aber protestierte durch einen 
Anwalt gegen die Internierung seines Sohnes und setzte es durch, daß 
dieser nicht nach R. gebracht wurde. 

Ohne Wissen der Behörde ließ sich B. in ü. nieder. Dort be¬ 
trog er seine Logisgeber, weswegen er 8 Tage in Haft saß. Während 
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die Züricher Justizdirektion beschloß, den B. nun doch nach R. ein¬ 
zuweisen, und ein schriftlicher Meinungsaustausch zwischen den Regie¬ 
rungen von Zürich und G. anfing, hatte B. bereits wieder mit Wissen 
des Vaters hinter dem Rücken der Behörde den Kanton G. verlassen 
und sich nach Z. gewandt, wo er einer Frau den Ehering ihres Mannes 
und einem Uhrmacher zwei Uhren entwendete. 

B. wurde verhaftet und gab die Diebstähle vor dem Untersuchungs¬ 
richter zu, erklärte aber gleichzeitig, er sei gar nicht geisteskrank und 
habe früher simuliert, um dem Verhaft zu entgehen. Der betreffende 
Bezirksanwalt glaubte diesen Aussagen und hielt es für unnötig, die 
Frage der Zurechnungsfähigkeit einem Arzte vorzulegen. Nach ab¬ 
geschlossener Strafuntersuchung wurde B. entsprechend dem Regierungs- 
beschlusse der Pflegeanstalt R. zugeführt. Am 20. Oktober 1910 er¬ 
schien B. vor dem Bezirksgericht zur Verhandlung, wurde hier, wieder 
ohne Expertise, zu 2 Monaten Gefängnis verurteilt und nicht mehr in 
die Anstalt R. zurückgelassen. Ja, man ließ ihn sogar bis zum Straf¬ 
antritte einstweilen frei nach Hause gehen. (!) 

Anfangs November 1910 wurde B. ins Bezirksgefängnis verbracht. 
Dort fing er plötzlich an, ununterbrochen im lautesten Tone zu beten, 
so daß er in die Irrenanstalt Burghölzli verbracht werden mußte. Das 
psychiatrische Gutachten erklärte die Diagnose des früher erstatteten 
Gutachtens für vollauf bestätigt und forderte nochmals eine dauernde 
Internierung des B., da seine Gemeingefährlichkeit gewiß durch die 
gemachten Erfahrungen bestätigt worden seien. 

Auf Grund eines Restitutionsgesuches der Staatsanwaltschaft 
wurde vom Obergericht das bezirksgerichtliche Urteil aufgehoben. B. 
blieb im Burghölzli interniert. Der Vater fing nun bald wieder an, 
gegen diese Internierung zu protestieren. Ein Gesuch um Entlassung 
des B. vom Dezember 1910 wurde von der Justizdirektion abgewiesen. 
Auf Grund eines weitern Gesuches wurde aber die versuchsweise Ent¬ 
lassung des B. bewilligt; immerhin unter der Bedingung, daß der 
Vater B. alle pekuniäre Verantwortlichkeit' für seinen Sohn übernehme. 

B. soll nun als Hilfsarbeiter bei der Post angestellt sein. 

B. wird vom Gerichte als zurechnungsfähig zu Strafe ver¬ 
urteilt und vor seinem Strafantritte sogar noch frei nach Hause 
entlassen, trotzdem die richterlichen Behörden wissen müssen, 
daß er von den Irrenärzten für unzurechnungsfähig und dauernd 
gemeingefährlich erklärt und direkt aus der Irrenanstalt zur Ver¬ 
handlung vorgeführt worden war. 

Eine eigentümliche Rolle spielt auch der Vater des B., der 
dem Kranken noch eifrig hilft, aus der Irrenanstalt loszukommen 
und die Behörden zu hintergehen, obschon er dessen Gemein¬ 
gefährlichkeit genäu kennt. Das hindert aber anscheinend nicht, 
daß er auch noch zu dessen Vormund ernannt wird. (!) 

Archiv für Kriminologie. 70. Bd. 3 
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11. 

E. H. von R. 

Die H. gehört einer schwer belasteten Familie an, Großvater väter- 
licherlicherseits und ihr Vater waren schwere Trinker; die Verwandten 
mütterlicherseits zum Teil geisteskrank. Ihre debile Mutter hatte 
19 Geburten; von diesen sind 14 Kinder in jungen Jahren an unbe¬ 
kannten Ursachen gestorben. 

ln einem völlig zerrütteten Heim und ohne jede richtige Erziehung 
ist die H. autgewachsen. Sie war ein lebhaftes, wildes Mädchen, 
immer zu tollen Streichen bereit; daneben furchtbar starr und trotz- 
köpfig. Schon als Kind war sie überaus eitel und wollte immer die 
schönsten Kleider haben. Sie hat oft Kleinigkeiten entwendet, aber 
immer hartnäckig geleugnet. In der Schule interessierte sie sich für 
das Lernen und machte gute Fortschriite. Nach Austritt aus der 
Schule kam sie an verschiedene Stellen, im Jahre 1902 als Korre¬ 
spondentin in einen Kunstverlag in Z. Dort geriet sie unter den 
schlechten Einfluß einer Nebenangestellten, ließ sich von verschiedenen 
Herren aushalten und lebte sehr ausschweifend. Später sank sie noch 
tiefer, so daß sie zuletzt zur Dirne wurde. 

Im Mai 1904 wurde die H. auf Verlangen des Vormundes wegen 
Sittlichkeitsvergehen der heimatlichen Armenbehörde zugeführt. Sie 
entschloß sich dann freiwillig, in eine Anstalt einzutreten, mußte aber 
bald darauf wegen Widersetzlichkeit entlassen werden. Von da an hat 
die H. den größten Teil der Zeit in den Strafanstalten zugebracht. 
Nach den Akten ergeben sich folgende Verurteilungen: 

1. Im Februar 1905 wegen einfachen Betrugs 3 Wochen Ge¬ 
fängnis. 

2. Im Juni 1905 wegen wiederholten einfachen Betrugs 3 Monate 
Gefängnis. 

3. Im April 1906 wegen einfachen Betrugs und Diebstahls 
6 Monate Gefängnis. (Die H. hatte Pensionskosten und Miete 
von Maskenkostümen nicht bezahlt und eine Uhr mit Kette gestohlen.) 

4. Im Dezember 1906 Wegen Diebstahls und Betrugs 10 Monate 
Arbeitshaus. 

5. Im August 1907 wegen falscher Anschuldigung 14 Tage Ge¬ 
fängnis als Zusatzstrafe. 

6. Im November 1907 wegen Diebstahls 3 Monate Gefängnis. 

7. Im Dezember 1907 wegen einfachen Diebstahls 10 Monate 
Arbeitshaus. Nach der Straferstehung kam sie an eine Stelle nach 
Z., lernte dort einen Mediziner kennen, wurde von ihm geschwängert 
und verlobte sich mit ihm. 

8. Im Januar 1909 wegen Diebstahls 4 Monate Gefängnis. 
(Sie hatte Wäsche von ihrer Hauswirtin gestohlen.) Nachdem sie diese 
Strafe abgesessen hatte, kam sie für 2 Jahre in eine Korrektionsanstalt, 
dann wieder an eine Stelle nach Z. 

9. Im März 1912 wegen einfachen Diebstahls 4 Monate Ge- 
fä ngnis. 

10. Im Juni 1912 wegen Versuchs des ausgezeichneten Diebstahls 
3 Monate Arbeitshaus. 
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11. Im November 1912 wegen Stehlen eines Haarzopfes 1 Jahr 
Arbeitshaus. 

12. Im Dezember 1912 wegen einfachen Diebstahls 14 Tage 
Zusatzstrafe. 

Anfangs März 1914 geriet die H. wieder in Strafuntersuchung 
wegen Betrugs und Diebstahls. Da nun endlich doch der Strafunter¬ 
suchungsbehörde der Geisteszustand der 12 mal vorbestraften (!) H. 
zweifelhaft erschien, wurde diese zur Beobachtung ins Burghölzli über¬ 
geführt. In dem psychiatrischen Gutachten wurde nun mit Sicherheit 
festgestellt, daß die H. schon seit vielen Jahren an Dementia praecox 
leide und deshalb die inkriminierten Handlungen im Zustande der Un¬ 
zurechnungsfähigkeit begangen habe. Im Interesse der menschlichen 
Gesellschaft müsse sie aber als dauernd gemeingefährlich interniert 
werden. Die H. befindet sich seither im Burghölzli. 

Es ist unbegreiflich, daß den Untersuchungsbehörden erst 
nach 12maliger Verurteilung der H. Zweifel über ihre Zurech¬ 
nungsfähigkeit aufgetaucht sind. Der Untersuchungsbeamte soll 
beim geringsten Zweifel an der Zurechnungsfähigkeit eines An¬ 
geschuldigten einen Irrenarzt beiziehen. Wie der vorliegende 
Fall zeigt, kann damit sowohl der Gesellschaft als auch dem 
betreffenden Geisteskranken viel Unangenehmes erspart werden. 

12 . 

J. K. von Z. 

J. K. von Z. hatte am 10. Juni 1904 um die Mittagstunde einen 
Gesandten auf offener Straße nach vorangegangenem Wortwechsel aus 
einem Revolver angeschossen und erheblich verletzt. Während der 
gegen ihn angehobenen Strafuntersuchung durch den Untersuchungs¬ 
richter erhoben sich Zweifel über die Zurechnungsfähigkeit deS Delin¬ 
quenten. Er wurde deshalb zur Begutachtung in die dortige Irren¬ 
anstalt und dann zwecks Einholung einer psychiatrischen Oberexpertise 
in die Irrenanstalt Burghölzli verbracht. 

Die beiden Gutachten gaben folgende Aufschlüsse über das Vor¬ 
leben des K. : 

Nach einer unaufgeklärten Vergangenheit hielt sich K. in den 
Jahren 1883—1886 im Ausland als Agent eines Labradoritwerkes auf. 
Im Jahre 1886 wurde er auf dem Administrativwege durch den dortigen 
Gouverneur ausgewiesen; nach Angabe der Behörden wegen schlechter 
Aufführung, nach seiner Behauptung, um ihm seinen Gewinnanteil an 
dem Labradoritunternehmen nicht auszahlen zu müssen. Ein Haus, 
das ihm eine angebliche Tante vermacht hatte, wurde verkauft und 
der Erlös zur Tilgung seiner Schulden verwendet. K. schätzte den 
ihm angeblich zugefügten Schaden auf 80000 Rubel, und um diese 
focht er fortab mit zäher Beharrlichkeit. 

Er ging zunächst nach K. und suchte von dort mit allen Mitteln, 
aber vergeblich die Aufhebung seiner Ausweisung zu erwirken. Trotz 
seiner Ausweisung kehrte K. noch zweimal zurück, wurde aber jedes- 
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mal erkannt und nach verbüßter Strafe über die Grenze geschafft. Er 
suchte nun seinen „Kampf ums Recht“ gegen die betreffende Regierung 
mit allen möglichen Mitteln anzufechten. In V. belästigte er einen 
Fürsten mit Bitten und Drohungen, reiste dann nach K-, um dort dem 
betreffenden Monarchen eine Bittschrift zu überreichen. Im Jahre 1894 
reiste K. nach England, um einem andern Fürsten seine Sache vorzu¬ 
tragen. 1895 wandte er sich an Kaiser Wilhelm, damit dieser bei 
dem ihm befreundeten Monarchen seine Angelegenheit vorbringe. Da¬ 
neben verfaßte K. noch eine zahllose Menge von Gesuchen, Tele¬ 
grammen und Schreiben an die Minister, die Mitglieder des Hofes, 
die Botschaft in W. usw., wußte auch seine Affäre in Zeitungen zu 
lanzieren. 

Im übrigen war K. seit 1891 in W., wo er hauptsächlich auf 
Kosten älterer Frauen lebte. Er wußte sie zu bewegen, mit ihm ein 
Verhältnis anzuknüpfen, um sie dann auf alle möglichen Arten auszu¬ 
beuten. So wußte er unter anderem eine Witwe zu veranlassen, durch 
seine Vermittelung eine Villa zu kaufen, um bei diesem Anlasse ohne 
ihr Wissen eine größere Summe auf die Seite zu schaffen. Eine 
andere Frau, mit der er ein intimes Verhältnis angeknüpft hatte, be¬ 
lästigte er, nachdem sie das Verhältnis abgebrochen hatte, mit allerlei 
Annäherungsversuchen. Schließlich verklagte er sie wegen Unter¬ 
schlagung. Da sich aber seine Beweismittet als plumpe Fälschung 
erwiesen, wurde er wegen Verleumdung zu 2 Jahren schweren Kerkers 
und dauernder Landesverweisung verurteilt. Während seines Aufent¬ 
haltes in W. war K. in beständigem Streiten und “Prozessieren be¬ 
griffen, ohne indessen eine eigentliche Geschäftstätigkeit entfaltet 
zu haben. 

Nach Absitzen seiner Strafe kam K. nach der Schweiz, wo er sich 
von 1901 bis 1903 aufhielt. Er lebte dort als „von K-“ und bekleidete 
die Stelle eines „Inspizienten und Generalvertreters des Bethanienbundes“, 
eines angeblich humanitären Vereins, der dann aber polizeilich auf¬ 
gelöst wurde, da sich seine Tätigkeit vor allem auf den Unterhalt der 
Vereinsfunktionäre selbst erstreckte. 

K. verschwand dann aus der Schweiz mit Hinterlassung von 
Schulden, reiste nach Ungarn und Italien, wo er einen Fürsten zu 
treffen vermeinte. In Südfrankreich will er von einem Mitglied des 
Hofes eine Empfehlung an den betreffenden Gesandten in der Schweiz 
erhalten haben. Darauf reiste er dorthin, um die Jagd nach seinem 
entrissenen Vermögen von neuem zu beginnen. Er verfolgte den 
Gesandten mit Bittschriften und Audienzen und später sogar mit 
Drohungen, mit einem „Ultimatum“. Im Herbst 1903 suchte er den 
Monarchen in D. auf, erhielt aber bloß Audienzen bei seinem Adju¬ 
tanten. In der Schweiz machte K. keine ernstlichen Versuche, etwas 
zu verdienen; er machte fortwährend Schulden und kam in eine unhalt¬ 
bare Lage, in welcher er dann das Attentat beging. 

Am 10. Juni 1904, gegen 1 Uhr nachmittags, traf K. den Ge¬ 
sandten auf der Straße. Es kam zu einer Auseinandersetzung zwischen 
den beiden, in welcher sich K. über die Behandlung seiner Angelegen¬ 
heit beklagte. Plötzlich feuerte er aus einem Revolver, den er während 
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der ganzen Unterredung in der Hand versteckt haben soll, auf den 
Gesandten und verletzte ihn schwer am Kopfe. Dann entfernte er 
sich langsam vom Tatorte, um sich dem nächsten Polizisten selbst 
zu stellen. 

Während der Strafuntersuchung wurde K- zwecks Begutachtung 
in die Anstalt M. und dann in die Anstalt Burghölzli (Zürich) ver¬ 
bracht. Die beiden Gutachten kamen übereinstimmend zu der Ansicht, 
daß K. an Verfolgungswahnsinn (paranoia queruians) leide. Auf Grund 
der formellen Schlußsätze der Obotexpertise wurde die Strafuntersuchung 
gegen K. sistiert und er selbst in M. interniert. Im Februar 1908 
wurde K- über die Grenze geschafft und den heimatlichen Behörden 
übergeben. Diese ließen sich von eigenen Psychiatern ein Gutachten 
über den Geisteszustand des K- anfertigen, und auf Grund dieses 
Gutachtens, das auch besonders die Gemeingefährlichkeit des K. be¬ 
tonte, wurde dieser in einer Irrenanstalt interniert. 

Im November 1908 gelang es ihm, aus der Anstalt zu entweichen. 
Er wurde aber bald wieder aufgegriffen und in die Irrenanstalt K- ein¬ 
geliefert. Von dort entsprang er im August 1909. 

K. erschien dann in Frankreich und wurde dort trotz beständiger 
Drohungen gegen die schweizerischen Behörden und erhaltener Infor¬ 
mationen von der Polizei und zwei Irrenärzten für unbedenklich ge¬ 
halten, bis er am 17. Juni 1910 auf den Legationssekretär einer 
Gesandtschaft ein Revolverattentat verübte, um sich für die ihm in 
jenem Lande zuteil gewordene Behandlung zu rächen. 

In der während der Strafuntersuchung eingeholten psychiatrischen 
Expertise wurde erklärt, der K. sei verantwortlich für seine Tat, leide 
jedoch ^an Verfolgungswahnsinn. 

Im Januar 1911 erschien K. vor dem Assisenhof unter der An¬ 
klage des Mordversuchs und des verbotenen Waffentragens. Die Ge¬ 
schworenen bejahten nur die Schuldfrage in bezug auf das verbotene 
Waffentragen. (!) Das Gericht erkannte auf eine kleine Buße und eine 
Gefängnisstrafe, die durch die Untersuchungshaft längst kompensiert 
war. (Ein interessantes Beispiel dafür, wie Tatsachen in der Presse 
entstellt werden können, bietet die bei den Akten der Krankengeschichte 
liegende Nummer des „Matin“ vom 11. Januar 1911 mit dem Bericht 
über die Verhandlungen vor den Assisen). Ferner wurde K. aus 
Frankreich ausgewiesen. 

Im Frühjahr 1911 sandte er von Italien aus einen Brief an den 
schweizerischen Bundesrat, der einen klassischen Bejeg für seinen 
Geisteszustand bildet. Er machte darin überhaupt jeden Schweizer¬ 
bürger für seine Forderungen persönlich verantwortlich und drohte Rache, 
wenn ihm nicht binnen bestimmter Frist Gerechtigkeit zuteil werde. 

Von Italien kehrte K. unter falschem Namen nach Österreich zu¬ 
rück und suchte dort eine nochmalige Prüfung seines Geisteszustandes 
zu erwirken. Er wurde verhaftet, und nochmals ein psychiatrisches 
Gutachten über ihn eingeholt. Auch dieses kam zur gleichen Ansicht 
wie die früheren schweizerischen und österreichischen Gutachten und 
forderte dauernde Versorgung wegen Gemeingefährlichkeit. 
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K. wurde zunächst, in die Irrenanstalt S. verbracht, von dort dann 
nach der Irrenanstalt K. transferiert. Dort machte er im Jahre 1912 
ein Revolveratteritat auf einen Arzt und tötete ihn. Seit 1913 befindet 
sich K. in der Anstalt H. 

K. ist infolge seiner paranoischen Wahnideen im höchsten 
Grade gemeingefährlich. Das beweisen am besten seine Revolver¬ 
attentate. Die Irrenanstalten sind für die Verwahrung dieses 
gefährlichen Kranken durchaus ungeeignet; immer wieder gelingt 
es diesem auszubrechen. 

Es ist eigentümlich, daß K. von der französischen Polizei 
trotz erhaltener Informationen für unbedenklich gehalten und in 
dem Gutachten von zwei französischen Psychiatern sogar als 
geistig gesund erklärt werden kann. Mit derartig falschen Ge¬ 
sundheitszeugnissen wird oft von den Kranken direkt ein Unfug 
getrieben, auf den auch die Gerichte manchmal hereinfallen. 

Ein sonderbares Beispiel für die „vox populi“ liefert das 
Urteil des französischen Schwurgerichtes, in dem K. von der 
Anklage des Mordversuches freigesprochen wird, obschon es 
unzweifelhaft feststeht, daß er auf den Legationssekretär geschossen 
hat und diesen töten wollte. Nach den Berichten der Presse 
geht K. sogar als gefeierter Held aus den Gerichtsverhandlungen 
hervor. 

Der internationale polizeiliche Schutz sollte besser ausge¬ 
bildet sein. Damit, daß K. aus einem Staat in den andern ab¬ 
geschoben wird, ist für den Schutz der Gesellschaft vor derart 
gefährlichen Menschen noch recht wenig getan. 

13. 

J. C. von P. 

Über hereditäre Belastung konnte mangels genügender Auskunft 
nichts festgestellt werden. 

Mit 14 Jahren kam C. in die Lehre zu einem Metzger. Später 
arbeitete er noch in der Landwirtschaft auf dem Gute seines Vaters 
und dann als Geselle in verschiedenen Metzgereien. Im Jahre 1897 
kam er als Soldat zu dem Leibregiment in M., wo er sich im ganzen 
gut aufgeführt haben soll. Nach der Militärzeit arbeitete er wieder als 
Metzger in M. Anfangs September stieß ein Metzgerwagen, auf dem 
C. saß, mit einem Wagen der Straßenbahn zusammen, und er, wie der 
Kutscher, wurden herabgeschleudert. C. trug eine Gehirnerschütterung 
und eine Stirnverletzung davon, auf Grund deren sich wahrscheinlich 
bei ihm dann später ein jähzorniges Wesen einstellte. 

Im Jahre 1902 heiratete er ein Dienstmädchen Anna P., die eine 
eine etwas zweifelhafte Vergangenheit hatte und eine empfindliche, 
grobe und ziemlich freche Person gewesen sein soll. Die Eltern des 
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C. waren sehr unzufrieden mit der Heirat, gaben ihm aber doch 600 Mk. 
mit in die Ehe, mit denen er eine Wirtschaft in R. übernahm. Die 
Ehe war von Anfang an sehr unglücklich, Streit, Prügel und Betrunken¬ 
heit waren von beiden Seiten an der Tagesordnung. C. soll in dieser 
Zeit ein äußerst grober, jähzorniger und roher Mensch gewesen sein, der 
fast täglich betrunken war. Seine Frau scheint aber nicht viel besser ge¬ 
wesen zu sein und es mit der ehelichen Treue nicht genauer genommen 
zu haben als der Mann. Sie mußte sich mehrmals wegen der ihr 
von ihrem Manne beigebrachten Verletzungen ärztlich behandeln lassen. 
Einige Male lief sie ihm davon, kehrte aber nach einiger Zeit immer 
wieder zu ihm zurück. 

Schon im April 1904 war sie auf längere Zeit zu einem Wirt 
nach Z. gezogen. C. schickte dann einen Bekannten nach Z., um 
seine Frau zur Rückkehr zu bewegen. Da dieser den Eindruck er¬ 
halten halte, daß sie sich der Prostitution hingebe, stellte C. Klage auf 
Scheidung. Die Frau kehrte dann kurze Zeit darauf zu ihrem Manne 
zurück, und dieser ließ die Scheidungsklage fallen. 

Im Sommer 1905 verließ sie ihren Mann von neuem und ging 
wieder nach Z. Da C. seine Wirtschaft ohne die Frau nicht führen 
konnte, suchte er sie zur Rückkehr zu bewegen, aber vergeblich. 
Ende September 1905 mußte er deshalb das Lokal aufgeben und 
fuhr dann selbst nach Z., wo er aber von seiner Frau abgewiesen 
wurde. Schließlich ging er zum Audienzrichter und ersuchte diesen, 
seine Frau mit ihm vorzuladen, da er sich mit ihr aussöhnen wolle. 
Die Frau erschien in Begleitung eines Polizisten, da sie vor ihrem 
Manne Angst hatte. Sie blieb trotz der dringenden Einreden des C. 
auf ihrem Standpunkt; wegen der Unmöglichkeit einer Verständigung 
entließ der Audienzrichter die Parteien. 

Beim Hinausgehen aus dem Saal stürzte sich C. plötzlich auf 
seine Frau, zog ein Waidmesser aus seiner Tasche und versetzte ihr 
mit aller Kraft einen Stich in die linke Schläfen- und Scheitelbein¬ 
gegend. Er ließ sich darauf ohne Widerstand abführen und erklärte 
nur, noch sehr erregt, er lasse nicht ab, bis seine Frau tot oder lebendig 
bei ihm sei. 

Am 31. Januar 1906 wurde C. vom Schwurgericht wegen Tot¬ 
schlagsversuchs zu l l ji Jahren Arbeitshaus und nachheriger lOjähriger 
Landesverweisung verurteilt. Kurz nach der Verurteilung machte er in 
der Haft zwei Selbstmordversuche und benahm sich auch sonst auf¬ 
fällig. Übrigens gelang es dem C., durch Vermittelung eines andern 
Definierten einen Brief an seine Eltern aus der Anstalt zu schmuggeln, 
in dem er sich über die ihm widerfahrene Behandlung beklagte. In 
der Folge mußte die Direktion der Strafanstalt einen Bericht an die 
Justizdirektion abschicken, da diese von der betreffenden Gesandtschaft 
über den Fall interpelliert worden war. Da mit der Zeit Zweifel an 
der geistigen Gesundheit des C. auftauchten, wurde er Ende Juli 1906 
zur Beobachtung ins Burghölzli gebracht. 

Das psychiatrische Gutachten stellte fest, daß C. an einer aus¬ 
gesprochenen Geisteskrankheit leide und deshalb nicht straferstehungs¬ 
fähig sei. Im weitern wurde darauf aufmerksam gemacht, daß er in 
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recht hohem Grade gemeingefährlich sei und deshalb in einer Irren¬ 
anstalt dauernd versorgt werden sollte. 

Am 30. Oktober 1906 wurde C. in eine bayrische Irrenanstalt 
transferiert, von dort aber schon am 5. Dezember als geistig gesund 
entlassen. Aber schon am .23. Februar 1907 mußte C. als geistig 
gestört wieder eingewiesen werden auf Grund von Drohbriefen, in 
welchen er seine Eltern mit dem Tode bedrohte, wenn sie ihn nicht mit 
Geld unterstützen würden. Auch der Staatsanwalt erhielt von ihm ver¬ 
schiedene Drohbriefe. Da aber das Verfahren gegen ihn nicht wieder¬ 
aufgenommen wurde, ließ man ihn am 15. März 1907 wieder nach 
Hause. 

Man kann nicht recht verstehen, wie die Behörden dazu 
kommen, den C., dessen Gemeingefährlichkeit doch deutlich genug 
zum Ausdruck gekommen ist, zweimal als geistig gesund zu ent¬ 
lassen. Zum Allermindesten sollte C. bevormundet und gehörig 
beaufsichtigt werden. Unter den herrschenden Verhältnissen muß 
man damit rechnen, daß der Kranke früher oder später wieder 
einen Mord- oder Totschlagsversuch begehen wird. 

14. 

S. M. von U. 

M. ist ein von Jugend auf intellektuell schlecht begabter Mensch, der 
infolge seines schwachen Charakters schon früh einer exzessiven Trunk¬ 
sucht verfiel. Er heiratete mit 28 Jahren. Aber schon sofort nach 
der Eheschließnng war er meistens wieder betrunken. Er plagte seine 
Frau mit einer krankhaften Eifersucht und drohte ihr mehrmals mit 
dem geladenen Revolver. Da diese für ihr Leben fürchtete, verließ 
sie ihn nach 2 Jahren. Schließlich wurde die Ehe geschieden. 

M. lebte nun wieder bei seinem Vater. Er war oft wochenlang 
ohne Unterbrechung betrunken und fing mit allen Leuten Streit an. Seinen 
Vater bedrohte er mehrmals mit dem Ordonnanzgewehr, und seinem 
Bruder versetzte er bei einer Zwistigkeit mit einem Messer einen Stich 
in den Hals. Infolge Trunkenheit im Dienst verlor M. seine lang¬ 
jährige Anstellung bei den Bundesbahnen und mußte wegen Bedrohung 
eines Vorarbeiters bestraft werden. Da er einige tausend Franken ge¬ 
erbt hatte, arbeitete er gar nicht mehr und ergab sich vollständig 
dem Trünke. 

Nach dem Tode seines Vaters begann M. seine geschiedene Frau 
wieder zu besuchen, und diese ließ sich infolge seiner Versprechungen 
zur Wiederverheiratung bewegen. Es ging aber in der Ehe nicht 
besser als das erste Mal, sodaß schließlich die Ehefrau beim Waisen- 
anit Anzeige machte. Man konstatierte wohl, daß M. ein Alkoholiker 
schlimmster Sorte sei. Die Waisenbehörden zögerten aber mehr als 
1 Jahr mit dem Eingreifen trotz eines Gutachtens des Bezirksarztes. 

Am 18. März 1916 kam M. in angetrunkenem Zustand nach Hause 
und fing mit seiner Frau Streit an. Plötzlich zog er einen Revolver 
hervor und gab mehrere Schüsäe auf sie ab, von denen sie einer an 
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der Hand traf, und verletzte eine zu Hilfe eilende Hausbewohnerin 
durch einen Schuß in die Achsel lebensgefährlich. M. wurde ver¬ 
haftet und zur Beobachtung ins Burghölzli verbracht. Das psychiatrische 
Gutachten lautete dahin, daß M. infolge der 40 jährigen schweren 
Trunksucht dauernd geistig so geschädigt sei, daß er für sein Delikt 
nur als vermindert zurechnungsfähig gelten könne.. Mit allem Nach¬ 
druck wurde darauf hingewiesen, daß M. auch nach vielen Jahren 
noch ein gemeingefährlicher Mensch sei und deshalb aus sozialen 
Gründen nach Verbüßung seiner eventuellen Strafe dauernd in einer 
geschlossenen Anstalt versorgt werden müsse. 

Im September 1916 wurde M. durch das Schwurgericht wegen Tot¬ 
schlagsversuchs zu einem Jahr Arbeitshaus verurteilt. Die Staatsanwaltschaft 
beantragte ferner bei der Justizdirektion Ausweisung aus dem Kanton 
und Verständigung mit den heimatlichen Vormundschaftsbehörden zwecks 
Verwahrung in einer festen Anstalt. 

Das laxe Vorgehen der Waisenbehörden hat dem M. ermöglicht, 
aus seinen fortwährenden Drohungen Ernst zu machen. Es sollte 
doch möglich sein, die Gesellschaft vor einem derart herunterge¬ 
kommenen Menschen zu schützen, bevor dieser seine schon seit 
langer Zeit bestehende Gemeingefährlichkeit durch einen Totschlags¬ 
versuch manifestieren kann. 

15 . 

B. S. von G. 

Die S. ist sehr schwer erblich belastet. Ihr Großvater väterlicher¬ 
seits hatte von zwei Frauen über 30 Kinder, von denen vier taubstumm 
waren. Ihr Vater ist geistig beschränkt und soll viel trinken. Auch 
ihre Mutter ist eine äußerst beschränkte Frau. 

Die S. soll bei ihrer Geburt erheblich am Kopfe verletzt worden 
sein. Sie litt als kleines Kind viel an Krampfanfällen, ln der Schule 
klagte sie häufig über Kopfweh. Mit neun Jahren stahl sie in der Schule 
Kleidungsstücke; im folgenden Jahre mußte sie wegen Grasentwendung 
bestraft werden. Mit 14 Jahren kam die S. in eine Weberei, wo sie 
dann durch ihren schlechten Charakter und ihre geringen Leistungen 
auffiel. Nach zwei plumpen Versuchen, ihr Lohnguthaben zu fälschen, 
wurde sie entlassen und trat dann in eine Kartenfabrik ein. Auch dort 
machte sie sich durch ihr unverschämtes Wesen unbeliebt; die andern 
Mädchen mieden und fürchteten sie. 

Am 8. Februar 1909 ging die S. wie gewohnt um Mittag von Hause 
fort an ihre Arbeitsstelle. Sie nahm von Hause drei schwedische Zündhölzer 
und einen Teil einer Anstreichfläche mit; wie sie selbst angab, kam ihr 
während des Mittagessens der Gedanke, einen Brand anzulegen. Als sie 
an der letzten Scheune des Weilers vorbeikam, legte sie Feuer in dort 
anfgeschichtete Reisigwellen, die auch sofort zu brennen anfingen. Ein 
etwa 15 Schritte hinter ihr herkommender Mann bemerkte das Feuer. 
Er rief der S. nach, was sie da gemacht habe, worauf diese in ihr Haus 
zurücklief. Man konnte dann das Feuer löschen, was einige Minuten 
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später wahrscheinlich nicht möglich gewesen wäre. Dann hätte unter 
Umständen der ganze dicht gebaute Weiler abbrennen können, da damals 
noch keine Hydrantenanlage bestand. 

Die S. leugnete zuerst das Verbrechen. Erst im Gefängnis legte 
sie dann ein Geständnis ab und bestätigte dieses im ersten Verhör vor 
dem Statthalteramte. In der kurz darauf abgefaßten Lebensbeschreibung 
widerrief sie aber dann wieder ihr Geständnis und erklärte sich für un¬ 
schuldig. Bei diesem Leugnen blieb sie dann mit der größten Frechheit, 
trotzdem sich nach der ganzen Sachlage nicht daran zweifeln ließ, daß 
sie die Täterin sein mußte; erst zehn Tage später gestand sie dann, daß 
sie in Wirklichkeit doch den Brand verursacht habe. Während sie am 
Anfänge der Untersuchung als Motiv der Tat Rache angegeben hatte, 
widerrief sie das dann wieder und gab an, sie habe es aus purer Dummheit 
getan. 

Die von der Staatsanwaltschaft gegen die S. erhobene Anklage wegen 
böswilliger Brandstiftung wurde von der Anklagekammer des Obergerichts 
zugelassen, zugleich aber verfügt, daß ein psychiatrisches Gutachten 
einzuholen sei. Zu diesem Zwecke wurde die S. in die Irrenanstalt 
Burghölzli versetzt. Das erstattette Gutachten erklärte folgendes: „Die 
S. leitet an angebornem Schwachsinn (Imbezillität). Diese Geisteskrank¬ 
heit war schon zur Zeit der Brandstiftung vorhanden und hatte damals 
eine solche Störung der Geistestätigkeit zur Folge, daß die Fähigkeit 
der Selbstbestimmung als völlig und die zur Erkenntnis der Strafbarkeit 
der Tat erforderliche Urteilskraft als teilweise ausgeschlossen erscheint. 
Die Imbezillität ist unheilbar, und eine vorläufige Internierung der S. in 
einer Anstalt im Interesse der Gesellschaft dringend angezeigt. Eine 
Entlassung aus der Anstalt sollte nur mit Bewilligung der Behörden mit 
fachmännischer Begutachtung und eventueller Beaufsichtigung auch fiir 
die spätere Zukunft gestattet werden/ 1 

Auf Giund dieses Gutachtens wurde das Strafverfahren sistiert. Die 
S. kam dann in das Armenhaus der Heimatgemeinde, lief von dort nach 
Hause und wurde dann in einem geistlichen Mädchenheim untergebracht, 
'wo sie sich in den folgenden zwei Jahren aufhielt. Als ihrem Gesuche 
um Entlassung nicht entsprochen wurde, machte sie sich davon und 
stellte sich dann dem Armenpräsidenten der Heimatgemeinde. Auf Ver¬ 
langen der Armenpflege wurde sie im Januar 1912 nochmals im Burg¬ 
hölzli auf ihren Geisteszustand beobachtet. 

Es zeigte sich nun, daß sich der Geisteszustand der S. bedeutend 
gebessert hatte. Die Direktion des Burghölzli sah sich aber dennoch 
veranlaßt, in einer Zuschrift an die Armenpflege diese auf die immer 
noch bestehende Gefährlichkeit der S. aufmerksam zu machen und ge¬ 
eignete Überwachung durch einen Arzt dringend zu empfehlen. Ende 
Januar wurde die S. aus der Anstalt in die eigene Familie abgeholt. 

(In dem bei den Akten der Krankengeschichte liegenden Brief vom 
März 1912 sucht die S. um die Stelle einer Wärterin in der Anstalt 
Burghölzli nach(!). 

Die schwachsinnige S. ist nicht derart gemeingefährlich, daß 
sie dauernd in einer Anstalt verwahrt werden muß. Sie kann aber 
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nur dann ihrer Familie zurückgegeben werden, wenn diese imstande 
ist, die Kranke in richtiger Weise zu beaufsichtigen. 

16. 

E. D. von G. 

D. ist von seiten der Mutter, einer Schnapstrinkerin, erblich belastet, 
ln seiner Jugend zeigten sich bei ihm keine nervösen Abnormitäten. 
Nach erfolgreichem Schulbesuch trat er bei einem Buchbinder in die Lehre. 
Im Jahr 1893 kam D. zum Militär. Als Gefreiter ließ er sich eine Unter¬ 
schlagung zuschulden kommen und wurde dafür mit neun Monaten 
Festungshaft bestraft. Im allgemeinen soll sich D. gut aufgeführt haben 
und solid gewesen sein. 

Am 12. Juni 1898 feierte ein deutscher Verein, dem D. angehörte, 
ein Fest. D. soll schon tagsüber sehr stark getrunken haben. Als man 
ihn am Abend aufforderte, nicht mehr zu trinken, wurde er ärgerlich 
und trank weiter. Gegen Mitternacht benahm er sich so auffällig, daß 
die andern Festteilnehmer auf ihn aufmerksam wurden und man ihm riet 
heimzugehen. Man sah ihn dann noch die Treppe hinuntergehen. 

Als die Wirtin, Frau Sch., nach Mitternacht zu Bett gehen wollte, 
fand sie die Tür zum Vorzimmer offen. Die Schlafzimmertür konnte 
sie zuerst nicht öffnen; dann ging es plötzlich ohne Widerstand. Als 
sie nach dem Bett ihres Kindes griff, erfaßte sie einen Männerkopf und 
schlug Lärm. Der Wirt Sch. kam dann gleich, erkannte den D. und 
warf ihn sofort hinaus. Das Bett des Kindes war in fürchterlicher Un¬ 
ordnung; bei dem Kinde selbst konnte der sofort gerufene Arzt nur den 
bereits eingetretenen Tod konstatieren. Die Sektion ergab Erstickungstod 
durch Druck von außen und Mißbrauchung durch stumpfe Gewalt. 

Im Verlaufe der Strafuntersuchung wegen Notzucht wurde D. zwecks 
Beobachtung seines Geisteszustandes ins Burghölzli überführt. Das 
psychiatrische Gutachten erklärte, daß sich D., der sonst geistig gesund 
sei, zur Zeit der Tat in so schwerbetrunkenem Zustand befunden habe, 
daß er die Fähigkeit der Selbstbestimmung gemäß § 44 des StGB, nicht 
besessen habe. Gründe für die Annahme eines pathologischen Rausch¬ 
zustandes seien nicht vorhanden. 

In der schwurgerichtlichen Verhandlung gelangten die Geschwornen, 
im Gegensatz zum psychiatrischer^ Gutachten, zur Schuldigsprechung 
des D. Das Urteil lautete auf acht Jahre Zuchthaus und lebenslängliche 
Landesverweisung. " 

Gegen dieses Urteil erhob nun D. Kassationsbeschwerde, die aber 
als unbegründet abgewiesen wurde. Auf eine zweite Kassationsbeschwerde 
wurde wegen Verspätung nicht eingetreten. 

Im Januar 1899 suchte D. den Wirt Sch. selbst und eine Kellnerin 
als Täter zu denunzieren. Da sich aber nicht die geringsten Anhalts¬ 
punkte für die Anklage ergaben, wurde diese von der Staatsanwaltschaft 
abgewiesen; ebenso ein nochmaliges Restitutionsgesuch. 

Während seines Aufenthaltes in der Strafanstalt zeigten sich aber 
bei D. Zeichen psychischer Störung, die im Januar 1901 seine Überführung 
in die Irrenanstalt Burghölzli nötig machten. Es ergaben sich nun ver¬ 
schiedene neue und wesentliche Tatsachen, die eine Ergänzung und 
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Abänderung des frühem psychiatrischen Gutachtens notwendig machten. 
Das neue Gutachten kam zum Schlüsse, daß D. schon seit mehreren Jahren 
an Epilepsie leide und zur Zeit der ihm zur Last gelegten Tat sich in 
einem durch Alkoholmißbrauch herbeigeführten epileptischen Dämmer¬ 
zustand befunden habe, so daß ihm die Fähigkeit der Selbstbestimmung 
gemäß § 44 StGB, gefehlt habe. Die. Heilungsaussichten seien zweifel¬ 
haft. Mit Rücksicht auf dieses neue Gutachten beschloß die Staatsanwalt¬ 
schaft, den Strafvollzug aufzuschieben. D. wurde im Oktober 1901 in 
eine preußische Irrenanstalt transferiert. 

Dieser Fall zeigt, wie schwierig es oft für den Irrenarzt ist, 
eine bestimmte Diagnose zu stellen. Die bei D. zur Zeit der ersten 
Begutachtung noch latente Epilepsie manifestiert sich erst während 
seiner Strafverbüßung. Erst dann ist es möglich zu beweisen, daß 
sich D. zur Zeit der Tat in einem unzurechnungsfähigen Zustand 
befunden hat. 

17 . 

J. T. von Z. 

T. ist unehelich geboren, und zwar galt sein Vater, der in fremden 
Kriegsdiensten gewesen war, als unsolid. Von mütterlicher Seite sind 
keine hereditär belastenden Momente bekannt. 

T. hielt sich bis zum 6. Altersjahr bei seiner Großmutter, dann bei 
seiner Mutter auf. Während der Schulzeit ließ er sowohl in seinen 
Leistungen als auch in seinem Betragen viel zu wünschen übrig. Später 
erlernte T. den Maurerberuf, brachte es bald zum Vorarbeiter und war 
als solcher in verschiedenen Geschäften tätig. Schon während dieser 
Zeit soll er sich wegen Kleinigkeiten sehr stark aufgeregt und die Arbeiter 
brutal behandelt haben. Vom Jahre 1900 an führte er Bauten auf eigene 
Rechnung aus. Er hatte viele Schwierigkeiten und lebte in beständiger 
nervöser Aufregung. Anfangs 1903 brach der Konkurs über ihn herein. 

T. hatte 1892 geheiratet. Nach Aussage seiner Frau soll er zeit¬ 
weise in große Aufregung geraten sein, besonders ein bis zwei Tage 
nachdem er getrunken hatte. T. versuchte einmal mit einem Küchen¬ 
messer Selbstmord zu begehen, weil seine Frau bemerkt hatte, seine 
Krawatte sei nicht in Ordnung. Ein anderes Mal hängte er sich vor den 
Augen seiner Frau an der Türe auf, weil er durch irgend etwas verhindert 
worden war, fortzugehen. 

Am Pfingstmontag 1897 überfiel T. im Walde in der Umgebung 
von Z. eine frühere Nachbarin, machte ihr unsittliche Anträge und ver¬ 
suchte sie zu würgen und zu Boden zu drücken. Die Frau konnte sich 
mit einer Schere zur Wehr setzen, worauf T. die Flucht ergriff. 

In der Strafuntersuchung suchte T. zuerst zu leugnen und sein Alibi 
zu beweisen. Schließlich mußte er die Tat eingestehen, leugnete jedoch 
die sexuelle Natur seines Attentates, mußte aber dann auch diese Möglich¬ 
keit zugeben. Es stellte sich dann heraus, daß er am Morgen mit seiner 
Frau Streit gehabt, sich dann im Freien herumgetrieben und in einer 
Wirtschaft Kognak getrunken hatte. 
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Im Mai 1900 wurde beim Spazieren eine Frau von einem unbe¬ 
kannten Manne gewürgt, zu Boden geworfen und geschlechtlich miß¬ 
braucht. Das gegen T. erhobene Strafverfahren wurde sistiert, weil 
angenommen wurde, er habe sein Alibi beweisen können. 

Im Oktober 1901 wurde ein zehnjähriges Mädchen von seinen 
Geschwistern weggeiockt und mißbraucht von einem Manne, der im 
Jahre 1903 bei einer Konfrontation mit den Kindern als identisch mit T. 
erklärt wurde. 

Im Jahre 1903 war T. angeklagt, ein 16 jähriges Mädchen bei seiner 
Heimkehr aus der Kirche in der Gegend von Z. überfallen und ver¬ 
gewaltigt zu haben. Der Überfallenen war aufgefallen, daß der Täter 
stark nach Wein gerochen hatte. 

T. suchte wiederum, aber ohne Erfolg sein Alibi zu beweisen. Es 
wurde festgestellt, daß er am Vortage stark gekneipt hatte und nun seinen 
Kater ausbummelte. Schließlich gestand T. seine Tat. Anläßlich der 
nun gegen ihn erhobenen Strafuntersuchung wegen Notzucht fand eine 
Wiederaufnahme-des Verfahrens bezüglich der Fälle von 1900 und 1901 
statt. Im Verlaufe der Untersuchung zeigte sich aber die Notwendigkeit, 
den T. behufs Begutachtung seines Geisteszustandes ins Burghölzli zu 
überführen. 

Das psychiatrische Gutachten erklärte, T. leide an Epilepsie mit 
Wutanfällen und Dämmerzuständen. Es sei anzunehmen, daß T. bei 
der Begehung des Verbrechens im Jahre 1903 in einem epileptischen 
Dämmerzustand gehandelt habe und seine Selbstbestimmung und die 
Fähigkeit, Recht von Unrechtzu unterscheiden, während dieses Zustandes 
aufgehoben sei. Im weitern wurde ausgeführt, daß T. gemeingefährlich 
und deshalb der Verwahrung bedürftig sei. Die Staatsanwaltschaft verfügte 
daher Sistierung des Verfahrens. T. wurde unter Vormundschaft gestellt 
und blieb im Burghölzli interniert. Mehrere Gesuche des T. um seine 
Entlassung aus der Anstalt wurden von der Justizdirektion abgewiesen, 
ebenso mehrere Restilutionsgesuche. Im Mai 1906 jedoch wurde seine 
Entlassung auf Zusehen Tiin bewilligt. 

T. zog nun mit seiner Familie nach B. Im Frühjahr 1908 wurde er 
wieder verhaftet auf Grund einer Anklage wegen Notzucht. Er hatte 
im Januar 1908 ein junges Mädchen auf der Straße überfallen und ver¬ 
gewaltigt. T. suchte wieder Alibibeweise zu konstruieren, die ihm aber 
vollständig mißglückten. Während der Strafuntersuchung meldeten sich 
noch weitere weibliche Personen, welche er in unsittlicher Weise verfolgt 
hatte. T. wurde dann zur Begutachtung seines Geisteszustandes in das 
kantonale Asyl in W. verbracht. Auch dieses Gutachten kam zum Schluß, 
daß T. in einem epileptischen Dämmerzustand gehandelt habe und daher 
als unzurechnungsfähig zu erklären und wegen Gemeingefährlichkeit 
dauernd zu internieren sei. Gestützt auf dieses Gutachten, beantragte 
die Staatsanwaltschaft Sistierung des Strafverfahrens; allein die Anklage- 
kammer bejahte die Frage der Zurechnungsfähigkeit, und das Kantons¬ 
gericht, das sich auf den Standpunkt der Anklagekammer stellte, verurteilte 
den T. zu vier Jahren Zuchthaus. 

Nachdem T. seine Strafe abgesessen hatte, wurde er auf Antrag der 
Armenpflege Z. vom Statthalteramt neuerdings in die Irrenanstalt Burg- 
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hölzli zur Beobachtung seines Geisteszustandes eingewiesen. Im Oktober 
1912 verfügte die Justizdirektion des Kantons Z. die Aufhebung der 
Verfügung von 1905, betreffend die versuchsweise Entlassung des T. und 
seine dauernde Verwahrung in einer geschlossenen Anstalt wegen gemein¬ 
gefährlicher Geisteskrankheit. 

Im Frühling 1916 ist T. durchgebrannt. Er arbeitet gegenwärtig 
als Werkführer in einer Gemeinde unter falschem Namen und völlig 
unbehelligt von der Polizei, trotzdem er steckbrieflich ausgeschrieben ist! 

Man kann nicht recht verstehen, wie das Kantonsgericht 1908 
dazu kommt, im Gegensatz zu den übereinstimmenden psychiatrischen 
Gutachten und dem Sistierungsantrag der Staatsanwaltschaft den 
epileptischen T. als zurechnungsfähig zu verurteilen. 

Ebenso unverständlich ist die sträfliche Nachlässigkeit der 
Polizeiorgane, die den Mann frei herumlaufen lassen. Sein Vor¬ 
leben sollte doch zur Genüge seine Gemeingefährlichkeit illustriert 
haben. 

18. 

E. F. von A. 

F. war als Knabe schwer erziehbar und mußte wegen wochenlangen 
Herumvagierens in einer Rettungsanstalt untergebracht werden. Nach 
sieben Jahren kam er wieder nach Hause zurück und nahm eine Stelle 
als Ausläufer an. Im Jahre 1896 wurde er zum ersten Mal straffällig. 
Er lockte ein neunjähriges Mädchen in einen Abort, entblößte ihm das 
Gesäß und hieb so lange auf das Mädchen ein, bis es voll blauer Striemen 
war. In der Strafuntersuchung wurde ein bezirksärztliches Gutachten ein¬ 
geholt, das zum Resultat gelangte, daß es sich um die Verirrung eines 
noch sehr jugendlichen Menschen handle, der sich eventuell noch in 
normalen Bahnen entwickeln könne. F. wurde zu einem Monat Gefängnis 
verurteilt. 

Im Jahre 1903 ging F. eines Abends hinter einer Ladentochter her. 
die er gar nicht kannte, und gab ihr plötzlich von hinten einen so festen 
Schlag auf die Backe, daß sie für einige Minuten besinnungslos umfiel. 
Ohne sich weiter um sie zu kümmern, ging er davon. Er erhielt dafür eine 
Woche Gefängnis. 

Im Oktober 1904 wurde F. vom sächsischen Landgericht in P. 
wegen eines Sittlichkeitsverbrechens zu zehn Monaten Gefängnis verurteilt. 
Nähere Angaben sind aus den vorliegenden Akten nicht ersichtlich. 

Anfangs Februar 1908 lockte F. ein zwölfjähriges Mädchen in ein 
Treppenhaus, versuchte ihm die Hosen zu öffnen und auf sein Gesäß 
einzuhauen. Fünf Tage später warf er ein Zimmermädchen auf ein Bett, 
hob ihm die Röcke hoch und schlug es sehr energisch aufs Gesäß. 
Für diese beiden Delikte mußte F. acht Wochen Gefängnis absitzen. 

Anfangs September 1908 begab er sich in eine Wohnung in B. Er 
traf dort nur ein zehnjähriges Mädchen, das er an sich zog und an den 
Beinen mit der Hand klemmte, so daß dieses große Schmerzen litt. Wegen 
Vornahme unzüchtiger Handlungen wurde F. zu neun Monaten Gefäng¬ 
nis verurteilt, trotzdem er andauernd seine Schuld leugnete. 
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Kaum aus dem Gefängnis entlassen, nahm F. an einem zehnjährigen 
Mädchen in B. unzüchtige Handlungen vor. Er zog es in ein leeres 
Schulzimmer, öffnete ihm die Hosen und gab ihm mit einem Lineal¬ 
kräftige Schläge auf das Gesäß. Vom Strafgericht wurde er zu 1 */2 Jahren 
Zuchthaus und zehnjähriger Einstellung im Aktivbürgerrecht verurteilt. 

Mitte August 1911 zog F. ein achtjähriges Mädchen in ein Treppen¬ 
haus, öffnete ihm die Hosen und klemmte es mehrmals mit den Fingern. 
In der gleichen Stunde stellte er sich in ein Gebüsch und exhibierte 
vor ein paar halberwachsenen Mädchen. Diese Delikte zogen dem F. 
vom korrektioneilen Gericht B. sechs Monate Korrektionshaus ein. 

Ende Mai 1912 traf F. auf seiner Geschäftsreise ein neunjähriges 
Mädchen allein in einer Wohnung. Er hob ihm den Rock auf, öffnete 
die Hosen und betastete die Geschlechtsteile. Er wurde deshalb vom 
Bezirksgericht K- zu drei Monaten Gefängnis verurteilt. 

Als F. anfangs Oktober 1912 eine Bureauangestellte allein auf dem 
Bureau traf, suchte er sie zum Beischlaf zu überreden. Als er 
sah, daß sie nicht damit einverstanden war, entblößte er seinenGeschlechts- 
teil und onanierte vor ihren Augen. 

Das im Verlauf der Voruntersuchung erstattete psychiatrische Gut¬ 
achten erklärte den F. für einen Psychopathen, der an sexueller Über¬ 
reiztheit und an pervers sexuellen Trieben (Sadismus) leide und dazu 
moralisch defekt sei. Eine Beeinträchtigung der freien Willensbestimmung 
im Sinne des Strafgesetzes für das inkriminierte Delikt liege aber nicht 
vor. Der einzige Versuch, der gemacht werden könne, um F. zu bessern, 
sei die Kastration. 

Nachdem F. seine Strafe abgesesen, wurde mit seinem Einverständ¬ 
nis in der chirurgischen Poliklinik in Z. die Kastration vorgenommen. 

Wie aus den bei den Akten liegenden Briefen des F. hervorgeht, 
scheint er sich nunmehr sehr glücklich zu fühlen und von seinen per¬ 
versen Neigungen für immer geheilt zu sein. 

Die heutigen Strafgesetze gestatten wohl, einen sexuell perversen 
Psychopathen wie F. für seine Sittlichkeitsdelikte zu bestrafen, nicht 
aber die Gesellschaft vor seinen weiteren Attentaten zu schützert. 

Ein Mittel, diesen Gemeingefährlichen unschädlich zu machen, 
wäre seine dauernde Internierung in einer Anstalt. Im vorliegenden 
Fall hat man aber versucht, mit der Vornahme der Kastration eine 
lebenslängliche Internierung zu verhindern. 

Ober die Rechtmäßigkeit und die Folgen der Kastration wird 
heute viel gestritten. Der Fall F. soll zeigen, daß damit der ge¬ 
forderte Zweck unter Umständen sehr wohl erreicht werden kann. 

19. 

J. E. von S. 

E. stammt aus einer kinderreichen Bauernfamilie. Er entwickelte 
sich normal und galt als ein mittelguter Schüler. Mit 16 Jahren kam 
er in verschiedene Stellungen, dann wieder nach Hause zurück auf den 
väterlichen Bauernhof. 
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In den Pubertätsjahren entwickelte sich bei E. ein übermäßiger 
sexueller Trieb, der sich im Laufe der Jahre noch sfeigerte. Es kam 
so weit, daß er in den Jahren 1892—1896 art verschiedenen Kindern 
im Alter von 10 —14 Jahren Notzuchtsvergehen und unzüchtige Hand¬ 
lungen beging. Zwei Jahre später wurde E. wegen dieser Vergehen zu 
fünf Jahren Arbeitshaus verurteilt. Infolge der Verurteilung kam er in 
Konkurs und verlor sein ganzes Vermögen. Er hatte aber in der Straf¬ 
anstalt Schreinerei gelernt und suchte nun eine Stelle, in diesem Berufe. 
Infolge seiner tüchtigen Arbeit gelang es ihm bald wieder, sich herauf¬ 
zuarbeiten und ein eigenes Heimwesen in der Nähe von Z. zu kaufen. 

Im Jahre 1904 heiratete er und lebte nun in glücklicher Ehe, aus 
der drei Kinder entsprossen. Als seine Frau starb, verheiratete er sich 
mit ihrer Schwester. Von dieser Frau hatte er zwei Kinder. E. gilt 
als ein tüchtiger und besorgter Ehemann, der sich trotz seiner fünfjährigen 
Strafe überraschend schnell finanziell gesichert hat, und zwar so allseitig 
überlegt, wie es nur ein tüchtiger, die Lebensverhältnisse überblickender 
Mensch seines Standes fertig bringt. 

Anfangs November 1915 wurde E. verhaftet unter der Anschuldigung, 
im Laufe des Sommers 1915 die 13jährige Elise D. zweimal geschlecht¬ 
lich mißbraucht und geschwängert zu haben. Im Laufe der Strafunter¬ 
suchung gab er zu, die inkriminierten Handlungen begangen zu haben, 
behauptete aber, unter einem derartig abnormen Sexualtrieb zu leiden, 
daß es ihm manchmal ganz unmöglich sei, dagegen anzukämpfen. 

Ein vom Direktor des gerichtlich-medizinischen Institutes zu Händen 
der Staatsanwaltschaft erstattetes Gutachten kam nach genauer Untersuchung 
zum Schlüsse, daß E. wirklich an einem übermäßigen Geschlechtstrieb 
leide. Dem richterlichen Ermessen wurde überlassen, die bestehenden und 
belegten Triebhandlungen als genügend stark zu erachten, um Unzu¬ 
rechnungsfähigkeit anzunehmen, ln der Folge wurde dann das Straf¬ 
verfahren gegen den E. wegen Unzurechnungsfähigkeit sistiert. 

Der gerichtlich-medizinische Experte hatte erklärt, daß infolge seines 
anomalen Geschlechtstriebes E. auch weiterhin gefährlich sei. Es galt 
nun, im Interesse der öffentlichen Sicherheit Maßnahmen zu treffen, um 
ihn vor der Begehung weiterer Sexualdelikte zu bewahren. Als solche 
sichernde Maßnahmen kamen in Betracht Internierung oder Operation, 
ln letzterer Hinsicht konnte es sich um Sterilisation handeln, welche zwar 
vielleicht die geschlechtliche Potenz vermindern, die Gemeingefährlich¬ 
keit aber voraussichtlich nicht aufheben würde, und sodann um Kastratfon, 
die aller Wahrscheinlichkeit nach den Sexualtrieb so weit heruntersetzen 
würde, daß dadurch die Gemeingefährlichkeit von E. beseitigt würde. 
E. und dessen Ehefrau gaben in zwei getrennten Erklärungen ihr Ein¬ 
verständnis mit der Vornahme der Operation ab. 

Die Justizdirektion erklärte, daß sie nach Einsicht der Akten die 
Überzeugung gewonnen habe, daß die Kastration von E. das beste und 
zugleich das einzige Mittel sei, um einerseits die Interessen der öffent¬ 
lichen Sicherheit zu wahren, und andererseits E. als tüchtiges Mitglied 
der menschlichen Gesellschaft erhalten und ihn seiner Familie, für die 
er stets recht gesorgt habe, zurückgeben zu können. Die Justizdirektion 
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verfugte daher, den E. der chirurgischen Abteilung des Kantonshospitals 
zur Vornahme der Kastration zuzuführen. 

E. wurde anfangs Mai operiert und dann nach Hause entlassen. 

E. ist, abgesehen von seinem abnormen Sexualtrieb, ein tüchtiger 
Handwerker und ein besorgter Familienvater. Die Gesellschaft muß 
aber davor geschützt werden, daß dieser Gemeingefährliche noch 
weitere sexuelle Delikte verüben kann. Mit der dauernden Internierung 
des E. würde wohl dieser Zweck selbst erreicht, der sozial durch¬ 
aus brauchbare und tüchtige E. aber für immer aus der Gesellschaft 
ausgeschaltet sein. 

Um sowohl die Interessen der .Gesellschaft als auch diejenigen 
des E. selbst zu wahren, hat man die Kastration an ihm vorgenommen. 
Dadurch wird seine Libido so weit herabgesetzt, daß seine Gemein¬ 
gefährlichkeit beseitigt ist. E. kann nun in Freiheit leben und 
weiter für seine Familie sorgen. 


II. Teil’. 

Die sichernden Maßnahmen gegenüber gemeingefährlichen ver¬ 
brecherischen Geisteskranken. 

1. Abschnitt. 

Über die sichernden Maßnahmen im Strafrecht. 

Es ist bekannt, daß bestimmten Kategorien von Delinquenten 
gegenüber die Strafe im althergebrachten Sinne versagt. „Ver¬ 
wahrlosung, Liederlichkeit, Arbeitsscheu, Geisteskrankheit und 
Trunksucht sind Zustände, die die Person oft zu Verbrechen dis¬ 
ponieren. Der Strafrichter weiß, daß mancher durch einen solchen 
Umstand zu Verbrechen veranlaßt wird. Die Strafe bleibt wirkungs¬ 
los, solange sich die Person in dem bedenklichen Zustande be¬ 
findet. Es lag daher nahe, Mittel und Wege zu finden, die ge¬ 
eignet sind, den Zustand zu heben, oder, wenn dies nicht möglich 
ist, die Person unschädlich zu machen. So entstand der Gedanke, 
den Strafrichter in den Stand zu setzen, sichernde Maßnahmen 
gegen einen Beschuldigten anzuordnen, wenn dies geboten ist, 
um denselben vor weiteren Verbrechen zu bewahren“ l ). 

Der Gesetzgeber der schweizerischen Vorentwürfe hat als der 
erste in systematischer Weise die sM im Strafrecht geregelt 2 ). 
Er hat sie nicht geschaffen; sie waren im kantonalen Verwaltungs- 

') Stooß, Mschr. 8; 368. 

2 t v. Birkmeyer, Rektoratsrede vom 24. Nov. 1906, S. 4. 

Archiv fOr Kritninolofrie. 70. Bd. 4 
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recht vorgebildet, besonders die Sicherungsvorkehrungen gegenüber 
verbrecherischen Unzurechnungsfähigen t). 

Neu dagegen war der grundsätzliche Gedanke, die Zustän¬ 
digkeit des Strafrichters für sM zu begründen 2 )." Die Gründe für 
die Hinübernahme der sM aus dem Verwaltungsrecht in das 
Strafrecht sind von Wüst 3 ) in ausführlicher Weise dargestellt 
worden. In erster Linie war es die praktische Notwendigkeit, die 
immer mehr das Bedürfnis empfinden ließ, eine bestehende Lücke 
in der Gesetzgebung auszufüllen. Besonders deutlich zeigt sich 
dies in den sM gegenüber gemeingefährlichen verbrecherischen 
Geisteskranken. Der Unzurechnungsfähige, der vom Richter frei¬ 
gesprochen und von der Administrativbehörde wegen Gemeinge¬ 
fährlichkeit in einer Irrenanstalt interniert worden ist, muß wieder 
freigelassen werden, da sich die heimatliche Armenpflege weigert, 
weiterhin die Anstaltskosten zu bezahlen. Der Gefährliche, der 
wegen verminderter Zurechnungsfähigkeit nur zu kurzer Freiheits¬ 
strafe verurteilt worden ist, wird nach Absitzen der Strafe wieder 
auf die Gesellschaft losgelassen und erhält damit Gelegenheit, 
seine antisozialen Triebe in einem neuen Verbrechen zu mani¬ 
festieren. 

Bei *der Einführung der sM in das Strafrecht ließ sich Stooß J ) 
von dem Gedanken leiten, daß es für den Staat wichtiger ist, 
dem Verbrechen vorzubeugen, als das begangene Unrecht zu 
vergelten. Diese präventive Tätigkeit fällt heute hauptsächlich 
der Polizei und nicht dem Strafrichter zu. „Aber es wäre eine 
Verkennung des richtigen Gedankens, welcher der Trennung der 
Gewalten im Staate zugrunde liegt, wenn die Gesetzgebung dem 
Richter das Recht vorenthalten wollte, diejenigen vorbeugenden 
Maßnahmen zu treffen, welche er mit mehr Verständnis, also 
besser und ohne weiteren Zeitaufwand treffen kann als der Polizei¬ 
beamte, der sich mit dem Fall, den der Richter gründlich kennen 
gelernt hat, neuerdings von Anfang an befassen müßte.“ 

Wir erblicken aber in der Prävention nicht bloß eine prak¬ 
tische Tätigkeit der Verwaltung, sondern eine gewaltige Rechtsidee, 
die noch des gesetzlichen Ausbaus bedarf. Der Mensch soll nicht 
nur für das bestraft werden, was er getan hat, sondern es soll 

') Siehe Seite 82 ff. 

-) In einigen kantonalen StGB, sind jetzt schon dem Strafrichter einzelne sM 
übertragen. 

*) Wüst. S. 126ff 

*> Stooß, Motive 35 36. 
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ihm auch ein Übel zugefügt werden für das, was er geworden ist. 
Diese Übelzufügung richtet sich nicht nach der Schuld des be¬ 
treffenden Individuums, sondern allein nach seinem Zustand und 
besteht in der Beschränkung seiner persönlichen Freiheit. In den 
meisten Fällen wird eine Freiheitsberaubung eintreten, aber auch 
andere Mittel, wie z. B. Anweisung oder Verbot eines bestimmten 
Aufenthaltsortes oder Alkoholverbot sind nicht ausgeschlossen. 
Ansätze zu einer derartigen Regelung finden sich heute schon im 
Zivilrecht (Schweizerisches Zivilgesetzbuch). 

Givanowitsch 1 ) erklärt, daß der Zweck eines Rechtsinstitutes 
außerhalb seines juristischen Wesens liege und deshalb nicht als 
ein Merkmal seines juristischen Begriffes betrachtet werden könne. 
Er unterscheidet deshalb zwischen dem juristischen und kriminal¬ 
politischen Begriff der sM. Sichernde Maßnahme vom ju¬ 
ristischen Standpunkte aus ist seiner Meinung nach das Übel 2 ), 
das die zuständige staatliche Justiz gegen den 
TäteT des Verbrechens (oder gegen seinen Teil¬ 
nehmer) wegen seines durch jenes Verbrechen mani¬ 
festierten gefährlichen Zustandes verhängt, und das 
er persönlich sowohl im allgemeinen als auch in 
seinem eigenen Interesse abzubüßen hat. Der kriminal¬ 
politische Zweck der sM besteht, wie schon ihr Name sagt, in 
der Sicherung der Gesellschaft auf dem Wege der Hebung eines 
in der Person des Täters liegenden gefährlichen Zustandes s ). 
Die sM sollen schutzbedürftige gesetzliche Güter vor zukünftiger 
Verletzung bewahren 4 ). 

Der Entwurf unterscheidet „Strafen und sM“ 5 ). Strafe 
und sM unterscheiden sich dem Wesen nach voneinander. 
Beide knüpfen zwar an ein Verbrechen an, aber Jür die Strafe 
ist das Verbrechen der Grund, für die sM nur der Anlaß des 
Einschreitens. Die sM kommt nicht deshalb zur Anwendung, 
weil das Verbrechen geschehen ist, sondern weil das Verbrechen 
gezeigt hat, daß ein Zustand des Täters vorliegt, der ein Ein- 

‘) Mschr. 10; 641 ff. 

*) Das Übel besteht in der Duldung einer präventiven Freiheitsentziehung. 

») Unserer Ansicht nach ist die Unterscheidung von Liszt (Lehrbuch § 58 
I, 2) in erziehende oder bessernde und in schützende oder sichernde Maßnahmen 
L e. S. nicht richtig. Der unmittelbare Zweck der sM kann allerdings Erziehung 
oder Besserung sein, aber diese Erziehung oder Besserung ist nicht Selbstzweck, 
sondern nur ein Mittel zutfi Zwecke der Sicherung der Gesellschaft. 

A ) Hafter, Schw. Zschr. 17; 214. 

5 ) Stooß, Motive, 35. 

4* 
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schreiten des Staates erfordert. Die Tat ist also bei der sM nur 
ein Symptom für den gemeingefährlichen Zustand des Täters. 
Der Rechtsgrund der Strafe ist das Verbrechen selbst, während 
der Rechtsgrund der sM im gefährlichen Zustand des Täters zu 
finden ist Die Strafe trifft nur den Täter, der für sein Delikt 
verantwortlich gemacht werden kann; bei der sM ist es gleich¬ 
gültig, ob der davon Betroffene zurechnungsfähig ist oder nicht 
Der Richter bestimmt die Strafe fest. Auch die Vorentwürfe 
kennen kein unbestimmtes Strafurteil. Das Wesen der sM dagegen 
liegt darin begründet, daß sie nicht auf bestimmte Zeit ausge¬ 
sprochen werden kann, sondern so lange zu wirken hat, als der 
gefährliche Zustand besteht. Die Freiheitsentziehung, die die sM 
mit sich bringt, enthält demnach nicht eine Mißbilligung, eine 
Unwertschätzung einer vorangegangenen Tat. Es ist jedoch 
nicht daran zu zweifeln, daß der zwangsmäßige Aufenthalt in 
einer Irrenanstalt oder Verwahrungsanstalt von dem Betroffenen 
als eine Art Strafe angesehen werden kann. 

Aus der Vergleichung von Strafe und sM ergibt Sich somit, 
daß sie sich qualitativ derart unterscheiden, daß man sie als zwei 
ihrem Wesen nach verschiedene Rechtsfolgen des Ver¬ 
brechens betrachten muß, und daß die allgemeinen Grund¬ 
sätze des Strafrechts auf die sM nicht anwendbar sind. 

2. Abschnitt. 

Die Grundbegriffe. 

A. Geisteskrankheit. 

Der Begriff der Geisteskrankheit ist kein absoluter. Eine 
irgend näher zu bezeichnende Grenze zwischen geistiger Gesund¬ 
heit und geistiger Krankheit gibt es nicht; vielmehr sind die 
Übergänge zwischen beiden fließend 2 ). 

Es sind wissenschaftlich eine Menge von Krankheitsbildem gut 
umschrieben bekannt, die sicher innerhalb die Grenze des Patho¬ 
logischen fallen. Daneben gibt es aber eine Menge von Über¬ 
gangszuständen, bei denen jeweilen nach der Art und Schwere 
der von der Norm abweichenden psychischen Erscheinung von 
Fall zu Fall beurteilt werden muß, ob der betreffende Mensch 
zu der betreffenden Zeit im Vergleich zur Durchschnittsfunktion 
des Normalen als gesund oder krank angesehen werden kann. 

') Sparr, Schw. Zschr. 26; 1 ff. 

a t Delbrück, Gerichtl. Psychopathologie, 6. 
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Der Begriff der Geisteskrankheit als eines anomalen Zustandes 
setzt die Kenntnis des normalen voraus. Ist es aber schon auf 
dem Gebiete der körperlichen Krankheiten oft schwierig zu ent¬ 
scheiden, wo Gesundheit in Krankheit übergeht, um wieviel mehr 
noch auf psychischem, wo eine Norm psychischer Gesundheit nur 
als Ideal denkbar ist 1 ). 

Unter Geisteskrankheit i. e. S. versteht man häufig die eigent¬ 
lichen, organischen und funktionellen Psychosen, welche mehr 
einen bestimmten, sich entwickelnden Krankheitsprozeß im Auge 
haben, im Gegensatz zu den angeborenen Defektzuständen auf 
verschiedenen Seiten des Seelenlebens infolge von Entwicklungs¬ 
hemmungen und psychischer Entartung. 

Für den Zweck der vorliegenden Arbeit ist aber das einzig 
Gegebene, unter dem weitern Begriff der Geisteskrank¬ 
heit alles das zusammenzufassen, was im Gebiete 
der psychischen Funktionen als abnorm erscheint, 
inklusive der Grenzzustände, sei es in dauerndem 
oder vorübergehendem Auftreten 2 ). 

Es ist unserer Auffassung nach unrichtig, wenn in der 
Literatur 3 ) der Ausdruck „Geisteskranke“ als Synonym für „Un¬ 
zurechnungsfähige“ verwendet wird. Geisteskrankheit (auch im 
engeren Sinne) und Unzurechnungsfähigkeit sind nicht nur nicht 
identische Begriffe, sie fallen auch in ihrer kriminalistischen 
Tragweite durchaus nicht zusammen. 

Nicht jede Geisteskrankheit zieht Unzurechnungsfähigkeit nach 
sich. Es gibt Geisteskrankheiten, wie z. B. das periodische Irre¬ 
sein, bei denen zeitweise der Krankheitsanfall abgelaufen und 
wirkliche Gesundheit vorhanden ist, so daß die Voraussetzungen 
der Zurechnungsfähigkeit wie beim normalen Menschen vorliegen 
können. Doch kann dies natürlich nur in jedem einzelnen Fall 
besonders festgestellt werden. 

In der Literatur findet man wenig Anhaltspunkte für die 
Häufigkeit des Auftretens geistiger Erkrankung in der Bevölkerung. 
Maier 4 ) ist an Hand einer statistischen Bearbeitung von beinahe 
einer Million Rekrutenuntersuchungen, die während 29 Jahren in 


Kräpelin, Psychiatrie 248ff. 

*) Der Ausdruck .Geisteskrankheit“ in diesem allgemeinen Sinne wird auch 
von Hurwicz (Mschr 9; 410, Anmerk. 5) angewendet. 

*) U. a. von Liszt, Mschr 1, 8. — Delaquis, Vhdlg. SJV. I; 2. 

*) Maier, Zeitschrift f. die ges. Neurologie u. Psychiatrie. 8; 644ff. 
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der Schweiz vorgenommen wurden, zum Schlüsse gekommen, 
daß die Häufigkeit psychischer (angebomer oder erworbener) 
Störungen bei Erwachsenen etwa 2'/^ — 2 4 /2 Proz. betrage; d. h. 
daß also 1 psychisch Abnormer auf 40—45 Gesunde käme. 

- Geisteskrankheit und Verbrechen stehen in engem Zusammen¬ 
hang. Die Geisteskrankheit kann derart auf den Menschen ein¬ 
wirken, daß er unfähig ist, das Unrecht seiner Tat einzusehen. 
Der Paranoiker mit Wahnvorstellungen behauptet in berechtigter 
Notwehr zu handeln, wenn er einen vermeintlichen Gegner, von 
dem er sich verfolgt glaubt, an Leib und Leben bedroht, obschon 
ihm dieser ja niemals das Geringste zuleide getan hat 1 )- 

Die Geisteskrankheit kann aber auch in der Weise den 
Menschen beeinflussen, daß er zwar das Rechtswidrige seiner 
Tat einsieht, aber dennoch handelt, weil bei ihm die Hemmungen, 
die das Trieb- und Gefühlsleben des Normalen mit den Geboten 
und Verboten der menschlichen Gesellschaft in Einklang bringen, 
weggefallen sind. Der sexuell Perverse begeht ein sadistisches 
oder exhibitionistisches Attentat, obschon er vielleicht genau weiß, 
daß er damit eine strafbare Tat begeht, weil er trotzdem unfähig ist, 
seinen perversen Trieb zu zügeln 2 ). 

Es ist Aufgabe der Psychiatrie, die einzelnen Formen der 
krankhaften Geisteszustände und ihre Kriminalität näher zu er¬ 
örtern 3 ). 

Der Begriff der Geisteskrankheit ist ein rein medizinischer. 
Die Begriffe der Unzurechnungsfähigkeit und der verminderten 
Zurechnungsfähigkeit hingegen finden sich im Strafgesetze und 
fallen daher auch in ein Gebiet intensivsten Zusammenarbeitens 
von Jurist und Psychiater. Beide müssen sich klar sein über die 
Rechtswirkungen,'die rechtlichen Folgen der vom Arzt in Kenntnis 
der Gesetze und der Wirkung ihrer Anwendung abgegebenen 
Befunde. 

Von unserer Stellungnahme zu Inhalt und Formulierung dieser 
Begriffe wird die weitere Behandlung der Materie abhängen. 


■) Siehe I. Teil, Fall 12. 

2 ) Siehe 1. Teil, Fälle 18 u. 19. 

3 ) Literatur: Lisibach, Verhandl. d. Schweiz. Vereins f. Straf-u. Gefängnis¬ 
wesen 1915. 1. Heft, 2ff. Lenz, Z. f. schw. R. 18; 652 ff. Kreuser, Jur. psych. 
Gfr. 8; Heft 51. Alomb ert-Goget, 9, allen6 criminel- „tout aliene qui a accom- 
pli un acte delictueux ou criminel en rapport plus ou moins immediat avec son 
delire“. 
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I. Unzurechnungsfähigkeit. 

1. Regelung in den Strafgesetz-Vorentwürfen. 

a) Deutsche VEE. 

DVE (1909), § 63. 

„Nicht strafbar ist, wer zurZeit der Handlung geisteskrank, blöd¬ 
sinnig oder bewußtlos war, so daß seine freie Willensbestimmung aus¬ 
geschlossen ist.“ 

GE (1911), § 13. 

„Eine Handlung ist straflos, wenn der Täter zur Zeit der Handlung 
wegen Bewußtseinsstörung oder krankhafter Störung der Geistestätigkeit 
nicht die Fähigkeit besaß, die Strafbarkeit seiner Tat einzusehen oder 
dieser Einsicht gemäß zu handeln.“ 

b) österreichischer VE (1909), § 3. 

„Nicht strafbar ist; wer zur Zeit der Tat wegen Geistesstörung, 
Geistesschwäche oder Bewußtseinsstörung nicht die Fähigkeit besaß, 
das Unrecht seiner Tat einzusehen oder seinen Willen dieser Einsicht 
gemäß zu bestimmen.“ 

c) Schweizerische VEE. 

VE 1893 (Art. 8); VE 1894 (Art. 8, AbS. 1); VE 1896 (Art. 11, Abs. 1). 

„Wer zur Zeit der Tat geisteskrank oder blödsinnig oder bewußtlos 
war, ist nicht strafbar.“ 

VE 1903 (Art. 16). 

„Wer zur Zeit der Tat außerstande war, vernunftgemäß zu handeln, 
wer insbesondere zur Zeit der Tat in seiner geistigen Gesundheit oder 
in seinem Bewußtsein in hohem Maße gestört war, ist nicht strafbar.“ 
VE 1908 (Art. 14, Abs. 1). 

„Wer zur Zeit der Tat geisteskrank oder blödsinnig oder in seinem 
Bewußtsein schwer gestört war, ist nicht strafbar.“ 

VE 1912/1913 (Art. 15 bis); VE 1915 (Art. 12). 

„Wer zur Zeit der Tat wegen Geisteskrankheit, Blödsinn oder 
schwerer Bewußtseinsstörung nicht die Fähigkeit besaß, das. Unrecht 
seiner Tat einzusehen oder dieser Fähigkeit gemäß zu handeln, ist 
nicht strafbar.“ 

2. Grundsätzliche Stellungnahme. 

Die Zurechnungsfähigkeit ist die Voraussetzung der Zurech¬ 
nung einer konkreten Handlung zur Schuld, und zwar muß sie 
zur Zeit der Begehung der Handlung vorhanden sein. v. Liszt 
definiert die Zurechnungsfähigkeit als normale Determinierbarkeit. 
Normaler Inhalt und normal motivierende Kraft der Vorstellung 
machen das Wesen der Zurechnungsfähigkeit aus. Sie ist der 
Normalzustand des vollentwickelten, gesunden Menschen. 

Da der Zustand der Zurechnungsfähigkeit die Regel bildet, 
und der normal entwickelte Mensch die Fähigkeiten besitzt, die 
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erforderlich sind, daß ihm eine Handlung zur Schuld zugerechnet 
werde, so genügt es, im Gesetze die Fälle zu bestimmen, in 
denen Zurechnungsfähigkeit nicht anzunehmen ist 1 ). 

Dem Gesetzgeber stehen bei der Regelung der Unzurechnungs¬ 
fähigkeit drei Methoden zur Verfügung: 

1. die psychologische Methode. 

Sie nennt die psychologischen Kriterien, bei deren Fehlen 
die Zurechnungsfähigkeit ausgeschlossen ist („Zustand, in dem 
sie ohne ihr Verschulden der Urteilskraft oder der Willensfreiheit 
beraubt waren“. Bundes-StGB. Art. 27), 

2. die biologische Methode, 

welche sich damit begnügt, die die Unzurechnungsfähigkeit be¬ 
dingenden Geisteszustände aufzuzählen („Geisteskrankheit, Blöd¬ 
sinn oder Bewußtlosigkeit“, VE 1893), 

3. die gemischte Methode, 

die einerseits diejenigen Geisteszustände in allgemeiner Cha¬ 
rakteristik aufzählt, welche die Zurechnungsfähigkeit aufheben 
oder doch aufheben können, und anderseits zugleich die juristisch¬ 
psychologischen Merkmale bezeichnet, die als Maßstab des Ein¬ 
flusses dienen sollen, welchen der Geisteszustand des Täters im 
einzelnen Falle auf seine Zurechnungsfähigkeit gehabt hat („Wer 
.wegen Geisteskrankheit, Blödsinn oder schwerer Bewußt¬ 
seinsstörung nicht die Fähigkeit besaß, das Unrecht seiner Tat 
einzusehen oder dieser Einsicht gemäß zu handeln.“ VE 1912). 

In der Wissenschaft ist ein heftiger Streit entbrannt über die 
Frage, ob der biologischen oder der gemischten Methode der 
Vorzug zu geben sei 2 ). 

Der DVE hat sich in § 63 für die gemischte Methode aus¬ 
gesprochen. Scheinbar unbekümmert um die Einwände der An¬ 
hänger des Determinismus stellt er sich auf den Standpunkt des 
geltenden Rechts (§ 51 Deutsches StGB.). In der Begründung») 
wird zwar ausgeführt, daß der Ausdruck ,.freie Willensbestimmung“ 


‘) Stoofl, Motive 21/22. Begründg. DVE 226. 

*) Die rein psychologische Methode kommt für die moderne Wissenschaft 
kaum mehr in Frage. 

3 ) Begründung zum DVE 226 u. 228. 
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nicht im metaphysischen Sinne, sondern im Sinne des gewöhn¬ 
lichen Lebens zu verstehen sei, und die Beibehaltung dieses viel¬ 
angefochtenen Ausdruckes mit dem Mangel eines bessern zu 
rechtfertigen gesucht. Diese Ansicht ist aber von verschiedenen 
Seiten *) angefochten worden, und mit Recht, denn der Begriff 
der freien Willensbestimmung läßt sehr verschiedene Auffassungen 
zu. Der Richter, der den Begriff im geltenden Recht im meta¬ 
physischen Sinne angewendet hat, wird dies auch nach dem 
§ 63 des DVE beibehalten, und der Psychiater — fast ausnahms¬ 
los ein entschiedener Determinist — wird die Freiheit der Willens¬ 
bestimmung überhaupt leugnen und daher genötigt sein, seiner 
wissenschaftlichen Überzeugung zuwider die Freiheit des Willens 
vorauszusetzen oder sie in jedem Falle zu verneinen. Die gleichen 

Einwände treffen auch zu beim OeVE (.„oder seinen Willen 

dieser Einsicht gemäß zu bestimmen“). Der GE (§ 13) hat ver¬ 
sucht, den Begriff der freien Willensbestimmung als gesetzliches 
Merkmal der Zurechnungsfähigkeit zu eliminieren, und dabei eine 
Fassung aufgestellt, welche mit derjenigen in den schweizerischen 
VEE 1912 und 1915 in der Hauptsache übereinstimmt. 

Interessant ist die Entwicklung der Zurechnungsfrage in den 
VEE. Der VE 1893 hatte die biologische Begriffsbestimmung der 
Unzurechnungsfähigkeit aufgenommen, welche von allen schwei¬ 
zerischen Irrenärzten gebilligt worden war 2 ). Diese Fassung wurde 
sowohl in der ersten als auch in der zweiten Lesung der Experten¬ 
kommission gutgeheißen, jedoch in einer Sitzung vom Jahre 1903 
nach der gemischten Methode abgeändert, besonders infolge der 
Initiative von Gretener, der die biologische Definition des VE 
1893 von Anfang an heftig bekämpft hatte 3 ). Die neue Fassung 
des VE 1903 erregte aber die Mißbilligung der Irrenärzte. 
Bleuler 4 ) unterzog die Fassung einer scharfen Kritik, und die 
schweizerischen Psychiater beschlossen darauf in ihrer Sitzung in 
SL Urban im Juni 1904 einstimmig, die Beibehaltung der früheren 
Fassung zu verlangen. Diese Stimmen waren nun doch wieder 
ausschlaggebend. Der VE 1908 kehrte in Art. 14 wieder zur 
biologischen Fassung zurück. 


U. a. Frank, Reform des StGB. Bd. I, Allg. Teil, 2. Hälfte, S. 233. 
Simon, Mschr. 7, 595. 

*) v. Speyr, Versammlung d. Schweiz. Irrenärzte. Referat, These I, Schw. 
Zschr. 7; 190. 

3 ) Gretener, Die Zurechnung als Gesetzgebungsfrage. 

Bleuler, Mschr. 1; 621 ff. 
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In Art. 14 des VE 1912 wurde von der Expertenkommission 
ein Antrag Thormann 1 ) angenommen, der wieder auf dem 
Boden der gemischten Methode steht, aber in der Fassung vom 
VE 1903 abweicht. Auch der VE 1915 hat diese Fassung bei¬ 
behalten. Den Grund zu der erneuten Änderung im VE 1912 
bildeten wohl die inzwischen erschienenen Fassungen des OeVE 
(1909) und des GE (1911), bei denen eine Einigung zwischen 
Kriminalisten und Psychiatern mehr oder weniger hatte erzielt, 
werden können 2 ). 

Die biologische Fassung scheint uns vor allem deshalb den 
Vorzug zu verdienen, weil sie die alte Streitfrage der Willens¬ 
freiheit endgültig beiseite schafft. Die Zustände, die die Un¬ 
zurechnungsfähigkeit bedingen, werden mit genügender Bestimmt¬ 
heit und erschöpfend bezeichnet. Die Feststellung dieser Zustände 
liegt auf psychiatrischem Gebiet und bietet dem Sachverständigen 
ein sicheres, festumgrenztes Kriterium für sein Gutachten. Rein 
theoretisch kann diese Lösung für vortrefflich gelten, aber es ist 
zuzugeben, daß ihr praktische Bedenken wohl entgegengehalten 
werden können 3 ). 

Den hauptsächlichsten Einwand, daß bei der biologischen 
Methode der Schwerpunkt der Entscheidung zu sehr in die Hände 
des Sachverständigen gelegt werde. 4 ), erachten wir nicht als 
schwerwiegend. Formelf wird ja doch die Entscheidung dem 
Richter überlassen, dem es unbenommen bleibt, auch gegen den 
Ausspruch des Psychiaters das Vorhandensein eines der bezeich¬ 
nten Krankheitszustände zu bejahen oder zu verneinen. Je ge¬ 
wissenhafter aber der Richter ist, ein um so größeres Gewicht 
wird er dem Gutachten des Sachverständigen einräumen. Und 
dabei werden ihm aber auch die psychologischen Kriterien der 
gemischten Methode keine selbständige Stellung gewähren. Wird 
je ein Richter im Gegensatz zum psychiatrischen Gutachten die 
Frage entscheiden können, ob der Täter im Einzelfall „die Fähig¬ 
keit besessen habe, das Unrecht seiner Tat einzusehen oder dieser 

') Protokoll (nämlich: das Protokoll der 2. Expertenkommission). 1912. Bd. I, 
S. 128 ff. 

*) Unter den vielen Vorschlägen für eine Fassung der Unzurechnungsfähig¬ 
keitsbestimmung weisen wir auf eine Fassung von Bumke (Handbuch für Psy¬ 
chiatrie. Allg. Teil. 5. Abteilung, S. 167) hin, bei der die psychologischen Kri¬ 
terien ziemlich genau mit denen der VEE 1912 u. 1915 übereinstimmen. 

3 ) Für die biologische Methode u. a.: Wüst 8. Delaquis 40. Bleuler, 
Mschr 1; 626/627. 

4 ) Begründung DVE 227. Protokoll 2. Expertenkommission. 1912. Bd. 1, 115. 
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Fähigkeit gemäß zu handeln?“ — Die Zeiten, in denen der „ge¬ 
sunde Menschenverstand“ in psychiatrischen Dingen für ausreichend 
galt, liegen doch im wesentlichen hinter uns. 

Für weit wichtiger halten wir den Umstand, daß bei der Be¬ 
gutachtung des einzelnen Falles der ärztliche Sachverständige gar 
nicht umhin kann, auf die psychologischen Wirkungen der Krank¬ 
heit einzugehen. Es ist durchaus verständlich, daß der moderne 
Strafrichter den innern Zusammenhang zwischen der geistigen 
Störung und der strafbaren Handlung bewiesen sehen will. Um 
deshalb ein dem Richter verständliches Gutachten abzugeben, 
muß der Sachverständige darstellen, inwieweit die vorhandene 
Geisteskrankheit das Verhalten des Täters überhaupt beeinflußt 
hat. Er kann nicht einfach sagen: »Der Täter ist geisteskrank“, 
sondern er muß dieses Urteil auch begründen, und er kann es 
gar nicht, ohne die ganze psychische Persönlichkeit des Täters 
zu erörtern. Dies gilt namentlich für die zweifelhaften Fälle, und 
diese bilden in der Praxis die Regel. Dabei ist es dann für den 
Richter und Psychiater besser, wenn im Gesetze auch noch be¬ 
stimmte Kriterien für die Annahme der Unzurechnungsfähigkeit 
außer der Geisteskrankheit selbst aufgestellt sind; dadurch wird 
die Verständigung über die sachgemäße Behandlung im einzelnen 
Falle wesentlich erleichtert. 

Wir sind also der Ansicht, daß die Fassung der VEp 1912 
und 1915 gegenüber der biologischen Fassung der frühem VEE 
keinen Rückschritt bedeutet und in .praxi die besten Resultate 
zeitigen wird. Die Hauptsache ist, daß der Begriff und die Be¬ 
zeichnung der „freien Willensbestimmung“ im Gesetze endgültig 
dahinfällt •). 

II. Verminderte Zurechnungsfähigkeit. 

1. Regelung in den Strafgesetz-Vorentwürfen. 
a) Deutsche VEE. 

DVE (§ 63, Abs. 2). 

„War die freie Willensbestimmung durch einen der vorbezeichneten 
Zustände 2 ) zwar nicht ausgeschlossen, jedoch in hohem Grade ver¬ 
mindert, so finden hinsichtlich der Bestrafung die Vorschriften über 
den Versuch (§ 76) Anwendung. Zustände selbstverschuldeter Trunken¬ 
heit sind hiervon ausgenommen. 

*) Diese Ansicht wird übrigens auch von psychiatrischer Seite geteilt. 
Maier, Schw. Zschr. 26, 289. 

-) .geisteskrank, blödsinnig oder bewußtlos* 
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Freiheitsstrafen sind an den nach Abs. 2 Verurteilten unter Be¬ 
rücksichtigung ihres Geisteszustandes und, soweit dieser es erfordert, 
in besondern, für sie ausschließlich bestimmten Anstalten oder Ab¬ 
teilungen zu vollstrecken.“ 

GE (§ 13, Abs. 2). 

„War diese Fähigkeit ‘) zur Zeit der Handlung durch einen der 
vorbezeichneten Zustände 2 ) zwar nicht ausgeschlossen, aber in er¬ 
heblichem Maße herabgesetzt, so kann die Strafe nach den Vorschriften 
über den Versuch (§ 28) gemildert werden; an Stelle der Todes- oder 
lebenslangen Zuchthausstrafe tritt stets Zuchthaus nicht unter 3 Jahren. 
Selbstverschuldete Trunkenheit schließt die Anwendung eines milderen 
Strafgesetzes aus. 

Freiheitsstrafen gegen die nach Abs. 2 Verurteilten sind unter 
Berücksichtigung ihres Geisteszustandes und, soweit dieser es erfordert, 
in besondern, für sie aussschließlich bestimmten Anstalten oder Ab¬ 
teilungen zu vollstrecken.“ 

b) OeVE (§ 4). 

„War die Fähigkeit des Täters, das Unrecht einzusehen oder seinen 
Willen dieser Einsicht gemäß zu bestimmen, zur Zeit der Tat infolge 
eines andauernden krankhaften Zustandes vermindert, so ist an Stelle 
der Todesstrafe auf lebenslänglichen Kerker zu erkennen. Hat der 
Täter eine Freiheitsstrafe verwirkt, deren Vollzug in ihrer regelmäßigen 
Art seinen Zustand verschlimmern würde, so ordnet das Gericht an, 
daß die Strafe nach den der Eigenart dieser Personen angepaßten Vor¬ 
schriften vollzogen werde. Der Vollzug solcher Strafen findet in einer 
besondern Strafanstalt oder in einer besondern Abteilung einer Straf¬ 
anstalt oder eines Gefangenenhauses statt.“ 

c) Schweizerische VEE. 

VE 1893 (Art. 9). 

„War die geistige Gesundheit oder das Bewußtsein des Täters 
nur beeinträchtigt, oder war er geistig mangelhaft entwickelt, so ist die 
Strafe zu mildem; sie fällt weg, wenn der Täter verwahrt oder ver¬ 
sorgt wird“ (Art. 10 u. 11). 

VE 1894 (Art. 8, Abs. 2). 

„War die geistige Gesundheit oder das Bewußtsein des Täters 
nur beeinträchtigt, oder war er geistig mangelhaft entwickelt, so mildert 
der Richter die Strafe unbeschränkt“ (Art. 37 a. E.). 

VE 1896 (Art. 11, Abs. 2); VE 1908 (Art. 14, Abs. 2). 

„War die geistige Gesundheit oder das Bewußtsein des Täters 
nur beeinträchtigt, oder war er geistig mangelhaft entwickelt, so mildert 
der Richter die Strafe nach freiem Ermessen“ (Art. 40, § 2). 

') .die Strafbarkeit seiner Tat einzusehen oder dieser Einsicht gemäß zu 
handeln*. 

-1 ) .Bewußtseinsstörung oder krankhafter Störung der Geistestätigkeit*. 
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VE 1903 (Art 16, Abs. 2). 

„War die Fähigkeit des Täters, vernunftgemäß zu handeln, zur 
Zeit der Tat vermindert, war insbesondere die geistige Gesundheit 
oder das Bewußtsein des Täters wesentlich beeinträchtigt, so mildert 
der Richter" die Strafe nach freiem Ermessen“ (Art. 507). 

VE 1912 (Art. 16); VE 1915 (Art. 14). 

„War der Täter zur Zeit der Tat in seiner geistigen Gesundheit 
oder in seinem Bewußtsein beeinträchtigt oder geistig mangelhaft ent¬ 
wickelt, so daß die Fähigkeit, das Unrecht seiner Tat einzusehen oder 
dieser Einsicht gemäß zu handeln, herabgesetzt war, so mildert der 
Richter die Strafe nach freiem Ermessen.“ 

2. Grundsätzliche Stellungnahme. 

„Wie es zwischen der vollen körperlichen Gesundheit und 
der zur Auflösung führenden Krankheit zahlreiche Zwischenstufen 
gibt, welche die Funktionen des Körpers in abnormer Weise stören 
oder herabsetzen, so gibt es auch zwischen der geistigen Gesund¬ 
heit und der die Zurechnungsfähigkeit ganz ausschließenden 
Geisteskrankheit solche Zwischenstufen, in denen die die Zurech¬ 
nung bedingenden geistigen Fähigkeiten so alteriert und herab¬ 
gesetzt sind, daß es der Billigkeit entspricht, bei der Bestrafung 
darauf Rücksicht zu nehmen“ *). Die Befriedigung dieses Be¬ 
dürfnisses und der sachgemäßen Behandlung dieser Zustände ist 
nur durch die Aufstellung einer allgemeinen gesetzlichen Definition 
der verminderten Zurechnungsfähigkeit möglich 2 ). 

Der Begriff der verminderten Zurechnungsfähigkeit ist nicht 
neu. Wenn er auch im älteren gemeinen und partikulären Straf¬ 
recht als unmittelbar gesetzlich ausgesprochener Begriff nicht be¬ 
stand, so war doch die verminderte Zurechnungsfähigkeit in 
Auslegung und Handhabung der Rechtsquellen als allgemeiner 
Milderungsgrund unbestritten anerkannt. So enthielt z. B. der 
11. Artikel der Theresiana von 1768 in § 4 den allgemeinen 
Milderungsgrund der „gar großen Dummheit, Blödsinnigkeit und 
Einfalt, womit keine gänzliche Vernunftlosigkeit verknüpfet ist“. 

Die geschichtliche Entwicklung der Frage der verminderten 
Zurechnungsfähigkeit, insbesondere in Deutschland, ist von 
Kahl 5 ) ausführlich dargestellt worden. 

') Begründung DVE 230. 

*) Wir benutzen die Ausdrucksweise der Marginalien des VE, ohne uns mit 
der terminologischen Streitfrage näher zu befassen. (Vergl. Kahl, .Geistige 
Minderwertigkeit“; Finger, .Geminderte Deliktsfähigkeit“; Koch, .Psychopa¬ 
thisch Minderwertige“; Griesinger, „Organisch Belastete“ usw.). 

3 ) Kahl, 27, DJT. I, 143ff; VD. Allg. Teil I, 5 ff. 
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Das geltende deutsche StGB, kennt keine von dem all¬ 
gemeinen System der Strafzumessung und Strafmilderung ab¬ 
gezweigte selbständige Berücksichtigung der verminderten Zu¬ 
rechnungsfähigkeit. Im Entwurf zu dem StGB, für den Nord¬ 
deutschen Bund war' nach dem Vorschläge der wissenschaftlichen 
Deputation für das Medizinalwesen im Königreich Preußen eine 
Bestimmung über verminderte Zurechnungsfähigkeit aufgenommen, 
dann aber von der Bundesratskommission gestrichen worden. 
Auch vom Reichstag wurde eine solche Bestimmung für über¬ 
flüssig erachtet. Man glaubte an ihrer Stelle mit der allgemeinen 
Bestimmung über die mildernden Umstände auskommen zu 
können. Bei der Umwandlung des StGB, für den Norddeutschen 
Bund in ein solches für das Deutsche Reich fanden keine 
sachlichen Gesetzesänderungen mehr statt. 

In der Folge zeigte es sich aber, daß das deutsche StGB, 
vielen Fällen von verminderter Zurechnungsfähigkeit nicht gerecht 
werden kann, weil es die mildernden Umstände bei vielen und 
teilweise gerade den schwersten Delikten wie Mord, Raub, Brand¬ 
stiftung, Meineid usw. nicht für zulässig erklärt. Es ist daher 
nicht zu umgehen, daß in manchen Fällen der Fahrlässigkeits¬ 
paragraph herbeigezogen werden muß, um den vermindert Zu¬ 
rechnungsfähigen milder bestrafen zu können. So sehr ein solches 
Vorgehen um der Gerechtigkeit willen zu begrüßen ist, so bleibt 
eben seine Inkonsequenz doch bestehen. 

Der DVE sucht nun in § 63, Abs. 2 mit der Anerkennung 
der verminderten Zurechnungsfähigkeit als eines allgemeinen 
.Strafmilderungsgrundes diesem Übelstande abzuhelfen. 

In der Schweiz wird die verminderte Zurechnungsfähigkeit 
nicht von allen kantonalen Strafgesetzen berücksichtigt. Eine 
besondere Regelung findet sie in Bern (StGB. v. 30 Jan. 1866, 
Art. 43, Abs. 2); Luzern (StGB. v. 22. Mai 1906 § 49); Schwyz 
(StGB. v. 20. Mai 1881 § 33); Obwalden (KrimStGB. v. 20. Wein¬ 
monat 1864, Art. 34, Ziff. 4); Glarus (StGB. v. 7. Mai 1899, § 31); 
Zug (StGB. v. 20. Nov. 1876, abg. 1. Juni 1882, § 26, Abs. 2); 
Solothurn (StGB. v. 25. Aüg. 1885, § 51, Abs. 3); Schaff- 
hausen (StGB. v. 9. Nov. 1891. Novelle Art. 5, zu § 72); 
Appenzell A.-Rh. (StGB. v. 28. April 1878, § 41); Appenzell 
I.-Rh. (StGB. v. 30. April 1899, Art. 26); St. Gallen (StGB. v. 
25. November 1885, Art. 40); Graubünden (StGB. v. 8. Juni 
1851, § 50); Thurgau (StGB. v. 10. Feb. 1868, § 42); Tessin 
(Codice penale 25 gennaio 1873, Art. 47); Wallis (Code penal 
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du 26 mai 1858, art. 86); Neuenburg (code penal du 12 fevrier 
1891, art. 70*). 

Alle schweizerischen VEE enthalten den Begriff der ver¬ 
minderten Zurechnungsfähigkeit. 

Der Begriff der verminderten Zurechnungsfähig¬ 
keit 2 ) wurde aufgestellt, weil es sich als unmöglich erwies, 
zwischen den Zuständen voller Zurechnungsfähigkeit und Un¬ 
zurechnungsfähigkeit eine scharfe Grenze zu ziehen. Diese 
Zwischenstufen sind aber so unendlich zahlreich und teilweise 
für die Psychiater selbst so schwer bestimmbar, daß eine voll¬ 
ständige kasuistische Umschreibung des Begriffs, wie sie von 
juristischer Seite u. a. vorgeschlagen wurde, auf unüberwindliche 
Schwierigkeiten stößt 3 ). 

Man gibt sich eine große Mühe, die Grenzen der abnormen 
Seelenzustände festzustellen, welche in Zukunft unter den Begriff 
der verminderten Zurechnungsfähigkeit fallen sollen. Dies ist 
aber unseres Erachtens ein "vergebliches Unterfangen. 

Eine feste Grenze nach der Seite der Unzurechnungsfähigkeit 
gibt es nicht. Wir erinnern hier nur an das vielumstrittene und 
vielgestaltige Bild der Dementia praecox (Jugendirresein). Früher 
waren die Krankheitsformen nur in ihrer gröbsten Form bekannt, 
die volle Unzurechnungsfähigkeit nach sich zogen. Seither kennt 
man aber auch die Übergangsformen. Soll man nun einen solchen 
antisozialen Defektmenschen, bei dem der krankhafte Prozeß noch 
nicht zum vollen Ausdrucke gelangt ist, als unzurechnungsfähig 
oder als vermindert zurechnungsfähig betrachten? — 

Je weiter die klinische Psychiatrie fortschreitet, desto feiner 
wird die Diagnose von noch ganz latenten psychischen Krank¬ 
heiten, und desto schwerer wird oft die Entscheidung im Sinne 
des Strafgesetzes 4 ). 

•) Text bei Stooß, Die Schweiz. Strafgesetzbücher. Auszugsweise bei 
Kahl, VD. Allg. Teil, I, 53/54. 

*) Nicht zu verwechseln mit der partiellen Zurechnungsfähigkeit. 
Nach Ziehen (Monatsschrift f. Neurologie u. Psychiatrie V, 52) soll trotz 
Geisteskrankheit Zurechnungsfähigkeit insoweit vorliegen, als nicht zwischen der 
strafbaren Handlung und der Geisteskrankheit (namentlich der durch chronische 
Paranoia bedingten Wahnvorstellungen) ein kausaler Zusammenhang besteht. 
(Sehr bestritten!) 

*) Eine Beschreibung der hauptsächlichsten Krankheitsformen geben: 
Maier, Schw. Zschr. 26, 295 ff. Kahl, 27, DJT. I, 184 ff. Wüst, 20/21. 

*) Bleuler, Vierteljahrsschrift f. gerichtl. Medizin u. öffentl. Sanitätswesen. 
3 . Folge. Bd. 44, Heft 1. 
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Die gleichen Schwierigkeiten bieten sich beim Versuche einer 
Abgrenzung der verminderten Zurechnungsfähigkeit nach der 
Seite der Zurechnungsfähigkeit, denn es gibt viele psychische 
Störungen, die gelegentlich in so leichten Formen gefunden 
werden, daß sie wohl ärztlich feststellbar sind, aber keine ju¬ 
ristischen Konsequenzen nach sich ziehen, also die Zurechnungs¬ 
fähigkeit nicht beeinflussen. Ein Mensch ohne besondere psy¬ 
chische Symptome begeht eine Straftat. Bei der ärztlichen Unter¬ 
suchung zeigt der positive Ausfall der Wassermannschen Reaktion 
in der Rückenmarksflüssigkeit, daß der Syphilisprozeß das Zentral¬ 
nervensystem ergriffen hat. Hat der Mann seine Straftat in zu¬ 
rechnungsfähigem oder vermindert zurechnungsfähigem Zustande 
begangen? Man sieht auch hier, wie der Fortschritt der Wissen¬ 
schaft Fragestellungen aufwirft, die noch vor wenigen Jahren 
nicht hätten gestellt werden können, und wie vom Experten ver¬ 
langt werden muß, daß er alle überhaupt möglichen Methoden zur 
Klärung des wahren Sachverhaltes anwende. Die Differenzierung 
der strafrechtlichen Behandlung sollte deshalb mit der Verfeinerung 
der Expertisen wenigstens einigermaßen Schritt halten können. 

Wenn auch eine theoretische Abgrenzung der verminderten 
Zurechnungsfähigkeit unmöglich ist, so wird es doch dem er¬ 
fahrenen und gewissenhaften Irrenarzt fast immer gelingen, im 
einzelnen Fall die Grenze sicher zu ziehen ‘). 

Kahl 2 ) hat eine Begriffsbestimmung für die verminderte Zu¬ 
rechnungsfähigkeit vorgeschlagen. Sie geht dahin, „daß sich der 
Täter bei der Begehung der strafbaren Handlung in einem nicht 
bloß vorübergehenden krankhaften Zustande befunden haben 
müsse, welcher das Verständnis für die Strafwürdigkeit seiner 
Handlung oder seine Widerstandsfähigkeit gegen strafbares 
Handeln vermindere.“ Diese Definition wurde aber im DVE nicht 
aufgenommen, hauptsächlich deshalb, weil es nicht angehe, den 
Begriff der verminderten Zurechnungsfähigkeit auf einer ganz 
andern Grundlage zu bestimmen als auf derjenigen, welche für 
den Begriff der Unzurechnungsfähigkeit angenommen worden sei 3 ). 

Alle neuen Strafgesetz-Vorentwürfe bestimmen den Begriff der 
verminderten Zurechnungsfähigkeit im strengen Anschluß an den¬ 
jenigen der Unzurechnungsfähigkeit, indem sie jeweilen einen 
geringeren Grad der psychischen Störung voraussetzen. 

’) Stooß, Motive 24. 

-) Kahl, Mschr. 1, 120. 27, DJT. I; 211. 

3 ) Begründung DVE 231. 
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Der Begriff der verminderten Zurechnungsfähigkeit ist also 
vielumstritten. Sowohl die juristische als auch die medizinische 
Literatur, welche diesen Gegenstand behandelt, ist außerordentlich 
umfangreich geworden. Der Rahmen dieser Arbeit würde aber 
weit überschritten, wenn wir ausführlich auf die wissenschaftlichen 
Kontroversen eingehen wollten 1 ). 

Wir verkennen keineswegs die großen Schwierigkeiten, die 
sich einer allseitig befriedigenden Legaldefinition der verminderten 
Zurechnungsfähigkeit entgegenstellen. Wir halten es aber für 
richtig, wenn das Gesetz die verminderte Zurechnungsfähigkeit 
begrifflich zu fixieren sucht, und glauben der neuesten Fassung 
des VE (1915) ohne tiefgreifende Bedenken zustimmen zu können. 
Es ist zu begrüßen, daß der schweizerische VE nicht das Kriterium 
des Dauernden in betreff des krankhaften Zustandes von Kahl 
oder dem OeVE übernommen hat. Es ist dies, wie wir später 
ausführen werden, von großer Bedeutung für das Verhältnis von 
Strafe und .Sicherung. 


B. Gemeingefährlichkeit 2 ). 

Die Bezeichnung „gemeingefährlich“ in der vorliegenden 
Arbeit hat nicht die gleiche Bedeutung wie z. B. im 27. Abschnitt 
des Deutschen StGB, („gemeingefährliche Verbrechen oder Ver¬ 
gehen“) oder im 7. Abschnitt des VE („gemeingefährliche Ver¬ 
gehen“). Dort besteht die Gemeingefährlichkeit in einer Zerstörung 
von Werten, von der nicht bestimmte Individuen, sondern größere 
Gruppen der Gesellschaft oder einzelne Mitglieder derselben, aber 
infolge von zufälligen Verkettungen ohne bestimmte Auswahl be¬ 
troffen werden können, und durch welche eine Gefahr hervor¬ 
gerufen wird, deren Umfang sich nicht übersehen läßt (Brand¬ 
stiftung, Gefährdung durch Sprengstoffe, Herbeiführung einer 
Überschwemmung usw.). Es handelt sich also dort um die ob¬ 
jektive Gefährlichkeit von bestimmten, strafrechtlich fixierten 
Tatbeständen. 


’) Eingehende Darstellung bei Kahl, VD. Allg. Teil I; 24 ff. 27. DJT I; 
157ff. Materlalsammlung: Gottschalk, Materialien zur Lehre von der ver¬ 
minderten Zurechnungsfähigkeit. 

Gegen den Begriff der verm. Zurechnungsfähigkeit: Hoegel, Mschr. 1; 
338. Longard, Mschr. 2; 190ff. Simon, Mschr. 7; 600. 

ä ) Vergleiche darüber die klinisch-analytische Darstellung von Göring mit 
reicher Kasuistik. 

Archiv fflr Kriminologie. 70. Bd. 5 
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Wir verstehen aber unter Gemeingefährlichkeit nicht die ob¬ 
jektive Gefährlichkeit der Tat, sondern die subjektive Ge¬ 
fährlichkeit des Täters. 

Den Begriff der subjektiven Gefährlichkeit im weitesten Sinne 
haben die Vertreter der soziologischen Schule als den „etat dan- 
gereux“ begrifflich zu fixieren gesucht. Sie verstehen darunter 
allgemein die begründete Gefahr, daß von dem betr. 
Individuum die Begehung strafbarer Handlungen zu 
besorgen ist 1 ). Ohne näher auf das in den letzten Jahren 
vielumstrittene Problem des „etat dangereux“ einzugehen sei be¬ 
merkt, daß unser Begriff der Gemeingefährlichkeit wohl im Be¬ 
griffe des „etat dangereux“ enthalten ist, daß er aber diesem 
gegenüber nach zwei Richtungen hin eingeschränkt ist. 

Unsere Arbeit handelt vom gemeingefährlichen Verbrecher, 
d. h. von demjenigen Menschen, welcher bereits eine Straftat 
begangen hat, und von dem zu erwarten ist, daß er in der Zukunft 
weitere strafbare Handlungen begehen wird. Wie wir s^hon früher 
erwähnt haben 2 ), kann die strafrechtliche Sicherung nach der 
herrschenden Ansicht nur dann Platz greifen, wenn das betr. Indi¬ 
viduum seine Gemeingefährlichkeit bereits durch eih Delikt mani¬ 
festiert hat. Das begangene Verbrechen ist eine notwendige 
Voraussetzung für die strafrechtliche Reaktion. 

Ein weiterer Unterschied zwischen unserem Begriff der GeV' 
meingefährlichkeit und dem „£tat dangereux“ der soziologischen 
Schule besteht darin, daß wir von der Gemeingefährlichkeit der 
geistig Gesunden absehen und fordern, daß sie ganz oder teilweise 
im krankhaften Zustand des Täters begründet liege. 

Als gemeingefährlich bezeichnen wir demnach den¬ 
jenigen Geisteskranken, der infolge oder während einer 
psychischen Störung die Rechtssicherheit verletzt hat 
und weiterhin zu gefährden droht. 3 ) 

Unsere Begriffsbestimmung setzt also voraus: 

*) v. Liszt, Mschr. I, 10: .Erforderlich ist also die begründete Besorgnis, 
daß von dem Individuum die Begehung strafbarer Taten zu besorgen ist.* 
Gar^on, MIKV. 17, 187: ,On peut ddfinir l’individu dangereux celui dont on 
peut prdsumer qu’il commettra dans l’avenir des actes susceptibles de troubler 
l’ordre public.* 

Siehe u. a.: Hurwicz, Mschr. 9, 399 ff. Vom Standpunkt der klassischen 
Schule Birkmeyer, Schuld und Gefährlichkeit. 51 ff. 

2 ) Einleitung 7/8. 

®) Vergl. die zum Teil weiter gefaßten Definitionen von Aschaffenburg, 
VD. Allg. Teil I, 108. Leppmannf 27. DJT. IV, 403. v. Liszt, MIKV. 11, 644. 
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a) Einen psychopathologischen Zustand des gemein¬ 
gefährlichen Individuums. 

b) Eine bereits erfolgte Verletzung der Rechtssicher¬ 
heit, d.h. mit anderen Worten ein oder mehrere bereits begangene 
Delikte. Die geschehene Tat gibt wohl einen scheinbar sicheren 
und brauchbaren Maßstab zur Beurteilung der Gemeingefährlich¬ 
keit eines Menschen. Aber doch nur einen Maßstab für die Ver¬ 
gangenheit, nicht für die Zukunft. Die Frau, die im Puerperal¬ 
delirium alle ihre Kinder in der schrecklichsten Weise umgebracht 
hat, ist nach Genesung von der akuten Geisteskrankheit nicht 
mehr als gefährlich anzusehen und bedarf ebensowenig der Ver¬ 
wahrung wie ein Arbeiter, der im Typhusdelir eine ihm unbe¬ 
kannte alte Frau in ganz unmenschlicher Weise erschlagen hat. 
Andererseits können leichte Eigentumsvergehen das Signal sein, 
daß von ihrem Urheber mit der größten Wahrscheinlichkeit noch 
recht schwere Verbrechen erwartet werden können. Häufig ist es 
eine Verkettung von unglücklichen Zufällen, die verursachen, daß 
ein Geisteskranker überhaupt mit dem Strafgesetz in Konflikt 
gerät. Ungeschickte Behandlung von seiten der Umgebung, 
Alkoholexzesse, Aufregung, Strapazen; dann auch einzelne Phasen 
des Sexuallebens können derart auf den Geisteskranken einwirken, 
daß er ein Delikt begeht. Der Wegfall dieser Komplikationen be¬ 
dingt dann auch das Wegfallen des gemeingefährlichen Zustandes. 
Aus der deliktischen Handlung allein ergibt sich demnach noch 
nicht ein Maßstab für die Gemeingefährlichkeit eines Menschen. 

c) Eine drohende Gefährdung der Rechtssicherheit. 

Eine Gefährdung wird man wohl darin erblicken müssen, 

daß nach Geisteszustand, Vorleben, Charakter des Kranken eine 
Wiederholung oder Erneuerung deliktischer Taten befürchtet wer¬ 
den muß 1 ). Damit ist gesagt, daß diejenigen Fälle ausgeschlossen 
sind, in denen lediglich die Begehung geringfügiger Störungen 
der Rechtsordnung, wie die Erregung von ruhestörendem Lärm, 
Landstreicherei u. dgl. mehr zu besorgen ist. 

Die Gefährdung muß sich beziehen auf die Rechtssicher¬ 
heit. Wir haben den Ausdruck aus dem GE (§ 14) übernommen, 
dessen Motive ausführen, daß die Wendung des DVE (§ 65 „öffent¬ 
liche Sicherheit“) zu eng erscheint. Eine Gemeingefährlichkeit 
kann zweifellos auch dann vorliegen, wenn sich die drohende 
Gefährdung zunächst und unmittelbar gegen private Rechtsgüter 


*) Delaquis, Vhdlg. SJV. 1913. I, 44. 
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richtet. So ist z. B. die besondere Gefährlichkeit eines-Verfol¬ 
gungswahnsinnigen gerade in seiner Richtung gegen eine indivi¬ 
duell bestimmte Person begründet. Auch den Alkoholiker, der 
täglich betrunken nach Hause kommt und jedesmal Frau und 
Kinder in schwerster Weise bedroht und mißhandelt, wird man 
doch wohl als gemeingefährlich ansehen müssen, obwohl in erster 
Linie die Sicherheit der Familienglieder und erst mittelbar die 
öffentliche Sicherheit gefährdet ist. 

Der OeVE hat in § 36 die Rechtsgüter, deren Gefährdung 
Gemeingefährlichkeit bedingt, besonders hervorgehoben (Sittlich¬ 
keit, Sicherheit der Person und des Vermögens). Diese Aufzählung 
erscheint uns unvollständig. Sollten demnach Handlungen gegen 
die Ehre keine Gemeingefährlichkeit bedingen können? 1 ) 

Die Fassung des VE 1915 (Art. 13) „öffentliche Sicherheit 
und Ordnung“ können wir, wie aus den oben angeführten Gründen 
hervorgeht, nur dann als genügend erachten, wenn in extensiver 
Auslegung auch die Gefährdung von privaten Rechtsgütern darunter 
verstanden wird. 

Bis jetzt hat man vergeblich versucht, eine präzise und scharf 
umgrenzte juristische Definition der Gemeingefährlichkeit zu geben. 
Die IKV hat in den allgemeinen Versammlungen in Hamburg 1905 
und in Brüssel 1910 über den Begriff der Gemeingefährlichkeit 
beraten. Ihre Bemühungen waren aber bis jetzt so vergeblich, 
daß Aschaffenburg 2 ) auf der Versammlung in Brüssel die 
juristische Feststellung des Begriffs für geradezu unmöglich er¬ 
klärte. Der Nordostdeutsche Verein für Psychiatrie und Neuro¬ 
logie hat sich dahin ausgesprochen: „Gemeingefährlichkeit kann 
nur unter Berücksichtigung aller Eigenheiten des Falles als vor¬ 
liegend anerkannt werden. Eine für alle Fälle passende Definition 
zu liefern ist unmöglich“ 3 ). 

Wir teilen diese Ansicht vollkommen. Gemeingefährlichkeit 
ist ein relativer Begriff und hängt nicht nur ab von den 
psychischen Zuständen, von den individuellen Neigungen des 
betreffenden Menschen, sondern auch von der besondem Ge- 


*) Im Gegensatz zu Delaquis, VhdL SJV. 1913. 1,43 und Kriegsmann, 
Mschr. 6, 559 betrachten wir den Passus von § 39 des OeVE: „Begehung einer 
strenger als mit 6 Monaten Freiheitsstrafe bedrohten Tat" nicht als Kriterium 
der Gemeingefährlichkeit, sondern als Voraussetzung für die Verwahrung des 
Gemeingefährlichen. 

2 ) M1KV 17, 471. 

3 ) Allg. Zschr. f. Psychiatrie 5, 692. 
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staltung der Umstände und Verhältnisse, welche als Gelegenheits¬ 
ursache zur Manifestierung der Gemeingefährlichkeit dienen. Es 
bedarf im konkreten Falle der Herbeiziehung, der ganzen Ana¬ 
mnese eines Menschen, um ihn als gemeingefährlich erklären zu 
können ‘). 

Delaquis hat richtig erkannt 2 ), daß bei der Verwahrung 
eines vom Richter als gemeingefährlich erklärten Geisteskranken 
ein neuer Gefährdungsbegriff und -zustand unsere Beachtung 
verlangt. Wir nennen diesen rein verwaltungstechnisch gewonnenen 
Begriff Anstaltsgefährlichkeit, d. h. Gefährlichkeit im 
Sinne des Verwahrungsvollzuges. Denn mit der richter¬ 
lichen Feststellung der Gemeingefährlichkeit ist über die Art der 
Verwahrung, über die Wahl der Anstalt, in welche der betr. 
Geisteskranke eingewiesen werden soll, noch gar nichts gesagt. 
Ein Paralytiker wird nach Begehung eines schweren Verbrechens 
in der Anstalt vielleicht bald zu einem harmlosen Kranken werden. 
Der Epileptiker, der unter dem Einfluß alkoholisch bedingter 
Gereiztheit und Verwirrtheit einen Mord begangen hat, wird in 
nüchtern klarem Geisteszustände nicht mehr gefährlich sein und 
bei Durchführung der Totalabstinenz kein Verbrechen mehr begehen. 

Es gibt aber Geisteskranke, die auch im Anstaltsbetriebe ge¬ 
fährlich sind, die Anstaltsgefährlichen. Ris 3 ) versteht darunter 
solche Kranken, „von denen ihrer Umgebung in der Anstalt eine 
ernstliche Gefahr droht; Kranke, die andere Patienten oder das 
Wärter- und Ärztepersonal an Leib und Leben bedrohen und 
auch fähig sind, mit der Drohung Ernst zu machen — ferner 
solche Kranke, die vielleicht in der Anstalt nicht gerade direkt 
gefährlich sind, deren Sinnen und Trachten aber beständig auf 
Flucht geht, und von denen im Falle des Gelingens einer Flucht 
gefährliche Handlungen gegen andere Personen zu erwarten sind 
—, endlich in dritter Linie und wohl nur in Ausnahmefällen 
Kranke, die sich systematisch aller Disziplin widersetzen, ge¬ 
wohnheitsmäßige Hetzer und Aufwiegler, die den Frieden in den 
übrigen Teilen der Anstalt dauernd und erheblich stören“. 

Die Unterscheidung in gewöhnlich gemeingefährliche und 
anstaltsgefährliche Geisteskranke ist für uns bei der Ausgestaltung 
der sM von großer Bedeutung 4 ). 

«) Lisibach, 23ff. Kräpelin 30. 

*) Vhdlg SJV. 1913, I, 44/45. 

*) Ris, Bericht Ober Bewahrungshaus Rheinau. Manuskript 6. 

*) Siehe 4. Abschnitt, Seite 100 ff. 
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3-. Abschnitt. 

Die strafprozessuale Feststellung der Unzurechnungs¬ 
fähigkeit, verminderten Zurechnungsfähigkeit und der 
Gemeingefährlichkeit. 

Der Artikel 64 bis der schweizerischen Bundesverfassung be¬ 
stimmt, daß auch nach der Vereinheitlichung des materiellen 
Strafrechts das gerichtliche Verfahren und die Rechtsprechung wie 
bis anhin den Kantonen verbleiben werden. Die Expertenkom¬ 
mission für den Vo\entwurf eines schweizerischen Strafgesetz¬ 
buches von 1893 fand^es deshalb infolge der in den kantonalen 
Strafprozeßordnungen herrschenden Ungleichheit für angezeigt, 
eine im wesentlichen prozessuale Bestimmung über die Unter¬ 
suchung des Geisteszustandes eines Angeschuldigten in das 
materielle Strafgesetz aufzunehmen, da die Bestimmungen über 
Unzurechnungsfähigkeit und verminderte Zurechnungsfähigkeit 
nur dann richtig angewendet werden können, wenn der Richter 
jeden Täter, dessen Geisteszustand zu Zweifeln Anlaß gibt, durch 
Sachverständige untersuchen läßt 1 ). 

Diese Bestimmung hat in den VEE folgenden Wortlaut ge¬ 
funden: 

VE 1894 (Art. 9). 

„Gibt der Geisteszustand des Täters zu Zweifeln Anlaß, so stellt 
ihn der untersuchende Richter durch ein Gutachten von Sachverständigen, 
fest. Dies gilt insbesondere auch für Taubstumme.“ 

VE 1896 (Art. 12); VE 1903 (Art. 15). 

„Gibt der Geisteszustand des Angeschuldigten zu Zweifeln An¬ 
laß, so läßt ihn der Beamte, der dies wahrnimmt, durch Sachver¬ 
ständige untersuchen. Dies gilt insbesondere auch für Taubstumme 
und Epileptische.“ 

VE 1908 (Art. 15). 

„Gibt der Geisteszustand des Beschuldigten zu Zweifeln Anlaß, 
ist er taubstumm oder epileptisch, so läßt ihn der Beamte, der es wahr¬ 
nimmt, durch Sachverständige, in der Regel Irrenärzte, untersuchen. 

Die''Sachverständigen begutachten den Zustand des Beschuldigten. 
Sie äußern sich auch darüber, ob er in eine Heil- oder Pflegeanstalt 
gehöre und ob sein Zustand die öffentliche Sicherheit oder das gemeine 
Wohl gefährde.“ 

VE 1912 (Art. 15); VE 1915 (Art. 17). 

„Gibt der Geisteszustand des Beschuldigten zu Zweifeln Anlaß, 
ist er taubstumm oder epileptisch, so soll er durch Sachverständige 
untersucht werden.“ 

Abs. 2 = VE 1908 (Art. 15, Abs. 2). 

’l Stooß, VE 1894 mit Motiven 126/127. 
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1. Aufgabe und Stellung des Sachverständigen. 

Unzurechnungsfähigkeit und verminderte Zurechnungsfähig¬ 
keit werden bedingt durch stärkere oder schwächere Grade an- 
geborner oder erworbener krankhafter Seelenzustände. Die Be¬ 
deutung und Tragweite. dieser krankhaften Störungen auf den 
geistigen Organismus kann nie vom Richter oder Untersuchungs¬ 
beamten allein entsprechend erkannt und gewürdigt werden. Es 
ist daher nach den VEE seine Pflicht, bei dem geringsten Zweifel 
über den Geisteszustand eines Angeschuldigten einen Sachver¬ 
ständigen beizuziehen. 

Wir sind der Ansicht, daß die Begutachtung des Geistes¬ 
zustandes eines Angeschuldigten wenn immer möglich durch 
einen Irrenarzt ausgeführt werden sollte, wie dies ausdrücklich 
im VE 1908 gefordert wird. Die gewöhnliche theoretische Aus¬ 
bildung des praktischen Arztes in psychiatricis reicht eben in der 
Regel nicht zur Lösung der schwierigen Fragen, besonders bei 
den Grenzzuständen. Forel anerkennt auch in seinem Entwurf 
zu einem schweizerischen Irrengesetz 1 ) als fachmännisch gebildete 
Irrenärzte nur diejenigen, welche mindestens 4 Jahre als Sekundar¬ 
oder Assistenzärzte in staatlichen oder sonstwie fachmännisch ge¬ 
leiteten Irrenanstalten des ln- oder Auslandes gedient haben. 

Der psychiatrische Sachverständige hat nun zunächst die 
Aufgabe, Vorhandensein, Art und Grad der geistigen Erkrankung 
bei dem Angeschuldigten festzustellen. In den meisten Fällen 
wird es aber nicht genügen, daß der Experte nur seine tatsäch¬ 
lichen Feststellungen, seine Diagnose, bekanntgibt. Der Straf¬ 
richter will den innern Zusammenhang zwischen der'seelischen 
Störung und der strafbaren Handlung bewiesen sehen. Da er 
selbst in den meisten Fällen nicht die genügenden psychiatrischen 
Kenntnisse besitzt, um aus der Krankheitsschilderung die richtigen 
psychologischen Schlüsse ziehen zu können, so ist der Experte 
gezwungen, nicht nur die Krankheit zu beweisen, sondern wenn 
möglich die Tat aus der Individualität des geisteskranken Menschen 
zu erklären. 

Ein wichtiger Vorteil für die Anwendung der sM liegt in der 
Bestimmung der neuesten VEE, wonach sich die Sachverständigen 
auch darüber zu äußern haben, ob der Beschuldigte in eine Heil¬ 
oder Pflegeanstalt gehört, und ob sein Zustand die Öffentliche 
Sicherheit gefährde. Ein ähnlicher Passus findet sich auch in 

■) Schw. Zschr. 8, 341. 
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der ungarischen Strafprozeßordnung von 1896, §246, wo¬ 
nach die Sachverständigen sich auch in der Richtung zu erklären 
haben, ob der Zustand des Beschuldigten ein gemeingefährlicher 
sei. Der Psychiater, der die Anamnese des Beschuldigten genau 
studiert hat, ist kraft seiner fachtechnischen Kenntnisse am ehesten 
in der Lage, die meist sehr schwierige Frage der Gemeingefähr¬ 
lichkeit zu beantworten und die geeignetsten Mittel für eine zweck¬ 
mäßige Behandlung des Gemeingefährlichen vorzuschlagen. Es 
muß aber unbedingt gefordert werden, daß der psychiatrische 
Sachverständige eine gewisse juristische Bildung' besitze. Nur 
wenn er die einschlägigen Gesetzesstellen, besonders auch das 
Strafprozeßverfahren genau kennt und mit den Mitteln, die den 
Verwaltungsbehörden zur Verwirklichung des richterlichen Urteils 
zur Verfügung stehen, vertraut ist, kann er ein Gutachten ab¬ 
geben, das wirklich praktischen Wert hat. Es sollte z. B. nicht 
Vorkommen können, daß sich ein psychiatrisches Gutachten auf 
dem Begriff der verminderten Zurechnungsfähigkeit aufbaut, und 
es sich dann herausstellt, daß das betr. kantonale Strafgesetz 
diesen Begriff gar nicht berücksichtigt. 

Für seine Untersuchungen ist dem Sachverständigen voll¬ 
ständig freie Hand zu geben. Er soll namentlich auch bestimmen, 
ob der Beschuldigte zum Zwecke der Beobachtung zu internieren 
sei oder nicht. Im Gegensatz zu § 81 der deutschen StPO., wo 
die Zeit der Internierung auf 6 Wochen festgesetzt ist, und ab¬ 
weichend von einem Vorschläge von Lenz 1 ) halten wir dafür, 
daß es sich nicht empfiehlt, die Zeit der Internierung in einer 
Irrenanstalt zwecks Begutachtung des Geisteszustandes eines Be¬ 
schuldigten gesetzlich zu begrenzen. Die Ansetzung einer solchen 
Frist bringt einerseits die Gefahr mit sich, daß auch einfache 
Fälle zu lange beobachtet werden, weil der Experte sich an die 
6wöchentliche Untersuchungsfrist gewöhnt hat; und andererseits 
gibt es komplizierte Persönlichkeiten und Grenzfälle, bei denen 
viel Material zusammengesucht werden muß und eine bestimmte 
Dauer der Beobachtung nicht zum vornherein festgelegt werden 
kann. Ist man durch die Bestimmungen des Gesetzes gebunden, 
sich sklavisch an eine solche Frist zu halten, so wird es Vor¬ 
kommen, daß der Beurteiler entweder oberflächlich zu urteilen 
gezwungen ist oder, wenn er gewissenhaft ist, die Beantwortung 
der an ihn gestellten Fragen ablehnt. Die Justizorgane haben es 


*) Lenz, Z. f. schw. R. 18, 714. Th. III. 
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ja von Fall zu Fall in der Hand, eine unbillige Verlängerung der 
Beobachtungszeit zu verhindern. 

Viel diskutiert ist die Frage, welche Stellung der psychiatrische 
Experte zum Richter in bezug auf sein Guthaben innehabe. 
Zürcher 1 ) vertritt unserer Meinung nach sowohl theoretisch als 
auch praktisch den richtigen Standpunkt, wenn er folgendermaßen 
argumentiert: „Leben und Tod sind Erscheinungen, deren wissen¬ 
schaftliche Erforschung den Naturwissenschaften angehört, sagen 
wir der Physiologie, es sind physiologische Begriffe. An die 
Tatsache von Leben und Tod knüpft das Recht gewisse Rechts¬ 
folgen, z. B. die aktive und passive Erbfähigkeit. Meist bedarf 
der Richter keiner Sachverständigen, um Leben und Tod festzu¬ 
stellen; dadurch sind aber Leben und Tod noch nicht zu juristisch¬ 
physiologischen Begriffen geworden, so wenig, als die Erbfähig¬ 
keit zu einem solchen wird, wenn der Sachverständige die Fort¬ 
dauer des Lebens oder den Eintritt des Todes in einem besondern 
F^ll zu konstatieren hatte. Diese Scheidung von Voraussetzung 
und Rechtsfolge ist auch bei der Frage der Zurechnungsfähigkeit 
zu machen. Die Zurechnungsfähigkeit, die strafrechtliche Hand¬ 
lungsfähigkeit^ ist ein reiner Rechtsbegriff, auch dann, wenn in 
seine Umschreibung die tatsächlichen Voraussetzungen aufge- 
genommen worden sind. Diese Voraussetzungen aber bleiben 
Tatsachen, an welche das Recht Folgen knüpft; sie werden nicht 
zu Rechtsbegriffen, weil diese Folgen an sie geknüpft sind. Die 
Ermittelung der Tatsachen, das Beweisverfahren, ist keine Ope¬ 
ration mit Rechtsbegriffen, sondern ein Verarbeiten von Wahr¬ 
nehmungen mit allgemeinen Erfahrungstatsachen zum Tatsachen¬ 
urteil. Soweit der Richter eines Sachverständigen bedarf, um 
wahrzunehmen und das Wahrgenommene zu beurteilen, arbeitet der 
Sachverständige mit den Begriffen seiner Wissenschaft; soweit der 
Richter als erfahrener und gebildeter Mann die Operation selbst 
vomimmt, braucht er nicht juristische Begriffe, sondern die Be¬ 
griffe der Wissenschaft, welche sich mit den festzustellenden Tat¬ 
sachen beschäftigt, indem diese Begriffe eben in seinen Erfahrungs¬ 
und Bildungsschatz übergegangen sind. 

Wir gelangen aber zur Lösung der Frage erst dadurch, daß 
wir noch eine weitere Betrachtung anstellen. Sie besteht in 
folgendem: Der Sachverständige ist keine Jury, die die Tatsachen¬ 
feststellung mit bindender Kraft gegenüber dem Gerichtshof vor- 


*) Schw. Zschr. 11, 66 ff. 
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nimmt, der Richter bleibt Tatsachenrichter, er soll sich nicht 
binden, sondern überzeugen lassen durch den Sachverständigen, 
und als gebildeter und vernünftiger Mann hat er das Gutachten 
noch zu prüfen; und je gebildeter und vernünftiger er ist, desto 
eher wird er zu einer richtigen Überzeugung gelangen. Hier 
handelt aber der Richter nicht als Jurist, der Richter muß eben 
mehr sein als ein bloßer Rechtskundiger. 

Da liegt die Lösung der Verantwortlichkeitsfrage. Die freie 
Stellung des Richters zum Gutachten als Tatsachenrichter, nicht 
das Verhältnis von Mediziner und Jurist ist maßgebend. Es ist 
eine vollkommene Verkennung der Verhältnisse, wenn z. B. gesagt 
wird, der Mediziner hat dem Richter die Geisteskrankheit zu be¬ 
schreiben (medizinische Tatsachenfeststellung), und der Richter 
hat nun zu entscheiden, ob unter diesen Umständen festgestellt 
sei, daß der Täter nicht mehr die zur Erkenntnis der Strafbarkeit 
der Tat nötige Einsicht oder die Möglichkeit freier oder normaler 
Willensbestimmung besessen: Beides muß der Richter im Urteil 
feststellen und zu beidem wird ihm, wenn ihn nicht sein psycho¬ 
logischer Dilettantendünkel über alle Bedenken hinwegträgt, die 
führende Hand des Sachverständigen notwendig sein. 

Zusammenfassend: Der Sachverständige ist für das 
Gutachten verantwortlich, der Tatsachenrichter für die 
dem Urteil zugrunde gelegten Tatsachenfeststellungen.“ 

2. Aufgabe und Stellung des Untersuchungsbeamten 

und Richters. 

Der Untersuchungsbeamte hat vor allem die Pflicht, sich zu 
vergewissern, ob Zweifel an der Zurechnungsfähigkeit des An^ 
geschuldigten vorhanden sind. Besonders wenn die Motive für 
die begangene Tat und ihre Eigenart aus dem Charakter und dem bis¬ 
herigen Leben desTäters heraus nicht erklärlich scheinen wollen, sollte 
es der Untersuchungsbeamte mit dieser Pflicht sehr genau nehmen. 
Sobald ihm der Geisteszustand des Angeschuldigten zweifelhaft 
erscheint, wird und muß er zum Entscheide sich die Mithilfe eines 
Sachverständigen im prozessualischen Sinne erbitten. Daraus 
folgt, daß von dem Untersuchungsbeamten gefordert werden muß, 
daß er psychiatrisch so weit geschult sei, um beurteilen zu können, 
wann er den sachverständigen Psychiater zu Rate ziehen soll. 

Der Untersuchungsbeamte, der die Hilfe des psychiatrischen 
Sachverständigen anspricht, hat diesem zunächst klarzumachen. 
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was er von ihm will. Diese Fragestellung ist grundlegend für 
dessen Gutachten und bedarf deshalb der sorgfältigsten Abwägung. 
Sie soll eine wohldurchdachte und bestimmt begrenzte Aufgabe 
stellen. Es ist einleuchtend, daß ein Untersuchungsbeamter, der 
wenigstens in den fundamentalen Gesichtspunkten der Psychiatrie 
etwas bewandert ist, sich mit dem Experten bedeutend besser ins 
Einvernehmen setzen und gegenseitiges Verständnis hersteilen 
kann als jener, der von diesen Dingen keine Ahnung hat. 

Für das Zusammenarbeiten von Irrenarzt und Untersuchungs¬ 
beamten sind gemeinsame Besprechungen durchaus unentbehrlich. 
Diese Notwendigkeit sollte aber auch im Gesetze fixiert sein. 
Einen Beweis für den heutigen unbefriedigenden Zustand erblicken 
wir darin, daß bekannte psychiatrische Lehrer den Ärzten raten, 
sich blind an die Fragestellung zu halten, und daß es ihnen 
kaum Tätlich erscheint, dem Juristen eine Fragestellung, mit der 
sie nichts aqzufangen wissen, als unbrauchbar wieder zuzu¬ 
schicken. Gerade in diesen Dingen ist sowohl die Psycho¬ 
logie des Juristen als auch diejenige des Arztes mehr zu be¬ 
rücksichtigen. 

Der erkennende Richter fällt das Urteil selbständig. Er 
trägt auch die Verantwortung dafür nach außen. Deshalb steht er 
dem psychiatrischen Gutachten gegenüber in ganz freier, unge¬ 
bundener Stellung. Er kann dasselbe zu seinem Urteil erheben, 
er kann aber ebensowohl demselben seine Anerkennung verweigern, 
Damit er aber diesem nicht ganz verständnislos gegenübersteht, 
so sollte auch von ihm eine gewisse psychiatrische Bildung er¬ 
wartet werden dürfen. Ob diese Bildung gegenwärtig schon über¬ 
all, besonders bei unsern Gerichtsorganisationen auf dem Lande, 
vorhanden ist, wird man füglich bezweifeln dürfen. Die seit einiger 
Zeit an mancher unserer Universitäten ‘ eingeführten Vorlesungen 
über forensische Psychiatrie sollen vor allem mithelfen, diese Lücke 
im Wissen des Juristen auszufüllen. Die Befüchtung von Wüst'), 
daß der einigermaßen psychiatrisch gebildete Richter vom ärztlichen 
Gutachten ganz abhängig werde, oder in dilettantischer Über¬ 
schätzung glaube, selbst Fachmann zu sein und des Psychiaters 
nicht mehr zu bedürfen, teilen wir nicht. Dies scheint uns im Gegen¬ 
teil eher beim absoluten Laien der Fall zu sein, der entweder gänzlich 
auf das Gutachten abstellt, das er nicht versteht, oder dann glaubt, 
mit dem vielgerühmten „gesunden Menschenverstand“ die schwie¬ 
rigsten psychologischen Probleme lösen zu können. 

Wüst. 22. 
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Man hat von verschiedenen Seiten vorgeschlagen, die Aufgaben 
des ärztlichen Sachverständigen und des Richters scharf vonein¬ 
ander zu trennen >). Aus den früher angeführten Gründen ergibt 
es sich von selbst, daß eine scharfe Scheidung nicht möglich ist. 
Gemeinsame fruchtbare Arbeit und gegenseitiges Verstehenlemen, 
z. B. in den gegenwärtig bestehenden juristisch-psychiatrischen 
Vereinigungen, werden viel dazu beitragen, die heute noch be¬ 
stehenden Gegensätze zwischen Jurist und Psychiater zu mildern 
und manch Wertvolles für die Zukunft hervorzubringen. 

Wir müssen aber fordern, daß das Verfahren in den folgenden 
Punkten im Gesetze (z. B. in den kantonalen Einführungsgesetzen 
zum Schweizerischen Strafgesetzbuch) ausdrücklich geordnet werde: 

1. Übernahme der Vorschrift des VE über den Zwang zur Ein¬ 
holung eines Sachverständigen-Gutachtens bei zweifelhaftem Geistes¬ 
zustände eines Beschuldigten. 

2. Zusammenarbeiten von Arzt und Jurist bei .der Fragestel¬ 
lung für das Gutachten. 

3. Zusammenarbeiten von Arzt und Jurist bei der Erhebung der 
ätiologischen Feststellungen. System der gemeinsamen Verhöre 
und Erhebungen, oder Recht des Arztes, Zeugen im strafprozessualen 
Sinne einzuvernehmen. 


4. Abschnitt. 

Die sichernden Maßnahmen gegenüber gemeingefähr¬ 
lichen verbrecherischen Unzurechnungsfähigen. 

A. Die rechtlichen Grundlagen. 

I. Geltendes Recht. 

1. Deutschland. 

In § 51 des deutschen StGB, wird bestimmt, daß derjenige 
freizusprechen ist, »der zur Zeit der Handlung sich in einem Zu¬ 
stand der Bewußtlosigkeit oder krankhaften Störung der Geistes¬ 
tätigkeit befand, durch welchen seine freie Willensbestimmung aus¬ 
geschlossen war“. 

Mit der Freisprechung ist der Geisteskranke, auch der Gemein¬ 
gefährliche, der Kompetenz der Gerichte entzogen, denn die Reichsge¬ 
setzgebung enthält keine Vorschriften über die weitern Sicherungs- 
maßnahmen. Der Reichstag hatte zwar eine Resolution beschlossen— 

')Simon, Mschr. 7;595. Lenz, Z. f. schw. R. 18; 714. These III. Gretener, 
Prot. Exp. Kom. 1893. I; 67. 
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„den Bundeskanzler aufzufordern, im Wege einer Vorlage die 
Regelung des Verfahrens herbeizuführen, durch welches Personen, 
die wegen ihres Geisteszustandes oder als Taubstumme für straflos 
erklärt worden sind, im Falle der Gemeingefährlichkeit einer wirk¬ 
samen Beaufsichtigung überwiesen werden“. Diese Regelung ist nicht 
erfolgt. Auch die landesgesetzlichen Verordnungen sind für diese 
Unterlassung nur ein unzulänglicher Ersatz. 

Ein Beweis dafür ist folgender Ministerialerlaß von Preußen 
vom 25. Oktober 1882 <): 

„Es ist der Fall vorgekommen, daß ein wegen Geisteskrankheit außer 
Verfolgung gesetzter Untersuchungsgefangener, ungeachtet seiner Gefähr¬ 
lichkeit, aus dem Gefängnis entlassen worden ist, ohne zugleich der 
Polizeibehörde überwiesen zu werden. Zur Verhütung ähnlicher Vor¬ 
kommnisse bestimmt der Justizminister, daß, wenn ein Gefangener wegen 
Geisteskrankheit zu entlassen ist, dieser Entlassungsgrund in der be¬ 
treffenden Verfügung des Gerichts bzw. der Strafvollstreckungsbehörde 
ausdrücklich anzugeben ist, und daß alsdann der Gefängnisvorsteher den 
Gefangenen der Polizeibehörde des Entlassungsortes zu überweisen hat. 
Hiervon wird nur dann abgesehen werden dürfen, wenn der Geisteskranke 
bei der Entlassung seinen Angehörigenoder seinem Vormund übergeben wird 
und hierdurch nach dem pflichtgemäßen Ermessen des Gefängnisvor¬ 
stehers eine Gefahr für den Entlassenen selbst wie für dritte Personen 
ausgeschlossen erscheint.“ 

Diese Verordnung leidet an dem Mangel, daß sie nur Gefangene, 
bzw. Untersuchungsgefangene, nicht aber alle nach § 51 StGB. Frei- 
gesprochenen betrifft. „Außerdem zeigt die Erfahrung, daß vielfach 
von dieser Bestimmung kein Gebrauch gemacht wird, und wenn es 
geschieht, daß dem Gericht und der Strafvollstreckungsbehörde jeder 
Einfluß fehlt, um die von ihnen als notwendig erkannte Maßnahme 
dann durchzuführen, wenn die Polizeibehörde den Fall anders 
beurteilt“. 2 ) 

Ein weiterer Fehler besteht darin, daß dem Gefängnisvorsteher 
das Recht eingeräumt wird, von sich aus einen Kranken seinen 
Angehörigen zu übergeben, wenn er eine Gefahr für ausgeschlossen 
hält. Es ist manchmal für den erfahrnen Psychiater sehr schwierig, 
mit einiger Sicherheit zu bestimmen, wie sich ein Geisteskranker 
in der Freiheit halten wird. Um wieviel mehr für den Strafvoll¬ 
zugsbeamten, der doch in den meisten Fällen in dieser Beziehung 
Laie ist. 


Aschaffenburg 28. 
-i Aschaffenburg 28. 
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Das Verfahren bei der Entlassung von gemeingefährlichen 
Geisteskranken aus Irrenanstalten ist durch folgende Ministerial¬ 
erlasse geregelt: 

Erlaß vom 15. Juni 1901 

'„Das Verfahren bei der Entlassung gefährlicher Geisteskranker 
aus den öffentlichen Irrenanstalten genügt, wie die Erfahrung gezeigt 
hat, den Interesen der öffentlichen Sicherheit nicht. Es ist vielmehr 
erforderlich, daß die Polizeibehörden von der beabsichtigten Entlassung 
einer nach ihrem Vorleben als gefährlich zu erachtenden Person gehört 
werden und ihnen Gelegenheit gegeben wird, etwaige Bedenken zum 
Ausdruck zu bringen, welche aus dem Vorleben und den ganzen wirt¬ 
schaftlichen und Familienverhältnissen, namentlich auch denjenigen, in 
welche der zu Entlassende demnächst eintreten wird, gegen die Ent- 
‘ lassungen sprechen .... Ferner ist es erforderlich, daß von der Ent¬ 
lassung eines Kranken, bei dem nach seinem Vorleben eine Gefährdung 
der öffentlichen Sicherheit in Frage kommt, der Polizeibehörde sofort 
Nachricht gegeben wird, damit sie imstande ist, die erforderlichen Maß¬ 
regeln zu treffen.“ 

In dem Erlaß wird dann bestimmt, daß geisteskranke, auf Grund 
von § 51 des StGB, oder des § 203 der StPO, außer Verfolgung 
gesetzte Personen, welche polizeilicherseits öffentlichen Anstalten 
für Geisteskranke überwiesen worden sind, sofern ihnen ein Ver¬ 
brechen oder ein nicht ganz geringfügiges' Vergehen zur Last 
gelegt ist, nicht entlassen werden sollen, bevor dem Landrate, in 
Stadtkreisen der Ortspolizeibehörde des künftigen Aufenthaltsortes 
Gelegenheit zur Äußerung gegeben worden ist. Zugleich ist an¬ 
geordnet, daß die Leiter der Anstalten über die beabsichtigte Ent¬ 
lassung erst nach Eingang dieser Äußerung oder nach Ablauf einer 
Frist von 3 Wochen seit deren Benachrichtigung Entscheidung 
treffen können. 

Die weitern Erlasse vom 16. Dezember 1901, 6. Januar 1902 2 ) 
und vom 20. Mai 1904 3 ) regeln auch die Mitwirkung der Justiz¬ 
behörden, indem in den obengenannten Fällen die Polizeibehörden 
und die am Strafverfahren beteiligt gewesene Staatsanwaltschaft 
ihre Äußerungen über Entlassung eines gemeingefährlichen Geistes¬ 
kranken zumEntscheid dem Regierungspräsidenten vorzulegen haben. 

2. Österreich-Ungarn. 

Das österreichische StGB, enthält keine Bestimmung über 
besondere Maßregeln für die vom Gericht wegen Geisteskrank- 

*) Aschaffenburg, VD Allg. Teil I; 92. 

s ) Aschaffenburg, VD Allg. Teil. I; 93/94. 

3 ) Mschr. 1; 434. 
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heit Freigesprochenen. Nach einer Justizministerialverfügung vom 
6. August 1902. •) 

.obliegt (in Fällen, in denen ein Strafverfahren gegen einen Geistes¬ 
kranken durch Freispruch oder Einstellung beendet worden ist) die 
Anordnung der Abgabe in eine Irrenanstalt wegen Gemeingefährlich¬ 
keit oder aus andern Gründen nicht den Strafgerichten, sondern den 
Verwaltungsbehörden. Es ist daher in solchen Fällen mit der zu¬ 
ständigen Verwaltungsbehörde (Gemeinde, Magistrat usw.) unter 
Anschluß einer Abschrift des Gutachtens das Einvernehmen zu pfle¬ 
gen und die Überstellung des Geisteskranken an diese Behörde 
zu veranlassen.“ 

Die Durchführung der sM bleibt also ganz den Administrativ¬ 
behörden überlassen. 

Die den Irrenanstalten von den Gerichten überwiesenen ge¬ 
fährlichen Geisteskranken können nach den Bestimmungen der 
meisten Irrenanstalten nur nach eingeholter Zustimmung der Be¬ 
hörden, welche die Einweisung verfügt haben, entlassen werden. 

Auch im ungarischen StGB, findet sich keine Bestimmung 
Ober die weitere Unterbringung eines wegen Geisteskrankheit Frei- 
gesprochenen. 

Ministerialverfügungen vom Jahre 1877 und 1894 2 ) ordnen an, 
dafi solche Kranke, welche für unzurechnungsfähig erklärt und frei¬ 
gesprochen oder durch Einstellung des Verfahrens dem Strafver¬ 
fahren entzogen sind, der Verwaltungsbehörde zu übergeben sind, 
die sie in die Irrenanstalten einzuweisen hat. 

Diese Kranken können laut einer Verordnung vom Jahre 1902 3 ) 
auch nicht gegen einen mit der vormundschaftlichen Bewilligung 
versehenen Revers entlassen werden. Über die Entlassung entscheidet 
ein zu diesem Zwecke bestehender ständiger Ausschuß, bei Meinungs¬ 
verschiedenheiten das Ministerium des Innern. 

3. Frankreich. 

Im Irrengesetz vom 30. Juni 1838 4 ) findet sjch folgender Artikel: 
Art 18. 

„A Paris, le prüfet de police, et, dans les dEpärtements, les prEfets 
ordonneront d’office le placement dans un Etablissement d’aliEnEs de toute 
personne interdite ou non interdite dont l’Etat d’aliEnation compromettrait 
i’ordre public ou la sEcuritE de personnes.“ 


*) Aschaffenburg, 165. 
*) Aschaffenburg, 179. 
*) Mscbr. 1; 64. 

4 ) Alombert-Goget, 29. 


Digitized by 


Go», igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



80 


Adolf Asplr 


Die Einweisung der gemeingefährlichen Geisteskranken, auch 
der verbrecherischen, erfolgt durch die Polizeibehörden. Eine Ent¬ 
lassung kann ausgesprochen werden entweder durch den Präfekten 
auf Antrag der Anstaltsärzte oder durch das zuständige Gericht auf 
Verlangen des Vormundes oder Kurators des eingewiesenen Geistes¬ 
kranken. 

Dieses Gesetz hat in seiner Anwendung viele Unzulänglich¬ 
keiten gezeigt. Es sind daher in neuerer Zeit verschiedene Gesetzes¬ 
entwürfe zum Zwecke einer weitgehenden Sicherung der Gesell¬ 
schaft ausgearbeitet worden. Von diesen ist vielleicht der wichtigste 
der von Dubief') aus dem Jahre 1898 und der sich daran anlehnende 
von Cruppi von 1901. Bis jetzt ist aber noch keiner dieser Ent¬ 
würfe zum Gesetz geworden. 

4. England. 

„ln der Insane offenders bill von 1800 heißt es *): 

„ln allen Fällen, wo eine Person des Verrats, des Mordes und Hoch¬ 
verrats schuldig ist, hat das Gericht, wenn bewiesen ist, daß die Person 
im Augenblicke der Tat geisteskrank gewesen und wenn sie freigespro¬ 
chen ist, zu erklären, daß diese Freisprechung wegen der geistigen Er¬ 
krankung erfolgt sei; als Folge dieses Urteils hat der Gerichtshof anzu¬ 
ordnen, daß diese Person unter sorgfältige Bewachung gestellt wird an 
einem Orte und in einer Weise, die das Gericht für gut halten wird, 
solange es dem König gefällt. Dieselben Maßnahmen finden alle auf 
Personen statt, die irgend eines Verbrechens angeklagt und, sei es im 
Moment der Anklage oder im Laufe des Prozesses, als geisteskrank er¬ 
kannt sind.“ 

Die endgültige Regelung, besonders für die Entlassung der 
verbrecherischen Geisteskranken, findet sich imcriminallunatic 
act vom Jahre 1884. Das Gericht verfügt die Einweisung des 
Kranken. Dieser bleibt in der Anstalt „during his king’s pleasure“. 
Die Entlassung stößt auf erhebliche Schwierigkeiten, da in jedem 
Falle die Genehmigung des Staatssekretärs im Ministerium des 
Innern beigebracht werden muß. 

5. Italien. 

Das StGB, von 1889 bestimmt in Art. 46, Abs. 2 

„11 giudice, nondimeno, ove stimi pericolosa la liberazione deU’im- 
putato prosciolto, ne ordina la consegna all’ Autoritä competente, per 
i provvedimenti di legge.“ 


') Text französisch; Alombert-Goget, 57ff. deutsch: Aschaffenburg. 117. 
-) Aschaffenburg. VD, Allg. Teil. I; 95. 
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Der Richter ist also verpflichtet, die Überweisung eines frei- 
gesprochenen gemeingefährlichen Geisteskranken an die zuständige 
Verwaltungsbehörde zur Vornahme der Einweisung zu veranlassen. 

Die Ausfühung dieser Überweisung und die Entlassung werden 
geregelt in Art. 14 der Articoli addizionali: 

„II presidente del tribunale civile, nel cui circondario fu pronunciata 
l'ordinanza o la sentenza, ad istanza del pubblico ministero e assunte 
le opportune informazioni, ordina il ricovero definitivo o la liberatione 
del’accusato o imputato prociolto e provvisoriamente ricoverato in un 
manicomio, secondo l’articolo precedente. 

Ove cessino le ragioni che determinarono il ricovero definitivo, 
spetta allo stesso presidente, sulla istanza delle parti o anche d’ufficio, 
ordiname la revocazione. 

Il presidente medesimo puö sempre ordinäre la consegna della persona 
ricoverata nel manicomio a chi consenta di assumeme la cura o la 
custodia, e offra sufficienti guarantigie.“ 

Die Administrativbehörde bringt den gemeingefährlichen Un¬ 
zurechnungsfähigen provisorisch in einer Irrenanstalt unter. Den 
endgültigen Entscheid über Verwahrung oder Entlassung trifft 
aber der Präsident des Zivilgerichtes, in dessen Bezirk der 
Überweisungsbeschluß des Strafrichters ergangen ist. Wenn die 
Gründe der Verwahrung weggefallen sind, so kann der Präsident 
des Zivilgerichtes von Amts wegen oder auf Antrag der Partei 
die Entlassung anordnen. 

Die nähern Ausführungen über die „manicomii giudiziarii“ 
finden sich im „Regolamento generale degli stabilimenti carcerarii 
e dei riformatori governativi“ 1 ). 

6. Norwegen. 

- Allgemeines bürgerliches Strafgesetzbuch vom 
22. Mai 1902 2): 

Art. 39. 

»Wenn das Gericht annimmt, daß ein Angeklagter, der freige¬ 
sprochen.wird, wegen Unzurechnungsfähigkeit.für 

die Rechtssicherheit gefährlich ist, so kann es beschließen, daß ihm 
nach näherer Bestimmung der Obrigkeit ein bestimmter Aufenthaltsort 
anzuweisen oder zu verbieten ist, oder daß er, soweit dazu nach den 
vom Könige oder einer von ihm ermächtigten Person erlassenen Vor¬ 
schriften Anlaß vorliegt, in ein Irrenasyl, eine Heil- oder Pflegeanslalt 
zu verbringen ist. 

') Text deutsch: Aschaffenburg, 143 ff; italienisch: Delaquis, Vhdlg. SJV 
1913 I; 16 ff. 

s ) Aschaffenburg, VD. Allg. Teil. I; 101. 
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Die getroffene Maßregel ist von dem zuständigen Ministerium wieder 
aufzuheben, wenn sie nach eingeholtem ärztlichen Gutachten nicht 
länger notwendig erscheint.“ 

Der Richter ist zur Einweisung berechtigt, aber nicht verpflichtet. 
Die Wiederaufhebung der Maßregel erfolgt durch die Verwaltungs¬ 
behörden und nicht durch das Gericht. Bemerkenswert ist ferner die 
richterliche Anweisung oder das Verbot eines bestimmten Aufent¬ 
haltsortes. 


7. Die Schweiz (Bund und Kantone) 1 ), 
a. Bundesgesetzgebung. 

Militärstrafgerichtsordnung vom 28. Juni 1889. Art. 162. 

„Ist der Angeklagte wegen Unzurechnungsfähigkeit freigesprochen 
worden, so kann in dem Urteile verfügt werden, daß derselbe vorläufig 
in Verwahrung zu nehmen und dem Kantone, in welchem er seinen 
Wohnsitz hat, zu weiterer Behandlung zu überweisen sei.“ 

Der Richter hat keinen bestimmten Einfluß auf die Art der 
Verwahrung und muß in jedem einzelnen Fall die Vollziehung 
dem Gutdünken des betr. Wohnsitzkantons überlassen. 

b. Kantonale Gesetzgebung. 

Die Gesetzgebungen der Kantone in bezug auf die Verwahrung 
von gemeingefährlichen verbrecherischen Geisteskranken sind 
äußerst mannigfaltig. 

Lenz 2 ) und Wüst 3 ) unterscheiden drei Gruppen je nach 
der Zuständigkeit der Behörde, welche die sM ausspricht: 

a. Einweisung direkt durch das Gericht: 

Basel-Stadt. StPO, vom 5. Mai 1862. §50, Abs. 2. 

„Nach konstatierter Unzurechnungsfähigkeit eines Untersuchungs¬ 
gefangenen kann der Untersuchungsrichter denselben in die Irrenanstalt 
verbringen lassen.“ 

Ein selbständiges Einweisungsrecht besitzt nur der unter¬ 
suchende Richter, nicht aber das erkennende Gericht im Falle der 
Freisprechung. 

Tessin. Decreto circa variazioni introdotto nel Codice penale relati- 
vamente ai delinquenti pazzi (8 maggio 1893) 4 ): 

') Wo nicht besonders angegeben, Text aus Stoofi. Die Schweiz. Strafge¬ 
setzbücher 21 ff. 

Lenz, Zschr. f. schw. R. 18; 693 ff. 

3 ) Wüst, 59 ff. Siehe auch Delaquis, Vhdlg. SJV. 1913 I; 19 ff. 

4 ) Bolletino officiale delle leggi e delle atti esecutivi del Cantone Ticino. 
NuoVa serie. Volume XIX. pag. 117/118. 
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„Se l’irnputabilitä e esclusa da infermitä di mente, rautoritägiudiziaria, 
ove stitni pericolosa la liberazione deirimputato prosciolto, ne ordina a 
eura deH’autoritA amministrativa il ricovero in un manicomio." 

Die Anordnung der Einweisung erfolgt durch das Gericht, der 
Vollzug durch die Verwaltungsbehörden. 

ß. Einweisung durch die Administrativbehörden. 

Bern. StGB, von 1867. Art 47, Abs. 1 und 3. 

„Dem Regierungsrate steht die Befugnis zu, gegen Personen, die 
wegen mangelnder Zurechnungsfähigkeit von Strafe befreit worden sind 
-Art. 43 und 45). ...... wenn es die öffentliche Sicherheit erfordert, 

geeignete Sicherungsmaßregeln zu treffen, die nötigenfalls in der Ver¬ 
wahrung in einer angemessenen Enfhaltungs- oder Irrenanstalt bestehen 
können. 

Die Behörde, die den Strafpunkt erledigt, soll, wenn sie die An¬ 
ordnung von Sicherungsmaßregeln für nötig hält, beim Regierungsrat 
einen sachbezüglichen Antrag stellen.“ 

Es ist ganz in das Ermessen des Regierungsrates gestellt, ob 
er die nötigen Maßregeln treffen will oder nicht. 

Neuen bürg. Code penal de 1884, art. 47. 

„L’autorite judiciaire peut demander au Conseil d’Etat que l'indi- 
vidu atteint de demence ou de faiblesse d’esprit, contre lequel une 
poursuite penale a dö 6tre abandonnee ou qui a £t£ lib£rd pour ce motif, 
soit intern«* dans une maison de sant£ ou un hospice d’ali<*n£s.“ 

Die Einweisung geschieht durch den Staatsrat auf Verlangen 
des Gerichtes. 

Genf. Loi permettant de poser au jury la question de savoir si l’accustJ 
a agi en etat d'alienation mentale. Disposition finale *). 

„La cour peut toutefois, sur la rt*quisition du Ministern public ou 
d’office, ordonner que le prevenu ou t’accuse acquitte sera retenu jusqu’ä 
ce qu’il ait ete statue ä son «rgard par fautorit£ compt s tente en contormite 
de la loi du 5 tevrier 1838, sur le placement et la surveillance des 
aüGies. 

Le Ministere public informe immediatement le Departement de Justice 
et de Police de l'ordonnance de la cour.“ 

Das Gericht hält den freigesprochenen Geisteskranken so lange 
zurück, bis die zuständige Verwaltungsbehörde die Einweisung 
gemäß dem genferischen Irrengesetz beschlossen hat. 

Waadt. Code penal de 1884, art. 54. 

„Dans le cas prevu au paragraphe 3 de l’art. 51, le d«iliquant est 
acquittd et renvoye au Conseil d’Etat, qui prend, ä son egard, les mesures 
de pnfcaution necessaires, conformement aux lois et reglements.“ 


•) Delaquis, Vhdlg. SJV. 1913. I; 21. 
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Schaffhausen. StPO, von 1909, Art. 226. 

„Hat sich ergeben, daß ein sonst auf freien Fuß zu setzender An¬ 
geklagter wegen Geisteskrankheit oder aus andern Gründen gemeinge¬ 
fährlich ist, so wird er.zuhanden der Verwaltungsbehörden 

mit entsprechendem Bericht zugeführt.“ 

Schwyz. Gesetz über das Verfahren in Strafrechtsfällen vom 18. Februar 
1908, § 241. 

„Ergibt sich, daß der freigesprochene Angeklagte wegen Geistes¬ 
krankheit oder aus anderen Gründen gemeingefährlich ist, oder sonst 
Anlaß zu Maßnahmen im Interesse seiner selbst oder seiner Umgebung 
bietet, so wird er nicht freigelassen, sondern der Kantonspolizei zuhanden 
der Verwaltungsbehörden nebst entsprechendem Bericht zugeführt.“ 
St. Gallen. Gesetz über die Strafrechtspflege bei Verbrechen und Ver¬ 
gehen vom 27. Februar 1912, Art. 106, Abs. 3. 

„Wenn aber der freizulassende Angeschuldigte wegen Geisteskrank¬ 
heit oder aus anderen Gründen als gemeingefährlich zu betrachten ist, 
oder wenn-in dessen eigenem Interesse Sicherheitsmaßnahmen nötig sind, 
so wird er mit entsprechendem Bericht dem Regierungsrate zum Zwecke 
allfälliger Versorgung überwiesen.“ 

y. Einweisung durch das Gericht oder die Verwaltungsbehörden. 

Obwalden. Polizeistrafgesetz von 1870, Art. 19. 

„Diejenigen, denen nach Art. 34 KrStGB. das Verbrechen oder Ver¬ 
gehen nicht angerechnet werden kann, fallen nicht unter richterliche Strafe, 
jedoch bleibt es den richterlichen oder administrativen Behörden, die mit 
der Sache zu tun hatten, anheimgestellt, geeignete anderweitige Verfügungen 
zu treffen, um die geistige oder sittliche Hebung des betreffenden In¬ 
dividuums anzuheben und Drittmannspersonen durch immerhin rechtlich 
zulässige Schritte vor weiterer Verletzung zu schützen.“ 

Freiburg. Code pdnal art. 61, Abs. 3 und 5. 

„Si cepedant Ja s^curite publique l’exige, l’Autoritd saisie de l’affaire 
pourra ordohner qu’il (seil, le coupable acquittd) sera dötenu pendant le 
temps que le jugement döterminera. 

L’Autoritd sup^rieure de Police d^signera l’ötablissement dans lequel 
la d^tention sera subie.“ 

Löi organique du 18 novembre 1871, Art. 1. 

„Sont plac£s d’office tes aliends du canton qui prdsentent un danger 
s£rieux pour la sociöt£. Le Prüfet de leur domicile prononce l’admission, 
ensuite d’enquete administrative. En cas de contestation ^ur l’dtat mentale 
du malade, la decision du Prüfet peut etre infirm^e par un jugement 
des Tribunaux.“ 

Über die Verwahrung des Freigesprochenen entscheidet die¬ 
jenige richterliche oder administrative Behörde, die sich gerade 
mit der Angelegenheit befassen muß. Unserer Meinung nach ver¬ 
fehlt ist die Vorschrift, daß die Zeitdauer der Verwahrung vom 
Gericht von vornherein bestimmt wird, denn der Verlauf der Heilung 
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und damit der Zeitpunkt der Entlassung lassen sich nie zuift voraus 
mit Sicherheit feststellen. 

Luzern. Kriminal - Strafgesetz vom 22. Mai 1906. § 48, Abs. 2 l ). 

»Die unter Ziffer 1 und 2 2 ) bezeichneten Personen, wenn sie eine 
an sich strafbare Handlung begangen haben, sollen nach Maßgabe der 
Umstände und Verhältnisse entweder ihren Familien zu angemessener 
Besorgung und Verwahrung übergeben oder durch obrigkeitliche Ver¬ 
fügung unschädlich gemacht werden.“ 

Alle andern Kantone besitzen keine gesetzliche Regelung der 
sM gegenüber gemeingefährlichen verbrecherischen Unzurechnungs¬ 
fähigen. Diejenigen Kantone, welche eigene Irrenanstalten besitzen, 
regeln die Frage in den Organisationsgesetzen oder Regiementen 
der betreffenden Irrenanstalt. So z. B. der Kanton Zürich, der in 
seinem Strafgesetzbuch keine solche Sicherung vorsieht, sondern 
diese den Verwaltungsbehörden überläßt: 

Reglement für die kantonale Irrenheilanstalt Burghölzli 
bei Zürich vom 22. November 1879 (O. S. XX. 104 ff.). 

§ 2. „Zur Aufnahme ist erforderlich: 


b) für Kranke, welche ohne ihren Willen und denjenigen ihrer Angehörigen 
auf Veranlassung einer Polizeibehörde aufgenommen werden sollen: 

1. Ein Protokoll des Statthalteramtes, durch welches dargetan wird, 
daß der Kranke der öffentlichen Sicherheit oder sich selbst gefährlich 
sei, und daß auf andere Weise für denselben nicht gesorgt werden könne 
oder wolle; 

2. eine die Geistesstörung nachweisende Krankengeschichte mit 
Begründung der Notwendigkeit der Aufnahme. 

§ 22. Die Anstaltsdirektion spricht die Entlassung eines Kranken aus: 

1. wenn der Kranke genesen oder so gebessert ist, daß er der- 
Anstaltspflege nicht mehr bedarf; 

2. wenn seine Vertreter dieselbe verlangen; 

3. wenn der bezügliche Vierteljahrsbetrag der Verpflegungskosten, 
ergangener Mahnungen ungeachtet, nicht berichtigt wird. 

Sind in den Fällen 2 und 3 die Kranken Kantonsangehörige und 
sich selbst oder der öffentlichen Sicherheit gefährlich, so ist die Zu¬ 
stimmung des betreffenden Bezirksstatthalters zur Entlassung erforderlich. 


') Gesetze, Dekrete und Verordnungen für den Kanton Luzern. VIII. Bd. 488/489. 
• l ) „1. Rasende, Wahnsinnige und überhaupt solche Personen, die zur Zeit, als 
die gesetzwidrige Tat von ihnen verübt wurde, des Gebrauchs ihres Verstandes 
beraubt waren; 

2. solche, die aus Blödsinn völlig außerstande waren, die Folgen ihrer Hand¬ 
lungen richtig zu beurteilen oder deren Strafbarkeit einzusehen. 
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Wird sie verweigert, so haftet die Gemeinde für die weitern Kosten, wo¬ 
gegen ihr das Rückgriffsrecht auf die Untersützungspflichtigen zusteht.“ 

Als sehr gefährlich hat sich in der Praxis die Bestimmung des 
§ 22, Ziffer 3 erwiesen, wonach der Geisteskranke aus der Anstalt 
entlassen wird, wenn die Verpflegungskosten für ihn nicht mehr 
bezahlt werden. Die Irrenanstalt ist auf die Verpflegungsgebühr 
angewiesen. Es kommt nun häufig vor, daß weder der Staat noch 
die Heimatgemeinde die Verpflegungskosten von .armen Geistes¬ 
kranken tragen wollen. Dann bleibt der Anstaltsdirektion nichts 
anderes übrig, als den gemeingefährlichen Geisteskranken vor er¬ 
folgter Heilung zu entlassen. Daß sich daraus ganz unhaltbare 
Zustände ergeben können, leuchtet wohl ohne weiteres ein 1 ). 

Es handelt sich da weniger um eine Frage der Gesetzgebung 
als um eine Frage des Verfahrens von Aufnahme und Entlassung 
und um eine Frage des praktischen Zusammenarbeitens von Irrenarzt 
und derjenigen Behörde, die über die Sicherheit der Gesellschaft 
zu wachen hat. 

Seit dem Inkrafttreten des Schweizerischen Zivilgesetzbuches 
(1912) sind auch die zivilrechtlichen Grundlagen für die Entmün¬ 
digung und Internierung eines gemeingefährlichen Geisteskranken 
geschaffen. Art. 369 in Verbindung mit Art. 406 des ZGB. lassen 
die Entmündigung und Verwahrung eines Geisteskranken zu, der 
„die Sicherheit anderer gefährdet“ 2 ). Das Zivilrecht bildet so eine 
Ergänzung des Straf- und öffentlichen kantonalen Rechts im Sinne 
der Verbrechenspräventive. 


II. Die Strafgesetz-Vorentwürfe. 

1. Die deutschen VEE. 

DVE. § 65, Abs. 1, 3 und 4. 

„Wird jemand auf Grund des § 63, Abs. 1 3 ) freigesprochen oder 

außer Verfolgung. gesetzt,., so hat das Gericht, wenn es die 

öffentliche Sicherheit erfordert, seine Verwahrung in einer öffentlichen 
Heil- oder Pflegeanstalt anzuordnen. 

Auf Grund der gerichtlichen Entscheidung hat die Landespolizeibe¬ 
hörde für die Unterbringung zu sorgen. Sie bestimmt auch über die 


’) Zum Beweis siehe Teil I, Fälle 1, 5, 9. Die angeführte Bestimmung kommt 
nur dann zur Anwendung, wenn die betr. kantonale Regierung die Gemeinde 
nicht zur Übernahme der Kosten zwingen kann. 

*) Näheres: Egger, Kommentar zum ZGB. II. Teil. Familienrecht. Zu 
Art. 369 und 406. 

3 ) Siehe Seite 55. 
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Dauer der Verwahrung und über die Entlassung. Gegen ihre Bestimmung 
ist gerichtliche Entscheidung zulässig. 

Die erforderlichen Ausführungsvarschriften werden vom Bundesrate 
erlassen." 

Der DVE legt die Entscheidung über Zulässigkeit und Art der 
Verwahrung eines gemeingefährlichen verbrecherischen Geistes¬ 
kranken in die Hände des Strafrichters. Die Einführung der richter¬ 
lichen Entscheidung wird folgendermaßen begründet: 

„Das Gericht kennt alle Einzelheiten des Straffalles, in dem 
auch das Vorleben des Täters aufgedeckt ist, hat diesen selbst vor 
sich gesehen, sich eingehend mit seinem Geisteszustände befaßt, 
die ärztlichen Sachverständigen in der Regel mündlich gehört, 
übrigens deren Gutachten nebst dem übrigen Aktenmaterial kennen 
gelernt. Es besitzt also unmittelbare und zuverlässige Erkenntnis¬ 
quellen. Die Verwaltungsbehörde dagegen entscheidet ohne alle 
diese Hilfsmittel, in der Regel nur auf das Gutachten eines be¬ 
amteten Arztes hin, der den Kranken oft nur einmal gesehen hat, 
und allenfalls auf Grund einer Äußerung der örtlichen Polizeibehörde, 
die es übrigens meist selbst ist, welche die Unterbringung anordnet. 
Dazu tritt noch, daß gerade die Frage, ob die öffentliche Sicherheit 
die Verwahrung erheischt, oft am besten durch die mündliche Ver¬ 
handlung erleuchtet wird, weil diese zeigt, wie der Kranke der 
Außenwelt gegenübergetreten ist und sich in die Rechtsordnung 
gefügt hat, so daß aus dem Kriminalfalle selbst nicht selten die 
Gemeingefährlichkeit am deutlichsten hervorgeht. Hiernach ist das 
Gericht besser in der Lage, sich über die Notwendigkeit der Unter¬ 
bringung ein Urteil zu bilden, als die Verwaltungsbehörde“ 1 ). 

Die Verwahrung erfolgt in einer öffentlichen Heil - und Pflege¬ 
anstalt, d. h. in einer von öffentlichen Organen, dem Staat, den 
Kreisen oder Gemeinden geleiteten Anstalt. Nach den vom Bundesrat 
zu erlassenden Ausführungsbestimmungen sollen auch private 
Anstalten zu öffentlichen Anstalten im Sinne von §65 erklärt werden 
können, „sofern sie nach ihrer Organisation und Leitung und der 
angeordneten Aufsicht die erforderlichen Garantien für die Ver¬ 
wahrung solcher geisteskranker Verbrecher bieten" 2 ). 

Die Verwaltungsbehörde hat die Dauer der Verwahrung und 
den Zeitpunkt der Entlassung zu bestimmen. Der DVE hat es 
abgelehnt, auch diese Entscheidung der Kompetenz des Strafrichters 
zu überweisen, weil eine strafbare Tat als äußere Veranlassung 

') Begründung DVE. Allg. Teil 237. 

*) Begründung DVE Allg. Teil 238. 
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für die Tätigkeit des Gerichtes nicht mehr vorliege, und weil das 
Verhalten des Verwahrten in der Anstalt dem Gerichte nicht näher 
bekannt sei. Aschaff enburg‘) hat'mit Recht hervorgehoben, 
daß damit die wichtigste Entscheidung in die Hände der Verwaltungs¬ 
behörde gelegt ist, denn sie kann jederzeit die Entlassung verfügen, 
sobald sie eine weitere Verwahrung für-'überflüssig hält. 

Gegen die Verfügung der Verwaltungsbehörde ist nach § 65, 
Abs. 3 gerichtliche Entscheidung zulässig, und zwar soll sowohl 
dem Internierten als auch der Staatsanwaltschaft oder einer sonst 
zu bestimmenden Behörde das Recht auf Anrufung der Gerichte 
gewährt werden. Das Schutzinteresse der Gesellschaft wird aber 
doch wohl erst dann richtig gewahrt werden können, wenn die 
gesetzliche Verpflichtung besteht, die Staatsanwaltschaft des er¬ 
kennenden Gerichtes von jeder Entlassung eines Verwahrten zu 
benachrichtigen. 

Die Vorschriften über das Verfahren, insbesondere die Frage 
der Zuständigkeit des Gerichtes sollen in der Strafprozeßordnung, 
die Verwaltungsanordnungen dagegen in den von § 65, Abs. 4 ver¬ 
langten Ausführungsvorschriften des Bundesrates erlassen werden. 

GE. § 14, Abs. 1: 

„Wird jemand auf Grund des § 13, Abs. 1 2 ) freigesprochen oder 

außer Verfolgung gesetzt,.so hat das Gericht, wenn es die 

Rechtssicherheit erfordert, seine Verwahrung in einer öffentlichen Heil- 
und Pflegeanstalt anzuordnen. Auf Grund der gerichtlichen Entscheidung 
hat die Landespolizeibehörde für die Unterbringung zu sorgen, sowie^ 
über Dauer der Verwahrung und über die Entlassung zu bestimmen. 
Gegen eine die Dauer von zwei Jahren übersteigende Verwahrung ist 
der Antrag auf gerichtliche Entscheidung zulässig, ein zurückgewiesener 
Antrag kann vor Ablauf von zwei Jahren nicht wiederholt werden.“ 

Diese Bestimmung des GE entspricht im allgemeinen dem § 65 
des DVE. Bemerkenswert ist jedoch das Bestreben, die Kompetenzen 
der Landespolizeibehörde zu erweitern, indem ein Antrag des Ver¬ 
wahrten auf gerichtliche Entscheidung erst nach zwei Jahren nach 
der Einweisung möglich ist. Die Begründung zum GE 3 ) hebt hervor, 
daß es sich in jedem Falle um die Notwendigkeit einer Verwahrung 
auf einen längeren Zeitraum handle, wenn die Maßregel überhaupt 
Sinn und Wirksamkeit haben solle. _ 


*) Aschaffenburg, 31. 

*) Siehe Seite 55. 

J ) Begründung zum GE 17. 
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2. Der OeVE. §36. 

»Ein Geisteskranker oder Trunksüchtiger,* der eine strenger als mit 
sechs Monaten Freiheitsstrafe bedrohte Tat begangen hat und wegen 
Zurechnungsunfähigkeit zur Zeit der Tat nicht verfolgt oder nicht ver¬ 
urteilt werden kann, wird an eine Anstalt für verbrecherische Irre abge¬ 
geben, wenn er wegen seines kranken Geisteszustandes und mit Rück¬ 
sicht auf seinen Lebenswandel und die Eigenart seiner Tat als besonders 
gefährlich für die Sittlichkeit oder für die Sicherheit der Person oder des 
Vermögens (gemeinfährlich) anzusehen ist. 

Der Kranke bleibt in der Anstalt, solange seine Gemeingefährlichkeit 
dauert Die Entlassung kann endgültig oder auf Widerruf erfolgen.“ 

Der OeVE bestimmt als Voraussetzung der.Verwahrung, daß 
der gemeingefährliche Geisteskranke eine mit mehr als sechs Mo¬ 
naten Freiheitsstrafe bedrohte Tat begangen habe. Dies scheint uns 
verfehlt, denn nicht die Schwere der begangenen Tat, sondern die 
Art der geistigen Erkrankung und das Milieu, in dem der Kranke 
gelebt hat, und in das er bei der Freisprechung etwa zurückkehren 
würde, bestimmen seine Verwahrungsbedürftigkeit. 

Eingehende Bestimmungen über das Verfahren bei Einweisung 
und Entlassung finden sich in den §§ 500 — 522 in dem „Entwurf 
eines Gesetzes, womit die Strafprozeßordnung abgeändert 
werden soll“ ‘)* 

Das Gericht, das ein freisprechendes Urteil gefällt hat, ent¬ 
scheidet in wiedereröffneter Verhandlung auf mündlichen Antrag 
des Staatsanwaltes über die Verwahrung. 

Gegen den Beschluß über den Verwahrungsantrag steht dem 
Staatsanwalt und dem Verwahrten die Beschwerde zu. 

Eine Entlassung des Verwahrten findet nur statt auf Grund 
eines Beschlusses desjenigen Gerichtes, in dessen Sprengel der 
Verwahrte angehalten wird. 

Eine Entlassung kann bedingt oder endgültig erfolgen. 

3. Französischer VE. von 1893. Art. 55, Abs. 1 u. 4. 

„Lorsqu’un individu inculpö d’un fait qualifte crime aura acquitte 
pour cause de d£mence, la Cour pourra ordonner qu’il soit place dans 
un Etablissement d’aliEnEs. 

La sortie de l’asile ne pourra Etre autorisEe que par un jugement 
du tribunal civil rendu sur l’avis de mEdicin.“ 

Der französische VE sieht eine gerichtliche Verwahrung nur für 
denjenigen Unzurechnungsfähigen vor, der ein Verbrechen (crime), 
d. h. eine mit mindester^ fünfjähriger Freiheitsstrafe bedrohte Tat 
begangen hat. 

') Text bei Aschaifenburg, 170—175. 
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Wie beim Oe VE, so ist auch hier zu bemerken, daß die Ver¬ 
wahrungsbedürftigkeit eines Unzurechnungsfähigen nicht von der 
Schwere der begangenen Tat, sondern von der Art der geistigen 
Erkrankung und vom Milieu abhängig ist. 

Die Entlassung kann nur durch einen Beschluß des Zivilrichters 
ausgesprochen werden. 

4. Die schweizerischen VEE. 

VE 1893 (Art. 10). 

„Erfordert die öffentliche Sicherheit die Verwahrung des Unzurech¬ 
nungsfähigen .in einer Anstalt, so ordnet sie das Gericht an. 

Das Gericht verfügt die Entlassung, wenn der Grund der Verwahrung 
weggefallen ist.“ 

VE 1894 (Art. 10, Abs. 1); VE 1896 (Art. 13, Abs. 1). 

„Erfordert die öffentliche Sicherheit die Verwahrung eines Unzurech¬ 
nungsfähigen .in einer Heil- oder Pflegeanstalt, so ordnet 

sie das Gericht an. Ebenso verfügt das Gericht die -Entlassung, wenn 
der Grund der Verwahrung weggefallen ist.“ 

VE 1903 (Art. 1 7). 

„Erfordert die öffentliche Sicherheit die Verwahrung eines Unzurech¬ 
nungsfähigen .in einer Heil- oder Pflegeanstalt, so ordnet sie 

das Gericht an. Ebenso verfügt das Gericht die Entlassung aus der 
Anstalt, wenn der Grund der Verwahrung weggefallen ist.“ 

VE 1908 (Art. 1 6). 

„Gefährdet ein Unzurechnungsfähiger . . . . die öffentliche Sicher¬ 
heit oder das gemeine Wohl, und ist es notwendig, ihn in einer Heil¬ 
oder Pflegeanstalt zu verwahren, so ordnet das Gericht die Verwahrung 
an. 

Die kantonale Verwaltungsbehörde vollzieht den Beschluß des 
Gerichts. 

Das Gericht hebt die Verwahrung auf, sobald der Grund der Ver¬ 
wahrung weggefallen ist. 

Das Gericht zieht Sachverständige bei.“ 

VE 1912 (Art. 15, Abs. 1); VE 1915 (Art. 13, Abs. 1). 

„Gefährdet der unzurechnungsfähige Täter die öffentliche Sicherheit 
oder Ordnung, und ist es notwendig, ihn in einer Heil- oder Pflegeanstalt 
zu verwahren, so ordnet der Richter die Verwahrung an.“ 

VE 1912 (Art. 18 bis); VE 1915 (Art. 18). 

„Die kantonale Verwaltungsbehörde vollzieht den Beschluß des 

Richters auf Verwahrung.Unzurechnungsfähiger. 

Der Richter hebt die Verwahrung .... auf, sobald der Grund 
der Maßnahme weggefallen ist. Er zieht Sachverständige bei.“ 

Die Entstehung des Art. 10 im VE von 1893 ist zurückzuführen 
auf die wiederholten Forderungen der Psychiater. Der Verein 
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schweizerischer Irrenärzte beschäftigte sich mit diesen Fragen 
auf der Versammlung von 1893 in Chur. Die vom Referenten 
v. Speyr vorgelegte und von der Versammlung einstimmig gut¬ 
geheißene These 111') bildet den Grund zu den Bestimmungen 
der VEE. 

Wie die Motive zum VE 1893 2 ) hervorheben, beklagt sich die 
öffentliche Meinung mit Recht darüber, „daß gefährliche Geistes¬ 
kranke nach ihrer Freisprechung freigelassen werden, und ihnen 
so Gelegenheit gegeben wird, neuerdings die öffentliche Sicherheit 
zu gefährden“. Der Strafrichter soll deshalb berechtigt und ver¬ 
pflichtet sein, einen gemeingefährlichen Menschen, den er wegen 
Geisteskrankheit von Schuld und Strafe freisprechen muß, doch 
sicher zu verwahren. 

Die Gründe, welche dazu geführt haben, dem Richter direkt 
die Befugnis zur Einweisung zu übertragen, sind in der Begrün¬ 
dung zum DVE 3 ) ausführlich dargelegt. Ein weiterer Vorteil der 
richterlichen Einweisung besteht darin, daß die kantonale Ver¬ 
waltungsbehörde verpflichtet ist, den Beschluß des Richters zu 
vollziehen, und nicht etwa der Kosten wegen eine Einweisung ver¬ 
weigern kann. 

Die Verwahrung findet in einer Heil- oder Pflegeanstalt statt. 
Dies wird meistens eine Irrenanstalt sein; doch ist eine Verwahrung 
in einer Spezialanstalt, z. B. für Epileptische, Taubstumme, Schwach¬ 
sinnige usw. nicht ausgeschlossen.') 

Im Gegensatz zum DVE und GE bestimmen die schweize¬ 
rischen VEE, daß auch die Entlassung durch das Gericht auszu¬ 
sprechen sei. Damit soll verhütet werden, daß Direktoren von 
Irrenanstalten von Behörden aus finanziellen Gründen gezwungen 
werden können, einen gemeingefährlichen verbrecherischen Kranken 
zu entlassen, bevor derselbe geheilt oder der Anstaltsversorgung 
nicht mehr bedürftig ist 5 )< 

Dem Psychiater kann es aber nur erwünscht sein, wenn die 
große rechtliche Verantwortung, die durch die zwangsweise Inter¬ 
nierung von Menschen auf ihm liegt, durch die Entlassurigsbefugnis 
des Richters gerade für die gefährlichsten Elemente gemildert 


') Schw. Zschr. 7; 138 ff. 

Motive VE 1893 ; 24. 

»j Siehe Seite 87. 

4 ) VE 1894 mit Motiven 127. 
s ) Stooß, Motive. 24/25 
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wird. 1 ) Das Schutzinteresse der Gesellschaft kann eben durch 
den Richter viel besser gewahrt werden als durch die Verwaltungs¬ 
behörde, die sich von allerlei finanziellen und verwaltungspoliti¬ 
schen Gesichtspunkten leiten läßt. 

Die Entlassung durch das Gericht darf erst dann erfolgen, 
wenn der Grund der Verwahrung — die Gemeingefährlichkeit des 
Verwahrten — weggefallen ist. Der Richter wird aber doch wohl 
nur dann die Entlassung aussprechen können, wenn ein ärztliches 
Gutachten, ein Bericht des sachverständigen- Anstaltsdirektors vor¬ 
liegt, denn dieser allein wird auf Grund seiner sorgfältigen Beob¬ 
achtungen imstande sein, zu entscheiden, ob ein internierter Un¬ 
zurechnungsfähiger noch gemeingefährlich ist, oder ob er aus der 
Anstalt entlassen werden kann. Es ist deshalb zu begrüßen, daß 
nach den VEE 1912 und 1915 unter allen Umständen auch für die 
Entlassung ein ärztliches Gutachten gefordert wird 2 ). 

An dieser Stelle sei noch kurz hingewiesen auf die Frage 
nach dem für die Entlassung örtlich zuständigen Gericht. 
Wir sind mit Delaquis 3 ) der Ansicht, daß für die Entlassung 
dasjenige Gericht zuständig sein soll, in dessen Bezirk die be¬ 
treffende Anstalt liegt, „weil dieses am leichtesten eine grifidlicbe 
und zuverlässige Beurteilung von Person und Sachlage wird vor¬ 
nehmen können. Das Hauptmoment zugunsten des erkennenden 
Gerichtes, die Kenntnis des Inkulpaten aus der Verhandlung vor 
der Einweisung, wird ja durch den Hinweis auf den fast sicheren 
Wechsel in der Zusammensetzung des Gerichtes im Verlaufe von 
vielleicht mehreren Jahren entkräftet.“ 

Der VE 1915 bestimmt in Art. 390, daß das kantonale Gesetz 
die Verfügung über Unzurechnungsfähige und vermindert Zurech¬ 
nungsfähige auch derjenigen Behörde übertragen könne, welcher 
der endgültige Entscheid über die Strafuntersuchung zukommt. 
Diese Regelung mag durch den Gedanken an ein rasches und 
einfaches Verfahren begründet sein. Man wird aber doch die 
psychiatrische Forderung nicht übersehen dürfen, daß bdi der Ent¬ 
lassung von gemeingefährlichen Geisteskranken der Richter in 
allen Fällen eingreife und die zu treffende Maßnahme ^/on seinem 
objektiven, durch keine Verwaltungsrücksichten beeinflußten Stand¬ 
punkt aus verfüge und deren Ausführung überwache. 


>) Maier, Schw. Zschr. 26, 290/291. 

J ) Wüst, 73. 

3 ) Delaquis, Vhdlg. SJV. 1913. I, 69. 
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B. Die praktische Durchführung. 

I. Die praktische Durchführung nach geltendem Recht. 

Wie in der gesetzlichen Regelung, so besteht gegenwärtig 
auch in der Art der Unterbringung der gemeingefährlichen ver¬ 
brecherischen Geisteskranken eine Vielgestaltigkeit, welche treffend 
den Kampf der Meinungen über die beste Art der Unterbringung 
widerspiegelt. Aschaffenburg 1 ) schildert dieses bunte Durch¬ 
einander in der Unterbringung der gefährlichen (kriminellen und 
nichtkriminellen) Geisteskranken in den deutschen Bundesstaaten 
folgendermaßen: »Ganze Staaten, wie z. B. Bayern, verzichten 
gänzlich auf eine Sonderbehandlung. Andere, wie Sachsen, scheuen 
sich nicht, auch solche Kranke, die nie mit den Gesetzen in Kon¬ 
flikt gekommen sind, in eine Anstalt wie Waldheim unterzubringen, 
der durch das starke Überwiegen der kriminellen Elemente sowohl 
wie durch den erwähnten Zusammenhang mit dem Zuchthaus der 
Ruf einer Kriminalanstalt anhaftet. In Preußen gehen die Ver¬ 
schiedenheiten so weit, daß einzelne Provinzen die kriminellen 
Kranken auf alle Anstalten unterschiedslos verteilen, andere in 
einzelnen Anstalten, in sogenannten Bewahrungshäusern, sammeln, 
daß in der Rheinprovin? sogar das eine Bewahrungshaus an das 
Arbeitshaus in Brauweiler, in Ostpreußen an das Korrektionshaus 
in Tapiau angegliedert ist, und trotz dieser Angliederung auch 
nichtkriminelle Kranke aufnimmt. Zum Teil sind die Bewahrungs¬ 
häuser nur für solche Kranke bestimmt, die eine ernste verbre-' 
cherische Tat begangen oder auf ein längeres Verbrecherleben 
zurückblicken können, zum Teil ist die Belegung der Bewahrungs¬ 
häuser unabhängig vom Vorleben und nur durch das unsoziale 
Verhalten der Kranken bedingt, wie z. B. in Göttingen.“ 

Auch die Frage der richtigen Verwahrungsart von gemein¬ 
gefährlichen verbrecherischen Unzurechnungsfähigen nach den 
Strafgesetz-Vorentwürfen ist vielumstritten. Wir werden uns daher 
vorerst in kurzer Darstellung mit den gegenwärtig angewendeten 
Methoden der Verwahrung beschäftigen, um damit eine Grundlage 
für die Durchführung de lege ferenda zu schaffen. 

1. Die Errichtung besonderer Zentralanstalten (Kri¬ 
minal-Irrenasyle). (Englisch-amerikanisch-italienisches System.) 
a) Großbritannien und Irland. 

England besitzt seit 1863 eine große Kriminalirrenanstalt—das 
Broadmoor criminal lunatic asylum zuCrowthorn(Berkshire). 

J ) Aschaffenburg, 37/38. 
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Aufnahme in der Anstalt finden sowohl verbrecherische Geistes¬ 
kranke als auch geisteskranke Verbrecher. Die gesetzlichen Be¬ 
stimmungen für die Aufnahme sind durch den „criminal lunatic 
act“') geregelt. 

Interessant ist die Feststellung, daß z. B'. im Jahre 1905 von 
den dort untergebrachten 759 Männern 642, von 197 Frauen 185 
wegen Mordes oder Totschlags eingeliefert worden waren. Da be¬ 
greiflicherweise die Entlassung leichter bei Kranken versucht wird, 
die ein harmloses Delikt begangen haben, als bei den wegen 
schwerer Verbrechen untergebrachten, so ist es auch erklärlich, 
daß allmählich Mord und Totschlag das einzig wichtige Verbrechen 
sein werden, das zu dauernder Internierung in Broadmoor Anlaß 
gibt. Diesen Standpunkt halten wir für verfehlt, denn nicht die 
Schwere der begangenen Tat, sondern die bestehende Gemein¬ 
gefährlichkeit soll für die Aufnahme oder Entlassung maß¬ 
gebend sein. 

Der leitende Gesichtspunkt für Bau und Betrieb der über 
800 Plätze für Männer und Frauen enthaltenden Anstalt bleibt 
immer die Sicherstellung der safe custody, der zuverlässigen Be¬ 
wachung. Demgemäß ist auch das gesamte Anstaltsterrain von 
«iner hohen Mauer umgeben. Die Zimmer sind sehr solide ge¬ 
baut und mit den besten Sicherheitsvorrichtungen versehen. Da 
Broadmoor nicht mit einer Strafanstalt verbunden ist, sondern eine 
. selbständige Irrenanstalt darstellt, so ist auch die Leitung eine 
rein irrenärztliche. 

Der Gesamteindruck, den Aschaffenburg 2 ) bei seinem Be¬ 
suche von Broadmoor erhalten hat, „war der eines düstern Zucht¬ 
hauses, das sich nur dadurch vom Zuchthause unterscheidet, daß 

die Kranken nicht regelmäßig beschäftigt werden. Dazu 

kommt noch, daß die Sicherheitsmaßregeln gegen Entweichungen 
noch weit sorgfältigere sind als sonst in Zuchthäusern, so daß 
auch tatsächlich Entweichungen in den letzten Jahren so gut wie 

nie vorgekommen sind,. Diese Sicherung bedingt aber 

derartig hohe Mauern, so feste Verschlüsse, schwere Eisengitter, 
daß der Kranke diesem beklemmenden Eindruck kaum irgendwo 
entgehen kann.“ 

Das schottische „Establishment for state and criminal 
lunatics“ in Perth wird man trotz seiner administrativen Unab- 


') Siehe Seite 80. 

2 ) Aschaffenburg, 
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hängigkeit nicht als selbständiges Krirainalasyl, sondern als Adnex 
zu dem Gefängnis von Perth betrachten müssen'). 

ln Irland ist im Jahre 1854 das „Dundrum criminal lu- 
natic asylum" bei Dublin errichtet worden. Die Gesamtzahl 
der Kranken beträgt etwa 140 Männer und 20 Frauen. Unter den 
Kranken überwiegen, wie in Broadmoor, diejenigen, die. wegen 
Mordes oder Totschlags untergebracht wurden. 

b) Vereinigte Staaten von Nordamerika. 

In verschiedenen Staaten Nordamerikas sind große Verbre¬ 
cherirrenanstalten errichtet worden. New-York z. B. besitzt zwei 
große Zentralanstalten für Kriminelle. Diese Anstalten sind ein 
Mittelding zwischen Irrenhaus und Gefängnis, gewährleisten eine 
strenge Überwachung der Insassen ohne die strenge Strafanstalts¬ 
disziplin. 

In der Kriminalirrenanstalt von Matteawan werden die ver¬ 
brecherischen Geisteskranken, in der Anstalt von Dannemora 
die im Strafvollzug erkrankten schweren Verbrecher aufgenommen. 
Die Scheidung zwischen diesen Gruppen von Kriminellen wird 
strenge durchgeführt. 

c) Italien. 

Im Königreich Italien bestehen gegenwärtig 4 Kriminalirren- 
anstalten: Aversa bei Neapel mit 200 Plätzen, Manicomio giudi- 
ziario dell’ Ambrogiana in Montelupo bei Florenz mit 370 Plätzen; 
Reggio Emilia mit 240 Plätzen und Barcelona Pozzo di 
Gotto bei Messina. 

Diese „manicomii giudiziarii“ dienen in erster Linie und fast 
ausschließlich der Sicherung. Dies zeigt sich darin, daß sie in 
allen Äußerlichkeiten dem Gefängnisregime durchaus ähnlich sind 
und bis zum Jahre 1908 der Generaldirektion der Gefängnisse 
unterstanden. Die ganze Leitung liegt in den Händen von ärzt¬ 
lichen Direktoren. Der innere Dienst wird von Krankenwärtern, 
der äußere Sicherheitsdienst von sog. ,.sorveglianti“, einem aus 
ehemaligen Gefängniswärtern gebildeten Überwachungspersonal 
gebildet. Die Kranken werden streng getrennt gehalten, je nachdem 
sie freigesprochen („prociolti“), noch im Anklagezustand („giudi- 
ziabili“) oder Strafgefangene („condannati“) sind. 

'i Aschaffenburg, 130ff. 


Go gle 


96 


Adolf Asper 


2. Die Errichtung von Adnexen an Irrenanstalten 
(Bewahrungshäuser, feste Häuser). 

Das System 5es Irrenanstaltsadnexes ist besonders in Deutsch¬ 
land ausgebildet. Eine große Anzahl von Heil- und Pflege¬ 
anstalten hat sich ihrem Organismus ein Bewahrungshaus ange¬ 
gliedert «)• 

Den Typus eines festen Hauses nach deutschem Muster stellt 
dar das hannoversche Verwahrungshau-s für unsoziale 
Geisteskranke bei der Provinzial-Heil- und Pflegean¬ 
stalt Göttingen mit 60 Plätzen. 2 ) 

Aufnahme finden die im Anstaltsvollzug gefährlichen krimi¬ 
nellen und nichtkriminellen Geisteskranken. Die Auswahl dieser 
Kranken erfolgt durch die ärztlichen Direktoren der Provinzial¬ 
irrenanstalten und nicht durch die Polizei- oder Gerichtsbehörden. 

Der leitende Gesichtspunkt für Einrichtung und Betrieb des 
hanpoverschen Verwahrungshauses ist derjenige einer weitgehenden 
Sicherung unter möglichster Wahrung des Krankenhauscharakters. 
Die Zimmer sind außerordentlich fest gebaut und mit den mo¬ 
dernsten Sicherungsvorrichtungen versehen. Das Material ist 
derart gewählt, daß Zerstörungen außerordentlich erschwert sind 
und es den Kranken so gut wie unmöglich ist, irgendwelche Teile 
lockern und zu Waffen oder Ausbruchsinstrumenten umzuwandeln. 

Der Betrieb des Verwahrungshauses in Göttingen unterscheidet 
sich nur insoweit von demjenigen einer gewöhnlichen Irrenanstalt, 
als es die Sicherung gegen Entweichung oder Gewalttätigkeiten 
unbedingt erfordert. 

Das System des festen Hauses als Adnex an Irrenanstalten 
hat sich in Deutschland, bewährt. 

3. Die Unterbringung der gefährlichen Geisteskranken 

in den gewöhnlichen Heil- und Pflegeanstalten. 

Diejenigen Staaten, welche keine Sondereinrichtungen für 
anstaltsgefährliche Geisteskranke besitzen, behelfen sich damit, 
diese Kranken möglichst auf die bestehenden Irrenanstalten zu ver¬ 
teilen. Dies geschieht unter anderem auch in der Schweiz, die bis 
jetzt weder ein Kriminalirrenasyl noch Bewahrungshäuser besitzt 3 ). 

*) Eingehende Darstellung bei Aschaffenburg, 56ff., 80ff. 

2 ) Aschaffenburg, 62ff. Weber, Mschr. 7, 159ff. 

') Auf das Projekt eines Bewahrungshauses für den Kanton Zürich in An¬ 
gliederung an die Irrenpflegeanstalt Rheinau ist im Kantonrat nicht eingetreten 
worden. 
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II. Die praktische Durchführung nach den Strafgesetz-Vorent¬ 
würfen, insbesondere in der Schweiz. 

1. Die Errichtung von Zentralanstalten. 

Der OeVE bestimmt in § 36, daß der gemeingefährliche ver¬ 
brecherische Unzurechnungsfähige in -eine „staatliche Anstalt für 
verbrecherische Irre“ abgegeben werde. 

Auch in der Schweiz ist schon mehrfach vorgeschlagen worden, 
Kriminalirrenasyle nach dem englisch-amerikanisch-italienischen 
System zu schaffen. Der Verein schweizerischer Irrenärzte hat in 
seiner Versammlung im Jahre 1904 eine These angenommen, 
worin er sich für die Errichtung einer zentralen eidgenössischen 
Anstalt für gemeingefährliche kriminelle Geisteskranke erklärt. 
Borei 1 ) fordert in seiner Dissertation eine Spezialanstalt für 
kriminelle gefährliche Geisteskranke, in welcher auch die zu be¬ 
gutachtenden Beobachtungsfälle gemeingefährlichen Charakters 
versetzt werden sollen. 

In der 2. Expertenkommission für den VE im Jahre 1912 bean¬ 
tragte Gabuzzi den Artikel 15 folgendermaßen zu redigieren: 

„Si un deliquant irresponsable compromet la sEcuritE ou Vordre 
public, le juge ordonnera son internement dans un Etablissement ex- 
clusivement affecte ä cette'dEstination“ 2 ). 

In der Jahresversammlung des Schweizerischen Juristenvereins 
von 1913, die sich mit diesen Fragen beschäftigte, legte Gabuzzi 
als Korreferent folgende These vor: 

These II 3 ). 

„Der Schweizerische Juristenverein spricht den Wunsch aus, es 
möchte eine besondere Anstalt geschaffen werden, in der unzurech¬ 
nungsfähige Verbrecher, welche die öffentliche Sicherheit oder Ordnung 
gefährden, und ferner während des Strafvollzuges geisteskrank gewor¬ 
dene Verbrecher, die man nicht ohne Gefahr für die öffentliche Sicherheit 
oder Ordnung freilassen kann, verwahrt werden.“ 

Der wesentlichste und bestimmende Grund nach dem Verlangen 
von Kriminalirrenasylen ist einerseits das Bedürfnis, störende und 
gefährliche Elemente aus dem Betriebe der Irrenanstalten auszu¬ 
scheiden, und anderseits die Forderung, die Gesellschaft auf die 
sicherste Weise vor den Angriffen der gemeingefährlichen Geistes¬ 
kranken zu schützen. Das Volksbewußtsein soll dadurch verletzt 

*) ßorel, E., Du placement des aliEnEs criminels en Suisse 44. 

*) Prot. Exp. Kom. 1912. II, 80. 

■') Vhdlg. SJV. 1913. III, 246/247. 

Archiv mr Kriminologie. 70. ßd. 7 


Digitized by 


Go», -gle 


Original from 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 


98 


Adolf Asper 


sein, daß man einen Menschen, der einen Mord oder sonst ein 
schweres Verbrechen begangen hat, in einer Heil- oder Pflegeanstalt 
interniert. Auch sollen die unbescholtenen Kranken daran Anstoß 
nehmen, mit einem solchen verbrecherischen Individuum Zusam¬ 
menleben zu müssen. 

Wir sind aber im Gegenteil der Ansicht, daß mit dem Bau 
von Kriminalirrenasylen, insbesondere in der Schweiz, keine zweck¬ 
mäßige Art der Unterbringung von gemeingefährlichen krimi¬ 
nellen Geisteskranken geschaffen würde. Und zwar aus folgenden 
Gründen: 

Daß die Klagen über das Zusammenleben von unbescholtenen 
und verbrecherischen Kranken ungerechtfertigt sind, ist besonders 
von Aschaffenburg 1 ) in entschiedenerWeise dargetan worden. 
„Aber ich habe so gut wie niemals etwas davon erfahren, daß 
die Kranken oder deren Angehörige sich tatsächlich über das Zu¬ 
sammentreffen mit kriminellen Elementen beklagt hätten. Man 
würde den Klagen ja auch leicht mit dem Hinweise darauf be¬ 
gegnen köflpen, daß es sich um kranke Menschen handle, und ich 
bin sicher, soweit die unbescholtenen Kranken besonnen sind, 
würden sie dieses Argument durchaus verstehen, und erst recht 
auch deren Angehörige.“ Auch andere-Irrenärzte, wie Bleuler, 
Moeli, Naeke, Heilbronner, Mönkemöller u. a. sind zu der 
gleichen Überzeugung gelangt 2 ). 

Die Internierung aller verbrecherischen Geisteskranken in einer 
selbständigen Anstalt führt notgedrungen zu einer unhaltbaren 
Anhäufung von Elementen mit kriminellen Neigungen, welche die 
Aufrechterhaltung der Ordnung wesentlich gefährden. Um diesem 
Übelstande zu begegnen, müssen derartige Sicherheitsmaßregeln 
in Einrichtung und Betrieb einer solchen Kriminalirrenanstalt durch¬ 
geführt werden, daß diese — auch bei weitgehender Berücksich¬ 
tigung psychiatrischer Prinzipien — einen gefängnisartigen Cha¬ 
rakter erhält. Dies zeigen heute in deutlicherWeise die „manicomii 
giudiziarii“ in Italien. In den Augen der Allgemeinheit wird eine 
solche Anstalt als eine Art Strafanstalt, eine Anstalt 2. Klasse 
angesehen werden, und man wird sich wohl fragen dürfen, ob man 
einer Familie z. B. zumuten darf, einen Kranken, der das Unglück 
gehabt hat, in einem Erregungszustände ein Delikt zu begehen, 
in dieser gefängnisartigen Anstalt untergebracht zu sehen-. 


*) Aschaffenburg, 196/197. 
*) Aschaffenburg, 197. 
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Bei der Durchführung des englisch-amerikanisch-italienischen 
Systems wird nicht der individuelle Zustand des kriminellen 
Geisteskranken in Berücksichtigung gezogen, sondern einzig und 
allein der Umstand, daß er mit dem Strafgesetz in Konflikt ge¬ 
raten ist. Dem gegenüber müssen wir aber mit Entschiedenheit 
betonen, daß nicht das Verbrechen, sondern die Art der Krankheit 
die Gefährlichkeit im Sinne des Anstaltsvollzuges bedingt. Aschaf- 
fenburg hat denn auch auf seiner Studienreise sowohl in den 
englischen als auch in den italienischen Kriminalirrenasylen viele 
Kranke gefunden, die ohne Bedenken in den einfachen Irren¬ 
anstalten verwahrt werden könnten 1 ;. 

Nicht übersehen darf man auch die enormen Kosten für Bau 
und Betrieb eines Kriminalirrenasyies, wenn der Zweck sicherer 
Überwachung erreicht werden soll. Aschaffenburg 1 ) nennt dies 
geradezu eine „Vergeudung des Nationalvermögens ohne Grund“. 

Was nun speziell die Verhältnisse in der Schweiz anbetrifft, 
so halten wir dafür, daß die Zahl der anstaltsgefährlichen krimi¬ 
nellen Geisteskranken nicht groß genug ist, um die Kosten einer 
selbständigen Anstalt zu rechtfertigen. Fröhlich und Muralt 
fanden in der Schweiz in allen Anstalten unter 1385 Kranken mit 
krimineller Vergangenheit nur ca. 100 dauernd gefährlich, und 
unter 3170 nichtkriminellen Geisteskranken ca. 57 dauernd ge¬ 
fährlich“ 3 ). Die Antworten, die BoreD) auf seine Fragebogen 
an die Direktoren der schweizerischen Irrenanstalten erhalten hat, 
zeigen deutlich, daß das „asyle speciale“ keinen großen Anklang 
finden würde. Von den 23 Anstaltsleitern erklärten sich nur zwei 
ohne Einschränkung für ein besonderes Kriminalirrenasyl. 

Die Errichtung eines Kriminalirrenasyls von Bundes wegen ist 
auf Grund von Ad. 64 bis der Bundesverfassung nicht möglich 5 ). 
Ob man aber auf Grund interkantonaler Vereinbarungen zum Ziele 
gelangen könnte, scheint uns mehr als zweifelhaft. 

2. Die Unterbringung in den Heil- und Pflege¬ 
anstalten. 

Wie wir schon früher ausgeführt haben fi ), unterscheiden wir 
zwischen der Gemeingefährlichkeit im allgemeinen und der Ge- 

'i Aschaffenburg, 137, 242. 

4 ) Aschaffenburg, 239. 

b Detaquis, Vhdfg. SJV. 1913. I, 51. 

*> Borei, 22. 

Burkhardt, Kommentar der BV. 615, 919. 

*) Siehe S. 69. 


7* 



Original frorr 




100 


Adolf Asper 


fährlichkeit im Anstaltsvollzuge, der Anstaltsgefährlichkeit, im be¬ 
sondere Wir haben gesehen, daß ein großer Teil der vom Richter 
für gemeingefährlich erklärten Geisteskranken im Anstaltsbetriebe 
nicht mehr gefährlich sind. „Von vielen weiß ihre tägliche Um¬ 
gebung kaum oder kaum mehr, daß sie einmal etwas verbrochen 
hatten; sie sind nicht mehr und nicht weniger ehrbar als andere, 
und niemand sieht sie darüber schief an, weil einmal etwas Un¬ 
gerades mit ihnen los war.“') 

Diese Kranken wird man ohne Bedenken in den gewöhn¬ 
lichen Irrenanstalten mit den nichtkriminellen Irren zusammen 
unterbringen können 2 ). 

Auch diejenige Kategorie von Kranken, die von aktiv schäd¬ 
lichen Trieben nicht freizusprechen sind, bei denen aber diese 
Triebe nicht gerade auf Leib und Leben der Mitmenschen ge¬ 
richtet sind, wird man nach dem drastischen Ausspruche von 
Bleuler 3 ) „in einer jeden guten Anstalt leicht verdauen können“. 

Die gemeinsame Verwahrung von kriminellen und nichtkrimi- 
• nellen Kranken zeigt vielfach den Vorteil, daß infolge der „Ver¬ 
dünnung“ der kriminellen Elemente mit den übrigen Kranken ihre 
schlimmen Eigenschaften eher hintangehalten werden als bei der 
Vereinigung aller Kriminellen in einer Zentralanstalt 4 ). 

3. Die Errichtung von Adnexen an Irrenanstalten. 

Das Bewahrungshaus. 

Für eine bestimmte Gruppe von Kranken, für die anstalts¬ 
gefährlichen (kriminellen und nichtkriminellen) Geisteskranken, 
wird neuerdings von psychiatrischer Seite eine Ausscheidung aus 
dem Betriebe der Heil- und Pflegeanstalt gefordert. Diese For¬ 
derung der Irrenärzte hängt zusammen mit der Entwicklung der 
modernen Irrenanstalt. 

„Die leitende Idee der neuen Anstalt war und ist, diese mög¬ 
lichst von Einrichtungen freizuhalten, die einen gefängnismäßigen 
Charakter haben. Der Charakter teils als Krankenhaus, teils als 
einfaches Asyl wird in den Vordergrund gestellt, die Bauten und 
Einrichtungen diesem Charakter angepaßt und nach Möglichkeit 
der Zwang, der nun einmal vielen Geisteskranken gegenüber un- 

') Ris, Manuskript 7. 

5 ) Gleicher Ansicht auch: Delaquis, Vhdlg. SJV. 1913. 1,47. Lisibach, 40. 
Ris, Manuskript 7. Staatsanwalt Zürcher, BB. 201. 

Bleuler, Mschr. 1, 97. 

4 ) Beispiel bei Aschaffenburg, 71. 
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entbehrlich ist, von den technischen Einrichtungen weg auf organi¬ 
satorische Maßnahmen verlegt. Die Isolierung in Zellen, die starke 
Versicherung der Fenster, der Türen und Höfe, die Herstellung 
spezieller Kleidungsformen usw. — alle ähnlichen Dinge sind, so 
lautet die Lehre, nach Möglichkeit durch Überwachung und stän¬ 
dige ununterbrochene Pflege aller Kranken zu ersetzen“ 0- 

Es ist nun ohne weiteres verständlich, daß es heute sehr 
schwierig hält, die anstaltsgefährlichen Kranken, auch die nicht- 
kriminellen, die ihre Mitpatienten oder das Ärzte- und Wärter- 
personal an Leib und Leben bedrohen oder beständig Flucht¬ 
versuche machen, in den freien Bauten und Einrichtungen zu 
verpflegen. 

Für diese soll ein besonderes festes Haus, das Bewahrungs¬ 
haus, geschaffen werden. „In diesem wird das Gefängnismäßige 
nicht vermieden, sondern direkt betont. Die Sicherheit der Um¬ 
gebung in und außer dem Hause gegenüber den möglichen 
gefährlichen Handlungen der Kranken ist das leitende Motiv bei 
.Bau und Einrichtung; die andern Rücksichten haben sich dieser 
Sicherheit unterzuordnen.“ 2 ) 

Das Bewahrungshaus soll als Adnex an eine bestehende 
Irrenanstalt derart angegliedert werden, daß es der gleichen Ver¬ 
waltung untersteht, aber in Bau und Betrieb selbständig gehalten 
ist. Die gemeinsame Verwaltung verringert die Kosten. Die 
Hauptanstalt kann von speziellen Sicherungseinrichtungen ent¬ 
lastet werden. Dafür können diese ätif das Bewahrungshaus kon¬ 
zentriert und in möglichst vollkommener Weise durchgeführt werden. 
Der Zusammenhang zwischen Hauptanstalt untf Bewahrungshaus 
schließt den großen Vorteil in sich, die Verwahrung des gefähr¬ 
lichen Kranken durch Versetzung aus dem einen in das andere Haus 
. seinem jeweiligen Krankheitszustande anpassen zu können." 

Das System des Bewahrungshauses als Adnex einer Irren¬ 
anstalt ist besonders in Deutschland verbreitet und hat sich dort 
bewährt 3 ). Auch in der Schweiz geht die herrschende Meinung in 
psychiatrischen und juristischen Kreisen dahin, die Entwicklung im 
Sinne des Baues von Bewahrungshäusern zu fördern *). Dies scheint 
uns ebenfalls die beste Lösung in dieser vielumstrittenen Frage. 

') Ris, Manuskript 3. 

-) Ris, Manuskript 5. 

3 ) Aschaffenburg, 56ff.; 80ff.; 258ff. 

4 ) Lisibach, 50, 52. Favre, 67. Delaquis, Vhdlg. SJV. 1913. I, 58, 
64, 117. Ris, Manuskript pässitn. Zürcher, BB. 201, 207. Ris, B. B. 197. 
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Über die Zahl der Bewahrungshäuser, die in der Schweiz 
gebaut werden sollen, hat Ris 1 ) ausführliche Angaben gemacht. 
Er berechnet auf Grund der Angaben der schweizerischen Irren¬ 
anstalten die Zahl der anstaltsgefährlichen kriminellen und nicht- 
kriminellen Geisteskranken auf etwa 60—70 und empfiehlt deren 
Konzentrierung auf 2—3 Bewahrungshäuser, die an bestehende 
Irrenanstalten anzugliedern wären. Andere Fachleute halten aller¬ 
dings diese Ziffer für zu niedrig und rechnen mindestens mit der 
doppelten Anzahl für die ganze Schweiz. 

Auf Grund der obigen Ausführungen gelangen wir demnach 
für die zukünftige Regelung in der Schweiz im Sinne des VE 
zum gleichen Resultate wie die Expertenkommission für Straf¬ 
vollzug 2 ): 

„Für die unzurechnungsfähigen, die öffentliche Sicherheit oder 
Ordnung gefährdenden Täter, deren Verwahrung in einer Heil¬ 
oder Pflegeanstalt nötig ist, brauchen keine besonderen Anstalten 
erstellt zu werden. Sie sind nach wie vor in den bestehenden 
Irrenanstalten unterzubringen. 

Wünschbar erachten die Ärzte eine spezifische Verwahrungsart 
für besonders gefährliche Geisteskranke. Aber nicht speziell für 
kriminelle, sondern für gefährliche Kranke überhaupt.“ 


5.-Abschnitt. 

Die sichernden Maßnahmen gegenüber gemeingefähr¬ 
lichen verbrech-erischen vermindert Zurechnungsfähigen. 

A. Die rechtlichen Grundlagen. 

I. Geltendes Recht. 

Die meisten Strafgesetze enthalten entweder gar keine be¬ 
sondere gesetzliche Regelung über die Behandlung der vepmindert 
Zurechnungsfähigen 3 ), oder dann begnügen sie sich mit der 
Statuierung der Strafmilderung 4 ). 


*) Ris, BB. 197. 

*) Zürcher, B. B. 201. 

3 ) Z. B. Deutschland, Frankreich, Belgien. 

4 ) U. a. Österreich (Gesetz v. 27. Mai 1852, § 46 lit. a|. Schweden 
(StGB, vom 16. Febr. 1864, §6). Dänemark (StGB, vom 10. Febr. 1866, § 39). 
Siehe Kahl, VD. Allg. Teil I, 55. 
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Strafe und sM sehen dagegen vor: 

1. Italien. Codice penale. Art. 47. 

,,Quando lo stato di mente indicato nell' articolo precedente era 
tale da scemare grandemente V imputabilitä, senza escluderla, la pena 
stabilita per il reato commesso e diiiiinuta secondo le norme seguenti: 

1. all’ ergastolo & sostituita la redusione per un tempo non in¬ 
feriore ai sei anni; 

2. all' interdizione perpetua dei pubblici ufficii e sostituita l’in- 
terdizione temporanea; 

3. ove si tratti di pena temporanea che oltrepassi i dodici anni 
essa si applica nella durata da tre a dieci anni; se oltrepassi i sei 
anni ma non i dodici, si applica nella durata da Uno a cinque anni; 
e, negli altri casi, in una durata inferiore alla metä della pena che 
sarebbe applicata; 

4. la pena pecuniaria e ridotta alla metä. 

Se la pena sia restrittiva della libertä personale, il giudice puö 
ordinäre che sia scontata in una casa dt custodia sino a che 1‘ Autoritä 
competente non revochi il provvedimento, nel quäle caso il rimanente 
della pena e scontata nei modi ordinari.“ 

Articoli addizionali. art. 15. 

„La revocazione del provvedimento indicato nel capoverso dell’ 
art. 47 dell codice penale spetta al presidente del tribunale nel cui 
circondario fu pronunciata la condanna, sulla proposta del Consiglio 
di sorvegltanza presso lo stabilimento nel quäle il condannato si trova 
e suite conclusioni del pubblico ministero.“ 

Im Falle der verminderten Zurechnungsfähigkeit greift eine 
obligatorische Strafmilderung nach bestimmten Regeln Platz 

Bei der Verhängung einer Freiheitsstrafe kann der Straf¬ 
richter anordnen, daß sie vom vermindert zurechnungsfähigen 
Täter in einer besonderen Sicherungsanstalt („casa di custodia“) 
verbüßt werde. Diese Verfügung kann vom Präsidenten des 
Gerichtes, in dessen Bezirk die Verurteilung erfolgte, auf Vor¬ 
schlag des Aufsichtsrates der Sicherungsanstalt und auf Antrag 
des Staatsanwaltes widerrufen werden, ln diesem Falle muß der 
Rest der Strafzeit in gewöhnlicher Weise verbüßt werden. 

Der Aufsichtsrat besteht aus dem Staatsanwalt des Gerichtes, 
in dessen Bezirk sich die Sicherungsanstalt befindet, dem Präsi¬ 
denten des Schutzvereins für entlassene Sträflinge und dem An¬ 
staltsdirektor als Berichterstatter (Art. 18 der articoli addizionali). 

2. Norwegen. Allgemeines bürgerliches StGB, vom 22. Mai 1902, 
§ 39, Abs. 1: 

„Wenn das Gericht annimmt, daß ein Angeklagter, der .... ge¬ 
mäß den §§ 45 und 56 zu einer herabgesetzten Strafe verurteilt wird, 
wegen ..... verminderter Zurechnungsfähigkeit für die Rechtssicher- 
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heit gefährlich ist, so kann es beschließen, daß ihm nach näherer Be¬ 
stimmung der Obrigkeit ein bestimmter Aufenthaltsort anzuweisen oder 
zu verbieten ist, oder daß er, soweit dazu nach den vom Könige oder 
einer von ihm ermächtigten Person erlassenen allgemeinen Vorschriften 
Anlaß vorliegt, in ein Irrenasyl, eine Heil- oder Pflegeanstalt oder in 
ein Arbeitshaus zu verbringen ist. Die getroffene Maßregel ist von 
dem zuständigen Ministerium wiederum aufzuheben, wenn sie nach 
eingeholtem ärztlichen Gutachten nicht länger notwendig erscheint.“ 

Der Strafrichter ist zur Anordnung der sM gegenüber dem 
gemeingefährlichen vermindert Zurechnungfsähigen berechtigt. 
Diese sM kann bestehen in der richterlichen Anweisung oder dem 
Verbot eines bestimmten Aufenthaltsortes, der Einweisung in eine 
Irrenanstalt oder der Verbringung in ein Arbeitshaus. 

Die Aufhebung der sM erfolgt durch die Administrativbehörde. 

3. Die schweizerischen Kantone 1 ). 

Wie bei den sM gegenüber Unzurechnungsfähigen, so be¬ 
steht auch bezüglich der Behandlung der vermindert Zurechnungs¬ 
fähigen in den kantonalen Strafgesetzgebungen die größte Mannig¬ 
faltigkeit. 

a) Obligatorische Strafmilderung sehen vor: 

Bern (StGB. v. 30. Jan. 1866, Art. 43, Abs. 2); 

Schwyz (StGB. v. 20. Mai 1881, § 33); 

Solothurn (StGB. v. 25. Aug. 1885, § 51, Abs. 3); 
Schaffhausen (StGB. v. 22. Dez. 1858, 23. März 1859, 9. Nov. 

1891. Novelle Art. 5, Zusatz zu § 72); 

Appenzell A.-Rh. (StGB. v. 28. April 1899, Art. 41); 
Appenzell J.-Rh. (StGB. v. 30. April 1899, Art. 26). 

Thurgau (StG. v. 10. Febr. 1868, § 42); 

Neuenburg (Code penal du 12 fevrier 1891, 26 avril 1896, 
art. 70). 

b) Fakultative Strafmilderung sprechen aus: 
Luzern (StGB. v. 22. Mai 1906, § 49); 

Obwalden (KrimStGB. v. 20. Weinmonat 1864, Art. 34, Zif. 1); 
Glarus (StGB. v. 7. Mai 1899, § 31); 

Zug (StGB. v. 20. Wintermonat 1876; abg. 1. Juni 1882, § 26; 
Abs. 2); * 

St. Gallen (StGB. v.25. Nov. 1885, 21. Nov. 1889, 29. Juni 1891, 
Art. 40); 


') Wo nicht besonders angegeben, Text bei Stooß, Die Schweiz. StGB. 26 ff. 
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c) Fakultative Strafmilderung, eventuell gänzliche 

Straflosigkeit: 

Graubünden (StGB. 8. Juli 1851, § 50). 

di Fakultative Strafmilderung in Verbindung mit einer 

sM sehen vor: 

Tessin (Codice penale di 25 gennaio 1873, art. 47). 

„Se le cause indicate nell’articolo precedente .... non hanno 
del tutto esclusa 1’ imputabilitä del reo, il giudice e autorizzato a dis- 
cendere nell’ applicazione della pena da uno a tre gradi, secondo che 
I' imputabilitä fu piü o meno scemata.“ 

Decreto circa variazioni introdotto nel codice penale relativamente ai 
delinquenti pazzi. art. 2. 

„Se rimputabilitä d scemata per infermitä di m£nte, il giudice 
poträ ordinäre che la pena restrittiva della libeijä personale venga 
scontata, a spese dello Stato, in un manicomio, sino a che lo stesso 
giudice non revochi tale provvedimento, nel quäle caso il rimanente 
della pena 6 scontata nei modi ordinari.“ 

Wenn die Zurechnungsfähigkeit infolge von Geisteskrankheit 
vermindert wird, so kann der Richter anordnen, daß die Strafzeit 
auf Kosten des Staates in einem Irrenhaus verbracht werde. Die 
Aufhebung der Maßmahme erfolgt durch den Richter, der sie 
ausgesprochen hat. Dann ist der eventuell noch bestehende 
Rest der Strafzeit auf gewöhnliche Weise zu verbüßen. 

Wallis (Code p£nal du 26 mai 1856, art. 86). 

„Lorsque l’altdration des facultds intellectuelles du prdvenu, ou la 
contrainte n’ ont pas atteint le degrd voulu pour que l’action ne füt 
pas imputable, les tribunaux pourront, suivant les circonstances, lui 
appliquer une peine infdrieure ä celle que la loi attache ä l’infraction, 
ou ordonner qu’il soit remis- ä l’autoritd municipale avec injonction 
de veiller sur sa conduite.“ 

Das Gericht kann den vermindert zurechnungsfähigen Täter, 
je nach den Umständen, entweder zu einer mildern Strafe ver-* 
urteilen, oder anordnen, daß er den Gemeindebehörden zu einer 
Art Schutzaufsicht übergeben werde. 

D. Die Strafgesetz-Vorentwürfe. 

1. Die deutschen Vorentwürfe. 

DVE (§ 63, Abs. 2 u. 3). 

„War die freie Willensbestimmung durch einen der vorbezeichneten 
Zustände 1 ) zwar nicht ausgeschlossen, jedoch in hohem Grade ver- 


') „geisteskrank, blödsinnig oder bewußtlos." 


Digitized by 


Go*, 'gle 


Original from 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



106 


Adolf Asper 


Digitized by 


mindert, so finden hinsichtlich der Bestrafung die Vorschriften über 
den Versuch (§ 76) Anwendung. Zustände selbstverschuldeter Trunken¬ 
heit sind hiervon ausgenommen. 

Freiheitsstrafen sind an den nach Abs. 2 Verurteilten unter Be¬ 
rücksichtigung ihres Geisteszustandes und, soweit dieser es erfordert, 
in für sie ausschließlich bestimmten Anstalten oder Abteilungen zu 
vollstrecken.“ 

§ 65. 

„Wird jemand.auf Grund des § 63, Abs. 2 zu einer 

müderen Strafe verurteilt, so hat das Gericht, wenn es die öffentliche 
Sicherheit erfordert, seine Verwahrung in einer öffentlichen Heil- und 
Pflegeanstalt anzuordnen. 

Im Falle des § 63, Abs. 2 erfolgt die Verwahrung nach verbüßter 
Freiheitsstrafe. 

Auf Grund der gerichtlichen Entscheidung hat die Landespolizei¬ 
behörde für die Unterbringung zu sorgen. Sie bestimmt auch über die 
Dauer der Verwahrung und über die Entlassung. Gegen ihre Bestim¬ 
mung ist gerichtliche Entscheidung zulässig. 

Die erforderlichen Ausführungsvorschriften werden vom Bundesrat 
erlassen.“ 

Im Falle der verminderten Zurechnungsfähigkeit findet obli¬ 
gatorische Strafmilderung statt. 

Der vermindert zurechnungsfähige Täter wird, soweit sein 
Geisteszustand dies erfordert, zur Strafverbüßung in besondere 
Anstalten oder Abteilungen von Strafanstalten verbracht 

Den gemeingefährlichen vermindert Zurechnungsfähigen soll 
das Gericht nach der Strafverbüßung in einer öffentlichen 
Heil- oder Pflegeanstalt verwahren lassen. 

Bemerkenswert ist die Bestimmung, daß die Strafvollstreckung 
der sM in allen Fällen vorausgehen muß. 

Im übrigen sind die Vorschriften über Einweisung und Ent¬ 
lassung usw. denjenigen für gemeingefährliche Unzurechnungs¬ 
fähige analog *)• 

GE (§ 13, Abs. 2 u. 3). 

,, War diese Fähigkeit 2 ) zur Zeit der Handlung durch einen der 
vorbezeichneten Zustände 3 ) zwar nicht ausgeschlossen, aber in erheb¬ 
lichem Grade herabgesetzt, so kann die Strafe nach den Vorschriften 
über den Versuch (§ 28) gemildert werden;. 

Freiheitsstrafen an den nach Abs. 2 Verurteilten sind unter Be¬ 
rücksichtigung ihres Geisteszustandes und, soweit dieser es erfordert, 

‘) Siehe Seite 87/88. 

_ 2 ) „die Strafbarkeit seiner Tat einzusehen oder dieser Einsicht gemäß zu 

handeln.“ 

Ä ) „Bewußtseinsstörung oder krankhafte Störung der Geistestätigkeit“. 
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in besondem, für sie ausschließlich bestimmten Anstalten oder Ab¬ 
teilungen zu. vollstrecken.“ 

§ 14, Abs. 1 u, 3. 

„Wird jemand .... in Anwendung des § 13 Abs. 2 verurteilt, 
so hat das Gericht, wenn es die Rechtssicherheit erfordert, seine Ver¬ 
wahrung in einer öffentlichen Heil- und Pflegeanstalt anzuordnen. Ist 
im Falle des § 13, Abs. 2 der Täter zu einer Freiheitsstrafe verurteilt, 
so erfolgt die Verwahrung nach Verbüßung oder Erlaß der Freiheits¬ 
strafe. Auf Grund der gerichtlichen Entscheidung hat die Landes¬ 
polizeibehörde für die Unterbringung zu sorgen, sowie über Dauer der 
Verwahrung und über die Entlassung zu bestimmen. Gegen eine die 
Dauer von zwei Jahren übersteigende. Verwahrung ist der Antrag auf 
gerichtliche Entscheidung zulässig; ein zurückgewiesener Antrag kann 
vor Ablauf von zwei Jahren nicht wiederholt werden. 

Die zur Ausführung einer Verwahrung nach Abs? 1.er¬ 

forderlichen Vorschriften erläßt der Bundesrat.“ 

Soweit die Bestimmungen des GE in bezug auf die Behand¬ 
lung der gemeingefährlichen vermindert Zurechnungsfähigen und 
Unzurechnungsfähigen von demjenigen des DVE abvveichen, haben 
wir dies schon früher dargelegt >). 

Die wichtigste Änderung bezüglich der vermindert Zurech¬ 
nungsfähigen besteht darin, daß an Stelle der obligatorischen 
die fakultative Strafmilderung tritt. 

2. Oe VE t§ 4), 

„War die Fähigkeit des Täters, das Unrecht seiner Tat einzuseheu 
oder seinen Willen dieser Einsicht gemäß zu bestimmen, zur Zeit der 
Tat infolge eines andauernden krankhaften Zustandes wesentlich ver¬ 
mindert, so ist an Stelle der Todesstrafe auf lebenslangen Kerker zu 
erkennen. Hat der Täter eine Freiheitsstrafe verwirkt, deren Vollzug 
in ihrer regelmäßigen Art sejnen Zustand verschlimmern würde, so 
ordnet das Gericht an, daß die Strafe nach den der Eigenart solcher 
Personen angepaßten Vorschriften vollzogen werde. Der Vollzug 
solcher Strafen findet in einer besondem Strafanstalt oder in einer be- 
sondern Abteilung einer Strafanstalt oder eines Gefangenenhauses statt.“ 

§ 37. 

„Der zu Freiheitsstrafe verurteilte Täter eines Verbrechens oder 
eines mit einer sechs Monate übersteigenden Freiheitsstrafe bedrohten 
Vergehens, dessen Fähigkeit, das Unrecht seiner Tat einzusehen oder 
seinen Willen dieser Einsicht gemäß zu bestimmen, zur Zeit der Tat 
infolge eines andauernden krankhaften Zustandes wesentlich vermindert 
war, kann nach dem Vollzug der Strafe weiterhin verwahrt werden, 
wenn er wegen seines Zustandes oder mit Rücksicht auf seinen Lebens¬ 
wandel und die Eigenart seiner Tat als gemeingefährlich anzusehen ist. 

>i Siehe Seite 88. 
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Das Gericht spricht die Zulässigkeit der Verwahrung im Urteil aus 
und ordnet sodann auf Grund der Ergebnisse des Strafvollzuges an, 
daß der Sträfling in einer besondern staatlichen Anstalt oder in einer 
besondern Abteilung der in § 36') bezeichneten Anstalt zu verwahren 
sei, wenn seine Gemeingefährlichkeit nicht behoben ist. 

Die Entlassung kann endgültig oder auf Widerruf erfolgen. 

Ausländer sind nur so lange zu verwahren, bis sie an den Heimat¬ 
staat abgegeben werden können.“ 

Im Falle der verminderten ZureclTnungsfähigkeit kann der 
Richter nach § 4 OeVE die Strafe nach bestimmten Regeln 
mildern. 

Der Strafvollzug der vermindert Zurechnungsfähigen erfolgt 
nach besondern Vorschriften, welche der Eigenart des Delin¬ 
quenten angepaßt sind, und zwar entweder in einer besondern 
Strafanstalt oder in einem besondern Strafanstaltsadnex. 

Der gemeingefährliche vermindert Zurechnungsfähige kann 
vom Gerichte nach verbüßter Freiheitsstrafe in besondern 
Anstalten oder in den Anstalten für verbrecherische Irre mit den- 
gemeingefährlichen Unzurechnungsfähigen zusammen noch weiter 
verwahrt werden. 

Für das Verfahren bei Einweisung und Entlassung gelten 
die gleichen Vorschriften wie für die Verwahrung von gemein¬ 
gefährlichen Unzurechnungsfähigen. 

3. Französischer V'E von 1893. 

Der französische VE kennt keine -besondere Behandlung der 
gemeingefährlichen kriminellen vermindert Zurechnungsfähigen. 

4. Die schweizerischen VEE. 

VE 1893 (Art. 9). 

„War die geistige Gesundheit oder das Bewußtsein des Täters nur 
beeinträchtigt, oder war er geistig mangelhaft entwickelt, so ist die 
Strafe zu mildern; sie fällt weg, wenn der Täter verwahrt oder ver¬ 
sorgt wird“ (Art. 10 u. 11). 

Art. 10. y ' # 

„Erfordert die öffentliche Sicherheit die Verwahrung des .... 
vermindert Zurechnungsfähigen in einer Anstalt, so ordnet sie das 
Gericht an. Das Gericht verfügt die Entlassung, wenn der Grund der 
Verwahrung weggefallen ist.“ 


h Siehe Seite 89. 
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VE 18 94. (Art. 8j Abs. 2). 

„War die geistige Gesundheit oder das Bewußtsein des Täters nur 
beeinträchtigt oder war er geistig mangelhaft entwickelt, so mildert 
der Richter die Strafe unbeschränkt“ (Art. 37 a. E.) 

Art. 10, Abs. 1 u. 3. 

„Erfordert die öffentliche Sicherheit die Verwahrung eines .... 
vermindert Zurechnungsfähigen in einer Heil- oder Pflegeanstalt, so 
ordnet sie das Gericht an. Ebenso verfügt das Gericht die Entlassung, 
wenn der Grund der Verwahrung weggefallen ist. 

Ist ein vermindert Zurechnungsfähiger zu Freiheitsstrafe verurteilt 
worden, und ist seine Strafzeit am Tage der Entlassung aus der Heil- 
und Pflegeanstalt noch nicht abgelaufen (Art. 43), so hat er den noch 
übrigen Teil der Strafe zu erstehen.“ 

Art 43, Satz 2. 

„Der Aufenthalt des Verurteilten in einer Heil- u. Pflegeanstalt 
wird ihm als Strafvollzug angerechnet.“ 

VE 1896. ' 

Art. 11, Abs. 2 = Art. 8, Abs. 2 VE 1894. Am Schlüsse: . . . 
„so mildert der Richter die Strafe nach freiem Ermessen“ (Art. 40, § 2). 

Art. 13 = Art. 10 VE 1894. 

Art. 46 = Art. 43 Ve 1894. 

VE 1903 (Art. 16, Abs. 2). 

„War die Fähigkeit des Täters, vernunftgemäß zu handeln, zur 
Zeit der Tat vermindert, war insbesondere die geistige Gesundheit oder 
das Bewußtsein des Täters wesentlich beeinträchtigt, so mildert der 
Richter die Strafe nach freiem Ermessen“ (Art. 50). 

Art. 17, Abs. 1 = Art. 10, Abs. 1 VE 1894. 

Art. 53, Abs. 2. 

„Dem Verurteilten, der in eine Heil- oder Pfegeanstalt eingewiesen 
ist, wird der Aufenthalt in derselben als Strafvollzug angerechnet.“ 

VE 1908 Art. 14, Abs. 2 = Art. 11, Abs. 2. VE 1896. 

Art. 16. 

„Gefährdet ein.vermindert Zurechnungsfähiger die öffent¬ 

liche Sicherheit oder das gemeine Wohl, und ist es notwendig, ihn in 
einer Heil- oder Pflegeanstalt zu verwahren, so ordnet das Gericht die 
Verwahrung an und stellt den Strafvollzug gegen den Verurteilten ein. 

Die kantonale Verwaltungsbehörde vollzieht den Beschluß des 
Gerichtes. 

Das Gericht hebt die Verwahrung auf, sobald der Grund der Ver¬ 
wahrung weggefallen ist. 

Das Gericht zieht Sachverständige bei.“ 

Art. 18. 

„Ist der Grund, der die Einstellung des Strafvollzuges gegen einen 
vermindert Zurechnungsfähigen veranlaßt hat, weggefallen, so entscheidet 
das Gericht, ob und inwieweit die Strafe noch zu vollziehen sei. 

Das Gericht zieht Sachverständige bei.“ 

Art. 57, Abs. 2 = Art. 53, Abs. 2 VE 1903. 
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VE 1 9 12 (Art. 16); VE 1 915 (Art. 14). 

„War der Täter zur Zeit der Tat in seiner geistigen Gesundheit oder 
in seinem Bewußtsein beeinträchtigt, oder geistig mangelhaft entwickelt', 
so daß die Fähigkeit, das Unrecht seiner Tat einzusehen oder dieser 
Einsicht gemäß zu handeln, herabgesetzt war, so mildert der Richter 
die Strafe nach freiem Ermessen“ (Art. 53). 

VE 1912 (Art. 17, Abs. 1); VE 1915 (Art. 15, Abs. 1). 

„Gefährdet der vermindert zurechnungsfähige Täter die öffentliche 
Sicherheit oder Ordnung, und ist es notwendig, ihn in einer Heil- und 
Pflegeanstalt zu bewahren, so ordnet der Richter die Verwahrung an 
und stellt den Strafvollzug gegen den Verurteilten ein.“ 

VE 1912 (Art. 18); VE 1915 (Art. 16). 

„Ist der Grund, der die Einstellung des Strafvollzuges gegen einen 
vermindert Zurechnungsfähigen veranlaßt hat, weggefallen, so entscheidet 
der Richter, ob und inwieweit die Strafe noch zu vollstrecken sei. Er 
zieht Sachverständige* bei. 

VE 1912 (Art. 18 bis); VE 1915 (Art. 18). 

„Die kantonale Verwaltungsbehörde vollzieht den Beschluß des 
Richters auf Verwahrung.vermindert Zurechnungsfähiger. 

Der Richter hebt die Verwahrung.auf, sobald der Grund 

der Maßnahme weggefallen ist. Er zieht Sachverständige bei.“ 

Die Bestimmungen über die Behandlung der gemeingefähr¬ 
lichen vermindert Zurechnungsfähigen sind, wie diejenigen über 
die Verwahrung der gemeingefährlichen Unzurechnungsfähigen, 
das Ergebnis der Beratungen der schweizerischen Irrenärzte ‘). 

Die Vorschrift des VE 1893, wonach bei Verwahrung des ver¬ 
mindert Zurechnungsfähigen die Strafe wegfallen soll, wurde von 
der Expertenkommission nicht gutgeheißen, da die Mehrheit der 
Kommission verlangte, daß der vermindert Zurechnungsfähige 
nach dem Maße seiner Zurechnungsfähigkeit bestraft werde 2 ). 
Nach allen VEE seit 1894 greift nun eine obligatorische Strafmilde¬ 
rung nach freiem Ermessen des Richters Platz, d. h. der Richter 
muß die Strafe mildern, ist dabei aber weder an Strafart noch an 
Strafmaß gebunden. 

Ein Antrag Zürcher 3 ), der Richter solle auf Verwahrung oder 
Versorgung eines vermindert Zurechnungsfähigen an Stelle der 
Strafe erkennen können, wurde von der Expertenkommission ab¬ 
gelehnt. 


’) v. Speyr, Versammlung der Schweiz. Irrenärzte 1893. These IV. Schw. 
Zschr. 7; 190. Siehe Seite 93 ff. 

*) Prot. Exp. Komm. 1893.1; 76, 80. 

*) Prot. Exp. Komm. 1893. I; 76. 
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Die Bestimmungen über Einweisung und Entlassung gemein¬ 
gefährlicher vermindert Zurechnungsfähiger stimmen mit denjenigen 
über Verwahrung von gemeingefährlichen Unzurechnungsfähigen 
überein '). 

Wichtig ist die Regelung in den VEE, wonach die Verwahrung 
des gemeingefährlichen vermindert Zurechnungsfähigen der even¬ 
tuellen Strafverbüßung auf alle Fälle voran gehen muß. Ein 
Antrag Thormann-), daß die Verwahrung nach Verbüßung der 
Strafe erfolgen solle, fand in der Expertenkommission von 1912 
kerne Zustimmung. Damit steht der VE in direktem Gegensatz 
zum DVE, GE und OeVE. 

Die Zeit der Verwahrung wird dem Verurteilten als Strafvoll¬ 
zug angerechnet. Wenn am Tage der Entlassung aus der Ver¬ 
wahrung die Strafzeit noch nicht abgelaufen ist, so hat der ver¬ 
mindert Zurechnungsfähige nach den VEE 1894, 1896 und 1903 
den Rest der Strafe auf alle Fälle noch zu erstehen. Dagegen 
bestimmen die VEE 1908, 1912 und 1915, daß der Richter nach 
dem Urteil von Sachverständigen entscheide, ob und inwieweit 
die Strafe noch zu vollstrecken sei. 

B. Die Behandlung der gemeingefährlichen verbrecherischen ver¬ 
mindert Zurechnunsfähigen nach den Strafgesetz-Vorentwürfen. 

Die Notwendigkeit besonderer strafrechtlicher Bestimmungen 
über die Behandlung der gefährlichen kriminellen vermindert 
Zurechnungsfähigen ist heute fast ausnahmslos anerkannt. Viel¬ 
umstritten ist dagegen die Frage nach der Art dieser Behandlung. 
Eine eingehende Darstellung aller Streitfragen und Reformvor¬ 
schläge liegt außerhalb des Rahmens der vorliegenden Arbeit 3 ). 
Wir werden daher nur diejenigen Gesichtspunkte hervorheben, 
welche auch heute noch im Hinblick auf die Regelung in den 
Strafgesetz-Vorentwürfen Bedeutung besitzen. 

1. Das Strafprinzip. 

Auch der vermindert zurechnungsfähige Verbrecher ist strafbar, 
weil er zurechnungsfähig ist. Er ist aber milder zu bestrafen, 
weil infolge des anomalen Geisteszustandes seine Schuld eine 
geringere ist. 

’) Siehe Seite 90 fl. 

4 ) Prot. Exp. Komm. 1912. I; 136, 

Zusammenstellungen u. a. bei Kahl, VE. Allg. Teil I; 1 ff. GottschaJk, 
Materialien. Ml KV. Bd. II, Beilage. 
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Dies ist der Standpunkt der klassischen Schule. Alle geltenden 
Gesetzgebungen, soweit sie überhaupt die verminderte Zurechnungs¬ 
fähigkeit berücksichtigen, und alle Strafgesetz-Vorentwürfe haben 
diesen Grundsatz aufgenommen. Durch eine logisch richtige 
Deduktion ist man aber in vielen Fällen in praxi zu einem gänz¬ 
lich unbefriedigenden Resultat gelangt. „Der Fehler liegt“, wie 
Wüst 1 * ) richtig erkannt hat, „nicht darin, daß grundsätzlich den 
Vermindertzurechnungsfähigen weniger Willensschuld und damit 
eine mildere Strafe zuerkannt wird, sondern darin, daß die gegen¬ 
wärtige Gesetzgebung dieser Strafmilderuug auf keine andere Weise 
Ausdruck zu geben vermag als dadurch, daß sie die zeitliche 
.Freiheitsstrafe verkürzt.“ 

Die obligatorische Strafmilderung ist die notwendige 
logische Konsequenz des Schuldgedankens im Strafrecht. „Der 
vermindert Zurechnungsfähige hat einen Anspruch auf Strafmilde¬ 
rung, denn seine Schuld ist ja in jedem Falle gemindert“ 
Dieser Grundsatz, der auch in den Strafgesetz- Vorentwürfen mit 
Ausnahme des GE Aufnahme gefunden hat, wird in den meisten 
Fällen zum richtigen Ziel führen. „Es gibt aber auch vermindert 
zurechnungsfähige Individuen, bei denen ein« psychopathische 
Eigenart mit einem moralischen Defekt verbunden ist, wo eine gut 
vollzogene Strafe die beste Art der Behandlung sein kann,. . . . 
Greift nun in diesen Fällen, in denen eine energische Strafe erwünscht 
sein kann, wegen der verminderten Zurechnungsfähigkeit automatisch 
eine noch mildere Strafe Platz, so wird unter Umständen eine ganz 
kurze Freiheitsentziehung resultieren, die bei den betreffenden 
Menschen schlechter wirken kann als eine längere oder gar keine 3 * ).“ 

Wir stehen auf dem gleichen Standpunkt, indem wir noch auf 
die kantonalen Gesetzgebungen hinweisen, welche heute schon 
eine fakultative Strafmilderung.kennen J ). 

* Die ausländischen Strafgesetz-Vorentwürfe schreiben für die 
Strafmilderung bestimmte Maße vor 5 ). Der VE hingegen stellt 
das Maß der Strafmilderung in das Ermessen des Richters. 
Man hat gefunden, daß dieses unbeschränkte richterliche Milde¬ 
rungsrecht zu einer Rechtsverschiedenheit und Willkür führen müsse, 


1 ) Wüst, 204. 

*) Kahl, 27. DJT. I;229. 

3 ) Maier, Schw. Zschr. 26; 298. Gleicher Ansicht auch Kahl, VD. Allg. Teil 
I; 73. Delaquis, Vhdlg. SJV. 1913.1; 99. 

'•) Siehe Seite 107/108. 

Kahl, 27, DJT. 1; 226 ff. 
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welche mit den Zwecken der Strafrechtspflege unvereinbar sei. 
Wir sind aber im Gegenteil mit Hafter 1 ) der Ansicht, daß nur 
die Weite des Strafrahmens, wie sie der VE vorsieht, die Gewähr 
für die Möglichkeit einer individuell angepaßten Strafzumessung 
bietet. 

II. Das Sicherungsprinzip. 

In einzelnen Fällen kann die kurze Freiheitsstrafe genügen. 
Meistens aber wird damit weder den Interessen der Gesellschaft 
noch denjenigen des Delinquenten in richtigem Maße Rechnung 
getragen. 

Die praktischen Erfahrungen haben mit aller Deutlichkeit 
gezeigt, daß sehr viele kriminelle vermindert Zurechnungsfähige 
gerade infolge ihres abnormen Geisteszustandes eine g^pz beson¬ 
dere soziale Gefährlichkeit besitzen. Mit der Verhängung einer 
kurzen Strafe erreicht man deshalb nichts weiter, als daß solche gefähr¬ 
liche \Aerbrecher um so -eher wieder auf die Gesellschaft losgelassen 
werden. Wo bleibt da der Zweck des Rechtsgüterschutzes? 

Die kurze Freiheitsstrafe ist aber auch hinsichtlich ihrer Wirkung 
auf den kriminellen vermindert Zurechnungsfähigen ganz unge¬ 
nügend, denn mit der Aussicht auf eine mildere Bestrafung wird 
ja die abschreckende Wirkung der Strafdrohung ausgeschaltet. 

Die Tendenz der neueren Entwicklung geht daher auf eine immer 
stärkere Zurückdrängung der Strafe im hergebrachten Sinne und 
ihre Ersetzung oder Ergänzung durch wirksamere Mittel. 

Der VE 1893 (Art. 9) erklärte ausdrücklich, daß die Strafe 
wegfalle, wenn der vermindert zurechnungsfähige Täter verwahrt 
oder versorgt werde. „Ist die Einweisung eines Kranken in eine 
Irrenanstalt wegen Gemeingefährlichkeit geboten, so soll der Richter, 
auch wenn nur verminderte Zurechnungsfähigkeit vorliegt, von 
einer Bestrafung absehen. Gemeingefährliche Geisteskranke ge¬ 
hören nicht in Strafanstalten“ 2 ). Aus dieser Erkenntnis heraus hat 
denn auch Zürcher 3 ) in der Expertenkommission von 1893 den 
förmlichen Antrag gestellt, es solle der Richter auf Verwahrung oder 
Versorgung eines vermindert Zurechnungsfähigen an Stelle der 
Strafe erkennen können. Er ist aber mit seinem Antrag unterlegen. 

Der Grundgedanke der reinen Sicherungsmaßnahme bei ver¬ 
mindert Zurechnungsfähigen ist besonders energisch von Bleuler 4 ) 

’) Haftex, Mschr. 1; 81. 

s ; Stooß, Mot. 1893. 24 

3 ) Prot Exp. Komm. 1893. 1; 76. 

Bleuler, Mschr. 1;94. 

Archiv für Kriminologie. 70. Bd. 8 


Digitized by 


Go», igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



114 


Adolf Asper 


vertreten worden: „Vermindert Zurechnungsfähige sind Kranke, also 
behandeln wir sie als krank. Wir schützen die Gesellschaft vor 
ihnen, wir verzichten auf die Sühne. Sie sind genug bestraft durch 
die dauernde Einsperrung oder wenigstens Überwachung. Man 
soll überhaupt niemandem ein Mehr von Leid zufügen als nötig.“ 

Auch wir sind der Ansicht, daß dies die prinzipiell richtige 
Lösung sei >). Allein ihrer praktischen Durchführung stellen sich 
schwerwiegende Bedenken entgegen. Wie v. Liszt 2 ) richtig aus¬ 
führt, würde das Rechtsbewußtsein des Volkes, das in seiner Mehr¬ 
heit Bestrafung des Täters verlangt, durch eine Freisprechung schwer 
verletzt werden. Man wird eben die Möglichkeit nicht übersehen 
dürfen, daß auch gemeingefährliche vermindert Zurechnungsfähige 
durch eine relativ kurze Heilbehandlung wiederhergestellt werden 
können. Wenn nun ein vermindert Zurechnungsfähiger, der wegen 
eines schweren Verbrechens, z. B. wegen Mordes, zu mehrjäriger 
Zuchthausstrafe verurteilt worden ist, und dessen Gefährlichkeit 
Verwahrung in einer Irrenanstalt erfordert, schon nach wenigen 
Monaten als, geheilt entlassen und auf freien Fuß gesetzt würde, 
so wäre damit das öffentliche Rechtsbewußtsein auf das schwerste 
verletzt. 

Dieser Tatsache hat auch der Gesetzgeber Rechnung zu trägen, 
oder, wie Forel 3 ) meint, „dem herrschenden Unverstand noch 
einen starken Brocken zur Stillung seiner Gefühle und Leiden¬ 
schaften hinzuwerfen.“ Er hat dies denn auch getan und in den 
VEE seit 1894 in einer Verbindung von Strafe undsM eine 
praktische Lösung gefunden, welche die Anhänger der verschiedenen 
strafrechtlichen Theorien befriedigen kann. 


m. Strafe und Sicherung. 

1. Das Nebeneinander von Strafe und Sicherung. 

Delbrück 4 ) und besonders Kahl 5 ) hat vorgeschlagen, für 
die gemeingefährlichen kriminellen vermindert Zurechnungsfähigen 
besondere zentrale, dem Strafvollzug und der Verwahrung dienende 

') Gleicher Ansicht auch: Delaquis, Vhdlg SJV. 1913. I; 103/104. Frank. 
Schw. Zschr. 19; 416. 

*) v. Liszt, Mschr. 1; 14. Anderer Ansicht: Bleuler, Mschr. 1; 95. Longard, 
Mschr. 3, 101. 

*) Forel, Mschr. 1; 237. 

*) Delbrück, MIKV. 10; 646 

& ) Kahl, 27 DJT. I; 235 ff. 247 (These IV). 
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Sicberungsanstalten zu errichten, die unter gemeinsamer Leitung 
von Strafanstaltsbeamten und Ärzten stehen würden. Der Straf¬ 
charakter soll innerhalb der Dauer der richterlich anerkannten 
Freiheitsstrafe durch Kleidung, Energie des Arbeitszwanges und 
straffe Disziplin markiert werden. Nach Abbüßung der Strafe 
bleibt der vermindert Zurechnungsfähige in der Sicherungsanstalt 
bis zum Wegfall seiner Gemeingefährlichkeit. 

Dieses Projekt hat keinen großen Anklang gefunden. Und 
mit Recht Ein solches Zwitterding zwischen Strafanstalt und Irren¬ 
anstalt scheint uns praktisch ganz unmöglich. 

Entweder herrscht der Charakter der Strafanstalt vor. Dann 
wird auch die zwangsmäßige weitere Internierung am gleichen 
Orte, wo der vermindert Zurechnungsfähige seine Strafe verbüßt 
hat, sowohl von diesem als auch vom Volke als ein bitteres Un¬ 
recht empfunden werden. Man würde damit geradezu indirekt ein 
zeitlich unbegrenztes Strafurteil schaffen. 

Oder es überwiegt der Sicherungscharakter. Dann ist nicht 
recht einzusehen, weshalb der Sühnezweck der Strafe, die ja in 
Wirklichkeit doch nur Sicherung ist, noch durch eine Art Schein¬ 
strafe markiert werden soll l ). 

2. Das Nacheinander von Strafe und Sicherung, 
a) Das zeitliche Vorangehen der Strafe. 

DeT DVE, GE und OeVE bestimmen, daß die Verwahrung 
des gemeingefährlichen vermindert Zurechnungsfähigen nach ver¬ 
büßter Freiheitsstrafe einsetzt 2 ), ln der Begründung zum 
DVE 3 ; wird ausgeführt, dies entspreche dem Verhältnis der Strafe 
zur Sicherung: „Die sM soll und kann gegenüber dem strafrechtlich 
verantwortlichen Minderwertigen erst dann vollzogen werden, 
wenn dem Strafanspruch genügt ist.“ 

Dieser Grundsatz mag ja allerdings in der Lehre der Ver¬ 
geltungsstrafe begründet sein. Wir können ihm aber gleichwohl 
nicht zustimmen. „Sobald nämlich der vermindert Zurechnungs¬ 
fähige die vom Richter zudiktierte Strafe mit gesunden Delin¬ 
quenten zusammen im Zuchthaus oder Gefängnis zu Ende ab- 


') Gleicher Ansicht: Delaquis, Vhdlg, SJV. 1913, t, 109/110. 

Siehe auch Antrag Thormann, zu Art. 18, Prot. Exp. Komm. 1912 7 l, 136. 
Begründung zum DVE 239. (Der Hinweis der Begründung auf Wüst, 76 
paßt nicht, da dieser im Gegenteil das zeitliche Vorangehen der sM für 
licbüg hält) 

8 * 
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gesessen hat, so wird weder er noch seine Familie noch die 
Mehrzahl der Bevölkerung begreifen, daß man das Recht hat, 
ihn direkt von seiner Strafe weg, ohne daß neue Beweise seiner 
Gemeingefährlichkeit vorliegen, auf unbestimmte Zeit in eine 
Irrenanstalt einzusperren. Durch solche Maßnahmen würde man 
diese Menschen begreiflicherweise reizen, die Neigung zum Quäru- 
lieren und den Glauben an ihr unschuldiges Verfolgtwerden förm¬ 
lich großziehen. Diese Elemente würden die schlimmsten Hetzer 
in den Anstalten werden, die überall und flicht ganz ohne Recht 
Verfechter ihrer Klagen finden würden. Ihnen gegenüber, wäre 
Ordnung seitens der Ärzte kaum aufrechtzuerhalten. Da nun 
aber jeder vermindert Zurechnungsfähige, wenn auch noch so 
milde, verurteilt werden muß, so wäre die Folge davon, daß die 
Einweisung in eine Anstalt nach der Strafe praktisch nicht durch¬ 
geführt oder aufrechterhalten werden könnte. So würde man 
sich daran gewöhnen, von ihrer Anordnung überhaupt meist ab¬ 
zusehen, und damit wären wir wieder auf dem höchst unzweck¬ 
mäßigen Standpunkt von heute: die Annahme der verminderten 
Zurechnungsfähigkeit hätte einfach die Konsequenz der milderen 
Bestrafung“ 1 ). Man wird überhaupt den schädigenden Einfluß 
des harten und straffen Strafanstaltsbetriebes nicht unterschätzen 
dürfen 2 ). 

b) Das zeitliche Vorangehen der Sicherung. 

Der VE hat unserer Meinung nach die praktisch richtige 
Lösung gefunden, indem er bestimmt, daß die Verwahrung des 
gemeingefährlichen vermindert Zurechnungsfähigen der Strafvoll¬ 
streckung Vorgehen solle. Der Schutz der Gesellschaft vor dem 
gefährlichen Täter ist wichtiger als. die Vergeltung der Schuld 
durch die Strafe. Der gefährliche vermindert Zurechnungsfähige 
ist ein Kranker, dessen Gefährlichkeit zum großen Teil in seiner 
Krankheit begründet ist. Wir werden deshalb dem Schutzanspruch 
der Gesellschaft am besten dadurch gerecht, wenn wir versuchen, 
mit der Heilung der Geistesstörung auch die bestehende Gemein¬ 
gefährlichkeit des Delinquenten zum Verschwinden zu bringen. 
Aus diesem Grunde sind wir, im Gegensatz zu Delaquis 3 ), der 
Ansicht, daß auch der gemeingefährliche, aber nicht anstalts- 

') Maier, Schw. Zschr. 26, 299/300. 

a ) Bleuler, Mschr. 1, 94. Hürbin, Prot Exp. Komm. 1893, I, 77, 79. 
Zürcher, Prot. Exp. Komm. 1912, I, 137/138. 

> Delaquis, Vhdlg. SJV. 1913, I, 108 109. 
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gefährliche vermindert Zurechnungsfähige nicht dem gewöhnlichen 
Strafvollzug anvertraut werden kann, solange seine Gefährlich-' 
keit noch besteht. 

v. Liszt 1 ) und Hafter 2 ) unterscheiden zwei Gruppen von 
gemeingefährlichen vermindert Zurechnungsfähigen; straf fähige, 
bei denen die Strafvollstreckung ohne nachteiligen Einfluß ist, 
und nichtstraffähige, die einen nachteiligen Einfluß der 
Strafe befürchten lassen. Beim straffähigen vermindert Zurech¬ 
nungsfähigen soll dann mit der Strafvollstreckung, beim nicht- 
straffähigen mit der Verwahrung begonnen werden. 

Wir können uns dieser Ansicht nicht anschließen. Wenn es 
auch vereinzelte Fälle geben mag, bei welchen die Freiheits¬ 
strafe keinen ungünstigen Einfluß auf den Geisteszustand des 
Verurteilten ausübt, so scheint uns doch die sofortige Verwahrung 
zweckmäßiger zu sein. Denn wenn ein vermindert Zurechnungs¬ 
fähiger infolge seines Geisteszustandes derart gemeingefährlich 
ist, daß er verwahrt werden muß, so sollte diese sM unverzüg¬ 
lich ausgeführt werden. „Personen, die wegen ihres Geisteszu¬ 
standes unter ärztlicher Aufsicht zu verwahren sind, gehören, so¬ 
lange dieser Zustand andauert, nicht in eine Strafanstalt“ 3 ). 

o Die Anrechnung der Zeit der Verwahrung auf die Strafzeit. 

ln den frühem Fassungen des VE wird vorgeschrieben, daß 
die Zeit der Verwahrung auf die Strafzeit anzurechnen sei. Noch 
weiter geht der VE 1908, indem er neben der obligatorischen 
Absorption der Strafvollstreckung durch die Verwahrung (Art. 57, 
Abs. 2) dem richterlichen Urteil überläßt, ob und inwieweit 
der übrigbleibende Teil der Strafe noch zu vollstrecken sei 
(Art. 18). 

Die Regelung des VE 1908 scheint uns die beste Lösung 
zu sein. Die Zeit der Verwahrung soll als Strafvollzug ange¬ 
rechnet werden. Auch die Verwahrung ist zwangsmäßige Frei¬ 
heitsentziehung, und der Verwahrte wird die sM in den meisten 
Fällen auch als eine Art Strafe empfinden. Es wäre nun unbillig, 
wenn er nach der Entlassung aus der Heil- und Pflegeanstalt 
noch die ganze urteilsmäßig bestimmte Strafzeit abbüßen müßte. 


’) v. Liszt, Mschr. 1, 14. 
*) Hafter, Mschr. 1, 89. 
*) StooB, DJZtg. 9, 665. 
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Nach Art. 18 kann der Richter bestimmen, ob und inwieweit 
die Strafe noch zu vollziehen sei. Auch diese Vorschrift erscheint 
uns richtig, denn mit dem sofortigen Vollzug der Strafe nach der 
Entlassung aus der Heilanstalt würde oft der ganze Erfolg der 
irrenärztlichen Behandlung in Frage gestellt. In der Regel wird 
ja die Verwahrung so lange dauern, daß der Strafvollzug ganz 
dahinfällt. 

Aus den angeführten Gründen müssen wir daher die Regelung 
in den VEE 1912 und 1915, bei denen die obligatorische An¬ 
rechnung der Verwahrungszeit auf die Strafe fallen gelassen 
wurde 1 ), als einen Rückschritt betrachten 2 ). 


IV. Die praktische Durchführung des Strafvollzuges. 

Die Strafgesetz-Vorentwürfe, welche die Verwahrung des ge¬ 
meingefährlichen vermindert Zurechnungsfähigen erst nach der 
Verbüßung der Strafe eintreten lassen, sehen für die letztere eine 
besondere Art der Durchführung vor: 

DVE (§ 63, Abs. 3), GE (§ 13, Abs. 3). 

„Freiheitsstrafen sind an den nach Abs. 2 Verurteilten unter Be¬ 
rücksichtigung ihres Geisteszustandes, und soweit dieser es erfordert, 
in besondern, für sie ausschließlich bestimmten Anstalten oder Ab¬ 
teilungen zu vollstrecken.“ ^ 

OeVE (§ 4). 

„Hat der Täter eine Freiheitsstrafe verwirkt, deren Vollzug in 
ihrer regelmäßigen Art seinen Zustand verschlimmern würde, so ordnet 
das Gericht an, daß die Strafe nach den der Eigenart solcher Personen 
angepaßten Vorschriften vollzogen werde. Der Vollzug solcher Strafen 
findet in einer besondern Strafanstalt oder in einer besondern Ab¬ 
teilung einer Strafanstalt oder eines Gefangenenhauses statt.“ 

Der Grund einer derartigen Individualisierung des Strafvoll¬ 
zuges liegt in der Erkenntnis, daß der reguläre Strafvollzug in 
vielen Fällen auf den geistigen Zustand des vermindert Zurech¬ 
nungsfähigen einen ungünstigen Einfluß ausübt 8 ). Für die Aus¬ 
gestaltung dieses speziellen Strafvollzuges finden sich in der 
Literatur die verschiedensten Vorschläge. Die einen fordern be- 


’i VE 1912. Art. 30, Ziffer 1 bezieht sich nur noch auf den Fall, wo der 
Verurteilte wahrend des Strafvollzuges in eine Heil- und Pflegeanstalt ein¬ 
gewiesen wird. 

*) Gleicher Ansicht: Maler, Schw. Zschr. 26, 300/301. Delaquis, Vhdlg. 
SJV. 1913, I, 106. 

3 > Begründung zum DVE. 232/233. 
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sondere zentrale Spezial an st alten 1 ), die andern besondere 
Adnexe an Strafanstalten 2 ). 

Ein solches Mittelding zwischen Krankenhaus und Zuchthaus 
oder Gefängnis, in welchem zwar der Strafcharakter vorherrschen, 
der Vollzug aber unter ärztlicher Leitung erfolgen soll, halten wir 
mit Hafter 3 ) für eine Utopie, denn wie soll das Strafprinzip 
verwirklicht werden können, ohne den irrenärztlichen Grundsätzen 
zu widerstreiten? 

Überdies besitzt die Frage nach einem speziellen Strafvollzug 
für gemeingefährliche vermindert Zurechnungsfähige besonders in 
der Schweiz keine große Bedeutung. 

Der VE fixiert primär den Vollzug der Verwahrung. Erst 
wenn der Grund der Verwahrung — in der Regel die durch die 
Geisteskrankheit bedingte Gemeingefährlichkeit — weggefallen 
ist, entscheidet der Richter unter Beiziehung von Sachverständigen, 
ob und wieweit die Strafe noch zu vollstrecken sei. Man wird mit 
Sicherheit annehmen können, daß der Richter nur dann zu dieser 
Maßregel greifen wird, w'enn er auf Grund der Expertengutachten 
zur Überzeugung gelangt, daß der vermindert Zurechnungsfähige 
derart geheilt ist, daß er auch im geordneten Strafvollzug ohne 
eine erneute Verschlimmerung seines Geisteszustandes auszu¬ 
halten vermag. 

V. Die praktische Durchführung der Sicherung. 

Während der OeVE (§ 37) für die Verwahrung von gemein¬ 
gefährlichen vermindert Zurechnungsfähigen besondere staatliche 
Anstalten oder besondere Abteilungen der „staatlichen Anstalten 
für verbrecherische Irre“ fordert, sprechen der VE, DVE und GE 
ganz allgemein von „Heil- und Pflegeanstalten“, ohne sie näher 
zu umschreiben. Man ist deshalb über Art und Charakter dieser 
Anstalten vielfach noch recht im unklaren. 

1. Die Spezialanstalt. 

Für die Verwahrung von gemeingefährlichen vermindert Zu¬ 
rechnungsfähigen sind von den verschiedensten Seiten Spezial- 

') U. a. Delbrück, Mschr. 1, 123. Lenz, Z. f. schw, R. 18, 706, 715. 
i These VI», 783. 

*) Leppmann. 27 DJT. 1; 148. Lütschg, Mschr. 7; 402. 

3 ) Hafter, Mschr. 1, 82. Gleicher Ansicht auch: Delaquis, Vlidlg, SJV. 
1913, 1, 106- Ho ege 1. Mschr. 1, 339. Longa rd, Mschr. 3, 98, 105. 
Wüst, 220ff. 
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anstalten, teils als besondere Zentralanstalten>), teils 
als Adnexe zu Strafanstalten 2 ) gefordert worden. 

Wir können diesen Vorschlägen nicht beipflichten. Bezüglich 
der Errichtung besonderer Zentralanstalten verweisen wir auf 
unsere früheren Ausführungen über die Kriminalirrenasyle 3 ), welche 
mutatis mutandis auch für die vermindert Zurechnungsfähigen 
Geltung beanspruchen. 

Sicher ist auch, daß der Vorschlag zur Errichtung von Ad¬ 
nexen an Strafanstalten dem Geiste des VE widerspricht 4 ). Dieser 
verlangt ausdrücklich die Verwahrung in „Heil- und Pflegean¬ 
stalten“. Es scheint uns ganz unmöglich, eine sM wie die Ver¬ 
wahrung des gefährlichen vermindert Zurechnungsfähigen in einem 
Strafanstaltsadnex praktisch durchzuführen, ohne daß sie vom 
Verwahrten und sicher auch vom ganzen Volke als Strafe mit 
unbestimmtem Strafmaß empfunden würde. 

Staatsanwalt Zürcher hat vorgeschlagen 1 ), die gemeingefähr¬ 
lichen vermindert Zurechnungsfähigen auch in den Verwahrungs¬ 
anstalten für Gewohnheitsverbrecher, wie sie der VE 
vorsieht, zu internieren. Wir sind zwar ganz seiner Ansicht, daß 
sich in dieser Verwahrungsanstalt in Wirklichkeit keine oder nur 
wenige Gesunde befinden werden, da auch in der Regel der 
Gewohnheitsverbrecher ein vermindert Zurechnungsfähiger sein 
wird. Wir müssen aber darauf hinweisen, daß dieser Vorschlag 
dem Geiste des VE nicht gerecht wird, da dieser den Gewohn¬ 
heitsverbrecher als zurechnungsfähig betrachtet und somit deut¬ 
lich vom vermindert Zurechnungsfähigen unterscheidet. Aber auch 
aus praktischen Erwägungen heraus können wir diesem Vorschlag 
nicht beistimmen. Der VE verlangt, daß der in die Verwahrungs¬ 
anstalt Einzuweisende schon „viele Freiheitsstrafen“ erstanden 


*) Hafter, Mschr. 1, 88. Forel, Mschr. 1, 237. Delaquis, Vhdlg. SJV, 
1913, I, 117/118; III, 261. Gabuzzi, Prot. Exp. Komm. 1912, II, 80. Vhdlg. 
SJV. 1913; III, 268; Kahl, VD. Allg. Teil. I, 75/76. 27. DJT. I, 235 ff., 247. 
Verein schweizerischer Irrenärzte, Abänderungsvorschläge zum VE. 
Zusatz zu Art. 17, 44. Jahresversammlung (1911) 45. Deutscher Verein f. 
Psychiatrie, Bemerkungen zum DVE. 34, 47. 

*) Lütschg, Mschr. 7, 403. Delaquis, Vhdlg. SJV. 1913, 1, 117/118; 
III, 361. Wettstein, Vhdlg. SJV. 1913; III, 286. Schweiz. Juristenverein, 
These VI. Vhdlg. SJV. 1913. III, 292. 

3 ) Siehe Seite 97 ff. 

4 ) Anderer Ansicht: Delaquis, Vhdlg SJV. 1913. I, 116/117. 
a ) Zürcher, Vhdlg. SJV. 1913; III, 280. 
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habe. Diese Verwahrungsart könnte demnach nur ganz aus¬ 
nahmsweise“^ den gemeingefährlichen vermindert Zurechnungs¬ 
fähigen in Frage kommen, denn die Bestimmungen des VE sollen 
eben verhüten, daß ein vermindert Zurechnungsfähiger zuerst 
10—12 mal ins Zuchthaus gesteckt wird, bis man endlich seine 
Gefährlichkeit erkennt und die geeigneten Maßnahmen trifft, um 
ihn dauernd unschädlich zu machen. 

2. Die Unterbringung in den Irrenanstalten bezw. Be¬ 
wahrungshäuser ru 

Wir sind der Ansicht, daß es auch in Zukunft möglich sein 
wird, die gemeingefährlichen kriminellen vermindert Zurechnungs¬ 
fähigen mit den Unzurechnungsfähigen zusammen in den be¬ 
stehenden ‘ Irrenanstalten zu verwahren 1 )- Man wird auch hier 
mit der Tatsache rechnen können, daß die Mehrzahl der vom 
Richter für gemeingefährlich erklärten vermindert Zurechnungs¬ 
fähigen im Anstaltsbetriebe ganz ungefährlich sind, und man bei 
entsprechender irrenärztlicher Behandlung ganz gut mit diesen 
Kranken auskommen kann. 

Die anstaltsgefährlichen vermindert Zurechnungsfähigen da¬ 
gegen gehören mit den übrigen anstaltsgefährlichen Geisteskranken, 
auch den nichtkriminellen, zusammen in das Bewahrunghaus, 
dessen charakteristische Merkmale in Bau und Betrieb wir schon 
früher beschrieben haben 2 ). 

Die Bedenken, welche Delaquis 3 ) gegen eine gemeinsame 
Verwahrung von vermindert Zurechnungsfähigen und Unzurech¬ 
nungsfähigen geltend macht, halten wir nicht für richtig. Sowohl 
beim Unzurechnungsfähigen als auch beim vermindert Zurech¬ 
nungsfähigen liegt ja die Gemeingefährlichkeit zum größten Teil 
in seiner Geisteskrankheit begründet. Wir können daher nicht 
einsehen, weshalb diese beiden Gruppen von Delinquenten bei 
der Durchführung der Verwahrung, d. h. der sM, welche die 
Hebung des durch die Geisteskrankheit bedingten gefährlichen 
Zustandes bezweckt, nach rein formalistischen Gesichtspunkten 
scharf geschieden werden sollen. 

') Gleicher Ansicht: Maier, Schw. Zschr. 26, 299. SJZtg. 9, 300. Kräpelin, 
Mschr. 1, 488. Zürcher, BB. 201. 

*) Siehe Seite lOOff. Gleicher Ansicht: Maier, SJZtg. 9, 301. Lisibach 46 
(These III). 

*) Delaquis, Vhdlg SJV. 1913, I, 110. 
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Anhang. 

Die Behandlung der moralisch Defekten. 

Zum Schluß, wollen wir noch kurz auf die Behandlung der 
moralisch Defekten hinweisen. Der Standpunkt der Straf- 
gesetz-Vorentwürfe geht im allgemeinen dahin, den moralischen 
Defekt (moral insanity), d. h. den angebornen Zustand, der durch 
das Fehlen der moralischen Gefühle charakterisiert wird, unter 
den juristischen Begriff der Zurechnungsfähigkeit zu subsumieren, 
wenn er nicht mit andern psychischen Störungen verbunden ist 1 ). 
Der VE 1912 sieht in Art. 31 für diese ethisch minderwertigen 
Menschen neben der regulären Strafe die Verwahrungsanstalt 
für Gewohnheitsverbrecher vor. Diese Einreihung des 
moralisch defekten Verbrechers unter die Gesunden entspricht 
durchaus der herrschenden Volksauffassung 2 ). 

6. Abschnitt. 

Die praktische Ausgestaltung der sichernden Maß¬ 
nahmen gegenüber gemeingefährlichen verbrecherischen 
Geisteskranken nach den schweizerischen Strafgesetz- 

Vorentwürfen. 

A. Der Vollzug der sichernden Maßnahmen. (Bund und Kantone.) 

1. Die Kostentragung für die Durchführung der sichernden Maß¬ 

nahmen. 

Wie wir schon früher ausgeführt haben 3 ), wird die praktische 
Wirksamkeit der Verwahrung eines gemeingefährlichen Geistes¬ 
kranken im geltenden Recht häufig deshalb in Frage gestellt, 
weil die Zahlungspflichtige Behörde unter den verschiedensten 
Ausflüchten sich einfach weigert, die Internierungskosten zu be¬ 
zahlen. 

Der VE selbst enthält keine besondere Bestimmung, daß der 
Staat zur Tragung der Kosten verpflichtet sein solle. Dies scheint 
uns auch ganz unnötig, denn die gesetzlichen Vorschriften über 
die Verwahrung gemeingefährlicher Geisteskranker können unserer 
Meinung nach nur in dem Sinne aiisgelegt werden, daß der 
Staat selbst für die Kosten aufzukommen hat. Es handelt sich 

M Maler, SJZtg. 1913, 301. Gehry, SJZtg. 1912, 345. Jung, Mschr. 

2, 696. Literatur bei Delaquis, Vhdlg. SJV. 1913, I, 61 ff. 

2 ) Beispiel eines moralisch Defekten siehe Fall 7. 

3 ) Siehe Seite 86. 


GOk 'gle 


Original fro-m 

UMIVERSITY OF MICHIGAN 




Sicherung der Gesellschaft vor gemeingefähri. verbrecherischen Geisteskranken 123 

^ ‘ i . i ' '■ ■ ‘ •' ’ ••• • ' \ - v/ ; ; ■: 

um den Vollzug einer richterlichen Verfügung, die den Geistes¬ 
kranken für unbestimmte Zeit seiner persönlichen Freiheit beraubt, 
und die eine Sicherung der Gesellschaft zum Zwecke hat. Der 
Staat, der durch den Richter diese Maßnahme ausspricht, soll 
konsequenterweise auch die Kosten für die Durchführung über¬ 
nehmen l ). 

Diesen Grundsatz glauben wir auch aus Art. 396 des VE 1915 
entnehmen zu können. Dieser Artikel schreibt vor, daß däs 
kantonale Recht bestimmt, wer die Verpflegungskosten eines 
nicht gemeingefährlichen Unzurechnungsfähigen oder vermindert 
Zurechnungsfähigen -) zu tragen hat. Damit ist indirekt ausge¬ 
sprochen, daß der Staat eo ipso die Verwahrungskosten für 
die gemeingefährlichen Unzurechnungsfähigen und vermindert Zu¬ 
rechnungsfähigen übernimmt. 

Von psychiatrischer Seite sind wir auf die Schwierigkeiten 
aufmerksam gemacht worden, welche sich einer allgemein be¬ 
friedigenden Regelung der Kostentragung auch in Zukunft ent¬ 
gegenstellen werden. Es wird Vorkommen, daß gewissenlose 
Angehörige oder Gemeindebehörden mit der Internierung eines 
gemeingefährlichen Geisteskranken zuwarten, bis dieser ein 
Delikt begangen hat, und der Staat für die Kosten der Verwahrung 
aufkommen muß. Den Kantonen soll aber überlassen sein, diesem 
Unfug zu steuern und eventuell in den kantonalen Einführungs¬ 
gesetzen zum Strafgesetzbuch die Zahlungspflicht genau zu 
fixieren. Auf jeden Fall muß der Staat dafür haften, daß die 
Kosten für die Verwahrung aut irgend eine Weise sichergestellt 
werden; die Kostenfrage soll niemals die Ursache dafür sein 
dürfen, daß ein gemeingefährlicher krimineller Geisteskranker 
wieder auf die Gesellschaft losgelassen wird. 

Bund und Kantone. 

Der Artikel 64 bis der Bundesverfassung bestimmt: „Die Or¬ 
ganisation der Gerichte, das gerichtliche Verfahren und die Recht¬ 
sprechung verbleiben wie bis anhin den Kantonen.“ 

Die Kantone haben daher die Kosten zu tragen für den Vollzug 
der Urteile auf Strafe oder sM, die von den kantonalen Ge¬ 
richten ausgefällt wurden. 

'} Gleicher Ansicht: Wtist, 71,72. 

*) Den Unterschied zwischen Verwahrung und Versorgung siehe Text 
and Marginale der Art, 13 u. 15 VE 1915. i 
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Der Bund hingegen wird die Kosten der von den Bundes¬ 
strafbehörden ausgefällten Urteile übernehmen 1 ). 

II. Die Bereitstellung der Heil* und Pflegeanstalten. 

Die Vorschriften des VE über die sM gegenüber gemeingefähr¬ 
lichen Geisteskranken können nur dann richtig ausgeführt werden, 
wenn die dazu notwendigen Anstalten in genügender Zahl vor¬ 
handen sind. Die Kantone können nun auf drei verschiedene Arten 
diese Forderung erfüllen: 

1. Jeder Kanton schafft für seine eigenen Bedürfnisse die 
nötigen Einrichtungen. 

2. Die Gesamtheit der Kantone oder Gruppen von Kantonen 
einigen sich über die Einrichtung gemeinsamer, interkantonaler 
Anstalten. 

3. Diejenigen Kantone, welche heute schon zum Vollzug der 
sM brauchbare Irrenanstalten besitzen, nehmen aus den anstalts¬ 
losen Kantonen die Eingewiesenen als Pensionäre auf. 

Das unter erstens erwähnte System kann in praxi nicht in Frage 
kommen, denn die Zahl der zu Verwahrenden ist in den einzelnen 
Kantonen nicht groß genug, um die Errichtung von kostspieligen 
Anstalten in jedem Kanton zu rechtfertigen. Manche Kantone 
wären auch finanziell zu schwach, um derartige Anstalten zu 
schaffen, die kaum und zeitweise gar nicht gebraucht würden. Die 
natürlichste Lösung scheint uns das unter drittens erwähnte Pen¬ 
sionssystem zu bieten. Wie die Expertenkommission für Straf¬ 
vollzug (Subkommission B) festgestellt hat, genügen die heute 
schon bestehenden Irrenanstalten für die Unterbringung der ge¬ 
meingefährlichen kriminellen Geisteskranken auch mit Hinsicht 
auf die Anforderungen des VE. Die Kantone, die keine eigenen 
Irrenanstalten besitzen, können sich durch das System der Pensio¬ 
näre das Mitbenützungsrecht an entsprechenden Anstalten anderer 
Kantone sichern. 

\ 

4 

m. Die Errichtung von Adnexen an Irrenanstalten 
(Bewahrungshäuser). 

Die Bewahrungshäuser, die wir für die Verwahrung von 
anstaltsgefährlichen (kriminellen und nichtkriminellen) Geistes¬ 
kranken gefordert haben, finden sich heute in der Schweiz noch 
nicht vor. 


') Über den Umfang der Bundesgerichtsbarkeit siehe Art. 364 VE 1915. 
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Art. 46, Abs. 2 des EG 1903 bestimmte, daß der Bund die 
Errichtung einer oder mehrerer Anstalten zur Verwahrung von 
Geisteskranken oder vermindert Zurechnungsfähigen, welche eine 
mit Strafe bedrohte Tat begangen haben, mit Beiträgen unter¬ 
stützen könne. Eine entsprechende Vorschrift ist im EG 1911 
nicht mehr enthalten. 

Delaquis 1 ) hat diese Lücke im Gesetz richtig erkannt und 
in der Expertenkommission von 1916 den Antrag gestellt, in 
Art 414 VE eine Bestimmung aufzunehmen, wonach die Kantone 
zu sorgen haben für Bereitstellung von Bewahrungsabteilungen 
für gefährliche Geisteskranke. Der Bund sollte verpflichtet wer¬ 
den, an die Errichtung solcher Abteilungen Beiträge zu leisten. 
Nach eingehender Beratung beschloß die Kommission, das Obli¬ 
gatorium der Kantone fallen zu lassen und nachfolgende Bestim¬ 
mung als Art. 414 ter/a aufzunehmen: 

^ Der Bund kann Beiträge leisten an die Errichtung besonderer 
Bewahrungsabteilungen zur Aufnahme krimineller gefährlicher Geistes¬ 
kranker in Irrenanstalten/ 

Die fakultative Bundessubvention soll zum Ausdruck bringen, 
daß die neu zu schaffenden Bewahrungsabteilungen auch zur 
Aufnahme nichtkrimineller gefährlicher Geisteskranker zu dienen 
haben. 

Es dürfte wahrscheinlich zum Anfang genügen, wenn man in 
der deutschen und romanischen Schweiz je einen solchen Adnex 
errichtet, dem sich wahrscheinlich dann bald noch zwei weitere in 
der deutschen Schweiz angliedern müßten. 

IV. Die Oberaufsicht des Bundes. 

Art. 416 des VE 1915 bestimmt: 

»Der Bund führt die Oberaufsicht über alle zum Strafvollzug und 
zum Vollzug der erzieherischen und sichernden Maßnahmen bestimmten 
Anstalten.“ 

Thor mann 2 ) hat in der Expertenkommission von 1916 be¬ 
antragt, dem Bund nicht nur die Oberaufsicht über die Anstalten, 
sondern ganz allgemein über den Vollzug der Strafen und sM 
zu übertragen. Dieser Antrag wurde von der Kommission als zu 
weitgehend und aus verfassungsrechtlichen Gründen abgelehnt. 
Immerhin scheint uns mit der Kompetenz zur Entrichtung von Sub 

Prot. Exp. Kom. 1916. 11. Sitzung, 5 ff. 

Prot. Exp. Kom. 1916. 8. Sitzung, 15 ff. 
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ventionen für den Bund der Weg eröffnet, über die von Art. 416 
VE 1916 statuierte Befugnis hinaus in den Vollzug von Strafen 
und sM einzugreifen. 

Auf Grund dieses Oberaufsichtsrechtes des Bundes 
halten wir die Schaffung einer eidgenössischen, zentralen 
Oberaufsichtsbehörde für den Vollzug der sM gegenüber 
gemeingefährlichen kriminellen Geisteskranken für durchaus mög¬ 
lich und notwendig 1 ). 

Wir schlagen vor, die Organisation und die Tätigkeit dieses 
„eidgenössischen Inspektorates über die gemeingefähr¬ 
lichen kriminellen Irren“ folgendermaßen zu regeln: 

1. Organisation. 

Das eidgenössische Inspektorat über die gemeingefährlichen 
kriminellen Irren besteht aus einer ständigen Kommission von 
zwei Juristen und einem Psychiater. 

Als Mitglieder dieser Kommission sollen hauptsächlich Per¬ 
sonen in Betracht kommen, welche in der Strafrechtspflege und im 
Irrenwesen praktische Erfahrung besitzen, z. B. ehemalige Richter, 
Untersuchungsbeamte oder Direktoren von Irrenanstalten. 

Die Mitglieder der Kommission sind fest besoldet und vom 
Bundesrat alle 5 Jahre wiederzuwählen. 

Die Mitglieder der Kommission dürfen als Nebenamt keinen 
andern Beruf ausüben. v 

(Diese Kommission wäre gleichzeitig eine dringende Vorbe¬ 
dingung für die Schaffung eines eidgenössischen Irrenrechtes 
denn ein eidgenössisches Irrengesetz ließe sich, wie aus den 
Ausführungen der Psychiater hervorgeht, nur dann logisch auf¬ 
bauen, wenn eine fachmännisch beratene Rekursinstanz vor¬ 
handen wäre.) 

2. Tätigkeit, 
a) Als Oberaufsichtsinstanz. 

Das Inspektorat sorgt für die zweckmäßige und gleichartige 
Ausführung der sM gegenüber gemeingefährlichen kriminellen 
Geisteskranken im Gebiete der Eidgenossenschaft. 

Es kontrolliert die Irrenanstalten in bezug auf die Verwahrung 
von gemeingefährlichen Geisteskranken und ist berechtigt, eine 
untaugliche Anstalt von der Benutzung auszuschließen. 

*) Frank, Schw. Zschr. 19,416. These 8. Abänderungsvorschläge zum VF. 
1908 vom Verein Schweiz. Irrenärzte. Nr. 22. Für Geisteskranke überhaupt: Forel, 
Schw. Zschr. 6, 322/323. 
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Das Inspektorat führt ein genaues Register aller gemein¬ 
gefährlichen Geisteskranken, welche eine mit Strafe bedrohte Tat 
begangen haben. 


b) Als Rekursinstanz. 


Wenn ein gemeingefährlicher Geisteskranker in einem andern 
als in seinem Heimatkanton ein Delikt begeht, so wird ihn das 
erkennende Gericht, wenn immer möglich, den Behörden des heimat¬ 
lichen Kantons zum Vollzug der Verwahrung übergeben. Da nun, 
wie wir früher ausgeführt haben, das Gericht, in dessen Bezirk 
die Irrenanstalt liegt, über die Entlassung des Kranken zu be¬ 
schließen hat, so kann der Fall eintreten, daß dieses den Kranken 
ungebessert in die Freiheit entläßt. Dieser siedelt sich nach kurzer 
Zeit im früheren Wohnkanton oder in einem dritten Kanton an 
und gefährdet dort neuerdings die öffentliche Sicherheit. Die Aus¬ 
weisung eines Schweizerbürgers aus dem Gebiete eines Kantons 
ist unzulässig. Der Entzug des Niederlassungsrechtes ist beson¬ 
ders in großen Städten nicht leicht durchzuführen. 

In einem solchen Falle soll nun ein Rekurs an das Inspektorat 
von seiten desjenigen Kantons, in dem sich der gemeingefähr¬ 
liche Geisteskranke nach seiner Entlassung niederlassen will, 
möglich sein. 


3. Anzeigepflicht. 


Die Gerichte sollen zur Anzeige jeder Einweisung und Ent¬ 
lassung eines gemeingefährlichen kriminellen Geisteskranken zu¬ 
handen des Inspektorates verpflichtet werden. Ebenso sollen die 
Direktoren der Irrenanstalten in bestimmten Zwischenräumen über 
die von ihnen verwahrten kriminellen Geisteskranken dem In- 
spektorate Aufschluß geben. 

B. Die Ausweisung der gemeingefährlichen geisteskranken 


Ausländer. 


Die praktische Durchführung der Bestimmungen des VE über 
die sM gegenüber gemeingefährlichen verbrecherischen Geistes¬ 
kranken wird insbesondere mit Bezug auf die kriminellen Aus¬ 
länder auf erhebliche Schwierigkeiten stoßen. 

Der mittellose Ausländer wird zur Verwahrung seinem Heimat- 
-staate übergeben werden, da man den Kantonen nicht zumuten 
darf, die Anstaltskosten auf die Dauer selbst zu tragen. Es kommt 
nun hin und wieder vor, daß die ausländischen Behörden einen 
solchen Menschen, den die schweizerischen Gerichte für verwah- 
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rungsbedürftig erklärt haben, z. B. aus fiskalischen Gründen, in 
unvermindert gefährlichem Zustande entlassen und womöglich 
noch mit dem nötigen Geld zur Rückreise in die Schweiz ver¬ 
sehen ! ‘) 

Wir halten daher eine vorsorgliche Maßnahme im VE für 
notwendig, deren Wortlaut wir in Anlehnung an die Vorschläge 
von Maier 2 ) und des Vereins Schweiz. Irrenärzte 3 ) fol¬ 
gendermaßen formulieren: 

Art. 57 a. 

„Der Ausländer, der eine mit Strafe bedrohte Tat begeht, aber 
wegen Unzurechnungsfähigkeit freigesprochen oder wegen verminderter 
Zurechnungsfähigkeit milder bestraft wird und von dem zu erwarten 
ist, daß er weiterhin die öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefährdet, 
kann auf unbestimmte Zeit des Landes verwiesen werden. Übertritt er 
diese Bestimmung, so wird er an die Landesgrenze gebracht. 

Der Richter kann die Ausweisung aufheben, wenn ihm durch sach¬ 
verständige Gutachten bewiesen erscheint, daß der die Gemeingefähr¬ 
lichkeit verursachende Zustand nicht mehr besteht.“ 

Eine solche richterliche Ausweisung scheint uns bedeutend 
wirksamer zu sein als eine bloß administrative Ausweisung oder 
ein Niederlassungsverbot, das von jedem Kanton besonders aus¬ 
gesprochen werden müßte. Ris 4 ) hat hervorgehoben, daß diese 
Ausweisung von den Vereinigten Staaten von Nordamerika bereits 
rigoros durchgeführt wird. Auch in deutschen psychiatrischen 
Kreisen hat man eine derartige Bestimmung für Deutschland schon 
vorgeschlagen 

C. Andere Mittel zur Sicherung der Gesellschaft vor gemein¬ 
gefährlichen verbrecherischen Geisteskranken. 

Zum Schluß wollen wir noch kurz darauf hinweisen, daß der 
Strafrichter nicht nur durch Verwährung allein, sondern auch noch 
durch andere Maßnahmen die Sicherung der Gesellschaft vor 
gemeingefährlichen kriminellen Geisteskranken bewirken kann. Der 
VE hat dieser Möglichkeit ausdrücklich Rechnung getragen (VE 

1915. Art. 13 .... „gefährdet der-Täter die öffentliche Sicherheit 

oder Ordnung und ist es notwendig, ihn .... zu verwahren“). 
Diese Fassung soll dem Richter ermöglichen, von einer Verwah- 

') Maier, Schw. Zschr. 26,304. Vogel, 60. 

-) Meier, Schw. Zschr. 22,310. 

:l ) Vorschläge zum VE 1908, Nr. 9. 

‘) Verein Schweiz. Irrenärzte. Prot, der 43. Jahresversammlung, 46 
Wiist, 218. Dresdener forens.-psychiatrische Vereinigung. . 


Go^ 'gle 


Original from 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Sicherung der Gesellschaft vor gerneingefährl. verbrecherischen Geisteskranken 129 

rung des Geisteskranken abzusehen, wenn dieser nicht in einem 
solchen Grade gefährlich ist, daß sich diese tiefgreifende Frei¬ 
heitsberaubung rechtfertigen läßt; oder wenn der Richter glaubt, 
mit einer anderen Maßnahme (z. B. Kastration oder Sterilisation) 
den Sicherungszweck rascher und gründlicher zu erreichen. 

Das schweizerische Zivilgesetzbuch (Art. 396, 406) bietet heute 
schon Gelegenheit, durch Bevormundung des Geisteskranken eine 
zivilrechtliche Schutzaufsicht durch den Vormund anzuordnen. 
Unserer Meinung nach sollten aber die nicht verwahrungsbedürf¬ 
tigen gemeingefährlichen Geisteskranken einer besonderen, staat¬ 
lich organisierten Schutzaufsicht auf Grund besonderer Bestim¬ 
mungen im VE unterstellt werden >). Damit sollen in der Hauptsache 
vom Kranken alle schädlichen Einflüsse ferngehalten werden, die 
ihn zur Begehung eines neuen Delikts bestimmen könnten. 

Eine andere Maßnahme, die Anweisung oder das Verbot 
eines bestimmten Aufenthaltsortes ist in §39 des norwe¬ 
gischen StGB, ausdrücklich erwähnt-). Es ist wohl möglich, daß 
ein Kranker in einem für ihn ungünstigen Milieu weiterhin gefähr¬ 
lich bieibt, während er an einem andern, passenden Orte unter¬ 
gebracht ganz gut in Freiheit leben kann. Ein besonderes Wirts¬ 
hausverbot für alkoholintolerante Geisteskranke sollte besonders 
in ländlichen Verhältnissen wohl durchgeführt werden können, ln 
städtischen Verhältnissen wird aber die notwendige Kontrolle nur 
sehr schwer oder gar nicht durchführbar sein. 

Eine weitere Maßnahme zur Sicherung der Gesellschaft gegen¬ 
über gewissen Sexualverbrechern ist die Kastration'*). Man 
bezweckt mit der Vornahme dieser Operation eine Herabminderung 
des kriminellen Sexualtriebes und damit der Gemeingefährlich¬ 
keit. Der große praktische Nutzen der Kastration besteht darin, 
daß der betreffende Mensch als sozial brauchbares''Mitglied der 
Gesellschaft weiter in Freiheit leben und sich selbst durchbringen 
kann, anstatt auf fremde Kosten sein Leben lang in einer Anstalt 
verwahrt werden zu müssen, und daß gleichzeitig eventuell die 

*i Der VE enthält heute schon Bestimmungen über die Schutzaufsicht; diese 
Normen haben aber keine Geltung für die kriminellen Geisteskranken. 

a l Siehe Seite 84. 

3 ) Siehe Fälle 18 u. 19 des 1. Teiles. Literatur: Maier, Jur.-psych. Gfrg. 8. 
Oberhofzer, Jur.-psych. Gfrg. 8. Wilhelm, Jur.-psych. Gfrg. 7, Heft 6. Ziert- 
mann, Mschr. 5, 734ff. v. Hofmann, Mschr. 10, 297ff. Wilhelm, Mschr. 
9, 470 ff. 
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ganz bedenkliche Erzeugung einer kriminell gefährlichen und de¬ 
generierten Nachkommenschaft von Verbrechern verhütet wird. 

Ohne näher auf die wissenschaftlichen Kontroversen einzu¬ 
gehen, halten wir die Aufnahme besonderer gesetzlicher Bestim¬ 
mungen über diese Frage noch für verfrüht, besonders da die 
Nachwirkungen der verschiedenen Arten der operativen Unfrucht¬ 
barmachung (Sterilisation und Kastration) wissenschaftlich bis jetzt 
noch nicht genügend erforscht sind. 
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Eine siebzehnjährige Raubmörderin 


Von 

Oberlandes gerichtsrat Dr. Bittinger, München. 


Am 11. August 1917 enthielten Münchner Morgenblätter 
folgenden Bericht: 

„Außergewöhnliches Aufsehen erregte die Meldung, daß ein 
erst 17 Jahre altes Mädchen, die Werkmeisterstocher Johanna 
Zehentrierin München unter dem dringenden Verdacht verhaftet 
wurde, am Sonntag, 11. März, Nachmittag, die 83 Jahre alte Pri- 
vaiiere Viktoria Schweickart in ihrer Wohnung, Zechstraße 4, 
durch Revolverschüsse getötet zu haben. Die gerichtliche Vor¬ 
untersuchung bestärkte die vorliegenden Verdachtsgründe, zu 
denen schließlich noch das Geständnis der Verhafteten kam. 
Diese wurde in der Psychiatrischen Klinik auf ihren Geistes¬ 
zustand untersucht, und als die Beobachtung ergeben hatte, daß 
Johanna Zehentner weder geistesgestört noch zur Zeit der Be¬ 
gehung der Tat geisteskrank war, erhob der Staatsanwalt An¬ 
klage wegen Mordes, über die heute Samstag vor der Jugend¬ 
strafkammer des Landgerichtes München 1 verhandelt wird. 

„Die Angeklagte wohnte im Hause der Ermordeten. Am 
9. März entlehnte sie sich von einem Mittelschüler einen Revolver 
unter dem Vorwand, sie wolle damit eine Katze erschießen; dann 
traf sie Anstalten, um das Dienstmädchen der Frau Schweickart 
aus dem Hause fortzulocken. Sie schrieb am 10. März an das 
Dienstmädchen einen Brief, in dem die Empfängerin aufgefordert 
wurde, am nächsten Nachmittag zwischen 2 und 2 V* Uhr zum 
«Stachus“ zu kommen, um von einer Landsmännin ein von deren 
Mutter mitgegebenes Paket in Empfang zu nehmen. Sie beob¬ 
achtete arn Sonntag Nachmittag vom Fenster ihrer Wohnung aus, 
daß das Dienstmädchen aus dem Hause ging, und begab sich 
dann, den mit drei scharfen Patronen geladenen Revolver in ihrer 
Jackentasche bergend, in die Wohnung der alten Frau. Beide 
sahen einige Zeit vom Fenster auf die Straße hinunter, dann 
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spielten sie in der Küche bei Bier und Käse mit einem von 
der Zehentrrer mitgebrachten Spiel Karten „Sechsundsechzig“. 
Schon während des ersten Spieles entsicherte die Angeklagte vor¬ 
sichtig den Revolver; während des zweiten Spieles schoß sie dann 
aus unmittelbarer Nähe auf die Frau Schweickart, die in den 
Kopf getroffen wurde; diese lehnte sich an den Küchentisch und 
forderte die Zehentner auf, ihre Mutter zum Beistand herbeizurufen. 
Daraufhin schoß Johanna Zehentner noch zweimal auf die Frau, 
die zu Boden fiel. Nun warf Johanna Zehentner die blutig ge¬ 
wordenen Spielkarten in das Herdfeuer, hob zwei der abge¬ 
schossenen Kugeln auf, sperrte von außen die Küchentür ab, warf 
die Kugeln und eine Patronenhülse in den Abort, schloß die 
Wohnungstüre von außen zu und warf den Schlüssel über einen 
Zaun in einen Garten. Dann ging sie in die* Wohnung ihrer 
Mutter zum Tee; auf die Frage der Mutter, warum sie so erhitzt 
sei, antwortete sie, sie sei so stark gelaufen. ^ 

„Abends kam das Dienstmädchen der Frau Schweickart heim; 
da trotz wiederholten .Läutens nicht geöffnet wurde, holte man 
die Polizei, die, Frau Schweickart schwer verletzt am Boden 
liegend auffand; Frau Schweickart konnte nur mehr einige Worte 
sprechen und verschied noch am Abend.“ 

Als die Polizei die Wohnung geöffnet hatte, trat auch die 
Zehentner mit ein und sah sich die Leiche an. Sie erzählte, 
während ihres Nachmittagsbesuches bei der Ermordeten sei ein 
Herr zu Besuch gekommen, der sich als Bekannter der Schweickart 
geberdet habe; sie habe sich daraufhin entfernt. Von diesem 
Manne gab sie eine genaue Beschreibung und die Polizei schöpfte 
Verdacht gegen eine bestimmte, zum Militär eingezogene Person. 
Als der Betreffende der Zehentner, unter anderen Soldaten, vor¬ 
gestellt wurde, bezeichnete sie ihn mit aller Bestimmtheit als den 
Besucher: „Das kann ich beschwören! Ich lasse mir den Kopf 
herunter machen, daß ers ist.“ Glücklicherweise konnte der Ver¬ 
dächtigte alsbald seinen Verbleib nachweisen. Darauf ließ sich 
die Zehentner zu einem Geständnis herbei, das hinsichtlich der 
Ausführung der Tat durch die Beweisaufnahme in den verschie¬ 
densten Einzelheiten bestätigt worden ist, insbesondere auch durch 
die von Hauseinwohnern vernommenen Geräusche. Als Beweg¬ 
grund gab aber die Zehentner lediglich an, sie habe 
eine „Affaire“ haben wollen. 

Die Voruntersuchung zog sich durch die notwendige Beob¬ 
achtung der Zehentner auf ihren Geisteszustand, in die Länge. 
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Kurz vor der Hauptverhandlung erklärte sie schriftlich, nicht sie 
habe die Tat begangen, sondern ihr Liebhaber, der Fliegerleutnant 
Kurt von Thieme, auf dessen Veranlassung sie die Schuld auf 
sich genommen habe. Diesen Kurt von Thieme gibt es nicht. 
Ein Eintrag im „Poesiealbum“ der Zehentner, eine üble Reimerei, 
„Kurt von Thieme“ unterzeichnet, ist von der Zehentner selbst 
geschrieben. Sie hat damit im Winter 1916/17 einen ihrer jugend¬ 
lichen Verehrer eifersüchtig machen wollen und damals den Kurt 
als „Gymnasiasten aus Wien“ bezeichnet, während sie in der Haupt¬ 
verhandlung sein Alter auf einige 30 Jahre angab. In der Haupt¬ 
verhandlung blieb sie zunächst auf der Täterschaft des Thieme stehen: 
er habe ihr in der Küche der Schweickart eine Zigarette zu rauchen 
gegeben, es sei ihr schlecht geworden, als sie wieder zu sich ge¬ 
kommen sei, sei die Alte blutüberströmt auf dem Boden gelegen 
und der Kurt verschwunden gewesen. Auf der Straße aber habe er 
sie getroffen, ihr seine Tat ganz im einzelnen beschrieben und sie 
durch Drohungen bestimmt, sich selbst als die Täterin auszu¬ 
geben. Im weiteren Verlauf der Verhandlungen erklärte sie, nun¬ 
mehr ganz gewiß zu sagen, wie es wirklich gewesen sei: sie 
selbst habe die Tat begangen, aber unter der Einwirkung des 
bei der Tat mitanwesenden Kurt von Thieme, der ihr vorher 
alles genau angegeben und ihr gesagt habe, er verfolge die 
Schweickart schon seit vielen Jahren. 

Der Staatsanwalt' beantragte wegen Mordes 15 Jahre Ge¬ 
fängnis, die Höchststrafe bei Jugendlichen. Das Gericht hat gegen 
die Zehentner wegen Motdes und versuchten schweren Raubes 
(§211,215,43,73 RStGB.) auf 10 Jahre Gefängnis erkannt. Es nahm 
auf Grund von früheren Gelddiebstählen, des Geldbedürfnisses 
der Angeklagten und ihrer Äußerungen über vermeintlichen großen 
Reichtum der Ermordeten an, daß es ihr um Geld zu tun war, 
daß sie aber die Behältnisse zu durchsuchen sich nicht mehr 
getraute, weil zu ihrer Überraschung die drei aus einer klein- 
kalibrigen Selbstladepistole aus großer Nähe auf den Kopf der 
Greisin abgegebenen Schüsse nicht genügten, sie alsbald zu töten. 

Der Verhandlung folgte die Zehentner mit Interesse. Ihre 
Angaben machte sie mit großer Geläufigkeit, hatte auf jeden Vor¬ 
halt eine Antwort, wenn auch oft eine märchenhafte, bereit; wenn 
ihr^grobe Widersprüche vorgehalten wurden, zuckte sie auch wohl 
mit den Achseln, ungefähr wie ein Schulmädchen, dem es auf 
schlechte Noten nicht ankommt. Von einer Reue über die Tat, 
einem Mitleid mit der Gemordeten oder auch dem fälschlich von 


Difitized by Poesie 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



136 


Dr. Bittinoer 


Digitized by 


ihr Verdächtigten war offenbar keine Spur vorhanden. Sie gab 
sich aber auch gar nicht erst die Mühe, dergleichen zu heucheln. 
Die Angst vor der Strafe bedrückte sie allerdings und erpreßte 
ihr auch zeitweise Tränen, sie vergaß sie aber, sobald sie in leb¬ 
haftes Erzählen kam, und die Selbstgefälligkeit, mit der sie die 
eigenen Angelegenheiten besprach, auch wo sie nichts weniger 
als rühmlich erschienen, drückte sich oft in einer lächelnden 
Miene aus. Nur wenn auf ihre Mutter die Rede kam (der Vater 
steht im Feld), schien es ihr manchmal etwas nahe zu gehen. 
Der Urteilsspruch löste Tränen und Schluchzen aus — vielleicht 
auch nicht mehr als ein vereiteltes Hauptvergnügen. 

Nach dem überzeugenden Sachverständigen-Gutachten ist die 
Zehentner hysterisch, nervös, minderwertig — weder normal noch 
geisteskrank — und ethisch defekt. 

Die Zehentner ist einigermaßen erblich belastet, insofern bei 
Geschwistern ihrer Mutter anscheinend Hysterie, in der weiteren 
Verwandtschaft Fälle von Geisteskrankheit und abnormen Charak¬ 
teren vorgekommen sind. Sie zeigt körperlich keine Abnormität 
außer einem sehr steilen Gaumen, hat im 4. Lebensjahre an 
„Fraisen“ gelitten und hat spät menstruiert; eine Schmerzunter¬ 
empfindlichkeit der Haut ist feststellbar. 

Ihr Intellekt ist nicht sehr gut, doch leidlich entwickelt; in 
der Schule machte sie geringere Fortschritte, als ihr hiernach 
möglich gewesen wären, infolge Trägheit und Willensschwäche. 
Ihr Charakter wird vor allem gekennzeichnet durch eine große 
Neigung zur Unwahrhaftigkeit, die durch eine stets bereite 
bewegliche Fantasie unterstützt wird; keineswegs liegt pseudologia 
phantastica vor, sie glaubt ihre Augenblicks-Erfindungen durch¬ 
aus nicht selbst.. Fantastisches Prahlen (z. B. befördert sie ihren 
Vater, einen Werkmeister, zum Betriebsleiter und Fliegeroffizier) 
und verlogenes Sichreinwaschen sind ihr gleich geläufig. Bei 
Widerlegungen gibt sie einen Teil ihrer Lügen zu und versucht, 
mit hysterischem Eigensinn, den Rest aufrecht zu erhalten. Sie 
hascht nach Effekt, versteht sich auf das Szenenmachen und liebt 
Theater nicht nur zu sehen, sondern auch selbst zu spielen. In¬ 
dem sie zum Wohlleben und nicht zur Arbeit neigt, ist sie im 
einzelnen unbeständig, springt von einem Gegenstand und auch 
von einem ihrer jugendlichen Verehrer zum anderen ab. J)ie 
altruistischen Gefühle sind ihr unbekannt, abgesehen von ihrer 
Zuneigung zur Mutter. Ehe Verdacht auf sie gefallen war, äußerte 
sie, um die alte Frau sei es nicht schade gewesen, die habe doch 
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Zeitungsanzeigen ein, nämlich auf Modellgesuche, ohne daß be¬ 
sondere körperliche Voraüssetzungen bei ihr gegeben wären, und 
ein Akt-Lichtbild von ihr, mit einem eleganten Zimmer als Hinter¬ 
grund, ist vorgefunden worden. Diesem ganzen Tun und Lassen 
stand eine schwache Mutter gegenüber, die weder das ewige auf¬ 
sichtslose Sichherumtreiben zu verhindern, noch die heranwachsende 
Tochter zu einer geregelten Tätigkeit anzuhalten wußte. 

Zum Schluß sei noch folgende merkwürdige Tatsache an¬ 
geführt: der erste Schuß beraubte die Schweickart des Sehver¬ 
mögens. Sie glaubte vom Schlag getroffen zu sein und forderte 
die Zehentner auf, ihre Mutter zu. holen. Auch die beiden folgen¬ 
den Schüsse erkannte sie nicht als solche, sondern als sie von 
den später am Tatort Erschienenen entsetzt gefragt wurde, „wer 
denn hereingekommen sei“, sagte sie, es sei niemand dagewesen. 
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Sir William James Herschel f. 

Von 

Dr. Robert Heindl (Dresden). 


Kürzlich starb in Warfield ein um die Daktyloskopie hoch¬ 
verdienter Mann: Sir William Herschel. 

Herschel hat lange Zeit in Indien als Regierungsbeamter ge¬ 
lebt, und dort hatte ich Gelegenheit, den Spuren seiner Tätigkeit 
nachzugehen, die für die Entwicklung der Polizeitechnik so be¬ 
deutsam war. 

Ober die Frage, wem wir das moderne polizeiliche Finger¬ 
abdruckverfahren verdanken — die erstmalige Verwertung der 
Fingerabdrücke zu Identifizierungszwecken durch die Ostasiaten 
früherer Jahrhunderte sei hier nicht weiter berücksichtigt — herrscht 
selbst in Fachkreisen noch Unklarheit. Die meisten, die über Dak¬ 
tyloskopie schrieben, haben die Frage der Urheberschaft nur nebenbei 
gestreift. Einer hat den anderen zitiert, ohne die Richtigkeit des 
Zitierten zu prüfen und so finden wir in der Literatur immer wieder 
dieselben beiden falschen Behauptungen: Die einen sagen, Bertillon 
habe die Daktyloskopie in ihrer heutigen Gestalt geschaffen. Tat¬ 
sächlich war er ihr erbittertster Widersacher und suchte zu ver¬ 
hindern, daß der von ihm propagierten Anthropometrie ein Rivale 
in der Daktyloskopie erwuchs. Die anderen ernannten den Breslauer 
Universitätsprofessor Purkinje zum Erfinder. Tatsächlich steht in 
seinen Werken kein Wort über die Daktyloskopie. Er hat ledig¬ 
lich — übrigens nicht einmal als erster deutscher Mediziner — die 
Hautoberfläche an den Fingerspitzen des Menschen und Äffen 
beschrieben und die filigranfeinen Muster, die die Hautleisten auf¬ 
weisen, zu klassifizieren versucht. Aber bei dieser Klassiffizierung 
verfolgte er rein deskriptive Zwecke. An die Herstellung von 
Fingerabdrücken und an eine Registrierung dieser Abdrücke 
dachte er nicht, geschweige denn an eine Identifizierung der Ver¬ 
brecher durch diese Linienbilder. 
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Der erste Europäer, der dieFingerabdrücke polizeilichen Zwecken 
dienstbar machen wollte, war vielmehr Herschel.- Er begann seine 
Versuche im Distrikt Hooghly (Bengalen), wo er 1853 bis 1878 
als Beamter des indischen civil Service tätig war. 

Ich bin vor einigen Jahren während meines Aufenthaltes in 
Indien als gewissenhafter Kriminaltourist nach dem Hooghly ge¬ 
pilgert, um die Vaterschaft Herschels gewissermaßen an der Wiege 
zu untersuchen. Soweit ich feststellen konnte, hat Herschel Mitte 
der Siebziger Jahre die Daktyloskopie zum ersten Mal praktisch 
verwertet. 

Zunächst um Identitätsschwindeleien bei der Auszahlung von 
Pensionen zu verhüten. Jeder pensionsberechtigte Jnder wurde 
daktyloskopiert und sein Abdruck amtlich registriert. Bei jeder 
Pensionsauszahlung mußte vom Empfänger mit einem Fingerabdruck 
quittiert werden, damit die Identität des Pensionisten durch Finger¬ 
abdruckvergleich festgestellt werden konnte. Später führte Herschel 
die Daktyloskopie auch in einem Gefängnis seines Distriktes ein. 
Jeder Neueingelieferte hatte seinan Fingerabdruck zu deponieren. 
So konnten die Richter und sonstigen Beamten, wenn sie sich im 
Gefängnis einen Sträfling vorführen ließen, durch Fingerabdruck¬ 
vergleich die Identität des Vorgeführten feststellen und nachprüfen, 
ob dem Gefängniswärter kein Irrtum unterlief. (Derartige Irrtümer ge¬ 
hörten bei der Ignoranz der Sträflinge über ihre eigenen Personalien 
früher nicht zu den Seltenheiten.) 

Herschel sammelte auf diese Weise mehrere Tausende von 
Fingerabdrücken. Allerdings nahm er wohl meist nur Zeige- und 
Mittelfinger der rechten Hand. Doch das so gesammelte Material 
genügte, um später den wissenschaftlichen Nachweis zu erbringen, 
daß Fingerabdrücke im Lauf des Menschenlebens sich nicht ändern. 

Nachdem Herschel die praktische Durchführarbeit seiner Idee 
hinreichend erprobt hatte, sandte er einen Bericht an den General¬ 
inspektor der Gefängnisse von Bengalen, um die Einführung in 
ganz Bengalen anzuregen. 

Der Bericht lautete: 1 ) 

Hooghli, 15. August 1877. 

Sehr geehrter Herr B. 

Ich übersende Ihnen hiermit eine Arbeit, über eine neue 

Methode der Personenidentifizierung. Diese Methode ist, wenn 

*) Nach einer Kopie des Berichtes, die Herschel aufbewahrte, übersetzt. Das 
Original des Berichtes ist mir trotz eifriger Bemühungen nicht zugänglich geworden. 
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sie einigermaßen sorgfältig ausgeführt wird, weitaus sicherer 
als die Photographie. Sie besteht in einem stenipelartigen 
Abdruck des rechten Zeige- und Mittelfingers (der Einfachheit 
halber werden nur diese beiden Abdrücke genommen). Zur 
Herstellung der Abdrücke dient gewöhnliche Stempelfarbe. 

Auf Grund praktischer Experimente kann ich versichern, 
daß die Zeichnung der Fingerspitzenhaut sich im Laufe von 
zehn oder fünfzehn Jahren nicht derart verändert, daß dadurch 
der praktische Wert der Methode beeinträchtigt würde. 

Das Verfahren, einen solchen Abdruck zu nehmen, ist 
kaum schwieriger als das Herstellen eines Abdruckes von 
einem gewöhnlichen Bürostempel. Ich habe das Verfahren im 
Gefängnis und im „Registering-Office“ und bei der Auszahlung 
von Pensionen nunmehr schon seit etlichen Monaten versucht 
und bin auf keine praktischen Schwierigkeiten gestoßen. 

Eine einmalige Erklärung der Manipulation genügte, um 
den Omlah') instand zu setzen, brauchbare Abdrücke zu liefern. 
Die nötigen Utensilien sind durch jeden Daftari-) leicht zu 
beschaffen. 

Jede Person, die gegenwärtig in Hooghli ein Dokument 
amtlich eintragen läßt, muß ihr „Fingerzeichen“ herstellen lassen. 
Bisher hat noch nie jemand die Prozedur verweigert. Ich 
glaube, wenn man dieses Verfahren allgemein einführen wird, 
wäre ein für allmal den Identitätsschwindeleien ein Ziel gesetzt. 

Ich habe im Laufe der letzten zwanzig Jahre Tausende 
von Fingerabdruckblättern hergestellt und bin jetzt fast stets 
in der Lage, Personen auf Grund der Abdrücke zu identifizieren. 

Als ein Beispiel, wie wertvoll das Verfahren sein könnte, 
setze ich den Fall, Roger Tichborne : h hätte beim Eintritt in 
die Armee seine Fingerabdrücke deponieren müssen. Der 
ganze Ortonprozeß wäre dann in zehn Minuten erledigt ge¬ 
wesen. 

Ich glaube nicht weiter ausführen zu brauchen, wie not¬ 
wendig die Idendifikation in den Gefängnissen ist. Die Finger¬ 
abdrücke sind das Mittel, jederzeit festzustellen, ob die Ge¬ 
fangenen identisch mit den von den Richtern verurteilten sind. 

'i Schreiber. 

Schreibrnaterialienverwalter der Behörde. 

Nachdem Lotö Tichborne, der Erbe eines Riesenvermögens, einige Jahre 
verschollen war, tauchte ein Hochstapler namens Qrton auf, und behauptete Lord 
Tichborne zu sein. Der Prozeß dauerte sieben Jahre. 
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Man braucht bloß die Nummer aufrufen und ihre Fingerabdrücke 
nehmen; ist es ein anderer, so stellt sich das sofort heraus. Ist 
No. 1302 wirklich tot oder ist der Leichnam untergeschoben? 
Die Leiche hat zwei Finger, die auf diese Frage antworten 
werden. Ist der ins Gefängnis eingelieferte Mann wirklich 
der Simon Pure, den der Richter verurteilte? Die Finger¬ 
abdrücke auf der Rückseite des richterlichen Haftbefehls geben 
Auskunft usw. 

Wollen Sie gütigst der Angelegenheit Ihre Aufmerksam¬ 
keit nicht versagen und gestatten Sie mir die Anfrage, ob ich 
das Verfahren auch in anderen Gefängnissen versuchen darf. 

Um sorgfältige Aufbewahrung der beiliegenden Muster 
bittet 

Ihr ergebener 

W. Herschel. 

Herschel erhielt einen ablehnenden Bescheid. Und dieser 
Mißerfolg entmutigte den durch Tropenkrankheiten geschwächten 
Mann derart, daß er den ganzen Plan fallen ließ. 

Die Daktyloskopie schien abermals in Vergessenheit zu geraten. 
Doch Galton, der jüngst verstorbene englische Anthropologe 
und Henry, der gegenwärtige Polizeipräsident von London, haben 
sie vor diesem Schicksal bewahrt. Sie griffen die Arbeit, die 
Herschel unmutig hingeworfen hatte, wieder auf und schufen, 
glücklicher als ihr Schrittmacher, das System, nach dem wir heute 
in fast ganz Deutschland operieren. 
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Besprechung, 


Prof. Dr. med. et phil. Max Dessoir: Vom Jenseits der Seele. 
Die Geheimwissenschaften in kritischer Betrachtung. — 2. Auf¬ 
lage. — Stuttgart 1918. Ferdinand Enke. —VI u. 344 S. 

Die vorliegende zweite Auflage ist der ersten schon nach so kurzer Zeit 
gefolgt, daß sie bei mir bereits eintraf, noch ehe meine Besprechung des 
Werkes auf der Grundlage der ersten Ausgabe fertig gestellt war. Dieser 
äußere Erfolg im vierten Kriegsjahre dürfte neben den objektiven Eigen¬ 
schaften und Werten des Buches wesentlich auch auf dem nach viel¬ 
fachen Eindrücken gerade im Kriege unter den seelischen Einwirkungen 
dieses Erlebnisses gesteigerten Interesse an metaphysischen Problemen 
und der verstärkten Hinneigung zur Mystik beruhen. Es ist aber nicht 
anzunehmen, daß diese psychischen Vorgänge auch unter den „nüchternen“ 
Juristen in erheblicherem Maße stattgefunden haben — ebensowenig 
wie unter den Ärzten! Und so ist, was ich im Hinblick auf den letzteren 
Tatbestand bereits in einem medizinischen Fachorgan bedauernd hervor¬ 
hob, an dieser Stelle mutatis mutandis zu wiederholen: das Dessoirsche 
Buch, das ich in den Händen vieler Damen, Schriftsteller und Künstler 
weiß und vieler Psychologen und Philosophen vermute, ist wahrschein¬ 
lich von Juristen weit weniger beachtet worden, als es auch diesen 
gegenüber — und zwar nicht nur wegen der von ihm zu erwartenden 
Förderung der allgemeinen, sondern auch der fachlichen Bildung — 
unbedingt fordern darf und soll. Es braucht hier nicht näher auseinander¬ 
gesetzt und begründet zu werden, daß dem Juristen, der in seinem Be¬ 
rufe die wissenschaftlichen Aufgaben erkennt und sie nach wissen¬ 
schaftlichen Grundsätzen zu lösen bestrebt ist, vor allem auch die Grund¬ 
gesetze und -Erscheinungen des menschlichen Seelenlebens geläufig 
sein müssen. Dabei genügt es aber für ihn, ganz besonders für den 
Kriminologen, nicht nur die normalen Äußerungen der Psyche zu 
kennen, in ihren Verursachungen, Beziehungen und Bedeutungen zu 
verstehen und zu würdigen, sondern im Hinblick auf die besonderen 
Subjekte und Objekte in seinem Arbeitsbereich muß er gerade die aus 
dem normalen Verlauf des Seelenlebens heraustretenden Zustände 
und Vorgänge ihrem Wesen nach durchaus beherrschen. Dessoir hat 
diese zwischen dem Durchschnitt und dem ausgesprochen Pathologischen 
gelegenen seelischen Phänomene als „parapsychische“ bezeichnet und 
ihnen schon von früher Jugend an sein Interesse und Studium gewidmet. 
Seine Autorität als einer der erfahrensten Kenner und gediegensten 
Beurteiler der „Parapsyche“, ihrer Erscheinungen im Leben und ihrer 
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Niederschläge in der Wissenschaft ist unbestritten, und in dem nun vor¬ 
liegenden Buch leitet uns dieser zuverlässige Führer ebenso kühn wie 
besonnen in jenes „Jenseits der Seele“. Auch Dessoir freilich vermag 
nicht völlig das geheimnisvolle Land zu erschließen, denn er besitzt 
keine Zauberformel, deren zu diesem Ziele es bedürfte, sondern nur die 
Kraft wissenschaftlichen Denkens und Forschens. Darüber hinaus aller¬ 
dings ist ihm doch noch eine besondere Gabe eigen, die ihn befähigt 
namentlich in einem Teilgebiete jenes weiten Landes verborgenste Pfade 
zu findeb und scheinbar ungangbarste Straßen zu gehen. Nennen wir 
diese Gabe ohne Scheu vor dem mißverständlichen Kläng des Aus¬ 
druckes getrost: Detektiv-Talent. Der Abschnitt über den Spiritismus 
ist — unbeschadet der rein wissenschaftlichen Bedeutung, die ihm wie 
dem gesamten Werke zukommt — ein glänzendes Zeugnis für den 
Detektiv Prof. Max Dessoir und eine Quelle gedanklicher und prak¬ 
tischer Anregungen auch für den Kriminalisten. Die Kapitel „Geheim¬ 
wissenschaft“ und „Magischer Idealismus“ schätze ich am höchsten, 
weil sie mir an Belehrung und an neuen Gesichtspunkten am meisten 
gaben. Den nur oder wesentlich „diesseitig“ orientierten Leser dürften 
diese Abschnitte aber wohl doch gar zu weit ins „Jenseits“ führen und 
der fremdartigen Umgebung selbst unter so sachkundiger und interessanter 
Leitung nicht recht froh werden lassen. In den ja ebenfalls „jenseitigen“ 
Bezirken: Unterbewußtsein, Traum und Hypnose, Automatismus, Doppel¬ 
leben, Telepathie, den im engeren Sinne parapsychischen Phänomenen, 
behält man doch sozusagen die rückläufigen Verbindungen deutlich vor 
Augen und daher ein Gefühl größerer Ruhe und Sicherheit. 

Das Dessoirsche Buch — um das für den größten Teil der 
„Archiv“-Interessenten entscheidende Urteil zusammenzufassen — dient 
in hohem Maße der Erhellung theoretischer und praktischer Kriminal¬ 
probleme und ist ein Werk, dessen Lektüre durchweg spannend und 
dessen Studium außerordentlich ertragreich ist. 

Dr. Max Marcuse, Berlin. 
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Einige Worte über den‘Inhalt und Zweck 
dieser Zeitschrift; 

Von 

Exzellenz Baron Dr. Julius.von Wlassics, Könlgl. ung. Minister a. D., Präsident 
des Magnatenhauses, erster Präsident des Verwaltungsgerichtshofes, Budapest 


Mit Bereitwilligkeit leiste ich der ehrenden Aufforderung Folge, 
meine Ansichten über die sog. strafrechtlichen Hilfswissenschaften 
im Zusammenhang mit dem Inhalt und den Zielen dieser Zeitschrift 
darzulegen. 

Auch deshalb tue ich es gerne, weil ich nicht nur die treue 
Pflege unserer politischen und Waffenfreundschaft ahstrebe, sondern 
auch das kulturelle und wissenschaftliche Zusammenarbeiten für 
unsere gemeinsame und uns lieb gewordene Pflicht halte. Für 
uns ist es von besonderer Wichtigkeit, daß jene Kulturarbeit bekannt 
werde, welche das Ungarntum hier, im Donautale, im tausendjährigen 
ungarischen Staate bisher vollbrachte, und unter glücklicheren Ver¬ 
hältnissen in noch größerem Maße vollbringen wird. 

Ich bin umso freudiger bereit auch jene Frage zu beantworten, 
welche Richtung diese Zeitschrift erstreben soll, als ich vom Be¬ 
wußtsein erfüllt bin, niemals den Fanatikern der sog. „strafrecht¬ 
lichen Schulen“ angehört zu haben. Nie habe ich mich den An¬ 
forderungen des Fortschrittes verschlossen. Als* Ehrenpräsident 
der ungarischen Gruppe der internationalen strafrechtlichen Ver¬ 
einigung eröffnete ich jene Plenarsitzung, welche die Reformarbeit 
des ungarischen Strafgesetzbuches begann. Dabei sprach ich in 
meiner einleitenden Rede unter anderem folgende Worte: „Obwohl 
ich mich zur Zeit der Schaffung des Strafgesetzbuches zu der da¬ 
mals bei uns fast ausschließlich herrschenden objektiven Schule 
bekannte, wies ich trotzdem in meinen Monographien über den 
Versuch und über die Teilnahme, im Gegensatz zum Schöpfer 
des ungarischen Strafrechtskodex Karl Csemeghy, auf jenen über¬ 
triebenen Doktrinärismus hin, welcher in gewissen Fällen der Aus¬ 
führungshandlung auf den Grad des Verschuldens einen unverhältnis- 
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mäßigen Einfluß zuschrieb. Auch heute bin ich kein Fanatiker von 
Schulen. Auch jetzt fühle ich mich mit der ganzen Kraft meines 
bescheidenen Wissens zu jenen hingezogen, welche zwischen den 
neuen und alten Schulen die Aufgabe des Vermittelns gewählt 
haben. Niemals nahm ich, auf welchem Bildungsgebiete immer, 
den Vertretern des Fortschritts und der neuen Richtungen gegen¬ 
über einen starr abweisenden Standpunkt ein. Auch auf dem 
Gebiete des Strafrechtes konnte ich es nicht. Und schon zu jener 
Zeit, als die neuen Richtungen sich noch nicht rühmen konnten, 
daß die Wahrheiten ihres praktischen Wertes in das lebende Recht 
eingedrungen seien, erhob ich meine Stimme gegen jene starre, 
ungerechtfertigte Auffassung* welche in den neuen Richtungen bloß 
das Gift des Irrtums suchte. Wer auf dem Wege zu den großen 
Wahrheiten hinter den bisher erreichten Ergebnissen verschanzt, 
die Entfaltung des besseren, vollkommeneren, gerechteren Rechts¬ 
systems hintertreiben will, verleugnet den Geist der Evolution, 
Ich bin so durchdrungen vom Gesetz der fortschreitenden Ent¬ 
wicklung auf jedem Gebiete der menschlichen Kultur, daß ich nicht 
an abgeschlossen vollendete menschliche Schöpfungen glauben 
kann. Nichts ist also natürlicher, als das ich auch heute jene 
Bestrebungen warm und freudig begrüße, welche die gesunden, 
reifen Früchte der neuen Richtungen einsammeln und mit den 
praktischen Resultaten der wissenschaftlichen Forschung das Straf¬ 
gesetz bereichern wollen.“ Heute zweifeln nur mehr wenige daran, 
daß das Strafrecht der Zukunft wesentlich anders sein wird, wie 
das alte war. Heute kann nicht mehr die Strafe allein das Kampf¬ 
mittel gegen die Kriminalität sein, vielmehr muß in großangelegter 
staatlicher und gesellschaftlicher Tätigkeit gegen die Ursachen und 
Faktoren des Verbrechens angekämpft werden. Und bei dieser 
Arbeit kommt 'heute den Wissenschaften, welche die Hilfs- oder 
Nebenwissenschaften des Strafrechtes genannt werden, eine führende 
Rolle zu. Auch die alten Schulen sprachen'bereits von den Hilfs¬ 
wissenschaften des Strafrechtes. Schon die Lehrbücher der klas¬ 
sischen Schulen registrierten das Privatrecht, das Staatsrecht, die 
Nationalökonomie, die Statistik, die Rechtsgeschichte, die Rechts¬ 
philosophie, die gerichtliche Medizin, die Gefängnislehre usw. als 
Hilfswissenschaften des Strafrechts. Heute gibt es jedoch außer 
diesen eine neue Welt der strafrechtlichen Nebenwissenschaften, 
welche sich nicht vom Standpunkte des codifizierten Strafrechtes, 
nicht durch das Sprachrohr der strafrechtlichen Dogmatik mit den 
grundlegenden Fragen beschäftigen, sondern durch den Spiegel 


Digitized by 


Go», igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Einige Worte über den Inhalt und Zweck dieser Zeitschrift 147 

der Erfahrungstatsachen des praktischen Lebens die Ursachen der 
Kriminalität wissenschaftlich erforschen und zergliedern und die 
Mittel zur Bekämpfung dieser schuldschaffenden Faktoren aus¬ 
findig machen. 

Für das ganze weite Gebiet, welches wir mit dem Namen der 
Kriminalanthropologie, Kriminalpsychologie, strafrechtlichen Ätio¬ 
logie, Kriminalsoziologie, strafrechtlichen Prophylaxis, Krimina¬ 
listik bezeichnen, ist das „Archiv für Kriminologie“ als 
spezielles Organ in Deutschland und im Ausland 
anerkannt. Ein Organ, welches sich mit der prak¬ 
tischen Seite des Kampfes gegen das Verbrechen be¬ 
faßt. Die Rechtsdogmatik, die Strafrechtswissenschaft im engeren 
Sinne, hat ja in Deutschland hervorragende, namhafte Zeit¬ 
schriften; aber auf dem Gebiet der praktischen Verbrechens¬ 
bekämpfung steht das Archiv für Kriminologie einzig da. Ich 
hielte es für unrichtig, wenn das „Archiv* dem Programm untreu 
würde, welches der Schöpfer der „Kriminalistik“, H. Groß, bei 
Gründung der Zeitschrift als Ziel setzte. Heute ist es schon all¬ 
gemein anerkannt, daß jene Wissenschaft, welche H. Groß, der 
einstige Grazer Professor, unter dem Namen der „Kriminalistik“ 
einführte, eine der größten pädagogischen Aufgaben des materiellen 
Strafrechtes ausfüllt. Groß wurde von vielen verkannt Manche 
unterschätzten sein erfolgreiches Bemühen, ,die rechtstudierende 
Jugend und hauptsächlich die praktischen Juristen im technischen 
Feststellen des Tatbestandes zu vervollkommnen. Während meiner v 
achtjährigen Lehrtätigkeit als Professor des Strafrechtes an der 
Budapester Universität würdigte ich bei jeder sich bietenden Ge¬ 
legenheit die hervorragenden Verdienste von H. Groß. Auch be¬ 
obachtete ich, wie sein Werk das „Handbuch für Untersuchungs¬ 
richter“ die hervorragendsten Schüler eroberte. Lucas’s „Anleitung 
zur strafrechtlichen Praxis“ und Weingart’s „Kriminaltaktik", beides 
der Groß- Schule angehörende Produkte, trugen auch dazu bei, 
daß in den ungarischen Lehrbüchern, sowie von den Lehrstühlen 
die von Groß begründete Kriminalistik als selbständige Wissen¬ 
schaft bezeichnet wurde. Und wahrlich, wenn je, dann ist heute, 
wo nach dem Kriege die Kriminalität zu größerem Umfang an- 
wachsen wird, wo wir auf eine Flut von Delikten gefaßt sein 
müssen, die Notwendigkeit vorhanden, daß die Behörden mit all 
dem Wissen bewaffnet seien, welches dieMethodik der Kriminal¬ 
untersuchung und die Kriminaltechnik bieten kann. Dieser 
Zeitschrift wird die große Aufgabe zufallen, die Vor- 
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erhebung pflegenden Behörden, die Untersuchungs¬ 
richter die Staatsanwälte darüber aufzuklären, inwie¬ 
fern Errungenschaften der Naturwissenschaften im 
Kampfe ge gen das Verbrechen zweckmäßig auszunützen 
sind. Sie müssen sich dessen bewußt werden, welche mächtige Hilfs¬ 
mittel ihnen in der Gerichtschemie, der Kriminalpsychologie, der 
Psychiatrie auf deren heutiger Entwicklungsstufe im Kampfe ge¬ 
gen die Kriminalität zur Verfügung stehen. So wird diese über¬ 
aus wertvolle Zeitschrift zum nützlichen Faktor in der Fortbildung 
unserer ausübenden Strafrechtsjuristen werden. Wir verfügen be¬ 
reits über reiche Quellen der strafrechtlichen Dogmatik, aber sobald 
die Kriminalistik einen selbständigen Wissenszweig der pädago¬ 
gischen Aufgabe des Strafrechtes bedeutet, wäre es ein großer 
Fehler, wenn auch die vorliegende Zeitschrift den ihr zur Verfügung 
stehenden Raum durch die juridisch- logische Erörterung des an¬ 
deren pädagogischen Wissenszweiges, d. h. der Regeln des codi- 
fizierten Rechtes, verringern würde. Das will keineswegs heißen, 
daß ich das Lager der gegen das Verbrechen Kämpfenden zn spal¬ 
ten wünsche. Das, wofür ich das Wort ergreife, ist im Gegenteil 
die weise Arbeitsteilung im Interesse des gemeinsamen Zieles. 
Eine Arbeitsteilung, welche einerseits die Wichtigkeit der großen 
Nebenwissenschaften des Strafrechtes verkünden, andererseits mit 
Anspannung aller Kräfte an der Entwicklung eines möglichst voll¬ 
kommenen Strafrechtes und einer ebensolchen strafrechtlichen Praxis 
arbeiten soll. Ich. hoffe, diese Zeitschrift wird das, was in der heu¬ 
tigen Rechtsordnung gut und zweckentsprechend ist, gegen den 
Übereifer der Neuerer schützen. Wenn hingegen die Zurück¬ 
gebliebenheit und die träge Bewegungslosigkeit sich hur an die land¬ 
läufigen Schlagwörter festklammern und aus Furcht vor der Un¬ 
bequemlichkeit des Neuen die Behauptung aufstellen, die heu¬ 
tige Generation sei noch nicht reif für diese oder jene Reform: 
dann soll diese Zeitschrift auf dem Posten sein und beweisen, daß 
das Neue, wovor der Fortschrittträge zurückschreckt, dem Ent¬ 
wicklungsgrade der heutigen Generation entspricht, daß die heutige 
Gesellschaft die Neuerung verträgt und die heutige Vplkseele sich 
keineswegs gegen sie empört. 

Zum Schluß will ich noch dem Wunsche Ausdruck geben, 
daß diese Zeitschrift unter der Führung der neuen Schriftleitung 
ihren großen und schönen Beruf im Zeichen der Vertiefung der 
Strafrechtswissenschaft, der Vorbereitung weiser, praktischer Re¬ 
formen und der unparteiischen, ernsten Kritik erfüllen möge. 
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Die Mikroskopie im Dienste der Kriminaluntersuchung. 

Von 

Gerichtschemiker Dr. G. Popp, Frankfurt a. M. 

Wir haben den Verfasser, der in Süd¬ 
deutschland und in der Rheingegend seit Jahren 
eine außerordentlich umfangreiche kriminali¬ 
stische Sachverständigentätigkeit entfaltet, er¬ 
sucht sich über die Untersuchung von 
Schmutz-und Erdspuren zu äußern. Denn 
unseres Erachtens wird auf diese so unschein¬ 
baren, aber so wichtigen Spuren von Polizei- 
' undJustizbeamten viel zu wenig geachtet. 

Ein Grund für diese Unterlassungssünden mag 
sein, daß die wissenschaftliche Literatur über 
diesen Gegenstand auffallend dürftig ist. Viel¬ 
leicht hat die Darstellung der beiden Fälle, die 
der Verfasser seiner eigenen Praxis entnommen 
hat, zur Folge, daß künftig bei Kapitalverbrechen 
die Beschmutzungen an Schuhen, Kleidern 
und Wäsche und insbesondere die Deposita 
unter den Fingernägeln mehr berücksichtigt 
werden. Wir freuen uns, mitteilen zu dürfen 
daß der Verfasser uns Fortsetzungen seiner in¬ 
teressanten Arbeit in Aussicht gestellt hat 

Dr. HeindL 

Die Mitwirkung des Mikroskopikers bei der Feststellung des 
Tatbestandes schwerer Verbrechen und der Untersuchung Ver¬ 
dächtiger ist von Groß in seinem Handb. f. U. R. IV. Bd. I pg. 
193 If. eingehend gewürdigt worden, und wir finclen da mehrere 
prächtige Hinweise und Beispiele gegeben. 

Die neuere Literatur ist der Aufforderung von Groß zur Samm¬ 
lung weiterer Beispiele erfolgreicher Anwendung des Mikroskopes 
aber nicht in gebührendem Maße gerecht geworden, außer vielleicht 
auf dem Gebiete der Urkundenfälschungen und der Blutfleckenprü¬ 
fung, wodurch die Errungenschaften der wissenschaftlichen Mikro¬ 
photographie, besonders die Seite der Darstellung der mikrosko¬ 
pischen Befunde, mehrfache Förderung gefunden hat. 

In den folgenden Ausführungen möchte ich mich zunächst mit 
der Untersuchung von Schmutz an Schuhen und anderen Kleidungs¬ 
stücken befassen und einige diesbezügliche Fälle anführen. 

Für die erfolgreiche Feststellung derartiger Spuren ist es wich¬ 
tig, daß die Gegenstände dem Sachverständigen im ursprünglichen 
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Zustand der Beschlagnahme unterbreitet werden und nicht durch 
Zusammenpacken mit abfärbenden oder abstäubenden Gegen¬ 
ständen oder gar durch Reinigung oder Desinfektion (z. B. in Ge- 
fangen-Anstalten) verändert wurden. 

Schmutz und Staub sind in der Regel graue oder schwarze, 
pulverige, verkittete oder schmierige Massen, welche sich nach 
Liebig als „an und für sich vielleicht sehr nützliche Substanzen 
an einem verkehrten Platze“ befinden. 

Wie der Chemiker eine Substanz durch Analyse in ihre Ur- 
stoffe zerlegt und so ihren chemischen Charakter beurteilt, so zer¬ 
legt der Mikroskopiker den Schmutz zunächst durch Vergrößerung 
mit dem Mikroskop in die optisch erkennbaren verschiedenen Be¬ 
standteile, die er dann morphologisch durch rein mikroskopische, 
mechanische, mikrochemische oder physikalische Methoden zu 
trennen und im einzelnen zu bestimmen sucht. 

Das Körpergemenge ist zunächst in Mineralsubstanzen, Pflan¬ 
zenteile und andere Zellkomplexe, Bakterien bezw. Mikroorganis¬ 
men, Fette oder dergleichen zu trennen und dabei zu beurteilen, ob 
die Elemente ihrer Art nach zusammengehören oder ein durch be¬ 
sondere Umstände geschaffenes Gemenge vorliegt, und welche 
Bedeutung ihm als Ganzes wie in seinen Bestandteilen für den 
Fall zukommt. 

Die graue oder schwarz^ Farbe des meisten Schmutzes rührt 
daher, daß die Mischung der verschiedenen Farben in Substanz 
immer ein mehr oder weniger tiefes Schwarz ergibt im Gegensatz 
zur optischen Mischung auf der sich drehenden Scheibe, auf wel¬ 
cher bekanntlich Weiß entsteht. Andere Färbungen des Schmutzes 
können durch das Vorwiegen bestimmter gefärbter Elemente oder 
von einem Durchdringen mit einer Farblösung bedingt sein. 

Ehe man zur Analyse eines Schmutzfleckes durch Ablösung 
einzelner Teile schreitet, ist es Grundbedingung, die Beschaffen¬ 
heit der Substanz nach Art der Auflagerung, Umfang, Form und 
Tiefe zu prüfen und eventuell durch eine geeignete Maßnahme 
festzuhalten. 

Besonders ist auch die Frage des Alters eines Fleckes durch 
seine äußere Erscheinung, nachträgliche Staubauflagerungen, Zer¬ 
klüftung, Durchdringung mit Schimmelmycelien und dergl. tun¬ 
lichst sofort zu entscheiden. 

Wenn Groß (1. c. pg. 221 unten) meint, daß die mikroskopische 
Prüfung eines Fleckes rasch geschehen könne, verhältnismäßig 
nicht viel koste und vielleicht sofort endgültigen Bescheid geben 
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könne, so möchte ich dem entgegen doch vor einer Entscheidung 
auf den ersten Blick ins Mikroskop hin warnen, da auch hier der 
Schein oft trügt. Nur eine gründliche, mit den Geboten der modernen 
mikroskopischen Technik geführte Untersuchung kann eine Gewähr 
für sichere Schlüsse bieten, während eine auf oberflächliche Be¬ 
trachtung hin abgegebene Erklärung leicht die ganze Untersuchung 
des Falles auf Irrwege zu leiten vermag. Auch möge man be¬ 
achten, daß niemals der ganze Fleck ohne vorherige photographische 
Festhaltung seiner Erscheinung so zerstört werden darf, daß eine 
nachträgliche Feststellung und Überprüfung unmöglich wird, denn 
die Erfahrung lehrt, daß die wichtigsten Fragen oft erst nach Er¬ 
halt des ersten Befundes auftreten und eine Kontrolle desselben 
erheischen. 

Jeder einzelne Fall bietet neue Gesichtspunkte und stellt an 
die Umsicht und Erfahrung des Sachverständigen verschiedene 
Anforderungen. 

Ich lasse daher zur Erläuterung einige Fälle aus meiner lang¬ 
jährigen Praxis folgen, wobei ich aber auf die Methodik, als hier 
zu weit führend, nicht mehr zu sprechen kommen möchte. 

Fall Laubach, Landger. Freiburg i. B. No 1591/04 
(Mord und Sittlichkeitsverbrechen). 

Tatbestand: am 7. 10. 1904 wurde bei Wildthal die Leiche 
einer 52jährigen Näherin in einem Bohnenacker ermordet aufge¬ 
funden. Die Leiche zeigte Stich- und Schnittwunden am Halse 
und war mit einem rotblauen, seidenen Halstuch gewürgt worden. 
Anscheinend hatte auch ein Sittlichkeitsverbrechen stattgefunden. 
Die Leiche lag abseits von einem Fußweg. An diesem fand sich 
ein buntes Taschentuch, welches nicht aus dem Besitz der Ermor¬ 
deten stammte. 

Die mikroskopische Untersuchung dieses Taschentuches ergab, 
daß sich an demselben durch den Regen verwaschenes Blut be¬ 
fand, sowie ein Stückchen blutiges, fettiges Gewebe und Seiden- 
fasem von roter und blauer Farbe, welche mit denen von dem 
Halstuch der Ermordeten übereinstimmten. Die Schmutz- bezw 
Nasenschleimflecke in dem Taschentuch waren meist bräunlich 
oder schwarz. Bei der mikroskopischen Analyse ergab sich in 
den braunen Flecken reichlich Tabakstaub, wie er in Schnupftabak 
zu finden ist. In den dunkleren Flecken war reichlich Kohlen- 
bezw. Koksstaub zu sehen, welcher an der glasigen Struktur und 
seiner Unlöslichkeit erkennbar war. In anderen Flecken fanden 
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sich feine Sandkörnchen verschiedener Art, vermischt TOit Glimmer¬ 
schüppchen und Hornblendekristallchen. 

Die Tat war zweifellos am Abend vorher begangen worden. 
In später Abendstunde war ein heftiger Platzregen niedergegangen. 

Der Tat verdächtigt wurde ein in einem Nachbarort wohnender 
früherer Fremdenlegionär, welcher nach dem Regen nach Hause 
gekommen war und angab, tagsüber in einer Sandgrube und einige 
Tage vorher auf dem Gaswerk gearbeitet zu haben. Derselbe war 
auch Schnupfer. Er leugnete zunächst die Tat und den Besitz 
des Taschentuches. 

Die Untersuchung des unter seinen Fingernägeln heraus¬ 
geschabten, bezw. damit abgeschnittenen Schmutzes zeigte neben 
Sandkörnern, Glimmerschüppchen und Hornblendekristallchen 
Koksstaub, Fett und zahlreiche Fasern von seinem Anzug. Dar¬ 
unter befanden sich aber auch an zwei Fingern einige rote und blaue 
Seidenfädchen, sowie an allen Fingern mehr oder weniger deut¬ 
liche Blutspuren eingelagert. 

An seinem Anzug waren noch verschiedene Blutspuren fest¬ 
stellbar, außen und in der rechten Hosentasche, trotzdem versucht 
worden war, dieselben durch Abschaben mit einem'Messer zu be¬ 
seitigen, sowie ein Haar, welches mit den Haaren der Ermordeten 
übereinstimmte. An den Hosen fanden sich, namentlich an den 
unteren Teilen und in der Knöchelgegend der Füße, Flecke von 
graugelber Lehmerde und außerdem solche von einer anders¬ 
farbigen, mehr hellgrauen, schlammigen Anschmierung, die teilweise 
auf der gelbbraunen Erde saß. Die gelbbraune Lehmerde stimmte 
in der Art und Menge der darin enthaltenen Quarzkörner, den 
Hornblendekristallchen und der Tonsubstanz, sowie dem Pflanzen¬ 
detritus vollkommen überein mit der Beschaffenheit der von dem 
Tatort entnommenen Probe. Die hellgraue, schlammige Anschmie¬ 
rung, welche sich hauptsächlich durch glänzende Glimmerplättchen 
und kohlige Partikel auszeichnete, erwies sich als morphologisch 
identisch mit dem Schlamm, welcher sich durch den Regen auf 
dem vom Tatort nach der Wohnung des Beschuldigten führenden 
Weg gebildet hatte. Diese Erdspuren waren aber auch verschieden 
von der Erde der Sandgrube, in welcher Laubach früher gearbeitet 
hat und in welcher er nachweislich während der Arbeit Überhosen 
trug. 

Ein bei dem Beschuldigten beschlagnahmtes Messer zeigte an 
der Klinge einen Fettüberzug ünd am Grunde derselben Fett- und 
Brotreste-Anschmierungen. ln diesen waren auffallend viel Stoff- 
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fasern von dem Anzug des Beschuldigten zu sehen und dazwischen 
fanden sich eingestreut einige lose Blutschollen. Mitdiesem Messer 
hat offenbar die Reinigung der bereits eingetrockneten Blutspuren 
stattgefunden. 

Aus diesen Befunden war zu schließen, daß das Taschentuch 
sein Eigentum war, denn die Flecke in demselben deuteten darauf 
hin, daß der Träger Schnupfer war, daß er gelegentlich Kohlen¬ 
staub einatmete, bei anderer Gelegenheit glimmerhaltigen Feinsand. 
Das Taschentuch war außerdem blutig und das Fettgewebe mit den 
Seidenfasern vom Halstuch der Ermordeten deuteten direkt auf die 
Beziehungen zur Tat hin. Die Schmutzflecken an dem Anzug ent¬ 
sprachen teils der lehmigen Erde vom Tatort, teils dem schlam¬ 
migen Weg, welcher vom Tatort nach der Wohnung des Beschul¬ 
digten führte. Der Schlamm war später an die Hosen gekommen 
als die Erde vom Tatort. Der Befund des Fingernagelschmutzes 
bewies, daß der Beschuldigte blutige Hände hatte, und die Seiden¬ 
fäserchen in demselben ließen die Herkunft aus dem bei der Tat 
zerschnittenen seidenen Halstuch der Ermordeten, mit dem sie auch 
gewürgt worden war, erkennen. Mit dem Messer konnte die Tat 
nicht begangen worden sein, dagegen deutete der Befund darauf 
hin, daß mit diesem Messer eine Reinigung der Kleider von Blut 
versucht worden war. Nach Vorhalt dieser Befunde gab der Be¬ 
schuldigte die Tat zu. Die mikroskopische Untersuchung des 
Messers und der Flecke an dem Taschentuch war von dem amtieren¬ 
den Staatsanwalt, welcher mit den von Groß gegebenen Anwei¬ 
sungen vollkommen vertraut war, sofort angeordnet worden und 
die anderen' die ersten Befunde ergänzenden Prüfungen, ergaben 
sich danach von selbst. 

Der Fall zeigt, wie wertvoll die mikroskopische Untersuchung 
von Flecken und Schmutzspuren im Einzelfalle zu sein vermag. 

Fall Schlicher, Ldg. Kaiserslautern, 1908. (Raubmord). 

Am 30. 5. 08 wurde in der Staatswaldabteilung Schelmenkopf 
auf der Rockenhäuser-Höhe der Gemarkung Falkenstein (Pfalz) 
«ine Frauenleiche aufgefunden, welcher der Kopf abgeschnitten 
war. Die Leiche war nach den Schleifspuren an derselben an den 
Fundort geschleppt worden. Der Kopf fehlte. An der linken Hand 
hing noch, den Zeigefinger halb umkleidend, der umgestülpte 
Glacehandschuh. Tatort und Täter waren zunächst unbekannt. 
Am 2. Juni waren an einem etwa 30 m oberhalb des Fundortes 
vorbeiführenden Waldweg zwei kleine Fleischstückchen gefunden 
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worden, von denen man annahm, daß sie beim Transport der 
Leiche, bezw. des Kopfes, verloren gegangen waren und von der 
Leiche herstammten. 

In dem Handschuh fanden sich, mit Blut verklebt, einige 
Frauenkopfhaare, welche, wie sich später herausstellte, mit denen 
der Ermordeten identisch waren, sowie einige Blätter, von denen 
zwei als Blätter des behaarten Weißdorns und ein drittes als Heidel- 
beerblatt erkannt wurden. Heidelbeeren und solcher Weißdorn 
wuchsen aber nicht am Fundort, sondern etwa 45 m hangaufwärts, 
in der Nähe des Weges. Die spätere Untersuchung der dortigen 
Erde ergab das Eindringen von Blut in dieselbe, sowie zahlreiche 
Haare der Ermordeten. Hier war also offenbar der Tatort. Später 
fand sich auch unter Steinen versteckt dortselbst der bereits von 
den Weichteilen freie Schädel der Ermordeten, welcher durch das 
Gebiß identifiziert werden konnte. Die beiden Fleischfetzchen, 
welche nach der Tat am Wege gefunden worden waren, konnten 
bei der Untersuchung nicht als Menschenfleisch identifiziert werden. 
Zwei an dem Fleisch klebende, winzige, dunkelblaue Härchen 
wurden jedoch als Maulwurfhaare erkannt, und es ergab sich auch 
bei der weiteren Nachsuche, daß hier ein Maulwurf durch Wagen¬ 
räder zerquetscht und dessen Kadaver vermutlich von einem Vogel 
verschleppt worden war. 

Als Täter kam ein Einwohner des auf der gegenüberliegenden 
Höhe befindlichen Ortes Falkenstein in Verdacht. Derselbe war 
Besitzer des an das Waldstück, in welchem die Leiche gefunden 
worden war, angrenzenden Ackers. Zeugen wollten den Beschul¬ 
digten von der gegenüberliegenden Höhe aus am Tage der Tat 
und um die in Betracht kommende Nachmittagsstunde auf diesem 
Acker bemerkt haben. Der Beschuldigte leugnete, an diesem 
Feiertage (Himmelfahrtstag) auf dem Acker gewesen zu sein, son¬ 
dern er will sich auf d£r Höhe, an welcher der Ort Falkenstein 
liegt, dem Herzberg, und auf seinen dort befindlichen Äckern er¬ 
gangen haben. In seiner Wohnung standen auf dem Schrank die 
Feiertagsstiefel, welche bereits oberflächlich gereinigt waren, jedoch 
an den Absätzen, zwischen denselben und der Sohle, sowie an 
den Sohlen noch dicke Erdanschmierungen zeigten. 

Die Untersuchung dieser Erdbeschmutzungen an den Stiefeln 
ergab nun folgendes: es hatte in dieser Zeit öfter geregnet und 
die Erde war daher mehr oder weniger feucht und schlammig, 
so daß sie an den Stiefeln gut anhaftete. An den Stiefeln hatten 
sich daher die Erdspuren der verschieden begangenen Stellen teil- 
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weise durch die Gehbewegung miteinander vermischt, doch hatten 
sich an einigen Stellen, wie namentlich in den Winkeln zwischen 
Absatz und Sprunggelenk, die Schichten derart aufeinander ge¬ 
lagert, daß sie noch leicht unterschieden werden konnten. Die 
behutsame Untersuchung dieser Schichten ergab als unterste und 
als oberste Schicht eine Kotbeschmierung, welche derjenigen der 
Dorfstraße und des. Hofes vorm Hause des Beschuldigten ent¬ 
sprach, nämlich eine graue Mischung von Mineraltrümmern mit 
Kohle und besonders gekennzeichnet durch Massen von grünem 
Gänsekot, der sich durch teilweise verdaute Pflanzenfragmente 
auszeichnete. Von dem Leder aus gerechnet folgten sich nun die 
Schichten derart, daß zunächst eine Schlammschicht folgte, welche 
wesentlich dem zermahlenen Quarzporphyr des dortigen Hanges 
entsprach und sich auf dem Wege fand, welcher von der Behau¬ 
sung des Beschuldigten nach dem Wiesengrund führte. Nun folg¬ 
ten kleine Stückchen von Grashalmen und Moosteilchen welche 
dem Wiesengrund entsprachen, und darauf kam eine rote Schicht, 
welche hauptsächlich aus Rosenquarz bestand., Die Höhe aber, 
auf welcher sich der obengenannte Acker des Beschuldigten und 
der Fundort der Leiche befand, bestand aus einer roten Erde, 
nämlich verwittertem Rotsandstein. Diese rote Erde' fehlte voll¬ 
ständig auf dem gegenüberliegenden Höhenzug. Die rote Erde 
an den Stiefeln war dann vermengt mit fein verriebenem Stroh 
und Haferspelzen und dann mit verwittertem Laub und rotbraunen 
Pflanzenschuppen, wie sie von Buchenknospen abgestoßen werden 
und wie dies die Erde vom Tatort zeigte. Darauf folgten wieder 
grüne Grasfragmente, und nun kam an einigen Stellen aufgelagert 
oder eingemischt eine Schicht, welche Mauermörtel, Ziegelbröck- 
chen und Holzkohle enthielt. Darauf folgte wieder die mit Gänse¬ 
kot beladene unterste Schicht. Beim Abschlämmen der einzelnen 
Schichten ergaben sich in der der Walderde entsprechenden Schicht 
auch einige Wollfäserchen von rotbrauner Wolle, entsprechend 
derjenigen an dem Rock der Ermordeten. Die Schicht mit Kalk- 
bröckchen, Holzkohle und Ziegelmehl entsprach den Erd proben 
von dem Schutt an der Burgruine, welche sich oberhalb der Be¬ 
hausung des Beschuldigten erhob. 

Diese Stiefel waren von der Frau des Beschuldigten an dem 
betreffenden Himmelfahrtstage abends oberflächlich gereinigt und 
auf den Schrank gestellt worden, da der Beschuldigte an den folgen¬ 
den Tagen seine Arbeitsstiefel in die Fabrik anzog. Die Nach¬ 
forschung in der Burgruine ergab nunmehr in einem Versteckplatz 
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neben einem Wilderergewehr und Patronen, welche durch die aus 
einer Postkarte geschnittenen Verschlußplättchen als dem Beschul¬ 
digten gehörend erwiesen werden konnten, auch eine Hose, an der, 
trotzdem sie mit Wasser gereinigt worden war, noch Menschenblut¬ 
flecke und Haare nachgewiesen werden konnten, welche mit denen 
der Ermordeten identisch waren. In der Hose war eine Genick¬ 
fängertasche eingenäht, auf deren Futter ein Name stand, welcher 
von dem Schneider als der von ihm geschriebene Name des Be¬ 
schuldigten erkannt wurde. 

Auch an dem Rock des Beschuldigten ließen sich später zahl¬ 
reiche Blutspuren, trotz stattgehabter Reinigung erkennen, welche 
der Beschuldigte als von Nasenbluten herrührend erklärte, die aber 
ihrer Art und Lage nach nicht auf Nasenbluten hindeuteten. 

Die mineralogisch-geologische Prüfung der Erdanschmierungen 
an den Stiefeln erfolgte von mir unter Zuziehung eines Geologen. 
Die eingehende Beschreibung der Einzelbefunde mag hier über¬ 
gangen werden. Aus dem Ergebnis der Untersuchung war zu fol¬ 
gern, daß die Angaben des Beschuldigten bezüglich seines Aufent¬ 
haltes unrichtig sind, daß er nämlich an diesem Nachmittag nicht 
auf dem Herzberg gewesen sein kann, sondern daß er auf der Rocken- 
häuser Höhe, d. h. in der Gegend des Tatortes gewesen sein muß. 
Aus der Schichtenfolge der Erde geht hervor, daß er über die Dorf¬ 
straße und dann auf dem Wege des Berghanges nach dem Wiesen¬ 
tal gegangen ist, dieses überquert hat und dann auf seinem Acker 
auf der Rockenhäuser Höhe war. Die Strohpartikel und Gersten¬ 
spelzen, welche in dieser roten Erde gefunden wurden, deuteten 
auf den Weg hin, welcher auf dies.er Höhe in den Wald führte 
und auf welchem zahlreiche Roßbollen verstreut liegen. Er war 
aber auch im Wald, und die braunen Wollfasern in dieser Schicht 
können von dem Rock der Ermordeten stammen. Diese Wollfasern 
stimmten auch nicht mit der Wolle von den Anzügen des Schlicher 
selbst und seiner Angehörigen überein. Er ist dann über das 
Wiesental zurückgekehrt und nach einem Besuch in der Wohnung 
zweifellos in der Burgruine gewesen, wo er die inzwischen not¬ 
dürftig gereinigte Hose versteckte. 

Diese Ergebnisse der mikroskopisch-mineralogischen Kotunter¬ 
suchung an dem Stiefel zusammen mit den übrigen Befunden und 
den hier nicht erwähnten weiteren Indizien führten zur Verurtei¬ 
lung des Beschuldigten, welcher, nach stattgefundener Begnadigung 
zu lebenslänglichem Zuchthaus, die Täterschaft später auch nicht 
mehr leugnete. 
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Bemerkungen über 

I. 

Schriftvergleichung durch Typenbildung nach dem 
Kompositionsverfahren von Galton 

II. 

- Mikroskopische Schriftuntersuchung. 

Von 

Professor Dr. W. Scheffer (Berlin). 

(Mit 5 Bildern.) 

I. Francis Galton hat in den Jahren 1878 und 1881 Mitteilungen 
über ein Verfahren der sogenannten Composite Photography (Com- 
posite Portraits) gemacht. Weitere sehr wertvolle Mitteilungen 
über diesen Gegenstand hat W. Curtis Tailor 1885 im British 
Journal of Photography veröffentlicht. In dieser Zeitschrift hat 
auch GaltQn sein Verfahren bekannt gegeben. 

Das Verfahren besteht darin, eine Anzahl von Bildern 
einander ähnlicher Gegenstände so zu einem Einzel¬ 
bild zu vereinigen, daß dies die allen gemeinsamen 
wesentlichen Erscheinungen wiedergibt. 

Man hat aus den verschiedenen Bildern einer Person, z. B. 
Washingtons, ein Durchschnittsbild hergestellt. Man hat weiter 
die Bilder verschiedener Menschentypen, z. B. Kranker, Verbrecher 
und besonderer Berufsklassen übereinander photographirt und 
so Durchschnittsbilder bekommen, die ganz überraschende Er¬ 
scheinungen zeigen. 

Bei meinen Untersuchungen über Schriftvergleichung kam ich 
auf den Gedanken, das Kompositionsverfahren auch hier anzu¬ 
wenden und in der Tat sind die ersten Ergebnisse ermutigend. 
Die Fig. 1 zeigt eine Anzahl von a aus einem Brief. Fig. 2 ist 
das Kompositionsbild aus den 18 Einzelbildern. Es zeigt in über¬ 
raschender Weise den Typus des a von der betreffenden Hand. 

Die Technik der Herstellung solcher Durchschnittsbilder ist sehr 
einfach. Man sucht sich zunächst eine Gruppe von Buchstaben 
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Ich veröffentliche diese vorläufige Mitteilung, um auf dies 
Verfahren aufmerksam zu machen und ich hoffe, daß man mir 
gelegentlich geeignetes Material für meine Versuche zuweisen 
wird. Vielleicht ergeben weitere Versuche, daß dies Verfahren 
in manchen Fällen der Schriftvergleichung und -Identifikation 
von Nutzen sein kann. 

II. Um in Bleistiftstrichen bei einiger Vergrößerung besondere 
Einzelheiten zu sehen, wendet man mit gutem Erfolg sog. 
Opak- oder Vertikalilluminatoren an, die für die mikroskopische 
Beleuchtung undurchsichtiger Objekte, z. B, von Metallschliffen, 
benutzt werden. Bei etwa lOOfacher Vergrößerung mit dieser 
Beleuchtungseinrichtung betrachtet, zeigen Bleistiftstriche eine 
außerordentlich starke Spiegelung. 

Man kann an diesen Beleuchtungseinrichtungen Zusatzein¬ 
richtungen für polarisirtes Licht anbringen, die in dem vorliegenden 
Falle recht wichtige Erscheinungen zeigen. Diese Polarisations¬ 
einrichtungen sind zuerst von Herrn Professor Königsberger ange¬ 
geben. Sie werden schon seit längerer Zeit bei der Untersuchung 
von Metallen und Erzen mit Erfolg benutzt. 

Die Fig. 3 und 4 zeigen Bleistiftstriche, 3 mit einem harten 
und 4 mit einem weichen Stift gezogen, zunächst ohne polarisirtes 
Licht. Die Unterschiede zwischen dem harten und dem weichen 
Stift sind sehr deutlich. Besonders beim harten Stift sieht man 
im Strich schwarze Graphitteilchen und außerdem noch sehr hell 
leuchtende unregelmäßige kleine Flächen die, wie die Unter¬ 
suchung mit dem Stereomikroskop zeigt, immer auf den am 
höchsten liegenden Fasern des Papierfilzes liegen. Diese hellen 
Fläche* schließen an die dunkeln Graphitstellen an und sie 
liegen immer in einem bestimmten Sinne durch den ganzen Strich 
hindurch auf der einen Seite des schwarzen Graphitteilchens. 

' Hieraus kann man mit dem Mikroskop bestimmen, in welcher 
Richtung der Strich gezogen wurde. Die hellen Flächen folgen 
immer im Sinne der Strichbewegung auf die Graphitteilchen. 
Der Keil auf Fig. 3 und 5 zeigt die Entstehungsrichtung des 
Striches. 

Fig. 5 zeigt an zwei Vergleichsaufnahmen von genau der¬ 
selben Stelle eines Bleistiftstriches, was man mit polarisirtem 
Licht und der Anordnung von Königsberger erreichen kann. 
Fig. 3a wurde ohne polarisirtes Licht, 5b mit ihm zwischen -+- 
gestellten^ Prismen aufgenommen. Die Oberflächenspiegelung, 
sowohl der unbeschriebenen Papierfläche wie auch der Teile des 
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Striches, ist vollkommen verschwunden und die in 5j kaum oder 
gar nicht sichtbaren .Ot.apjiilteijchen siml in 5h sehr deutlich zu 
sehen. Der weiße Üniergtönd depoiatisin das vt»ni Polarisator 
kommende Licht; Er jeuchlel in gleichmäßig, diffuser Helligkeit 
aut. Da die Spiegelung der Oraptutteilchen vollkommen ver¬ 
schwunden ist. erscheinen; sie mit ihrer Eigen falbe, iidschwarz 
3 ui dem hellen Grund. Die neben den abgescheuerten Ciraphit- 
teilchen liegenden hellen Stellen yersch winden auch zwischen + 
gestellten Prismen. Sie <mä. in 5 a sehr deutlich/ Die. Struktur 


des Papierldzes., die. besonders durch die Spiegelung in 5 a deutlich 
wird, verschwindet natürlich zum größten Teil zwischen den 
gekreuzten Prismen, Um die Stn'dirkhtung festzustellen, verfahrt 
man praktisch SÖ;: ;Man sucht sich zunächst zwischen gekreuzten 
Prismen einige Fasetir mit darag abgescheuerten Graphit teil eher., 
die ungefähr senkrecht zuro Strich tiegen Daiih dreht- mah den 
Analysator oder den Pobtrisator .langsam; nach der -t- Stellung 
zu, bis man deutlich sieht,-, wie die hellen Felder au die dimkebt 
G.iaphifteifchen ansddieUen. IMua kann man rnit .Sicherheit ohne, 
weiteres die Stnohnchtung angeben. Am besten gelingen diese 
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Untersuchungen bei schwachen und mit nicht zu weichen Stiften 
gezogenen Strichen. Wenn man auch im allgemeinen ohne 
weiteres sagen kann, in welcher Richtung ein Strich entstanden 
ist, so ist es doch möglicherweise gelegentlich einmal von Wich¬ 
tigkeit, diese Peststellung objektiv machen zu können. Ganz 
allgemein ist die Bedeutung dieses Untersuchungsverfahrens aber 
für Fälle, in denen man die feinsten Strukturen von Strichen 
aufzudecken hat. 

Auch bei dünnen, z. B. rasch gelöschten Tintenstrichen 
sieht man den Strich viel deutlicher bei + gestellten Prismen. 
Es scheint mir, daß die dünne Tintenlage in bezug auf das 
Spiegeln die Eigenschaften der unter ihr liegenden Faser annimmt 
und ungefähr ebenso spiegelt, wie die Faser selbst. Wahrscheinlich 
geht diese Spiegelung im wesentlichen bereits von der Oberfläche 
des Tintenstriches aus, so daß seine Farbe und Absorption nur 
verhältnismäßig wenig wirkt. Wenn man aber die Spiegelung 
bei 4- gestellten Prismen vollständig ausschaltet und nur das 
von der Faser depolarisirte diffus schwingende Licht zur Wirkung 
kommen läßt, wird natürlich die Absorption, d. h. die Färbung 
des Striches, wirksam und man sieht ihn so deutlich, wie das 
überhaupt nur möglich ist. Die hellen Felder, die man bei Blei¬ 
stiftstrichen sieht, sind bei Tintenstrichen nicht da; man kann also 
auch nicht ihre Schreibrichtung auf diese Weise feststellen. 
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Giftmord oder Tod durch fortgesetzte freiwillige 

Arsenikzufuhr ? 

Von 

Oeheimrat Dr. Arthur H elfter, 

Professor und Direktor des Pharmakologischen Instituts der Universität Berlin. 


Im Wiederaufnahmeverfahren ist der Giftmordprozeß Kieper 
vom 14.—17. März d. J. vordem Schwurgericht Graudenz verhandelt 
worden und hat mit dem Freispruch der Witwe Karoline Kieper 
geendet. Die Genannte war vor sechs Jahren wegen Vergiftung 
ihres Ehemanns zum Tode verurteilt und diese Strafe auf dem 
Gnadenwege in lebenslängliche Zuchthausstrafe umgewandelt 
worden. Bei der damaligen Verhandlung hatte der Verteidiger an 
der Möglichkeit festgehalten, daß der Ehemann Wilhelm Kieper 
sich freiwillig Arsenik zugeführt habe. Aber die Sachverständigen 
zogen eine solche Möglichkeit gar nicht in Betracht, wodurch der 
damalige Wahrspruch der Geschworenen seine Erklärung findet. 
Durch Beibringung -neuer Zeugenaussagen und durch wissen¬ 
schaftliche Gutachten erfahrener Toxikologen sah sich das Ober¬ 
landesgericht Marienwerder veranlaßt, das Wiederaufnahmeverfahren 
anzuordnen, in dem die Witwe Karoline Kieper von der Staats¬ 
anwaltschaft wiederum des Giftmordes an ihrem Ehemann angeklagt 
wurde. 

Dieser Giftmordprozeß stellt in gerichtlich- medizinischer Hin¬ 
sicht einen Einzelfall von größter Seltenheit insofern dar, als es 
sich darum handelte, zu entscheiden, ob der Verstorbene das Gift 
in verbrecherischer Absicht von fremder Hand erhalten oder es 
sich gewohnheitsmäßig selbst zugeführt hatte, mit andern Worten, 
ob er Arsenikesser war. Hierzu möchte ich einschaltend be¬ 
merken, daß die Toxikologen unter Arsenikessern vorwiegend die 
Bauern und Holzknechte in den Österreichischen Alpenländern, 
namentlich der Steiermark, verstehen, die Arsenik oder arsenik¬ 
haltiges Auripigment in fester Form ein bis zweimal wöchentlich 
auinehmen und dabei angeblich ein hohes Alter erreichen. Als 
Grund dieses Mißbrauches wird die Absicht angegeben, Ausdauer 
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in körperlichen Anstrengungen oder höhere geschlechtliche Leistungs¬ 
fähigkeit zu erlangen. Sodann besteht der Aberglaube, daß bei 
der nicht selten geübten Verabreichung von Arsenik an das Vieh, 
um seinen Ernährungszustand zu heben, die das Vieh pflegenden 
Leute selbst Arsenik nehmen müssen, wenn dem Vieh ein Nutzen 
erwachsen soll. 

Ein derartiger Arsenikesser -ist Wilhelm -Kieper entschieden 
nicht gewesen, denn er hat Arsenik nach den Zeugenaussagen 
nicht in fester Form, sondern in Lösung tropfenweise genommen. 
Auch der Beweggrund war bei ihm ein andrer, insofern er dabei 
heilende Zwecke (wohl wegen einer Geschlechtskrankheit) im Auge 
hatte. Man kann ihn daher viel eher einen Arsenikkurierer 
als einen Arsenikesser nennen. Eine solche mißbräuchliche chro¬ 
nische Selbsteinführung von Arsenik ist bei uns in Deutschland 
als Bestandteil der Volksmedizin bisher nicht bekannt. Dagegen 
scheint in Ungarn gegen Wechselfieber ein Volksmittel im Gebrauch 
zu sein, das Branntwein und Pfeffer oder Paprika oder Tabak neben 
Arsenik enthält. *) 

Die Aufgabe, zu entscheiden, ob es sich um einen Giftmord 
durch Arsenik oder um den infolge freiwilliger chronischer Arsenik¬ 
zufuhr erfolgten Tod handelt, ist für den ärztlichen Sachver¬ 
ständigen nicht leicht. Die drei Grundlagen, auf die sich seine 
Darlegung und Beweisführung bei der Arsenik — wie bei jeder an¬ 
deren Vergiftung zu erstrecken und zu stützen haben, sind die 
Krankheitserscheinungen, der Leichenbefund und der che¬ 
mische Giftnachweis. Bevor ich diese Dreiheit an dem be¬ 
sonderen Fall Wilhelm Kieper erläutere, ist es notwendig, die 
verschiedenen Formen der Arsenikvergiftung in ihren wesentlichen 
Krankheitszeichen kurz zu schildern und ebenso über den Leichen¬ 
befund und die Ergebnisse der chemischen Untersuchung einige 
allgemeine Bemerkungen vorauszuschicken. 

A. Die nach Arsenzufuhr auftretenden Krankheitserscheinungen. 

Die Arsenikvergiftung zeigt sich beim Menschen in sehr ver¬ 
schiedenen Krankheitsbildern. Je nach der Art der Einführung 
des Giftes unterscheidet man drei Gruppen von Vergiftungsformen: 

I. Die akute Vergiftung entsteht nach der Einführung 
einer einmaligen großen Gabe Arsenik und erzeugt in kurzer Zeit 


') Hans Groß bei Kratter, Arch. f. Kriminal- Anthropol. u. Kriminalistik 
XIII, 122. 1903 
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V 

ein schweres, unter Umständen zum Tode führendes Krankheitsbild. 
Sie tritt in zwei scharf unterschiedenen Formen auf: 

a) Die paralytische oder cerebro-spinale Form, die 
selten zu beobachten ist, wird dadurch gekennzeichnet, daß der 
Vergiftete in einen Zustand zunehmender Bewußtlosigkeit verfällt 
und, bisweilen unter Krämpfen, in wenigen (4 — 10) Stunden stirbt. 
Bemerkenswert ist, daß die bei anderen Vergiftungsformen im 
Vordergrund stehenden Erscheinungen von Seiten der Verdauungs¬ 
organe ganz oder fast ganz fehlen. Es scheint, als ob dieses 
Vergiftungsbild dann auftritt, wenn das Gift unter Umständen ein¬ 
geführt wird, die einen raschen Übergang in den Kreislauf er¬ 
möglichen. 

b) Die gastrische oder gastro-intestinale Vergiftung 
wird viel häufiger beobachtet. Das Krankheitsbild hat eine große 
Ähnlichkeit mit der Cholera, von der es sich nur durch das Auf¬ 
treten des heftigen, stundenlang dauernden Erbrechens, das etwa 
>/-1 —2 Stunden nach Aufnahme des Giftes einsetzt, vor den Durch¬ 
fällen, und die regelmäßig vorhandenen, furchtbaren, brennenden 
Magen- und die Kolikschmerzen unterscheidet. Die Stuhlent¬ 
leerungen treten in sehr großer Zahl auf und sind von wässriger 
oder reiswasserähnlicher Beschaffenheit. Der Vergiftete leidet an 
quälendem Durst und Muskelkrämpfen. Unter allgemeiner Er¬ 
schöpfung und zunehmender Herzschwäche tritt innerhalb von 
24 Stunden der Tod ein. 

Aber nicht immer ist der Verlauf so stürmisch, vielmehr lassen 
in manchen Fällen Erbrechen und Durchfall nach, um am zweiten 
oder dritten Tag ganz aufzuhören. Es entwickelt sich ein Krankheits¬ 
bild, das man als 

c) subakute Vergiftung bezeichnet hat. Infolge der statt¬ 
findenden allmähligen Aufsaugung und Verbreitung des Giftes in 
den verschiedenen Teilen des Körpers werden diese geschädigt 
und zeigen Störungen. Es bildet sich allmählich ein fieberhafter 
Zustand, manchmal mit Gelbsucht gepaart, aus. Der spärlich ent¬ 
leerte Harn enthält Eiweiß. Der Puls ist klein und beschleunigt. 
Am dritten bis fünften Tage treten Hautausschläge verschiedener 
Gestalt auf, bisweilen auch Entzündungen der Schleimhäute der 
Luftwege und der Augen, sowie Schwellungen im Gesicht, an 
Händen und Füßen. Entweder verfällt nun unter zunehmender 
Schwäche und Kurzatmigkeit, wozu sich Delirien gesellen können, 
der Kranke in Bewußtloßigkeit, in welcher der Tod innerhalb von 
4—10 Tagen eintritt, oder jene Erscheinungen verschwinden, und 
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* % * 

es entwickeln sich allmählich Lähmungen der Gliedmaßen, Stö¬ 
rungen des Hautgefühls und Muskelschwund, die erst nach 1—2 
Jahren verschwinden. 

Das plötzlich einsetzende, heftige Erbrechen und die starken 
Durchfälle werden aber nicht nur nach Arsenikgaben beobachtet, 
die der Gerichtsarzt als tödliche zu bezeichnen gewohnt ist — 
also nach 0,15—0,2 g —, sondern auch nach kleineren Mengen, 
die noch eine vergiftende Wirkung hervorzubringen vermögen. 
Diese Arsenikmengen sind ungefähr auf 0,01—0,05 g zu bemessen. 
Werden solche Mengen wiederholt und in unregelmäßigen Zwischen¬ 
räumen zugeführt, so entsteht ein Krankheitsbild von besonderem 
Gepräge, das als 

II. Subchronische Vergiftung bezeichnet wird. Während 
die akute Arsenvergiftung durch Selbstmord, seltener durch Gift¬ 
mord verursacht wird, bedienen sich dieser Art der Vergiftung 
ausschließlich abgefeimte Mörder, wie z- B. die 1831 hingerichtete 
Gesche Gottfried und neuerdings der im Januar 1914 in Frankfurt 
a. M. zum Tode verurteilte Hopf, der des fünffachen Giftmordes 
und zweier Giftmordversuche angeklagt war.. Das bei dieser 
Vergiftungsart entstehende Krankheitsbild ist dadurch gekenn¬ 
zeichnet, daß jede neu beigebrachte Giftmenge ein Wiederauftreten 
oder Zunehmen des heftigen Erbrechens veranlaßt. Da der Gift¬ 
mörder in der Regel bemüht ist, seinem Opfer nicht zu große 
Mengen beizubringen, so haben die Verdauungsstörungen ge¬ 
wöhnlich nicht die Stärke, wie bei der akuten Vergiftung. Das 
Erbrechen ist nicht von so starken Schmerzen begleitet, und die 
Durchfälle sind nicht so zahlreich und niemals cholera^rtig, ja, 
sie können bisweilen ganz fehlen. Zunächst bessern sich bis zur 
Einführung der nächsten Arsengabe diese Erscheinungen. Schließ¬ 
lich werden sie aber wegen der gesteigerten Reizbarkeit der Magen¬ 
schleimhaut dauernd, sodaß fast nach jeder Nahrungsaufnahme 
Erbrechen erfolgt. So kann sich infolge der stark verminderten 
Ernährung allmählich ein nicht geringer Kräfteverfall ausbilden. 
Daneben treten, aber nicht regelmäßig, die Wirkungen des in den 
Kreislauf aufgenommenen Giftes in Form von Haut- und Schleim¬ 
hauterkrankungen und von Störungen der Bewegungs- und 
Empfindungsnerven allmählich auf, wie sie bereits bei der sub¬ 
akuten Vergiftung kurz geschildert worden sind., 

III. Chronische Vergiftung. Diese Art der Vergiftung 
entsteht durch lange Zeit fortgesetzte Aufnahme kleiner, an sich 
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nicht giftiger Arsenmengen. Ihrer Veranlassung nach bezeichnet 
man sie 

a) als gewerbliche Vergiftung, wenn sie bei Arbeitern in Arsen¬ 
hütten und in Fabriken arsenhaltiger Farben oder bei Tieraus- 
stopfern sich ereignet; 

b) als medizinale Vergiftung, wenn sie durch zu lange fort¬ 
gesetzten Gebrauch arsenhaltiger Arzneimittel entstanden ist; 

c) als ökonomische Vergiftung, wenn sie entweder durch mit 
arsenhaltigen Farben gefärbte Gebrauchsgegenstände (Tapeten, 
Kleiderstoffe usw.) oder durch den täglichen Genuß arsenhaltiger 
Nahrungs- und Genußmittel (Trinkwasser, Wein, Bier) veranlaßt 
wird. 

Das Krankheitsbild kann ein sehr verschiedenes Gepräge 
zeigen. Im allgemeinen ist es durch Ernährungsstörungen ge¬ 
kennzeichnet, in deren Verlauf sich bisweilen die schon erwähnten 
schweren Schädigungen der Empfindungs- und Bewegungsnerven 
(Kriebeln, Gefühllosigkeit, Schmerzen mit starkem Hitze- oder 
Kältegefühl, Muskelschwäche, Lähmungen und Muskelschwund) 
einstellen, ln zahlreichen Fällen machen leichte Verdauungs¬ 
störungen den Anfang: Magendruck, Brechneigung, worauf selten 
wirkliches Erbrechen erfolgt. Appetitlosigkeit, unregelmäßiger 
Stuhlgang, d. h. Durchfälle abwechselnd mit Verstopfung werden 
beschrieben. Auch Katarrhe der Atmungsorgane werden beob¬ 
achtet. Tritt Fieber hinzu, so liegt es für den behandelnden 
Arzt nahe, wie das nicht selten geschehen ist, die Krankheit für 
eine Influenza zu halten. Zeigen sich nun gar Hautausschläge, 
so kann auch Masern oder Scharlach vorgetäuscht werden. 
Unter den verschiedenen Hauterkrankungen, die im Verlauf der 
Arsenvergiftung auftreten können, sind für ihre Erkennung zwei 
von ganz besonderer Bedeutung. Eine bronzefarbige oder hell¬ 
braune bis schwarzbraune Verfärbung der Haut, häufig in fleckiger 
Form, tritt an verschiedenen Stellen des Körpers auf (Arsenme¬ 
lanose). Sie zeigt sich aber nicht nur bei chronischer, sondern 
auch bei subakuter Vergiftung. Dagegen kommt die andere 
Störung, die sich in einer an den Fußsohlen und Handflächen 
auftretenden Verdickung und Verhornung der Haut zeigt, nur 
bei der chronischen Vergiftung vor, ist aber keine regelmäßig auf¬ 
tretende Krankheitserscheinung. 

Diese Vergiftungszeichen treten meist langsam ein, doch 
verhalten sich die einzelnen Menschen in ihrer Empfindlichkeit 
gegenüber dem Gift verschieden. Bisweilen sind nach und 
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nach alle geschilderten Krankheitserscheinungen festzustellen, indem 
die Verdauungsstörungen den Anfang machen, in anderen Fällen 
sind nur eine oder mehrere Gruppen derselben zu beobachten. 
Kurz, die chronische Vergiftung kann ein außerordentlich viel¬ 
gestaltiges Bild erzeugen, das piit verschiedenen Krankheiten 
Ähnlichkeit hat und dessen richtige Erkennung für den Arzt sehr 
schwer ist, ja, in den ganz unregelmäßig verlaufenden Fällen 
unmöglich werden kann. Diese Vergiftung kann sich nach der 
Höhe der täglich zugeführten Menge und nach der besonderen 
Empfänglichkeit des Vergifteten auf Monate und Jahre erstrecken, 
ohne das Leben zu gefährden. In einzelnen Fällen treten aber 
nach einiger Zeit Störungen der Herztätigkeit (Herzklopfen, starke 
Pulsbeschleunigung), Kurzatmigkeit und Anfälle von Asthma auf. 
Der Tod erfolgt dann durch plötzliche Herzlähmung, in anderen 
Fällen in Bewußtlosigkeit unter Krämpfen. 

Läßt man die Krankheitsbilder der verschiedenen Formen 
der Arsenikvergiftung an sich vorüberziehen und versucht, danach 
die Frage zu beantworten, wie sich entscheiden läßt, ob eine ab¬ 
sichtliche Arsenvergiftung vorliegt oder eine durch Mißbrauch 
arsenhaltiger Arzneien verursachte chronische Selbstvergiftung, so 
ist folgendes festzuhalten. Die chronische Form ist, soweit mir 
bekannt ist, niemals die Folge einer absichtlichen Vergiftung. 
Der Giftmörder bevorzugt die akute, oder, wenn er schon erfahren 
ist, als weniger auffallend die subchronische Vergiftung. Die täg¬ 
liche, mehrmalige, unbeobachtete Beibringung von einigen Milli¬ 
grammen Arsenik würde wohl unüberwindlichen Schwierigkeiten 
begegnen. Vor allen Dingen aber würde der Erfolg sehr un¬ 
sicher sein und lange Zeit auf sich warten lassen, ln der Regel 
würden erst nach Wochen die ersten . Krankheitserscheinungen 
sich zeigen, und mit dem Eintritt des Todes könnte erst nach 
vielen Monaten, ja Jahren, gerechnet werden. Man kann also 
bei Feststellung einer chronischen Vergiftung mit großer Wahr¬ 
scheinlichkeit von vornherein annehmen, daß eine verbrecherische 
Beibringung des Giftes von anderer Seite nicht vorliegt. 

Die Schwierigkeit, in gerichtlichen Fällen zu entscheiden, ob 
eine chronische Vergiftung vorliegt, ist freilich nicht gering. Nicht 
bloß, daß der Sachverständige den Vergifteten fast nie während 
seiner Krankheit gesehen hat, sondern auf die, doch nur mit 
großer Vorsicht zu bewertenden, Angaben dritter Personen an¬ 
gewiesen ist, noch viel wichtiger ist die Ähnlichkeit, die die sub¬ 
akute und subchronische Vergiftung in ihren Erscheinungen mit 
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der chronischen Vergiftung darbieten können. Hier wie dort 
können Hauterscheinungen, Fieber, Magenbeschwerden, Störungen 
des Hautgefühls und der Bewegung auftreten. Nur ein Krank¬ 
heitszeichen ist es, wodurch die akute, subakute und subchronische 
Arsenvergiftung sich auszeichnen: das plötzlich einsetzende, heftige 
Erbrechen, dem meist Durchfälle folgen. 

B. Der Leichenbefund. 

Nur in den akut verlaufenen Fällen gastro-intestinaler Ver¬ 
giftung findet man die Schleimhaut des Magens geschwollen, 
mit dickem Schleim bedeckt und mit feinen Blutungen durch¬ 
setzt. Die Därme zeigen ein ähnliches Bild. Doch ist hervor¬ 
zuheben, daß diese Veränderungen völlig fehlen können, nicht 
nur bei der paralytischen Form der akuten Vergiftung, sondern 
auch in solchen Fällen, wo während des Lebens Erbrechen und 
Durchfälle aufgetreten waren. Bei langsam zum Tode führenden 
Vergiftungen hat man manchmal die Leber, den Herzmuskel und 
die Magendrüsen im Zustand fettiger Entartung gefunden. Auf 
der Innenwand der Herzkammern sind hin und wieder kleine Blu¬ 
tungen beobachtet worden. 

Aber wie schon die Leichenbefunde nach akuter Vergiftung 
bisweilen keine zuverlässigen Zeichen zur Erkennung aufweisen, 
so läßt für die chronische Vergiftung der Leichenbefund als Er¬ 
kennungsmittel völlig im Stich. Falls Veränderungen sich finden, 
unterscheiden sie sich nicht von solchen, wie sie auch durch 
andere Krankheiten verursacht werden können. 

C. Der Qiftnachweis in der Leiche. 

In den Magen eingeführtes Arsenik wird, je nachdem es in 
gelöster oder fester Form hinein gelangt, vollständig oder nur 
teilweise in das Blut übergeführt. Das in den Kreislauf über¬ 
gegangene Gift lagert sich zum Teil in gewissen Organen ab, 
zum Teil wird es mit dem Harn abgeschieden. Erfolgt die Auf¬ 
nahme von Arsenik z. B. bei der Arzneibehandlung längere Zeit 
hindurch, so werden allmählich alle Teile des Körpers arsenhaltig 
<Gehirn, Blutgefäße, Knochen, Haut, Haare). Die Ausscheidung 
durch den Harn erfolgt sehr schleppend, so daß man bei Kranken, 
die mit Arsenik behandelt worden waren, noch 7 Monate nach 
der letzten Gabe den Harn arsenhaltig gefunden hat. Auch nach 
einer einmal genommenen größeren Menge des Giftes kann die 
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Ausscheidung im Harn recht lange dauern. Bei einer Frau, die 
einen Selbstmordversuch mit Rattengift gemacht hatte und infolge 
der subakuten Vergiftungserscheinungen 10 Monate im Kranken¬ 
haus zubringen mußte, habe ich noch 2 Monate nach der Ver¬ 
giftung Spuren von Arsen im Harn gefunden. Es leuchtet ein, 
daß, so lange die Ausscheidung im Harn dauert, im Körper noch 
Ablagerungen von Arsen in irgendwelchen Organen vorhanden 
sein müssen. So hat man in der Leber eines infolge Krankheit 
Gestorbenen, der bis 16 Tage vor seinem Tode mehrere Monate 
lang ärztlich mit Arsenik behandelt worden war, noch 0,005 g 
Arsenik gefunden, ein Beweis dafür, wie langsam das Gift aus¬ 
geschieden wird. 

Die Nieren sind aber nicht der einzige Weg, auf dem das 
aufgenommene Arsen den Körper verläßt. Auch die Magen- und 
Darmdrüsen, sowie die Galle sind dabei beteiligt, spielen aber 
im Vergleich zu den Harnwegen eine Nebenrolle. Es besteht 
noch eine dritte Ausgangspforte aus dem Körper: die Haut und 
ihre Anhänge, d. h. Haare und Nägel. Die Bedeutung des Arsen¬ 
gehaltes der Haare für die gerichtliche Medizin beruht zunächst 
darauf, daß die Einwanderung des Giftes in diese Gebilde mit den 
Lebensvorgängen zusammenhängt. Tote Haare nehmen aus einer 
arsenhaltigen Lösung kein Arsen auf, können also auch aus arsen¬ 
haltiger Friedhofserde oder im Sarg befindlichen arsenhaltigen 
Stoffen z. B. künstlichen Blumen kein Gift aufnehmen. In den 
Haaren findet sich das Gift sehr fest gebunden, so daß sie mit 
Weingeist oder siedendem Wasser zur Entfernung äußerlich an¬ 
haftender Unreinlichkeiten abgewaschen werden können, ohne 
daß man die Auslaugung des Arsens zu befürchten braucht. In 
die Haare geht Arsenik später über als in die Organe der Bauch¬ 
höhle z. B. die Leber. Nach rasch tödlich verlaufenden akuten 
Vergiftungen sind, wie ich an einem Falle feststellen konnte, die 
Haare arsenfrei. Stirbt der Vergiftete an subakuter Vergiftung 
erst nach mehreren Tagen — in dem einzigen mir bekannten 
Fall, wo die Haare untersucht wurden, nach 5 Tagen —, so wird 
Arsen in den Haaren gefunden. Nach längerer Verabreichung 
arsenhaltiger Arzneien zeigten sich die Haare frühestens 14 Tage 
nach Beginn der Behandlung arsenhaltig. Die Haare halten nach 
einmaliger oder länger andauernder Aufnahme von Arsenik (sub¬ 
akute, subchronische oder chronische Vergiftung) das Gift außer¬ 
ordentlich lange fest und sie dienen monate- und jahrelang als 
Ausscheidungsorgane des in der Haut abgelagerten Arsens. In 
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dem oben bereits erwähnten, mißglückten Selbstmordversuch ge¬ 
lang es mir nach 11 Monaten, als der Harn bereits seit längerer 
Zeit frei von Arsen geworden war, noch einen starken Arsen¬ 
spiegel aus 4 g. Haaren zu erhalten. Ja, bei einem Patienten, 
der unter Bedingungen lebte, die eine unbeachtete Arsenaufnahme 
völlig ausschlossen, waren sogar noch 2 Jahre nach Beendigung 
einer früheren Arsenkur die Haare arsenhaltig! 

Bevor die aus dem fehlenden oder vorhandenen Arsengehalt 
der Haare durch den Sachverständigen zu ziehenden Schluß¬ 
folgerungen erörtert werden, sind einige Ausführungen über die 
Verteilung des Arseniks in den übrigen Leichenteilen erforder¬ 
lich. Daß die Mengen des in den verschiedenen Eingeweiden 
vorhandenen Arseniks gewichtsmäßig bestimmt werden, ist uner¬ 
läßlich, wenn es sich nicht nur um unwägbare Spuren handelt. 

Wenn ein Selbstmörder oder das Opfer eines Giftmischers 
an einer rasch tödlich verlaufenden Arsenikvergiftung stirbt, so 
werden die sogenannten „ersten Wege“ (Magen und Därme nebst 
Inhalt) ziemlich viel von dem Gift enthalten, während die „zweiten 
Wege“, in die das Gift erst durch Aufsaugung gelangt, verhältnis¬ 
mäßig spärliche Mengen aufweisen. Dieses Verhältnis ändert sich, 
wenn der Vergiftete nach einigen Tagen an subakuter Vergiftung 
stirbt, insofern als die in den [ersten Wegen befindliche Menge, 
infolge der häufigen Entleerungen des Magens und Darms 
sich vermindert. Bei subchronischer Vergiftung werden sich in 
den zweiten Wegen infolge der häufigen Giftaufnahme größere 
Mengen vorfinden. Jedoch kann, wenn etwa kurz vor dem Tode 
eine Arsenikgabe beigebracht wurde, auch der Gehalt der ersten 
Wege hoch sein. 

In der nachfolgenden Tabelle habe ich zum Beweis des oben 
Gesagten einige Vergiftungsfälle aus der Literatur zusammen¬ 
gestellt, bei denen eine Wägung des Arsengehalts der Leichen¬ 
teile vorgenommen worden ist. Dabei sind, um einen Vergleich 
zu ermöglichen, die gefundenen Arsenikmengen stets auf 1 kg 
der Organe berechnet worden. Über die einzelnen Fälle seien 
zunächst einige Erläuterungen vorausgeschickt. 

A. (Akute Vergiftung) betrifft ein 22jähriges Mädchen, das 
zu Selbstmordzwecken einen gehäuften Teelöffel Arsenik ver¬ 
schluckte. Unter häufigem [Erbrechen und zahllosen Stuhlent¬ 
leerungen trat nach \8 l ji Stunden der Tod ein. 

B. Bei der subakuten Vergiftung handelt es sich um einen 
Mann, der 9 Tage nach dem Genuß einer Milchsuppe mit 0,3—0,4 g 
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Arsenik starb. Sehr bald nach der Aufnahme des Giftes trat 
heftiges Erbrechen ein, das trotz sofort vorgenommener Magen- 
Spülung fortdauerte. Daneben bestanden zwei Tage lang starke 
Durchfälle. 

C. Die subchronische Vergiftung betrifft eine junge Frau, 
die sechs Wochen lang unter Erbrechen, Durchfällen und zu¬ 
nehmenden Nervenlähmungen krank war und starb. Wie oft 
und wie viel Gift ihr zugeführt worden ist, war nicht festzustellen. 

D. gibt die bei der Untersuchung der Leiche Wilhelm Kiepers 
gefundenen Arsenikmengen, auf die später näher eingegangen 
werden soll. 


Art der Vergiftung 


|l Arsenikgehalt in g 
Erste Wege ! Zweite Wege 


Verhältnis I: II 


A. (akut).!j 0.556 j 0,076 ! 7.3 : 1 

B. (subakut).1! 0,009 | 0,007 1,3 : 1 

C. isubchronisch). ' 0,179 *) I 0,054 ! 3,3 : 1 

D. (W. K.).ji 0,002 | 0,012 | 1,0 :6 


Bei Vergleichung der Zahlen A bis C springt in die Augen, 
daß bei der akuten und der subchronischen Vergiftung, von denen 
jene sicher, diese wahrscheinlich kurze Zeit nach Einführung des 
Giftes tödlich geendet haben, der Gehalt der ersten Wege ein 
Vielfaches derjenigen der zweiten Wege beträgt. Auch bei der 
subakuten Vergiftung B, bei der durch das anhaltende Erbrechen, 
die sofort vorgenommene Magenspülung und die Durchfälle sicher¬ 
lich ein nicht geringer Teil des Giftes entfernt worden war, ist, 
trotzdem der Tod erst am 9. Tage eintrat, wenn auch in viel be¬ 
scheidenerem Verhältnis das Gleiche der Fall. 


Die medizinische Würdigung der Grundlagen mit Be¬ 
zugnahme auf den Fall Kieper. 

Wenn in einer Leiche Arsenik gefunden worden ist, so ist 
damit noch nicht das Vorliegen einer Vergiftung erwiesen, die 
den Tod herbeigeführt hat, denn das Gift kann auch dadurch, 
daß der Mensch vor seinem Tode arsenhaltige Arzneien z. B. 
Salvarsan erhalten oder arsenhaltige Mineralwässer, etwa Dürck- 
heimer Maxqudlle oder Levico-Wasser, getrunken hat, in den 
Körper gelangt sein. Es ist auch möglich, daß Arsen zufällig 

') Der gesondert untersuchte Inhalt von Magen und Darm, dessen Gewicht 
nicht angegeben und daher nicht mit umgerechnet werden konnte, enthielt 
außerdem 0,119 g Arsenik. 
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von außen in die Leiche eingedrungen ist z. B. durch arsen¬ 
haltige künstliche Blumen oder arsenhaltige Kleidungsstoffe, die 
sich im Sarge befunden haben. Der Gerichtschemiker hat durch 
sein Gutachten nur darzulegen, daß in diesen und jenen Leichen¬ 
teilen sich Arsenik hat nachweisen lassen, und wieviel davon 
vorhanden ist. Wenn aber, wie das zuweilen geschieht, der 
chemische Sachverständige sich für oder gegen das Vorliegen 
eineT Arsenikvergiftung ausspricht, so überschreitet er damit die 
Grenzen seiner Sachverstärjdigkeit. Bei der Arsenikvergiftung muß, 
wie auch bei jeder anderen Vergiftung, das Ergebnis der chemischen 
Analyse mit den Erscheinungen, unter denen der Mensch ver¬ 
storben ist, und mit dem Leichenbefund sorgfältig verglichen 
werden. Dies kann aber nur die Aufgabe eines auf dem Gebiete 
der Giftlehre gründlich erfahrenen medizinischen Sachverständigen 
sein. Sich die Mitwirkung eines solchen zu sichern, wird Auf¬ 
gabe des Gerichts sein, denn man kann von unseren mit so 
vielerlei Aufgaben betrauten Kreis- oder Bezirksärzten in der 
Regel nicht erwarten, daß sie auf diesem schwierigen Gebiete 
hinlängliche Sachkenntnis nnd Erfahrung besitzen. 

Für die Entscheidung der Frage, wie festzustellen ist, ob 
eine absichtliche (akute oder subchronische) oder eine unabsicht¬ 
liche, chronische Arsenvergiftung vorliegt, kommen zunächst die 
Krankheitserscheinungen in Betracht Es ist schon darauf 
hingewiesen worden, daß für die akute und die subchronische 
Vergiftung das heftige' und langdauernde Erbrechen bezeichnend 
ist, dem in der Regel Durchfälle folgen. Bei der chronischen 
Vergiftung wird dagegen ein schleichend sich ausbildender Krank¬ 
heitszustand vorhanden sein. Das war bei Kieper der Fall. Schon 
mehrere Wochen, bevor er bettlägerig wurde, sah er elend aus, 
klagte über Frost und Mattigkeit und äußerte, er sei „rein ver¬ 
braucht“. In den ersten Januartagen 1911 bestand Brechreiz, 
ohne daß es zu Erbrechen kam, und mäßiger Durchfall. Als er 
dann dauernd bettlägerig wurde, stellte der Arzt Fieber und be¬ 
schleunigten Puls, Druck in der Magengegend und Appetitlosig¬ 
keit fest Der Stuhlgang war in den folgenden Tagen geregelt. 
Auf Brust und Bauch entwickelte sich ein scharlachfarbener 
Ausschlag, der sich allmählich in viele, mit gelbem Inhalt, ge¬ 
füllte Bläschen verwandelte. Das Fieber ließ nach, der Kranke 
wurde immer hinfälliger. Wieder trat mäßiger Durchfall ein. 
Der Brechreiz wurde wieder stärker, doch kam es erst dann zum 
einmaligen mäßigen Erbrechen, als brechenerregende Hausmittel 
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(Salzwasser und Abkochung von Pfefferkraut) ihm in der vor¬ 
letzten Nacht vor seinem Tode gereicht wurden. Häufig klagte 
er während seiner Krankheit über Kälte und Eingeschlafensein 
der Glieder. Innerhalb der letzten zwei Tage entwickelte sich 
eine zunehmende Bewegungsunfähigkeit, die ihm-das Verlassen 
des Bettes immer mehr erschwerte. Unter zunehmender Herz¬ 
schwäche erfolgte am 12. Januar der Tod. 

Wenn man dieses nur in den Hauptzügen wiedergegebene 
Krankheitsbild unter Berücksichtigung der Tatsache, .daß später 
Arsenik in der Leiche gefunden wurde, einer sorgfältigen Prüfung 
unterzieht, so ergibt sich, daß es nach unseren Erfahrungen am 
meisten einer chronischen Arsenikvergiftung ähnlich ist. Eine 
akute Vergiftung wird nicht blos durch die lange Dauer der Krank¬ 
heit, sondern auch durch das Fehlen des plötzlich einsetzenden, 
heftigen Erbrechens ausgeschlossen. Dieser Umstand macht auch 
das Vorliegen einer. subakuten oder subchronischen Vergiftung 
sehr unwahrscheinlich. Dagegen sprechen für die chronische Ver¬ 
giftung das Fieber, die Pulsbeschleunigung, die abwechselnd auf¬ 
tretenden Durchfälle und namentlich die Klagen über das Ein¬ 
geschlafensein und das Kältegefühl, die mit großer Wahrschein¬ 
lichkeit auf Schädigung der Empfindungsnerven durch das Gift 
zu beziehen sind, wie vielleicht auch die Lähmungserscheinungen 
auf Vergiftung der Bewegungsnerven hindeuten. Von besonderer 
Wichtigkeit aber für die Auffassung der Krankheit als chronische 
Arsenvergiftung war die durch verschiedene Zeugen bekundete 
Wahrnehmung, daß Kieper schon 1 </2 Jahr vor seinem Tode eine 
eigentümliche Bronzefarbe des Gesichts gezeigt habe. Da andere 
Ursachen für eine derartige Verfärbung der Haut (Addisonsche 
Krankheit oder Zuckerharnruhr) sicher ausgeschlossen werden 
konnten, so mußte sie auf eine chronische Arsenaufnahme bezogen 
werden, deren Beginn demnach schon lange Zeit zurückliegen 
mußte. 

Der Befund an der Leiche Wilhelm Kiepers ergab außer 
der erwähnten Verfärbung des Gesichts und dem Ausschlag auf 
der Vorderseite des Rumpfes keine für die Aufklärung der Todes¬ 
ursache wesentlichen Tatsachen. Insbesondere zeigten die Schleim¬ 
häute des Magens und des Darmkanals nicht jene Veränderungen, 
wie man sie bei der akuten gastrischen Arsenvergiftung häufig 
beobachtet. 

Wichtige Anhaltspunkte lieferte dagegen der Giftnachweis 
in der Leiche. In sämtlichen inneren Organen waren 0,025 g 
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Arsenik gefunden worden. Außerdem hatte sich eio namhafter 
Arsengehalt der Haare und der Haut nachweisen lassen. Aus 
diesem letzteren Befund konnte zwar geschlossen werden, daß 
das Gift vor oder während längerer Zeit — mehrere Tage bis 
zwei Jahre — vor dem Tode in den Körper eingeführt worden 
war, aber ein Unterscheidungsmerkmal zwischen chronischer und 
subakuter oder subchronischer Vergiftung war damit nicht ge¬ 
geben. Dagegen gab die ganz auffallende Verteilung des Giftes 
— 0,003 g in den ersten und 0,022 g Arsenik in den zweiten 
Wegen — einen deutlichen Hinweis, ln der auf Seite 172 befind¬ 
lichen Tabelle sind die in der Leiche Kiepers gefundenen Arsenik¬ 
mengen übereinstimmend mit den anderen Analysenbeispielen be¬ 
rechnet und unter D aufgeführt worden. Ein Blick auf diese Tabelle 
lehrt, daß die Verteilung des Giftes im vorliegenden Falle inso¬ 
fern von den anderen Fällen abweicht, als die in den zweiten 
Wegen enthaltene Giftmenge ein Vielfaches der in den ersten 
Wegen enthaltenen Menge beträgt, während das Verhältnis sonst 
umgekehrt ist. Der ungewöhnlich geringe Arsenikgehalt des 
Magens und der Därme samt Inhalt spricht nicht für die von 
den Sachverständigen im ersten Verfahren gemachte Annahme, 
daß dem Verstorbenen in den letzten Tagen vor seinem Tode 
eine größere Menge von Arsenik verabreicht worden sei. Viel¬ 
mehr handelt es sich bei der geringen Arsenikmenge des Ver¬ 
dauungskanals schwerlich um durch den Mund aufgenommenes 
Gift, sondern sehr wahrscheinlich um solches, das durch Magen- 
und Darmdrüsen, sowie mit der Galle aus dem Blut in den Ver¬ 
dauungskanal abgeschieden worden ist. Dem gegenüber macht 
der erheblich höhere Gehalt der zweiten Giftwege eine lange 
fortgesetzte Arsenikaufnahme, die zu einer chronischen Vergiftung 
führte, wahrscheinlich. 

Auf Grund der bei Wilhelm Kieper aufgetretenen Krankheits¬ 
erscheinungen und der Verteilung des Giftes in der Leiche kam 
ich in dem von mir abgegebenen Gutachten zu dem Schluß, 
daß Wilhelm Kieper an einer chronischen Arsenvergiftung ge¬ 
storben sei. 

Auf welche Weise die fortgesetzte Aufnahme kleiner Arsen¬ 
mengen stattgefunden hat, diese Frage ließ sich auf Grund der 
obigen Ausführungen nicht beantworten. Aus der Erfahrung 
heraus konnte nur gesagt werden, daß Beibringung des Arseniks 
von anderer Seite mit einer an Gewißheit grenzenden Wahrschein¬ 
lichkeit ausgeschlossen werden könnte. Die Ursache der Ver- 
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giftung kann in solchen Fällen nur durch Würdigung der äußeren 
Umstände festgestellt werden. Für eine gewerbliche Vergiftung 
ist die Beschäftigung des Betreffenden maßgebend. Bei öko¬ 
nomischen Vergiftungen, die durch arsenhaltige Nahrungsmittel 
oder Gegenstände des täglichen Gebrauchs entstehen können, 
erkranken in der Regel alle oder mehrere Bewohner in derselben 
Haushaltung. Die medizinale Vergiftung wird sich, wie im Falle 
Kieper, durch Zeugenaussagen oder durch Auffinden arsenhaltiger 
Medikamente, bezüglicher Rezepte usw. erweisen lassen. 
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Verlag von Julius Springer in Berlin W 9 

Die wissenschaftlichen Grundlagen 

für die 

kommende Strafrechtsreform! 

Strafrecht und Auslese 

. Eine Anwendung des Kausalgesetzes 
auf den rechtbrechenden Menschen 

Von 

Dr. Hans von Hentig 

Mit 14 graphischen Darstellungen 
Preis M. 6.— *) 

Der Münchener Kriminalist führt seine Auffassung, das Strafrecht sei ein gesell¬ 
schaftlicher Mechanismus, den asozialen Menschentypus zu unterdrücken, durch den 
ganzen allgemeinen Teil des Strafrechts durch. 

Von besonderem Interesse sind Hentigs Untersuchungen über die Fehlleistungen 
des Strafrechts (unentdeckte, nicht angezeigte, freigesprochene schuldige Kriminelle 
und unschuldig Verurteilte) und über die bisher kaum beachteten Femwirkungen der 
Strafe auf Kinder und Ehegatten der Verurteilten. 

Aus den Besprechungen: 

Der einst so beide Streit der Strafrechtsschulen ist in der letzten Zeit ruhiger 
Kompromißarbeit an den großen Strafrechtsvorlagen gewichen, die in den letzten 
Jahren zu erledigen sind. Das Recht zur Störung dieses nachbarlichen Friedens darf 
nur dem ztigebilligt werden, der etwas wirklich Neues, Bedeutungsvolles zu sagen 
weiß. Die Frage, ob die vorliegende Arbeit dieser Anforderung entspricht, muß ich 
rückhaltslos bejahen. Eine heißblütige Persönlichkeit von erstaunlichem Gedanken¬ 
reichtum und umfassender wissenschaftlicher Bildung spricht aus dem Buche, das 
den Versuch macht, das Strafrecht als Mittel der Auslese des „sozialen Menschen'* 
aufzufassen Juristisches Literaturblall vom 15. Mai 1914. 


*) Hierzu 80 °/o Teuerungszuschlag. 
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Bromsilberpapier als Abziehfolie beim Spurensichern. 
— Ein Kriegsersatzmittel. — 

Von 

Kriminaloberwachtmeister Max Kunath, Dresden. 


Der im Krieg eingetretene Mangel an Rohstoffen macht sich 
neuerdings auch auf kriminaltechnischem Gebiet unliebsam be¬ 
merkbar. Die fast bei allen Polizeibehörden Deutschlands zur 
Sicherung von Tatortsfingerspuren in Gebrauch befindlichen sogen. 
Schneider’schen Folien sind nur schwer zu beschaffen, und man 
muß sich nach einem Ersatz umsehen. 

Der Erkennungsdienst der Königl. Polizei-Direktion Dresden 
bringt deshalb das früher bereits bekannt gegebene Verfahren, 
Finger-Abdruckspuren mit Bromsilberpapier zu sichern'), wieder 
zur Anwendung und macht dabei die Erfahrung, daß dieses Ver¬ 
fahren in vielen Fällen nicht nur den Schneiderschen Folien gleich¬ 
wertig ist, sondern daß es in bezug auf seine Anwendungsmög¬ 
lichkeit manchmal diese noch überholt. 

Bei der Sicherung von Finger-Abdruckspuren gelangen zwei 
Arten von Bromsilberpapier zur Anwendung, ein unbelichtetes 
weißes und ein belichtetes schwarzes Papier. Diese beiden Arten 
ermöglichen die Sicherung von Spuren, die nicht nur mit dem 
bekannten hellfarbigen Einstäubungsmittel — Argentorat — sondern 
auch mit anderen dunkelfarbigen Chemikalien, wie Zinnober, 
Graphit u. dergl. hervorgerufen worden sind. 

Als besonders geeignet für den Zweck erscheint ein halb¬ 
mattes Bromsilberpapier, dessen Emulsionsschicht im angefeuchteten 
Zustand starke Quellung ergibt. In den meisten Fällen wird das 
bei den verschiedenen Polizeistellen zur Anfertigung der Licht¬ 
bilder in Gebrauch befindliche Bromsilberpapier vollauf genügen. 

Die Vorbereitung des Papieres geschieht in einfacher Weise 
wie folgt: Je nach Bedarf werden ein oder mehrere Blätter Brom- 


■) Bd. 46 S. 220 des Archivs. 

Archiv für Kriminologie. 70- Bd. 12 
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Silberpapier — etwa 18x24 cm groß — in unbelichtetem Zu¬ 
stand vorschriftsmäßig fixiert, gewässert und getrocknet. Dasselbe 
geschieht mit einer weiteren Anzahl Blätter, die jedoch vor dem 
Fixieren im Kopierrahmen belichtet und alsdann entwickelt worden 
sind. Das unbelichtete nur fixierte Papier ergibt weiße, das be¬ 
lichtete und in möglichst tiefschwarzem Ton entwickelte Papier 
schwarze Blätter. Mit Hilfe dieser beiden Arten Papier wird man 
in fast allen Fällen die Sicherung von Tatortfingerspuren vor¬ 
nehmen können. 

Soll zur Sicherung geschritten werden, so wird bei heller 
Einstäubung der Spur ein entsprechend großes Stück vom 
schwarzen, bei dunkler Einstäubung ein Stück vom weißen Brom¬ 
silberpapier zurechtgeschnitten und dasselbe etwa drei bis fünf 
Minuten in eine Schale mit Wasser gelegt. Nachdem die Schicht 
des Papieres genügend erweicht und klebrig geworden ist, wird 
es herausgenommen und das noch anhaftende Wasser zwischen 
Fließpapier unter leichtem Druck entfernt. Setzt man nun das 
noch feuchte Papier etwa eine Minute der Luft aus, so erhöht 
sich die Klebkraft der Schicht und es ist fertig für den Gebrauch. 

Bei dem Abheben der zu sichernden Spur ist zu beachten, 
daß das Bromsilberpapier mit der Schichtseite vorsichtig auf die 
eingestäubte Spur gelegt und mit einer Gummiwalze oder dem 
Handballen leicht und gleichmäßig angedrückt wird. 

Nachdem die klebrige Schicht des Papieres in etwa ein. bis 
zwei Minuten sich innig mit der Spur verbunden und man sich 
durch Anheben einer Ecke davon überzeugt hat, wird das Brom- 
silberpapier vorsichtig abgezogen und es haftet nunmehr die ein¬ 
gestäubte Spur als seitenverkehrtes Bild an demselben. 

Die auf diese Weise gesicherte Spur ist für alle weiteren Er¬ 
mittelungszwecke durchaus brauchbar. 

Bei zu langem Belassen des Papieres auf der Spur würde 
die Schicht so fest antrocknen, daß sie sich beim Abziehen vom 
Papier löst und dadurch eine Vernichtung der Spur herbeiführt. 

Ein kürzlich in Dresden vorgekommener Fall hat die viel¬ 
seitige Anwendungsmöglichkeit des Bromsilberpapieres bei der 
Spurensicherung erwiesen: Bei den Erörterungen gelegentlich 
eines Treibriemendiebstahles in einer Fabrik wurden an Maschinen- 1 
teilen Fingerabdruckspuren gefunden. Die Finger hatten in eine 
dicke Maschinenölschicht gegriffen und in dieser die Papillar¬ 
linieneindrücke hinterlassen. Die klebende Oberfläche der zu 
behandelnden Maschinenteile schloß die Anwendung des Ein- 
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staubverfahrens und der Schneiderschen Folien völlig aus. Die 
räumlichen Verhältnisse machten auch eine direkte photographische 
Aufnahme der Spuren unmöglich, da für die Aufstellung der 
Kamera nicht genügend Platz war. 

Hier war das Bromsilberpapier der einzige Ausweg. Es 
wurde ein entsprechendes Stück mit weißer Schicht ohne vor¬ 
herige Anfeuchtung auf die Fingerspur gelegt und es gelang 
diese so abzuheben und zu sichern, daß sie für die weiteren 
Ermittelungszwecke als durchaus brauchbar bezeichnet werden 
konnte. 

Mit dem Hinweis, daß die Anschaffungskosten des Brom¬ 
silberpapieres erheblich geringer sind, als die der Schneiderschen 
Folien, kann die Verwendung des Bromsilberpapieres zur Spuren¬ 
sicherung nur empfohlen werden, wenigstens solange Schneidersche 
Folien nicht zu beschaffen sind. 
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Kriminalistische Übergangswirtschaft. 

I. 

Die Kriminalität nach dem Krieg. 

Von 

Regierungsrat Dr. Robert Heindl, Dresden. 

(Mit 3 Figuren.) 

Im Augenblick der Kriegserklärung trat plötzlich in dem rast¬ 
losen Widerstreit der Verbrecher und der Polizei eine Kampfpause 
ein. Der Dieb vergaß zu stehlen. Der Hochstapler stockte in 
der Ausführung seines wohlvorbereiteten Coups. Der Erpresser 
ließ von seinem lang verfolgten Opfer ab. Der Arm des Ver¬ 
brechens war gelähmt. 

Und auch der Apparat der Kriminalpolizei war wie von einem 
Zauberschlag erstarrt. Die Maschine stand, still. 

Erst allmählich wurde wieder neben der einen großen Idee, 
die alle gebannt hatte, Raum für die Gedanken, Sorgen und 
Sünden des Alltags. Es liefen wieder Anzeigen ein und die Erör¬ 
terung halberledigter Fälle wurde wieder weitergeführt. Ja im 
weiteren Verlauf des Krieges schwoll die Kriminalität zu einer bis 
dahin nie gekannten Höhe an. Besonders das letzte Halbjahr 
brachte eine unerhörte Hochkonjunktur auf dem Markt des Ver¬ 
brechens. 1 ) 

') Ein schwacher Trost ist dabei für uns, daß im feindlichen Ausland die 
Kriminalität ebenso gestiegen ist. 

Bezüglich England: 

1. Report of the Commissioner of Police of the Metropolis for the year 1916. 
Presented to both Houses of Parliament by Command of His Majesty (Londoner 
Polizeistatistik) London 1917. 

2. Times vom 28. 9. 17. 

3. Times vom 1. 10. 17. 

4. Times vom 3. 10. 17. 

5 Times vom 1. 11. 17. 

6. Times vom 1. 12. 17. 

Bezüglich Frankreich: 

1. Larousse mensuel illustr£ vom Juli 1917. 

2. Revue politique et parlamentaire vom April 1917 ri. A. Roux: Ce que sera 
la criminalit£ aprfes la guerre). 
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Nach dem Krieg werden die Verhältnisse nicht so rasch 
besser werden. G. Bamberger hat das im 3. Heft der „Schriften 
der D. Ges. f. soz. Recht“', mit überzeugenden Gründen und in 
einem Stil, der die Lektüre zu einem besonderen Genuß macht, 
ausgeführt. 

Die jetzt so hochgehenden Wellen werden noch oft über das 
Ufer spülen, bis der Strom wieder in seinem ruhigen Lauf dahin¬ 
fließt. Es ist nur natürlich, daß der Soldat, der sich in Erfüllung 
seiner vaterländischen Pflicht Tag für Tag an Gewalttaten aller 
Art gewöhnen mußte, sich nicht am Demobilisierungstag in einen 
ruhigen Bürger verwandeln kann. Mancher von denen, die an 
der Front unfreiwillig verwildert sind, wird sich zu Mord und 
Totschlag, zu Körperverletzungen und Eigentumsverbrechen hin¬ 
reißen lassen und so die Kriminalität in der Heimat steigern. Auch 
die Daheimgebliebenen werden sich häufiger als vordem strafbar 
machen. Viele, die früher in scheuer Achtung vor dem Gesetz 
gelebt haben, begehen jetzt Handlungen, die zwar nicht unser 
natürliches angeborenes Rechtsempfinden, wohl aber die Kriegs¬ 
wirtschaftsgesetzgebung unter Strafe gestellt hat. Der verbotene 
Weg, zunächst zaghaft betreten, wird mit von Monat zu Monat 
sicherer werdenden Schritten begangen. Und es besteht die Ge¬ 
fahr, daß die jahrelang geübte Gewohnheit der Gesetzübertretung 
mit dem Friedensschluß nicht aufgegeben werden kann. Dazu 
kommt, daß die jetzigen hohen Löhne gewisser Arbeiter Bedürf¬ 
nisse gezeitigt haben, die nach dem Krieg auf redliche Weise kaum 
mehr zu stillen sein werden. Das unausbleibliche Sinken des 
Einkommens dieser Kreise wird eine reiche Quelle kriminalpoli¬ 
tischer Aufgaben werden. 

In einem Punkt wird sich die moralische Wühlarbeit des 
Krieges erst im nächsten Dezennium offenbaren. Das väterliche 
Auge, das jahrelang auf den feindlichen Schützengraben gerichtet 
war, konnte die heranwachsende Generation nicht überwachen. 
Die Folgen dieser fehlenden Aufsicht werden sich erst später der 
Kriminalpolizei voll und ganz zeigen. Dazu kommt, daß der 
Mangel an Arbeitskräften die Jugendlichen beiderlei Geschlechts 
frühzeitig ins öffentliche Leben hinausgestoßen hat und sie plötz¬ 
lich in den Besitz übermäßiger Geldmittel setzte. Mancher, der 
unter normalen Verhältnissen über die ohnehin gefährlichen Jahre 
unversehrt hinweggekommen wäre, ist jetzt auf Abwege geraten 
und wird in den nächsten Jahrzehnten die Sicherheitsbehörden 
beschäftigen. 
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Die Kriminalstatistik der siebziger Jahre des vorigen Jahr¬ 
hunderts bietet ein wertvolles Belegmaterial für die Behauptung, 
daß die Kriminalität nach dem jetzigen Krieg steigen wird. All 
das bisher Ausgeführte hat ja eigentlich schon die Beweiskraft des 
Selbstverständlichen; wenn trotzdem im Folgenden noch statistische 
Belege herangezogen werden, so geschieht dies lediglich, weil einer 
der bedeutendsten Statistiker, Georg von Mayr, in seiner jüngst 
(1917) erschienenen „Moralstatistik und Kriminalstatistik“ die hier 
diskutierte Frage als zweifelhaft hinstellt 1 ) und weil Starke 2 ), der 
die Frage „Kriminalität und Krieg“ von allen deutschen Kriminal¬ 
statistikern am eingehendsten behandelt hat, fast nur von der ver¬ 
sittlichenden Kraft des Krieges spricht. 

Es ist richtig, daß im Zeitraum 1870/71, auf den Starke seine 
Behauptungen stützt, die deutsche und französische Kriminalitäts¬ 
kurve außerordentlich sank. Man darf aber zwei wichtige Faktoren 
nicht vergessen, ln der amtlichen französischen Kriminalstatistik 
blieben im Kriege gewisse Landesteile unberücksichtigt. Im De¬ 
partement de la Seine — Paris — fanden keine statistischen Erhe¬ 
bungen statt und in den von den deutschen Truppen besetzten 
Gebieten konnte von einer korrekten Statistik auch keine Rede sein. 

In Deutschland andrerseits trat 1871 ein neues Strafgesetz in 
Kraft. Das neue Strafgesetzbuch hat nicht bloß eine Milderung 
der Strafen herbeigeführt, sondern auch völlige Straflosigkeit für 
gewisse rechtswidrige Handlungen, so sind z. B. alle Delikte, die 
von Personen unter 12 Jahren begangen wurden, straflos geworden. 
Ferner wurde die Strafverfolgung bei vielen Delikten vom Straf¬ 
antrag abhängig gemacht. Gutmütigkeit, Furcht vor Rache und — 
wenn keine Aussicht auf Schadenersatz bestand — Interesselosig¬ 
keit, haben daher ab 1871 manche Delikte ungesühnt gelassen. 

Das Sinken der amtlich festgestellten Verbrechensziffer während 
des Krieges 1870 71 dürfte also bezüglich Deutschlands und Frank¬ 
reichs nur mit Vorsicht moralstatistisch zu verwerten sein. Wert¬ 
voller erscheint ein Vergleich der französischen Kriminalität vor 
und nach dem Krieg. 

') Seite 948: „Wenn ich darauf verzichte, das Problem Kriminalstatistik und 
Krieg erschöpfend zu behandeln, so darf Ich mich darauf stQtzen, daß die gewaltigen 
Erfahrungen, die der jetzige Weltkrieg bringen wird, vor allem abzuwarten sein wer¬ 
den, um klarzustellen, inwieweit der Krieg die Verfehlichkeit mindert oder auch sie 
erhöht, wie dies beispielsweise neuzeitlich — wenigstens soweit jugendliche Ver¬ 
fehlichkeit in Frage kommt — als Folge der mit dem Krieg sich entwickelnden stär¬ 
keren Kinderverwahrlösung, allerdings nicht unwidersprochen, behauptet wird!* 

*) „Verbrechen und Verbrecher in Preußen,“ Berlin 1884. 
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Als Beobachtungszeitraum werden zweckmäßig die Jahre 1864— 
1874 gewählt. Denn vor 1863 und nach 1874 galten andere straf¬ 
gesetzliche Bestimmungen (die Revision des code p£nal 1863 ver¬ 
änderte die Einteilung in Verbrechen [crimes] und Vergehen [delits] 
sehr wesentlich. 1874 erfolgten mildere Strafbestimmungen). 

Wenn wir in dem zur Beobachtung gewählten Zeitraum nur 
die schweren Straftaten (Verbrechen, crimes) und davon nur die 
numerisch wichtigste Gruppe der Eigentumsverbrechen be¬ 
trachten, so erhalten wir folgende Zahlenreihe: 


1864 

1995 

1869 

1966 

1865 

1950 



1866 

2145 

1872 

2733 

1867 

2203 

1873 

2735 

1868 

2171 

1874 

2690 


(Mangels französischer Quellen zusammengestellt aus: Enrico Ferri, 
Studi sulla criminalitä in Francia, 1881 pag. 42). 

Zeichnerisch dargestellt ergibt das folgende Kurve der Eigen¬ 
tumsverbrechen (wobei der Einfachheit halber die Einer und Zehner 
der Zahlen unberücksichtigt seien). 

2000 
2700 
2000 
2500 
2400 
09(0 
2200 
2100 
2000 
1900 

Fig. 1. Steigen der (absoluten) Zahl der schweren Eigentumsdelikte (crimes 
contre 1. prop.) in Frankreich (Anzeigenstatistik). 

Also eine Steigerung von ca. 25% nach jenem kurzen Krieg, 
was außerordentlich viel zu bedeuten hat, wen man bedenkt, daß 
es sich dabei ausschließlich um schwere (Schwurgerichts-) Fälle 
handelt! 

Bezüglich Deutschlands sind die einschlägigen Verhältnisse 
kaum darstellbar. Denn die Einführung des neuen Strafgesetzbuchs 
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im Jahre 1871 bedeutet, wie schon erwähnt, eine Zäsur in unserer 
Statistik. Da eine gemeinsame Basis fehlt, wäre ein Vergleich der 
absoluten Zahlen vor und nach dem Kriege sinnlos. Doch dürfte 
die Kriminalitätskurve nach dem Kriege 187071, für sich allein 
betrachtet, gewisse Schlüsse erlauben. 

Die Deliktziffer stieg in Preußen (vergl. Tafel) und den übrigen 
Bundesstaaten 1 ) unheimlich. 


Die Kurven sind berechnet auf den Kopf der 
Bevölkerung. Die absoluten Zahlen der De¬ 
likte, also die tatsächliche Zunahme der Kri¬ 
minalität, würden eine noch steilere Kurve 
darstellen. 




1871 n 73 74 75 7« UT7 


Fig. 2. Preußen: -Verbrechen und Ver- Fig 3. Preußen: Verbrechen und 
gehen vor dem Deutsclvfranzösischen Kriege Vergehen nach dem Deutsch-fran- 
1870/71. zösischen Krieg. 


Daraus läßt sich nun noch keine allgemein gültige Folgerung 
für das Thema: .„Kriminalistische Nachwirkung der Kriege“ ziehen, 
da ja die 1873 beginnende wirtschaftliche Krisis, die sich 1874 
steigerte und die 1875 zu einer trostlosen wirtschaftlichen Lage 
des deutschen Volkes führte, die Vermehrung der Delikte verur¬ 
sacht haben könnte, und wir noch nicht wissen, ob nach dem Welt¬ 
krieg ebenfalls eine wirtschaftliche Krise in Deutschland eintritt 
oder ein allmähliger gleichmäßiger Aufschwung ohne Rückschlag 
ermöglicht wird. 

Vielleicht gewinnen wir aber ein klares Bild der unmittelbaren 
Kriegsnachwirkung auf die Kriminalität, wenn wir für jedes Jahr 
von 1871—1876 J ) das Verhältnis der Deliktskategorien zueinander 
berechnen 3 ). ' 


*) Reichsstatistisches Material fehlt 

*) Von da ab verschärfende Strafgesetzgebung (Novelle von 1876t. 

*) Zu dieser Berechnung sind die statistischen Tabellen von öttingen „Moral¬ 
statistik“ Erlangen 1882 benutzt. 
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Von den Verbrechen und Vergehen waren in den acht älteren 
Provinzen Preußens gerichtet gegen 

das Eigentum: die Person: 

1871 54,8% 13,6o/o 

1872 52,2% 16,2o o 

1873 49 o /o 18,7o-ü 

1874 47,5o/o 19,6o 0 

1875 45,3o 0 20,2» 0 

1876 46,6» 0 21,2o/ 0 

Die Eigentumsdelikte haben sich also nach dem Krieg 
^war erheblich vermehrt (von 48387 Untersuchungen wegen 
Verbrechen und Vergehen im Jahre 1871 auf 62410 Untersuchungen 
im Jahre 1876) aber noch viel rapider wuchs die Zahl der Delikte 
gegen die Person (von 12056 auf 28359). 

Diese Erscheinung kann man wohl nur mit Einflüssen 
des Krieges erklären. Denn die wirtschaftlichen Nöte hätten 
wohl nur ein Steigen der Eigentumsdelikte allein oder zu mindest 
*in gleichmäßiges Steigen der Eigentums- und Personendelikte 
hervorrufen können. Das ungleich raschere Anwachsen der Per¬ 
sonen (Roheits-) Delikte gegenüber allen andern Deliktsarten läßt 
sich dagegen nur aus einem vermehrten Hang zum Ver¬ 
brechen erklären, der sich nach dem Kriege zeigte. 

In Sachsen sind die Verhältnisse noch gravierender. (Die 
Zahl der wegen Diebstahl und Unterschlagung Verurteilten stieg 
in den sieben Jahren nach dem Krieg nur von 7197 auf 10452. 
Die Zahl der wegen Verbrechen und Vergehen wider das Leben 
Verurteilten dagegen von 340 auf 1949.) 

In Bayern ein ähnliches Bild. Auch hier eine Kriminalitäts¬ 
bewegung, die nur einem vermehrten Hang zum Verbrechen, nicht 
aber objektiven Faktoren entsprungen sein kann*). 

Wie lautet die Lehre daraus für die Zeit nach dem gegen¬ 
wärtigen Krieg? 

Die schlimmsten wirtschaftlichen Krisen fördern den Hang 
zum Verbrechen nicht annähernd so stark, wie ein Krieg 2 ). Mö- 

') Von anderen Kriegen neuester Zeit sei nur der amerikanische Bürgerkrieg 
karr gestreift. Nach seiner Beendigung (1*864) stiegen in New York die gewalt¬ 
samen Verbrechen von 624 auf 996 (1865). Vergl. 21. annual report of the prison 
assodation of New York pag. 40. Über den russisch- japanischen Krieg steht kein 
zuverlässiges Zahlenmaterial zur Verfügung. Der Burenkrieg ist zum Vergleich 
ungeeignet, da er in den Kolonien spielte. 

*) Besonders in dem Staat, der militärisch als Sieger hervorgeht, wie ein 
Vergleich der deutschen und französischen Kriminalität nach 1871 zeigt Näher 
auf diesen Vergleich hier einzugehen, dürfte zu weit führen. 
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gen also die wirtschaftlichen Verhältnisse in Deutschland nach 
dem Weltkrieg sich gestalten, wie sie wollen, wir werden auf 
jeden Fall mit einer stark vermehrten Inanspruchnahme 
der Kriminalpolizei rechnen müssen. 

Mag das Mißtrauen gegen die Statistik im allgemeinen noch 
so berechtigt sein, so muß doch die Skepsis gegenüber solchen 
enormen Veränderungen, wie sie die Kriminalität in den siebziger 
Jahren zeigte, verstummen. 

Einen Anhaltspunkt für die voraussichtliche Entwicklung der 
Kriminalität gewinnen wir auch, wenn wir die Verhältnisse wäh¬ 
rend des Krieges 1870/71 und während des gegenwärtigen Krie¬ 
ges vergleichen. Da die einschlägigen neuesten Zahlen für das 
ganze Deutsche Reich noch nicht veröffentlicht sind, müssen wir 
uns allerdings bezüglich des jetzigen Krieges auf ein kleines Orts* 
gebiet, z. B. den Bereich der Polizeidirektion Dresden, beschränken. 
Vom Jahr 1870 zum Jahr 1871 sank die Zahl der Verbrechen und 


Vergehen in Preußen erheblich. Nach 1871 begann aber dann das 
schon beschriebene steile Emporklettern der Kriminalitätskurve. 
Vom Jahr 1914 zum Jahr 1915 sank die Zahl der Erörterungen 
(Verbrechen und Vergehen) der Dresdner Kriminalpolizei ebenfalls 
stark und nach 1915 setzte gleichfalls ein schnelles Wachsen der 
Erörterungszahl ein. 

Obwohl die statistischen Berechnungen der Dresdner Kriminal* 
polizei sich nur auf einen kleinen Ausschnitt der deutschen Gesamt¬ 
bevölkerung beziehen, so geben sie vielleicht doch ein Bild von 
dem, was wir von der Zukunft zu erwarten haben, und seien des¬ 


halb hier wiedergegeben. Das Jahr 1914 bleibe dabei unberück¬ 
sichtigt, da es teils Kriegs- teils Friedenszeit repräsentiert. 

Akteneingänge in der Kanzlei der Dresdner Kriminalpolizei: 


1908 . . 22835 

1909 . . 23607 

1910 . . 24287 

1911 . . 25596 

1912 . . 27935 


1913 . . 27720 

1915 . .- 19909 

1916 . . 24196 

1917 . 38953 


Man wird einwenden, daß diese Statistik keine Schlüsse auf 
die Zukunft erlaube, da die vielen Kriegsverordnungen sie beein¬ 
flußt haben, die nach dem Krieg ja größtenteils wieder wegfallen 
werden. Deshalb sei ausdrücklich betont, daß von den 38953 
Akteneingängen des Jahres 1917 nur 4135 sich auf Kriegswucher 
und sonstige Verstöße gegen kriegswirtschaftliche Vorschriften be¬ 
zogen. Auch sind politische (Spionage und sonstige mit dem Krieg 
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unmittelbar zusammenhängende) Delikte und alle Übertretungen 
in den obigen Zahlen nicht inbegriffen. Die Jahressumme der 
Akten, die nur über die auch in der Friedenszeit üblichen Ver¬ 
brechen und Vergehen entstanden, ist also von 25330 (Durchschnitt 
der letzten fünf Friedensjahre) im Jahre 1917 auf 34818 gestiegen. Es 
ist somit die Befürchtung gerechtfertigt, daß diese Zahl nach Friedens¬ 
schluß nicht sinken, sondern weiter progredieren wird. 

Es wird einer Reihe organisatorischer Maßnahmen auf kriminal- 
polizeilichem Gebiet bedürfen, um dieser Kriminalitätswelle gegen¬ 
über hinreichend gerüstet zu sein. Mit erzieherischen, sozialpoli¬ 
tischen und sonstigen präventiven Maßnahmen allein wird man 
leider nicht auskommen. Sie mögen die idealste Form der Ver¬ 
brechensbekämpfung sein, aber eine energische Repressivtätigkeit 
der Kriminalpolizei wird besonders in den Übergangsjahren von 
außerordentlicher Wichtigkeit bleiben. 

In Rücksicht auf die schweren Schädigungen, die der Freiheit 
und Ehre des Einzelnen aus Mißgriffen der unteren kriminalpoli¬ 
zeilichen Vollzugsorgane erwachsen können, ist ein sorgfältig ge¬ 
schultes und gesiebtes Personal die Voraussetzung jeder Reform. 
Und nicht nur in Rücksicht auf die Unschuldigen muß die Exe¬ 
kutive in bewährte Hände gelegt werden, sondern auch im Hinblick 
auf die Schuldigen. Nur ein routinierter Detektiv ist ein ernst 
zunehmender Partner des Verbrechers. Gerade weil der Kriminal¬ 
beamte — im Gegensatz zu anderen Subalternen — meist selbst 
rasche Entschlüsse fassen muß, ohne zur Einholung von Instruk¬ 
tionen Zeit zu haben, und weil das Arbeitsgebiet der Kriminalbeamten 
von einer kaleidoskopartigen Vielgestalt ist, sind Beamte mit län¬ 
gerer kriminalistischer Erfahrung unerläßlich. 

Zu jeder Verbesserung und Ausgestaltung der Kriminalpolizei 
braucht man also nicht nur Geld, sondern auch Zeit 

Es dürfte deshalb im hohen Maße wünschenswert sein, die 
kriminalpolizeiliche Übergangswirtschaft schon jetzt zur Diskussion 
zu stellen. Wenn die Sturmflut kommt, ist’s zum Dammbau zu spät. 
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Die Neuordnung der Kriminalpolizei. 

Von 

Oberverwaltungsgerichtsrat Dr. Llndenau, Berlin. 


Die Entwicklung der Kriminalpolizei bewegte sich in den 
letzten Jahren vor Kriegsausbruch in stark aufsteigender Richtung. 
Ein lange in der Stille gefördertes Reformwerk zeitigte seine 
Früchte und beseitigte allmählich die Schäden, die namentlich in 
einer Reihe großer Strafprozesse zu Tage getreten waren und in 
Parlament und Presse lebhafte Erörterung gefunden hatten. Den 
Unterbau lieferte durchweg die wissenschaftliche Forschung. Die 
soziologische Strafrechtsschule lehrte das Verbrechen als gesell¬ 
schaftliche Erscheinung erkennen und legte die Psychologie des 
Verbrechers dar, wodurch die Strafverfolgungsbehörden erst in 
den Stand gesetzt wurden, systematisch und planmäßig bei der 
Aufdeckung der einzelnen Straffälle' vorzugehen und die Ver¬ 
folgung bis zu den Quellen der Kriminalität fortzuführen. Die 
von dem Begründer dieses Archivs neu geschaffene Wissenschaft 
der Kriminalistik verschaffte zum ersten Male einen vollen Über¬ 
blick über die sogen. Realien des Strafrechtes und brachte die 
Lehren von der Tatbestandsfeststellung, der Spurenverfolgung und 
-Erhaltung sowie die Kunst ihrer Deutung und Verwendung im 
Gerichtssaale zu einer Höhe, die der alten, nur auf der Anwen¬ 
dung mündlich überlieferter Kniffe und Praktiken beruhenden 
Polizeitechnik unerreichbar geblieben war. Mit größtem Eifer 
hatten die Behörden sich der Überleitung dieser Forschungs¬ 
ergebnisse in den praktischen Dienst gewidmet. Es genügt, in 
diesem Zusammenhänge die Namen des verstorbenen Hamburger 
Polizeipräsidenten Roscher und des gegenwärtigen Leiters der 
Dresdner Polizei, Köttig zu nennen. Hier wie in Berlin, München 
und an anderen Orten waren kriminalpolizeiliche Ämter enstanden, 
die jeder Anforderung der Gegenwart entsprechen, deren Samm¬ 
lungen, büromäßige und technische Einrichtungen von Tag zu 
Tag dem Stande der Entwicklung und dem Fortgange der Er- 
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findungen und Entdeckungen angepaßt werden. Freilich bedarf 
dieses Anerkenntnis einer Einschränkung auf die kriminalpolizei- 
liehen Dienststellen der Großstädte, denen schon mittlere Orte 
nur in weitem Abstande folgen konnten, während die Verhältnisse 
auf dem flachen Lande vielfach noch als außerordentlich zurück¬ 
gebliebene bezeichnet werden mußten. 

Der Krieg hat der Fortführung des so verheißungsvoll be¬ 
gonnenen Werkes vorläufig Halt geboten. Überall fehlen die 
Kräfte, neue Mittel und Wege zu erproben und anzuwenden. Der 
durch die Einziehungen außerordentlich geschwächte Beamten- 
und Mannschaftsbestand ist bis zum äußersten angespannt, um 
nur den Anforderungen des täglichen Dienstes im Kampfe gegen 
die über Hand nehmende Kriegskriminalität zu genügen. Spionage, 
Sabotage, Kriegsschwindel und Kriegswucher, Fälschungen von 
Lebensmitteln und Bedarfsartikeln, Raub und Diebstahl breiten 
sich mehr und mehr aus und halten die gesamte Kriminalpolizei 
so in Atem, daß für Neuerungen und Reformen gegenwärtig wenig 
Zeit bleibt. Aber wenn die Kriegsfurie vorüber gerast sein wird, 
muß zumal in den Jahren des Überganges — wie mit Gewiß¬ 
heit vorausgesagt werden kann — mit einem weiteren unheim¬ 
lichen Anschwellen der Kriminalität gerechnet werden und deshalb 
ist schon heute die dringende Forderung zu erheben, daß die 
Kriminalpolizei überall in den Stand gesetzt wird, nach dem 
Friedensschlüsse den schweren an sie herantretenden Aufgaben 
gerecht zu werden. Sobald wie irgend möglich müssen die Reform¬ 
arbeiten wieder aufgenommen und mit allen Kräften gefördert 
werden. Dies wird am zweckmäßigsten im Rahmen der in den 
verschiedenen Bundesstaaten bevorstehenden allgemeinen Ver¬ 
waltungsreform geschehen, bei der durchweg die Neuordnung der 
Polizei eine wichtige Rolle spielen dürfte. Von diesem Gesichts¬ 
punkte aus sollen im folgenden einige Richtlinien für die Um¬ 
gestaltung der Kriminalpolizei gegeben werden, wobei von den 
preußischen Verhältnissen ausgegangen wird. 

An erster Stelle erhebt sich die Frage, ob die Kriminalpolizei 
eine Staats- oder Kommunalbehörde darstellen soll. Die Ab¬ 
grenzung zwischen Staats- und Kommunalverwaltung wird im 
allgemeinen eine wichtige Rolle spielen und sicher zu einer er¬ 
heblichen Ausdehnung des Machtbereiches der Selbstverwaltung 
führen. Gilt es nun, den Verbleib der Kriminalpolizei zu be¬ 
stimmen, so darf die Frage, wie überhaupt bei der Scheidung 
der Zuständigkeiten, selbstverständlich nicht so gestellt werden. 
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ob dieser oder jener Dienst von einer Staats- oder Kom¬ 
munalbehörde „besser“ versehen wird. Es kann gar keinem 
Zweifel unterliegen, daß in Deutschland die Persönlichkeiten auf 
den entsprechenden Stufen beider Verwaltungen gleichwertig sind 
und mit derselben Hingabe und Geschicklichkeit ihren Obliegen¬ 
heiten gerecht werden. Vielmehr gilt es zu prüfen, ob die Inter¬ 
essen, die im einzelnen Arbeitszweige wahrzunehmen sind, mehr 
örtlicher oder mehr allgemeiner Natur sind, und hiernach muß 
die Zuteilung entweder an die im Ortsgebiete wurzelnde und 
deshalb seinen Sonderinteressen näher stehende lokale Selbst¬ 
verwaltung oder aber an die das Gesamtgebiet umspannende 
Staatstätigkeit erfolgen. Zuzugeben ist, daß die Aufgaben der 
Polizei vorwiegend örtliche sind und daß sich aus diesem Grunde 
die Übertragung der meisten Polizeizweige an die Kommunen 
rechtfertigt. Eine Ausnahmestellung nimmt jedoch die Kriminal¬ 
polizei ein. Nur das Gelegenheitsdelikt entspringt der engeren 
Umgebung. Die schwere Kriminalität, deren Verfolgung den 
Mittelpunkt der kriminalpolizeilichen Tätigkeit bildet, insbe¬ 
sondere das berufsmäßige Verbrechertum, dehnt sich breit und 
gleichmäßig über Stadt und Land aus, arbeitet in weit verzweigten 
internationalen Organisationen, sodaß ihr nur ein ebenso aus¬ 
gebreiteter und zusammenhängender Bekämpfungsapparat ge¬ 
wachsen ist. Daher ist auch das Interesse an der Aufdeckung 
und Sühne der einzelnen Straftat keineswegs auf den Verletzten 
und die zu ihm in persönlicher oder örtlicher Beziehung Stehen¬ 
den beschränkt, sondern berührt die Sicherheit und Ordnung im 
Gesamtstaate. Aus alledem ergibt sich die Forderung, die als 
Staatsbehörden bestehenden kriminalpolizeilichen Dienststellen in 
dieser Form zu belassen und die noch in Händen der Kommunal¬ 
verwaltung ruhende Kriminalpolizei zu verstaatlichen. Nach der¬ 
selben Richtung wirkt der Umstand, daß die Kriminalpolizei ganz 
vorwiegend auf das Zusammenarbeiten mit den Gerichten und 
Staatsanwaltschaften, also mit Staatsbehörden, angewiesen ist. 
Die heute wohl überall vertretene Erkenntnis, daß ein möglichst 
enges Zusammenarbeiten zwischen den genannten Justizbehörden 
und der Kriminalpolizei erstrebt und erreicht werden muß, legt 
also ebenfalls die Vereinigung der gesamten Strafverfolgungs¬ 
tätigkeit in der Hand des Staates nahe. Die Abgabe der kriminal¬ 
polizeilichen Befugnisse an den Staat wird auch bei den Ver¬ 
tretern der Selbstverwaltung kaum auf Bedenken stoßen. Sie 
werden sich dem Gewichte der vorstehend entwickelten sachlichen 
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Gründe nicht verschließen und andererseits aus persönlichen 
Rücksichten kaum die Entlastung von einer Arbeit bedauern, die 
so wie die Handhabung der Kriminalpolizei dauernd zu den 
schwersten Eingriffen in die Rechte des Einzelnen zwingt und des¬ 
halb wenig geeignet ist, Freunde und Zuneigung zu erwerben, 
auf die der Selbstverwaltungsbeamte als gewählter Vertrauens¬ 
mann seiner Mitbürger mit Recht besonderen Wert legen muß. 

Wenden wir uns nunmehr dem Aufbau der zukünftigen Staats¬ 
kriminalpolizei zu, so tritt auch hier zunächst ein Umstand in 
den Vordergrund, der die Verstaatlichung dieses Dienstzweiges 
dringend wünschenswert macht. Gerade weil die kriminalpolizei¬ 
liche Tätigkeit sich mehr und mehr zu einem Anwendungsgebiet 
wissenschaftlicher Arbeitsweise und -Methoden entwickelt hat, be¬ 
darf sie eines Stabes spezialistisch geschulter Kräfte un^ einer 
Fülle technischer Vorrichtungen, deren Anstellung und Beschaffung 
den Einzelgemeinden in ihrer überwiegenden Mehrzahl schon 
aus Kostspieligkeitsgründen nicht zugemutet werden kann. Es 
, sei nur an die Einrichtungen des Erkennungsdienstes, der Finger¬ 
abdruck- und Meßkartensammlungen, der photographischen Werk¬ 
stätten einschließlich der Vergrößerungs- und Vorführungsapparate 
erinnert. Die Beschaffung aller dieser Gegenstände durch die 
Ortsbehörden würde sich um so unwirtschaftlicher gestalten, als 
in ihrem Zuständigkeitsgebiete doch nur selten die Gelegenheit 
zur Anwendung geboten wäre. Dadurch aber wird zugleich ausge¬ 
schlossen, daß die Beamten, insbesondere auch die mit der Hand¬ 
habung des technischen Apparates betrauten, in der täglichen 
Übung bleiben, die allein die Zuverlässigkeit ihrer Arbeiten 
gewährleistet. 

Für die Einteilung des kriminalpolizeilichen Staatsdienstes 
ergibt sich hieraus die Folgerung, daß die Organisation von einer 
Reihe über das Gesamtgebiet planmäßig verteilter Hauptdienst¬ 
stellen ausgehen muß, für die zweckmäßig die Sitze der Landgerichte 
und der damit verbundenen Staatsanwaltschaften gewählt werden, 
um die ständige Fühlung zwischen diesen und der Kriminalpolizei 
zu sichern. Jede solche Haüptstelle muß die technische Aus¬ 
rüstung und die der Bezirksgröße entsprechende Anzahl von krimi¬ 
nalistisch vorgebildeten Oberbeamten und Mannschaften erhalten. 
Ihr Dienstbereich erstreckt sich aber nicht nur auf das Weichbild 
ihres Sitzes, sondern begreift das gesamte umliegende Bezirks¬ 
gebiet in sich, über das netzartig eine Reihe von Wachen und 
Posten verteilt werden, mit deren Hilfe die Beamten am Haupt- 
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Orte ihren Dienst erfüllen, nach Art der in Frankreich, Dänemark, 
Sachsen und Hamburg bereits eingerichteten fliegenden Brigaden. 
In kleinen und einfacher liegenden Sachen werden die Haupt- 
stellen sich begnügen, die Arbeiten der nachgeordneten örtlichen 
Dienststellen zu überwachen, zu ergänzen und zur Abgabe an die 
Gerichte und Staatsanwaltschaften fertigzustellen. In größeren, wich¬ 
tigeren Angelegenheiten werden sie sofort nach Eingang der auf 
schnellstem Wege zu erstattenden Meldungen selbst durch Entsen¬ 
dung ihrer Beamten eingreifen. Das würde einen erheblichen Vor¬ 
zug vor der jetzt in sogen. Kapitalsachen üblichen Anforderung 
eines hauptstädtischen Kriminalkommissars bedeuten, die zumeist 
erst erfolgt, wenn die Ortsbehörde die Erfolglosigkeit ihrer ge¬ 
raume Zeit fortgesetzten Bemühungen einsieht, also nachdem der 
Tatbestand mit allen Spuren meist ebenso verwischt ist, wie die 
Erinnerungsfrische der Auskunftspersonen gelitten hat. Demgegen¬ 
über kann das Eingreifen der benachbarten kriminalpolizeilichen 
Hauptstelle in kürzester Frist erfolgen, womit sich noch der Vor¬ 
zug verbindet, daß deren Beamten über die außerordentlich wichtige 
Orts- und Personalkenntnis in dem ihnen vertrauten Bezirke ver¬ 
fügen im Gegensatz zu dem aus großer Entfernung, meist aus 
Berlin, herbeigeholten Kriminalkommissar. 

Die ganze Organisation wird also ein über das Staatsgebiet 
ausgespanntes Netz gleichartiger Dienststellen darstellen, die nicht 
nur für ihre Einzelarbeit bestens geeignet sind, sondern auch im 
Zusammenarbeiten hervorragende Erfolge erzielen können. Solche 
gemeinsame Tätigkeit wird in Frage kommen bei der Verfolgung 
flüchtiger Verbrecher, beim Aufdecken verzweigter verbrecherischer 
Organisationen, der Lahmlegung von Banden und ähnlichen Ge¬ 
legenheiten. Hier kann die mit der Leitung des Verfahrens be¬ 
faßte Stelle bestimmt darauf rechnen, daß jede ihrer Anweisungen 
von gleichmäßig vorgebildeten Empfängern im richtigen Sinne 
aufgefaßt und mit fachmännischer Sorgfalt ausgeführt wird. Es 
liegt auf der Hand, daß damit der öffentlichen Sicherheit andere 
Dienste geleistet werden können als unter den gegenwärtigen 
Verhältnissen, die es mit sich bringen, daß an der einen Stelle 
ein ehrenamtlich tätiger Amtsvorsteher, an der zweiten ein durch 
ganz andere Aufgaben überlasteter Landrat, an dritter Stelle ein 
in militärischem Verbände stehender Gendarm als örtlich zuständige 
Polizeiverwaltung um Diensthilfe angegangen werden muß. Der 
ganze Aufbau muß zukünftig seine Spitze in einer polizeilichen 
Zentralbehörde finden, die für Preußen ihren Sitz in Berlin er- 
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hält und mit Rücksicht auf ihre hauptsächlich exekutiven Auf¬ 
gaben zweckmäßig nicht dem Ministerium des Innern, sondern 
dem Polizeipräsidium anzugliedem ist. Ihre Aufgabe wird in der . 
Aufsicht über den gesamten kriminalpolizeilichen Dienst bestehen 
und ferner die Erledigung der Beschwerden, die Vornahme von 
Besichtigungen und Prüfungen 'der Einrichtungen wie des Ge¬ 
schäftsganges umfassen. Sie wird aber auch eine eigene Polizei¬ 
tätigkeit ausüben, sei es durch Entsendung von Spezialkommissaren 
in ganz besonderen Einzelfällen, sei es bei der Leitung von ein¬ 
heitlichen kriminalpolizeilichen Maßnahmen, die im gesamten 
Staatsgebiet gleichmäßig und gleichzeitig ausgeführt werden sollen. 

Diese oberste kriminalpolizeiliche Behörde wird die Zentral¬ 
stellen in sich aufnehmen, die bereits heute vom Berliner Polizei¬ 
präsidium aus für die Gesamtmonarchie zuständig sind, wie die 
Zentralsteljen zur Bekämpfung der Spionage, der anarchistischen 
Verbrechen, des internationalen Mädchenhandels und der Schund¬ 
literatur. Schließlich wird diese den Aufbau abschließende Dienst¬ 
stelle dem Studium allgemeiner Polizeifragen obliegen, die grund¬ 
legenden Dienstanweisungen ausarbeiten, vor allem aber auch 
den Ausbildungsgang der Anwärter für den kriminalpolizeilichen 
Dienst und zwar sowohl der Oberbeamten wie auch der Mann¬ 
schaften regeln und überwachen. 

Denn nicht minder wie die straffe Zusammenfassung der 
Organisation ist ein einheitlicher Ausbildungsgang des Personales 
für die Neuordnung der Kriminalpolizei Bedingung. Gewiß darf 
nicht verkannt werden, daß auch in dieser Hinsicht bereits eine 
erhebliche Wendung zum bessern eingetreten ist. Längst über¬ 
wunden sind die Zeiten, in denen die Laufbahn des Kriminal¬ 
beamten nicht selten nach langem Umherirren in den verschie¬ 
densten Berufen, womöglich als letzter Rettungsanker ergriffen 
wurde. Schon gegenwärtig bilden die Oberbeamten des krimi¬ 
nalpolizeilichen Exekutivdienstes bei den größeren Polizeibehör¬ 
den eine Körperschaft von Fachmännern, die nach abgeschlos¬ 
sener höherer Schulbildung, vielfach nach durchgeführtem Stu¬ 
dium der Rechtswissenschaft, ihrer besonderen Veranlagung für 
die kriminalistischen Aufklärungsarbeiten gefolgt sind und bei 
ihrer Behörde noch eine theoretische und praktische Ausbildung 
genossen haben. Aber auch dabei kann es in Anbetracht des 
fortgeschrittenen Standes der kriminalistischen Wissenschaft sein 
Bewenden nicht behalten. Ich darf in dieser Beziehung Bezug 
nehmen auf meine in Gemeinschaft mit Professor Dr. v. Liszt 
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und Professor Dr. Straßmann verfaßte Denkschrift über die Ein¬ 
richtung kriminalistischer Institute, die auch in diesen Blättern 
zum Abdruck gelangt ist. Hier soll nur soviel wiederholt werden: 

Den Beamten der Kriminalpolizei muß eine Laufbahn eröffnet 
werden, für die der Bewerber sich von vornherein entschließt und 
ausgebildet wird und in der er Aussicht auf Vorwärtskommen nach 
Stellung, Rang und Gehalt findet. Um das unentbehrliche Zu¬ 
sammenarbeiten zwischen der Kriminalpolizei und dem übrigen 
Sicherungsdienste zu gewährleisten, wird für die Anwärter 
des allgemeinen Polizei- und Kriminaldienstes zweckmäßig in 
den Unterstufen eine einheitliche Ausbildung vorgesehen. Der 
Kriminalbeamte kann seinen besonderen Aufgaben nicht gerecht 
werden, / wenn er nicht imstande ist, die Hilfen richtig einzu¬ 
schätzen und heranzuziehen, die er durch die Mitwirkung der 
allgemeinen Polizei erhalten kann. Es braucht nur an die Auf¬ 
gaben erinnert zu werden, die beispielsweise den Straßenaufsichts-, 
Bahn- und Hafenbeamten bei der Fahndung nach flüchtigen Ver¬ 
brechern zufallen, oder an das wertvolle Nachrichtenmaterial, das 
von der Fremden- und Gasthofs-, der Gewerbe- oder Sittenpolizei 
herangezogen werden kann. Auel? ist zu berücksichtigen, daß 
eine besondere Fähigkeit, die den Polizeianwärter für einen be¬ 
stimmten Dienstzweig, insbesondere für den Kriminaldienst ge¬ 
eignet erscheinen läßt, meist erst im Laufe des Ausbildungsganges 
klar zu Tage tritt. Die Grundlagen des gesamten Polizeidienstes 
sind einheitlich und können deshalb im gemeinsamen Unterricht 
erteilt werden. Hierfür wird ein einjähriger praktischer Kursus 
bei einer Polizeibehörde genügen, an den sich der ebenfalls ein¬ 
jährige Besuch einer Polizeihochschule schließen muß. Auch die 
Vorbereitung für den höheren Dienst in der uniformierten Polizei 
kann auf die Dauer des Abschlusses durch eine solche wissen¬ 
schaftliche Hochschulausbildung nicht entbehren, die aber die 
Begründung solcher bisher nicht vorhandener höherer Polizei¬ 
lehranstalten voraussetzt. Sollte dieser Wunsch sich vorerst als 
undurchführbar erweisen, so muß mindestens der in der oben 
erwähnten Denkschrift eingehend begründete Ruf nach der Schaffung 
eines wissenschaftlichen Kriminalinstitutes aufs neue erhoben 
werden, dessen Besuch für die Anwärter der höheren kriminal- 
polizeilichen Laufbahn zwingend vorzuschreiben ist. Nach be¬ 
standener Hochschulprüfung beenden die Anwärter ihre praktische 
Ausbildung. Der hier vorgeschlagene Bildungsgang läßt erkennen, 
daß als Vorbedingung der Annahme die Reifeprüfung an einer 
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Mitttelschule gefordert werden muß. Doch sollte eine Beförderung 
bewährter Unterbeamter in die höhere Laufbahn nicht ausge¬ 
schlossen sein und könnte, wenn auch als Ausnahme, bei besonders 
hervorragenden Leistungen erfolgen. Auch die Vorbereitung der 
Unterbeamten muß sich aus praktischem Instruktionsdienste und 
'theoretischer Anleitung zusammensetzen. Die endgültige An¬ 
stellung ist von dem erfolgreichen, auf mindestens sechs Monate 
zu bemessenden Besuche einer Polizeischule, wie sie bereits 
an zahlreichen Orten bestehen, abhängig zu machen. Ohne 
eine solche planmäßige und gründliche Vorbildung ihrer Be¬ 
amten wird die Kriminalpolizei trotz der besten Organisation 
nicht in der Lage sein, die schweren, ihr bevorstehenden Auf¬ 
gaben zu erfüllen. Die Vorbereitung des Personales wird aber 
bald beginnen müssen, wenn sie zur rechten Zeit ihre Wirkung 
äußern soll. Weitere Voraussetzung dafür ist ferner, daß mit 
Geschick und Umsicht bei der Auswahl der Bewerber vorge¬ 
gangen wird, die sich diesem verantwortungsvollen und wichtigen 
Berufe widmen wollen. Hohe Anforderungen an körperliche und 
geistige Leistungsfähigkeit müssen gestellt werden. Keine anderen 
als die in der Sache begründeten Gesichtspunkte dürfen bei der 
Annahme der Anwärter wie bei der Beförderung entscheiden. 
Schon jetzt und mehr noch nach der Beendigung des Krieges 
wird dabei auch die Frage auftauchen, wie weit ausgeschiedene 
Offiziere und Mannschaften in den Polizeidienst übernommen 
werden sollen. Unter besonderer Berücksichtigung der kriminal¬ 
polizeilichen Anforderungen ist hierüber folgendes zu sagen: 
Zweifellos verleiht die militärische Erziehung eine Reihe von 
Eigenschaften, die auch dem Kriminalbeamten nicht fehlen dürfen. 
Ordnung und Pünktlichkeit im Dienste, schnelle Auffassung und 
Ausführung der erteilten Befehle wie auf der anderen Seite die 
Fähigkeit, klare Anordnungen zu erteilen und die Kräfte der 
Untergebenen richtig anzusetzen, fallen hier in das Gewicht. Auch 
Mut und Selbstzucht werden sich im Kampfe gegen das Verbrecher¬ 
tum bewähren. Auf der anderen Seite ist zunächst darauf hin¬ 
zuweisen, daß der polizeiliche Exekutivdienst von den höheren 
wie von den unteren Rangstufen volle körperliche Leistungsfähig¬ 
keit und bei Beobachtungen, Streifen und Verfolgungen soviel 
Ausdauer und Kraft voraussetzt, daß eine Verwendung Kriegs¬ 
beschädigter nur in sehr beschränktem Umfange möglich sein 
wird. Ferner darf ausgesprochen werden, daß eine Verpflanzung 
der dem militärischen Tone leicht anhaftenden Schroffheit un- 

13* 


Digitized by 


Go^ 'gle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



196 


Dr. Lindenau 


bedingt vermieden werden muß. Weder im Verkehr der einzelnen 
Dienststufen zueinander noch zum Publikum ist dafür Raum. 
Noch weniger kann ein „strammes Auftreten“ als Regel gegenüber 
Beschuldigten empfohlen werden. Soweit es sich um Verüber 
von Gelegenheitsdelikten, namentlich auch um jugendliche Täter 
handelt, bedarf dieser Grundsatz keiner weiteren Erörterung. 
Aber auch gegenüber dem Berufsverbrechertum hat es sich ge¬ 
zeigt, daß die Tonart den besten Erfolg zeitigt, die mit allem 
Ernste und aller Bestimmtheit psychologisches Verständnis für das 
Seelenleben des Schuldigen verbindet und ihn dies empfinden 
läßt. Von dem allgemein vorgeschriebenen Ausbildungsgange 
kann angesichts des Umfanges der dem Kriminalbeamten unent¬ 
behrlichen Kenntnisse auch bei der Übernahme von Militärpersonen 
nicht abgewichen werden. 

Gelingt es unter Wahrung der vorstehend entwickelten Ge¬ 
sichtspunkte die genügende Anzahl geeigneter Anwärter für den 
Kriminaldienst einzustellen und diese — nach gründlicher fach¬ 
wissenschaftlicher Ausbildung — in einem einheitlichen kriminal¬ 
polizeilichen Behördenaufbau, der mit dem vollen kriminaltech¬ 
nischen Apparate ausgerüstet ist, den gesellschaftsfeindlichen 
Mächten eptgegenzuwerfen, so werden wir auch dem Ausgange 
dieses Kampfes mit Vertrauen entgegensehen können. Schwer 
genug wird er sich gestalten. Schon die Erfahrungen der Gegenwart 
schließen jeden Zweifel aus, daß die Übergangszeit und die ersten 
Friedensjahre ein furchtbares Anwachsen der Kriminalität mit sich 
bringen werden. Unter den Erfolg versprechenden Gegenmaß¬ 
nahmen steht mit an erster Stelle die Neuordnung der Kriminal¬ 
polizei. 
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Die Kriminalpolizei in Baden. 

Von 

Geheimrat Duffner, Ministerialdirektor im badischen Justizministerium, Karlsruhe. 

Zur Erforschung des Sachverhaltes steht im Ermittelungsver¬ 
fahren dem Staatsanwalt als Hilfsorgan die Polizei zur Verfügung. 
Ihre Mitwirkung kann nach Art und Umfang wesentlich verschie¬ 
den geregelt sein. Der Staatsanwalt kann unter eigener Leitung 
der gesamten Ermittelungen durch Erteilung besonderer Auf¬ 
träge an die Polizei die Aufklärung des Straffalles herbeiführen, 
die Polizei kann aber auch allgemein angewiesen sein, über den 
Einzelfall die Erhebungen selbständig zu machen und die Akten 
dann erst dem Staatsanwalt vorzulegen, wenn — nach ihrer An¬ 
sicht — der Zweck der Untersuchung erfüllt, d. h. der Fall so 
aufgeklärt ist, daß die Entschließung ü|>er Anklageerhebung oder 
Einstellung getroffen werden kann. 

Das erste Verfahren verdient den Vorzug. Es entspricht am 
meisten der Stellung des Staatsanwaltes im Verfahren zur Vor¬ 
bereitung der öffentlichen Klage, dient auch am meisten den Zwecken 
der Strafrechtspflege. Es wird durchaus anerkannt, daß befähigte 
Polizeibeamte unabhängig vom Staatsanwalt eine Untersuchung 
vorzüglich zu führen imstande sein können. Allein nicht zu 
übersehen ist, daß der Polizeibeamte nur die Vorerhebungen 
macht, daß dagegen die Entscheidung über Erhebung der Anklage 
dem Staatsanwalt obliegt. Wer eine verantwortungsvolle Ent¬ 
schließung in einer wichtigen Sache zu treffen und sodann vor 
Gericht zu vertreten hat, wird sehr häufig anders arbeiten, als 
jemand, der lediglich für einen anderen das Material zur Ent¬ 
schließung zu sammeln hat. Er wird intensiver in die Sache 
eindringen, Einseitigkeiten peinlichst zu vermeiden suchen, auch 
scheinbaren Nebensächlichkeiten nachgehen, der Verteidigung des 
Beschuldigten entsprechendes Gewicht beilegen, kurz, durch eine 
erschöpfende Klärung alle unliebsamen Überraschungen vor Ge¬ 
richt fern zu halten suchen. 
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Duffner 


Ergibt sich hiernach die zu bevorzugende Regelung von selbst, 
so ist ihr ein durchschlagender Erfolg meines Dafürhaltens nur dann 
verbürgt, wenn das Hilfsorgan— die Kriminalpolizei — der 
Staatsanwaltschaft dienstlich unmittelbar unterstellt 
und örtlich angegliedert ist. Diese Voraussetzung ist für 
das Großherzogtum Baden durch die Verordnung vom 17. Juli 
1879, die Einrichtung der Kriminalpolizei nach der deutschen 
Gerichtsverfassung und Strafprozeßordnung betreffend, gegeben. 

In § 2 der Verordnung wird bestimmt, daß zur Besorgung 
der kriminalpolizeihchen Geschäfte, namentlich zur «Erledigung 
von Aufträgen der Staatsanwaltschaft, des landgerichtlichen Unter¬ 
suchungsrichters und des Amtsrichters aus der Zahl der in § 1 
unter lit. c als Hilfsbeamte der Staatsanwaltschaft bezeichneten 
Polizeibediensteten in den Städten mit Staatspolizei besondere 
Beamte aufgestellt worden können, die nach § 3 ibid. im Ver¬ 
hältnis zur übrigen Schutzmannschaft zur Erledigung der kriminal¬ 
polizeilichen Geschäfte ausschließlich bestimmt sind, während die 
Verwendung der übrigen Schutzmannschaft, von unaufschiebbaren 
Maßnahmen abgesehen, nur im Falle des Bedürfnisses und im 
Benehmen mit dem zuständigen Bezirksamt stattfindet. Nach 
§ 4 ist die Kriminalpolizei dem ersten Staatsanwalt untergeordnet, 
dem, wenn auch der einzelne Kriminalbedienstete in seiner allge¬ 
meinen Beamtenstellung nach wie vor dem Bezirksamt unterstellt 
ist, in Hinsicht der Erledigung der kriminalpolizeilichen Geschäfte 
über ihn disziplinäre Strafbefugnisse zustehen. 

Die enge Verbindung zwischen Kriminalpolizei und Staats¬ 
anwaltschaft kommt äußerlich darin zum Ausdruck, daß jene 
überall — von wenigen Außenstationen abgesehen — in den 
Diensträumen der Staatsanwaltschaft untergebracht ist, ferner in 
täglichen, wenn nötig mehrmaligen Meldungen des leitenden 
Polizeikommissärs. Sie hat zur Folge, daß der Staatsanwalt jeden 
einzelnen Mann der Kriminalpolizei, seine besonderen Fähigkeiten 
und Schwächen genau kennt. Sie ermöglicht jederzeit den denk¬ 
bar einfachsten und raschesten Verkehr, ermöglicht die sofortige 
Aufklärung von Zweifeln und Unklarheiten, Besprechung und 
Beseitigung von Fehlern und Mißgriffen, ermöglicht mündliche 
Instruierung des mit der Sache zu befassenden Beamten, erspart 
dem Staatsanwalt Ersuchsschreiben, befördert überhaupt die Be- 
. schleunigung und Belebung des Verfahrens. Sie bietet auch 
Gewähr dafür, daß der sogen, erste Angriff in den richtigen Händen 
liegt und der Staatsanwalt raschestens unterrichtet wird. 
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Erhält die Kriminalpolizei Kenntnis von einer strafbaren Hand¬ 
lung, so erstattet sie Meldung an die Staatsanwaltschaft, in wich¬ 
tigen Fällen — bei Tag und Nacht — mittels Fernsprechers. 
Handelt es sich um ein schweres Verbrechen, so begibt sich der 
Staatsanwalt unverzüglich an den Tatort. Er veranlaßt die zweck¬ 
dienlich erscheinenden gerichtlichen Feststellungen, sorgt unter 
Benutzung aller technischen Hilfsmittel für die Erhaltung der 
Spuren und leitet ohne Verzug die Verfolgung des bekannten 
und die Fahndung nach dem unbekannten Täter ein. Großen 
Wert legt er auf persönliche Vernehmung des Beschuldigten und 
der Zeugen; dem Entlastungsbeweis schenkt er die gleiche Auf¬ 
merksamkeit wie dem Belastungsbeweis. Die sachgemäße Er¬ 
füllung dieser Aufgaben wird wesentlich durch die Mitwirkung 
der Kriminalpolizei gefördert. 

Im Verhältnis der Kriminalpolizei zur allgemeinen Staats- 
(Lokal-)polizei bestimmt die Dienstweisung der Schutzmannschaft, 
daß sich bei Entdeckung oder Anzeige einer strafbaren Handlung 
der Lokalschutzmann auf die Maßnahmen beschränkt, die keinen 
Aufschub gestatten, und daß er bei Verbrechen und wichtigeren 
Vergehen sofort telephonisch die Kriminalpolizei verständigt. Mit 
dem Erscheinen dieser geht die Leitung und Verantwortung auf 
die Kriminalpolizei über. 

Für den Kriminaldienst werden besonders geeignete Polizei¬ 
beamte aus der allgemeinen Staatspolizei ausgewählt, die ihre 
Schulung in der Schutzmannsschule, bei der Fahndungsabteilung 
der allgemeinen Staatspolizei, durch kriminaltechnischen Unterricht 
erhalten haben. Auf ihre Weiterbildung ist der Staatsanwalt fort¬ 
dauernd aus Anlaß des einzelnen Falles bedacht. Entspricht ein 
Mann den Erwartungen nicht, so wird er gegen eine andere ge¬ 
eignetere Person ausgetauscht. 

Wenn sich auch die Organisation der Kriminalpolizei in Baden 
durchaus bewährt hat, so bleibt doch noch viel zu verbessern — 
durch gesteigerte Ausbildung der Mannschaft, durch Übernahme 
aller Einrichtungen, die anderwärts mit gutem Erfolg erprobt 
worden sind, namentlich auch durch Vermehrung des Mannschafts¬ 
bestandes. 

Zur Würdigung des badischen Systems aber darf wohl auf 
die geringe Zahl unaufgeklärter schwerer Verbrechen, sowie auf 
die Reichsstatistik hinsichtlich der Freisprechungen im Qberlandes- 
gerichsbezirk Karlsruhe verwiesen werden. 
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Juweliereinbrecher und Goldwarenhehler. 

Vom 

Kgl. Kriminalkommissar Liebermann v. Sonnenberg. 

1 . 

Einbrüche in Juweliergeschäfte sind seltener, als man im all¬ 
gemeinen denkt. In Berlin mit seinem gewerbsmäßigen Ver¬ 
brechertum sind in den Jahren 


1912 . 

.... 26 

1913 . 

.... 18 

1914 . 

.... 16 

1915 . 

.... 12 

1916 . 

.... 5 


Fälle zur Anzeige gekommen. 

Aus ganz Deutschland sind, die Berliner Fälle ungerechnet, 
bei der Berliner Polizei durch Fahndungsersuchen bekannt ge¬ 
worden : 


1912 . . 

... 23 

1913 . . 

... 40 

1914 . . 

... 24 

1915 . . 

... 14 

1916 . . 

... 24 


Einbruchsdiebstähle in Juwelier- oder Goldwarengeschäften. Ge 
messen an der Gesamtsumme der Einbruchsdiebstähle aller Art 
erscheint diese geringe Zahl auffallend. Sollte man doch meinen, 
daß die blitzenden Goldsachen in den auch nachts hellerleuch¬ 
teten Ladenauslagen verbrecherische Instinkte ganz besonders 
anreizen müßten. Auffallend auch deshalb, weil Goldsachen vom 
Verbrecherstandpunkte aus als Diebstahlsobjekte alle wünschens¬ 
werten Vorzüge haben. 

Sie haben hohen Wert bei geringer Größe und kleinem 
Gewicht, sind also leicht wegzuschaffen. Sie sind, soweit sie 
Fabrikware sind, schwer zu rekognoszieren und als Sonderstücke 
leicht durch Umfassen oder Umschmelzen unkenntlich zu machen. 
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Da für Goldsachen jedermann Verwendung hat, kann man sie 
leicht, gegebenenfalls einzeln oder partieweise, umsetzen, wäh¬ 
rend beispielsweise der Einbrecher, der gestohlene Stoffe ver¬ 
schärfen will, immer erst einen Stoffhehler an der Hand haben 
muß, der Verwendung für „Stoffsorten“ hat. Goldwaren sind 
mithin geborene Diebstahlsobjekte. 

Auf die Frage, weshalb trotzdem Juweliereinbrüche so gar 
nicht häufig Vorkommen, könnte man zutreffend die überraschende 
Antwort geben: Weil die Diebstahlsversicherungen Goldwaren-, 
geschäfte nicht mehr in ihre Versicherung aufnehmen. Sie ver¬ 
sichern wohl noch Juweliergeschäfte, aber, durch manchen Schaden 
klug geworden, verlangen sie solche Sicherheitseinrichtungen für 
das Geschäftslokal als Vorbedingung, daß der kleine Juwelier sie 
ihrer Kostspieligkeit wegen sich nicht leisten kann. Der wohl¬ 
habende Juwelier aber, der sich die vorgeschriebenen Sicherheits¬ 
einrichtungen machen läßt, glaubt — und im großen und ganzen 
nicht mit Unrecht —, in ihrem Besitz keiner Versicherung mehr 
zu bedürfen und die Prämie sparen zu können. 

So kommt es, daß bei Juweliereinbrüchen der Schaden selten 
durch Versicherung gedeckt ist. Seine unversicherte Ware muß 
der Geschäftsmann selber hüten, und niemand schützt Eigentum 
besser als der Eigentümer Eisenvergitterte Fenster und Türen, 
Kunstschlösser, Alarmklingeln, elektrische Sicherungen, Nacht¬ 
beleuchtung, Wachhunde, Nachtwächter, Nachtkontrolle, eisen¬ 
gefütterte Fußböden und Decken, Geldschränke und Safes — mit 
den modernsten Sicherheitsmaßregeln sucht der Juwelier, dem 
keine Versicherung Diebstahlsschaden ersetzt, seine Habe zu 
schützen. Der kleine Goldwarenhändler, dem diese Einrichtungen 
zu teuer sind, bewacht seine Ware in eigener Person. Er wohnt 
und schläft in einem unmittelbar an den Laden stoßenden Raum. 

Es gibt Goldwarenhändler-Ehepaare, von denen Mann und 
Frau schon seit Jahrzehnten nicht mehr zusammen das Haus 
verlassen haben, weil ein Teil immer Zurückbleiben mußte, um 
den Inhalt des Ladens, der häufig fast ihr ganzes Vermögen dar¬ 
stellt, zu hüten. Diese Verhältnisse erklären die geringe Anzahl 
Juweliereinbrüche. Modernste Sicherheitsmaßregeln oder persön¬ 
liche Bewachung durch die Geschäftsinhaber machen den Juwelier¬ 
einbruch zu der schwierigsten Einbruchsart. Wer Juweliereinbrüche 
ausführen, Goldwarengeschäfte „abstoßen“ will, muß schon ein 
„ausgekochter Junge“ sein, muß sein Einbrecherhandwerk über 
das Durchschnittsmaß hinaus verstehen. 
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Der Juweliereinbruch ist an sich keine Einbruchsspezialität, 
wie etwa der Geldschrankeinbruch. Die Juweliereinbrecher setzen 
sich aus allen Einbrecherarten, vorzugsweise aus Geschäftsein¬ 
brechern, die vom Eindringen in Läden und Kontore her die 
erforderlichen Vorkenntnisse haben, zusammen. 

Die Ausführung der Einbrüche ist verschieden. Wo die Sicher¬ 
heitsmaßnahmen eine schwache Stelle bieten, da wird angegriffen. 
Wenn um die gleiche Zeit in derselben Stadt Juweliereinbrüche 
yorkommen, bei denen die Täter vom Keller durch den Fuß¬ 
boden eingedrungen sind, und andere, wo sie von oben her durch 
die Decke kamen, so wäre es grundfalsch, allein hieraus zu 
folgern, daß es sich um zwei verschiedene Banden handeln müsse, 
von denen die eine mit dem „Keller-“, die andere mit dem „Decken¬ 
trick“ arbeite. 

Der Einbruch von vorne, durch die Ladentüre ist selten. 
Einmal ist die Ladentüre neben einem sehr guten Schloß ge¬ 
wöhnlich noch durch ein Eisengitter versichert, und d?nn liegt 
sie meist in der belebten Straße. Durch das Oberlichtfenster der 
Ladentüre, das von der Eisengittertüre häufig nicht mitgesichert 
wird, geht der Einbrecher viel öfter. Nie sollte es der Geschäfts¬ 
mann nachts offenstehen lassen und nie zu leicht auf die Un¬ 
möglichkeit eines Einbrechens von (fort aus vertrauen. Schon 
mancher Juwelier hat zu seinem Schaden erkannt, daß ein Ein¬ 
dringen durch dieses schmale, enge. Fenster, das er von seinem 
Standpunkt aus für unmöglich hielt, jüngeren, schlankeren und 
gewandteren Leuten leider möglich war. Einbrüche durch das 
Oberlichtfenster sind selbst in den belebtesten Straßen wieder¬ 
holt ausgeführt worden, und das unzureichende Eisengitter 
hat gewöhnlich dem Einbrecher als Klettergerüst gute Dienste 
geleistet. 

Scheint dem Einbrecher ein Eindringen von vorn nicht mög¬ 
lich oder zweckmäßig, so sieht er sich die Lage der hinteren 
Räumlichkeiten an. Stößt ein Arbeitsraum oder eine Reparatur¬ 
werkstatt an den Laden und münden dessen Fenster auf den Hof 
des Hauses, so liegt für ihn die Sache gut. Ei^entraillen, welche 
die Fenster sichern, sind leicht zu durchsägen. Freilich trennt 
oft eine feste eiserne Türe den Verkaufsraum von dem Arbeits¬ 
raum. Hierüber verschafft sich der Einbrecher beim Betrachten 
des Schaufensters, mit einem Blick durch die im Sommer häufig 
offenstehende Ladentüre, nötigenfalls bei einem kleinen Einkauf 
im Laden, Klarheit. 
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Verhältnismäßig einfach und daher sehr beliebt und recht 
häufig ist der Einbruch durch die Decke. Eine leerstehende 
Wohnung oder Kontorräume über einem Juweliergeschäft sind für 
dieses immer eine Gefahr. Tagelang streift der Juweliereinbrecher 
durch die Straßen, nur um auszuspähen, wo über Goldwaren- 
geschäften Wohnungen leerstehen.. 

Bietet sich auch keine Gelegenheit, durch die Decke in den 
Laden zu dringen, so kommt der Einbrecher vom Nebenladen her 
durch die Wand hinein. In eine Ziegelsteinwand ein Loch zu 
brechen, genügend groß, daß ein schlanker Mensch durchschlüpfen 
kann, ist weder sehr schwierig noch zeitraubend. 

Der Juwelier, welcher dem Besitzer des Nachbarladens auf 
seine Kosten ein gutes Kunstschloß an der Ladentüre anbringen 
läßt, hat das Geld gut angelegt. 

Bei dem letzten größeren Juweliereinbruch in Berlin war die 
Türe des Juweliergeschäftes zwar durch Kunstschloß, Rolljalou¬ 
sien und Eisengitter diebessicher verwahrt. Die Türe eines da¬ 
nebenliegenden Friseurgeschäftes, durch das die Täter kamen, 
aber so schwach und so schlecht verschlossen, daß man sie, wie 
ein Kriminalbeamter drastisch aber treffend meinte, mit der Nase 
aufpusten konnte. 

Kann der Einbrecher auch von der Seite nicht an die Gold¬ 
sachen heran, so bleibt noch der Weg von unten. Der Einbruch 
vom Keller aus kommt jedoch viel weniger oft vor, weil er un¬ 
gleich mühsamer ist. Die Kellerdecke ist dicker als eine Zwischen¬ 
wand und ihr Durchbrechen ist unangenehmer, weil dem Einbrecher 
bei der Arbeit ständig der Mörtel- und Ziegelsteinstaub von oben 
in die Augen fällt. Wer auf „diese Tour geht“, pflegt deshalb 
Wasser mit sich zu führen, mit dem die Angriffstelle zur Vermin¬ 
derung der Staubbildung dauernd bespritzt wird. 

Als Kriminalbeamte bei einer Durchsuchung in der Wohnung 
eines des Juweliereinbruchs Verdächtigen nichts fanden als eine 
mit Wasser gefüllte Sektflasche, wußten sie gleichwohl, daß sie an 
der richtigen Adresse waren, auch wenn jenes Ausrede, das sei 
seine Wärmflasche, weniger schwach gewesen wäre. 

Die Bande, zu der dieser Mann gehörte, hatte eine besondere 
Vorliebe für den Weg durch die Kellerdecke, obwohl auch bei 
ihr trotz aller Übung immer erst auf mehrere Versuche ein Ge¬ 
lingen kam. Diese Vorliebe erklärte sich daraus, daß einer der 
Einbrecher, ehe er sich zu Besserem berufen fühlte, gewerbsmäßig 
Bierschlangen aus Gastwirtskellern gestohlen hatte. So war ihm 
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der Weg durch den Keller vertraut und geläufig geworden. Es 
hat eben alles seine Ursachen und Zusammenhänge. — 

Wie der Einbrecher baldowert? Auf die einfachste und natür¬ 
lichste Art. Er fährt mit der Elektrischen durch die Straßen und 
sucht leere Wohnungen über Juweliergeschäften. Er geht, scheinbar 
wohnungsuchend, in die betreffenden Häuser und sieht sich die 
Lage der hinteren Räume an. Er kauft im Nebenladen eine 
Kleinigkeit oder läßt sich dort rasieren. Er oder seine Geliebte 
läßt allenfalls im Laden selbst eine Reparatur machen, wenn er 
nicht schon von außen sehen kann, was er sehen will. Wer im 
Verbrecheralbum schon „abgeklatscht“ ist, hält sich hierbei freilich 
klüglich zurück. 

Auch die Lebensgewohnheiten des Geschäftsinhabers auszu¬ 
kundschaften, wann der Inhaber abends weggeht, ob jemand 
nachts im Geschäft schläft, und ob und welche Nachtkontrolle 
stattfindet, erfordert keine große Mühe. Unauffällige Beobach¬ 
tung des Ladens, insbesondere schon vor Ladenöffnung und über 
den Ladenschluß hinaus, Dauerbeobachtung mit Ablösung ein, 
zwei Nächte hindurch, und die Kolonne weiß, was sie zu wissen 
braucht. 

In Einzelfällen freilich dauert die Beobachtung des ausge¬ 
suchten Geschäftes durch die Diebe tagelang. Das ist der Fall, 
wenn der Juwelier beim Laden wohnt, so daß die Täter die Zeit 
seiner Abwesenheit abpassen und ausnützen müssen. Ein Juwelier 
aus einem Vorort Berlins verließ am zweiten Pfingstfeiertage auf 
eine halbe Stunde seinen Laden, um in Sehweite vom Laden 
entfernt mit Bekannten atif der Straße zu plaudern. Als er zurück¬ 
kam, war eingebrochen und die wertvollsten Stücke gestohlen. 

In diesem Fall müssen die Einbrecher den Laden tagelang 
unausgesetzt beobachtet haben, ohne daß auch nur einer der 
Beobachter dem Juwelier jemals aufgefallen wäre. — 

Der Durchschnittseinbrecher von heute arbeitet mit ganz 
einfachen Mitteln, und nicht seiner Geschicklichkeit, sondern der 
Sorglosigkeit der Geschäfts- und Wohnungsinhaber, den schlechten 
Schlössern und mangelhaften oder unzweckmäßig angebrachten 
Sicherheitsvorrichtungen verdankt er vielfach den Erfolg. — 

Was der Polizeibeamte am Tatort sieht, darüber seien einige 
Sätze aus einem im „Pitaval der Gegenwart“, Band 8, erschienenen 
Aufsatz des Verfassers wiederholt: 

„Die Zeiten, wo ein bekannter Berliner Kriminalist sagen konnte, 
..jeder Verbrecher schreibt seine besondere Handschrift, und wir 
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kennen die Handschrift unserer Verbrecher ziemlich genau“, sind 
längst vorbei. Die Zahl der Einbrecher ist heute viel zu groß, als 
daß Begehungsart und Begehungsort einen sicheren Schluß auf 
die Person des Täters zuließen. Auch der Befund am Tatort bietet 
selten einen Anhalt. Die Art der Ausführung zeigt dem Beamten 
gewöhnlich nur, ob die Arbeit gewerbsmäßiger und geübter oder 
weniger geübter Einbrecher vorliegt. Spuren werden wenig am 
Tatort gefunden, und brauchbare Fingerabdrücke bleiben selten 
zurück.“ 

Fingerabdrücke werden bei Juweliereinbrüchen häufiger gefun¬ 
den, weil dieTäter beim Wegraffen der Goldsachen mit der Glasscheibe 
der Auslagekästen in Berührung kommen. Da der Geschäftsinhaber 
und sein Personal aber ständig mit diesen Scheiben in Berührung 
kommt und bei Entdeckung des Einbruches und Feststellung des 
Entwendeten in seiner Erregung natürlich nicht besonders behutsam 
ist, so stammen die meisten Fingerabdrücke von diesen Personen 
her. Leider auch gewöhnlich die brauchbarsten, da der Einbrecher 
sich besser vorsieht. 

Auf eins muß der Polizeibeamte beim Juweliereinbruch be¬ 
sonders achten: Läßt die Auswahl der entwendeten Sachen auf so 
viel Sachkenntnis schließen, d^ß die Mitwirkung eines Fachmanns 
zu vermuten ist? Erfreulicherweise sind selten Fachleute unter den 
Einbrechern. Die Goldarbeiter sind ehrliche Leute. Sib stammen 
meist aus guten Handwerkerkreisen, und der tägliche Umgang 
mit Goldsachen stumpft sie ab gegen den Reiz des Goldes. 

Nach den Ermittelungen am Tatort und seiner Umgebung geht 
ein Teil der Beamten sofort gegebenen Fingerzeigen nach. Leute, 
die etwas gesehen haben sollen, werden aufgesucht und befragt, 
dem Personal wird das Verbrecheralbum gezeigt, und Durch¬ 
suchungen bei bekannten, auf freiem Fuß befindlichen Juwelierein¬ 
brechern und Hehlern werden gemacht. 

Die Anhaltspunkte, welche der Geschädigte geben kann, führen 
selten weit. Es ist ein Erfahrungssatz, daß auf Verbrechensgebieten, 
wo gewerbsmäßige Einbrecher die Täter sind, gut 90°/o der von 
den Bestohlenen ausgesprochenen Verdächtigungen falsch sind. Da 
sind die schlecht gekleideten jungen Leute, die sich abends vor 
dem Laden herumgedrückt haben, da ist der Käufer mit dem 
scheuen Blick, und da ist die Dame, die sich so auffällig im Laden 
umgesehen hat. Auf den wirklichen Baldowerer fällt selten der 
Verdacht, weil der Einbrecher klug genug ist, sich eben nicht auf¬ 
fällig zu benehmen. 
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Trotzdem darf keine Spur unverfolgt bleiben. Natürlich stellt 
der Beamte nach dem Befund am Tatorte gewissermaßen eine 
Diagnose. Er folgert vielleicht: Gewerbsmäßige Einbrecherbande 
mit Erfahrung in Goldsachen, gewandte, Übung verratende Arbeit. 
In seltenen Fällen können auch besondere Umstände auf einen be¬ 
stimmten Täter, auf eine bestimmte Bande schließen lassen. Gleich¬ 
wohl wäre es abwegig, eine Spur nur deshalb nicht zu verfolgen, 
weil sie in das gemachte Bild nicht hineinpaßt. 

Vor einem Trugschluß muß man besonders warnen: Wenn ein 
Einbruch unter sehr ungünstigen Umständen doch glücklich durch¬ 
geführt wird, und die Täter einen hohen Grad von Keckheit, Ver¬ 
wegenheit und Kaltblütigkeit bewiesen haben müssen, so begegnet 
man leicht in den Akten dem Vermerk: „Als Täter können nur ganz 
gewiegte Verbrecher in Frage kommen.“ Mit diesem Schluß muß 
man sehr vorsichtig sein. Kipling erzählt in seinen „Anspruchslosen 
Geschichten von den Bergen“ von einer glücklichen, sehr verwegenen 
Waffentat junger Rekruten und sagt dabei: 

„Die dreifache Anzahl altgedienter Soldaten hätten das Stück 
nicht fertiggebracht, denn sie überschauen die ganze Gefahr. Aber 
die jungen Burschen wissen wenig von ihr und fragen noch weniger 
danach, und wo keine Furcht ist, da ist auch keine Gefahr.“ 

Mit dem Einbrecher geht es wie mit dem Soldaten. Je länger 
er im Felde ist, um so vorsichtiger wird er. „Frechheit siegt“ ist 
meist nur das Motto von „Rabenjungen“, grünen Anfängern.- 

Ob die polizeilichen Nachforschungen Erfolg haben werden, 
das hängt — selbst alles vorausgesetzt, was zum Erfolg gehört, 
Erfahrung, Scharfsinn, Arbeitseifer und gute technische Hilfsmittel 
der Beamten — noch von vielen Faktoren ab. Vor allem davon, 
wie sich der Einbrecher nach der Tat verhält, zu einem nicht unerheb¬ 
lichen Teil aber auch davon, wie sich der Bestohlene nach der 
Tat verhält. 

Die erste und wichtigste Polizeimaßnahme ist stets: Sofortiges 
Herausbringen einer öffentlichen Bekanntmachung unter Aussetzen 
einer Belohnung für Wiederherbeischaffung des gestohlenen Gutes. 
Wertvolle Nachrichten über Einbrecher und Hehler können nur aus 
deren Kreisen kommen. Diese Leute machen natürlich ihre Mit¬ 
teilungen nicht um der schönen Augen der Polizei willen, sondern 
nur bei Aussicht auf klingenden Lohn. Es ist die Pflicht der Be¬ 
amten, hierauf den Geschädigten sofort hinzuweisen. Nun entsteht 
gewöhnlich die erste Schwierigkeit. Der Bestohlene will darüber 
erst mit der Versicherung sprechen oder mit der Fachvereinigung 
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oder mit seinem Teilhaber. Die Versicherung entscheidet sich erst, 
wenn der Inspektor an Ort und Stelle war. Stunden vergehen 
nutzlos. 

Mit der Bekanntmachung zugleich müßte ein möglichst ge¬ 
naues Verzeichnis der gestohlenen Waren verbreitet werden. 
Vielfach entsteht hier die zweite Schwierigkeit. Die Uhrnummern 
müssen erst von der Fabrik besorgt werden. Sind Frauen In¬ 
haberinnen der geschädigten Firma, so ist es für den Beamten 
doppelt schwer, sie, ohne rücksichtslos zu erscheinen, aus dem 
Klagen und Jammern heraus zu den notwendigen ersten Fest¬ 
stellungen zu bringen. Kostbare Zeit verstreicht ungenutzt, während 
irgendwo draußen das gestohlene Gut schon von der zweiten in 
die dritte Hand wandert. 

Eine gestohlene Uhr oder ein Ring kann, bald nach der Tat 
angehalten, wenn alle Spuren noch frisch sind, zur Aufklärung des 
Einbruches führen. Mit jedem Tag wird diese Möglichkeit geringer. 

Zu den Vorsichtsmaßregeln, die ein Juwelier für alle Fälle 
zweckmäßig trifft, sollte deshalb stets ein tunlichst genaues, im 
wesentlichen auf dem laufenden gehaltenes Verzeichnis des Laden¬ 
inhaltes gehören. Natürlich darf dieses Verzeichnis nicht im Laden 
aufbewahrt werden, damit es beim Einbruch nicht mitgestohlen wird. 

Ein solches Verzeichnis, nach dem sich die Diebesbeute schnell 
nach Stückzphl, Art, Uhrnummern und Erkennungszeichen auch 
nur einigermaßen genau bestimmen ließe, würde den Beamten in¬ 
stand setzen, sofort die ersten Maßnahmen zur Wiederherbeischaffung 
des gestohlenen Gutes wirksam zu treffen. Die Schnelligkeit des 
ersten Angriffes entscheidet'vielfach über den Erfolg. 

II. 

Die Aussicht auf Ermittelung der Täter kann man bei Juwelier¬ 
einbrüchen optimistischer beurteilen als die Aussicht auf Wieder¬ 
herbeischaffung der entwendeten Goldsachen. Es ist leider bei 
Juweliereinbruchssachen die Regel, daß man trotz Überführung 
der Einbrecher und Hehler das gestohlene Gut höchstens zu einem 
Teil wieder beizuschaffen vermag. Durchschnittlich werden jähr¬ 
lich in Deutschland Goldsachen im Gesamtwerte von mehreren 
hunderttausend Mark aus Geschäften mittels schweren Diebstahls 
entwendet. Wenn man annehmen will, daß der fünfte Teil davon 
durch Gericht oder Polizei dem Eigentümer zurückverschafft wird, 
so greift man hoch. 
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Wo internationale Einbrecher die Täler sind, ist das leicht zu 
verstehen. Juwelen, die heute in Berlin gestohlen werden Und 
nach wenigen Tagen schon wohlversteckt in Budapest oder Nizza 
beim Hehler lagern, sind schwer zu finden. 

Ist der Täter ein Fachmann, so faßt er die Sachen um oder 
schmilzt sie ein. Der Einbrecher Linke verkaufte einen Teil seiner 
Diebesbeute schon am nächsten Morgen eingeschmolzen an eine 
Goldschmelze, den Rest hatte er bereits wenige Stunden nach der 
Tat in einem fremden Keller vergraben. 

Das Versetzen der Goldsachen auf falsche Legitimationspapiere 
ist nur ein Notbehelf in Ermangelung eines kaufkräftigen Hehlers. 

Auf den freihändigen Verkauf der einzelnen Stücke in Juwelier- 
und Ührmacherläden verfallen nur unerfahrene Gelegenheitsdiebe. 
Hier geben zahlreiche Juweliere erfreuliche Beweise ihres Solidaritäts¬ 
gefühls mit geschädigten Kollegen, indem sie von derartigen An¬ 
geboten sofort diesen oder die Polizei verständigen. Sie erkennen 
das gemeinsame Interesse, das sie an der Aufklärung von Einbrüchen 
haben, und halten sich den alten Spruch vor Augen: „Was heute 
dir, kann morgen mir passieren.“ Leider zeigen sich nicht alle 
Juweliere geneigt, dem Standesinteresse einen kleinen Vermögens¬ 
vorteil zu opfern. Einen nicht unerheblichen Teil seiner Beute 
aus einem Goldwarendiebstahl in einem Berliner Warenhaus hat 
der Dieb am nächsten Tage in Berliner Juweliergeschäften in aller 
Ruhe verkaufen können, obwohl der Einbruch durch P’reßveröffent- 
lichung bekannt war. In solchen Fällen fügt es ein seltsamer Zufall 
immer wieder, daß gerade die Goldsachen, deren Ankauf zu 
polizeilichen Nachfragen führt, überraschend bald nach dem Erwerb 
' schon weiterverkauft sind. Die Juweliere, die es angeht, werden 
wissen, wie das kommt. 

Immerhin nimmt nur ein verschwindend kleiner Bruchteil des 
Diebesgutes diesen Weg. Einen ebenfalls geringen Teil kauft aus 
dritter und vierter Hand das Publikum, und er bleibt in dessen Besitz. 

Ein größerer Teil verschwindet in den Kreisen der Dirnen und 
Zuhälter, von ihren Einbrecherbekanntschaften ihnen billig abge¬ 
lassen, und schmückt Hals und Hände mancher Schönen oder die 
Phantasieweste dieser Kavaliere. 

Auch in die Goldschmelzereien wandert manches gestohlene 
Stück. Da lebt in Berlin ein Mann, dessen Spitznamen nicht einmal 
wiedergegeben werden kann, um ihn nicht weiten Kreisen erkenn¬ 
bar zu bezeichnen. Von Beruf Goldarbeiter, ist er vor 17 Jahren 
wegen eines Juweliereinbruchs zu einer Zuchthausstrafe verurteilt 
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worden. Seitdem läßt er die Finger von Tandel und Elle und 
ernährt sich, wie er sagt, redlich, vom Goldwarenhandel. Er hat 
eine kleine Stube mit anstoßendem schmalen Arbeitsraum gemietet, 
wo er polizeilich gemeldet ist, aber nicht wohnt. Er inseriert hin 
und wieder, daß er Zahngebisse und altes Bruchgold aufkaufe, 
und führt ein Buch über An- und Verkauf. Er sagt selbst, daß N 
er im Jahre für etwa 20000 Mark Gold zur Schmelze bringe. 
Gegenstände, die er in späten Abendstunden aufkauft, schmilzt er 
oft noch nachts ein. Die Eintragungen in seinem Geschäftsbuch 
stehen in schreiendem Mißverhältnis zu seinem tatsächlichen Umsatz. 
17 Jahre kauft er schon Goldsachen von beliebigen Privatpersonen 
auf, und erst einmal konnte er mit einem Jahr Gefängnis wegen 
Hehlerei zur Strecke gebracht werden. Welche gestohlenen Werte 
durch seine Hände gegangen sind und in Zukunft noch gehen 
werden, das’läßt sich auch nicht annähernd zuverlässig schätzen. 

Zum Glück ist ein so vorsichtiges Geschäftsverfahren nicht 
häufig. Das Einschmelzen böte ja niemandem Schwierigkeit, und der 
Absatz in den Schmelzereien vollzieht sich sehr leicht. Es ist be- 
iremdend, wie wenig Mißtrauen manche Schmelzereibesitzer ihren 
oft recht merkwürdigen Kunden entgegenbringen. — Freilich bringt 
das eingeschmolzene Schmuckstück einen viel geringeren Erlös, 
und das hält die meisten Goldwarenhehler von diesem Verfahren 
ab. Nicht allzuoft bietet sich ihm der Ankauf einer Goldsore, 
und er kann deshalb kein Freund des Grundsatzes sein „Großer 
Umsatz, kleiner Nutzen.“ . 

Der weitaus größte Teil der Goldsachen behält deshalb seine 
Gestalt und verschwindet in ihr in dem breiten Kanal des wilden 
Goldwarenhandels. Der wilde oder unterirdische Goldwarenhandel, 
wie man ihn bezeichnender nennen kann, obwohl er wenigstens 
den Verkauf seiner Ware recht offen und überirdisch betreibt, hat 
eine so vielseitige Gestalt und so verschiedenartige Vertreter, daß 
man ein geschlossenes Bild seines Wesens kaum geben kann. Es 
sind gewiß ehrenhafte Männer unter seinen Vertretern, und es 
mögen nicht allzuviele ausgesprochene Hehler darunter sein. 
Mit der Bezeichnung „Goldwarenschieber“ wird man vielen von 
fhnen eher gerecht, wiewohl manchen von ihnen kaum zu Unrecht 
wehe getan wird, wenn man sie mit Hehlern in einem Atem nennt. 

Vom Juwelier unterscheidet diese Goldwarenhändler zunächst, 
daß sie keinen Laden haben. Ihre Goldsachen verwahren sie in 
ihrer Wohnung auf. Verwandte, Freunde und Bekannte, aber auch 
Provisionsagenten weisen ihnen Käufer aus dem Publikum zu oder 
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treten für sie als Verkaufsvermittler auf. Mit einer Auswahl ihrer 
Sachen in einer Reisetasche gehen sie von Juwelier zu Juwelier 
und Uhrmacher zu Uhrmacher, unter denen sie bald einen Kreis 
fester Kunden haben, und bieten ihre Stücke an. Andere verlegen 
ihr Hauptgewicht auf den Zwischenhandel, kaufen Goldsachen in 
ganzen Posten auf und verkaufen sie sofort wieder weiter. Mit 
großer Schnelligkeit wandern so manche Posten von Hand zu 
Hand, und mit jedem neuen Käufer wird es schwerer, ihren Ur¬ 
sprung festzustellen, ynd mit jedem neuen Verkäufer ihren Verbleib 
zu ermitteln. Teile werden abgezweigt und wandern besondere 
Wege. Führen diese nach außerhalb, so halten die polizeilichen 
Nachforschungen, durch den Schriftwechsel verzögert, erst recht 
nicht Schritt. 

Sonderbare Leute sind unter denen, die mit Goldsächen um¬ 
gehen, von dem Schärfer an, der unmittelbar von dem Einbrechern 
kauft, und der das Attest in der Tasche trägt, wonach er geistes¬ 
krank, aber nicht gemeingefährlich ist, bis zu der letzten Hand, 
von der die Goldsachen aus vielleicht wieder ins Juweliergeschäft 
wandern. Leute der verschiedensten Berufe sind darunter, vom 
Zigarettenreisenden bis zum Möbelhändler, vom gewerbsmäßigen 
Spieler bis zum Hausbesitzer. Bei vielen handelt es sich nur um 
Gelegenheitskäufe, weil alle das Gold reizt, an dem sie zu ihrem 
Erstaunen weit weniger als erwartet verdienen, da jede Zwischen¬ 
hand die Ware verteuert, für manche ist es der Hauptberuf. Wer 
von den letzteren einen guten Teil zusammensehen wollte, der 
brauchte nur in den „Großen Seidel“ in der Neuen Friedrichstraße 
zu gehen. Da war der kleine Pinscher, der keck und verwegen 
anfing, Gold zu kaufen und zu verkaufen, und der die einzelne 
Uhr brühwarm vom .Fledderer oder Taschendieb kaufte. Da war 
der große Händler, der schon lange einen glänzenden Laden hatte 
und nur noch aus alter Gewohnheit in den Seidel ging. Und von 
jenem zu diesem war da manche Zwischenstufe und Spielart zu 
sehen. Redliche Männer waren dazwischen, die mit sehenden 
Augen nicht unehrliches Gut erwarben, aber auch viele, mit straf¬ 
gesetzwidrig weitem Gewissen. 

Der „Große Seidel“, der seineTüren in diesen Tagen geschlossen 
hat, um in einer anderen Straße neu zu erstehen, war ein mittel¬ 
großes Bierlokal, auf dessen Tischen alle möglichen Händler ihre 
Waren zum Verkauf stellten. Hosenträger; Pelzboas, Reiherfedern, 
Handtaschen, goldene Uhren und Brillantringe, Hemden und Perl¬ 
kolliers konnte man alles dort billig haben. Die Händler waren 
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im wesentlichen immer dieselben Personen. Käufer und Verkäufer 
traten dort an sie heran, und unter sich selbst machten sie dort 
manches Tausch- und Kaufgeschäft. So oft die Polizei den „Großen 
Seidel“ aushob, so oft fand sie auch unter den Goldsächen der 
Händler einige gestohlene Stücke. Strafrechtlich kam dabei selten 
etwas heraus. Daß Händlern, die von Privatleuten Goldsachen 
aufkaufen, auch gestohlene Stücke mit unterlaufen, ist erklärlich, 
Gutgläubigkeit jedenfalls leicht zu behaupten und Bösgläubigkeit 
schwer nachzuweisen. 

Wie der richtige Schärfer schon gar nicht einmal wissen will, 
ob und aus welchem Einbruch die Sachen herstammen, sondern 
zu seiner Information höchstens die Frage stellt:' „Ist es von hier 
oder außerhalb?“ so scheut man sich in diesen Händlerkreisen 
noch viel mehr vor indiskreten Fragen. Je weniger man weiß, um 
so besser. Ein charakteristisches Beispiel: Die Kriminalpolizei 
erfuhr bald nach einem Juweliereinbruch, daß ein Händler eine 
große Goldsore erhalten habe. Der Händler wird mit zwei Reise¬ 
taschen voll Goldsachen sistiert. * Er ist vollkommen bestürzt und 
bleibt dauernd in der größten Unruhe, neijnt aber seinen Vorder¬ 
mann. Man kommt von Zwischenhand zu Zwischenhand, und 
schließlich ergibt sich, daß die Sachen nicht aus einem Einbruch 
herrühren, sondern von einem vor dem Konkurs stehenden Kauf¬ 
haus verschleudert worden sind. Als der Händler das hört, fällt 
ihm offensichtlich eine schwere Last von der Seele. „Ich danke 
Ihnen, Herr Kommissar daß Sie mich haben festnehmen lassen“, 
sagte er treuherzig, „jetzt wo ich weiß, daß die Sachen nicht ge¬ 
stohlen sind, haben sie für mich dreifachen Wert. Denn jetzt kann 
ich sie ja ganz offen verkaufen.“ — 

Daß auch aus fingierten Juweliereinbrüchen Gold in diese Händ¬ 
lerkreise abfließt, ist gewiß, doch ist dieses Delikt an sich selten und 
seine Aufdeckung noch seltener. 

Ob hinter einzelnen sehr kaufkräftigen Vertretern des unter¬ 
irdischen Goldwarenhandels noch kapitalstärkere Hintermänner 
mit Handelsbeziehungen zum Auslande stehen, über diese Frage 
hat man sich im kriminalpolizeilichen Spezialdezernat für Juwelier¬ 
einbrüche schon manchmal den Kopf zerbrochen. Der Umstand, 
daß einige dieser Händler, nachdem gerüchtweise verlautet hatte, 
daß sie einen großen Coup gelandet hätten, ohne daß aber an sie 
heranzukommen gewesen wäre, später einen großen, wohlaus- 
gestatteten Juwelierladen aufgemacht haben, läßt eigentlich nicht 
darauf schließen. 

14* 
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Immerhin ist es bisher noch nicht gelungen, bis in die letzten 
Geschäftsgeheimnisse dieser Händlergilde hineinzublicken und den 
letzten Kanälen nachzugehen, durch die Goldwaren abfließen und 
wieder auftauchen. 

t 

Als Kuriosum mag erzählt werden, daß ein großer Posten 
gestohlener goldener Uhren an die Teilnehmer einer Anarchisten¬ 
konferenz verkauft worden ist. Einige und nicht ganz unbekannte 
Berliner Anarchisten hatten, wie ihnen später bewiesen wurde, „Krieg 
den Juweliergeschäften“ auf ihr Banner geschrieben. 

Das Bild von dem Abfluß der Goldsachen würde unvollständig 
sein, wenn man des Berliner Judenviertels nicht gedächte. Jenes 
Straßenviertel stellt Wohngegend und Sammelpunkt für die meist 
aus Rußland kommenden, minderbemittelten Juden dar, die sich 
vorübergehend oder dauernd in Berlin aufhalten wollen. Es sind 
ärmere Elemente, die sich von hier aus eine Existenz zu gründen 
versuchen. Mit dem Handel fangen sie an. Aus ihrer russischen 
Heimat bringen sie eine Vorurteilslosigkeit mit, die sie beim An¬ 
kauf von Waren wenig nach der Herkunft fragen läßt. Durch 
verwandtschaftliche und bekanntschaftliche Beziehungen bleiben sie 
mit ihrer alten Heimat verbunden. Zureisende und abfahrende 
Freunde und Bekannte, hin- und herfahrende Händler vermitteln 
Nachrichtenaustausch und Handelsverkehr. Die kleinen Häuser in 
jenen Straßen sind vollgepfropft von Menschen derselben Natio¬ 
nalität und derselben Klasse, die alle gleich aufgeweckt, wiß¬ 
begierig und betriebsam sind und ein starkes Zusammen¬ 
gehörigkeitsgefühl haben. Tausendfältige Verbindungen entstehen 
so und ein wirres, unentschlingbares Durcheinander von Geschäfts¬ 
beziehungen. 

Es ist keine Freude für den Kriminalbeamten, wenn er merkt, 
daß eine Fährte in diese Gegend verläuft, denn das Arbeiten mit 
diesen Leuten ist recht schwer. 

Was in diesem Wohnviertel ausländischer Juden an ent¬ 
wendetem Gut verschwindet, davon kann sich nur der ein Bild 
machen, der in dieser Gegend jahrelang tätig gewesen ist, 
und selbst dessen Vorstellung wird die Wirklichkeit kaum voll 
erfassen. 

Die Straßen, in denen das Judenviertel liegt, gehören zu dem 
ehemaligen übelberüchtigten Scheunenviertel. Billige Wohnungen 
in kleinen, dichtbevölkerten Häusern, in denen niemand danach 
fragt, ob mehr Personen, als gemeldet wohnen, weil die wenigsten 
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Hausgenossen Sehnsucht nach einer Berührung mit d«T Polizei 
haben, ziehen auch andere zweifelhafte Ausländer dorthin. So ist 
das Haus eines österreichischen Stadtreisenden jahrelang ein Sammel¬ 
punkt der ungarischen Taschendiebe auf ihren Geschäftsreisen über 
Deutschland gewesen. Der Bruder des Stadtreisenden war selber 
Taschendieb, und während er im Gefängnis saß, hielten Bruder 
und Schwägerin für ihn die Verbindungen aufrecht. Irgendwo, auf 
der Brüsseler Weltausstellung oder den Pariser Rennen, auf der 
Leipziger Messe oder bei den Pferderennen in Baden-Baden er¬ 
hielt der ungarische Taschendieb von einem Zunftgenossen jene 
Berliner Adresse und eine mündliche Empfehlung. Die Adresse 
war für ihn von erheblichem Wert. Er hatte nun eine sichere 
Unterkunft, wo ihn keine Meldepflicht beunruhigte, und wo er bei 
dem ständigen Kommen und Gehen von Zunftgenossen, die von 
überallher kamen und überallhin fuhren, die wertvollsten Infor¬ 
mationen erhielt. Neben dem Aufenthalt und Ergehen seiner Be¬ 
kannten interessiert ja den reisenden Verbrecher noch vieles andere, 
vor allem die Frage, ob in der Stadt, die er besuchen will, nicht 
gerade auf seinem Spezialgebiet besonders streng bestraft wird. 
Monatelang haben die Verkehrsgäste jenes Hauses eine bestimmte 
süddeutsche Stadt gemieden, weil einer von ihnen dort außer¬ 
gewöhnlich hart bestraft worden war. 

Zwei dieser Taschendiebe hatten noch einen einträglichen 
Nebenerwerb. Sie sahen sich überall, wohin ihr Hauptberuf sie 
führte, nach günstigen Gelegenheiten zu Juweliereinbrüchen um. 
Hatten sie eine gefunden, so ging eine Depesche nach Ungarn 
ab, und 48 Stunden später war Jenö Horvath, ein sehr eleganter 
ungarischer Juweliereinbrecher, an Ort und Stelle. Wo jene Taschen¬ 
diebe hingekommen sind, in Österreich, Frankreich, Deutschland, 
Italien, Belgien und Skandinavien, da hat auch Jenö Horvath ein¬ 
gebrochen. Seine in aller Herren Ländern zusammengestohlene 
Beute ist im Berliner Judenviertel untergetaucht. Fast ausschließlich 
hat sie ein kleiner Zigarrenreisender aufgekauft, der selbst den 
Wert der in einem Jahre von Horvath erworbenen Goldsachen auf 
zweimal hundertausend Mark beziffert hat.- 

Sahen wir so die Wege des Einbrechers und die Abflußkanäle 
des Diebesgutes, so wäre es reizvoll, einmal die Mittel und die 
Art und Weise darzustellen, mit denen die Kriminalpolizei beiden 
nachspürt. Naheliegende Gründe verbieten das jedoch. Der Fall 
des Handlungsgehilfen Oppermann, der seinen Verbrechertrick 
einem bekannten kriminalistischen Handbuch entlehnte, das sich 
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noch in seinem Besitze fand, ist eine zu deutliche Warnung. Technische 
Schwierigkeiten machen es unmöglich, zahlenmäßig das Verhältnis 
der aufgeklärten und der unaufgeklärt gebliebenen Juwelierein¬ 
brüche zu geben, obwohl dieses Verhältnis gerade bei Juwelier¬ 
einbrüchen nach Berliner Erfahrungen ein sehr günstiges ist. Über¬ 
haupt kann man vom gewerbsmäßigen Verbrecher sagen, daß der 
Krug nicht allzulange zu Wasser geht. 
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Der progressive Strafvollzug im Jugendgefängnis zu 

Wittlich. 

Von 

Geheimem Oberregierangsrat Dr. Finkelnburg, Referent für Gefängniswesen im 
preußischen Ministerium des Innern.’) 

(Mit 4 Bildern). 


Die Aufgabe des Jugendgefängnisses in Wittlich ist die Durch¬ 
führung eines erzieherischen und streng individualisierenden Straf¬ 
vollzuges. Im Unterschied zu den amerikanischen Reformatory 
Prisons und dem englischen Borstal-System bleibt jedoch der 
Charakter der Strafe vollkommen gewahrt. Das Jugendgefängnis 
bleibt ein Gefängnis und wird nicht zur Erziehungsanstalt. 

Um diese Aufgabe zu erfüllen, ist im Jugendgefängnis der 
progressive Strafvollzug eingeführt worden. Die Art seiner Durch¬ 
führung geht aus folgenden Zusätzen zur Hausordnung hervor: 

Nr. 1. Die Insassen werden in drei Klassen eingeteilt. Der Neu¬ 
eingelieferte kommt in die 3. Klasse, in welcher er 4 Monate ver¬ 
bleibt. Hat er sich in dieser Zeit gut geführt, rückt er in die 
2. Klasse auf. Hat er sich auch hier 4 Monate gut geführt, ge¬ 
langt er in die 1. Klasse. 

Nr. 2. Die 3, Klasse hat Einzelhaft, trägt gewöhnliche Anstalts¬ 
kleidung, erhält kein Arbeitsgeschenk, erhält keine Zusatznahrungs¬ 
mittel. 

Die 2. Klasse arbeitet in gemeinschaftlichen Werkstätten, trägt 
gewöhnliche Anstaltskleidung mit rotem Band, erhält ein Arbeits¬ 
geschenk von 1 bis 4 Pfennig, erhält Verpflegungszulage I, kann 
ein Tagebuch, ein Zeichenheft mit Buntstiften bezw. Wasserfarben 
t und monatlich ein Extrabuch belehrenden Inhaltes außer dem 
wöchentlichen Unterhaltungsbuch erhalten. 

Die 1. Klasse arbeitet in Gemeinschaftshaft, trägt blaue Kleidung, 
erhält ein Arbeitsgeschenk von 5 bis 30 Pfennig, erhält Verpfle- 

') Vergleiche die vom Kgl. Preuß. Ministerium des Innern herausgegebene 
Denkschrift „Jugendgefängnis in Wittlich*. 
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güogszulage II und wöchentlich tweimal je 10U g Wurst oder Obs» 
m demselben Wert, kann ein Tagebuch, ein Zeichenheft mit Bunt- 
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Inhaltes aulter dem wöuhenißehe'n Unterhaltuiigsbuch,,sowie ein Ver¬ 
zeichnis der Gefangenen-Bücherei erhallen, darf sich die Zelle durch 
Blumen, Bilder und einen Spiegel wohnlicher machen und hat einen 
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Schemel mit Leime, dar» eine Stunde länger aufbldben und ge¬ 
gebenenfalls Licht brennen, hat wöchentlich eine Extraturnstunde. 
in der nach Beliebe« geturnt und Tumspiele giftTiaeht'.werden, und 
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erlaß, wie z. B. vorläufiger Hutlassung oder Begnadigung, 
geschlagen werden. 


Zelle £ w: 3 . Klasse, 


Nr. 3. Die Vergehen gegen die Hausordnung werden je.nach 
ihrer Schwere in drei Grade geteilt. Sie haben außer den gewöhn¬ 
lichen DiszipHnarsiiaieu noch eineVerzögerung des Auimckens 
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in eine höhere Klasse oder sogar die Rückversetzung des Betref¬ 
fenden in die Strafklas-se zur Folge.. 

Fi in Vergehen j. Grades bewirkt, daü sieh das Auff ticken in 


gelte t. Ktasse 


eine höhere Klasse um 5 Tage hinaitsschiebt, bei einem Vergehen 
.2. Grades- tritt eine solche Hinaossehrebring um 10 Tage, bei einem 
Vergehen 3. Grades um 15 Tage ein. Betragt innerhalb eines 
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Dr. Finkelnburg 


Monates der Verlust an Tagen mehr als 30, so tritt Rückversetzung 
in die Strafklasse ein, die bei besonders schweren Fällen nach 
Konferenzberatung schon nach einer einzigen Meldung erfolgen 
kann, ln der Strafklasse nimmt der Gefangene nicht am Schul- 
und Exerzierunterricht teil, verliert alle Vergünstigungen und er¬ 
hält nur alle 14 Tage ein Unterhaltungsbuch. Um sich aus ihr ~ 
in die 2. Klasse wieder emporzuarbeiten, muß der Betreffende einen 
Monat tadelloser Führung ohne jegliche Meldung aufweisen können. 
Gehörte er vorher der 1. Klasse an, so genügt auch ein tadelloser 
Monat, um die 2. Klasse zum zweiten Male zu durchlaufen. 

Um gleichzeitig ein gutes Verhalten zu belohnen, kann die 
Frist für jede Woche tadelloser Führung um einen Tag verkürzt 
werden, bei besonderem Fleiß in der Schule und Werkstätte wird 
die Frist um einen weiteren Tag für jede Woche verkürzt. Außer¬ 
dem hat der Direktor das Recht, wenn der Zeitpunkt des Auf¬ 
rückens in eine höhere Klasse gekommen ist, bis zu 7 Tagen - 
1 Woche zu schenken. 

Nr. 4. Jeder Gefangene hat das Recht, sich zum Direktor zu 
melden, welche Meldung unverzüglich an diesen weitergegeben 
werden muß. 

Außerdem ist im Erdgeschoß ein Briefkasten für den Direktor 
angebracht, in den die Leute schriftliche Mitteilungen einwerfen 
können. Briefpapier und Umschläge, die mit den Namen der Be¬ 
treffenden zu versehen sind, sind zu diesem Zwecke von dem Auf¬ 
seher zu erbitten. 

Nr. 5. Im gesundheitlichen Interesse der Leute ist Turn- und 
Exerzierunterricht eingeführt, woran jeder einzelne teilzunehmen hat. 

Die Vorzüge des progressiven Strafvollzuges bestehen vor¬ 
nehmlich darin, daß die durch diesen geschaffene Gruppenbildung, 
wenn auch nicht ein unfehlbares Merkmal — ein solches gibt es 
nicht — so doch unzweifelhaft ein wertvolles Hilfsmittel für die rich¬ 
tige Beurteilung des Mannes gibt und so die gerechte und indi¬ 
vidualisierende Behandlung erleichtert wird. Der andere Vorzug 
ist darin zu sehen, daß, während der Strafvollzug bei längeren 
Strafen leicht die Gefahr mit sich bringt, den Gefangenen in dem 
selbständigen Streben nach einem bestimmten Ziel zu erschlaffen 
und willensschwach zu machen, da er ja während der Strafzeit 
nichts an seinem Schicksal ändern kann und ihm alle Sorge für 
sein Leben abgenommen ist, der Gefangene im progressiven Straf¬ 
vollzug bestimmte Ziele vor sich sieht, die er durch eigene Kraft 
erreichen kann, er sieht im Gefängnis nicht eine weltfremde Gleich- 
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förmigkeit, die sich auf alle wie ein betäubender Druck legt, 
sondern erkennt, daß trotz der Gleichheit, mit der alle Gefangenen 
behandelt werden, jeder einen Einfluß auf seine Lebensgestaltung 
und seine Lage hat. Dabei wird dem Gefangenen nicht jene ge¬ 
fährliche Ruhe gelassen, in der er ohne Nachdenken hindämmern 
kann, sondern er muß, um sich nicht eine Meldung zuzuziehen, 
stets auf sich achten und sich selbst in Zucht nehmen. 

Nach den bisherigen Erfahrungen hat sich das Progressiv¬ 
system des Jugendgefängnisses durchaus bewährt, und die Er¬ 
wartung, daß es hauptsächlich dazu beitragen würde, das Ehr- 
und Pflichtgefühl zu wecken und zu fördern, die Gefangenen zum 
selbsttätigen Streben und zur Betätigung ihres Willens anzu¬ 
spornen, hat sich vollauf bestätigt, so daß z. B. die Verzögerung 
des Aufrückens oder die Zurückversetzung in die Strafklasse fast 
vollkommen als Disziplinarmittel genügen. Die Bedenken in¬ 
dessen, die hier und da geltend gemacht werden und hauptsäch¬ 
lich dahin gehen, daß durch das Progressivsystem ein äußerlicher 
Schematismus großgezogen werde und durch das Wertlegen auf 
den erzieherischen Zweck der Strafe eine Erweichung des Straf¬ 
begriffes eintrete, können in dem Strafvollzug des Jugendgefäng¬ 
nisses keine Begründung finden. 
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Das deutsche Jugendgesetz. 

Von 

Oberstudienrat Dr. Georg Kerschensteiner, München. 

Mitglied des Reichstages. 

Das Bedürfnis nach einem Jugendgesetz ist längst gefühlt. 
Aber wenn man über die Frage entscheiden will, ob hier eine 
reichsgesetzliche oder landesgesetzliche Regelung notwendig und 
hinreichend ist, ob nicht teilweise auch ministerielle Verordnungen, 
Polizeibestimmungen, Disziplinarsatzungen von Schulen und Er¬ 
ziehungsanstalten genügen, ja sogar vorzuzichen sind, so muß 
man sich vor allem .erst klar sein, was denn mit einem solchen 
Jugendgesetz erreicht werden will, von welcher Art, von welchem 
Umfang und Inhalt die Materie ist, die durch dieses Gesetz ge¬ 
regelt werden soll. Gewöhnlich denkt man nämlich bei diesem 
Gesetz an eine Neugestaltung der Jugendgerichtsbarkeit, eine 
Angelegenheit, mit der sich der gegenwärtige Reichstag bis vor 
Ausbruch des Krieges eingehend befaßt hatte. Der damals von 
der Regierung vorgelegte Entwurf über die Neugestaltung des 
Jugendgerichtsverfahrens passierte sogar die zweite Lesung —, 
verschwand aber nachher geräuschlos in der Versenkung. 

Nun aber muß ein einheitliches Jugendgesetz, wenn man 
schon einmal an die Schaffung eines solchen gehen will, einen 
sehr viel weiteren Umfang haben. Viele der in das Gesetz auf¬ 
zunehmenden Angelegenheiten sind zwar schon anderweitig ge¬ 
regelt. Aber die Buntscheckigkeit dieser Regelungen macht die 
Sache höchst unübersichtlich, und was das Wichtigste ist, sie läßt 
einen einheitlichen Geist in der Jugendgesetzgebung, der ja nur 
ein Geist der Erziehung sein kann, überhaupt nicht auf- 
kommen. Dabei läßt sich die Schwierigkeit der Zusammenfassung 
all der mannigfaltigen Bestimmungen in einem einzigen Jugend¬ 
gesetz gar nicht leugnen. Die bestehenden einzelnen Gesetze 
und Verordnungen sind auf die verschiedensten Rechtsgebiete 
verteilt und sind vielfach nur dem Wesen des reifen Menschen 
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angepaßt. Ein einheitliches Jugendgesetz müßte aus allen Rechts¬ 
gebieten die auf die Jugend bezüglichen Bestimmungen heraus¬ 
greifen, sie von dem Gesichtspunkte aus, daß das Kind eine 
ganz andere Psyche hat als der Erwachsene, prüfen, sodann unter 
erziehungspolitischen Erwägungen zusammenfassen und dabei 
immer darauf Rücksicht nehmen, daß die nun einmal verfassungs¬ 
mäßig und, wie ich glaube, auch vernünftigerweise den einzelnen 
Staaten in allen.Erziehungsfragen zugebilligten selbständigen Be¬ 
fugnisse nicht verletzt werden. 

Es dürfte ,nun aber für weite Kreise recht lehrreich sein, 
darüber klar zu werden, was für Gebiete denn überhaupt ein 
solches Jugendgesetz in sein Bereich zu ziehen hätte. Ich will 
diese Gebiete unter vier Gesichtspunkte gliedern: 1. unter den 
Gesichtspunkt des Jugendschutzes, 2. unter den Gesichtspunkt 
der Jugendpflege, 3. unter den Gesichtspunkt der Jugendgerichts¬ 
barkeit, 4. unter den Gesichtspunkt der Jugenderziehung und des 
Jugendunterrichtes. 

Dahei bemerke ich von vornherein, daß ich es für ausge¬ 
schlossen, ja für schädlich halte, wenn die unter den fetzten Ge¬ 
sichtspunkt fallende Materie in ein Reichsjugendgesetz mit ein¬ 
bezogen würde, wie das von verschiedener Seite gefordert wird. 

Unter die Abteilung des Jugend Schutzes fallen die Be¬ 
stimmungen über .Kinderarbeit in gewerblichen Betrieben“ (be¬ 
reits in einem besonderen Reichsgesetz von 1903 geregelt), „die 
Verwendung von Kindern zwischen 14 und 16 Jahren in Fabrik¬ 
arbeit“ (geregelt in der Reichsgewerbeordnung vom Jahre 1897), 
.Bestimmungen des Vormundschafts- und Familienrechts“ (ge¬ 
regelt im Bürgerlichen Gesetzbuch), „Bestimmungen über das 
Kostkinderwesen“ (durch landesgesetzliche und ministerielle Ver¬ 
ordnungen geregelt), „Bestimmungen über Behandlung von 
Armenkindern“ (Armengesetzgebung), „Ausbau der Berufsvor¬ 
mundschaft“ (noch nicht geregelt), „Ersatzerziehung bei schlechten 
Familienverhältnissen“ (landesgesetzliche Regelung), „Fürsorge¬ 
erziehung für verwahrlosende, geistig und körperlich nicht normale 
und für Kinder, die durch häusliche Verhältnisse sittlich gefährdet * 
sind“ (durch Ministerialentschließungen geregelt). 

Verstehen wir sodann wieder unter Jugendpflege die er¬ 
ziehliche, aber nicht schulmäßige Fürsorge für geistig und körper¬ 
lich normale Kinder, die auch unter normalen Erziehungsverhält¬ 
nissen leben, so haben wir eine solche Jugendpflege in erster 
Linie für die schulentlassene Jugend vom 13. oder 14. bis zum 
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18. Lebensjahre nötig, in zweiter Linie aber auch für die schul¬ 
pflichtige und die vorschulpflichtige Jugend. Wichtig, ja geradezu 
vordringlich sind hier reichsgesetzliche Maßnahmen, wie sie 
während des Krieges mangels hinreichender Landes- und Reichs¬ 
gesetze die stellvertretenden Generalkommandos mit größerem 
oder geringerem Geschick getroffen haben. Hierher gehören die 
Bestimmungen über den Besuch von Wirtshäusern, Kinos, Varietes, 
Kabaretts usw. für alle Jugendlichen unter 18 Jahren; weiterhin 
über die Abgabe von Alkohol, Zigarren und Zigaretten an Jugend¬ 
liche, dann die so viel umstrittenen und keineswegs allgemein 
gebilligten Verfügungen über Arbeitszwang und Sparzwäng für 
jugendliche Arbeiter; endlich das von einzelnen Generalkom¬ 
mandos, z. B. München, erlassene Verbot der Verbreitung von ' 
gewissen mit Titel und Verlag bezeichneten Schundschriften, mit 
denen spekulative Berliner und Dresdner Firmen das Deutsche 
Reich schon in Friedenszeiten überschwemmt hatten. Neben all 
diese mehr prohibitiv wirkenden Anordnungen gehören in das 
Gebiet der Jugendpflege die höchst mannigfaltigen Maßnahmen 
und Einrichtungen zur Entwicklung des Gemütes in seiner ganzen 
Weite und Tiefe, wie sie wohl freie und doch weise geleitete 
t)der — bei entsprechender Reife — auch völlig autonome Jugend¬ 
vereinigungen und Jugendvereine, kaum aber obligatorische Er- 
ziehungs- und Unterrichtsveranstaltungen, entfalten können. 

Dieses positive Arbeitsgebiet der Jugendpflege ist den Er¬ 
wachsenen erst aufgegangen als zahlreiche, wenig erfreuliche Er¬ 
scheinungen im Leben der Jugendlichen, vor allem d$r in den 
Großstädten aufwachsenden, den Menschen die Augen öffneten, 
in welch unerhörter Erziehungsnot Tausende von 14—18 jährigen 
Knaben und Mädchen sich befinden. Unfertig im Charakter, ja 
mitten im Sturm der Pubertätsjahre entlassen aus dem Erziehungs¬ 
bereich der Volksschule, hinausgestoßen in den rücksichtslosen 
Kampf ums tägliche Brot, heim- und familienlos, preisgegeben 
allen Versuchungen, die in den dunklen Schatten der Großstädte 
wuchern, ohne Führer in das Reich der höheren Werte, lebten 
* und vegetierten Tausende und Abertausende in unseren Groß¬ 
städten dahin. Da erbarmte sich nicht etwa die Gesellschaft oder 
der Staat dieser Armen, nein, einzelne von dieser Not ergriffene 
Menschen, kirchliche und politische Vereine nahmen sich ihrer 
an, und hätte die sozialdemokratische Partei nicht die Jugend¬ 
pflege im großen Stile organisiert, vielleicht hätte sich der Staat 
noch nicht um diese Not gekümmert. Man muß es aussprechen: 
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die Jugendpflege ist entstanden, weil der Staat es ver¬ 
säumte und die Gesellschaft sich weigerte und sich 
vielfach heute noch weigert, auch die 14 —18jährige 
Jugend durch ausreichende schulische Einrichtungen 
noch zu erziehen und zu führen. Sie wäre freilich auch dann 
noch nicht überflüssig, wie die Notwendigkeit von Horten neben 
der Volksschule beweist; aber sie wäre mit einer guten Fort¬ 
bildungsschule im Rücken ungleich fruchtbringender und all¬ 
umfassender in freier Liebestätigkeit zu organisieren. 

Zur Jugendpflege gehören endlich die so oft empfohlenen 
Maßnahmen zur körperlichen Ertüchtigung der männlichen und 
weiblichen Jugend, so vor allem die in den letzten zehn Jahren 
immer stärker erhobene Forderung der militärischen Jugender¬ 
ziehung, für deren prinzipielle Regelung beispielsweise Dr. Müller- 
Meiningen ein deutsches Reichsjugendwehrgesetz verlangt. Aber 
die Meinungen über das Maß und die Wirkung einer reichs¬ 
gesetzlichen Zwangsorganisation für militärische Jugenderziehung 
sind außerordentlich geteilt. Wie es Laien gibt, welche die 
Jugend nicht früh genug in den militärischen Drill einführen 
können, so gibt es hohe Offiziere, die-dringlichst warnen, schon 
die Jugend unter 18 Jahren körperlich anders zu ertüchtigen, als 
dies heute schon in unseren ausgezeichneten deutschen Turn¬ 
vereinen, in den Pfadfindergruppen und in jenen Wehrkrafteinrich¬ 
tungen geschieht, die sich möglichst von militärischen Spielereien 
freihalteri. Wie es Erzieher gibt, die alle Erfolge in der Er¬ 
ziehung von strenger Gebundenheit, mechanischem Gehorsam und 
unbedingter Unterwerfung erhoffen, so gibt es andere, die da der 
festen Überzeugung sind, daß mit wachsendem Alter wachsende 
Freiheit und Selbstbestimmung in der Erziehung eintreten muß, 
sollen sich Persönlichkeiten entwickeln und nicht Gamaschen¬ 
knöpfe. 

Was die Maßnahmen betrifft, die unter dem Gesichtspunkt 
der Jugendgerichtsbarkeit in einem deutschen Jugendgesetz 
zu treffen wären, so handelt es sich einmal um die Regelung des 
Jugendstrafrechtes, wie z. B. um die Hinaufrückung des 
Jugendstrafalters von 12 auf 14 Jahre, um die Durchbrechung 
des Legalitätsprinzipes usw., weiter um die Regelung des Jugend¬ 
strafverfahrens, z. B. um die Einrichtung besonderer Jugend¬ 
gerichte, bedingte und unbedingte Verurteilung usw. und endlich 
um die Neuregelung des Strafvollzuges gegen Jugendliche, so 
vor allem der Schutzaufsicht im Falle der Freisprechung mangels 
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Einsicht, lauter Materien, die zu einem guten Teil in Bayern 
wenigstens durch die Justizministerial-Entschließungen von 1908 
und 1910 bereits geregelt sind. 

Welch eine verwirrende Mannigfaltigkeit und Ungleichheit 
heute in der Jugendgerichtsbarkeit im deutschen Reiche vorhanden 
ist, das haben die Erhebungen der deutschen Zentrale für Jugend¬ 
fürsorge in Berlin im Sommer 1912 gezeigt. Sie haben aber auch 
gezeigt, welche Summe von Meinungsverschiedenheiten in den 
Fragen einer endgültigen Neuregelung in Richter- wie in Laien¬ 
kreisen besteht. Von größter Bedeutung ist die Einfügung von 
Bestimmungen in das Gesetz, welche die fakultative Schutzauf¬ 
sicht im Falle der bedingten Strafaussetzung sowohl als im Falle 
der Freisprechung mangels erforderlicher Einsicht betreffen. Diese 
Schutzaufsicht wäre als der wichtigste Teil der Jugendgerichtshilfe 
anzusprechen, zu der dann noch die Mitarbeit der Jugendgerichts¬ 
hilfe im Vorverfahren käme. Ich habe schon gelegentlich der 
Beratung des Gesetzes über das Verfahren gegen Jugendliche im 
Jahre 1912 mit Professor von Liszt und Müller-Meiningen zu¬ 
sammen den Antrag gestellt, daß vor Entscheidung über die 
Anklageerhebung die Anklagebehörde Erkundigungen über die 
geistige, soziale und moralische Gesamtlage des Jugendlichen 
einzuziehen- hat, und daß sie zu diesem Zweck der Mitwirkung 
der an ihrem Amtsitz bestehenden Organisation der Jugendgerichts¬ 
hilfe sich zu bedienen hat. Endlich wäre in Bezug auf die Frage 
der Jugendgerichtshilfe, die mir eben vom pädagogischen Ge¬ 
sichtspunkt aus am nächsten liegt, in das neue Jugendgesetz auch 
ein Paragraph einzufügen, der die Bereitstellung von ausreichen¬ 
den öffentlichen Mitteln für die Zwecke der Jugendgerichtshilfe 
sichert. 

Ich habe schon eingangs bemerkt, daß man beim Jugend¬ 
gesetz im allgemeinen immer zunächst nur an diesen dritten 
Gesichtspunkt der Jugendgerichtsbarkeit denkt. In der Tat haben 
auch verschiedene Staaten bereits Jugendgesetze mit diesem In¬ 
halt, so Dänemark ein Jugendgerichtsgesetz vom April 1905, so 
Frankreich ein Jugendgerichtsgesetz vom Juli 1912, so England 
die children acts von 1908, die übrigens ähnlich wie das Jugend¬ 
schutzgesetz von Belgien ä\is dem Jahre 1912 auch andere An¬ 
gelegenheiten, vor allem den gewerblichen Kinderschutz, regeln. 

Neben der einheitlichen Festlegung der rechtlichen Verhält¬ 
nisse auf diesen mannigfachen Gebieten des Jugendrechts ver¬ 
langt nun Geheimrat Dr. Felisch in seinem Büchlein „Ein 
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deutsches Jugendgesetz“, Verlag Mittler & Sohn, Berlin, auch die 
Aufnahme von Bestimmungen über die Organisation von Schul* 
und Erziehungseinrichtungen überhaupt in das Reichsgesetz, also 
eine reichsgesetzliche Regelung von Angelegenheiten, deren Ge¬ 
staltung bisher verfassungsmäßig den einzelnen Bundesstaaten 
überlassen ist. Es ist kein Zweifel, daß diese Forderung, ganz 
abgesehen von aller prinzipieller Stellungnahme zu einem. ein¬ 
heitlichen Reichsschulgesetz, weit über das Maß dessen hinaus¬ 
geht, was ein Jugendgesetz vernünftigerweise enthalten darf. Es 
unterliegt weiter keinem Zweifel, daß damit ein so nützliches Ge¬ 
setz mit der ganzen Wucht des schulpolitischen Streites belastet 
würde. Ein Jugendgesetz ist stets von einem Schulgesetz scharf zu 
trennen und wer für eine reichsgesetzliche Regelung der Ange¬ 
legenheit des Jugendschutzes, der Jugendpflege und der Jugend¬ 
gerichtsbarkeit eintritt, kann eine reichsgesetzliche Festlegung der 
öffentlichen Schulangelegenheiten, ohne mit sich in Widerspruch 
zu geraten, energisch bekämpfen. 

Jugendschutz und Jugendgerichtsbarkeit müssen 
und können einheitlich durch das ganze Reich geregelt sein. Sie 
sind heute schon auf staatliche und zwar gesetzliche Maßnahmen 
unbedingt angewiesen. Auf beiden Gebieten handelt es sich im 
wesentlichen um Abwendung von Gefahren für die Jugend, um 
vorbeugende Maßnahmen, um Ausmerzung von Übeln zwecks 
Verhütung schlimmerer Übel. Diesen beiden Tätigkeitsgebieten 
gegenüber steht die positive Erziehungsarbeit der Jugendr 
pflege und des Jugendunterrichtes. Schon die Jugend¬ 
pflege verträgt'eine staatliche oder gar reichsgesetzliche Regelung 
nur in ganz wenigen Forderungen. Eine obligatorische für alle 
verbindliche Jugendpflege nimmt unweigerlich den Charakter des 
Schulbetriebes an. Nun gibt es gewiß umsomehr Arbeitsgebiete 
der Jugendpflege, je kümmerlicher die schulische Versorgung 
des jugendlichen Alters vom 14. bis 18. Lebensjahre ist. Eine 
wöchentlich sechs- oder gar nur vier- oder dreistündige sogen. 
Fortbildungsschule bedeutet wenig mehr für die Jugenderziehung, 
als eine Einschläferung des Erziehungsgewissens der Erwachsenen. 
Solange die Fortbildungsschule ein so kümmerliches Erziehungs¬ 
instrument ist, und noch dazu kaum die Hälfte der Jugend zwischen 
dem 14. und 18. Lebensjahre trifft, sind natürlich zahlreiche obli¬ 
gatorische Forderungen der Jugendpflege unvermeidlich. Was 
aber dabei pflichtgemäß geregelt werden muß, scheidet für mich 
aus der eigentlichen Jugendpflege aus, deren beste Leistungen 
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mit wachsendem Jugendalter aus Freiheit und Freiwilligkeit, au§ 
einer von fernher überwachten und geleiteten Selbstregierung de r 
Jugend emporblühen. Wenn einmal unser Fortbildungsschulwesen 
alle Knaben und Mädchen im Alter von 14 bis 18 Jahren umfaßt, 
wenn dieses Fortbildungsschulwesen so gestaltet wird — was es 
heute nicht ist —, daß es die beruflichen Interessen der Jugend¬ 
lichen nicht bloß theoretisch, sondern vor allem auch praktisch 
aufgreift und fördert und wenn es eine wöchentliche Unterrichts¬ 
zeit umspannt, die qualitativ und quantitativ einigermaßen Gewähr 
bietet, daß die von ihr ausgehenden erziehlichen Einflüsse die 
moralischen Schädigungen des außerschulischen Lebens bei der 
Mehrzahl der Zöglinge zu überwinden vermögen, dann können 
in dieses Fortbildungsschulwesen alle jene Forderungen der 
Jugendpflege eingegliedert werden, die im Interesse der Jugend¬ 
erziehung als obligatorische Forderungen bezeichnet -werden 
müssen. Aber die eigentliche Jugendpflege, die auf Ergreifung 
• des Gemütes der Jugendlichen ausgeht, die den Sinn für edle 
Kameradschaftlichkeit und Menschlichkeit wecken will, für mora¬ 
lische Tapferkeit und Selbstverantwortlichkeit, für Liebe und Hin¬ 
gabe an die geistig, körperlich, wirtschaftlich und moralisch 
Schwächeren, für Ehrfurcht vor allen Trägern echter Werte, für 
freiwillige Ein- und Unterordnung, für ein gesundes Autoritäts¬ 
gefühl, kurz für alle jene Eigenschaften, die den freien Bürger 
eines gesunden Staatswesens zieren sollen, diese Jugendpflege 
verträgt keine gesetzlichen Regelungen und keinen Zwang. Sie 
gilt auch niemals allen Jugendlichen, sie gilt vor allem den 
bildungsfähigen unter ihnen, sie gilt jenen, die der sittlichen 
Autonomie fähig sind. Ja gerade die echte Sittlichkeit wächst 
niemals aus einer erzwungenen Führung, sondern aus freier 
Gestaltung in eigener Verantwortlichkeit heraus. Für alle übrigen 
mögen die Maßnahmen der erweiterten pflichtgemäßen Fort¬ 
bildungsschule genügen. Man darf niemals vergessen, daß nicht 
alle Menschen auf gleiche sittliche Höhe gebracht werden können, 
daß aber diejenigen, in welchen die Möglichkeit zu hoher Sitt¬ 
lichkeit aufzusteigen liegt, nur aus eigener Kraft auf diese Höhe 
kommen. Eine staatliche Regelung der eigentlichen Jugendpflege 
wird also vor allem Bestimmungen treffen über die Qualitäten 
der Jugendvereine und der Jugendpfleger, über Verpflichtungen 
von Kreis und Gemeinde zu geeigneten Maßnahmen, über die 
Art der Unterstützung von Jugendpflegeverbänden, über die Hint¬ 
anhaltung ungeschickter Eingriffe untergeordneter Organe in die 
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freie Initiative der Jugendpfleger usw.; sie wird aber von inhalt¬ 
lichen Bestimmungen jeglicher Art möglichst Abstand nehmen. 

Verbietet sich also schon eine reichsgesetzliche und damit 
uniforme Regelung gerade des besten Teiles der Jugendpflege, so 
verbietet sich noch mehr, die Organisation des Jugendunterrichtes 
in ein Jugendgesetz aufzunehmen, soweit es sich nicht etwa um 
ganz allgemeine Bestimmungen handelt, wie die Dauer der Schul¬ 
pflicht, den Umfang der wöchentlichen und jährlichen Unterrichts¬ 
zeit, kurz um rein zeitliche quantitative Bestimmungen. Dieses 
Verbot ergibt sich noch aus einem anderen Gesichtspunkte, aus 
der Schädlichkeit aller Zentralisierung der positiven Kulturarbeit 
des Reiches. Man kann das Eisenbahnwesen, die Gerichtsbar¬ 
keit, das Militärwesen einheitlich für die größten Gebiete regeln. 
Ja es ist nützlich, zweckmäßig, sogar notwendig, es zu tun. Aber 
Religion, Kunst, Wissenschaft, Unterricht, Erziehung einheitlich 
regeln zu wollen,, ist eine große Torheit. Denn eine derartige 
einheitliche Regelung würde nur lähmend auf die freie Initiative 
derer wirken, die im Dienste der Entwicklung unserer höchsten 
Kulturgüter schöpferisch tätig sind. Die Jugend hat nicht nur 
ein Recht, überhaupt unterrichtet zu werden, sondern sie hat ein 
Recht nach ihrer Individualität unterrichtet zu werden. Und dies 
setzt immer Freiheit der Bewegung voraus. Was in bezug auf 
den Jugendunterricht ein deutsches Jugendrecht enthalten könnte, 
wäre nach meiner Meinung der lapidare Satz: jeder Knabe und 
jedes Mädchen hat das Recht, von der Gesellschaft zu fordern, 
nach Maßgabe seiner Bildungsfähigkeit erzogen zu werden, ohne 
Rücksicht auf Geburt, Stand, Herkommen und Reichtum. Wann 
dieser öffentliche Unterricht für das einzelne Individuum beginnt, 
welche Wege er gehen soll, wie lange er dauern soll, das darf 
ein Reichsgesetz höchstens in den allgemeinsten Zügen regeln, 
wobei dem Verantwortlichkeitsgefühle der ausführenden Organe 
bis zu den Unterorganen herunter weit mehr in eigener Zuständig¬ 
keit überlassen bleiben muß, als ihnen die Regelung inhaltlich 
vorschreiben darf 

Mit Ausschluß aller Fragen aber, welche die Organisation 
der öffentlichen Schulen betreffen, und beschränkt auf die noch 
immer sehr umfangreiche Materie von Jugendschutz und Jugend¬ 
gerichtsbarkeit, sowie auf Teile der Jugendpflege, wird ein deutsches 
Jugendgesetz, geschaffen aus dem Geiste einer klaren Erziehungs¬ 
politik, von großem Segen für unser Volk sein. Am 8. No¬ 
vember 1917 hat sich eine Anzahl Vertreter von zentralen Organi- 
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sationen für die drei erwähnten Gebiete zusammengeschlossen 
und eine Arbeitsgemeinschaft für Jugendrecht begründet. Sie 
hat sich die Aufgabe gesteckt, das geltende Jugendrecht zusammen 
zu prüfen und Vorschläge für seine zukünftige einheitliche Ge¬ 
staltung auszuarbeiten. In ihrem Verwaltungsausschuß stoßen wir 
auf bekannte Persönlichkeiten von großer Sachkenntnis: Frl. Dr. 
Duensing, München; Amtsgerichtsrat Dr. Friedeberg, Berlin 
(Deutsche Zentrale für Jugendfürsorge); Prof. Klumker, Frank¬ 
furt a. M. (Archiv deutscher Berufsvormünder); Prof. Langstein, 
Berlin (Deutsche Vereinigung für Säuglingsschutzt; Dr. Pollig- 
keit, Frankfurt a. M. (Deutscher Ausschuß für Kleinkinderfürsorge); 
Geh. Kirchenrat Schlosser, Frankfurt a. M. (Deutscher - Verein 
für Armenpflege und Wohltätigkeit); Wirkl. Geh. Oberregierungs¬ 
rat Wuermeling, Berlin (Charitasverband für das kath. Deutsch¬ 
land); Prof. Dr. Albrecht, Berlin (Zentralstelle für Wohlfahrts¬ 
pflege). 

Alle die Arbeiten, die uns heute schon auf das lebhafteste 
beschäftigen und die heute von den einzelnen großen Zentral¬ 
organisationen bereits eingehend beraten werden, dürften dort ihre 
Zusammenfassung finden; so die Vorschläge für die Verbesserung 
des Jugendstrafrechtes, wie sie der Reichsausschuß für Jugend¬ 
gerichte und Jugendgerichtshilfe, der von der Deutschen Zentrale 
für Jugendfürsorge gegründet ist, entwirft; so die Vorschläge des 
Deutschen Vereins für Armenpflege und Wohltätigkeit für reichs¬ 
gesetzliche Regelung der öffentlichen Jugendfürsorge, so die 
Jugenderlasse der stellvertretenden Generalkommandos, die der 
Reichsausschuß des allgemeinen deutschen Fürsorgeerziehungs¬ 
tages aufgegriffen und zu denen gerade die Zentralstelle für Volks¬ 
wohlfahrt ein reiches Material von Erfahrungen während des 
Krieges gesammelt hat. Auch die Frage der künftigen Gestaltung 
der militärischen Vorbereitung der männlichen Jugend hat im 
Deutschen Wehrverein bereits einen verständigen Berater gefunden. 
Alle von diesen einzelnen Organisationen geförderten Materien 
sollen dann in der Arbeitsgemeinschaft für Jugendrecht bzw. in 
dessen Ausschuß zu einem einheitlichen Jugendrecht verarbeitet 
werden. 

Tausend Hände sind also bereits am Werke. Aber das Werk 
wird nicht so schnell vollendet sein, als die Sanguiniker glauben. 
Wir werden uns noch geraume Zeit behelfen müssen mit Einzel¬ 
gesetzen, wie wir sie bisher schon haben, mit ministeriellen und 
polizeilichen Verordnungen, mit Disziplinarverfügungen der Schul- 
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behörden, bis die Zeit des deutschen Jugendrechtes endlich reif 
ist. Und sie wird reif werden. Wir werden sie noch erleben 
müssen, wenn anders unser Volk nach den ungeheuerlichen sitt¬ 
lichen Krankheiten, die ihm dieser Krieg eingetragen hat, wieder 
gesund werden soll. Welch ein tausendstimmiger Hymnus war 
zu Beginn dieses Krieges auf seine Erziehungskraft angestimmt 
worden! Ich habe mich niemals in diesen Chor mischen können. 
Nicht bloß die Psychologie des Menschen, sondern auch die Tat¬ 
sachen der Weltgeschichte haben mich eines besseren belehrt. 
Jetzt aber können es auch die leidenschaftlichen Kriegsverehrer 
mit den Händen greifen, daß lange dauernde Kriege ein Volk 
sittlich nicht fördern und auch gar nicht fördern können. Die 
Not allein erzieht nur die bereits erzogenen Menschen und auch 
nur die starken unter ihnen. Man lähmt nicht ungestraft lange , 
Zeit hindurch die öffentlichen Erziehungsmaßnahmen, wie dieser 
Krieg es getan hat. Kultur ist etwas, was sehr rasch verloren 
geht, wenn es nicht täglich erworben wird. Darum muß es unsere 
große Sorge sein, ein Jugendrecht zu schaffen, das uns hilft, die 
junge Generation von ihrer gegenwärtigen Erziehungsnot und 
deren unheimlichen Folgen zu befreien. Das Vordringlichste 
meiner Meinung nach aber ist, daß gewisse Bestimmungen der 
Jugenderlasse der stellvertretenden Generalkommandos und ge¬ 
wisse zeitlich quantitative Bestimmungen über den Ausbau 
des Fortbildungsschulwesens im deutschen Reiche dauernd reichs¬ 
gesetzlich festgelegt werden. 

Eine für alle Jugendlichen, Knaben wie Mädchen, im Alter 
von 14 bis 18 Jahren verbindliche, psychologisch richtig organi¬ 
sierte, durch qualitativ und quantitativ hinreichende Zeit päda¬ 
gogisch wirksame Fortbildungsschule trifft das Grundrecht der 
nachwachsenden Generation an die lebende Gesellschaft. 
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Schutz vor verbrecherischen Dienstboten. 

Ausstattung der Dienstbotenbücher mit Photographien. 

s 

Von Regierungsrat Dr. Robert Heindl, Dresden. 


Ein aufsehenerregender Raubmord hat mich im Frühjahr 1917 l ) ver¬ 
anlaßt, behördliche Maßnahmen zum Schutz der Dienstherrschaften gegen 
verbrecherische Dienstboten anzuregen. Mein Vorschlag, der vor allem 
die Ausstattung der Dienstbotenbücher mit Photographien und genauer 
Personenbeschreibung anslrebte, wurde in einem Teil der Presse energisch 
abgelehnt und insbesondere ein Berliner Blatt prophezeihte mit sachlich 
nicht ganz zutreffender Begründung, daß dieser Vorschlag eines „sonder¬ 
baren Kauzes' . . . „kein Glück“ haben wird. Nichtsdestoweniger ist 
das, was ich damals anregte, nunmehr in Ungarn praktisch durchgeführt 
worden. Vom 1. Juni 1918 ab müssen in Ungarn nach einer Verord¬ 
nung des Ministeriums des Innern 2 ) alle Dienstbotenbücher mit be¬ 
hördlich abgestempelten Photographien und Signalements versehen sein. 
Die Lichtbilder sind vom Dienstbuchinhaber vor der Behörde zu unter¬ 
schreiben. Werden nach dem 1. Juni Dienstbücher, die der Ministerial- 
verordnung nicht entsprechen, benützt, so wird gegen den Dienstboten, 
die Herrschaft und den Vermittler polizeilich eingeschritten. In der 
Verordnung war ursprünglich auch vorgeschlagen, daß neben der Photo¬ 
graphie ein Fingerabdruck anzubringen sei, doch hat man diese Forde¬ 
rung wieder fallen lassen, da sie auf den heftigsten Widerstand der 
davon Betroffenen stieß. 

Vielleicht veranlaßt die Entschließung der ungarischen Regierung 
nunmehr auch die deutschen Behörden, dem Vorschlag näherzutreten. 

Die Gefahren, die von verbrecherischen Dienstboten drohen, dürfen 
nicht unterschätzt werden. Der Raubmordfall Lichtenecker und der 
Einbruchsfall Linhard, die ich beide seinerzeit als Beispiele der Dienst¬ 
botenkriminalität anführte, sind typisch. Sie können heute in Berlin, 
'morgen in München und übermorgen in einer stillen kleinen Provinz¬ 
stadt sich wiederholen. Jeder, der Dienstboten im Haushalt hat, kann 
das Opfer eines ähnlichen Attentats auf Leben und Eigentum werden. 

*i Vergl. meinen Artikel in den „Leipziger Neuesten Nachrichten“ vom 
11. II. 17 und einer Anzahl anderer Tageszeitungen. 

5 ) Vergl. zahlreiche Notizen im Pesti Naplo u. Magyar Orzag. 


Go igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Kleinere Mitteilungen 


233 


Das Verbrechen in der Schwarzspanierstraße und in der Damjanich- 
Utca zeigt uns eine Gefahr, die am eigenen Herd auf uns lauert, in 
der so viele von uns tagtäglich und allnächtlich schweben. Eine Ge¬ 
fahr, gegen die das raffinierteste Sicherheitsschloß nichts hilft und vor 
der der wachsamste Haushund uns nicht beschützen kann. Eine Ge¬ 
fahr, in die sich selbst der Vorsichtigste gezwungenermaßen begeben 
muß, weil die gegenwärtigen staatlichen Abwehrmaßregeln nicht ge¬ 
nügend schützen. 

Die Einzelheiten der Wiener Bluttat sind so symptomatisch, daß 
es sich lohnt, sie kurz wiederzugeben. Die Ermordete, Frau Loschütz, 
war die Tochter des Zahnarztes Dr. Pfeffermann, dessen Zahnpasta, ehe 
andere Erzeugnisse aufkamen, den Markt beherrschte. Nach dem Tode 
Pfeffermanns wurde Frau Loschütz nicht nur Erbin des väterlichen 
Vermögens, sondern auch die Hüterin des Fabrikationsgeheimnisses. 
Und sie hütete beides argwöhnisch. Sie war keine vertrauensselige 
Frau und liebte es, hinter versperrten Türen zu leben. Nur einer ein¬ 
zigen Person mußte die vorsichtige alte Dame notwendigerweise Einlaß 
gewähren: der Bedienung. Die tragische Ironie dieses Dramas ist, daß 
Frau Loschütz aus Argwohn ihren Freunden die Tür verriegelte, daß 
sie nicht einmal ihrer eigenen Tochter Einblick in ihre Verhältnisse ge¬ 
währte, daß sie aber die Zuchthäuslerin Lichtenecker ungehindert ein- 
und ausgehen ließ. Die Lichtenecker hatte am 1. Januar 1917 den 
Dienst angetreten. Sie hatte sich auf eine Zeitungsanzeige der Frau 
Loschütz gemeldet und zwei Dienstzeugnisse vorgelegt. Die beiden 
Zeugnisse waren vorzüglich, lauteten auf drei und sechs Jahre und 
hatten nur den einen Fehler, daß sie gestohlen waren. Doch die alte 
Dame merkte nichts von dem Betrug, hielt die Wilhelmine Lichtenecker 
für die in den zwei Zeugnissen so sehr gelobte „Josefine Leitner“ und 
engagierte sie. Wer greift heutzutage nicht mit beiden Händen zu, 
wenn das Dienstbotenbuch eine sechsjährige Dienstzeit enthält? Die 
angebliche Leitner diente ihrer Herrin zwanzig Tage — still, fleißig 
und unverdrossen —, am einundzwanzigsten aber, als endlich die Ge¬ 
legenheit günstig war, griff sie zum Mordbeil. Sie zertrümmerte mit 
ihrem Liebhaber, den sie / einschleichen ließ, der wehrlosen, überfallenen 
Greisin den Schädel, plünderte die Schränke und flüchtete, nicht ohne 
vorher noch — als guter Dienstbote! — die Wohnung säuberlich vom 
Blut zu reinigen. 

Weniger grauenvoll, aber, vom kriminalistischen Standpunkt 
aus betrachtet, noch interessanter ist die Verbrecherlaufbahn der 
Linhard. Auch sie arbeitete grundsätzlich mit gestohlenen Dienst¬ 
botenbüchern. Schon ihr Erstauftreten im Jahre 1907 erfolgte unter 
einem Pseudonym, das ein in Dresden gestohlenes Dienstbuch liefern 
mußte. Dieser erste Einbruch bei ihrer Dienstherrschaft trug ihr 600 Mark 
Beute und 1 l j-i Jahr Gefängnis ein. Als sie das Gefängnis wieder ve;- 
ließ, ging sie zum nächsten Zeitungskiosk, studierte die Inserate, suchte 
eine der stellungslosen „Stützen der Hausfrau“ auf, mietete sie mit 
3 Mark „Draufgeld“, nahm ihr das Dienstbuch ab und verschwand 
damit aus Dresden. Bald darauf — noch im Jahre 1909 — tauchte 
dieses Dienstbuch wieder am Schauplatz eines Verbrechens auf, und 
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die Dresdener Kriminalpolizei sah sich abermals veranlaßt, die Akten 
der Linhard um einige Blätter zu vermehren. Anfangs 1913 wurden 
dann einem Grafen in Dresden Juwelen im Werte von über 13000 Mark 
durch Einbruch entwendet. Mit den gräflichen Pretiosen verschwand 
auch die gräfliche Köchin. Sie ließ neben einem Dienstbotenbuch auf 
den Namen Chott ein paar Fingerabdruckspuren an dem erbrochenen 
Juwelenkasten zurück. Mit Hilfe der Daktyloskopie wurde die Ein¬ 
brecherin in Prag ermittelt: es war abermals die Linhard. Die Pretiosen 
wanderten vollständig wieder in die Schatulle der Gräfin, die Linhard 
wieder ins Gefängnis. Mach der Entlassung benützte dieser unermüd¬ 
liche Dienstbote sofort die wiedererlangte Freiheit zu zwei Einbrüchen 
im Salzburgischen und in Ungarn. Und schließlich im Frühjahr 1917 
stahl die Linhard in Budapest ihrer Herrschaft 60000 Kronen. Auch 
in den drei letztgenannten Fällen blieb das Mädchen der alten lieb¬ 
gewonnenen Methode treu und verschaffte sich mit gestohlenen Dienst¬ 
büchern Zugang zu den Familien, die als Opfer auserkoren waren. 

Die Arbeitsweise der Linhard und der Lichtenecker ist, wie ge¬ 
sagt, typisch. Diese ruchlosen Räuber im niedlicheu weißen Häubchen 
sind Vertreterinnen einer Verbrechergruppe, die außerordentlich zahlreich 
ist und die sich nicht ausrotten läßt. Es soll selbstverständlich keines¬ 
wegs behauptet werden, daß es unter den Dienstboten prozentual mehr 
Verbrecher gibt, als in anderen Personenkreisen. Es wird in allen Be¬ 
rufs- und Gesellschaftsschichten gesündigt, ja es gibt zweifellos Menschen¬ 
klassen, die viel mehr zu Delikten neigen, als die Tag und Nacht zur 
Arbeit verpflichteten, über wenig freie Zeit verfügenden Dienstboten. 
Wenn für sie besonders wirksame Ausweisvorschriften gefordert werden, 
so soll das keineswegs ein Mißtrauensvotum gegen den ganzen Stand 
sein, sondern die Forderung hat ihren Grund lediglich in dem eigen¬ 
artigen engen räumlichen Verhältnis, in dem diese Personen zum 
Arbeitgeber stehen. Sie müssen in die engste häusliche Gemeinschaft 
aufgenommen werden. Man ist gezwungen, ihnen dauernd die Wohnungs¬ 
schlüssel anzuvertrauen, was man selbst den intimsten Bekannten nicht 
gewähren möchte. Man überläßt, solange man von zu Hause abwesend 
ist, sein gesamtes Hab und Gut ihrer Ehrlichkeit. Und schließlich, 
— was die höchste Vertrauenssache ist — wir stellen unsere Kinder 
unter ihre Obhut. Da ist denn doch die Forderung nach erhöhten Vor¬ 
sichtsmaßregeln berechtigt und kann nicht als einseitige und undemo¬ 
kratische Ausnahmebestimmung angesehen werden. 


Nachrichtensammelstelle Ober Vermißte und unbekannte Tote 
für das Königreich Preußen. 

Bemerkungen zum Preuß. Min.-Erlaß v. 19. 1. 1918. 

Von Regierungsrat Dr. Robert Heindl, Dresden. 

Durch Verordnung vom 11.1.1912 hat das Königl.Sächs. Ministerium 
des Innern eine „Zentralstelle für Vermißte und unbekannte Tote im 
Königreich Sachsen“ eingerichtet. Die Zentrale entsprach einem Bedürf- 
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nis. Bis dahin stieß die Ermittlung Vermißter und die Feststellung 
unbekannter Toter auf Schwierigkeiten, da die notwendige Verbindung 
zwischen den Polizeibehörden des Ortes, an dem die Person vermißt 
wurde, und des Ortes, an dem man sie fand, häufig nicht hergestellt 
werden konnte. 

Die Neuerung bewährte sich, und die Kgl. Preuß. Regierung faßte 
deshalb 1916 den Plan, beim Polizeipräsidium Berlin eine gleiche Zen¬ 
trale zu errichten und sie zur Reichs zentrale äuszugestalten. Später 
wurde der Gedanke einer (obligatorischen) Reichszentrale wieder fallen 
gelassen und man beschränkte sich in Berlin darauf, im Januar 1918 
eine „Nachrichtensammelstelle über Vermißte und unbekannte Tote für 
das Königreich Preußen“ zu schaffen und den anderen Bundesstaaten 
anheimzugeben, ihr Staatsgebiet in den Zuständigkeitsbereich der Nach¬ 
richtensammelstelle mit einzubeziehen. Die Folge war, daß sich zwölf 
Bundesstaaten der preußischen Zentrale anschlossen: 

1. das Großherzogtum Baden, 

2. „ „ Mecklenburg-Schwerin, 

3. „ „ Oldenburg. 

4. „ Herzogtum Sachsen-Meiningen, 

5. „ „ Sachsen-Coburg und Gotha, 

6. „ Fürstentum Scbwarzburg-Rudolstadt, 

7. „ „ Schwarzburg-Sondershausen, 

8. „ „ Schaumburg-Lippe, 

9. die freie und Hansastadt Lübeck, 

10. „ „ „ Bremen, 

11. „ „ „ „ Hamburg, 

12. Elsaß-Lothringen. 

Die drei Königreiche Sachsen, Bayern und Württemberg haben 
sich, wie man sieht, ablehnend verhalten. Sachsen behielt seine selb¬ 
ständige Zentrale, und Bayern zeigt sich abwartend. 

Welche Lösung ist die glücklichste? 

Zweifellos ist eine einheitliche Behandlung der Toten- und Ver¬ 
mißtenfälle im ganzen Reichsgebiet sehr erwünscht. Fraglich ist aber, 
ob diese gleichartige Behandlung nur durch Errichtung einer Reichs¬ 
zentrale erreicht werden kann, oder ob mehrere Gebietszentralen emp¬ 
fehlenswert sind oder ob drittens — wie dies bei der Personenfest¬ 
stellung durch Fingerabdrücke der Fall ist — eine Reichszentrale neben 
mehreren Gebiefszentralen vorzuziehen ist. 

Auf Grund der mehr als fünfjährigen Erfahrungen der sächsischen 
Landeszentrale für Vermißte und Tote und auf Grund der bei der Per¬ 
sonenfeststellung Lebender (Körpermessung, Fingerabdruckverfahren) 
mit Landes- und Reichszentralen gesammelten Erfahrungen des Dresdner 
Erkennungsdienstes glaube ich, meine Ansicht folgendermaßen zu¬ 
sammenfassen zu können: 

1. Die Errichtung einer Reichszentrale neben Gebietszentralen dürfte 
sich -m. E. nicht empfehlen; denn es wäre unmöglich, eine klare Grenze 
zwischen den Fällen zu ziehen, die sich zur Behandlung in der Reichs¬ 
zentrale und zur Behandlung in den Landeszentralen eignen (bei dem 
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Fingerabdruckverfahren liegen die Verhältnisse anders, weil hier eine 
einfache Scheidung in „gewerbsmäßige“ und „nicht gewerbsmäßige 
Verbrecher“ möglich ist'. Beim Fehlen klarer Zuständigkeitsgrenzen 
würde aber die Errichtung einer Reichszentrale neben Landeszentralen 
lediglich doppelte Arbeit bedeuten. * 

2. Auch die Zentralisierung des gesamten Toten- und Vermißten- 
Erkennungsdienstes in einer einzigen Reichsstelle halte ich für sehr be¬ 
denklich. Das Registrierverfahren der Toten- und Vermißtenkarten zeigt im 
Gegensatz zur daktyloskopischen und anthropometrischen Registrierung 
unvermeidliche Schwierigkeiten und wird stets zu Irrtümern Anlaß 
bieten. Es ist deshalb unbedingt nötig, eine allzu große Anhäufung 
von Karten in einer Registratur zu verhindern. Nach den praktischen 
Erfahrungen der sächsischen Toten- und Vermißtenzentrale halte ich es 
für ausgeschlossen, daß eine Reichszentrale das Kartenmaterial des 
ganzen Reichsgebietes technisch bewältigen kann. 

Zu beachten ist auch, daß erfahrungsgemäß Registraturen, bei denen 
viele Grenzfälle zu beachten sind, nur in der Hand eines einzigen Be¬ 
amten gut arbeiten. Verschiedene Beamte klassifizieren die Grenzfälle 
verschieden, so daß Unordnung in der Registratur entsteht. Eine Regi¬ 
stratur für das ganze Reichsgebiet ist aber in der Hand eines einzigen 
Beamten undenkbar. 

Zu diesen rein technischen Bedenken gegen eine Reichszentrale 
kommt noch ein weiterer Einwand: das Verlangen des Publikums nach 
rascher Aufklärung einer Anzeige ist bei wenigen polizeilichen An¬ 
gelegenheiten so berechtigt als bei Vermißtensachen. Die Erfahrung 
mit der daktyloskopischen und früher mit der antropometrischen Reichs¬ 
zentrale in Berlin hat gelehrt, daß hier naturgemäß ein rasches Arbeiten 
unmöglich ist. Es treten beim Verkehr mit einer derartigen Reichs¬ 
zentrale notwendiger- und entschuldbarerweise Verzögerungen von vielen 
Tagen ein. Inzwischen würde die Familie des Vermißten in banger 
Sorge warten. Vor allem aber würden die Angehörigen meist nicht 
mehr in der Lage sein, rechtzeitig zur Beerdigung der aufgefundenen 
Leiche einzutreffen. 

3. Bei Errichtung einzelner Gebiets- oder Landeszentralen werden 
sich diese Mängel ganz oder größtenteils beheben lassen. Wenn man 
insbesondere bei der Abgrenzung der örtlichen Zuständigkeit der Zen¬ 
tralen die Stromgebiete berücksichtigt, würde die Mehrzahl der Fälle 
sich außerordentlich rasch und einfach erledigen, weil pben der Ort des 
Verschwindens und Auffindens meist nur einige Kilometer voneinander 
entfernt liegen. Die sächsische Landeszentrale wenigstens erledigt 
den weitaus größten Prozentsatz ihrer Vermißten und 
Auffindungsanzeigen ohne Benutzung der Registerkarten 
oder sonstiger komplizierter technischer Behelfe — lediglich durch auf¬ 
merksamen Vergleich des täglichen Einlaufes. Man darf nicht ver¬ 
gessen, daß sich Vermißtenanzeigen zwar nicht lokal erledigen lassen 
(weshalb Landeszentralen nötig sind), daß aber doch in der Mehrzahl 
der Fälle ein nur beschränktes Gebiet für die Erledigung in Frage 
kommt, und es deshalb ganz überflüssige Arbeit ist, immer gleich einen 
großen Reichsapparat in Bewegung zu setzen. Die Ausdehnung einer 
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Fahndung auf das ganze Reichsgebiet hat m. E. nur in der Weise zu 
erfolgen, daß jeder Vermißte oder jeder aufgefundene unbekannte Tote, 
der nicht durch die Gebietszentrale des Ortes des Verschwindens oder 
Auffindens ermittelt wird, von dieser Zentrale den anderen Zentralen 
mitgeteilt und eventuell im Deutschen Fahndungsblatt ausgeschrieben 
wird. 

Die beste, ja meines Erachtens einzig mögliche Lösung ist also 
die folgende: 

Es werden (nicht willkürlich, sondern nach Stromgebieten) einzelne 
Gebiets- oder Landeszentralen mit einheitlicher Organisation und Technik 
geschaffen. Jede Zentrale sucht, sobald aus ihrem Gebiet eine Ver¬ 
mißten- oder Totenanzeige erstattet wird, in ihrer Toten- oder Ver¬ 
mißtenkartothek nach dem Prius. Ist keines zu finden, so muß sie 
die Anzeige nach den anderen Zentralen weitergeben, damit diese 
ihrerseits in ihren Registern nachsehen. Erst nachdem auch die Re¬ 
cherche der anderen Zentralen ergebnislos war, hat die Übertragung der 
Anzeige in die Kartothek (der örtlich zuständigen Zentrale) zu erfolgen. 
Registriert werden die Toten- und Vermißtenanzeigen also nur in der 
Kartothek der örtlich zuständigen Zentrale, vigiliert werden sie da¬ 
gegen'durch Vergleich mit dem Kartenmaterial aller Zentralen. 

Daß die örtliche Abgrenzung der einzelnen Zentralen nicht will¬ 
kürlich (je nach der Geneigtheit der einzelnen Bundesstaaten, selb¬ 
ständig vorzugehen oder nicht) gewählt werden kann, sondern daß 
verschiedene Gesichtspunkte (besonders hydrographische) maßgebend 
sein müssen, zeigt zum Beispiel die Tatsache, daß die Dresdner Zen¬ 
trale bis zum Januar 1918 mit der preußischen Stadt Torgau einen 
stärkeren Geschäftsverkehr hatte, als mit irgendeiner sächsischen 
Stadt! 

Daktyloskopie und Evidenz. 

Von Dr. Eduard Ritter von Liszt, 

k. k. Bezirksrichter i. z. R. und Privatdozent des Strafrechtes, an der 
k. k. Universität Graz. 

Bekanntlich hat die Daktyloskopie hauptsächlich zwei Aufgaben: 
Die eine besteht darin, die Identität einer verdächtigen Person dahin 
festzustellen, ob sie wirklich jene Person ist, für die sie sich ausgibt; 
mit anderen Worten: festzustellen, ob der von einer beanstandeten Per¬ 
son angegebene Name auch wirklich ihr Name ist. Ist der Betreffende 
früher schon einmal daktyloskopiert worden, so erfolgt diese Fest¬ 
stellung mit zweifelfreier Sicherheit. In derselben Art kann natürlich 
gegebenenfalls die Identität einer Person festgestellt werden, die die 
Angabe ihres Namens verweigert. Daneben kann in einzelnen Fällen 
die Daktyloskopie auch dazu dienen, die Identität eines Getöteten festzu¬ 
stellen, wenn dieser früher einmal daktyloskopisch aufgenommen wurde. •) 


’) Für uns nicht in Betracht kommt die Identifizierung von Taubstummen 
und Geisteskranken mit Hilfe der Daktyloskopie. 
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Die zweite Aufgabe der Daktyloskopie ist die, aus etwa am Orte eines 
begangenen Verbrechens aufgefundenen Fingerabdruckspuren den Be¬ 
weis für die Täterschaft einer der Verübung des Verbrechens verdäch¬ 
tigen Person abzuleiten. Ist ein des Verbrechens Verdächtiger aus¬ 
geforscht worden, so wird der Vergleich des aufgefundenen, selbst¬ 
verständlich auch abgenommenen und aufbewahrten, Fingerabdruckbildes 
mit den entsprechenden Fingerabdrücken des Verdächtigen gegebenen¬ 
falls den Beweis für die Anwesenheit des Verdächtigen am Tatorte 
und damit vielleicht auch für seine Täterschaft liefern. 

Die von dem Verdächtigen neu aufzunehmenden Fingerabdrücke 
werden demnach unter den entsprechenden Voraussetzungen in zwei 
Richtungen verwendet werden können: 1. zur Identifizierung seiner 
Person, 2. zur Nachweisung seiner Täterschaft. 

Aus den am Tatorte aufgefundenen Fingerabdruckspuren den Täter, 
dessen bereits früher erfolgte Registrierung überdies vorauszusetzen ist, 
nach dem im Erkennungsamte vorhandenen Materiale auszuforschen, ist 
wohl nur selten möglich. 1 ) Liegen nur einzelne Abdrücke vor, so wird 
sich schon einmal kaum feststellen lassen, von welchen Fingern des 
Täters sie herrühren. Aber selbst wenn dies festgestellt würde, so wäre 
damit so viel wie nichts gewonnen. Die im Erkennungsamte auf¬ 
bewahrten Fingerabdrucksbogen sind nach Formeln eingeordnet, die aus 
gewissen Bezeichnungen aller zehn Finger beider Hände gebildet sind. 
Ein einzelner Fingerabdruck kann nach diesen Formeln nicht gesucht 
werden. Selbstverständlich ist es aber auch eine glatte Unmöglichkeit, 
einen aufgefundenen einzelnen Fingerabdruck ohne jeden weiteren Anhalts¬ 
punkt mit den Millionen der registrierten Fingerabdrücke zu vergleichen. 

Im Ertcennungsamte der Polizeidirektion Wien z. B. erlagen Ende 
1917 über 138000 Abdruckbogen, von denen nur ausnahmsweise einer 
oder der andere weniger als 10 Fingerabdrücke aufweist. Es müßte 
also ein am Tatorte eines Verbrechens aufgefundener Fingerabdruck mit 
ungefähr 1380000 Fingerabdrückea verglichen werden. Anders liegt 
der Fall, wenn der Täter eine Reihe von zusammengehörigen Finger¬ 
abdrücken zurückgelassen hat. 

Handelt es sich um einen Einbrecher, so ist die Sache allerdings 
einfacher. Fast jeder „berufliche* Einbrecher hat seine besondere Taktik 
und Technik der Verübung seiner Verbrechen, die den erfahrenen Funk¬ 
tionären der Polizei und Gendarmerie bekannt zu sein pflegen. Alle 
diese Kunden sind abgesondert registriert. Von ihnen werden je zwei 
Fingerabdruckbogen aufgenommen: Einer für die allgemeine Regi¬ 
stratur, einer für die Einbrecherregistratur. Sprechen nun in einem 
einzelnen Falle gewisse Anzeichen für die Täterschaft eines oder einiger 
dieser polizeibekannten Individuen, so wird in der „Spezialisten“-Regi- 
stratur nachgesucht. Selbstverständlich gibt das eine sehr mühsarhe 
Nachforschung, die nur dann etwas vereinfacht wird, wenn mehrere 
Fingerabdrücke in solcher Anordnung aufgefunden wurden, daß man 
feststellen kann, von welchen Fingern sie stammen. 

'i Ein schönes Beispiel für die doch manchesmal bestehende Möglichkeit 
gab am 9. April 1918 die Wiener Polizei im Falle des Raubmordes an Aloisia 
Sliva durch Ladislaus Prazan. 
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Immerhin bleibt selbst in solchen Fällen noch ein großes Material, 
dessen Studium viel Mühe und Zeit erfordert. Jede Erleichterung 
ist deshalb von großem Wert. Eine wesentliche Erleichterung besteht 
darin, daß regelmäßig eine Anzahl der in Betracht Kommenden in 
»Verschütt“ (= Haft) sich befindet. Durch diese Alibinachweisungen 
erfährt der Kreis der zu studierenden Fingerabdruckbogen eine will¬ 
kommene Verminderung. 

Es liegt sonach im dringenden Interesse des Sicherheitsdienstes, daß 
die Behörden immer genau darüber unterrichtet sind, welche der even¬ 
tuell in Betracht kommenden Personen in Haft — gleichviel, ob Unter- 
suchungs- oder Strafhaft —, welche auf freiem Fuße sich befinden. 

Wie steht es nun in diesem Punkte? Es sei mir erlaubt, dies¬ 
bezüglich auf eine kleine Notiz hinzuweisen, die ich vor Jahren in der 
»Allgemeinen österreichischen Gerichtszeitung“ (52. Jahrg., Nr. 6; Wien, 
2. Februar 1901) veröffentlicht habe. Sie lautet wie folgt: 

„Jedem praktisch erfahrenen Kriminalisten ist das Existieren von 
Gaunerspezialitäten, d. i. von besonderen Methoden bekannt, nach welchen 
bestimmte Verbrecher ihre Unternehmungen ins Werk setzen. Dies gilt 
nicht nur von Betrügern und anderen mehr auf »geistigem“ Gebiete 
arbeitenden, sondern auch von den meisten anderen Verbrechern, bei¬ 
spielsweise von den Einbrechern. Gibt es doch solche, die eine Tür 
meist nur von der Angelseite aus öffnen, solche, die niemals ohne die 
Setzung bestimmter abergläubischer Zeichen ans Werk gehen, nur be¬ 
stimmte Gegenstände entwenden, u. dgl. m. 

Erfahrene Beamte, Defektives und Gendarmen sind mit diesen 
Eigenheiten vorbestrafter Gauner wohlvertraut, und diese Kenntnis gibt 
oft wertvolle Fingerzeige zur Führung der Erhebungen; sowohl durch 
baldige Auffindung der richtigen Spur, wie durch Vermeidung von Irr¬ 
wegen und unnützen Bemühungen in falscher Richtung. 

In dieser Beziehung aber kann durch die Konsequenzen eines 
Gesetzes aus dem Jahre 1872 eine wesentliche Erschwerung der Er¬ 
hebungen bewirkt werden. 

Dieses Gesetz (vom 1. April 1872, RGBl. Nr. 43) ordnet im § 4 
an, wie folgt: 

„Hat ein Sträfling mindestens drei Monate in Einzelhaft zugebracht, 
so gelten in Berechnung der Dauer der nach diesen drei Monaten ab¬ 
gebüßten Strafe je zwei vollständig in Einzelhaft zugebrachte Tage als 
drei Tage.“ 

Folglich gelten auch zwei Monate in Einzelhaft für drei Mo¬ 
nate usw. 

Die praktische Folge ist, daß der Sträfling seine Freiheit früher 
zurückerlangt, als die Auskunftstabellen, Strafkarten und sonstigen 
Evidenzbehelfe besagen. 

Dieser Umstand ist praktisch höchst wichtig. Gerade solche 
Verbrecher, welche »eigene“ Methoden haben, sind gewöhnlich routi¬ 
nierte, unverbesserliche Individuen. Oft delinquiert ein solcher schon 
wenige Wochen, ja Tage, nach seiner Entlassung. 

N. N., dessen Strafe laut Tabelle am 1. Juli 1901 endet, hat in¬ 
folge Strafverbüßung in Einzelhaft bereits am 1. Dezember 1900 die 
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Freiheit wiedererlangt. Schon am 20. Dezember verübt er wieder ein 
Verbrechen. 

Das Delikt - - nehmen wir als Beispiel einen Einbruch — weist 
alle jette charakteristischen Merkmale auf, welche die „Arbeit“ unseres 
Mannes auszeichnen. Naturgemäß fällt auch den Amtsorganen der 
Name des Täters ein. Seine Habhaftwerdung wäre verhältnismäßig 
leicht, da den Gendarmen und Agenten sein Umgang bekannt ist, — 
aber die Vormerkungen sagen, daß dieser Mensch erst in Monaten aus 
der Strafanstalt kommen wird. Dadurch ist die richtige Spur verwischt. 
Der Täter, dessen Äußeres vielleicht noch ein Bart verändert, lebt un¬ 
angemeldet unter falschem Namen. Seine Ausforschung wird nicht in 
Angriff genommen, denn er sitzt ja scheinbar noch ein halbes Jahr 
lang hinter den Kerkermauern. Wohl aber vergeudet die Behörde ihre 
Kräfte mit weitläufigen Erhebungen auf falschem Wege, und unser 
Mann gewinnt unbehelligt das Weite, soferne ihm nicht gerade sein 
„Inkognito“-Arbeiten am alten Platze ganz besonders sicher vor Ent¬ 
deckung erscheint. 

Abhilfe in dieser Richtung könnte nur durch die Verpflichtung der 
Strafanstalten erzielt werden, das Ende jeder durch Einzelhaft abge¬ 
kürzten Strafe den entsprechenden Behörden — der Staatsanwaltschaft 
und Bezirkshauptmannschaft, eventuell der Polizeidirektion — bekannt¬ 
zugeben. Von diesen wäre die Verständigung weiterzuleiten etwa an 
die Polizeidirektion und das Landesgendarmeriekommando, von diesen 
an die Abteilungskommanden usw. 

Ich habe bereits im Jahre 1892 eine diesbezügliche Anregung 
gegeben, und damals wurden auch Besprechungen zwischen ein¬ 
zelnen Ämtern gepflogen. Jedenfalls aber ist das Ergebnis — wenn 
überhaupt eines erzielt wurde — noch ganz ungenügend. 

Weder die Untersuchungsgerichte, noch die Polizeidirektionen oder 
Bezirkshauptmannschaften werden von dem Ende einer durch Einzel¬ 
haft abgekürzten Freiheitsstrafe benachrichtigt, so daß infolgedessen auch 
die Gendarmerieposten und sonstigen in Betracht kommenden Stellen 
keinerlei Kenntnis darüber erhalten.“ 

An diesem Zustande hat sich, wie mir kürzlich im Evidenzbureau 
der k. k. Poltzeidirektion Wien mitgeteilt wurde, trotz meiner vor 
26 Jahren gegebenen Anregung nichts geändert. 


Die Überschätzung des Fingerabdrucks. 

Eine Antwort an Landrichter Dr. Krönig. 

Von Regierungsrat Dr. Robert Heindl, Dresden. 

Im 39. Band der „Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissen¬ 
schaft“ zitiert Krönig meine Ausführungen in der Deutschen Straf¬ 
rechtszeitung über „Die Fingerabdrücke als Überführungsmittel“. Ich 
schrieb: „Die beiden Grundprinzipien der Daktyloskopie lauten be¬ 
kanntlich: 1. Jeder Mensch hat andere Papillarlinienmuster, 2. die 
Papillarlinienmuster eines Menschen bleiben während des ganzen 
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Lebens unverändert.“ Dann führte ich aus, daß die Richtigkeit dieser 
beiden Leitsätze durch die Praxis erwiesen sei. Die deutschen Finger¬ 
abdruckzentralen allein hätten nach meiner Schätzung ca. 6000000 Ab¬ 
drücke gesammelt. Dazu komme die ungeheure Zahl der im Ausland 
registrierten Abdrücke. Nirgends sei bisher bei zwei verschiedenen 
Individuen dieselbe Papillarlinienzeichnung gefunden oder eine nach¬ 
trägliche Veränderung des Musters beim selben Individuum festgestellt 
worden. Und ich schloß: „Unsere praktische Erfahrung, aus der wir 
die Richtigkeit der beiden Sätze herleiten, stützt sich also auf ein Be¬ 
obachtungsmaterial von vielen Millionen nachgeprüfter Einzelfälle.“ 
Krönig, nach dessen Ansicht die Zuverlässigkeit der daktyloskopischen 
Identifizierung mehr Hypothese als wissenschaftlich erwiesene Tatsache 
ist, fragt, ob ich „wirklich behaupten wollte, daß von den 6 000000 
jeder Einzelne mit den übrigen 5999999 verglichen sei oder ob nur 
Stichproben gemacht worden seien.“ Diese Frage stellen, heißt das 
Wesen der Registrierverfahren verkennen. Jeder Abdruckbogen muß 
beim Einordnen in die Sammlung analysiert werden, damit er an die 
Stelle der Registratur zu liegen kommt, wo die ihm ähnlichsten lagern. 
Beim Einlegen wird er dann mit sämtlichen in dieser Klasse bereits 
liegenden Abdrücken verglichen. Darin besteht eben die Identifi¬ 
zierungsarbeit. Der Zweck der ganzen Registratur ist ja, festzustellen, 
ob gleiche Abdrücke mit gleichen oder anderen Personalangaben 
schon vorliegen. Daß nicht sämtliche Abdrücke des Inlands und Aus¬ 
lands miteinander verglichen wurden, ist klar. Aber bei dem regen 
Austauschverkehr, in dem die Registraturen vor dem Krieg standen, 
ist wenigstens ein beträchtlicher Teil zum Vergleich gelangt. Auf jeden 
Fall beziffert sich das verglichene Material auf viele Millionen, wie ich 
gesagt habe. 

Wie viele wissenschaftliche Behauptungen, deren Richtigkeit nie¬ 
mand mehr zu bezweifeln wagt, stützen sich auf ein geringeres Be¬ 
obachtungsmaterial ! 

Krönig fragt weiter skeptisch, in wie vielen Fällen schon von derselben 
Person zu- verschiedenen Zeiten Abdrücke genommen und miteinander 
verglichen wurden. Auch diese Frage beantwortet sich von selbst, 
wenn man Zweck und Einrichtung der Registraturen bedenkt. So oft 
z. B. irgendwo in Sachsen eine Person rückfällig wird, wird unausbleib¬ 
licherweise ein Vergleich ihrer Abdrücke mit den früher von ihr ge¬ 
nommenen Abdrücken erfolgen. Nur so kann ja die Registrierung und 
Identifizierung der neuerdings angefertigten Daktylogramme bewerk¬ 
stelligt werden. Wenn man berücksichtigt, wie groß die Zahl der 
Rückfälligen ist, kann man sich ausrechnen, wie viele derartige Ver¬ 
gleiche bereits stattgefunden haben. Die Zahl dieser Vergleiche ist 
nach meiner Schätzung sogar noch höher, als die der im vorigen Ab¬ 
satz erwähnten Vergleiche. Denn mancher Registraturstammgast kehrt 
zwanzig- und dreißigmal wieder. Jedesmal werden seine Abdrücke mit 
seinen Reliquien von früher verglichen. In der Registratur zählt er aber 
nur einmal. 

Krönig bezweifelt, ob — vor allem im Ausland — alle die Ver¬ 
gleiche von Beamten ausgeführt wurden, die. sich der vollen Verant- 
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wortung bewußt sind. Demgegenüber sei erwähnt, daß wir die Daktylo¬ 
skopie vom Ausland übernommen haben und deshalb wenigstens auf 
diesem Gebiet nicht gut von einer Inferiorität des Auslands sprechen 
können. Und wenn er sagt, daß „es keiner Ausführung bedürfe, daß 
die Vergleiche der Asiaten uns keine Gewähr bieten können, außer sie 
seien nachträglich von europäischen Wissenschaftlern nachgeprüft wofden, 
so möchte ich daran erinnern, daß die — gerade in minutiöser Klein¬ 
arbeit und gewissenhaften Geduldsproben bewundernswerten — Chinesen 
bereits daktyloskopierten, als in ganz Europa noch keine einzige Uni¬ 
versität bestand. 
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Kriminalistische Zeitschriften. 

Von Regierungsrat Dr. Robert Heindl, Dresden. 


Archiv für Strafrecht und Strafprozeß: 

Bd. 64, S. 418: Anusihat E.: „Verbrecherlist und Fahndung 
im Film, eine feuilletonistisch gehaltene Aufzählung von Verbrecher¬ 
und Detektivtricks moderner Kinostücke, aus denen der Kriminalist 
manche brauchbare Anregung schöpfen kann. 

Bd. 64, S. 511: Hellwig: „Zur Geschichte der Kriminaltaktik“. 
Hellwig versteht unter dem meines Wissens von Weingart erstmals (1904) 
gebrauchten Wort „Kriminaltaktik“ „diejenigen naturwissenschaftlichen 
Kenntnisse und technischen Fertigkeiten, die zur Aufklärung von Straf¬ 
fällen dienlich und nach dem geltenden Strafprozeßrecht zulässig sind“. 
(Eine meines Erachtens nicht ganz einwandfreie Definition). „Vom 
kriminaltaktischen Standpunkt aus (?)“ können wir — wie Hellwig sagt 
und im weiteren Verlauf seiner Arbeit ausführlich erörtert — „zwei große 
Perioden der Wahrheitserforschung in Straffällen unterscheiden: die Zeit 
der mystischen Wahrheitserforschung (Gottesurteil, Orakel, Bahrproben 
usw.) und die Zeit der vernunftsgemäßen Wahrheitserforschung“. Die 
letztere Periode teilt er wieder in die Zeit der vorwissenschaftlichen 
Wahrheitserforschung (Folter) und der wissenschaftlichen (mit Hilfe der 
Chemie, Photographie usw). Der größere Teil der Hellwig’schen Aus¬ 
führungen besteht in einer Wiedergabe von Stellen eines 1832 anonym 
in Marburg erschienenen Schriftchens: „Über das Wesen und die Eigen¬ 
schaften des Strafrichters, Resultate der Erfahrung eines praktischen 
Kriminalisten.“ 

Bd. 64, S. 533: Hellwig „Kriminologie, Kriminalistik und Pöno¬ 
logie in ihrer Stellung im System der Kriminalwissenschaft". Der 

Verfasser versucht in die Terminologie unseres Spezialgebietes Ordnung 
zu bringen. Ähnlich wie Hans Groß meines Erachtens nicht bean¬ 
spruchen kann, mit seiner dem „Handbuch für Untersuchungsrichter“ 
vorangestellten Tabelle eine definitive Lösung zu bieten, dürfte auch 
die von Hellwig vorgeschlagene Umgrenzung und Nebeneinanderstellung 
und Untergruppierung der Begriffe keineswegs unanfechtbar se’in. Mir 
scheint, daß dieser Streit um Worte noch lange nicht ausgekämpft ist. 

16 * 
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Bd. 65, S. 1: Über die Bedeutung der strafrechtlichen Hilfswissen¬ 
schaften spricht Köhler in einem „Geleitwort“, das auch dem „Archiv 
für Kriminologie“ als Geleitwort vorangestellt sein könnte. Köhler bricht 
mit der in Dozeritenkreisen nicht seltenen Auffassung, die Realien des 
Strafrechts als quantite negligeable zu betrachten. Das Strafrecht müsse 
sich zur Lehre vom Verbrechertum ausgestalten. Namentlich sei 
auch die Gefängniskunde einer der wichtigsten Teile dieser Wissen¬ 
schaft. Auch die Lehre von der Verbrechensverfolgung sei Wissen¬ 
schaft, wie schon Bartolus und Schwarzenberg die Erforschung der In¬ 
dizien als Aufgabe der Wissenschaft behandelt hätten. Es sei die 
Wissenschaft von der richterlichen Überzeugung, von den Methoden, 
diese Überzeugung zu erwerben, und von den Erfordernissen, welche 
bei einem vollständigen Überzeugtsein erfüllt werden müßten. Die 
näheren Einzelheiten gehören allerdings der Technik an, aber einer 
Technik, die für den Strafprozeß von grundlegender Bedeutung sei; 
denn mit dem Moment, wo alles auf die richterliche Überzeugung ge¬ 
stellt werde, müsse di$ Gerechtigkeit mit den Naturwissenschaften ringen, 
um ihnen die Sprache abzugewinnen und sie zu zwingen, uns von der 
Vergangenheit so viel zu erzählen, als wir für die richterliche Überzeu¬ 
gung nötig haben. 

Bd. 65, S. 141: Leo Haber schreibt über „Selbstkorrektur der 
Gedanken als Fehlerquelle der Zeugenaussagen" und Hellwig 
über „die Schundliteratur und ihe Bekämpfung“. 


Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft: 

Bd. 38, S. 872: „Das Arbeitshaus als Sicherungsinaßregel in 
Ungarn“ von Dr. R. Vämbdry. Ein Gesetz vom Jahre 1913 (GA. XXI) 
über die gemeingefährlichen Arbeitsscheuen hat in Ungarn das Arbeits¬ 
haus als Sicherungsmaßregel eingeführt. Auch Schwerverbrecher, deren 
Tat mit einem arbeitsscheuen Lebenswandel zusammenhängt, wurden 
dem Arbeitshause zugewiesen (mit dem Mindestmaße von einem und 
dem Höchstmaße von fünf Jahren). Die Verordnung des Justizministers 
vom 10. Dezember 1916 enthält eine vorläufige Regelung des Vollzugs. 
Grundlage des Vollzugs bildet naturgemäß der Arbeitszwang. Der Ver¬ 
urteilte kann für Staats- oder Privatzwecke auch außerhalb der Anstalt 
beschäftigt werden. Für die Arbeit kann ein Tagelohn von 20 Heller 
bis 1 Kr. gewährt werden. Sehr ausführlich ist in der Verordnung das 
System der Belohnungen geregelt, und zwar auf Grund der in Ungarn 
bisher unbekannten Markenordnung. 1 ) Fleiß und Führung sind monat- 


') Vämbery meint wohl das engl, mark System. Sonderbarerweise findet 
sich in der ganzen deutschen Literatur dies Wort immer mit Markensystem oder 
Markenordnung übersetzt. Von Marken ist bei diesem System in England nie 
die Rede gewesen. Es werden lediglich Einträge (Striche — mark) in die Listen 
gemacht. 
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lieh viermal zu prüfen. Die Einschätzung geschieht durch Erteilung 
von Fleißmarken (0 bis 4). Völlig neu und beachtenswert ist die Be¬ 
stimmung (§ 25), daß der Anstaltsleiter dem Insassen, der bereits sechs 
Monate in der Anstalt verbracht und tadellose Führung bekundet hat, 
monatlich einmal auf drei Stunden Urlaub erteilen kann. In besonders 
berücksichtigenswerten Fällen darf der Beurlaubte die Anstalt in eigener 
Kleidung verlassen, sich jedoch vom Sitze des Arbeitshauses nicht ent¬ 
fernen. Auf Antrag des Anstaltsleiters kann der zu Arbeitshaus Ver¬ 
urteilte nach Ablauf von mindestens einem Jahr bedingt entlassen werden. 
Im Entlassungsbeschluß bestimmt die Aufsichtsbehörde die Aufenthalts¬ 
gemeinde des Entlassenen. Die Entlassung kann durch Gerichts¬ 
beschluß widerrufen werden. In diesem Falle beginnt der Vollzug der 
Maßregel ohne Einrechnung der in Freiheit verbrachten Zeitspanne stets 
von neuem. Somit besteht nötigenfalls die Möglichkeit, die Dauer der 
Sicherungsmaßnahme über das Höchstmaß von fünf Jahren so lange 
zu erstrecken, als es die Sicherheit der Gesellschaft erfordert. 

B.39, S.60: „Ober die Reform der Geldstrafe“ von Dr. J. Werber. 
Verfasser kommt zu folgenden Vorschlägen: Neben Zuchthaus-, Ge¬ 
fängnis- und. Haftstrafe tritt für jeden Werktag der Freiheitsstrafe noch 
die Entziehung eines Einkommensteiles für die Staatskasse. Die Geld¬ 
strafe wird nach Einkornmensteilen bemessen. Der Einkommensteil ist 
der dreihundertste Teil des Einkommens, welches der Bestrafte nach 
Abzug der zum Unterhalt für sich und die in ihrem Unterhalt von ihm 
abhängigen Personen erforderlichen Beträge besitzt. Die zum Unter¬ 
halt erforderlichen Beträge werden jährlich für die verschiedenen vom 
Bundesrat festzustellenden Landesteile von der Verwaltungsbehörde fest¬ 
gesetzt. Der Mindestbetrag der Geldstrafe ist bei Verbrechen und Ver¬ 
gehen fünf Einkommensteile, bei Übertretungen ein Einkommensteil. 
In sämtlichen Reichs- und Landesgesetzen tritt, soweit in solchen Geld¬ 
strafe ausgesprochen ist, an Stelle je einer Mark der bisher angedrohten 
Geldstrafe ein Einkommensteil im Sinne dieses Gesetzes. Für Per¬ 
sonen, welche in häuslicher Gemeinschaft mit einer anderen (Familien¬ 
haupt) leben und kein selbständiges Einkommen nachweisen können, 
hat das Familienhaupt die Strafe vorzulegen. Bei Unbeibringlickeit der 
Geldstrafe erhält der Verurteilte die Aufforderung, an einer von den 
Landesbehörden bestimmten Stelle die Strafe durch Arbeit zu tilgen. 
In diesem Falle hat er Anspruch auf den Teil des Arbeitslohnes, welcher 
zum Unterhalt für ihn und die in ihrem Unterhalt von ihm abhängigen 
Personen erforderlich ist. Wer sich der Tilgung einer Geldstrafe durch 
Verweigerung der auferlegten Arbeitsverpflichtung entzieht, wird mit 
Haft nicht unter vier Wochen bestraft, auch muß Überweisung an die 
Landespolizeibehörde zur Unterbringung in ein Arbeitshaus erfolgen. 

Bd. 39, S. 71: „Zum Kampf gegen Bettel, Landstreicherei und 
Prostitution“ von Lilienthal. Die Schrift vop Alfred Bozi, „Soziale 
Rechtseinrichtungen in Bielefeld“ (Stuttgart, Ferdinand Enke 1917), be¬ 
sprechend, empfiehlt v. Lilienthal, die Einweisung ins Arbeitshaus künftig 
durch Unterbringung in Arbeiterkolonien zu ersetzen. Dazu bedarf es 
keiner neuen Gesetzgebung, sondern nur einer geeigneten Ausdehnung 
des bedingten Straferlasses. Dem Amtsgericht in Bielefeld, d. h. den 
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Bemühungen Alfred Bozis, ist es gelungen, den geeigneten Weg zu 
finden. Sobald ein Bettler oder Landstreicher dem Amtsgericht vor¬ 
geführt wird, wird in allen geeigneten Fällen auf Überweisung an die 
Landespolizeibehörde erkannt. Diese aber hat sich allgemein mit der 
Aussetzung der Überweisung in das Arbeitshaus unter der Voraussetzung 
einverstanden erklärt, daß der Bettler oder Landstreicher freiwillig eine 
Arbeiterkolonie aufsucht. Ein Erlaß des preuß. Ministers des Innern 
empfiehlt dies Verfahren den Landespolizeibehörden zur Nachahmung*. 
Der Zentralvorstand deutscher Arbeiterkolonien ist von dieser Anord¬ 
nung verständigt und ersucht worden, bei den Untergebrachten während 
ihres Aufenthaltes in den Kolonien das erforderliche Material zu sam¬ 
meln und ein psychiatrisches Gutachten herbeizuführen, daß der be¬ 
treffende Wanderarme wegen Geistesschwäche seine Angelegenheiten 
nicht zu besorgen vermag. Das Material und Gutachten soll alsdann 
der Staatsanwaltschaft zur Herbeiführung der Entmündigung vorgelegt 
werden. Auch für Prostituierte läßt sich ein ähnliches Verfahren ein¬ 
führen. Man hat auch das in Bielefeld versucht. Die Aufgabe besteht 
darin, über alle nicht nur prostituierten, sondern auch nur sittlich ge¬ 
fährdeten Mädchen zu wachen, sie zu freiwilliger Unterwerfung unter 
eine Schutzaufsicht zu veranlassen und, wenn es trotzdem zu einer 
Verurteilung kommen muß, darüber ein Gutachten abzugeben, ob bei 
der nunmehr möglichen Überweisung an die Landespolizeibehörde die 
Festsetzung einer Nachhaft durch andere Maßregeln ersetzt werden 
könne (freiwillige Unterstellung unter Schutzaufsicht oder freiwilliger 
Eintritt in eine Kolonie), v. Lilienthal begrüßt diese neue Form der 
Prostitutionsbekämpfung. Ob mit Recht, bleibt abzuwarten. Als der 
weitaus wichtigste und entwicklungsfähigste Gedanke in der zitierten 
Preuß. Min.V.O. erscheint mir die Anordnung, eine Entmündigung der 
Willensschwächen anzustreben. Auf dem Umweg über die Entmündi¬ 
gung könnte man zu ihrer dauernden Internierung gelangen. Dies Ver¬ 
fahren, nicht bloß auf Bettler und Landstreicher, sondern auf die — ja 
auch meist psychopathischen — Gewohnheitsverbrecher angewandt, 
könnte zu einer außerordentlich wirkungsvollen Einrichtung werden. 
Es würde damit auf einem Umweg erreicht, was der australische Habi- 
tual criminal act bezweckt, der nach meinen in Neusüdwales gesammelten 
Erfahrungen sich vorzüglich bewährt hat: Säuberung des Landes vom 
gewersmäßigen Verbrechertum. 

Bd. 39, S. 87: „Briefmarkengeheimschrift“ von Schneickert. 
Durch Abschneiden einzelner Zähnchen am Rand der in möglichst 
großer Zahl zur Frankierung verwendeten Briefmarken wird auf jene 
Buchstaben (auch Wörter) hingewiesen, die aus dem Brief herauszu¬ 
schreiben sind. Setzt man diese Buchstaben oder Wörter zusammen, 
so ergeben sie den geheimen Text. Die Zählung der Lücken im ge¬ 
zahnten Rad beginnt man an der linken untern Ecke der ersten Brief¬ 
marke und geht in der Richtung des sich drehenden Uhrzeigers weiter. 
Die österreichische Postzensur hat praktische Fälle dieser Geheimschrift 
aufgedeckt. 

Bd. 39, S. 88: „ Ein neues Reproduktionsverfahren “ von Schneickert. 
Schneickert weist auf das Verfahren von Dr. Blumenthal hin, von 
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Drucksachen in einfachster Weise, ohne Photographie, direkte seiten¬ 
richtige positive Abzüge herzustellen (D.R.P. 287516). Da Schneickert 
das Verfahren in der Zeitschrift für Strafrechtswissenschaft bespricht, 
vermute ich, daß er an eine Ausbeutung für kriminaltechnische Zwecke 
denkt, wenn er diese Verwendungsmöglichkeit auch nicht ausdrücklich 
erwähnt. Auch ich habe, als vor Jahren erstmals Näheres über das 
Verfahren in die Öffentlichkeit drang, an diese Eventualität gedacht. 
Ich setzte mich damals mit Dr. Blumenthal in Verbindung und stellte 
mit ihm Versuche an (Herstellung von Duplikaten der Fingerabdruck- 
blätter usw.). Aber ich muß leider mitteilen, daß die Experimente zu 
keinem brauchbaren Ergebnis führten. Das Verfahren ist offenbar noch 
verbesserungsbedürftig. 

Bd. 39, S. 88: »Graphometrie“ von Schneickert behandelt das 
bereits bis zum Überdruß debattierte Thema, ob die Langenbruchsche 
»Schriftmessung“ etwas taugt oder nicht. Langenbruch hat seinerzeit, 
bevor er mit seinem Verfahren an die Öffentlichkeit trat, mich ersucht, 
mich gutachtlich zu seiner Idee zu äußern. Ich habe das damals ab¬ 
gelehnt. Und auch heute möchte ich mich in diese so unerquicklich 
gewordene Debatte nicht mischen. 

Bd. 39, S. 95: »Der Züricher Strafprozeßentwurf“ wird von 
Delaquis besprochen (bedingte Verurteilung, Strafregisterwesen). 

Bd. 39, S. 135: »Die Überschätzung des Fingerabdrucks“ von 
Krönig. Landrichter Dr. Krönig, der die Beweiskraft der Daktylo¬ 
skopie noch nicht für genügend erwiesen erachtet, wendet sich gegen 
Ausführungen von Schneickert im „Archiv für Strafrecht und Straf¬ 
prozeß“ und gegen Ausführungen von mir in der „Deutschen Straf¬ 
rechtszeitung“. Es erscheint mir sehr begrüßenswert, wenn zu der 
wichtigen Frage sich auch einmal ein Gegner, oder vielmehr ein Skep¬ 
tiker, zum Wort meldet, vor allem, wenn die Bedenken in so sach¬ 
licher, vornehmer Weise vorgetragen werden, wie dies Krönig tut. 
Schneickert hat bereits im direkten Anschluß an Krönigs Artikel eine 
Erwiderung veröffentlicht. Meine Erwiderung findet sich im vorliegenden 
Heft des „Archivs für Kriminologie“. Hoffentlich trägt die Diskussion 
zur Klärung der Frage bei Und zerstreut die Zweifel Dr. ,Krönigs. Im 
Interesse einer ersprießlichen Weiterarbeit der kriminalpolizeilichen „Er¬ 
kennungsämter“ möchte ich ausdrücklich betonen, daß nach der über¬ 
einstimmenden Ansicht aller Praktiker auf diesem Gebiet (Gerichtsärzte 
kann ich auf diesem Spezialgebiet nicht als Praktiker anerkennen) die 
Beweiskraft der Daktyloskopie nach wie vor als unerschüttert zu gel¬ 
ten hat. 

Bd. 39, S. 171: Über das „Strafverfahren gegen Jugendliche“ 
bringt von Liszt verschiedene Notizen (Entwurf eines Notgesetzes 
betr. das Strafverfahren gegen Jugendliche, Hochschulsonderkurs für 
Jugendgerichtsbarkeit, Tätigkeit des Ausschusses für Jugendgerichte und 
Jugendgerichtshilfen, Grundsätze und Winke für Helfer der Berliner 
Jugendgerichtshilfe, eine Schwurgerichtsverhandlung gegen zwei fünf¬ 
zehnjährige Jungen). 

Bd. 39, S. 186: »Verbrecherhandschriften“ von Schneickert. 
Schneickert bespricht den auf Verbrecherhandschriften bezüglichen Teil 
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des Büchleins „Die Handschriftenbeurteilung von Schneidemühl“ (Leipzig 
1916). Er gelangt zu einem ähnlichen ablehnenden Standpunkt wie 
Prof. Dück in seiner Rezension, die im vorliegenden Heft des „Archivs 
für Kriminologie“ erscheint. Auch ich bin mit Schneickert der Mei¬ 
nung, daß die Behauptungen Schneidemühls etwas voreilig sind, der 
aus bestimmten Schriftformen herauslesen will, welche Verbrechens¬ 
spezialität der Schreiber kultiviert. Das Handschriftenmaterial, das den 
Schneidemühlschen Untersuchungen als Grundlage diente, habe ich 
seinerzeit Herrn Prof. Schneidemühl mit Genehmigung des Herrn 
Polizeipräsidenten Köttig zur Verfügung gestellt und ausgewählt. Trotz¬ 
dem ich so zur Entstehung der Schrift etwas mit beigetragen habe, 
bin ich mit ihren Resultaten nicht ganz einverstanden. 

Bd. 39, S. 188: „Kinomatographische Steckbriefe“ von Schneickert. 
Um den vielleicht irreführenden Artikel richtig zu stellen-, sei erwähnt, 
daß Schneickert nicht kinomatographische Steckbriefbilder meint (auch 
solche sind schon allen Ernstes vorgeschlagen worden. Ich erinnere 
mich an eine Broschüre der Pariser Advokatin Dyvrande). Schneickert 
bespricht nur die Vorführung von Verbrecherlichtbildern in Kinomato¬ 
graphentheatern während der Pausen. Ergänzend zu Schneickerts Notiz 
kann ich mitteilen, daß die Münchner Polizei erst kürzlich wieder die 
Photographie des steckbrieflich verfolgten Anton Christoph auf diese 
Weise einer breiten Öffentlichkeit vor Augen führte. Die Polizei lieferte 
die Glasdiapositive und konnte der Nachfrage kaum genügen. Selbst 
auswärtige Theater baten um Zusendung eines Diapositivs, wie mir 
Oberregierungsrat Ramer, der Chef der Münchner Kriminalpolizei, mit¬ 
zuteilen die Güte hatten. 

Bd. 39, S. 188: „Künstliche Irisfärbung“ von Schneickert. 
Gelegentlich der Verhaftung der Melsunger Mörder tauchte die Ver¬ 
mutung auf, die mitbeschuldigte Frau K. habe auf künstlichem Wege 
ihre blauen Augen „schwarz und stechend“ gemacht. Es wäre denk¬ 
bar, daß zum Zweck der Signalementsfälschung die Pupille 
künstlich vergrößert würde (Atropin, Belladonna). 

Bd. 39, S. 189: „Polizeischule in Altona.“ Nach Mitteilungen 
von Oberpolizeiinspektor Weiß im „Altooaer Stadtkalender für 1918“ 
wurde in Altona am 8. Januar 1914 eine Vorbereitungsschule für (kom¬ 
munale) Polizeiwachtmeister eingerichtet. 

Bd.39, S. 190: „Die Strafanstalt Hadra bei Alexandrien“ (Ägypten) 
von Delaquis mit interessanten Angaben über Gefängnisarbeit. 

Bd. 39, S. 194: „Der neue dänische Strafgesetzentwurf.“ Fr. Rü- 
dinger (Strafgerichtsrat in Kopenhagen) bespricht den allgemeinen Teil 
des vom Kopenhagener Universitätsprofessor Carl Torp helgestellten 
Entwurfs. Uns interessiert hier vor allem das Kapitel 6 über die Strafen. 
Personen unter 18 Jahren sollen stets und Personen unter 23 Jahren 
sollen in der Regel die Strafe in besonderen Jugendgefängnissen ver¬ 
büßen, mit relativ unbestimmter Strafdauer. Das progressive System 
ist bei Arbeitsgefängnis von über sechs Monaten angeordnet. Torp 
erstrebt sodann eine erweiterte Verwendung von Geldstrafen. Hierauf 
zielen die Bestimmungen des Entwurfs ab, welche' anordnen, daß die 
Geldstrafen nach den Einnahmen des Übertreters (nicht unter der Ein- 
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nähme eines Tages und nicht Ober die Einnahmen von 90 Tagen hin¬ 
aus) festzusetzen seien, dann das Bestreben des Entwurfs, bei Geld¬ 
strafe abschlagsweise Zahlung zuzulassen. Das größte Interesse erwecken 
die Bestimmungen des Entwurfes über Verwahrung der Verbrecher. Für 
die gemeingefährlichen, chronischen, von Strafe nicht beeinflußbaren 
Verbrecher sieht der Entwurf Unterbringung in eine Verwahrungsanstalt 
(§ 54) vor, falls der Täter schon dreimal wegen Verbrechen, die er nach 
dem vollendeten-21. Jahre begangen, mit Arbeitsgefängnis von insge¬ 
samt wenigstens vier Jahren bestraft oder früher dem § 54 zufolge zur 
Verwahrung verurteilt worden ist, binnen drei Jahren nach seiner letzten 
endgültigen Entlassung sich aufs neue der Strafe von Arbeitsgefängnis 
schuldig macht und die vorliegenden Umstände ihn dabei als einen für 
die Rechtssicherheit gefährlichen gewerbs- oder gewohnheitsmäßigen 
Verbrecher kennzeichnen. Die Entlassung, die regelmäßig nur probe¬ 
weise erfolgt, kann frühestens nach Ablauf einer im Urteile festgesetzten 
Zeit (deren Länge der Strafe entsprechen soll, an deren Stelle die Ver¬ 
wahrung stattfindet), soll aber spätestens zehn Jahre nach Ablauf dieser 
Zeit stattfinden. 

Bd. 39, S. 255: „Eugenik und Strafrecht“ von v. Lilienthal. 
Verfasser behandelt die kriminalanthropologisch wichtige Frage der 
Unfruchtbarmachung von Verbrechern. Er lehnt vom straf¬ 
rechtlichen Standpunkt aus die Unfruchtbarmachung sowohl als Strafe 
wie als Sicherungsmaßregel ab. Ebenso die Sterilisation von geistig 
und körperlich (z. B - . Geschlechts-) Kranken. Sodann erörtert er die 
Frage, ob der Staat die Unfruchtbarmachung, wenn £r sie nicht selbst 
anordnen will, geschehen lassen oder verbieten und bestrafen soll. 
Unfruchtbarmachung gegen den Willen der Betroffenen sei zweifellos 
zu verbieten und zu bestrafen. Aber auch die Unfruchtbarmachung 
des Einwilligenden sei außer zu unmittelbaren Heilzwecken einstweilen 
strafbar. 

Bd. 39, S. 276: „Strafrechtliche Kriegsziele“ von Ernst Dela- 
quis. Verfasser will das Strafrecht in Mitteleuropa nur insoweit ver¬ 
einheitlicht wissen, als der Kampf gegen das internationale Ver¬ 
brechertum dies unbedingt nötig macht. Des weiteren erörtert er 
das Steigen der Kriminalität im Krieg und bezieht sich dabei 
auf die nach dem „deutsch-französischen Krieg“ erschienene Broschüre 
des Pastors Stursberg: „Die Zunahme der Vergehen und Verbrechen“ 
(eine Arbeit, die meines Erachtens zu ganz falschen Resultaten gelangt, 
weil sie zum Auspangspunkt der Statistik die Anfangsmonate des Krieges, 
statt die Zeit vor dem Krieg nimmt). Als Kampfmittel gegen die 
Kriminalität behandelt Delaquis vor allem die den Schutz der Jugend¬ 
lichen bezweckenden Maßnahmen: Rauchverbot, Sparerlasse, Ein¬ 
schränkung des Kinomatographenbesuchs und Ausrottung der Schund¬ 
literatur. 

Bd. 39, S. 328: „Das erste deutsche Jugendgefängnis“ von Dr. 
Friedrich Preiser behandelt das Jugendgefängnis in Wittlich. 

Bd. 39, S. 355: „Sicherungsmittel gegen Einbruch und Scheck¬ 
fälschung“ und die „Statistik des Berliner Erkennungsdienstes 1917“ 
werden von Dr. Schneickert besprochen, während überden „Jahres- 
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bericht der Zwangserziehungsanstalt *Aarburg, für das Jahr 1916,“ 
und die „Schweizer Kriminalstatistik, 1909—11,“ von*Delaquis 
referiert wird. 

Bd. 39, S. 459: Schmidt und Hippel befassen sich mit der 
„Vereinheitlichung des Gefängniswesens in Preußen“. Der erstere 
befürchtet für Preußen abermals einen Dualismus, wenn das neue Straf¬ 
gesetz eine Reihe „sichernde Maßnahmen“ bringt, deren Vollzug nach 
seiner Meinung unmöglich der Justizverwaltung überlassen werden kann. 
Hippel ist für strikte Vereinheitlichung und will nicht nur den Vollzug 
der sichernden Maßnahmen, sondern auch den der Haftstrafen auf Grund 
polizeilicher Strafverfügungen der Justizverwaltung überlassen. Meines 
Erachtens verdient die Auffassung Schmidts den'Vorzug. 

Bd. 39, S. 477: Delaquis referiert über „Jugendstrafrecht und 
Rehabilitation in Österreich,“ Hellwig über „Kriegskriminalität der 
Jugendlichen in Österreich.“ 


Deutsche Strafrechtszeitung: 

4. Jahrg., S. 251: „Fürsorgeerziehung und Politik“, v. Lilien¬ 
thal warnt, die Fürsorgeerziehung als Maßnahme gegen politisch Miß¬ 
liebige zu gebrauchen, wobei er von dem Kammergerichtsbeschluß vom 
27. 4. 1917 ausgeht, der die Anordnung der Fürsorgeerziehung über 
einen 17jährigen sozialistischen Arbeiter betraf. 

4. Jahrg. S. 254: „Die Organisation der Polizei in Ungarn“ wird 
von dem Budapester Bezirkshauptmann Dr. Dorning ausführlich dar¬ 
gestellt. Der Aufsatz, von dem ich vermute, daß er auf eine Anregung 
der Polizeigruppe der Waffenbrüderlichen Vereinigung zurückzuführen 
ist, beschäftigt sich mit der Polizei in Stadt und Land, mit Kommunal- 
und Staatspolizei und Gendarmerie, mit der Polizeigerichtsbarkeit und 
insbesondere mit den einschlägigen Verhältnissen in Budapest (Sicher- 
heits-, Kriminal-, Sitten-, Straßen-, Theaterpolizei usw.). Auch das 
Arbeitsfeld des Landeskriminalevidenzbureaus (Landeserkennungsdienst) 
und seine Stellung im Behördenorganismus wird eingehend dargelegt. 
Ergänzend zu den Ausführungen des Aufsatzes möchte ich auf eine Tat¬ 
sache hinweisen, die vielleicht für unsere Leser besonders interessant 
ist, die wenigstens mir beim Studium der Budapester Polizeiverhältnisse 
besonders auffiel: die Budapester Kriminalpolizei zählt, wenn ich mich 
recht erinnere, ca. 50 juristische Beamte, beschäftigt also 10- bis 20 mal 
so viel Juristen als derartige Institute in Deutschland. Man ersieht dar¬ 
aus, daß in Budapest jene Arbeit, die bei uns der Staatsanwalt und 
Untersuchungsrichter besorgt, hauptsächlich dem Polizeibeamten anver¬ 
traut ist. Ein Zustand, der meines Erachtens der Aufklärung der Straf¬ 
taten, vor allem der Verbrechen Gewerbsmäßiger, nur förderlich ist. 

4. Jahrg. S/271: „Kriegskriminalität“ von Hilda Rosenbaum. 
S. 268: „Über den Schutz der Jugendlichen vor homosexueller Ver- 
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führung“ von Dr. Ko pp. S. 288: „Die Jugendgerichte Ungarns im 
Krieg“ von Plesch (enthält Zahlenmaterial). 

4. Jahrg. S. 323: Gefängnisdirektor Göbel sucht nachzuweisen, 
daß der „Strafvollzug eine Sache der Justizverwaltung“ und nicht 
der inneren Verwaltung ist. Fraglich, ob alle seine Gründe stich¬ 
haltig sind. 

4. Jahrg. S. 336: „Polizei und Postgeheimnis.“ Oberstlandesgerichts¬ 
rat Dr. Schierlinger kommt zu dem Ergebnis, daß dem Polizei¬ 
beamten lediglich die nach § 99 St.P.O. zu begründende Erwirkung 
einer staatsanwaltschaftlichen oder richterlichen Beschlagnahme zusteht. 
Inwieweit darf der Polizeibeamte diese Beschlagnahme vorbereiten? 
Wichtig ist hierfür in Ermittlungsfällen das Auskunftsbegehren bei öffent¬ 
lichen Behörden (§ 159 St.P.O.). Nach Schierlinger können die Aus¬ 
kunft auch nur die Justizbehörden, nicht aber die Polizeibehörden ver¬ 
langen. Sonach ist es der Polizei schlechthin versagt, bezüglich der 
einer Postanstalt anvertrauten Sendungen irgendwie durch Anfragen oder 
Nachforschungen bei der Post oder gar durch eigenen Zugriff tätig zu 
werden — nicht einmal auf Grund der präventivpolizeilichen Befugnisse. 

4. Jahrg. S. 339: „Armengesetz und Trunksuchtsbekämpfung in 
Bayern“ von Rupprecht (Arbeitszwang, Wirtshausverbot). 

4. Jahrg. S. 356: „Feste Wohnung und Fluchtverdacht.“ Dr. 
Goldberger führt aus, daß beim Nichtbesitz einer festen Wohnung 
noch nicht ohne weiteres der Fluchtverdacht gegeben ist (wie die poli¬ 
zeiliche Praxis oft annimmt), sondern daß das peilen einer festen Woh¬ 
nung nur ein psychologisches Indiz für den Fluchtverdacht ist. 

4. Jahrg. S. 361: Zschucke referiert über den Jahresbericht 1916 
des „Erkennungsdienstes der Münchner Polizeidirektion.“ 

4. Jahrg. S. 386: „Kleine Mittel zur Beschleunigung und 
Verbesserung des Vorverfahrens.“ Generalstaatsanwalt Supper 
befürwortet eine Verstärkung des Einflusses der Staatsanwaltschaft 
auf die Führung und Leitung der kriminalpolizeilichen Geschäfte. 
Auch die vortrefflichsten Protokolle über die durch die Organe des 
Polizei- oder Sicherheitsdienstes oder durch den Richter erfolgten 
Vernehmungen können dem Staatsanwalt, der sich über die Erhebung 
•der Anklage oder die Einstellung des Verfahrens schlüssig zu machen 
hat, den bei der persönlichen Vernehmung gewonnenen Eindruck 
nicht ersetzen. Diese Erwägungen haben die im Jahre 1910 mit der 
Beratung des Entwurfs einer Strafprozeßordnung betraute 7. Kom¬ 
mission des Reichstages zur Aufnahme einer Vorschrift bewogen, durch 
welche der Staatsanwaltschaft bei Verbrechen und Vergehen die Selbst¬ 
vornahme wichtiger Ermittlungen zur Pflicht gemacht werden sollte. 
Die alsbaldige allgemeine Durchführung eines solchen bisher nur in 
einzelnen Bundesstaaten eingebürgerten Verfahrens kann nicht dringend 
genug empfohlen werden. Schon die geltende Strafprozeßordnung steht 
auf dem Standpunkt, daß die Kriminalpolizei bei Lösung ihrer Auf¬ 
gabe, strafbare Handlungen und deren Täter zu erforschen (§ 161), über¬ 
all als Organ der Staatsanwaltschaft handelt. Die Fälle, in welchen die 
schleunige Vornahme von Ermittlungshandlungen durch solche Hilfs¬ 
beamten nur dann gewährleistet ist, wenn diese von der Staatsanwalt- 
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schaft unmittelbar damit beauftragt werden, sind keineswegs selten. 
Bedenklich erscheint daher die Rundverfügung des preußischen Justiz¬ 
ministers vom 20. Juni 1883, wonach, von besonderen Ausnahmen ab¬ 
gesehen, auch die den Hilfsbeamten erteilten Aufträge unter der Adresse 
des Vorstandes der Polizeibehörde abgesendet und in der Regel, sogar 
von solchen Aufträgen ganz abgesehen und statt ihrer der Weg des 
Ersuchens an die Polizeibehörde gewählt werden soll, damit diese in 
die Lage versetzt wird, ihrerseits zu bestimmen, wie und durch welchen 
Beamten sie die gewünschte Handlung vornehmen lassen will. Der 
Entwurf der Strafprozeßordnung vom Jahre 1909 stand, wie sich aus 
der Begründung der §§ 162 bis 165 ergibt, auf dem,Standpunkt, daß 
die unmittelbaren Anordnungen und Anfragen der Staatsanwaltschaft an 
die Hilfsbeamten keinen Einschränkungen unterliegen dürfen. Es emp¬ 
fiehlt sich durchaus, dementsprechend schon jetzt zu verfahren, wie 
denn überhaupt eine engere Verbindung der gesamten Kriminalpolizei 
mit der Staatsanwaltschaft und ein unmittelbarer schriftlicher und münd¬ 
licher Verkehr der beiderseitigen Beamten geboten erscheint. Der Staats¬ 
anwalt müß in der Lage sein, alsbald nach Eingang einer Anzeige bei 
der Polizei von ihr Kenntnis zu nehmen und über ihre Behandlung 
Bestimmung zu treffen. — Ich glaube, daß man, wenigstens im Hin¬ 
blick auf die Kriminalpolizei großer Städte, den Ansichten des Ver¬ 
fassers nicht allenthalben zustimmen kann. 

4. Jahrg. S. 402: Kadecka referiert über zwei Gesetzentwürfe der 
österreichischen Regierung über „Fürsorgeerziehung und Jugendstraf¬ 
recht“. 

4. Jahrg. S. 404: E. Wilhelm bespricht in „Beseitigung der 
Zeugungsfähigkeit in rechtlicher Beziehung“ die Zwecke, 
denen die Unfruchtbarmachung dienen kann, sowie ihre Beziehungen 
zum Straf-, Zivil-, Veiwaltungsrecht, zur Sozialpolitik und Rasseshygiene 
und kommt zu dem Resultat, daß vorläufig Kastration und Vasektomie 
lediglich zur Verhütung degenerierten Nachwuchses bei gewissen 
Klassen von Geisteskranken und Verbrechern in öffentlichen An¬ 
stalten „ins Auge zu fassen“ sei. 

4. Jahrg. S. 423: Die Ausführungen von Körber auf S. 203 der 
„Strafrechtszeitung“ über die „Traumanalyse als Hilfsmittel im Straf¬ 
verfahren“ werden von Popp ablehnend kritisiert. 

4. Jahrg. S. 426: Bericht über „die 88. Jahresversammlung der 
Rhein.-Westf. Gefängnisgesellschaft“. 

5. Jahrg. S. 10: Hesse: „Vereinheitlichung der preußischen 
Gefängnisverwaltung“. S. 21: Heindl: „Der Erfinder des Fingef- 
abdruckverfahrens“. S. 40: Polzer: „Gaunerbriefe“. S. 46: „Aus 
dem Jahresbericht des Berliner Erkennungsdienstes“. 

5. Jahrg. S. 66: Hasse: „Organisation der preuß. Gefängnis¬ 
verwaltung“ behandelt unter anderen die Frage der Besetzung der 
Direktorenstellen. S. 77: „Der Entwurf eines Gesetzes zur Bekämpfung 
der Geschlechtskrankheiten“ wird von Campe und Lindenau — von 
ersterem mit viel Skepsis — besprochen. S. 97: Gäbel: „Dezen¬ 
tralisierung der Berliner Kriminalpolizei“. Die durch die Errich¬ 
tung von sechs Polizeibezirksämtern bewirkte Dezentralisierung der 
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Berliner Polizei betrifft auch die Kriminalpolizei. Die Zentrale, der die 
gewerbs- und gewohnheitsmäßigen Verbrechen und die Kapitalverbrechen 
verblieben, wird von Kleinarbeit entlastet. Das Publikum hat den Haupt¬ 
vorteil von der Dezentralisation: es braucht bei Vernehmungen nicht 
mehr den weiten Weg zur Zentrale zu machen. Ein Vorteil ist auch, 
daß die dezentralisierten Kriminalbeamten mehr Ortskenntnisse und 
bessere Fühlung mit der Bevölkerung haben und rascher an den Tat¬ 
ort gelangen können. Diesen unverkennbaren Vorzügen einer dezen¬ 
tralisierten Kriminalpolizei steht aber auch eine Reihe von Nachteilen 
gegenüber, die sich namentlich bei der fachtechnischen Bearbeitung 
fühlbar machen. Schon die dezentralisierte Buchführung kann zu Unzu¬ 
träglichkeiten führen. Man nehme den Fall, daß gegen dieselbe Person 
Strafanzeigen bei verschiedenen Bezirksämtern eingehen. Jedes Bezirks¬ 
amt wird die Nachforschungen aufnehmen, was zu einer Zersplitterung 
der Kriminaltätigkeit führt. Bei der Zentrale würden die Fälle zu¬ 
sammen von einem Beamten bearbeitet werden und in seiner Hand 
würden die Fäden zusammenlaufen. Die Bezirksämter sind aber auch 
fortgesetzt genötigt, die Einrichtungen der-Zentrale in Anspruch zu 
nehmen. Einsichtsnahmen in die Personalakten, in das Verbrecher¬ 
album, in die allgemeinen Nachschlagswerke, in die mannigfachen Re¬ 
gister (Kaschemmen, Verkehrsorte usw.), in die Handschriftensammlung, 
photographische Abteilung, Nachfragen beim Paßbureau und vieles 
andere müssen tagtäglich stattfinden. Diese ganze Arbeit wird durch 
die Dezentralisierung erschwert. Es können dadurch Verzögerungen 
herbeigeführt werden, die die Erreichung des Endziels in Frage* stellen. 
Nicht allein die geschilderten Arbeitserschwerungen sprechen gegen eine 
Übertragung der Kriminalpolizei auf die Polizeibezirksämter, eine De¬ 
zentralisation ist an sich auch jetzt schon ohne die Bezirksämter in 
weit größerem Umfange insoweit vorhanden, als jedes der 98 vor¬ 
handenen Berliner Polizeireviere über die nötige Anzahl von Kriminal¬ 
beamten verfügt. Der Bequemlichkeit des Publikums ist also hinreichend 
Rechnung getragen. Die Erfahrungen der nächsten Zeit werden lehren, 
ob sich die mit der Errichtung der neuen Bezirksämter verbundene 
Dezentralisierung der Kriminalpolizei bewährt. 

5. Jahrg. S. 99: Tenner: „Der Erkennungsdienst der Polizei¬ 
direktion München und die Zigeunerpolizeistelle München" im 
Jahre 1917“. Interessant ist daraus die Mitteilung, daß in weniger als 
fünf Stunden von einem Beamten tadellose Fingerabdrücke von 180 
Personen hergestellt wurden. Also nicht mihr als zwei Minuten für 
eine daktyloskopische Aufnahme! Ein wertvoller weiterer Ausbau des 
Fingerabdruckverfahrens in Bayern wurde dadurch eingeleitet, daß die 
Heil- und Pflegeanstalten ersucht wurden, von den Anstaltsinsassen, 
— und zwar nicht nur, wie in Württemberg, von den gemeingefähr¬ 
lichen Geisteskranken — Fingerabdrücke aufzunehmen. Damit die Samm¬ 
lung nicht unnötig belastet wird, bleiben die Fingerabdruckblätter zu¬ 
nächst bei den Anstalten und werden erst dann eingesendet, wenn 
ein Anstaltsinsasse entwichen ist oder entlassen wird. Bezüglich des 
Zigeunerunwesens konnte dife Zentralstelle keine erhebliche Abnahme 
feststellen. 
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5. Jahrg. S. 111: „Nachrichtensammelstelle über Vermißte und 
unbekannte Tote für das Königreich Preußen". (Kurze Inhaltsangabe 
der preuß. Ministerialverordnung vom 19. 1. 1918, vergl. auch unter 
„Kleineren Mitteilungen“.) 


Der Gerichtssaal: 

Bd. 86, S. 27: „Die wissenschaftliche Bedeutung des neuesten 
schweizerischen Strafgesetzentwurfes“ von Dr. Plazid Meyer von 
Schauensee. Verf. unterzieht den Entwurf einer strengen, ablehnenden 
Kritik. Insbesondere glaubt er, daß eine vernünftig angewendete Rück¬ 
fallsstrafe die' „Sicherungshaft“ überflüssig mache. Das Über¬ 
wiegen des Sicherungssystems über das Strafsystem im Entwurf führe 
zur Zersetzung des ganzen Strafsystems. Wenn man das Strafgesetz¬ 
buch im Sinne Delaquis zu einem Kodex des Verwaltungsrechts mache, 
ebne man den Weg zur Elimination der Vergeltungsstrafe und messe 
der Gerechtigkeit im Staat eine bloß sekundäre Bedeutung bei. Fragen 
des Rechts und der Gerechtigkeit verlangen aber vor allem Klarheit, 
sie ertragen auf die Dauer keinerlei Verquickung mit anderen Maß¬ 
nahmen. 1 ) 

Bd. 86, S. 105: Finger bespricht den Gesetzentwurf zur Be¬ 
kämpfung der Geschlechtskrankheiten vom rein strafrechtlich-dog¬ 
matischen Standpunkt. 


Österreichische Zeitschrift für Strafrecht: 

8. Jahrg. S. 1: Graf Glei spach behandelt in längeren Ausführungen 
„Die Regierungsvorlage über das Jugendstrafrecht“. S. 25: Lenz: 
„Das Strafverfahren und der Strafvollzug bei Jugendlichen“ und an 
diese beiden Aufsätze schließt sich ein Referat „Die Diskussion über 
das Jugendstrafrecht in der Wiener Juristischen Gesellschaft“ von 
Löffler. 

8. Jahrg. S. 71: „Experimentelle Psychologie und Strafrechts¬ 
pflege“. A schaf ffenburg erwähnt die verschiedenen Verhörsmethoden, 
die von Experimentalpsychologen zur Verwendung in Ermittlungsver¬ 
fahren vorgeschlagen wurden. Eingehender wird die sogen. „Tatbestands¬ 
diagnostik“ von Wertheimer und Klein (mit berechtigtem Skeptizis¬ 
mus) behandelt, die vor Jahren von unserem Archiv aus den Weg in 
die Öffentlichkeit antrat und viele Diskussionen pro und contra erregte. 
Löffler fügt den Aschaffenburgschen Ausführungen noch ein Nach¬ 
wort hinzu. 


*) Eine sehr handliche Ausgabe des Strafgesetzvorentwurfs ist im Verlag 
von Orell Füssli-Zürich erschienen (deutscher und französischer Text, deutsches 
und französisches Sachregister), auf die hier ganz besonders empfehlend hinge¬ 
wiesen sei. 
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Büniigyi Szemle: 

Bd. 6, S. 116 u. 142: Dr. Elemer Karman: „Die Pädagogik der 
Jugendgerichte". S. 156 u. 181: Dr. Bela Szent-Istvany: „Die kri¬ 
minologische Bedeutung der Spielleidenschaft“. S. 169: Dr. Erich 
Heller berichtet über die Kontroverse Krönig-Schneickert-Heindl be¬ 
treffend „Beweiswert der Tatortfingerabdrücke“. S. 246: „Öster¬ 
reichische Gesetzentwürfe über Strafrecht und Rehabilitation der Ju¬ 
gendlichen“. 


Jogtudomanyi Közlöny: 

1917, Nr. 49: Dr. Georg Auer: „Von der allgemeinen Sicher¬ 
heit und ihren Hütern“. Nr. 50: Dr. Rüstern Vämb^ry: „Das Daeil“. 
Josef Sandor: „Budapester Jugendgericht“. 1918, Nr. 3: Dr. Stephan 
Rath-Vegh: „Jugendschutz im Krieg“. Nr. 6: „Das Justizprogramm 
der Regierung“. 

Ügyvgdek Lapja: 

1917, Nr. 49 u. 50: Dr. Alexander Mahler: „Von den Gold¬ 
schmugglern“. 1918, Nr. 1: „Von unserer allgemeinen Sicherheit“. 
Nr. 4: Dr. Karl Artur Szilagyi: „Der Rechtsschutz der Kriegspfleg¬ 
linge, insbesondere der Kriegswaisen“. 1918, Nr. 5: Dr. Johann 
Darvai: „Die Regeln des Wirkungskreises der Beschlagnahme, Haus¬ 
durchsuchung und Personendurchsuchung“. 


Magyar Jog^let: 

1918, Nr. 1: Dr. Aloys Kartsoke: „Rechtsannäherung im Straf¬ 
recht“. Nr. 6: Ludwig Kovacs: „Die Strafenstatistik des vergangenen 
Jahres im Rahmen des Wirkungskreises der Einzelrichter“. Nr. 7: Felix 
Revay: „Die fprensische Psychologie und ihre Möglichkeiten“. Nr. 9, 
B. s.: „Der Krieg in der Strafjudikatur“. 


Gyermek: 

1917, Nr. 9 u. 10: Elemer Kärmän: „Das Budadester kriminal¬ 
pädagogische Institut“. Dr. Emerich Latkoczy: „Die Kinderwohlfahrt¬ 
vereinigung des Jugendgerichtes“. 


\ 

Gyermekvedelem Lapja: 

1917,-Nr. 10: Emerich Bencze: „Von der Erziehung und regel¬ 
mäßigen Beschäftigung der Kinder“. 


Magyar Tärsadalomtudomänyi Szemle: 

1917, Dec.: J. F. Dempsey: „Verbrechen der Jugendlichen“. 
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Katholikus Gyermekvödelem: 

1917, Nr. 10: Dr. Emericli Latköczy: ,.Die Jugend im Kinder¬ 
schutz“. Emerich Hamar: „Gährende Fragen im Kinderschutz“. 

Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht, Revue 
pönale suisse: 

30. Jahrg., S. 311: Thormann bringt eine umfangreiche Abhand¬ 
lung über „Die amtliche Schutzaufsicht im Kanton Bern 1911 bis 
1916“. Er bietet eine Zusammenstellung der Berner Gesetzgebung über 
bedingten Straferlaß und Schutzaufsicht, behandelt die Organisation und 
die Resultate der Schutzaufsicht und schließlich Zukunftsprobleme im 
Hinblick auf den Schweizer Strafgesetzentwurf. Er warnt (m. E. zu 
weitgehend) vor polizeilicher Einmischung, der Schutzaufsichtler dürfte 
keinesfalls mit Polizeiorganen in Berührung kommen. 

30. Jahrg., S. 354: v. Speyer veröffentlicht ein „Ärztliches Gut¬ 
achten über den Geisteszustand des Christian Binggeli“, der vier 
Morde beging. Er tritt darin dem im Mordprozeß Binggeli früher er¬ 
statteten Gutachten entgegen. 

30. Jahrg., S. 405 : Referat über „Die 28. Versammlung des 
Schweizerischen Vereins für Straf-, Gefängniswesen und Schutzauf¬ 
sicht“ (insbesondere über die Vorträge von Müller und Gautier, betr. 
Behandlung der Jugendlichen im Schweizer Strafgesetzvorentwurf 1916) 
und über „Die Jahresversammlung der schweizerischen Landesgruppe 
der IKV.“ 

31. Jahrg., S. 1: „Thyrens Präventionstheorie und der schwe¬ 
dische Strafgesetzentwurf“ wird von Stooss einer eingehenden Be¬ 
sprechung unterzogen. Der Lunder Strafrechtslehrer Thyren, der be¬ 
kanntlich im Aufträge der schwedischen Regierung den Entwurf zu 
einem Strafgesetz ausgearbeitet hat, veröffentlicht den kriminalpolitischen 
Plan zu seinem Entwurf in dem Werk „Prinzipien einer Strafgesetz¬ 
reform“, von dem der erste Teil „Die soziale Aufgabe der Strafe“ auch 
in deutscher Sprache in Berlin 1910 erschien. 1 ) Nach Thyren muß die 
Prävention vor der Vergeltung kapitulieren, wenn sie eine strengere 
Behandlung erheischen sollte, als mit dem Vergeltungsprinzip verträg¬ 
lich wäre. Trotzdem kommt er zu einer Sonderbehandlung der Jugend¬ 
lichen, Gewohnheitsverbrecher, Trinker, „Faulenzer“ und geistig Ab¬ 
normalen, die nichts anderes als „sichernde Maßnahme“ ist. Bezüglich 
der Gewohnheitsverbrecher im speziellen schlägt er Internierung vor, 
die höchstens 15 oder 20 Jahre, mindestens die Dauer der Rückfalls¬ 
strafe "währen soll. Die Internierung soll in so gelinder Form als mög¬ 
lich erfolgen, was Stooss bemängelt, was aber meines Erachtens sehr 
richtig ist. 


') Neuerdings ist auch ein Abschnitt des „Besonderen Teils* in deutscher 
Sprache publiziert: „Die Verbrechen gegen die körperliche Unversehrtheit“. 
Leipzig, Harrassowitz 1918. Ferner erschien im gleichen Verlag: Thyren: Re¬ 
marques sur la partie generale d’un avant-projet de code p£nal sy^dois. 
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Chemische Zeitschriften. 

Von Dr. Ing. Adolf Markus, kriminalistisches Polizeilaboratorium Dresden. 


Buff, Die Wiederherstellung der Schriftzüge in verkohlten Doku¬ 
menten. 

Bei einer Feuersbrunst wurden die in einem älteren Geldschrank 
eines öffentlichen Bureaus enthaltenen Papiere so gänzlich verkohlt, 
daß eine Entzifferung der darauf befindlichen Schriftzeichen völlig un¬ 
möglich war. Verf. -gelang es, durch Überpinseln der Kohleteilchen 
mit Blutlaugensalz an den von der Tinte herrührenden Stellen Reste von 
Eisenoxyd in Berlinerblau umzuwandeln und auf frisches Papier zu 
übertragen, so daß die Schrift deutlich hervorkam. (Vortrag aus Sitzg. • 
d. Norsk Kemisk Selskap Kristiania, Bericht Chemiker Ztg. 1916, 
S. 596.) 

L. J. Curtmann und P. Daschavsky, Eine Studie über die Silberarseniat- 
probe auf Arsen. 

Die zu prüfende Lösung (ca. 20 cc) wird mit Ammoniak neutrali¬ 
siert, mit starker Salzsäure angesäuert, zum Sieden erhitzt und Arsen 
durch Schwefelwasserstoff gefällt; das Einleiten dieses Gases wird nach 
Verdünnung mit Wasser auf ca. 100 cc wiederholt. Der so entstandene 
Niederschlag wird abfiltriert, in ein Becherglas gebracht und mit Salz¬ 
säure gekocht. Nach abermaliger Filtration wird der Filterrückstand in 
einer Schale mit konzentrierter Salpetersäure oxydiert, die entstandene 
Arsensäure filtriert, das Filtrat auf 2 cc eingeengt und in ein Reagens¬ 
rohr gebracht. Nach Zusatz von 2 cc 5°/uiger Silbernitratlösung und 
1 Tropfen Phenolphtalein wird mit Ammoniak alkalisch gemacht und 
mit Essigsäure neutralisiert. Die Reaktion tritt nach einigen Minuten 
auf und sind so noch 0,5 mg Arsen nachweisbar. (Journ. of Americ. 
Chemical Society 1916, S. 1280.) 

J. Ch. Hibbert, Neuer Arsenbestimmungsapparat. 

Arsen wird in Arsenwasserstoff, übergeführt und wirkt auf ein 
Indikatorpapier, bestehend aus einem mit Sublimat getränkten Filtrier¬ 
papierstreifen, ein. Als Entwicklungsgefäß dient ein Fläschchen mit 
einem eingeschliffenen und durchbohrten Stopfen. In der Bohrung be¬ 
findet sich ein 5 mm weites Glasrohr, das oben in einen Hahntrichter 
endet und mit dem Indikatorpapier verschlossen wird. Die Herstellung 
arsenfreier Chemikalien (Zink und Salzsäure) wird beschrieben. (Journ. 
of the Society of ehern. Industry, London 1916, S. 672.) 

P. Carles, Nachweis des Arsens im offiziellen Natriumsulfat. 

ln einer Flasche werden ca. 100 cc dest. Wasser mit 5 g reiner 
Schwefelsäure und 5 g reinem Zink versetzt und das Fläschchen mit 

Archiv für Kriminologie. 70. Bd. 17 
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einem Hütchen aus dem gleichen Indikatorpapier, wie bei vorstehender 
Methode beschrieben, verschlossen. Durch 3 /4 stündige Einwirkung des 
Gases auf das Hütchen prüft man die Arsenfreiheit der benutzten Chemi¬ 
kalien. War das Hütchen nach dieser Zeit weiß geblieben, so bringt 
man 25 g des zu prüfenden Salzes in die Flasche und stellt nach einiger 
Zeit fest, ob Verfärbung des Papiers eingetreten ist. Gelb- bis Braun¬ 
färbung zeigt Arsen an. Empfindlichkeitsgrenze 1 ,100 mg Arsen in 100 g 
Salz. (Annales de Chimie analytique appliqu£e, .Paris 1916, S. 116.) 

G. Meillere, Industrielle Arsenikvergiftung; Nachweis von Arsenik 

in den Haaren (Haupt- und Barthaar). 

Ganz geringe Mengen Haar genügen schon zum Nachweis (ca. 2 gl, 
da sich Arsenik in den Haaren am besten ansammelt. (Annales de 
Chimie analytique appliquee, Paris 1917, S. 6.) 

H. J. Lemkes, Phosphornachweis nach dem Verfahren von Dusart 

und Blondlot in der Toxilogie. 

Prüft den Verlauf der Reduktion der niederen Phosphorsauerstoff¬ 
verbindungen und angebliche Mängel des Verfahrens von D. und Bl., 
sowie Phosphornachweis in gerichtlichen Fällen. Die Reagentien müssen 
rein sein auch von solchen Stoffen, die die )Vasserstof flamme färben 
können. Die Methode ist sehr empfindlich, wenn auch geringer, als 
Hillger und Nattermann angaben. Man kann für die Absorbtion kleiner 
Mengen Phosphorwasserstoff Silbernitrat benutzen, ohne Verluste be¬ 
fürchten zu müssen. Es wird die Verteilung des Phosphors bei akuter 
Vergiftung erörtert und die Frage, wie lange er nachweisbar ist, des¬ 
gleichen die Möglichkeit, daß sich aus anderen Stoffen durch obiges 
Verfahren nachweisbare Verbindungen bilden. Aus stark phosphor- 
haltigem Gehirn erhielt Verf. niemals solche, die Methode von D. und 
Bl. scheint vorläufig nicht erschüttert zu sein. (Apothekerztg. 1916, S.551). 

O. Tunmann, Der Nachweis des Opiums mit Hilfe des Mekonins 
und der Mekonsäure. 

Bei geringen Opiummengen nur mit mikroskopischen Methoden. 
Folgende haben von der bisher allein zur Verfügung stehenden Eisen¬ 
chloridreaktion bedeutende Vorzüge, sind mit wenigen Milligramm Opium 
oder mit 80—100 Millionstelgramm Mekonsäure ausführbar; da das 
Silber- und Eisensalz zur Erkennung genügen, kommt man in günstigen 
Fällen bereits mit Bruchteilen eines Milligramms zum Ziel. Auch geben 
sie handliche und dauerhafte Corpora delicti. 

1. mekonsaures Kupfer, mit Kupfersulfat, 2. mekonsaures Silber, 
mit Silbernitrat, 3. mekonsaures Eisen, mit trockenem Eisensulfat, 4. mekon¬ 
saures Pyridin, 5. als Ergänzung Jodreaktion. Bei 1—4 entstehen so¬ 
fort oder nach wenigen Minuten gut ausgebildete Kristalle. (Apothekerztg. 
1918, S. 499—500, 503-504.) 

O. Tunmann, Über mikrochemische Alkaloidfällung mit Chlorzink¬ 
jodlösung. 

Zum Nachweis von Alkaloiden auf mikrochemischem Wege eignen 
sich ihre Jodverbindungen; diese lassen sich nach Verf. aus unreinen 
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Lösungen sehr gut mit Chlorzinkjodlösung hersteilen. Es reagieren 
mit diesen Lösungen: Strychnin, Spartein, die Opiumalkaloide Morphin, 
Papaverin und Codein, ferner Atropin, Hyoscyamin. Andere Alkaloide, 
wie Brucin, Cocain, Chinin, Cinchonin und Nicotin reagieren nicht. 
(Apothekerztg. 1917, S. 76.) 

O. Tunmann, Mikrochemische Sparteinreaktion. 

Als neues Alkaloidreagens gibt Verf. eine Lösung von 1 g Cad¬ 
miumbromid und 2 g Kaliumbromid in 7 g Wasser an. Dieses Reagens 
sowie folgende sind für mikrochemischen Nachweis des Sparteins ver¬ 
wendbar: verdünnte Chromsäure, Chlorzink, Kupferchlorid, Quecksilber¬ 
chlorid, Chlorzinkjod und Jodwasserstoffsäure. (Apotherztg. 1917, S. 100.) 

Erich Liebmann, Ober eine einfache Methode zum Nachweis des 
Kohlenoxyds im Blut und in hämoglobinhaltigen Organen. 

Blut, das mit Leuchtgas geschüttelt wurde, bleibt auf Zusatz von 
Formaldehydlösung auch nach längerer Zeit rot. Gewöhnliches Blut 
dagegen wird durch das gleiche Reagens bald schmutzigbraun gefärbt. 
Ebenso verhält sich Blut von mit Leuchtgas vergifteten Tieren. 
(Apothekerztg. 1917, S. 184.) 

A. Gulterink und W. van Ryn, Ober den Nachweis des Morphins 
in Leichenteilen. 

In den faulenden Leichenteilen eines mit Morphin Vergifteten 
konnte noch 2‘/2 Jahre nach dem Tode dasselbe mit absoluter Sicher¬ 
heit nachgewiesen werden. Es waren aus der Magenwand nur ganz 
kleine Mengen Flüssigkeit zu gewinnen, so daß quantitative Bestim¬ 
mung ausgeschlossen war. Diese Flüssigkeit wurde mit Chloroform 
aufgenommen und mit dem Verdunstungsrest folgende Reaktionen auf¬ 
gestellt: 1. mit Marquisreagenz, 2. mit Eisenchlopd, 3. mit Ferricyan- 
kalium und Eisenchlorid, 4. mit Fröhdes Reagens, 5. mit Jodsäure. 

In dem Verdampfungsrückstand konnten durch Auflösen in Salzsäure 
und Zusatz von Natriumkarbonat mikroskopische Morphinkristalle nach¬ 
gewiesen werden. (Apothekerztg. 1917, S. 203.) 

E. Philippi, Ober den Einflufi von Chinin auf die chemischen und 
physiologischen Eigenschaften des Strychnins. 

Bei Anwesenheit größerer Mengen von Chinin'neben geringeren 
Strychninmengen versagen typische Reaktionen des letzgenannten Alka¬ 
loids; so die Reaktion mit Kaliumbichromat-Schwefelsäure, die mit 
Pikrinsäure und auch die physiologische Wirkung auf den Frosch. 
Chinin muß deshalb vor Prüfung auf Strychnin entfernt werden, was 
durch Ausfällung als weinsaures Salz gelingt. (Schweizer Apotherztg. 
1917, S. 329, Refert., Zeitschr. f. angewandte Chemie 1917, S. 338.) 

G. Anderson, Prüfung der wichtigsten Methoden zum qualitativen 
Nachweis der Blausäure. 

Die bekannte Schönbein-Pagenstechersche Methode mittels Kupfer- 
vitrioI-Guajackharz ist am empfindlichsten, doch nur als Vorprobe taug¬ 
lich, da andere Stoffe täuschen können. Weniger empfindlich ist die 
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Berlinerblau-Probe, unzuverlässig die Prüfung mit Pikrinsäure. Emp¬ 
fehlenswert ist Vorprobe mit Kupfersulfat-Guajackharz verbunden mit 
dem Nachweis der Blausäure als Silbersalz. (Zeitschr. f. analytische 
Chemie 1916, S. 459.) 

A. Cardosa Pereira, Lissabon, Ober die Reinigung der Verdunstungs- 
rflckstände der Äther- und Chloroformauszüge bei dem foren¬ 
sischen Nachweis der Alkaloide. 

Nach Panzer (Zeitschr. f. analytische Chemie 1908, S. 572) gelingt 
es nicht, Gehirn im Fäulniszustand durch die üblichen Reinigungsver¬ 
fahren ganz zu reinigen und soll daher Gehirn bei der forensischen 
Untersuchung auf Alkaloide ausgeschaltet werden. Verf. weist in einer 
vorläufigen Mitteilung darauf hin, daß es ihm gelungen ist, durch Ver¬ 
wendung von Perhydrol-Merck die Äther- und Chloroformauszüge von 
störenden Ptomainen ganz zu befreien, selbst bei Verwendung stark 
verwester Gehirnmassen. Manche Alkaloide werden von Perhydrol ver¬ 
ändert. (Cheinikerztg. 1916, S. 39.) 

P. Lavialle und L. Varenne, Der Nachweis der Blausäure mit Hilfe 
der Ferrisulfocyanatreaktion. 

Verf. geben eine Variation der in der analytischen Chemie üblichen 
Methode an, bei welcher die zu prüfende Lösung mit überschüssigem 
Schwefelammon gekocht und dann auf ganz kleines Volumen einge¬ 
dampft wird. Zu dem so erhaltenen Rückstand werden 9 cc Wasser 
und 10 Tropfen konzentrierte Salzsäure zugesetzt, worauf diese Lösung 
dreimal mit Äther ausgeschüttelt wird. Nach freiwilligem Verdunsten¬ 
lassen des Äthers betupft man den Rückstand mit ganz verdünnter 
Eisenchloridlösung und bringt ihn mittels Äthers in ein Reagenzglas; 
auftretende rotviolette Färbung zeigt schon Spuren (0,000054 g) Blau¬ 
säure an. (Zeitschr. f. analytische Chemie 1917, S. 128.) 

A. Heiduschka und M. Faul, Methoden zum quantitativen Nach¬ 
weis sehr geringer Mengen Morphin auf colorimetrischem 
Wege. 

Als neu wird mitgeteilt, daß durch Ammoniakzusatz die für obige 
Bestimmung angewandte Methode mit Jodsäure noch brauchbarer wird. 
Konzentrationsoptima und Empfindlichkeitsgrenzen werden angegeben 
und das Kolorimeter von Wolff empfohlen. (Archiv der Pharmazie 
1917, S. 172.) 

A. Heiduschka und H. Bauch, Über die Erkennung von Klebstoffen 
auf Briefen. 

Der Nachweis, ob ein Brief unbefugterweise geöffnet und wieder 
verschlossen worden ist, wird durch die Untersuchung des Klebstoffs 
versucht. Material bilden die mit Klebstoff versehenen Papierstückchen, 
die an möglichst unauffälligen Stellen in der Größe von etwa 1 /•> qcm 
herausgeschnitteu werden. Diese werden mit lauwarmem Wasser aus¬ 
gelaugt, worauf die so erhaltene Lösung mit Bleiessig, Jodkaliumlösung 
und Tanninlösung geprüft wird. So lassen sich verschiedene Klebstoffe 
wie Pflanzengummi, Stärkepräparate und tierischer Leim nachweisen. 
{Zeitschr. f. öffentl. Chemie 1916, S. 192.) 
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A. Heiduschka, Ober merkwürdige Vergiftungsverfahren. 

Dr. Wendel berichtet in seinem Artikel „Rumänische Kleie“ 
(Zeitschr. f. öffentliche Chemie, Heft 22) über ein möglicherweise an¬ 
gewendetes Vergiftungsverfahren mit zerkleinerten Teilen einer be¬ 
stimmten Pflanze, ähnlich demjenigen, wie es in Niederländisch-Indien 
die Frauen und Mädchen an ihren treulosen Liebhabern ausüben sollen. 
Es wird erzählt,’ daß sie ihr Haar in äußerst kleine Stückchen schnei¬ 
den und dem Ungetreuen ins Reisgericht mischen. Die Haarteilchen 
sollen sich in Magen und Darm des Menschen einstechen und Ent¬ 
zündungen hervorrufen, die den langsamen aber sicheren Tod zur Folge 
haben. 

Eine Bestätigung dieser Behauptung ist aber bis jetzt noch nicht 
gefunden worden. (Zeitschr. f. öffentliche Chemie 1916, S. 351.) 

Willibald Hanikirsch, Ein Beitrag zur Erkennung von Schrift¬ 
fälschungen. 

Eine Schrift kann durch Radierung unlesbar gemacht worden sein, 
oder die Schrift, d. h. das Papier selbst, ist verloren gegangen. Im 
ersteren Fall muß, um sie wieder aufzufinden, die Schrift mit einer 
freie H 2 SO 1 enthaltenden Tinte geschrieben sein und dürfen vor der 
Radierung nicht mehr als 12 und nach der Radierung höchstens 
4 Wochen vergangen sein. Im zweiten Falle muß das verloren ge¬ 
gangene Papier mit der Schrift längere Zeit auf einem zweiten Papier, 
welches vorhanden ist, gelegen haben. Auch hier sind bestimmte 
Altersgrenzen vorgeschrieben, und zwar: 

höchstes Alter der Schrift vor dem Abdruck 2—3 Wochen, 
das Abdrucken dauert 2—48 Stunden, 

der Abdruck erhält sich 3—6 Wochen. 

Um die radierte Schrift sicher zu finden, wird die betreffende Stelle 
vorsichtig mit einer Lösung von 2 g Silbernitrat in 50 g destilliertem 
Wasser bestrichen, bei 50° getrocknet und dann das Papier dem Sonnen¬ 
lichte ausgesetzt. Bei der Belichtung färbt sich das Papier braun. Die 
Stellen, wo die Schrift gewesen ist, färben sich infolge der Säurespuren, 
welche die Tinte zurückgelassen hat, rascher, so daß die Schrift wieder 
lesbar wird. Eine ständige Beobachtung während der Belichtung ist 
notwendig. Wenn eine radierte Schrift neu überschrieben ist, streicht 
man die Lösung mit einem feinen Pinsel so auf, daß die neue Schrift 
nicht davon berührt wird, da andernfalls um diese Schriftzüge ein dunkler 
Hof entsteht, der die alte Schrift verdeckt. 

Im zweiten Falle, bei dem man das Papier besitzt, auf welchem 
die Schrift längere Zeit gelegen hat, geht man genau so vor und findet 
die Schrift als Spiegelschrift wieder. An der Deutlichkeit, mit welcher 
die Schriftzüge hervortreten, kann man auch das ungefähre Alter der 
Schrift erkennen, ebenso ob einzelne Worte später eingefügt wurden. 
Auch Fingerabdrücke sind auf diese Weise bemerkbar. (Zeitschr. f. 
Untersuchung von Nahrungs- und Genußmittel 1917, S. 74.) 

Referate über 

Medizinische Zeitschriften und Photographische Zeitschriften 
folgen im nächsten Band. 
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Sommer, Robert: „Über Familienähnlichkeit“. XI. Band der Urania- 
Bücherei. Verlag des Volksbildungshauses Wiener Urania 1917. 
Im Buchhandel bei Waldheim-Eberle-Wien und Otto Klemm- 
Leipzig. Preis M. 1.—. 

Die vorliegende Schrift schließt sich an das Buch über «Familien¬ 
forschung und Vererbungslehre“ an. Sie. gibt im ersten Teil eine An¬ 
leitung zur Untersuchung der Familienähnlichkeit, wobei körperliche, 
geistige und seelisch-körperliche Eigenschaften berücksichtigt werden, 
im zweiten Teil eine Darstellung der Beziehungen der Familienähnlich¬ 
keit zur Familienforschung und Rassenlehre. Bei der Durchführung 
ergeben sich im ersten Teil vielfach Beziehungen zur Physiognomik, 
im zweiten zur Vererbungslehre. 

Bei der Anleitung zur Untersuchung der Familienähnlichkeit wird 
zuerst die körperliche Beschaffenheit, und zwar 1. körperliche Systeme, 
2. die verschiedenen Körperteile, 3. morphologische Abnormitäten, 

4. Krankheiten, sodann die geistige Beschaffenheit (Temperamente, Aus¬ 
drucksbewegungen, geistige Eigenschaften) behandelt. Hierbei sind 
vielfache Beziehungen auch zur Kriminal-Anthropologie gegeben. Die 
ganze Darstellung bewegt sich in der Richtung einer praktischen Dia¬ 
gnostik körperlicher und geistiger Eigenschaften. 

Im zweiten Teil „Beziehungen zur Familienforschung und Rassen¬ 
lehre“ werden behandelt: 1. Familienähnlichkeit und Physiognomik, 

2. Ahnentafeln, Abstammungslinien, Stammbäume und Sippschaftstafeln, 

3. die Mendelsche Regel, 4. die Ähnlichkeit der Kinder mit den Eltern, 

5. die Unähnlichkeit der Kinder mit den Eltern, 6. Ahnenverlust und 
Inzucht, 7. Familie, Stamm, Rasse, 8. Familienforschung als Grundlage 
der Rassenlehre. 

Von forensischer Bedeutung sind besonders die Ausführungen über 
Ähnlichkeit und Unähnlichkeit der Kinder und ihrer Eltern. — Das 
Buch schließt mit dem Hinweis auf die Regenerationslehre, zu der der 
Verfasser aus dem Gebiet der pathologischen und kriminellen Familien¬ 
ähnlichkeit gelangt. 

Geheimrat Univ.-Prof. Dr. Sommer, Gießen (Selbstbericht). 
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Schneidemühl G., Dr. phil. Prof. d. vergl. Pathol. an d. *Univ. Kiel: 
„Die Handschriftenbeurteilung“. Eine Einführung in die 
Psychol. d. Handschrift. Aus Natur u. Geisteswelt, 514. Bdchen. 
B. G. Teubner, Leipzig u. Berlin 1916. 

Schneidemühl gliedert den Stoff in zwei Hauptabschnitte: einen 
allgemeinen Teil, in dem er über Geschichtliches, die allgemeinen wissen¬ 
schaftlichen Grundlagen und die Methode der wissenschaftlichen For¬ 
schung, über die Bedeutung und Aufgaben der Lehre von der Hand¬ 
schrift-Beurteilung für die Wissenschaft und für das Leben, endlich mit 
Bezug auf die gerichtlichen Sachverständigen auch von Schriftvergleichung 
spricht. 

In dem besonderen Teil bespricht er: Handschrift der Kinder 
und Eltern, Vererbung der Handschrift, Handschrift jüngerer, älterer, 
männlicher und weiblicher Personen, solche verschiedener Völker und 
Zeiten, Berufshandschrift, Verbrecherhandschrift, endlich noch eine Reihe 
von äußerlichen Eigenarten in Briefen und die Bedeutung einiger Hand¬ 
schrift-Eigentümlichkeiten. Dies alles auf 82 Seiten, wovon noch der 
Raum für 51 Nachbildungen im Text, darunter mehreren ganzseitigen, 
in Abrechnung zu bringen ist. 

An dem Büchlein ist der ungewöhnlich stark hervortretende „Ich-T on“ 
auffällig und in Verbindung damit der Umstand, daß wiederholt aus¬ 
führlich auf das eigene vorher erschienene Werk hingewiesen wird, 
während die übrige Literatur sehr mangelhaft verarbeitet, ja zum aller¬ 
größten Teil gar nicht erwähnt ist. So fehlen, um nur das Allerwichtigste 
verschiedener Seiten des Stoffes zu erwähnen, die Arbeiten von Tardieu, 
Fursac, Köster, Osborn, Reiß, Minovici, Urban und Schneickert; sogar 
das „Archiv für gerichtliche Schriftuntersuchungen und verwandte Gebiete“ 
(Leipzig 1909) ist nicht einmal dem Namen nach erwähnt, ja selbst 
nicht einmal die beiden Bücher von Ludwig Klages. „Die Probleme 
der Graphologie* und „Prinzipien der Charakterologie“ (Leipzig 1910) 
Oder sollten sich am Ende die recht zahlreichen und merkwürdig be¬ 
rührenden Angriffe („hochtönende abstrakt philosophische Betrachtungen, 
wie solche neuerdings als wissenschaftliches Rüstzeug von unwissenden, 
auch akademisch vorgebildeten Dilettanten ausgegeben werden“) auf 
diese beiden Bücher beziehen? Demgegenüber müßte man doch auf 
Herbertz verweisen, der in seiner Kritik darüber zu dem Urteil: „Philo¬ 
sophen und Mitforschern ganz unerläßlich“ kommt. Auch sonst ist das 
Büchlein voller Angriffe auf die „unwissenschaftlichen“ (lies Philosophen 
und Nicht-Physiologen!) Vertreter der Handschrift-Beurteilung. Ob aber 
Schneidemühl mit diesem Büchlein selbst den von ihm geforderten 
„Ausweis über die Wissenschaftlichkeit" erbracht hat, muß angesichts 
dieser Leistung doch bezweifelt werden. Es dürften nicht bloß die 
Vertreter der spekulativen und experimentellen Psychologie sein, welche 
dieses Büchlein als eine arge Entgleisung ansehen und — weil es von 
einem deutschen Hochschulprofessor herrührt — doppelt bedauern! 

Im übrigen muß an dieser Stelle eine Ausführung Schneidemühls 
als irrig bezeichnet werden; er behauptet, „Mischhandschrift“, d. h. wenn 
dasselbe Wort bald mit lateinischen bald mit deutschen Buchstaben 
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geschrieben ist, sei ein Zeichen für eine verbrecherische Anlage! 
Aber solche Mischungen sind in den kaufmännischen Schriften die Regel 
und in erster Linie durch die verschiedene Flüchtigkeit der Schriftzeichen, 
in zweiter durch die Nachahmung fremder Vorlagen (meist unbewußt) 
bedingt. Ganz besonders oft aber kommt diese ,,Mischhandschrift“ 
in — Österreich mit seinen vielen Nationen und verschiedenen Schriften 
vor und die Schneidemühlsche „Statistik“ wäre ganz anders ausgefallen, 
wenn er auch österreichische Unterlagen benutzt hätte; es geht denn doch 
nicht an, den ungewöhnlich vielen Österreichern mit „Mischhandschrift“ 
allen „verbrecherische Anlagen“ zuzuschreiben! Ebensowenig fast allen 
Kaufleuten — trotz ^ler Gottheit Merkur! Professor D fl c k, Innsbruck. 


Dorning, Dr. Heinrich, k.Bezirkshauptmann der Budapester Staatspolizei. 
„Optika a nyomozäs szolgälatäban“. (Die Optik im Dienst 
der Verbrechenserf orschung i. Budapest 19-16. 

Eine kurze und allgemein verständliche, aber keineswegs unwissen¬ 
schaftliche Zusammenstellung der physikalischen Gesetze, auf denen die in 
der Kriminalistik benützten optischen Hilfsmittel beruhen. Die Arbeit ist 
besonders für jene Erkennungsdienstbeamten lesenswert, die aus dem 
Polizeiberuf und nicht aus der naturwissenschaftlichen Fakultät hervor¬ 
gegangen sind. Nur wer die Prinzipien einigermaßen versteht, nach denen 
die Apparate funktionieren, kann aus ihnen alles heraushdlen, was heraus¬ 
zuholen ist. Nur ein theoretisch Unterichteter wird abnorm gelagerten 
Fällen der Praxis gewachsen sein, während der rein handwerksmäßig 
arbeitende Beamte versagt, so oft sich eine noch nicht dagewesene 
technische Schwierigkeit zeigt, was am Tatort eines Verbrechens zu irre¬ 
parablen Unterlassungssünden führen kann. 

Unter anderem behandelt der Verfasser auch die GrundziigederPhoto- 
grammetrie und beschäftigt sich dabei sehr eingehend mit meiner bei Vogel 
in Leipzig erschienenen „Photogrammetrie ohne Spezialkammera“. In 
der abfälligen Beurteilung des Bertillonschen photogrammetrischen Ver¬ 
fahrens stimmt er mit mir überein. Das von mir vorgeschlagene ver¬ 
einfachte Verfahren billigt er, soweit es sich auf die Herstellung von 
Grundrissen bezieht. Dagegen lehnt er mein Verfahren, soweit es die 
rechnerische Feststellung von Maßen aus den Bildern betrifft, als un¬ 
zuverlässig ab. Auf Einzelheiten einzugehen, würde hier zu weit 
führen. Wer sich für die Spezialfrage interessiert, lese die Seiten 41 
u. ff. des ausgezeichneten Werkchens von Dorning nach. 

Regierungsrat Dr. Heindl, Dresden. 


Polzer, W.: „Praktischer Leitfaden für kriminalistische Tatbestands¬ 
aufnahmen“. Wien 1918, im Selbstverlag des Verfassers. 

Daß dieses Büchlein, das auf Wissenschaftlichkeit keinen Anspruch 
erhebt, aber doch überall eine gründliche Kenntnis der einschlägigen 
Wissenschaften verrät, dem Gedenken Prof. Hans Groß gewidmet ist, 
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ist eine Empfehlung, soferne es einer solchen überhaupt noch bedarf. 
Es ist im Geiste des bekannten Kriminalfachmanns gehalten; das be¬ 
zeugt der allgemeine Teil. Wer sich diesen zu eigen gemacht hat, 
kann beruhigt auf den Tatort gehen. Ein unter praktischer Verwertung 
der darin enthaltenen Winke fixierter Tatbestand wird die Freude jedes 
Untersuchungsrichters bilden. Ein nach diesen Anleitungen klargestellter 
Sachverhalt wird die Hälfte der Untersuchung vorausnehmen. Es sei 
hier besonders auf die ausgezeichnete Zusammenstellung der allgemeinen 
Anhaltspunkte zur Eruierung und Überführung des Täters und auf die 
Abschnitte über Skizzierung und Zeichnen hingewiesen. Aber auch der 
besondere Teil, welcher das Verhalten auf dem Tatorte bei einzelnen 
Delikten ins Auge faßt, bietet dem exekutiv tätigen Sicherheitsorgan 
Anregung und Anleitung in reichem Maße. Ein ausführliches Nach¬ 
schlagregister erleichtert den Gebrauch des sehr übersichtlich angelegten 
Behelfes. 

Dr. Hugo Weinberger, k. k. Polizeioberkommissär im Sicherheits¬ 
bureau der Polizeidirektion in Wien. 


Groß, Dr. Hans: „Die Erforschung des Sachverhalts strafbarer 
Handlungen". 4. Auflage. München, G. Schweitzer. 1918. 

Es ist überflüssig, den Lesern des von Groß gegründeten Archivs 
den Inhalt und die Vorzüge des Buches zu erörtern. Es genügt, 
zu bemerken, daß die soeben erschienene, auf 218 Seiten erwei¬ 
terte Auflage dieses im Polizeidienst längt eingebürgerten Leitfadens 
von Hofrat Dr. Erwein Ritter von Höpler, dem Ersten Staatsanwalt in 
Wien, äußert pietätvoll besorgt wurde. Das Buch ist im großen und 
ganzen das alte geblieben. Im „Allgemeinen Teil“ erfuhr es nur einige 
Einschaltungen über das Geständnis und die Vernehmung Jugendlicher. 
Im „Besonderen Teil“ ist der Abschnitt „Kintjermißhandlung“ neu, der 
Abschnitt „Betrug und Fälschung“ erweitert. 

Regierungsrat Dr. Hein dl, Dresden. 


Mayer, Max Ernst: „Der allgemeine Teil des Deutschen Straf¬ 
rechts“. Lehrbuch. Heidelberg, Carl Winter. 1916. 

Ein gedankenreiches Werk, das vielfach wertvolle Anregung gibt 
und an dem keiner, der sich mit strafrechtlichen Problemen ernstlich 
befaßt, achtlos vorübergehen wird, mag er dem Verfasser zustimmen 
oder sich — was freilich nicht selten der Fall sein wird — zu ihm in 
Widerspruch setzen. Aus der Fülle des Gebotenen sei nur einiges be¬ 
sonders Bemerkenswerte hervorgehohen. In der im ersten Buch be¬ 
handelten Lehre vom Strafgesetz unterscheidet Verfasser, treu dem früher 
schon von ihm festgehaltenen Standpunkte, von den Strafrechtssätzen, 
den „abstrakten Befehlen des Staates an die Staatsorgane“, scharf die 
an die Untertanen sich richtenden „Kulturnormen“. . Das weitaus um¬ 
fangreichste zweite Buch hat „Das Verbrechen“ zum Gegenstände 
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Dessen positiven Merkmale erblickt M. in der Tatbestandsmäßigkeit 
(dazu gehören u. a. die Handlung, der Kausalzusammenhang, Einheit 
und Mehrheit des Verbrechens), der Rechtswidrigkeit und der Zurechen¬ 
barkeit (Zurechnungsfähigkeit, Schuld). Diese Merkmale werden unter 
dem Gesamttitel „Strafvoraussetzungen“ erörtert. Entsprechend der eben 
erwähnten Auffassung der Strafgesetze verlangt M, für den Begriff der 
Schuld nicht Bewußtsein der Rechtswidrigkeit, sondern nur, daß der 
Täter gewußt hat oder hätte wissen können, daß er eine durch Kultur¬ 
normen begründete Pflicht verletze, gleichviel ob er diese auch als 
Rechtspflicht erkannte oder nicht. Die Vorsatzlehre gründet sich auf 
die schon früher von M. aufgestellte „Motiventheorie“. An die Dar¬ 
stellung der positiven Verbrechensmerkmale schließt sich die der nega¬ 
tiven Merkmale, nämlich der Strafausschließungsgründe an. Innerhalb 
dieser werden unterschieden „Rechtfertigungsgründe“ und „Entschuldi¬ 
gungsgründe“. Die ersteren sind in drei Gruppen eingeteilt: „Unrechts¬ 
bekämpfung“ (Notwehr, Selbsthilfe), „Wahrung berechtigter Interessen“ 
(wie Verletzung des Einwilligenden, Heilung des Widerstrebenden) und 
„Privilegien“,(darunter Straffreiheit der Parlamentsmitglieder). Die Ent¬ 
schuldigungsgründe umfassen „die Not“, d. i. Notstand und Nötigung, 
und den Irrtum. Sehr eigenartig ist des Verfassers Auffassung von 
Versuch und Teilnahme; er sieht in diesen nicht, wie die herrschende 
Meinung, Erscheinungsformen des Verbrechens, sondern „Strafaus¬ 
dehnungsgründe“, d. h. „Umstände, die die Tatbestandsmäßigkeit eines 
Verhaltens dadurch begründen, daß sie den Merkmalen der einzelnen 
Delikte eine über ihren begrifflichen Umfang hinausgehende Geltung 
beilegen.“ Das dritte Buch handelt von der Strafe, und zwar zunächst 
von den Strafrechtstheorien. M. selbst erachtet zur Rechtfertigung des 
Strafens nur die Idee der Gerechtigkeit für tauglich, für die Gestaltung 
des Strafvollzugs dagegen allein die Idee der Spezialprävention für 
brauchbar. An Zurechnung und Bestrafung muß trotz der Willensun¬ 
freiheit festgehalten werden —, dem Einspruch des Determinismus be¬ 
gegnet Verfasser, wie schon früher, mit der Annahme, wir seien zum 
Indeterminismus determiniert. Die Unterscheidung von Haupt- und 
Nebenstrafen gibt M. auf. Von den sog. Nebenstrafen betrachtet er 
nur die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte als Strafe; alle übrigen 
und dazu die Genugtuungsmittel (Buße, Urteilspublikation) faßt er unter 
dem Begriff „Ergänzung der Strafmittel“ zusammen und nennt sie 
„Sicherungsmittel“. Die Stellung unter Polizeiaufsicht ist ihm ein 
„Muster zweckwidriger Verbrechensbekämpfung“, da sie nur dem Streb¬ 
samen den Weg zur Rechtschaffenheit erschwert; die ganze Maßnahme 
soll gestrichen werden. Die Überweisung an die Landespolizeibehörde 
dagegen wünscht Verfasser nicht nur beibehalten, sondern weiter aus¬ 
gebaut. Im Vorentwurf und noch besser im Gegenentwurf erachtet er 
die in dieser Hinsicht zu stellenden Forderungen der Hauptsache nach 
als erfüllt. — Eine Kritik des Werkes im einzelnen müßte viel weiter 
ausholen, als es der Raum und der Zweck dieses Berichtes gestatten. 

Geheim. Hofrat Prof. Dr. Allfeld, Erlangen. 
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Feuerbach, Anselm, Ritter von, „Merkwürdige Verbrechen in 
aktenmäfiiger Darstellung". München, Georg Müller. O. J. 
(1917). 

Der Münchner Verlag Georg Müller, der in beispielloser Produk¬ 
tivität neuerdings neben der Belletristik sich mit allen denkbaren Ge¬ 
bieten der Literatur befaßt, hat sich jetzt auch der Kriminalistik zuge¬ 
wandt. Er veranstaltete eine von Wilhelm von Scholz besorgte Neuausgabe 
der erstmals im Jahre 1808—1811 erschienenen „Merkwürdigen Kriminal¬ 
rechtsfälle (1828 als erweiterte Auflage unter dem Titel „Aktenmäßige 
Darstellung merkwürdiger Verbrechen“ publiziert). Durch diese Samm¬ 
lung, die den „causes c£l£bres et interessantes“ des Franzosen Gayot 
de Pitaval (Paris 1734 ff.) nachgebildet ist, wurde einer tieferen psy¬ 
chologischen Behandlung solcher Fälle in der deutschen Literatur Bahn 
gebrochen. Während aber die romanhaft zurechtgestutzten und „auf 
Spannung gearbeiteten“ Fälle, die der alte Pitaval seinen schauerdurch¬ 
rieselten Lesern* vorsetzte, nur mit größter Vorsicht als Unterlage kri¬ 
minalpsychologischer Forschung zu verwerten sind, bietet Feuerbach 
dem Kriminalpsychologen solid verarbeitetes wissenschaftliches Material. 
Gleichzeitig ist Feuerbachs Buch für den Polizeipraktiker eine lehrreiche 
Paradigmensammlung des Indizienbeweises (wenn wir auch heute, die 
Feuerbachsche Theorie des Indizienbeweises, die allzu äußerliche Ein¬ 
teilung in indicia antecedentia, concurrentia und subsequentia in seinem 
Lehrbuch § 547 ff. ablehnen). Dankenswert ist die vorzügliche, moderne 
Ausstattung der beiden zusammen 700 Seiten umfassenden Bände, die 
beim Verlag Georg Müller nicht anders zu erwarten war. 

Regierungsrat Dr. Heindl, Dresden. 


La Hem ent, Ave, „Geschichte des Deutschen Gaunertums". Neu¬ 
ausgabe, besorgt von Max Bauer. München, Georg Müller. 
O. J. (1918). 2 Bände. 

Es ist dankbar zu begrüßen, daß der Verlag Müller das berühmte 
Werk einem größeren Publikum wieder zugänglich gemacht hat. Er 
setzt dadurch viele Kriminalisten endlich in den Stand, eine schmerz¬ 
lich empfundene Lücke in ihrem Bücherschrank auszufüllen. Mancher 
hätte diese reiche Quelle kriminalanthropologischer und kriminalistischer 
Belehrung gern als Nachschlagewerk ständig zur Hand gehabt, konnte 
es sich aber nur für kurze Zeit aus öffentlichen Bibliotheken entleihen. 
Denn die erste Auflage war seit Jahrzehnten aus dem Buchhandel ver¬ 
schwunden. Der Inhalt kann als bekannt vorausgesetzt werden und sei 
nur kurz rekapituliert. „Geschichte des Gaunertums“ und „Literatur 
des Gaunertums“ füllen den ersten Band. Der zweite Band ist eine 
unerschöpfliche kriminalanthropologische Fundgrube und gibt Auskunft 
über alle erdenklichen Gaunerpraktiken. Den Schluß dieses Bandes 
bilden einige* Kapitel, die sich mit der Bekämpfung des Gaunertums 
befassen. Die Bearbeitung, die durch den Herausgeber im großen und 
ganzen sehr verständnisvoll vorgenommen wurde, hätte sich vielleicht 
noch mehr ans Original halten sollen. So ist es z. B. unerfindlich. 
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warum bei der Darstellung der Literatur des Gaunertums einige biblio¬ 
graphische Anmerkungen weggeblieben sind, die mir ebenso wichtig 
oder unwichtig wie der Text erscheinen. Auch ist die Disposition der 
Abschnitte, die „Gaunerpraxis“ und „Paralyse des Gaunertums“ in der 
Originalausgabe übersichtlicher. Die Ausstattung durch den Verlag ist 
vorzüglich; an Stelle der wenigen Strichzeichnungen der Erstauflage 
werden zahlreiche geschickt ausgewählte Illustrationen geboten. Schade, 
daß nicht auch ein Sachregister beigefügt wurde. Dies wäre eine wert¬ 
volle Bereicherung gegenüber dem Original gewesen. 

Regierungsrat Dr. Heindl, Dresden. 


Schober, G.: „öffentliche Jugendfürsorge". Breslau, Korn, 1917. 
Aschrott, D. P. F.: „Die Fürsorgeerziehung Minderjähriger“. 

3. Auflage. Berlin Guttentag, 1917. 

Das in vollkommener Neubearbeitung erschienene Buch von Asch¬ 
rott nennt sich bescheiden „Textausgabe mit Einleitung und Erläute¬ 
rungen“, bringt aber neben einem sehr ausführlichen Kommentar des 
(preußischen) Fürsorgeerziehungsgesetzes von fast 200 Seiten und den 
Ausführungsbestimmungen und einschlägigen Ministerialerlassen noch 
eine umfangreiche, den ganzen Fragenkomplex systematisch behandelnde 
Darstellung. Neben der Judikatur wird die in letzter Zeit lawinenhaft 
angeschwollene Literatur dieses Spezialgebietes sorgfältig verwertet und 
ein Einblick in die praktische Durchführung der Fürsorgeerziehung ge¬ 
geben. Der insgesamt 374 Seiten umfassende Band ist somit nicht 
nur eine sehr brauchbare Handausgabe für die mit der Anwendung des 
Gesetzes betrauten Behörden, sondern auch ein wertvolles Informations¬ 
werk für alle kriminalpolitisch interessierten Kreise. — Mit demselben 
Thema befaßt sich die „Öffentliche Jugendfürsorge“ des Geheimen 
Regierungs- und Landesrates und Provinzialkommissar für die Fürsorge¬ 
erziehung in Schlesien, G. Schober. Das Büchlein gibt fünf Vor¬ 
lesungen wieder, die Schober im Fachhochschulkursus für Wirtschaft und 
Verwaltung (Universität Breslau) hielt. Besonders lesenswert ist die 
fünfte dieser Vorlesungen, die die Wirkung des Krieges auf die Für¬ 
sorgeerziehung, auf die Fürsorgezöglinge und auf den Kriegsnachwuchs 
an verwahrlosten Jugendlichen behandelt. 

Regierungsrat Dr. Heindl, Dresden. 


A. Gregor u. Else Voigtländer: „Die Verwahrlosung“. Ihre kli¬ 
nisch-psychologische Bewertung und ihre Bekämpfung. 
Für Pädagogen, Ärzte, Richter.— Berlin, J. Karger. 1918. — 585 S. 

Je 100 männliche und weibliche jugendliche Verwahrloste werden 
in ihrer Eigenart und ihrem Lebensgang dargestellt u«d nach allen 
Richtungen charakterologisch und sozial, natur- und kulturwissenschaft¬ 
lich daraufhin geprüft, was sie für die Verursachung und die Bekämp¬ 
fung der Erscheinung der Verwahrlosung lehren. Daß diese in inniger 
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Beziehung zum Verbrechertum steht, braucht nicht besonders aus¬ 
geführt zu werden, und so wird in der Tat sowohl in ausdrücklichen, 
diese Zusammenhänge beleuchtenden Abbhandlungen wie auch mittel¬ 
bar, durch die auf andere Zusammenhänge zielenden Erörterungen und 
Schilderungen sehr Belangvolles in kriminal-psychologischer wie in 
kriminal-politischer Hinsicht zutage gefördert. Sowohl das Material an 
sich — Jugendliche! —, wie die Gunst seiner Erfahrungs- und Be¬ 
obachtungsbedingungen — Anstalt! —, wie vor allem die Spezial¬ 
erfahrung und Urteilsschärfe der beiden Verfasser — Arzt und Fachpsycho¬ 
login! —, deren Zusammenarbeit und doch wieder Arbeitsteilung sich 
als sehr glücklich erkennen lassen, haben ein Werk von ungewönlichen 
Qualitäten erzeugt, das auch, vielleicht sogar: besonders innerhalb der 
kriminologischen Literatur auf vorgeschobenem Posten steht. 

Dr. Max Marcuse, Berlin. 


Dr. E. von Kärmän: „Ein kriminalpädagogisches Institut“. Langen¬ 
salza 1917. (Heft 136 der „Beiträge zur Kinderforschung und 
Heilerziehung“. Preis 80 Pfg., 41 Seiten. 

Wie Kärmän in dem Werkchen ausführt, beabsichtigt das Kriminal- 
pädagogische Institut in Budapest (vo/läufig ein Privatinstitut des dor¬ 
tigen Fürsorgevereins) „die Praxis des Jugendgerichts und der daneben 
wirkenden Jugendgerichtshilfe auf die wissenschaftlichen Grundlagen der 
modernen kriminalistischen und pädagogischen Forschungen zu stellen.“ 
Es will verhindern, daß die Behandlung der verwahrlosten und ver¬ 
brecherischen Jugend allzu sehr ins Fahrwasser der Wohltätigkeitsge¬ 
sellschaften gerät, die der Kriminalität nicht ernst genug entgegentreten. 
Was die pädagogische Seite betrifft, so pflegt Kärmäns Institut die 
Lehren Pestalozzis und Herbarts, in kriminalistischer Beziehung bekennt 
es sich zu Hans Groß. Kärmän sagt: „Die Großsche Lehre verlangt, 
daß im Gegensätze zur heutigen Strafprozeßpraxis, welche alle Ergeb¬ 
nisse des Strafverfahrens von der formellen Hauptverhandlung erwartet, 
das Hauptgewicht des Strafverfahrens auf ein exaktes, mit den Mitteln 
der modernen Kriminalistik geführten Vorbereitungsverfahren zu legen 
ist und welches den kriminalistisch und psychologisch ausgebildeten 
Untersuchungsrichter für den Typus des echten Kriminalisten hält. 
Durch eingehende Versuche ist es mir gelungen, dieses Prinzip im 
Rahmen des geltenden ungarischen Jugendstrafprozeßrechtes bei dem 
von mir geführten Jugendgerichte durchzuführen und das Verfahren so 
einzurichte», daß — ausgenommen die sehr seltenen Fälle, wo auf eine 
Gefängnisstrafe erkannt wird — nur eine Voruntersuchung stattfindet, 
und gleich nach Beendigung derselben ohne formelle Prozeßhandlungen 
sofort die Endverfügung folgt, und daß selbst in den Fällen, wo auf 
eine Gefängnisstrafe erkannt wird, die formelle Verhandlung sofort der 
Untersuchung nachfolgt, aber in allen Fällen die eigentlich eingehende 
Arbeit der Voruntersuchung zufällt; alle meine Erfahrungen bestätigen 
es, daß man im Strafverfahren überhaupt, aber unbedingt in dem Ver- 
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fahren der Jugendgerichte nur durch die Anwendung des Großschen 
Prinzips psychologisch Vorgehen kann.“ 

Das Institut besteht aus zwei Abteilungen: 

1. der „praktischen Abteilung“: a) allgemeine Fürsorge, b) Jugend¬ 
gerichtshilfe im Vorbereitungsverfahren, c) Schutzvorrichtungen 
während des Gerichtsverfahrens, und zwar Beobachtungsheirr* 
und Werkstatt, d) Erziehungsaufsicht nach dem Gerichtsver- 
verfahren, 

2. der „theoretischen Abteilung“ in Anlehnung an das Großsche 
kriminalistische Universittätsinstitut zusammengesetzt aus: a) Hand¬ 
bibliothek, b) Vorträgen, c) Laboratorium für psychologsche 
Experimente, wie Intelligenzprüfungen und Assiziationsprüfungen, 
d) kriminal-pädagogischem Museum. 

Regierungsrat Dr. Heindl, Dresden. 


Universitätsprofessor Dr. H. Kisch: „Die sexuelle Untreue der Frau, 
zweiter Teil: „Das feile Weib, eine sozlalmedizinische Studie“. 
(A. Marcus & E. Weber Verlag, Bonn 1917.) 

Der erste Teil dieses Werkes ist in Band 68 dieses Archivs, 
Seite 304, von mir besprochen worden. In diesem ersten Teil behandelt 
der Verfasser den Werdegang ?ter weiblichen Geschlechtsuntreue auf 
dem Gebiet der Ehe und den Zusammenhang des Ehebruchs mit der 
angeborenen Keimanlage der Frau, mit der Beschaffenheit des heim¬ 
ständigen Bodens und der Eigentümlichkeit der erworbenen Umwelt. 
Die subjektive Färbung der wissenschaftlichen Darlegungen des ersten 
Teiles tritt in diesem zweiten Bande ungleich schärfer hervor. Was Pro¬ 
fessor Kisch über das feile Weib darlegt, ist gewiß die Äußerung eines 
tiefgebildeten, namentlich literarisch außergewöhnlich belesenen Mannes, 
kann aber wissenschaftlich doch keinen über den Rahmen einer in den 
äußersten Umrissen sich bewegenden Studie hinausgehenden Wert 
beanspruchen. Die neueren Forschungen über das so überaus wichtige 
Thema der Prostitution, insbesondere das für die neueste Zeit grund¬ 
legende Werk von Dr. Bloch, dessen zweiter Teil leider immer noch 
durch den Krieg verzögert ist, lassen den Abstand zu den mehr feuillte- 
tonistisch gehaltenen Ausführungen des Verfassers mitunter grell hervor¬ 
treten. Auch die einzelnen Beispiele, die der Verfasser über die Er¬ 
scheinung der Prostitution bringt, lassen den Zusammenhang mit den 
wissenschaftlichen Forschungen häufig vermissen und erheben sich nicht 
beträchtlich über die mitunter so flachen Darlegungen, die^vom Stand¬ 
punkt der landläufigen Moral in Zeitungen und Zeitschriften immer 
wieder zutage treten. Wenn Verfasser auf Seite 180 den Ausspruch 
Nietzsches: „Du gehst zum Weibe, vergiß die Peitsche nicht“ mit der 
Prostitution in Verbindung bringen will, so verkennt er nicht bloß den 
viel tieferen Zusammenhang des Nietzschen Wortes, sondern auch voll¬ 
ständig das Wesen seines Problems. Durchaus unrichtig ist es auch, 
wenn der Verfasser auf Seite 201 der Meinung Ausdruck gibt, „daß die 
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sHtliche Verkommenheit der sexuellen Lebensgewohnheiten der Gegen¬ 
wart weit tiefer stünde, als die so sehr verrufene Unsittlichkeit des 
Mittelalters mit der derben Liebeslust der Ehefrauen und mit dem Ge¬ 
triebe der Frauenhäuser und in den Badestuben“. Gerade Bloch hat 
in seinem grundlegenden Buch darauf hingewiesen, daß die gesamte 
■moderne Organisation und Differenzierung der Prostitution aus dem 
■■Altertum stammt und daß die Stellung des mittelalterlichen und mo¬ 
dernen Staates auf jenen Erfahrungen heute noch beruht. Er hat weiter 
nachgewiesen, daß die noch heute geltende Sexualethik mit ihrem Sy¬ 
stem der doppelten Moral das notwendige Produkt der staatlichen 
Reglementierung und der auf diesem Gebiet auch heute noch maß¬ 
gebenden, aus dem Altertum stammenden Sklaverei ist. Mit diesem 
System der doppelten Moral, mit den Forderungen der Einehe und der 
sexaellen Treue, die Kisch auf Seite 200 aufstellt, ist für das eminent 
wichtige Gebiet ebensowenig etwas gesagt, als wenn er am Schlüsse 
die drakonische Forderung stellt: „Jede Dirne muß im Interesse der 
öffentlichen Moral und der Volksgesundheit ihre uneingeschränkte Frei¬ 
heit verlieren, sie muß überwacht, untersucht und die von ihr aus¬ 
gehende Infektion verhütet werden. Dem durch Not in den Sumpf 
geratenen Weibe soll Staat und Gesellschaft die Möglichkeit bieten, 
wieder ehrlich zu werden, um in den geheiligten Kreis freien sittlichen 
Menschentums zurückzukehren.“ 

Wenn nur dieses sogenannte freie sittliche Menschentum sich so 
leicht reglementieren ließe, wie die Prostitution! 

Der zweite Teil der Kischschen Arbeit bietet mannigfache Anre¬ 
gung, ist das Ergebnis eines ehrlichen Strebens und einer außergewöhn¬ 
lichen Belesenheit, dagegen kaum geeignet, der wissenschaftlichen For¬ 
schung über Prostitution einen beachtenswerten Anhalt zu geben. 

Geh. Justizrat Dr. Horch, Mainz. 


K- v. Lilienthal: „Künstliche Fehlgeburt und künstliche Unfrucht¬ 
barkeit vom Standpunkt des Rechtes". — S. A. aus Placzeks 
Handbuch: „Künstliche Fehlgeburt und künstliche Unfrucht¬ 
barkeit, ihre Indikationen, Technik und Rechtslage". — Leipzig 
(Georg Thieme), 1918. 

Die besondere Stellung der ärztlichen Eingriffe — ihre unter regel¬ 
mäßigen Voraussetzungen anerkannte Straflosigkeit trotz ihres Wesens 
einer „Körperverletzung“ — stützt sich weder auf ein „Gewohnheits¬ 
recht“ oder „Berufsrecht“ des Arztes noch auf ein „Recht über sich 
selbst“ des Patienten, sondern auf den Heilzweck der Handlung, die, 
wenn sie nicht rechtswidrig sein soll, allerdings der Einwilligung 
des Kranken bedarf. Die künstliche Fehlgeburt stellt objektiv 
nicht nur eine „Körperverletzung“, sondern sogar eine „Abtreibung“ dar. 
Ihre Herbeiführung durch den Arzt läßt diesen nur dann straflos, wenn 
auch bei ihr Motiv und Ausführung ausschließlich jenem „Heilzweck“ 
entsprechen, d. h. der Arzt darf nur aus medizinischen Indikationen im 
strengsten Wortsinn die Schwangerschaft unterbrechen.- Eine Erweite- 
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rung des ärztlichen Rechts namentlich auch auf soziale und wirtschaft¬ 
liche Indikationen scheitere „an der Unmöglichkeit der steten Abgren¬ 
zung des Erlaubten und Unerlaubten“. „Die weitaus einfachste Lösung 
wird es sein, den Richter in besonders leichten Fällen zur Straflos¬ 
erklärung zu ermächtigen.“ Die künstliche Unfruchtbarmachung- 
ist eine nach § 225 StGB, mit Zuchthaus von 2—10 Jahren strafbare 
Handlung. Ihre Rechtswidrigkeit wird nur aus den gleichen Gründen 
ausgeschlossen wie die anderer ärztlicher Eingriffe. „Eugenische“ 
Zwecke können den mangelnden Heilzweck nicht ersetzen und durch 
die Einwilligung der unmittelbar und mittelbar Beteiligten nicht ge¬ 
rechtfertigt werden; namentlich auch wegen der Unsicherheit der Ver¬ 
erbungs-Tatsachen. Daher seien auch de lege ferenda dahinzielende 
Reformvorschläge von sehr fragwürdiger Begründung und für Deutsch¬ 
land wenig aussichtsreich. Der Erfolg der amerikanischen und schwei¬ 
zerischen Gesetzgebung in dieser Beziehung ist noch nicht zu über¬ 
sehen. 

Dr. Max Marcuse, Berlin. 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



L 


GENERALREG1STER 

DES 

ARCHIVS FÜR KRIMINOLOGIE 

(KRIMINALANTHROPOLOGIE UNI) KRIMINALISTIK) 

BAND fil—70. 

(Die fett gedruckten Zahlen geben den Band, die einfach gedruckten die Seitenzahl an.) 


I. Sachregister. 


A, jenische Stammwörter 65. 67. 

— deutsch-jenisches Wörterbuch 63. 
31. 97. 

Aberglaube, ein Beitrag zu — 61.110. 

— der neapolitanischen Camorristen 6-. 
229. 

— von der Entstehung des Wechsel¬ 
fiebers 66. 230. 

— von der Heilkraft des Beischlafs bei 
Geschlechtskrankheiten 67. 152. 

— krimineller 67. 123. 

-in Deutsch-Ostafrika 61. 130. 

-im Königreich Sachsen 61. 112. 

— — in den Vereinigten Staaten von 
Nordamerika 61. 123. 

— der fahrenden Leute 63. 372 

— Mord aus — eines Epileptischen 65. 
253. 

— an verborgene Schätze 61. 128. 

— Schwangerer betr. des Eides 61. 111. 

— der Verbrecher 68. 58. 59. 

-Primitives 6S. 35. 

Abhängigkeitsgefühl bei Dienst¬ 
boten, Veranlassung zu Delikten 

‘ 65. *200. 

Abfassung des Protokolls im gericht¬ 
lichen Verfahren 67. 207. 
Abneigung bei Tieren 61. 231. 
Absehen von Strafe bei Jugendlichen 
66. 83. 

.Absehen vom Munde “»Anwendung 
zur Entlarvung Schwerhöriger 67. 71. 
Absicht und Motiv 63. 268. 

Archiv für Kriminologie, 70. Band. 


A bs t r e i f e n von Krankheiten in Amerika 

61. 129. 

I Addisonsche Krankheit, Haarfarbe 

66 . 8 . 

I Adnexe an Irrenanstalten für ver¬ 
brecherische Geisteskranke 70.96.100. 

:-zur Verwahrung krimineller ver- 

| mindert Zurechnungsfähiger in der 
Schweiz 70. 124 

Äther, Genuß zur Ausführung von 
Diebstahl 61. 7. 

; Affekt, entgleister 65. 140. 

- Tötung im — 6». 208 
Affekthandlungen bei Tieren 61.232. 
Alfektivität Hysterischer 64. 2. 
Affektreaktion und normale Ver¬ 
zweiflung als Motive des Selbstmords, 
Unterscheidung «7. 287. 

Affektverb recher,Definition 65.173. 
Affentypus der Verbrecher nach Ferri 

62. 143. 

Ahndung strafbarer Handlungen 
Jugendlicher 65. 316, 321, 325. 
Akteneinsicht durch den Sachver¬ 
ständigen 6t. 278. 

— zu wissenschaftlichen Zwecken 61. 

! 147. 

Albinismus, Haarfarbe 66. 8. 
Alkoholiker, Fürsorge 62. 108. 
Alkoholismus, Äußerungen beim 
; Menschen 62. 34, 35 

— Anwendung der Strafrechtsreform in 
einem Fall 68. 312. 

18 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



2 


Generalregister Bd. 61—70. 


Digitized by 


Alkoholismus, ursächliche Bedeutung 
bei Delikten 62. 1. 63. 321. 

— chronischer, förensisch-psychiatrische 
Betrachtung 63. 231. 

— Einfluß auf die Häufigkeit und die 
Erscheinungsformen des Verbrechens 
in Bayern 61. 211 

— als Form geistiger Erkrankung (Wiren) 
62. 277 

— Klassifikation von Boumann 62. 91. 

— als Motiv zum Selbstmord, statistische 
Mitteilungen 62. 89 

— und Psychosexualität 69. 159. 

— Reaktion einzelner Berufe auf - 

68. 325. 

— und Verbrechen von Geill 62. 259. 

— der Verbrecher 62. 21. 

Alkohol-Kriminalität, kasuistisches 

Material 62. 83. 

Alkoholvergiftung vom gerichts¬ 
ärztlichen Standpunkt 62. 87. 

Alkoholversuche zur Feststellung des 
Geisteszustandes im Rausch 62. 199. 

Alpdrücken, Glaube an den Schutz 
vor — in Nordamerika 61. 126 

Alraun (Mandragorawurzel), abergläu¬ 
bische Kraft in früheren Zeiten und 
jetzt bei Dieben 68. 59, 60, 61. 

Altersschwäche und Simulation 63. 
218. 

Altersverhältnisse der einzelnen 
Verbrecherkategorien 69. 8. 

Amnesie, retrograde, Verhandlungs¬ 
fähigkeit bei — 69. 303. 

— wirkliche und vorgetäuschte 63. 154. 

Amnestie während des Krieges67.21. 

Amoralität weibl. Fetischisten 61. 37. 

Amtsgewalt als Hilfsmittel zu Ver¬ 
brechen 68. 28. 

Amtsvermerke im Protokoll des Vor¬ 
verfahrens 67. 213. 

Analphabeten, Schrift derselben und 
ihre Ähnlichkeit mit den graphischen 
Zinken der Gauner 68. b9. 

Analyse des Erfolgsbegriffes 65. 90, 

— eines Falles mit Homosexualität 66. 

94 96. 

Anarchismus und Strafrecht 62. 238. 

Angehörige des Feldheeres, straf- j 
bare Handlungen psychisch kranker i 

69. 300. 

Angeklagter, suggestive Zeugenbe- | 
Prägung 64. 125. ] 

Angestellte und Arbeiter im Handel i 
und Gewerbe, Kriminalität 63. 320. , 

— öffentliche und private in Italien, 
Kriminalität 63. 349. 

Angriffe auf Menschen, Werkzeuge 
68. 40. 

Angst vor Schwangerschaft, Veranlas¬ 
sung zu Geistesstörung 66. 57. 


Angstmelancholie, Motiv zu Selbst¬ 
mordversuch und Kindestötung c>7. 
273. 

Angstzustände als Motiv der Fahnen¬ 
flucht 68. 271. 

Anilinfarbe, Verbot des Gebrauchs 
als Stempelfarbe 61. 88. 

Anklage, Teilung der Funktionen61.4« 

! Anklageform im Strafprozeß 61. 57. 

| Anklagekammerim Strafprozeß61.49. 

Anklageschrift betr. Gewalttätigkeit 
I 65. 161. 

! Anlage zu Gesetzübertretungen, Aus¬ 
druck in der Handschrift 69. 14. 
Anlaß und Reaktion bei Jugendlichen 
65. 200. 

Anonymität und Sexualität 65. 359. 

;-Statistik 68. 293. 

! Anpreisung empfängnisverhütender 
Mittel 6(5. 172. 69. 29t, 292 
Anschuldigungen des Gesindes we¬ 
gen Diebstahl 65. 241. 
Anstaltsarzt, Stellung zum sexuellen 
Problem 66. 187. 

Anstaltsbehandlung geistigMinder- 
wertiger auf Antrag 66. 334. 
Anstaltsgefährlichkeit, Begriff 70 
69 

Ansteckung der Kriminalität <>2. 1 
Anthropologie, Einreihung im Wis 
senschaftkreise 61. 218. 

— Resultate bei Verbrechern 61. 243. 
— Unterteilung 61. 219. 
Anthropologische Beziehungen der 
Verbrecher zu den Wilden 6S. 67. 
Anthropometrie,Zweckmäßigkeit62. 
135. 

Antiquitäten, Fälschungen und deren 
Nachweis 67. 94 

Antisoziale Elemente 64. 51 
Anwälte, Berufsbefangenheit 69. 213. 

— der Rasse 66. 180. 

; — s. auch Rechtsanwälte und Staats- 
■ anwälte. 

Anzeigepflicht der Einweisung und 
Entlassung gefährlicher Geistes¬ 
kranker in der Schweiz 70. 127. 
Aphrodisiaca, gifthaltige Zaubermix¬ 
turen als — 66. 226. 

— aus dem Tier- und Pflanzenreich. 
Rolle der Form und Geruch 62. 39u. 

Apophysis lemurica am Unterkiefer¬ 
winkel 63. 283. 

Arbeiter im Handel und Verkehr. 
Straffälligkeit 63. 328. 

— der chemischen Industrie, Zahnmerk¬ 
male 66. 326. 

— invalide, Auftreten als Ritter des 
eisernen Kreuzes 67. 106. 

Arbeitersch utzbesti mm ungen. 
Verstöße gegen — 63. 329, 330. 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



I. Sachregister. 


3 


Arbeitsbücher, falsche zur Begehung i 
eines Delikts «1. 87. I 

Arbeitsgelegenheit und Arbeits¬ 
nachfrage im gegenwärtigen Krieg ; 

67. 19, 20. I 

Argot, französische Gaunersprache ' 

68. 29. | 

Argyrie, Haarfarbe 66. 8. 
Arkadenschrift 69. 9. 

— u. Mischschrift 69. 13: als Ausdruck 
verbrecherischer Neigung 14. 

— bei Verbrechern 69. 10, 11. i 

Armeelieferungen, Betrug 67. 11. '< 

Armierungsarbeiten, Verwendung 
der Zuchthausgefangenen 67. 261. | 

Armut als Ursache der Kriminalität 
62. 120. 

Arreststrafen bei Jugendlichen, Wert i 
65. 318. 

Arsenikvergiftung, freiwillige oder ! 

Giftmord 70. 163. ' 

Arsennachweis in der Asche der i 
Mutter Hopfs 61. 92. ! 

— in der Leiehe nach Vergiftung 70. 
169. 

Arsenverbindungen als geschlechts¬ 
erregende Mittel 66. 226, 237, 241 I 

— Vergiftungen mit — 66. 243. 

— arzneiliche Verwendung in Deutsch- J 
land 66. 235. 

Arzneimittel zur Erregung des Ge¬ 
schlechtstriebs 62. 383. 

Arzt, Stellung gegenüber der Geburten- 1 
Beschränkung 67. 159. 

Atavismus, Einfluß beim Tätowieren 
61. 250. | 

— und Verbrechen, Beziehungen 62. 

1, 266 

Attentat auf Erzherzog Franz Ferdi¬ 
nand, Mordwaffen des Komplotts 
6t. 99. 

Attentate Jugendlicher in der Jetzt¬ 
zeit 65. 200. 

Aufbewahrung gefälschter Stempel 
61. 85. 

Aufenthaltsort verbrecherischer 
Geisteskranker, Anweisung oder Ver¬ 
bot eines bestimmten nach schweize¬ 
rischem Zivilgesetzbuch 70. 129. 
Aufgebotsschwindel mit einem 
Rote Kreuz-Los 68. 293. 
Aufsichtsamt für geistig Minder¬ 
wertige nach englischem Gesetz 66. 
336. 

Aufsichtsorgane, Vorgehen gegen 
Stempel- und Siegelfälschungen 61. 

88 . 

Aufwiegelung, Entscheidungen der 
ungarischen Kurie 62. 189. 
Augenblicksverbrecher 62. 367. 


Ausbildung, psychologische und 
psychiatrische der Organe der Straf¬ 
rechtspflege 69. 221. 

Ausnahmedelikte 61. 1. 

Ausnützung, planmäßige eintretender 
Verhältnisse bei Verbrechen 62. 261. 

Aussehen, Änderung der Verbrecher 
68. 15. 

Auswanderung, überseeische unter 
irrenärztlichem Gesichtspunkt (mit 
besonderer Berücksichtigung der Aus¬ 
wanderung aus Ungarn) 61. 303. 

Ausweispapiere der Gauner und 
Verbrecher 68. 14, 20; siehe auch 
Fleppen. 

Ausweisung gemeingefährlicher gei¬ 
steskranker AusländerausderSchweiz 
70. 127. 

Autosuggestibilität Hysterischer 64. 
2. 13. 

Azetylengas, Verwendung bei einem 
Raubversuch 66. 157. 


B, jenische Stammwörter 65. 67. 

— deutsch-jenisches Wörterbuch 63.372. 

64. 127. 

Bachstelze, abergläubische Bedeu¬ 
tung bei jenischen Leuten 63. 372. 
Backen von Kranken als Heilverfahren 
61. 118. 

Bagatell-Kriminalität bei weib¬ 
lichen Dienstboten 05. 190. 
Bagatellsachen im Gesindediebstahl 

65. 246, 249. 

— Justizirrtümer in — 61. 98. 
Banknoten, gefälschte 68. 24, 25. 

-Erkennung 61. 89. 

Banknotenklischees von Ver¬ 
brechern 68. 48, 49. 

Battistig, Johann, als Spezialist für 
schwere Einbrüche: Persönlichkeit. 

66. 148. 

-Simulation in der Haft 

66. 150. 

Bauchgeschwülste, Verwechselung 
mit Schwangerschaft 66. 55, 
Bauhand langer, Straffälligkeit in der 
Schweiz 63. 313 

Bayern, Alkohol-Kriminalität 62.84,86. 
Beccaria als Begründer einer modernen 
italienischen Gesetzgebung 61. 194. 
Beeinflußbarkeit und Schriftsach¬ 
verständige 64. 284. 

Befruchtung, künstliche in juristischer 
Beleuchtung 66. 165. 

-beim Menschen 66. 186. 

Begnadigung, neue Wege bei De¬ 
likten der Alkoholiker 6*2. 91. 
Begnadigungsgesuch des wegen 

18* 


Digitized by 


Google 


Original fro-m 

UNIVERSETY OF MICHIGAN 








Digitized by 


4 Generalregister Bd. 61—70. 


Mords zum Tode verurteilten Bellenot 
65 . 254, 259. 

Begutachtung, forensisch - psychia¬ 
trische bei sexuellen Falschbeschul¬ 
digungen 64. 36. N 
-des.Geisteszustands 70. 71, 74. 

— gerichtliche des Todes im epilep¬ 
tischen Anfall 65. 356. 

— der Simulation psychischer Krank¬ 
heiten vor dem gerichtlichen Forum 
68. 134 

Behandlung gemeingefährlicher ver¬ 
brecherischer vermindert Zurech¬ 
nungsfähiger nach den Strafgesetz- 
Vorentwürfen 70. 111. 

Beischlaf außerehelicher an Blöd¬ 
sinniger 66. 59. 

-Bestrafung 66. 64. 

Bei wohnung, Begriff im Sinne § 1717 
BGB. 66. 187. 

Bekämpfung der Prostitution am 
Niederrhein (Geschichte) 66. 179. 
Beleidigungen im Handel und Ge¬ 
werbe, Statistik 03. 319. 

— der Person des Königs in Ungarn, 

f ;esetzliche Maßnahmen 62. 198. 
lenot, Mord aus Blutaberglaube 
65. 252. 

Beruf u. Geburtenrückgang 66. 175. 
Beru fsb e fangen heit der Organe der 
Strafrechtspflege 69. 213, 28/. 
Berufsethik, Verletzungen 63. 312. 
Berufskleidung des Mannes, An¬ 
passung der Kleidung der Frau und 
deren forensische Bedeutung 68.292. 
— — —- Kasuistische Ergänzung 

69. 144. 

Berufskriminalität der Dienst¬ 
mädchen 65. 200. 

— italienische Statistik 63. 344. 
Berufsmerkmale an den Zähnen 
67. 114. 69. 142. 

Berufspsychologcn als Sachverstän¬ 
dige 67. 231. 

Berufstätigkeit u. sexual- ethische 
Anschauungen der Dienstboten 65. 
220 . 

Berufswerkzeuge, kriminalistische 
Bedeutung 62. 392. 

Berufung gegen Strafurteile 66. 81. 
Beschäftigungsart, Einfluß auf die 
Straffälligkeit 63. 345. 
Beschlußkammern, Befangenheit 
durch Vorgesetzte Meinungen 69.219. 
Besitzlosigkeit, Einfluß auf Verbre¬ 
chen 6<s 65. 

Bestimmtheit (Exaktheit) der Aus¬ 
sage eines Zeugen 61. 168. 169. 
Bestrafung des außerehelichen Bei¬ 
schlafs an geisteskranken Frauens¬ 
personen 66. 64. 


Bestrafung der während des Krieges 
begangenen Delikte 67. 144. 

— des Diebstahls der Dienstboten 65. 
244. 

— des Geschlechtsverkehrs venerisch 
Kranker 68. 158. 

— von Unfallsimulanten 68 224. 

Betrüger, Eigenschaften 62. 13. 26. 

— durch die durch den Krieg geschaf¬ 
fenen Verhältnisse 67. 8. 

Betrügerische Beschwerung der 
Wertbriefe 67. 81. 

Betrug, Beispiele 68. 24. 

— Beurteilung vom ungarischen ober¬ 
sten Gerichtshof 62. 194. 

— bewußter Hysterischer, Vermischung 
mit Selbstbetrug 64. 16. 

— im Handelsgewerbe, statistische An¬ 
gaben 63. 320. 

— mit goldenen Herrenuhrketten 69. 69 . 

— durch Kartenschlagen u. Gaukelei 64 

121 . 

Betrugsähnliche Handlungen bei 
Tieren 61. 233. 

Betteln, Heilkraft erbettelter Gegen¬ 
stände 61. 120. 

Bettler, Einfluß des Kriegs 67. 20. 

Bettlerzinken 6S 8, französische 9. 

Beurteilung, forensische der Erblich¬ 
keit von morphologischen Abnormi¬ 
täten u. der Papillarlinien der Finger 
67. 161. 

— - der Kastraten 64. 68. 

— — von Versuchs- und Unfallsachen 
61. 304. 

— der psychischen Hemmungen durch 
Schul- u. Gerichtsärzte 68. 308. 

Bevölkerungsdichtigkeit, Einfluß 
auf Verbrechen 62. 120. 

Bevölkerungspolitik, Methodik 69 
292. 

Bewahrungshäuser für unsoziale 
Geisteskranke 70. 96, 100, 101 

— für kriminelle vermindert Zurech¬ 
nungsfähige 70. 121, in der Schweiz 
124. 

Bewegungsfreiheit, eingeschränkte 
der Dienstboten, Veranlassung zu 
Delikten 65. 192, 200. 

Beweiswert von Mord Werkzeugen 61. 
165. 

Bewußtlosigkeit, Begriff nach dem 
österreichischen Gesetzbuch 66. 59. 
Blödsinniger 66. 60. 

Bewußtsein, Polarität der Erschei¬ 
nungen 62. 71. 

— verschiedene Zustände 62. 45. 

Bewußtseinstrübung, Vortäuschung 

63. 141. 

Bezirks ge rieh ts Stempel, gefälschte 
u. deren Gefahr 61. 87. 


Go igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



I. Sachregister. 


5 


Bezirkshaußtmannschaft, gefälsch¬ 
te Stempel 61. 87. 

Bibliothek desGiftmördersHopf 61.137. 

Bilderschrift bei den Naturvölkern 
68. 30, 31. 

Bildungsfehler, Vererbung 67. 161. 

Bildzauber, Glaube der Verbrecher 
an — 68. 60. 

Biologie des geborenen Verbrechers 
nach Lombroso 61. 249. 

Blausäure. Mechanismus der toxischen 
Aktion 62. 112. 

Blödsinn. Simulation 63. 141. 

Blüten (Reklamezettel;, Verwendung 
von Gaunern 68. 25. 26 

Blut, Differentialdiagnose zwischen müt¬ 
terlichem u. fötalem 62. 112. 

— von Hingerichteten, Glaube an die 
Heilkraft 61. 120. 

Blutaberglaube im Falle Bellenot 
(1861) 65. 252, 269. 

Blutreinigungstee, Zusammenset¬ 
zung u. Wirkung 66. 245. 

Blutschande, Verleumdung des Vaters 
wegen — 69. 67. 

— s. auch Incest. 

Blutuntersuchung zur Beurteilung 
des Geisteszustands 69. 288. 

Böses, Einflüsse vor der Begehung 62. 

Bordell - Geschäft, Zeitungsanzeige 
65. 346 

Bordei 1-Mietsvertrag aus Nürnberg 
65. 345. 

Borstals System 62. 112. 

Bosheit, angeborene bei Tieren infolge 
von Schädelanomalien 61. 230. 

Brandlegungsapparate, primitive 
Konstruktion 68. 51. - 

Brandstifter, zur Psychologie 65. 351 

— Psychologie u. Psychopathologie 69. 
14y. 

— Säufer als — 62. 99. 

Brandstiftung, Motiv 64. 184. 

-Rache 61. 281. 

Brand Ursache, eine nicht alltägliche 

62. 394. 

Branntweinverkauf im Krieg, Ein¬ 
schränkung 67. 19. 

Briefmarkenfälschungen 6S. 26, 27. 

— Feststellung 68. 214 

-durch das Wasserzeichen im Pa¬ 
pier 67. 92. 

Brillenschlangengift als Mordmittel 

63. 68. 

— s. auch Cobragift. 

Broadmoor criminal lunatic asy- 

lum 70 93. 

Bromsilberpapier als Abziehfolie 
beim Spurensichern — ein Kriegs- 
ersatzmittel 70. 177. 


Buschmannzeichnungen Siidaf 
rikas 68. 33. 

Busenfetischisten 64. 82. 
Busenpillen zur Erzielung einer ide¬ 
alen Büste 66. 239. 


C, deutsch- jenisches Wörterbuch 64.133. 

Camorra in Neapel, eigenes Gericht 
68. 18. 

— u. Maffia als kriminal-soziologische 
Erscheinungen in Italien 62. 225. 

Canities praematura nach Hemiplegie 
66. 9. 

Cant der englischen Gauner 68. 29. 

Capintesta, Oberhaupt der neapoli¬ 
tanischen Camorra 62. 226. 

Carvaische Epilepsie bei Verbre¬ 
chern 61. 253. 

Cercopithecus monas alsTaschendieb 
61. 233. 

Cerebrasthenikerals Teilnehmer von 
Massenverbrechen 62. 31. 

Cervantes über die Zigeuner 62. 378. 

Charakter, Beeinflussung durch die 
Sexualität 65. 357. 

— Definition 63. 273. 

Charakterzüge, typische der Rasse 

des Verbrechers 61. 252. 

Chemische Analyse, Notwendigkeit 
der Prüfung der verwendeten Mate¬ 
rialien 61. 136. 

Chiffernschrift der Verbrecher 68. 
13/ 

„Christliche Wissenschaft 44 , An¬ 
hänger 69. 24; s. auch Gesundbeter. 

d e C1 e r a m ba u 11, Fälle von Hephephilie 
61. 2, 5, 6, 8. 

Cobragift als Mordmittel amerika¬ 
nischer Mörder 63. 68. 

— — Reaktionserscheinungen 63. 71. 

Coitus interruptus, Verbreitung 69.291. 

Crem an i als Strafrechtslehrer 61. 200. 

Cynäden, Physiognomie 61. 248. 


D, jenische Stammwörter 65. 67. 

— deutsch- jenisches Wörterbuch 61 
134. 

Dämmerzustand, epileptischer,Mord 
in - 65. 264. 

— geistiger, Simulation 63. 154. 
Dämmerzustände, hysterische als 

Ursache sexueller Falschbeschul¬ 
digung 64. 21. 

— forensische Wertung 63 225. 
Dämonenglaube der Verbrecher 6S. 

63. 

Daktyloskopie, direkte Aufnahmen 
in der Praxis 65. 293. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSETY OF MICHIGAN 



6 


Generalregister Bd. 61—70. 


Digitized by 


Daktyloskopie, Beiträge: 

-neue Methode zur vergleichenden 

Untersuchung von Fingerabdrücken 
65. 294. 

-Verwendung der Wärme zum 

Sichtbarmachen latenter Fingerab¬ 
drücke auf Papier 65. 284. 

— und Evidenz 70. 237. 

— Herstellung von Fingerabdrücken 
mit deutlichen Schweißkanalöffnun- 
gcn 64. 268. 

— Verdienste Sir William Herschels 
um dies. 70. 139. 

Defekte,Vererbung nachMendelOl.183. 

Degeneration, Bedeutung für die 
Desertion 69. 172. 

— individuelle undsoziale 66. 289. 291. 
298. 

— — — Forderungen der Kriminal¬ 
politik bei — 66. 307. 

— als Ursache der Kriminalität nach 
Sergi 62. 2. 

Degenerationsmerkmale, _ ange¬ 
borene und erworbene von Ver¬ 
brechern nach Lombroso 61. 251. 

— bei ^zu Hephephilie Neigenden 61. 

— psychische 66. 292. 

— somatische 66. 291. 

De generative Veranlagung Hyste¬ 
rischer 6 t. 11. 

Delikte, Begehung in erlangten Dienst¬ 
stellungen mittels gefälschter Arbeits¬ 
bücher 61. 87. 

— gegen das Leben des Kindes^ stati¬ 
stische Angaben 65. 228. 231. 

Deliranter Zustand, Simulation 63. 
146. 

Delirien Hysterischer, Veranlassung zu 
Falschbeschuldigung 64. 22. 

Denkobjekte, konträre 64. 59. 

Denkschrift über die Errichtung kri¬ 
minalistischer Institute 66. 313. 314. 

Depigmenliertes Haar. Nachwach¬ 
sen nach Krankheiten 66. 9. 

Depressionszustände, forensische 
Bedeutung 68. 307. 

Desertion und Landesverweisung 64. 
291. 

— siehe auch Fahnenflucht. 

Deszendenz der Paralytiker 61. 302. 

Detentionsanstalten für kriminelle 

Trinker, Errichtung 69. 126. 

Determinismus in der Strafrechts¬ 
pflege 61. 208. 

— — Theorie von Lucas 62. 56. 

Detumeszenztrieb als Komponente 

des Geschlechtstriebs 68. 235. 

Dextrin, chemische Reaktionen beim 
gerichtlichen Nachweis in Klebstoffen 
61. 298. 


Diagnostik, Lehrbuch der psychi¬ 
atrischen (Bespr.) 61. 190. 
Dialektik der jenischen Sprache63.12. 
Diebe, kommunistische Bestrebungen 
68. 65. 


— Eigenschaften 62. 26. 

— geisteskranke, richterliche Beurteilung 


— Handschrift 69. 1. 


— mystische Prozeduren zur Entdeckung 
und Bestrafung 61. 120. 

— Physiognomie 61. 248. 

— Schädelraum 61. 243. 
Diebsaberglauben in Nordamerika 

61. 129. 

Diebskerze aus Leichenteilen 61.123. 


Diebssegen zum Schutz gegen Ent¬ 
deckung 68. 60. 

Diebstahl aus Aberglaube 61. 119. 

— zur Ausführung von Sympathiekuren 
in Amerika 61. 129. 

— wegen Fetischismus 61. 3. 5. 

— aus Gegenstandsfetischismus 62. 371 

— im Handel und Verkehr, statistische 
Angaben 63. 328. 

— als Hauptdelikt der Dienstboten 65. 
192. 

— -Veranlassung 65. 193. 

— Kasuistik 69. 64. 65. 

— Neigung der Zigeuner zu — 62. 378. 

— psychologischer Prozeß nach Bjerre 
62 277. 


— aus Talismann-Aberglaube 61. 128. 

Diebstalismane aus Teilen von Hin¬ 
gerichteten 61. 122. 

Diebswerkzeuge: eine Art Blechdüte 
zum Stehlen von Lebensmitteln aus 
gefüllten plombierten Säcken 69. 69. 

— eine Eisenröhre mit auswechselbaren 
Stahleinsätzen zum Erweitern der 
Bohrlöcher in Geldschränken 69.70. 


Dienstboten, häusliche, Kriminalität 
(Statistik) in Deutschland 63. 221. 

-in Frankreich 63. 362. 

-in Österreich 63 336. 

--in der Schweiz 63. 344. 


Dienstbotenvereine zur Verbesse¬ 
rung der sozialen Stellung der Dienst¬ 
boten 65. 237. 

Dienstbuch, Ausstattung mit Photo¬ 
graphie 70. 232. 

— Wirkung auf die verbrecherische 
Neigung der Dienstboten 65. 240. 

Dienstzeugnis auf einem Briefbogen, 
Nachweis der Fälschung durch das 
Wasserzeichen 67. 93. 

Dietriche der Diebe, primitive Be¬ 
schaffenheit 68. 39. 

Diktographals Ersatz des gerichtlichen 
Schriftführers 67. 207. 


Go igle 


Original fro-m 

UNIVERSETY OF MICHIGAN 



I. Sachregister. 


7 


„Ding an sich“ nach Kant 63. 254. 

Dipsomanie als eine Art des Irreseins 
62. 51. 

— Verstimmungen in — 62 90. 1 

Disposition, asoziale, Vererbung 66. ' 

311. 

Disziplinarische Erledigung von 
Strafsachen 67. 309. 

Dokumentenfälscher.geisteskranker 
6t. 271. 

Dol metseher der Gaunersprache 63. 6. 

Do^lus, Bestimmung des Wesens 62. 

— eommissionis und Dolus ommissionis ; 
61. 200. 

— personalis, Unterschied von realis 
61. 200. 

Doppelehenmit nachfolgender Kriegs¬ 
trauung 67. 4. 

Doppel-Kindsmord, Verurteilung 
65. 148. B 

Doppelte Moral, Notwendigkeit 66. 

Drohung und straflose Ankündigung, 
Abgrenzung 69. 304. 

Drucksachen, photographische Ver¬ 
vielfältigung 69. 145. 

Druckschriften, Verbot der Verbrei¬ 
tung unsittlicher zur Verminderung 
der Sexualverbrechen 62. 140. 

Dundrum criminal lunaticasvlum 
70. 95. 


E, deutsch-jenisches Wörterbuch 64. 
142. 

Egozentrizität Hysterischer 6t. 2. 

Ehe und Kriminalität 67. 303. 

Eheangclegenheiten, forensisch- 
psychiatrische Beurteilung 67. 231. I 

Ehebruch, strafrechtliche Bedeutung 
68. 303. • 

— Bestimmungen im Code Penal über 
— 62. 235. 236 

— bei Tieren 61. 233. 

Ehescheidungsgesetz in Uruguay 

und entsprechende Verhältnisse in 
England 66. 171. 

Eheschließungen, Gesetze zur Be¬ 
schränkung in Amerika 61. 285. 

Eheverhältnisse in Indien 66. 182. 

Ehrenbeleidigung, Beurteilung von 
der ungarischen Kurie 62. 190. 

— Erwiderung auf der Stelle, Recht¬ 
sprechung 62. 190. 191. 

— Unzuverlässigkeit der Geschworenen¬ 
urteile in — 67. 229. 

Ehrengengcrichte, Einführung an 
Stelle des Zweikampfes zur Hebung 
des Ehrgefühls 62. 139. 

Ehrennotwehr 63. 51. 53. 


Ehr- und Rechtsbegriffe der Ver¬ 
brecher 68. 18. 

Eid und Schwangerschaft 61. 111. 
Eifersucht bei Kindern 61. 240. 

— als Motiv der Fahnenflucht im Kriege 

68. 265. 

— Verleumdung des untreuen Geliebten 
aus — 67. 300, der Nebenbuhlerin 
299. 

Eigenhändiges Schreiben eines 
Testaments 61. 262. 

Einbildungen, wahnhafte Hyste¬ 
rischer 64. 14. 

Einbrecher, Charakteristika nach 
Marro 62. 13. 

— u. Raubmörder Joh. Battistig 66. 
147. 

Einbrüche in Juwelierläden 69. 64. 65. 
Einbruchsdiebstähle aus Rauber¬ 
spielen 66. 37. 

— ein Spezialist für — 66. 148. 
Einbruchwerkzeuge 68. 40. 
Eingeweide, abnorme Beschaffenheit 

bei Verbrechern nach Lombroso 
61. 247. 

Einheitsstrafrecht, deutsches, Ent¬ 
wurf 66. 343. 

Einpflöcken von Krankheiten 61. 118. 
Einwanderungsgesetze der Ver¬ 
einigten Staaten Nordamerikas im 
Interesse der Rassenhygiene 61. 303. 
Einweisung freigesprochener krimi¬ 
neller Geisteskranker in eine Anstalt 
direkt durch das Gericht in der 
Schweiz 70. 82. 

-durch Administrativbehör¬ 
den 70. 83. 

-durch das Gericht oder 

die Verwaltungsbehörde 70. 84 
Eitelkeit der Prostituierten 62. 40. 

— der Verbrecher 62. 20. 
Eiweißzerfallsprodukte, giftige im 

Blute als Ursache von Geistesstörung 

69. 288. 289. 

Ekstasen der Massen im Kriege 65. 
351. 

Elektrisches Auge, ein neuer Sicher¬ 
heitsschutz gegen Einbruch und 
Feuersgefahr 68. 255. 
EmotionaleDegeneratonszeichen 
66. 292. 

Empfängnisverhütende Mittel, 
Anpreisung 66. 172. 
Empfindlichkeit, geringe bei Ver¬ 
brechern 61. 250. 

Energie eines Gefühls oder einer Vor¬ 
stellung 62. 44. 

Energielose, Handschrift 69. 6. 
Entartung, Definition 62. 47. 

— erworbene bei Verbrechern nach 
Mandalari 62. 7. 
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Entartung s. auch Degeneration. 
Entbindung der Dienstmädchen in 
öffentlichen Anstalten, Einfluß auf 
die Anerkennung der Vaterschaft 
«5. 217. 

Entfärbung menschlicher Haare 66. 7. 
Entlarvung simulationsverdächtiger 
Deliquenten «3. 176. 

— tauber und schwerhöriger Simu¬ 
lanten mittels .Absehen vom Munde“ 
67. 71. 

Entmündigung, Begründung 6». 94. 
95. 100. 

Entmündigungrichter, Funktion, 
69. 111. 

Entscheidung, oberlandgerichtliche 
in einem Prozeß gegen einen ge¬ 
meingefährlichen Geisteskranken 
69. 104. 

Entwicklungsstörungen, geistige 
66. 292. 

— geschlechtliche 68. 159. 
Epikritisches zum Elberfelder Sen¬ 
sationsprozeß Wilden-Nettelbeck 66. 
179. 

Epilepsie, Erinnerungsverluste bei — 
63. 156 

und Kriminalität 61. 253. 6*2. 111. 

— pulverisierte Maikäfer als Volksmittel 
gegen — 6*2. 384. 

— Simulation und ihre Beurteilung 63. 
225. 

— psychische bei Simulanten 63. 155. 
Epileptiker, Sexualverbrechen 62. 38. 
Epileptische Antezedentien bei 

Gewohnheitsverbrechern, Erschwe¬ 
rung der Feststellung der Simulation | 
63. 227. 

Epileptische Krämpfe, Simulation 
bei Kindern 63. 238. 

— Todesursachen 65. 356. 

Erblichkeit morphologischer Abnor 

mitäten und der Papillarlinien .der 
Finger, forensische Beurteilung 67. 
161 

— bei Trinkern, Verschlechterung 68. 
308. 

Erfah rungspsychologieund wissen¬ 
schaftliche Psychologie 61. 163. 68. 
290. 

Erfindungsdrang Hysterischer64.5. 
Erfolg, Begriffsanalyse 65. 90. 

—- im Strafrecht 65. 98. 101. 

Erfolgshaftung nach österreichischem 
Recht 65. 95. 

Ergrauen des menschlichen Haares 
66 3. 8. 

-intermittierendes 66. 9. 

Erhängen, besondere Ausführung 69. 

67. 


Erhaltung gefährdeter flacher Gegen¬ 
stände 63. 87. 

Erhebungen, kriminalistische in 
Bayern 64. 196: 

— —-durch Justizorgane 64.196. 

— ~ — — durch Verwaltungsorgane 

64. 215 i 

Erinnerung für Erlebtes bei Simu¬ 
lanten 63. 155. 

— fehlende des Verletzten für einen 
Schädelschuß 69. 299. 

— Psychologie 65. 137. 

— eines Zeugen an das Geschehene 
61. 171. 

Erinnerungstäuschungen und 
-fälschungen bei Hysterie 61. 4 

Erlebnisse eines Mädchens in der 
Gewalt eines Armeniers 69. 138. 

Ernährung, geschlechtsbildender Ein¬ 
fluß 6S. 154. 

-- mangelhafte als Ursache von Sexual¬ 
störungen bei Frauen 67. 232. 

Erotisches, Wirkung auf das Gefühls¬ 
leben Hysterischer 64. 4. 6. 8. 19. 

Erotik in den Motiven der Mode 65.359. 

Erpressung, Bestrafung in Ungarn 
6*2 192. 

durch Drohung, Grenzlinien unter 
besonderer Berücksichtiguug der 
modernen Arbfeiterkämpfe 65). 303. 

Erregungszustände, Simulation von 
Verbrechern 63. 141. 

Ersatzmittel und -einrichtungen 
der Verbrecher, Primitives 68 70. 

-für den Verlust gesellschaft¬ 
licher Hilfsmittel 68. 5. 6. 

Ersch ießung der Frau oder Geliebten 
von eifersüchtigen Soldaten im Krieg 
67. 4. 

Erstdelinquenz in den verschiedenen 
«sozialen Gruppen 61. 214. 

Ertrinkungstod, Aberglaube bei — 
61 111. 

Erwürgung der Tochter nach voraus¬ 
gegangenem Mißbrauch durch den 
Vater 66. 33. 

Erziehung, Einfluß auf die Krimi¬ 
nalität 62 203. 207. 

— Einführung von Reformen nach Ferri 
6*2. 139. 

— als Faktor der gegen das Verbrechen 
gerichteten Prävention 61. 199. 

— verlassener Kinder durch den Staat 
6*2. 140. 

Erz^iehungspfIicht, Verfehlungen 69. 

Etablishment for state and criminal 
lunatics 70. 94. 

Ethnographie, Wert einer Sammlung 
von Tätowierungen und von krimi- 
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nalistischen Gegenständen für die 
- 67. 125. 

Etymologie der jenischen Sprache 

63. 21. 

Eugenik (Rassenhygiene), Erfolge in 
Amerika 61. 285. 

— heutiger Stand 66. 191. 

Evolutionstheorie nach Lester Ward 

66. 297. 

Exhibitionisten, ncurastherischer 
Dämmerzustand und dessen Fest¬ 
stellung als Simulation 63. 231. 

Explosion in einer Zelluloidfabrik, 
neurologische und psychologische 
Erfahrungen 69. 302. 

Explosionsgefahr bei Verwendung 
von Azetylengas 66. 158. 160. 


F t jenische Stamm Wörter 65. 68, 

deutsch-jenisches Wörterbuch 64 153. 
Fälscher, Gesichtsausdruck 61. 248. 
Fälschungen, Beispiele 68 24. 25 

— der Dienstbücher 65. 243. 

— bei Maschinenschriften 61. 259. 
von Stempeln 61. 81. 

Fahnenflucht, Bekämpfung 69. 184. 

— im Kriege 68. 260. 

— -Gruppen 68. 263 

-Motive 68. 262 263. 69 161.' 

— Symptom verbrecherischer Anlage 
69. 176. 

— s. auch Desertion. 

Fahrlässigkeit, Auslegung vom un¬ 
garischen obersten Gerichtshof 62. 
183. 

— durch Gesund beten 69. 30. 

— und Motiv 63. 270. 
Eakultätsgutachten von 1766 in 

strittigem Falle von männlichem Un¬ 
vermögen 66. 191. 

Fall Johann Battistig 66. 147. 

- Bellenot (1861) 65. 252. 

— E., ein Kapitel aus dem Irrenrecht 
69. 81. 

von Homosexualität 66. 94. 

— wissentlich unwahrer Selbstver¬ 
dächtigung 6*5. 301. 

— Trinkaus, Verurteilung wegen Mords 
einer Taubstummen 67. 1/5. 

— Zehentner, eine 17jährige Raub¬ 
mörderin 70. 133. 

Falschbeschuldigungen, sexuelle 
. der Hysterischen 64 1. 66. 193. 

— — — soziale Bedeutung 64. 28. 

— — — Entwicklung 64. 26. 

— — — disponierende Faktoren zu — 

64. 26. 27. 

— sexuell gefärbter Inhalt 64. 7. 

-Material 64. 13. 

-- objektiver Tatbestand 61. 32. 


Falschspieler, Eigentümlichkeiten 
nach Marro 62. 13. 

Familienähnlichkeit 70. 262. 

Familienmord (erweiterter Selbst¬ 
mord) in forensischer Beurteilung\ 

67. 269. 

Familienrechte, Reformen nach Ferri 
62. 139. 

Fantesprog der skandinavischen 
Gauner 68. 29. 

Farbe der Augen und der Körperbe¬ 
haarung upd Farbe der Körper- und 
Kopfhaare 65. 165. 

— des menschlichen Haares in fo¬ 
rensischer Beziehung 66. 1. 

Farben, Einfluß auf die sexuelle Er¬ 
regung 61. 14. 

Fatalismus, Unterscheidung von De¬ 
terminismus 62. 56. 

Fehlgeburt, künstliche u. künstliche 
Unfruchtbarkeit vom Standpunkt des 
Rechtes 70. 271. 

Feigheit. Motiv der Fahnenflucht im 
Krieg 68. 271. 

Fels - und Steinzeichnungen, primi¬ 
tive Art der Bilderschrift 6S. 31. 

Feminismus und Strafrecht 62. 232. 

Feststellung, strafprozeßuale der Un¬ 
zurechnungsfähigkeit und Gemein¬ 
gefährlichkeit 70. 70. 

Fetischismus als eine Art symbol- 
sierter Religion 61 36. 

— Beiträge zur Psychopathologie 64 71 

— Definition 64. 73. 74. 

— Diagnose 61. 7. 15. 

— Frage des Angeborenseins 01. 76. 
78. /9. 81. 86. 

— Kasuistik 69. 159. 

— als Motiv zu Warenhausdiebstählen 

65. 117. 118. 

—- Nerven- und Geistesleben bei — 
61. 28. 

— Symptome 64. 85. 

— der Verbrecher, Primitives 6-8. 66. 

-Verbreitung 68. 63. 64. 

— weiblicher, Hephephilie als an¬ 
gebliche Form dess. 61. 1. 

Feuerbestattung und Virginität 61. 
132. 

Feuersteinmesser der Steinzeit, Pri¬ 
mitives 68. 62. 63. 

F.iaker und Wachmann. Beziehungen 
65. 150. 

Fieberzettel, Tragen von Verbrechern 

68. 61. 

Filangieri als italienischer Strafrecht¬ 
lehrer 61. 198. 

Filmzensur, Zentralisierung 62. 101. 

Fingerabdrücke, latente auf Papier. 
Sichtbarmachen durch Wärme 65. 
284. 
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Fingerabdrücke, Abziehlolien für 
70. 177. 

— Methode zur Vergleichung von — 
«5. 294. 

mit deutlichen Schweißkanalöff¬ 
nungen, Herstellung 84. 268. 

— Übereinstimmung bei nicht bluts¬ 
verwandten Personen 67. 167. 169. 

— Überschätzung 70. 240. 

Fischdiebstahl, Geräte zum — 68. 

36. 37. 38. 

Fixe Ideen, Anlaß zu Selbstmord 
und Verbrechen 62. 33. * 

Flatterhaftigkeit der Dirnen 62 40. 

Fleppen der Gauner 68. 21. 

-Primitives 6S. 34 

Fleppenmacher 61. 85. 69. 23. 

Flüchtlinge, Vermögensdelikte 67. 
136. 

Forensisch-psychische Beobach¬ 
tungen im Felde 60. 300. 

Forensisch - psychologische Ge¬ 
sellschaft zu Hamburg, Bericht 
über das Wintersemester 1913/14 
61. 185. 

Forst- und Jagdschutz, Ausübung 
63. 60. 

Fortkommen Bestrafter im Dienst¬ 
botenberuf 6'». 191. 

Fortpflanzung, Verhinderung bei 
Degenerierten 66. 307. 

Frauen, Anteil an Berufstätigkeit. 
Statistik 63. 321. 336. 

— Ausnützung der Kriegslage zu un¬ 
lauteren Handlungen 67. 9. 

— beruflose verheiratete in Frankreich, 
Straffälligkeit 63. 361. 

— Beteiligung an Warenhausdiebstahl 
65. 106. 107. 113 

— während des Kriegs der Kriminalität 
anheimgefallen 67. 137. 

— als Richter 69. 290. 

— Schädigung durch leichtfertige Men¬ 
schen im Krieg 67. 9 

— sexuelle Untreue 70. 270. 

- wirtschaftlich selbständige und ab¬ 
hängige in Italien, Unterschied in 
der Straffälligkeit 63. 355. 

Frauenberufe in Italien, Kriminalität 
«3. 345. 

Frauendelinquenz in der Landwirt¬ 
schaft und Industrie Frankreichs 63. 
362. 

Frauenkleidung. Anpassung an die 
Berufskleidung des Mannes und deren 
forensische Bedeutung 69. 292. 

-kasuistische Ergänzung 69. 

144. 

Frauenrechtler, Angriffe gegen Be¬ 
stimmungen des Code Penal 62. 
225. 


Freibrief der Diebe als Schutz vor 
Entdeckung 68. 58. 

Freies Ermessen der Verwaltungs¬ 
behörde im Jugendstrafrecht 65.315. 

Freiheitsdrang, Motiv zur Fahnen¬ 
flucht 68. 268. 

Freiheitsstrafe und Gefängniswesen 
in Österreich von der Theresiana 
bis zur Gegenwart 69 304. 

Freiheitsstrafen, kurze, Nachteile 
66. 85. 

— Sexualproblem 66 181. 

Freimaurer im Volksglauben 61. 113. 

Freisprechung infolge Sachverstän¬ 
digengutachtens 64. 285. 

— im Verbot des Kinematographen- 
besuchs von Kindern 61. 101 103. 

Fremdenlegionäre, Fahnenflucht69. 
176. 

Freundschaft und Sexualität 67. 234. 
69. 153. 

Fruchtabtreibung der Dienstmäd¬ 
chen 65. 195. 

— Statistik 65. 227. 

— in Italien, Statistik 63 354. 355 

— Präventivverkehr und Geburtenrück- 
ang 65. 360. 

cheinindikationen bei ärztlicher 69. 
298 

Frühreife der Kinder 67. 232. 

-der weiblichen Jugend, Anlaß zu 

Delikten 66. 37. 

Fürsorge der Alkoholiker 62. 108. 

— für Geisteskranke und geistig Ab¬ 
norme nach den gesetzlichen Vor¬ 
schriften 65. 182. 

-— für geisteskranke Verbrecher 

und verbrecherische Geisteskranke 
62. 267. 

Fürsorgeausschüsse für geistig 
Minderwertige in England 66. 337. 

Fürsorgeerziehung, Berücksich¬ 
tigung der Zurechnungsfähigkeit bei 
6S. 308. 

— Durchführung der Bestimmungen 
66 44. 

— kindliche Kriminalität in der — 67. 
305. 

— Strafe in der — 68. 307. 

Fürsorgezöglinge, statistische An¬ 
gaben über das Verhalten derselben 
während des Krieges 67. 12. 13. 

— uneheliche Geburt 69. 4. 

— simularische Neigungen 63 239. 

— Untersuchungen an weiblichen 65. 
355 

Fugues und fugueähnliche Zustände 
bei Kriegern 68. 263. 276. 

Furcht vor drohender Strafe als An¬ 
laß zur Desertation 69. 181. 

Fnßfetischismus, Kasuistik 64. 93. 
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Fußspuren, Abgießen 84. 263. 

-im Schnee 64. 267. ’ 

— Beurteilung und Feststellung 63. 83. 

— Untersuchung 81. 61. 62. 

— Vergleichung 66. .129. 

— vorgetäuschte bei Brandstiftung 61. 
281. 


G, jenische Stammwörter 85. 68. 

— deutsch-jenisches Wörterbuch 64.169. 

Galvanometrie, Bedeutung für die 

gerichtliche Psychiatrie 65. 133. 

.Ganfer Medine* 63 6 

Ganserscher Symptomenkom- 
plex. Feststellung der Simulation 
durch- 63 213. 

Gaukelei und Betrug 64. 121. 

Gaunersprache, Hauptmerkmal der 
geborenen Verbrecher nach Sund- 
gren 63. 277. 

— der verschiedenen Nationen 68. 29. 

-italienische 62. 24. 

— Parallele in anderen Geheimsprachen 

68 . 68 . 

— Verbreitung und Wissenswertes für 
den Juristen 68. 7. 

Gaunertum, Geschichte des deutschen 
70. 267. 

Gaunerzinken 68. 10. 11. 12. 

— mit Wappen 68. 16. 

Gebärdensprache, Primitives 68. 29. 

Gebiß, forensische Bedeutung der Be¬ 
sichtigung 66. 324. 330. 

Geburten, uneheliche, Beteiligung der 
Dienstboten 65. 213. 

Geburtenregelung und Geschlechts¬ 
moral 66. 176. 

Geburtenrückgang, Bedeutung der 
Fruchtabtreibung und des Präventiv¬ 
verkehrs 65. 366. 

— Einfluß des Berufs 66. 175. 

— Stellung der Ärzte zum — 67. 159 

— Ursachen und Abhilfe 66. 340. 

Geburtenstatistik, neue Fragestel¬ 
lungen 66. 177. 

Gedächtnisinseln in einem voll¬ 
kommenen Erinnerungsverlust 63. 
156. 

Gedanken zur Kriminalpolitik gegen¬ 
über jetzigen und früheren Zucht¬ 
hausgefangenen im Kriege 67. 253. 

Gefährlichkeit der Verbrecher, Not¬ 
wendigkeit des Kampfes gegen — 
62. 60. 63 

Gefängnis, Kriegserfahrungen 67. 1. 

Gefängnispsychosen, Erschei¬ 
nungen 63, 16o. 

Gefängnisschule, staatsbürgerliche 
Erziehung der durch den Krieg straf¬ 
fällig Gewordenen in — 67. 22. 


I Gefängniswesen in Österreich von 
der Theresiana bis zur Gegenwart 69. 

, 304. 

Gefahren und Schäden durch Stempel¬ 
fälschungen 61 86. 

Gefangene, Verwendung im Krieg 
67. 252. 

Gefühl, Bedeutung der Energie des¬ 
selben für das Strafrecht 62. 43. 

Gefühlseinflüsse, überstark wirk¬ 
same Hysterischer 6 t. 3 ' 

Gefühlsleben, Degeneralionszeichen 
66. 292. 

— männlicher Kastrate 64. 67. 

— der Verbrecher 62. 19. 

Gegenspionage, Wesen 65. 176. 

Gegenwehr bei einem Angriff, Be¬ 
rechtigung 63. 52. 

.Geheimratstochter*, ein Weib 
typus 66. 171. 

Geheimschriften, Entwicklung und 
Klarstellung unsichtbarer 64. 295. 

Geheimsprache, jenische 63. 1. 

Geheimwissenschaften in kritischer 
Beleuchtung 70. 143. 

. Gehirn, abnorme Beschaffenheit bei 
Verbrechern nach Lombroso 61. 247. 

* Geisterglauben der Verbrecher 68.63. 

Geisteskranke, anstaltsgefährliche 
70. 69. 

— morphologische Eigenschaften 68. 
310. 311. 

— Fürsorge nach den gesetzlichen Vor¬ 
schriften 65r 182. 

— in Gefängnissen 62. 267. 

— gemeingefährliche verbrecherische, 
straftrechtliche Sicherung der Ge¬ 
sellschaft vor — 70. 1. 

— Untersuchung 62. 102. 

— Verantwortlichkeit 62. 59. 

Geisteskrankheit, Begriff 70. 52. 

-medizinischer 70, 54. 

— BeurteilungeinesSclbstmordversuchs 
bei — 67. 285. 

— Feststellung 62. 51. 

— Geschlechtsleben bei -— 66 59. 

— auf organischer Grundlage, Vor¬ 
täuschung von Kriminellen 63. 233. 

— im Kindesalter 66. 342. 

— infolge von Verbrechen 6S. 309. 

— vorgetäuschte von Psychopathen 63. 
139. 

• Geistesleben, menschliches, Wesen 
und Problem der Strafe 62. 107. 

Geistesstörungen, Klassifikation in 
der Medizin 62. 48. 

— im Mittelalter 62. 47. 

— Simulation 66. 71. 

— bei Warenhausdiebinnen 65. 115. 

— Zusammenhang mit der Menstruation 

65.354. 
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Geis testätig keit, Grenzzustände 
zwischen normaler und krankhafter 
69. 88. 

Geistesverwirrung, partikuläre, Ver¬ 
antwortlichkeit bei - 62. 59. 

Geisteszustand, Beurteilung durch 
Blutuntersuchung 69. 288. 

Geistige Gesundheit und Krank¬ 
heit, Grenzzustände (Beziehungen 
zu Verbrechen und Strafwesen) 61. 
304. 

Geistige Schwäche, Simulation 63 
141. 148. 

-, angeborene als Simulation 63. 

175. 

Geistig Minderwertige, Inter¬ 
nierung 66. 333. 

Gelatineplatten' zum Leserlicher¬ 
machen verblaßter Schriften 61. 274, 

Geldmangel als Ursache primitiver 
Zustände und von Verbrechen 68. 65. 

Geldstecken,Glauben an die heilende 
Kraft 61. 117. 

Geldtaschenraub zwecks Bestrafung 
und Selbstzuchts 67. 108. 

G el egen h ei ts Verbrecher, Bestra¬ 
fung nach Conti 62 297. 

— nach Lombroso 61. 253. 

Gefegenheits- und Gewohnheits¬ 
verbrecher, Entstehung 62. 61. 

— Unterscheidung nach Olrik 62. 260, 
nach de Roos 62. '271 

Gelehrte, verbrecherische 69. 49. 

Gemein gefährdung w vorsätzl ich e 

66. 33. 

Gemeingefährlichkeit, Begriffsbe¬ 
stimmung 70. 65. 66. 

— in psychiatrischer, juristischer und 
soziologischer Beziehung 63. 91. 

— strafprozeßuale Feststellung 70. 70. 

Gendarmenmord bei Herzogenburg 

68. 81. 

Generalprävention, Eintritt 6S. 4. 

— Gefährdung 66. 85. 

Genitalzentren, höhere bei Gehirn¬ 
erschütterung 66 188. 

Genossenschaftsstcmpel, gefäl¬ 
schte und deren Schäden 61. 87. 

Genußsucht der Verbrecher 62 22. 

Gerechtigkeit der Strafrechtspflege, 
Gewähr für 61. 207. 

Gef go der italienischen Gauner 68. 29. 

Gericht, eigenes der Camorra in 
Italien 62. 129. 

Gerichtspersonen, sexuelle Be¬ 
zichtigungen durch psychopathische 
Häftlinge 64. 25. 

Gerichtspraxis, Mitteilungen 61. 

— kriminalpsvchologische Studien 68. 
224. 


Go igle 


Gerichtsaalberichte der Tages¬ 
presse 67. 202. 203. 

Gerichtsverfassung, Entwicklung 
in Bayern 64. 187. 

Germanasals spanische Gaunersprache 
68. 29. 

Geschäftsmoral während des Kriegs, 
Beispiele 67 15 

Geselle Gottfried, wegen Mordtaten 
1831 hingerichtet 62. 102. 

Geschehen und Erfolg, Beziehungen 

65. 90. 96. 

Geschichte der bayerischen Kriminal¬ 
statistik 64. 185: 

— -Erhebungen der Justizorgane 

und ihre Veröffentlichung 64. 196. 

-— Erhebungen der Verwaltungs¬ 
organe und ihre Veröffentlichung 
64. 214. 

Geschlechtsaffekte bei Tieren 61. 

233. 

Geschlechtsartung, weibliche, Ein 
fluß auf sexuelle Falschbezichtigung 
64. 27. 

Geschlechtberichtigung bei einem 
3 Monate alten Kinde 66. 187. 

Geschlechtsbildung, Abhängigkeit 
vom Zeitpunkt der Kohabitation nach 
Siegel 68. 155. 

Geschlechtskrankheiten und Aber¬ 
laube 67. 152. 

taatsschutz und persönlicher Schutz 
gegen — 66. 172. 

— Suffragetten über die Bekämpfung 

66. 174 

Geschlechts leben Geisteskranker 
66. 59. 

— der Verbrecher, primitive Zustände 
68. 35. 66. 

— unserer Zeit 66 177 

-Tatsachen-Richtigstellung 67. 

151. ' 

Geschlechtslust (G eschlechtstrieb i. 
erregende Arzneimittel für — 62 
383 

Definition 6s 234. 

Geschlechts um gang, vorehelicher 
bei Dienstmädchen. Ursachen 65,219. 

Geschlechtsumwa n d 1 ungs trieb, 
Kasuistik 65. 353. 

Geschlechtsverkehr venerisch Kran¬ 
ker, Bestrafung 68. 158 

— mit Schulmädchen, Verleumdung 
wegen — 69. 70. 71. 

Geschworene, ein Wegweiser für 
deutsche 67. 153. 

Gesellschaft, forensisch - psycho¬ 
logische zu Hamburg 1913/14 61 185. 

— strafrechtliche Sicherung vor gemein¬ 
gefährlichen verbrecherischen Gei¬ 
steskranken 70. 1. 
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Gesellsc haftliche Einrichtungen, 
Mißbrauch von Verbrechern 88. 20. 

— Verlust des regelmäßigen und ordent¬ 
lichen Gebrauchs 68 1. 5. 

Gesellschaftliches Leben der Ver¬ 
brecher 68. 18. 

— Primitives 68. 34. 

Gesellschaftsschutz, Mängel des 

heutigen gegenüber gemeingefähr¬ 
lichen verbrecherischen Geistes¬ 
kranken in kasuistischer Darstellung 
70. 6. 

'Gesetz betr. Änderung des Strafge- 
gesetzbuches 62. 101. 

— der Camorra in Neapel 62. 227. 

— englisches über die Internierung 1 
geistig Minderwertiger 66. 333. 

— über Jugendstrafrecht und über Für- j 
sorgeerziehung, neue Entwürfe in 
Österreich 69. 275. 

— Mißbrauch von Gaunern 68. 28. 

— u. Richterspruch zur Orientierung 
über Rechtsquellen- und Rechtsan¬ 
wendungslehre der Gegenwart 65. 

— über Schutz gegen gemeingefähr¬ 
liche verbrecherische Unzurechnungs¬ 
fähige in Deutschland 70. 76, in 
England 80, in Frankreich 79, in 
Italien 80, in Norwegen 81. in Öster¬ 
reich-Ungarn 78, in der Schweiz 82. 

— über Unfruchtbarmachung von Ver¬ 
brechern, Geisteskranken usw. in den 
Vereinigten Staaten Amerikas 61. 285. 

— des kürzesten Wegs 68. 218. 

Gesetzgebung, pfälzische (bis 1861) 

64. 191. 193. 

Gesetzgebungsvorsch läge betr. 
künstlicher Befruchtung 66. 170. 

Gesetzreformen, dringliche 66. 80. 

Gesetzübertretungen, Anlage zu — 
69. 14. 

— durch <jie Kriegslage gefördert 67. 

6 . 11 . 

Gesichtslänge, mittlere beim Ver¬ 
brecher 61 244. 

Gesindediebstahl, Regelung65.246. 

Gesinnungsäußerlingen im Volke 
zur Kriegszeit 67. 6. 18. 

Gespensterglaube in Nordamerika 
61. 126. 

Geständnis eines Delikts, Protokol¬ 
lierung 67. 209. 

Gestirne, Glaube an den Einfluß auf 
das Schicksal des Menschen 61. 127. 

Gesundbeter, zum Kampfe gegen — 
60. 24. 

— in Nordamerika 61. 128. 

— zum Treiben der — 61. 156. 

Gesundheit, körperliche und geistige 

eines Zeugen 61* 169. 


Gewaltdelikte, Beteiligung der weib¬ 
lichen Dienstboten an — 65. 192. 
Gewalttätigkeitinltatien, statistische 
Angaben 63. 345. 

Gewehre der Verbrecher 68. 45. 47. 
Gewinnsucht, schrankenlose während 
des Krieges 67. 142. 

Gewißheit des Richterspruchs 63. 91. 
Gewißheitsurteil in strafbaren Hand¬ 
lungen 61. 69. 

Gewohnheitsverbrecher, Neigung 
zur Fahnenflucht 60. 175. 

— im künftigen Strafrecht 62 101. 
Giftmädchen, indisches. Sage 66 

243. 

Giftmischer, Eigenschaften 62. 25. 
Giftmörder Hopf, Bibliothek 61. 137. 
Giftmord, Psychologie 60. 79. 

— oder Tod durch fortgesetzte frei¬ 
willige Arsenikzufuhr? 70. 163. 

Giftmordprozeß Hopf, Arsennach¬ 
weis in der Asche der Mutter Hopfs 
61. 92. 

— Kieper 70. 163. 

Giftschlangen, zoologische Grup¬ 
pierung 63. 71. 

Giftwirkung von Azetylengas im Luft¬ 
gemisch 66. 159. 

Gipsabgüsse von Fußspuren, Härten 
64. 268. 

Girlandenschrift 60. 9. 10. 
Glasbläser, Zahnmerkmale 66. 329. 
67. 121. 

Glaubwürdigkeit Unfallverletzter in 
der Simulationsfrage 63. 220. 
Gliederschmerzen, Lust- und Un¬ 
lustgefühle bei — 62. 72. 
Glossatoren des römischen Strafrechts 
61. 193. 

Glücksritter, Treiben 6S. 26. 
Glückstalismane in Amerika 61. 128 
Goldwarenschieber 70. 209. 
Graphische Zinken, Primitives68.29. 
Graphometrie, Ausbau und Abschluß 
nebst einem Nachweis ihrer wissen¬ 
schaftlichen Grundlagen 68. 178. 
-Exaktheit der Messung 68.2( 8 

— — — Grundeinstellung bei — 68. 
189. 

-graphometrischeLinien68.194. 

— -Linien des Raumgefühls68.190. 

— und ihre Gegner 6 r >. 331. 335. 

— zur Kritik 61. 40. 

— im Strafverfahren 67. 42 
Grausamkeit bei Kindern 61. 242. 
Grenzfragen, juristisch-psychiatrische 

vom Incest 63. 95. 

Grenzzustände zwischen geistiger 
Gesundheit und Krankheit in ihren 
Beziehungen zu Verbrechen und 
Straf wesen 61. 304. 
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Größen- und Verfolgungswahn 
erotischer Hysterischer 61. 14. 

Groß, Hans, Gedenkrede gehalten 
an der Universität Graz März 1916 
von A. Lenz 66. 339. 

Nachruf 65. I. 

— und sein Werk 67. 234. 

Güteverfahren in Strafsachen67.309. 

Gummi arabicum als Klebstoff, ge¬ 
richtlicher Nachweis 61. 297. 

Gußformen aus alter Zeit zur Er¬ 
zeugung von Gebrauchsgegenstän¬ 
den 6S. 50. 

Gutachten, ärztliches über den Geistes¬ 
zustand eines Verbrechers durch Blut¬ 
untersuchung 69. 288. 

— — über den Gendarmenmord bei 

— Herzogenburg 68. 93. 

-über pathologischen Rauschzu¬ 
stand 69. 120 123. 

-Trugschluß aus der Form des 

Mord Werkzeugs 61. 165. 

— über die forensische Bedeutung der 
Haarfarbe 66. 15. 17. 

— auf sachlichem Befund 64. 286. 

— über Familienmord 67. 273. 276 
279. 

— falsche von Sachverständigen 61. 
137. 

— über den Geisteszustand des Händ¬ 
lers E. aus Hamburg 69. 81. 

— gerichtsärztliches, interessantes 61. 
276. 

— über Simulation eines Psycho¬ 
pathen 68. 309. 

über Homosexualität bei Tabikern 
69. 74. 78. 

— in einem Meineidsprozeß über Vater¬ 
schaft 67. 161. 

— motiviertes über den Lustmörder 
Max Dietze 64. 228. 

— psychiatrisches über einen Doku- 
mentenfälscher 64. 282. 

-bei Ehescheidungsprozessen 67. 

231.. 

-über den Einbrecher und Raub¬ 
mörder Battistig 66. 154. 

-über den Selbstmordversuch eines 

Psychopathen 66. 145. 

-über die Zurechnungsfähigkeit 

eines jugendlichen Vatermörders 68. 
166. 

— graphologischer Sachverständiger 67. 
42. 

— Obergutachten bei Schriftproben 
64. 288. 

Gutgläubigkeit Hysterischer bei ge¬ 
schlechtlichen Falschbezichtigungen 
64. 15. 

G y r i n 1 d e n (Taumelkäfer). Verwendung 
in der Volksmedizin 62. 387. 388. 


H, jenische Stammwörter 65. 68. 

— deutsch-jenisches Wörterbuch 6t. 297 

Haar, menschliches als gerichtliches 

Untersuchungsobjekt 66. 1: 

i -Entfärbung 66. 7. 

I-postmortale Farbenveränderung 

66 . 11 . 

-Nachweis künstlich gefärbten — 

I 66. 6. 

Haare, Farbenverhältnis der mensch- 
j liehen an den verschiedenen Körper¬ 

teilen 65. 165. 

Haarausfall, Nachwuchs anders pig¬ 
mentierten Haares 66. 10. 

Haarfärbemittel 66. 5. 6. 

Haarfarbe, Bedeutung in forensischer 
Beziehung 66. 1. 

— grüne bei Munitionsarbeitern 69.142. 

I — pathologische Veränderungen durch 

äußere Einflüsse 66 4, durch innere 
I Einflüsse 8. 

Habsucht bei Tieren 61. 229. 

Häckels biogenetisches Grund¬ 
gesetz, Anwendung auf das Primi- 
1 tive der Verbrecher 68. 72. 

Händlerjargon, süddeutscher 63. 5. 

Haftpsychosen 66. ,154. 

Halluzinationen Hysterischer als 
Grund sexuell gefärbter Inhalte 64. 
22 . 

Handbuch für Untersuchungsrichter 
von Hans Groß, Besprechung 67.234 

Handeln nach Motiven 63. 247. 250. 

Handfertigkeiten von Verbrechern 
! * aus Strafanstalten 68. 66. 67. 

Handlung, Determination der mensch¬ 
lichen 62. 58. 

— in starker seelischer Erregung als 
Strafmilderungsgrund, ' Beurteilung 
von der ungarischen Kurie 62. 186. 

— freiwillige des Menschen, Grund- 
formert 62. 204. 

— sexuelle, Nachweis vor Gericht68.237. 

— strafbare als selbständiger Zustand 
der Persönlichkeit 62. 2/5. 

— zurechenbare und unzurechenbare 
(Ardigö) 62. 205. 

Handlungen, frevelhafte im Laufe des 
Kriegs 67. 11. 

— gewollte 65. 170. 

— Ursachen der menschlichen 62. 129. 

— strafbare Unmündiger, Ahndung in 
Österreich 65. 316. 321. 

Handlungsfreiheit 61. 211. 

Handschrift und Charakter 69. 305. 

— Nachahmung einer fremden 67. 266. 

— Verstellung und ihre Feststellung 
67 264. 265. 

Handschriften, Ausdruck des Raum¬ 
gefühles in — 68. 179. 
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Handschriften, Beurteilung 70. 263. 

— Konstanz der Schriftproportionen in 
— «8. 182. 185. 

— Messungen, exakte «8. 208. 

— Rhythmus «5. 332. 336. 68. 178. 

— Technik und Dynamik 68. 180. 

— von Verbrechern 60 1. 

-druckschwach? 60. 7. 

-von männlichen mit weiblichem 

Charakter 60. 7. 

Handschriftenansammlung, Ver¬ 
einfachung 68. 142. 

Hantyrka der böhmischen Gauner 68. 
29. 

Haremskultus der Fatischisten 64. 86. 
87. 

— — nach Stekel 65. 120. 
Hasenpfote als Glückstalisman in 

Amerika 61. 128. 

Haschisch als Berauschuhgsmittel 

66. 239. 

Haß der fremden Völker gegen Deutsche 
65. 182. 

Hausdiebe, F.igenschaften nach Marro 
62, 13. 

Hausdurchsuchung, neuerliche 68. 
154. 

Haus- oder Gesindediebstahl, 
Regelung 65. 246. 

Haushaltungund persönliche Dienste, 
Kriminalität in det Schweiz 61. 344. 
Hebammen, Kriminalität in Italien 61. 
351. 353. 

Heeresfähigkeit bei Verlust der 
bürgerlichen Ehrenrechte 68. 300. 
Heereslieferungen während des 
Krieges, begangene Mißbräuche 

67. 142. 

Hehlerei, Bestrafung nach ungarischem 
Gesetz 62, 194. 

— Beziehungen zum Verbrechen OS. 17. 

— gewerbs- und gewohnheitsmäßige im 
Handel 61. 320. 

- bei Juwelendiebstahl 70. 200. 

Heil- u. Pflegeanstalten, Bereit¬ 
stellung für kriminelle vermindert 
Zurechnungsfähige in der Schweiz 
70. 124. 

— Unterbringung gefährlicher Geistes¬ 
kranker in 70. 96. 99. 

Heimatlosigkeit entlassener Dienst¬ 
mädchen in der Großstadt, Anlaß zur 
Prostitution 65. 211. 
Heimatschein, gefälschter 68. 21. 22. 
Heimweh als Motiv der Fahnenflucht 

68. 264. 60. 180. 

-zum Verbrechen weiblicher 

Jugendlicher 65. 200. 326. 
Heimwehdelikte, Kasuistik und Be¬ 
wertung 63. 285. 

Heiratsgelegenheit, Mangel der 


Dienstmädchen an — als Ursache der 
Vergnügungssucht 65. 220. 
Heiratsschwindler, unberechtigtes 
Anlegen von Kriegsdekorationen 67. 
105. 

Heiratsverbot Degenerierter und Ver¬ 
brecher 62. 141. 

Hellseher, Technik (Experimentelles) 
63. 284. 

— ihre Tricks und Opfer 61. 192. 
Hemmungen, psychische. Beurteilung 

durch Schul- und Gerichlsärzte 
68. 308. 

-VerfügungeinesSachverständigen 

über die nötigen 6t. 290. 
Hephephilie, Auftreten 61. 22. 

— Entwicklung 61. 33. 

— eine angebliche Form des weiblichen 
Fetischismus 61. 1. 36 6t. 72. 

— forensische Seite 61. 18. 

— Therapie 61. 37. 

— Wesen 61. 14. 23. 

Herdentier, Verhalten gegen das 

degenerative Vorschreiten 66. 297. 
Herrsucht bei Tieren 61. 228. 
Herschel, William James, Nachruf 
70. 139. 

Heuchelei, Ausdruck in der Hand¬ 
schrift 60. 10. 

Hexenglauben, moderner in der 
Mark Brandenburg 67 . 235. 

— in Nordamerika 61. 124. 

— Prozeß wegen — 61. 121. 

— in Sachsen 61 113. 

Hilfsmittel des Verbrechers 68. 1. 5. 
Himmelsbriefe (und „sieben heilige 

Himmelssiegel“i, Glauben an Schutz 
vor Krankheit 61. 122. 
Hingerichtete. Diebstalismane aus 
Teilen von — 61. 122. 

Hinken von Frauenspersonen als feti¬ 
schistische Abnormität 6t. 74. 91. 
Hinrichtungen, Ausschluß der Öffent¬ 
lichkeit zur Verhütung von Ver¬ 
brechern 62. 140. 

— Ausspruch eines Verurteilten über 
— 62. 202. 

Hitze, Wirkung auf die Haarfarbe 

66 . 11 . 

Hochstapler, unberechtigtes Anlegen 
von Orden 67. 106. 

— Tätigkeit im Kriege 67. 9. 
Höchstpreise für Lebensmittel im 

im Kriege, Umgehung 67. 17. 
Höflichkeit der Simulanten dem Arzt 
gegenüber 63. 153. 

Holzlarve eines Mörders zur Unkennt¬ 
lichmachung 68. 14. 
Homosexualität, Analyse eines Falles 
66. 94. 

— angeborene 6t. 75. 
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Homosexualität, Erfahrungen über 
männliche Inversion bei — 68. 310. 

— Kombination mit Puppenfetischismus 
05. 118. 

— Kriminalpsychologie 08. 244. 246. 

— Neigung einer Fetischistin zu — 01.3. 

-männlicher Kastrierter zu — 04.67. 

— tardive bei Tabikern 00. 187. 

Homosexuelle, gefälschte Angaben 

00. 59 

— Fahnenflucht im Krieg 08 271. 

Homosexuelle Vergehen bei Ta- 

* bikern, Vorkommen und forensische 
Bedeutung 09. 73. 

Hostie, Tragen von Verbrechern als 
Schutz vor Entdeckung 08. 59. 

Hu moral pathologie, Theorie 02. 46. 

Hundeasche, Arsennachweis (Bewer¬ 
tung der Befunde) 01. 94. 

Hydrageschäfte, ein sonderbares In¬ 
serat betr. 04 294. 

Hydriatisch - psychiatrische An¬ 
ordnungen bei simulationsverdäch¬ 
tigen Delinquenten 63. 176. 

Hymen, metaphysische Bedeutung 

Hy pästhesie, sexuelle gegenüber dem 
Koitus 01. 19. 

— taktile bei Fetischistinnen 01. 37. 

Hypermoralität weibl. Fetischisten 

01. 37. 

Hypnose, Veranlassung zu weiblichen 
Falschdeutungen 01. 23. 

Hypnotisierte, strafrechtliche Verant¬ 
wortlichkeit 02. 37. 

Hypnotismus, Probleme 02. 36. 

Hypochondrie, sexuelle und Skrupel¬ 
sucht 00. 191. 

— als Ursache von Fahnenflucht jm 

Kriege OS 274. 1 

Hysterie, Ehestörung durch — 67 231. 

— bei weiblichem Fetischismus 01. 29. 

— Gansers Symptom 03. 213. 

— Selbstmordversuche bei — 07.283.284 

— als simuliert von Kranken hinge¬ 
stellt Ol 175. 

— bei Warenhausdiebinnen 05. 114. 

— Zurechnungsfähigkeit bei — 01. 216. 

Hysterische, sexuelle Falschbeschul¬ 
digungen 04. 1. 00. 193 

— Neigung zum Schmücken mit Orden 
07. 106. 

— eingebildete Schwangerschaft 00. 54. 

— Vita sexualis 00. 192. 

— Wesensart 01. 2. 

Hysterische Anfälle, Feststellung 

der Simulation Ol. 229. 

Hysterische Ausnahmezustände 
04. 18. 

H ystero neu rast lies ie, Symptome 
01 6 . 


I u J, jenische Stammwörter 05. 68. 

— deutsch - jenisches Wörterbuch 01. 
313 314. 

Jadzinken 08 t 13. 

Jagd- und Fis chereigeräte der Es¬ 
kimo, Primitives 68 37. 

Jauner-Wörterbuch, Pfallendorf er 
03. 6. ' 

Idee, überwertige bei einem Mord¬ 
delikt 09. 197. 

Identifizierung von zerstückelt an 
verschiedenen Orten und zu ver¬ 
schiedenen Zeiten aufgefundenen 
Leichenteilen des als verschwunden 
gemeldeten Kontorboten Müller in 
Hamburg 63. 289. 

— bei Zigeunern 69. 179. 

Identität, individuelle und soziale, 

Bedeutung beim Nachweis eines 
Verbrechens 02. 159. 

Idiopathie, Formen 02. 48. 

Idioten, Defekte 02. 50. 

— Internierung nach englischem Ge¬ 
setz 66. 33§. 

Jenische Leute, Aberglaube 03. 272. 

Jenische Sprache 03. 1. 

— — Begriff und Eigenart Ol. 4. 12. 

-- allgemeine Bemerkungen über — 

-Beziehungen zum Rotwelsch 03 

— — dialektische Ausgestaltung der 
Wörter 01. 12. 

-Einfluß des Jüdisch-Deutsch 03. 7. 

der französischen und italienischen 
Sprache I<\ der lateinischen 10, der 
Zigeunersprache 9. 16. 

-Etymologie Ol. 21. 

-Schnadahüpfel 65. 87. 

— —■ Sprachproben O'i. 71. 

-Stammwörter (alphabetisches Ver¬ 
zeichnis) 05. 67. 

-Verzeichnis veralteter, jetzt meist 

umgeänderter Wörter 03. 25. 

-jenischer Wörter aus der Zi 

geunersprache Ol. 29. 

-Wörterbuch Ol. 31. 97. 372. OL 

127. 297. 65 33. 

-- — Wortverbindungen Ol. 14. 

Illegitimität, Anhaltspunkt 61. 183 

Imbezille, Internierung in England 
06. 333. 

— körperlicher und geistiger Zustand 
02. 50. 

Immunitätsrecht. Wesen und In¬ 
halt 62. 187. 

Impotenz, geschlechtliche in Ägypten 

02 . 110 . 

-forensische Bedeutung 00, 191. 

-bei Faschisten OL 83. 
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Incest, Frage der Bestrafung 65. 350. 

— juristisch-psychiatrische Grenzfragen 
«l 95. 

— Kasuistik 66. 29. 67. 76. 232. 
Indeterministen, inkonsequentesVor- 

gehen 62. 57. 

Individualfreiheit, Beschränkung 
durch das soziale Leben (Fouillee) 
62. 207. 

Industrielle Arbeiter, Kriminal- 
statistik 63. 320. 328. 

Inhalt des Protokolls der Vorunter¬ 
suchung 67. 209 

Inquisitionsform im Strafprozeß 
61. 58. 

Insekten als geschlechtserregende 
Mittel 62. 383. 

— kantharidinhaltige, Verwendung in 
der Volksmedizin 62. 385. 386. 

Inspektion der Zähne als krimina¬ 
listisches Hilfsmittel 66. 324. 
Intellektuelle Degenerations¬ 
zeichen 66. 292. 

Intelligenz der Verbrecher 62. 24. 
intelligenzprüfungen, Wert 68. 

171. 177. 

Internierung gemeingefährlicher Gei¬ 
steskranker 69. 100. 110. 112 

— Hephephiter 61. 38. 

— geistig Minderwertiger nach eng¬ 
lischem Gesetz 66. 333. 

Intrigieren der Hysterischen 6*. 2. 
Jod dämpfe zum Sichtbarmachen von 
Fingerspuren auf Papier 6.» 288.289. 
Johannisbändchen, Verwendung von 
Wilddieben beim Gießen von Frei¬ 
kugeln zur Neumondszeit 68. 58. 59. 
Irrenanstalten, Einrichtungsfehler zur 
Verwahrung gefährlicher Geistes¬ 
kranker 70. 6. 

— Errichtung von Adnexen für un¬ 
soziale Geisteskranke 70. 96. 

— — — für kriminelle vermindert Zu¬ 
rechnungsfähige in der Schweiz 70. 
124. 

— Unterbringung krimineller vermin¬ 
dert Zurechnungstähiger in 70. 121. 

Irrenheilanstalt Burghölzli in der 
Schweiz, Reglement 70. 85. 
Irrenrecht, Entscheidungen 69. 1Ö2. 

— Stellung des Geisteskranken im — 
69. 81. 

Irrenwesen Kurlands 69. 302. 

— Mitwirkung von Laien 69. 110. 
Irrsinn, strafrechtliche Bedeutung 

<*2. 56. 

— moralischer, Definition 62. 48. 

-und Verbrechen 62. 55. 

— und Verbrechen 61. 235. 
Irrsinnige, Analogien im Charakter 

der Verbrecher mit — 62. 22. 

Archiv für Kriminologie, 70 Band. 


Irrsinnige, Sexualverbrechen 62. 38. 
Irrtum, umgekehrter 69. 292. 
Jüdischdeutsch, Verwandtschaft mit 
der jenischen Sprache 63. 7. 
Jugend, strafrechtliche Behandlung in 
England unter Berücksichtigung der 
erziehlichen Maßnahmen 62. 1U3. 
Jugendfürsorge, öffentliche 70. 268. 
Jugendgefängnis zu Wittllch. pro¬ 
gressiver Strafvollzug 70. 215. 
Jugendgerichte, Aufgaben 6&. 312. 

— Gesetz in Ungarn 62. 196. 

— u. Jugendfürsorge, Institute für — 

66. 323. 

Jugendgesetz, deutsches 70. 222. 
Jugendirresein, Gansers Symptom 
63. 213. 

— Simulierung 63. 175. 194. 

-beim Militär 63. 205. 

Jugendliche, Absehen von Strafe bei 

— 66. 83. 

— Bestrafung während des Krieges 

67. 12. 

— Beteiligung an Sittlichkeitsdelikten 
66. 184. 

— steigende Kriminalität während des 
Krieges 67. 136. 

— rückfällig kriminelle 69. 5. 

— Verbot des Besuchs kinematogra- 
phischer Vorstellungen bis zum 
16. Lebensjahr in Bayern 61. 100. 

— Zurechnungsfähigkeit 68. 161. 
Jugendrecht, Vorschläge für eine 

Neugestaltung des deutschen (Preis¬ 
aufgabe) 69. 146. 

Jugendschutz in Bayern, Anord¬ 
nungen 67. 72. * 

— Notwendigkeit 66. 36. 

— durch Sicherheitsbeamte 65. 313. 
Jugendstrafrecht, freies Ermessen 

des Richters 66. 41. 
Jugendstrafrichter, Auswahl mit 
Vorsicht 66. 41. 

Jungfräulichkeit und Sexualität 66. 
175. 

Jurist als Psychologe 69. 151. 

Jurist und Irrenarzt, Fehler im Zu¬ 
sammenarbeiten 70. 6. 

Juristische Abhandlungen italie¬ 
nischer Strafrechtlehrer 61. 193. 
Justizgewalten, Trennung 69. 147 
286. 

Justizirrtum und Wiederaufnahme 
63. 93. 

Justizirrt ümer in Bagatellsachen 
61. 98. 

Juwelendiebstahl u. Hehlerei 70. 

200 . 

— Vorgänge 69. 64. 65. 

19 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



18 


Generalregister Bd. 61 — 70. 


Digitizer! by 


K, jenische Stammwörter 65. 69. 

— deutsch-jenisches Wörterbuch «4.316. 

Kampf gegen das Wahrsagerunwesen 

> wahrend der Kriegszeit 68. 126. 

Kampflust bei Tieren 61. 229. 

Kannibalismus bei Tieren 61. 229. 

Kanthariden als Mittel gegen Im¬ 
potenz 62. 386. 

Kartenschlagen, Gaukelei und Be¬ 
trug 61. 121. 

Kaschemmen der Verbrecher 68. 17. 

— — Primitives ders. 68. 34. 

Kasein als Klebstoff, gerichtlicher 

Nachweis 61. 297. 

Kasseneinbrüche bei jüdischen Kor- 

‘1 porationen, Tatbestand 69. 66. 67. 

Kastrate, Charakterveränderung 65. 

Kastration Degenerierter 66. 308. 

— Einfluß auf das militärische Ver¬ 
halten 61. 64. 

— somatische und psychische Folge¬ 
zustände 61. 66. 

— gewaltsam ausgeführte im Kriege 
61. 65. 

— als Strafmittel bei Verbrechern 
68. 19. 

-bei Sexualverbrechern 70. 129. 

Kasuistik über gemeingefährliche 

i * Geisteskranke 70. 7 u. fl. 

Kautschuk Stempel, gefälschte 61.84. 

Keimdrüsen, Einfluß der inneren 
Sekretion auf die Geschlechtscharak¬ 
tere 65. 357. 

Keimdrüsenextrakt als Aphrodisia- 
cum 66. 262. 

Kennzinken der Gauner 68. 13. 

— — Ähnlichkeit »mit der Zeichen¬ 
sprache der Eingeborenen Nord¬ 
queenlands 68. 29. 

-mit Wappen 68. 17. 

Keulen der Wilden und Urvölker, 
Ähnlichkeit den Werkzeugen der 
Verbrecher 68. 44. 

Keuschheit, Verhalten der Fetischisten 
61. 92. 

Kinder, Fürsorge vernachläßigter 62 5- 

Kinderabtreibung, Aufhebung der 
Strafbarkeit 68. 75: 

-bei durch Notzucht im Krieg 

empfangenen Früchten 68. 155. 

— unwahre Selbstbeschuldigung 65.302. 
305. 308. 

Kinderaussetzung von Dienst¬ 
mädchen 65. 195. 

-Statistik 65. 227.. 

Kindermißhandlung 69 223. 

— Anklage und Verurteilung wegen 
Todschlag 62. 175. 

— strafrechtliche Vorschriften 69. 275. 

278. 


! .Kinderverbot* in Bayern, ein in¬ 
teressanter Prozeß über — 61. 100. 

Kinderzensur, Zulässigkeit 61. 103. 
: Kindesalter, Bedeutung bei der 
I Hysterie für Falschangaben 61. 28. 
I Kindesmord, Bestrafung nach dem 
Code Penai 62. 237. 

- — von Dienstmädchen 65. 195: 

-Statisttk 65. 227. 

| — historische Entwicklung der betr. 
Gesetzgebung 66. 180. 

— in Italien, statistische Angaben 63. 
354. 355. 

— durch die Kriegslage 67. II. 

i — Ursachen nach Hutchinson 62. 262. 
j Kindheit der Prostituierten 69. 303. 

! Kinematograph, Darstellung einer 
i Feuersbrunst als Anreiz zu Brand¬ 
stiftung 61. 184. 

i — Verwendung in der forensischen 

I Praxis 69. 141. 

1 -in der Wissenschaft 67. 67. 

j Kinematographen, Filmzensur 62 

I ioi. 

— Verbot des Besuchs von Jugend- 
I liehen 67. 73. 

Kinematographentheater, polizei- 
I liehe Beschränkung des Besuchs 

j 61. 100. 

l — Konzessionspflicht in Elsaß-Loth- 

I ringen 61. 105. 

j — Zulässigkeit der Kinderzensur 61. 
103. ; 

Klassenjustiz, Vorwurf 69. 215.216. 
j Klassifikation der Verbrecher nach 
| Lombroso 61. 253. 

I Klebstoffe, Untersuchungen der ver¬ 
schiedenen 61. 295: Verfahren 300. 

Kleiderfetischismus 61. 80. 

! — Straffälle 68. 228. 230. 231. 

I KleidungderFrau, Anpassung an die 
Berufskleidung des Mannes und deren 
forensische Bedeutung 68. 292. 

Kleptomanie, Diagnose 65. 105. 
i — der Hephephilen 61. 16. 

I — Vorkommen 62. 51: 

-in den Wechseljahren beim Weibe 

61. 7. 

Klimakterium, frühzeitiges aus Er¬ 
nährungsstörungen 67. 233. 

— eingebildete Schwangerschaft im 
Beginn 66. 55. 

' Knabengeburten, erhöhte Tendenz 
im Krieg 68 154. 

Knochenasche, menschliche, Arsen¬ 
nachweis 61. 92. 

Koalitionsfreiheit, Gewährung den 
weiblichen Dienstboten 65. 293. 

Körperbemalung bei Naturvölkern 
ÖS. 51. 56. 
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Körperbeschädigung durch land¬ 
wirtschaftliche Arbeiter in Österreich, 
Statistik 68. 333. 

Körperbeschaffenheit der Ver- ' 
brecher, Beziehungen zu derjenigen 
der Urmenschen 63. 67. 

Körperverletzungen durch indu¬ 
strielle Arbeiter, Statistik 68- 320. 

— Entscheidungen der ungarischen 
Kurie 62. 191. 

— in der Geschichte der Kriminalität 

während des Kriegs 67. 142. ' 

— ungewollte bei Ausübung des Heb¬ 
ammenberufs 68. 350. 

Kollektiverbrechen, Wesen 62. 
28. 29. 

Kolonialtruppen, Desertion 69. 176. 

Komplotte von Tieren zur Begehung ! 
von Übeltaten 61. 233. 

Komposition der Seele. Beziehung 
zur Zurechnungsfähigkeit 62. 292. 

Konkurrenz, starke im Handelsge¬ 
werbe als Ursache von Delikten 
68. 320. 

Konträre Strebungen 62. 70. 

Kontrcktationstrieb als Kompo¬ 
nente des Geschlechtstriebs 6S. 236. 1 

Konzessionspflicht klnematographi- 
scher Vorführungen in Elsaß-Lo¬ 
thringen 61. 105. 

Kopfbildung bei Verbrechern nach 
Lombroso 61. 251. 

Kostentragung bei Verwahrungkrimi¬ 
neller vermindert Zurechnungsfähiger 
in der Schweiz 70. 122. 

Krähenaugen, strychnlnhaltige, Ver¬ 
wendung zu Zauber-Mixturen 66 
272. 27/. 

Kraft, lebendige und tote 68. 253. 

Krampfanfälle, epileptische, Simu¬ 
lation 68. 225. 

Krankhafte Ideen 63. 94. 

Kribbeln in den Nagelspitzen bei 
Rauschen der Seide 61. 5. 

Krieg, Abnahme der Kriminalität im 
gegenwärtigen 62. 393. 

— kriminalistische Bedeutung 61. 291. 

— rassenbiologische Bedeutung 63.359. 

— und Ehe, ungünstiges ;Zahlenver- 
hältnis zwischen Mann und Weib 
vor und nach — 66. 342. 

— und die Reservekräfte des Nerven¬ 
systems 66. 342. 

— Strafreeht und Heeresfähigkeit im 
- 68. 300. 

— Verbrecher, Verbrauchen und Strafen 
während des — 67 133. 

— sexualbiologische Wirkungen 62. 

110 . ' 

Kriegsauszeichnungen, unberech¬ 
tigtes Anlegen 67. 103. 


Kriegserfahrungen im Gefängnis 
67. 1. 

Kriegsgefangene, unwürdiges Be¬ 
nehmen junger Mädchen gegen —- 

— Verwendung in der Landwirtschaft 
und deren nachteiliger Einfluß auf 
die Jugend 66. 37. 

Kriegsgeschädigte 67. 11. 

Kriegsgeschwätzer 67. 11. 

Kriegsgesetze in Deutschland, zu 
viele Strafe durch — 68. 302. 

Kriegskinder-Problem vom recht¬ 
lichen und sozialökonomischen Stand¬ 
punkt 68. 155. 

Kriegspsychologisches 63. 351. 

Kriegsschriften, Verbot des Ver¬ 
kaufs an Jugendliche in Bayern 67.74. 

Kriegsspekulanten, Vermögenser¬ 
werb 67. 141. 

Kriegsteilnehmer, strafbare Hand¬ 
lungen psychisch kranker 69. 300. 

Kriegstrauungen, wilde 66. 37. 

Kriegsunterstützung, Beurteilung 
und Verwendung von den Em¬ 
pfängern 67. 20. 21. 

Kriegswissenschaft, ärztliche (Vor¬ 
träge) 63. 281. 

Kriminalirrenasyle, Errichtung 70. 
93.97. 

Kriminalität, Änderung mit dem 
Wechsel der wirtschaftlichen und 
sozialen Position eines Standes63 360. 

— verschiedener Berufsgruppen bei ein¬ 
zelnen Deliktarten 63. 317. 342. 344. 

— der weiblichen Dienstboten 65. 186. 
187. 202. 

-sexuelle 65. 224. 

— Entstehung nach Drago 62. 1. 

— der Jugendlichen 67. 304. 

— der Kastraten 64. 68. 

— kindliche in der Fürsorgeerziehung 
67. 305. 

— nach dem Krieg 70. 180. 

— Mittel zur Bekämpfung nach Car- 
valho 62. 3. 

— u. Prostitution der weiblichen Dienst¬ 
boten 63. 185. 

— tierische als Vorbild der mensch¬ 
lichen 62. 3. 

— fördernde Umstände nach Lombroso 
61. 254. 

— Vergleich der deutschen mit der 
österreichen 68. 339. 

Kriminalanthropologie, Entstehung 
61. 205. 

— Leistungen und Fortschritte im 
Jahr 1913 62. 106. 

Kriminalanthropologische 
Schule, Definitionen 61. 215. 

-geschichtlicher Rückblick 61. 220. 
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Kriminalasyle für geisteskranke Ver¬ 
brecher mit integrer Intelligenz 02.59. 
Kriminalistik, Bedeutung, der Men- 
delschen Vererbungsgesetze für — 
61. 180. 

— volkskundliche 67. 123 

— „Zwanzig Jahre -* 6t. 39. 
Kriminalistische Giftstudien 62. 

383. 

-Schlangengift als Mordmittel 

63 68. 

Kriminalistische Institute, Errich- 
richtung (Denkschrift) 66. 313. 

-der Universität Graz: Einrichtung 

und Tätigkeit 68. 73. 

-Ergänzung derSammlungen 

61. 186. 

Kriminalistische Mitteilungen 61. 
276. 62. 343. 66. 29. 

-aus dem krim. Universitätsinstitut 

Graz 67. 108 

Kriminalistische Studien:, 

-Arsennachweis in der Asche der 

Mutter Hopfs 61. 92. 

-Justizirrtümer in Bagatellsachen 

61 98. 

— — ein Lourdeswunder vor Gericht 
61. 99. 

-ein interessanter Prozeß über das 

..Kinderverbot“ in Bayern 61. 100. 
Kriminalistische Übergangswirt¬ 
schaft 7«. 180. 

Kriminal-logische Frage betr. 

Rebenabschnittes 61. 61. 
Kriminalmesologie.Übertreibungen 
nach Mandalari 62. 6. 
Kriminalmuseum, Gründung 67. 
123. 125. 

Kriminalpädagogie, Grundgesetze 
63. 349. 

— Institut in Budapest für — 70. 269. 
Kriminalpolitik, Definition von 

Gauckler 62 209. 

- Forderungen bei Degeneration66.307. 

— gegenüber jetzigen und früheren 
Zuchthausgefangenen im Kriege 67. 
253. 

Kriminalpolizei in Baden 70. 180. 

— Berliner, monodaktyloskopische Re¬ 
gistratur 66. 121. 

-Neuordnung der 70. 188. 

Kriminalpraktiker, Anforderungen 

66. 318 

Kriminalpsychologie, allgemeine 

67. 302. 

— Aufgaben bei sexuellen Falschbe¬ 
schuldigungen 61. 30. 

— auf philosophischer Grundlage 62.41. 

— Kasuistik 68. 147. 

— spezielle 67. 303. 

— Verhältnis zur Psychiatrie 68. 251. 


Kriminalpsychologische Studien 
aus der gerichtlichen Praxis 68. 
225. 

Krim inalpsycho-Pathologie,Theo¬ 
rien von Lucas, Andrade und de 
Mattes 62. 56. 

Kriminalsoziologie 62. 113. 

— Begriffsbestimmung von Gauckler 
62. 208- 

— allgemeine Charakterisierung und 
Kritik 62. 60. 

— Entstehung 61 205. 

— Hauptaufgabe 62. 115. 

-Objekt ihrer Forschung 61. 2< 6. 

— Hauptlehren 62. 127, 

-- geschichtlicher Rückblick 62. 119. 

— Theorie von Aubry 62.173, von Cola- 
janni 170, von Dürkheim 174, von 
Turati 169, von Vaccaro 172. 

— Theorien amerikanischer Schrift¬ 
steller 62. 222, französischer 207, 
belgischer 210, italienischer 203, 
portugiesischer 220, rumänischer 221. 

Kriminalstatistik, bayerische, Ge¬ 
schichte 64. 185. 

-Entwicklung der kriminal¬ 
statistischen Erhebungen und deren 
Veröffentlichungen 64. 196. 

— Bedeutung 62. 116. 

— deutsche 63. 314. - 

— von Dienstboten in Frankreich 6». 197. 

--in Italien 63. 196. 

-in Österreich 63. 195 

-in der Schweiz 63. 196. 

— Erscheinungen 69. 4. 

— französische 63. 356. 

— — von Ryckere 63. 188. 

— der Großstädte während des Welt¬ 
kriegs 67. 131. 

— italienische 63. 344. 

— österreichische 651. 331. 

— österreichische, Unterscheidung von 
der deutschen 63. 332. 

— Regel für die Zusammenstellung von 
Daten 62. 118 

— der Schweiz 63. 341. 

— von Spanien ©1. 362. 

— Systeme ©2. 117. 

— vergleichende 62. 116. 
Kriminaluntersuchung u Krimi¬ 
naltechnik, Methodik 70. 147. 

Kriminalwissenschaft, Wichtigkeit 
69. 287. 

Kriminelle, jugendliche, Simulation 
©1. 238. 

— neue Untersuchungen 62. 111. 
„Kriminelle Sättigung“, Gesetz der 

sogenannten ©2. 127. 133. 
Kriminologie, Übersichtstafel 66. I. 
Kunst der Verbrecher, primitive Äuße¬ 
rung 6S. 35. 
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K unstgegenstände von Verbrechern 
aus Strafanstalten 68. 66. 67. 

Kurpfuscherei, Untersuchung wegen 
innerer Anwendung kantharidinhal¬ 
tiger Insekten 62. 884. 385. 

Kurzlebigkeit der Verbrecher 62. 21. 


L, jenische Stammwörter 65. 69. 

deutsch-jenisches Wörterbuch 64 327. 

Lacksiegel, Pseudopapillaren in einem 
— und deren Erklärung 65. 179. 

Laienrichter in Strafsachen (Leit¬ 
faden für Schöffen und Geschworene) 

67. 313. 

Landarbeiter,- Körperverletzungen 
(österreichische Statistik) 63 333. 

— Straffälligkeit 63. 327. 

Landarbeiterinnen in Italien, Straf¬ 
fälligkeit 63. 355. 

Landesgesetzgebung in Bayern (bis 
zum Jahre 1861) 64. 187 (von 1861 
bis zur Reichsgesetzgebung) 194. 

Landesverweisung, Beurteilung bei 
der Grenzüberschreitung duch einen 
bestraften Krieger 64. 291. 

Landlriedensbruch, Entscheidungen 
vom ungarischen höchsten Gerichts¬ 
hof 62. 189. 

Landstreicher. Charakterzüge 62. 2. 

— Fahnenflucht 69, 176. 

— Sprache 63. 5. 

— als Verfertiger gefälschter Stempel 

61. 85. 86. 

Langlois, Fall von Hephephilie 61. 10. 

Lebensmittelwucher in der Kriegs¬ 
zeit 67. 13. 

Legflinten der Verbrecher (eine Art 
Selbstschüssel 69. 45. 48. 

Legitimation, gefälschte 64. 272. 

Lehrer und Zeichner. Zahnmerkmale 
66. 329. 67. 122. 

Leiche, forensische Bedeutung der post¬ 
mortalen Veränderungen der Haar¬ 
farbe 66. 11. 

— des als verschwunden gemeldeten 
Kontorboten Müller in Hamburg, i 
Identifizierung der aufgefundenen 
Teile 63. 289. 

Leichenabwaschwasser zu Heil¬ 
zwecken 61. 123. 

Leichenschändungen ausTalisman- 
aberglaube 61. 123. 128. 

Leichtfertigkeitder Verbrecher62.24. 

Leidenschaftsverbrecher nach 
Lombroso, Kennzeichen 61. 253. 

Leim, Bestandteile, chemische Reak¬ 
tionen und gerichtlicher Nachweis 
61. 295. 

Leuchtgasvergiftung bei Familien¬ 
mord 67. 282. 283. 


Lichterscheinung u. Lichtempfin¬ 
dung, Kausalzusammenhang 62. 81. 
Liebe und Geschlechtstrieb 66.185. 

— zu Tieren der Epileptiker 62. 58. 

— — der Prostituierten 62. 39, 

— verschmähte, Anlaß zu Racheakten 

61. 283. 

Liebesgabenräuber im Krieg 67. 8. 
Liebesmord, .Eros, der tötet“ 62,110. 
Liebestränke als Aphrodisiaca 66. 
244. 245. 248 

Lieb es verfolge rinnen, hysterische 

64. 15. 

Literatur, Neuerscheinungen s. diese. 
Lockerung der Sitten infolge des 
Kriegs 66. 37. 

Lohnarbeiter wechselnder Art, Krimi¬ 
nalität 63 322. 

Lombroso, Verbrechen u Verbrecher: 

— — — Beobachtungen 61. 226. 

-— Theorien über 61. 250. 

— -kritische Erörterung 61. 

255. 

Lourdeswunder vor Gericht 61. 99. 
Lügen, Hang der Prostituierten zu — 

62. 40. 

— der Hysterischen 64. 2. 11. 

-Material 64. 13. 

-und Selbsttäuschung: Ver¬ 
mischung 64. 16. 

— der Zuchthäusler 63, 137. 
Lügenhaftigkeit im Kindesalter 61 

240. 

— Handschrift bei — 69. 10. 

Lunge, Atmungssymptome 62. 100. 
Lustmörder Max Dietze, motiviertes 

Gutachten 64. 228. 

M, jenische Stammwörter 65. 69. 

— deutsch-jenisches Wörterbuch 64.333. 
Männerberufe in Italien, Kriminalität 

63. 344. 

Männerkindbett,Vorkommen 66.192. 
Maffia, eine sizilianische Verbrecher¬ 
gesellschaft 62. 229. 

— Einfluß auf das staatliche, soziale 
und familiäre Leben 68. 19. 

— kriminelle Vergehen 62. 153. 
Maiwurmkäfer(Maiwurm), ein Volks¬ 
heilmittel in Bayern 62. 384. 

Malaria, Volksmittel gegen — 66. 229. 

— s. auch WechselTieber. 
Mandragorawurzel, Zauberkraft 69. 
59. 60. 61. 

Manie, Formen 62. 48 
Marktgroschen im Gesindediebstahl 

65. 248. 

-bei Wiederholung, Bestrafung 

65. 250. 

Maschinenschriften, Fälschungen 
6t. 259. 
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Maschinenschriften, Untersuchung 

61. 269. f 

Masken der Verbrecher, tiroler 68, 33. 

Masochismus nach v. Krafft-Ebing 

68. 225. 

Massenmörder Wagner von Deger¬ 
loch 62. 99. 

Massensuggestionen, aktuelle 63. 
285. 

Massen verbrechen, Beteiligung Rieh. 
Wagners an einem Exzeß in Leipzig 

62. 281. 

— s. auch Kollektiwerbrechen. 

Maßnahmen, sichernde gegen ver¬ 
brecherische Geisteskranke nach dem 
Strafrecht 70. 49. 

— — - — nach den schweizerischen 
Strafgesetzvorentwürfen (Vollzug) 

70. 122. r 

-gegen verbrecherische Unzurech¬ 
nungsfähige nach geltendem Recht 
in Deutschland 70. 76, in England 
80, in Frankreich 79, in Italien 80, 
in Norwegen 81, in Österreich-Un¬ 
garn 78, in der Schweiz 82. 93. 

--nach den Strafgesetzvor¬ 
entwürfen in Deutschland 70. 86, in 
Frankreich 89, in Österreich-Ungarn j 
89, in der Schweiz 90, 97. 

— — gegen verbrecherische vermindert 
Zurechnungsfähige nach geltendem 
Rechte 70. 102. 

Masturbation einer Fetischistin 61.3. 

— mittels Stoffen 61. 20. 

Materialisation eines Fetisch 61. 30. 

Mayer, Julius Robert, seine Krankheits¬ 
geschichte und Geschichte seiner 
Entdeckung 63. 95. 

Medizin, gerichtliche mit Einschluß 
der gerichtlichen Psychiatrie und 
der gerichtlichen Beurteilung von 
Versuchs- und Unfallsachen 61. 301. 

— soziale im Heere 60. 154 

Meer-Stint als Aphrodisiacum 66. 
255. 

Meineid in einer Anklage wegen 
Vaterschaft, Beweis 67. 161. 

Melancholie, Differentialdiagnose von 
pathologischer Affektreaktion 67.286. 

Menscheigenschaft, Erlangung, 
rechtliche Bedeutung und Behand¬ 
lung 64. 356. 

Menschenraub nach dem öster¬ 
reichischen Strafgesetzbuch 66. 35. 

Menstruation, Kausalzusammenhang ' 
mit Warenhausdiebstahl 63. 113. 

— u. Psychose 63. 354. 

— vikariierende als Ursache vermut¬ 
licher Schwangerschaft 66. 55. 

Menstrualblut, Verwendung zu Lie¬ 
beszauber 66. 256. 260. 


Merkmale, dominante und rezessive 
der Vererbung nach Mendel 61. 182. 

Messer von Häftlingen gefertigt 68.62. 

— Primitivität 68. 66. 

Messerspuren, Untersuchung nach 

Kockelschem Verfahren 61. 62. 

Messungen, exakte der Handschriften 
68. 208. 

— an Geisteskranken 68. 311. 

Metallarbeiter, Zahnmerkmale 66. 

327. 67. 119. 

Metallstempel, gefälschte (Herstel¬ 
lung) 61. 84. 

Meteorologische Einflüsse bei den 
Tieren 61. 235. 

Mikroskop zur Untersuchung von 
Schriftfälschungen 67. 149. 

Mikroskopie zur Aufdeckung von 
Fälschungen 64. 284. 

— Im Dienste der Kriminaluntersuchung 
70. 149. 

— Verwendung eines Glaszylinders bei 
mikroskopischen Untersuchungen 
68. 74. 

Mildernde Umstände bei Dienst¬ 
boten-Diebstahl 63. 245. 

Militärdienst, Unlust zum — als 
Ursache der Desertion 69. 173. 

— Verhalten der Kastrate 64. 68. 

Militärmedizin und ärztliche Kriegs¬ 
wissenschaft (Vorträge) 63. 281. 

Militärpersonen, Delikte der Roheit 
nach ihrer Entlassung 67. 136. 

Militäspsychiatrie und Militärkri¬ 
minologie 69. 154. 

Militärwesen, Stellung der Simu¬ 
lation im — 63. 205. 

Militär- und Zivilstrafverfahren 
nach österr. Recht 62. 107. 

Minderjährige, Fürsorgeerziehung 70. 
268. 

— Verführung durch Dienstmädchen 65. 
225. 226. 

Minderwertige (intellektuell odei 
moralisch), Neigung im Kriege zur 
Fahnenflucht 68. 270. 69. 174. 

Minderwertigkeit, biopsycho¬ 
logische der Dienstboten nach Corre 
und de Ryckere 63. 207. 

— moralische und soziale in Schweden, 
statistische Erhebungen 62. 83. 

Mi sch schrift in Verbrecher-Hand¬ 
schriften 69. 12. 15. 

— — psychologische Erklärung 69. 19. 

Mißbrauch der gesellschaftlichen Ein¬ 
richtungen von Verbrechern 68.20.34. 

Mißhandlung, erlaubte Notwehr bei 
- 63. 50. 

Missetat, Verfehlungen nach Servin, 
bei - 62 124. 
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Miszellen, historische Ober Schund¬ 
literatur als Verbrechenanreiz 61. HO. 
Mitteilungen aus der Praxis: 

-Abgießen von Fußspuren 64.263. j 

-Schweißkanalöffnungen und Fin- I 

gerabdrücke 64. 268. 1 

Mode, Erotik in den Motiven 65. 359. 
Mörder, Eigenschaften 62. 27, nach 
Marro 62. 12. 

— Ermittelung « mittels Tischrückens 
69. 40. 

— Gesichtszüge 61. 248. 

— Handschrift 69 1. 

Molische Reaktion auf Kohlehydrate 

zum Nachweis von Dextrin 61. 299. 
Monomania homicida, Geisteszu¬ 
stand bei — 62. 50 

— Unterscheidung von einer zum Mord 
führenden Leidenschaft 62. 55. 

Monomanien, affektive, 62. 49. 

— erotische 62. 49. 

— Formen 62. 48. 

Monopolisierung der Siegelstempel¬ 
erzeugung 61. 89. 

Moraldefekt Hysterischer 64. 10. 

— und moralische Unreife 68. 177. 
Moral insanity, Bedingung durch 

fehlerhafte Erziehung 61. 243. 

— Begriff nach Pritchard 62. 262. 
MoralischDefekt eBehandlung70.122. 
Moralische Empfindungen, Defi¬ 
nition von Garofalo 62. 144. 

Moralische Freiheit, Beschränkung 
nach Ferri 62. 127. 

Mora lisch e Minderwert igk eit, Ein¬ 
fluß äuf strafbare Handlungen 66.155. 
Moralischer Sinn, Definition von 
Imbert 62. 28. 

— — Entstehung bei Kindern 61. 241. 

— Schwachsinn s. Moral insanity. 
Moralisches Irresein, Keime dess. 

beim Kind im ersten Lebensjahr 
61. 239. 

— Kennzeichen 69. 5. 

Moralisch Imbezille, Internierung 

nach englischem Gesetz 66. 333. 
Moralität und Sexualität 67. 308. 

Mord, aus Aberglaube eines Epilep¬ 
tischen 65. 252. 269. 

— durch Dienstmädchen 65. 199. 

— iur Frage der Überlegung beim — 

69. 186. 

— eines Gendarms bei Herzogenburg 
durch Wilderer 68 81. 

— u. Sittlichkeitsverbrechen, Tatbestand 

70. 151. 

— Untersuchung ohne Leiche 66. 161. 

— Verurteilung ohne Auffindung der 
Leiche 67. 175. 191. 196. 

-wegen Doppel - Kindermords 65. 

148. 


Mord, Wiederaufnahmebegehren als 
Motiv 67. 229. 

Mordbeten und Mordmessen der Ver¬ 
brecher 68. 60. 

Mordbrennerzinken aus dem Ende 
des 17. Jahrhunderts 68. 9. 

Morde und Mörder, kriminalpsycho¬ 
logische Bilder 68. 79. 

Moramittel, Schlangengift als - 63. 

68 . 

Mordsucht, Bestehen und Bedeutung 
für das Strafrecht 62. 98. 
Morduntersuchung ohne Leiche 62. 
343. 65. 144. 

Mordversuch als entgleister Affekt 
65. 140. 

— verkannter 69. 299. 

: Mordwerkzeuge, Beweiswert 61.165. 
! - des Komplotts gegen Erzherzog 

Franz Ferdinand 64. 99. 
Morgensterne der Verbrecher, Ähn- 
I lichkeit mit den Keulen der Wilden 

i 68. 43. 44. 

, Motiv 63. 246. 

— psychisches 68. 273. 

— einer Siebzehnjährigen zum Raub¬ 
mord 70. 134. 

— der Tat auf dem Gebiet des Straf¬ 
rechts 67. 131. 

— Ursprung 63. 258. 

— Verhältnis zum Zweck 63 268. 

— Wichtigkeit 63 266. 

' Motive, bewußte bei Brandstiftung 
65. 352. 

, — zur Desertion 69. 161. 166. 171. 
-im Kriege 68. 262. 263. 

— — bei Landesverweisung 64 . 292. 

— im Fall Trinkaus 67. 195. 

— zu einem Geldtaschenraub 67. 112. 

— militärische 63. 282. 

-der Kriegsteilnahme ehemaliger 

Gefangener 67. 6. 

— des Selbstmords 67. 291. 293. 

— sexuelle bei Warenhausdiebinnen 65. 
103. 111. 

— sittliche, Hauptforme/i nach Wundt 
63. 260. 

— strafwürdiger oder verbrecherischer 
Handlungen 63. 277. 

— Unklarheit Bestrafter über — ihrer 
Tat 63. 277. 

Motivähnliche Erscheinungen 63.271. 
Motivtafeln 63. 265. 
Münzfälschungen 68. 24. 27. 

— Werkzeuge zu — 68. 49. 50. 
Müßiggangais Ursache von Verbrechen 
62 120. 

Munitionsfabriken, Verwendung 
früherer Zuchthausgefangener 67. 
261. 

Mutacismus, Simulation 63. 147. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



24 


Generalregister Bd. 61—70. 


Digitized by 


Mystische Prozeduren zur Ent¬ 
deckung und Bestrafung von Dieben 
« 1 . 120 . 

N, jenische Stammwörter 65. 69. 

— deutsch-jenisches Wörterbuch 64.341. 
Nachahmung geistiger und nervöser 

Krankheitssymptome von Kindern 
63. 237. 

— von Tätowierungen 61. 249. 

— von Verbrechen nach Tarde 65. 
154. 157. 

Nachahmungskunst der Stempel¬ 
fälscher 61. 89. 

Nachahmungstrieb bei Kindern 

61. 243. 

Nachbarn, indolente bei fortgesetzter 
Kindermißhandlung durch die Mutter 

62. 175. 176. 

Nachrichtensa mm eis teile über Ver¬ 
mißte u. unbekannte Tote für Preußen 
70. 234. 

Nachruf für Hans Groß 65. I. 

— für William James Herschel 70. 139. 
Nachwuchs von Verbrechern, Stellung 

zur Simulationsfrage 63. 237. 
Nachtwandeln und Mondsucht62.98. 
Näherinnen, Zahnmerkmale 67. 121. 
Nahrungsverweigerung von Simu¬ 
lanten 63. 190. 

Namenfälschung der Verbrecher 

68. 15. 

Narbenzeichnung bei Verbrechern 
und bei Naturvölkern 68. 52. 
Narkose Hysterischer als Quelle illu¬ 
sionärer Falschdeutungen 64. 23. 
Nasenindex bei Verbrechern 61. 244. 
Nationalcharakter und Strafprozeß 
67. 311. 

Nationalitätsfaktor der Kriminaliät 

63. 336. 

Naturrecht gegenüber positivem Recht 

69. 219. 

Näturwissenschaftals strafrechtliche 
Hilfswissenschaft 61.205.219. 70. 148. 
Natur Wissenschaft liehe Anschau¬ 
ung und Strafe 69. 297. 
Nebengesetze, strafrechtliche des 
Deutschen Reichs, Stengleins Kom¬ 
mentar 62. 107. 

Nebenverdienst- Schwindler im 
gegenwärtigen Krieg 67. 9. 
Negative Zuchtwahl 66. 294. 
Nerven- und Seelenleben, Einfluß 
von Klima, Wetter und Jahreszeit 
61. 191. 

Nervensystem, Reservekräfte im 
Krieg 66, 342. 

Nervöse und psychotische Zu¬ 
stände, Wandlungen und Gegen¬ 
sätze in der Lehre von — 61. 190. 


Neurasthenie, moralische 62. 31. 

— u. Simulation 63. 218. 

— Vorspiegelung von Deliquenten und 
ihre Feststellung 63. 230. 231. 

Neurastheniker, Neigung zum Weg¬ 
laufen aus der Front im Kriege 
68. 273. 

— psychologische Merkmale 62. 33. 

— strafrechtliche Verantwortlichkeit 62. 
32. 34. 

Neuerscheinungen auf dem Gebiete 
der Kriminologie Ende 1915 und 
Anfang 1916 66. 344. 

-in derersten Hälfte 1916 67.78. 

-67. 314. 

--Dezbr 1916 — März 1917 

68. 314. 69. 155. 

-— März bis Juni 1917. 69. 306. 

- 70. 262. 

Neurosen und Psychosen des Puber- 
tätsalters 61. 189. 

Nichthinderung eines Verbrechers 
62. 175. 

Nichtstun der Prostituierten 62. 40. 

Nisus formativus. Entwicklungshem¬ 
mung 62. 14. 

Nordamerika, Aberglaube, krimineller 
61. 123. 

Notwehr, Begriffsdefinition 63. 53 

— Recht zu - 63. 49. 

— bei Tieren 61. 229. 

Notwendigkeit, TheorieFerris62.129 

Notzucht, Strafbarkeit 66. 59. 

— mit folgendem Totschlag an der 
Tochter begangen 66. 29. 

Notzucht versuch, Tatbestand 66.196. 

Nuscha-Butze, Fall wegen Gesund- 
betens 69. 27. 29. 33. 

O, jenische Stammwörter 65. 70. 

— deutsch-jenisches Wörterbuch 64.344. 
i Obduktionsbefund eines durch Lust¬ 
mord getöteten Mädchens 64. 229 

Oberaufsicht über den Strafvollzug 
bei verbrecherischen Geisteskranken 
in der Schweiz 70. 125. 126. 

Öffentliche Sicherheit und Ord¬ 
nung, Begriffsbestimmung 70. 68. 

Öffentlichkeit, zur Frage der — bei 
einem der Zensur unterliegenden 
Brief 64. 106. 

— des Strafverfahrens 67. 201. 202. 

Ölkäfer (Maiwürmer) als Volksmittel 

gegen Rheumatismus 62. 385. 

Onanie und Homosexualität 68. 295 

— weibliche, Mittel und Zweck 61. 6. 

Opferstock-Diebstahl, Geräte für 

1 - 68 38. 39. 

Opferwilligkeit im Kriege 07. 7. 

Optik im Dienste der Verbrechens¬ 
erforschung 70. 264. 
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Orderusch wind ler, Straftaten®?. 105. 
Ordnung, autoritative unter Ver¬ 
brechern 68. 18 

Organotherapie, Rolle bei der Be¬ 
reitung von Liebesmitteln6tt.260.261. 
Orgasmus, eugenische Bedeutung tttt. 


P, jenische Stamm Wörter 65. 70. 

— deutsch-jenisches Wörterbuchttt. 347. 

Päderastie, Neigung der neapoli¬ 
tanischen Camorristen zu — 62. 229. 

— als Teilerscheinnng einer schweren 
degenerativen Veranlagung 69. 87. 

Päderasten,HerkunftunaWesen62.25. 

Palais de Danse und Schauspiele¬ 
rinnen 65 347. 

Papillarlinien an den Fingern, Erb¬ 
lichkeit und ihre forensische Be¬ 
urteilung 67. 161. 165 167. 

— der Fingerspuren auf Papier, Sicht¬ 
barmachung 63. 289. 

Paralyse, Diagnose bei psychopathisch 
veranlagten Verbrechern 69. 299. 
bei Prostituierten, Statistik 66 286. 

— Simulierung von Kriminellen 68. 233. 

— bei Warenhausdiebinnen 65. 114. 

Paralytiker, Deszendenz 61 302. 

— Neigung zum Schmücken mit Orden 
67. 106. 

Paranoia, chronische bei einem Döku- 
mentenfälscher 64. 282. 

— eingebildete Schwangerschaft bei 
68. 54. 

— Vortäuschung 68. 186. 

Periodenmittel zur Herstellung der 

Menstruation 6S 27. 

Perseveration bei SchrifHerstellung 
64. 288. 

Persönlichkeit, eigene, sexuelle 
Falschbezichtigungen von Hyste¬ 
rischen 64. 6 

Personen- und Vermögensdelikte 
. verschiedener Gruppen in Frank¬ 
reich, Statistik 63 261. 

Perversionen, sexuelle 66. 189. 

-Angeborensein 64, 75. 

-männlicher Kastrate 64. 67. 

-auf dem westlichen Kriegsschau¬ 
platz 64. 69. 

Pflanzen als Mittel gegen Impotenz 
62. 390. 

— Tötung von Insekten nach Darwin 
61. 227. 

— stark wirkende, Verwendung zu 
Zaubertränken 66 276 277. 

Pflegschafts- und Strafgericht, 
Zusammenarbeit 66. 29. 

Pflichtverletzungen in der Kinder¬ 
erziehung 69. 272. 274. 


Phaliuskult im Felde 64. 69 
Phalluspilze, erotische Benennung 
und Huf als geschlechtserregende 
Wirkung 62. 390. 

Phantasie, abwechslungsreiche bei 
Schriftfälschungen 64. 288 

— Hysterischer 64. 2. 5 
Phantasten, kriminell gewordene 

degenerative 64. 271. 

Phobien der Neurastheniker 62. 33. 
Photogrammetrische Aufnahmen 
ohne Spezialkamera 63. 1. 3. 

-des Tatbestandes mit Eichbergs 

Kamera 66. 87. 

-eines unebenen Terrains 65. 29. 

Photographie zur Aufdeckung von 
Fälschungen 61. 284. 

— von Fußspuren 63. 86. 

— gerichtlicher Urkunden 67. 241. 
Physiognomie, moralisch Irrer, Merk¬ 
male des typischen Verbrechers 62. 
55 

— verbrecherischer Tiere 61. 235. 

— des Verbrechers nach Lombroso 

61. 247. 249. 

Physiognomik, Begründung 61. 221. 
Physische Freiheit, Beschränkung 

62. 127 

Pigmentanomalien des menschlichen 
Haares 66. 8. 

Pillen, orientalische als Schönheits¬ 
mittel 66. 239. 

Pistolen, von Verbrechern erzeugte 

68. 45. 47. 

Pitaval der Gegenwart 65 183. 
Plakatbilder, Verbot des Anschlagens 
und Ausstellens in Bayern 67. /4. 
Politik als Beweggrund zur Fahnen¬ 
flucht im Krieg 6S 270. 

— Reformen Zur Verminderung der 
politischen Verbrechen 62. 136. 

Polizei, moderne, Aufgaben 64 60 

— Präventivwirkung 62. 351. 
Polizeibericht über Schwindeleien 

im gegenwärtigen Krieg 67. 9. 
Polizeidienst, Erfahrungen aus — 

69. 64. 

Polizeihunde, angebliche Erfolge 
65. 344. 

Polizeiliche Überwachung der 
heranwachsenden Jugend 66. 39. 
Polizeiliches Erkennungswesen, 
Theorie 62 351. 

Polizeistunde für Kinder, Einführung 
im Krieg 67. 13. 

— Wirt als Organ der Polizei beim 
Überschreiten 63. 60 

Positivismus in der Strafrechtsleh*e 
61. 213. 

— Schule des kritischen 62. 279. 
Postvergehen im Krieg 67. 8. 
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Prädisposition für pathologische 
Affekthandlungen durch äußere Mo¬ 
mente 67. 288. 

Prämeditation, Psychologie 62. 43 

Prävention von Verbrechen durch die 
Polizei 62. 351. 

Präventionsgedanke der Strafe bei 
Dienstboten 65. 191. 

Präventivkehr, ehelicher, Verbreitung, 
Verursachung und Methodik 69. 291. 

Presse, Einfluß auf die Kriminalität 

62. 222. 

Preßgesetz, neues in Ungarn 62. 198. 

Preßvergehen nach der Reform des 
schweizerischen Strafrechts 69. 134. 

Primitives am Verbrecher 68. 1. 5. 

— - seiner Mittel und Einrichtungen 
68. 28. 

Privatklage, Zulässigkeit im Straf¬ 
prozeß 62. 205. 

Privatpersonen, berechtigte Eingriffe 
zur Aufrechterhaltung der Rechts¬ 
ordnung 63. 60. 65. 

Problem, psychologisches desMotlves 

63. 249. 

-Wichtigkeit der Erforschung 

63. 266. 

.Problematische Existenzen*, 
Tätigkeit während des Krieges 67.142. 

Progressive Paralyse bei Prosti¬ 
tuierten, Statistik 63. 286. 

-Simulierung von Kriminellen 

63. 233. 

Prophezeiung des Weltuntergangs 
am 12. April 1915 von Olschowy 

61. 174. 

Prostituierte, Degeneration 62. 2. 

— Kindheit 69. 303 

— Kriminalität in Italien 63. 351. 

— parasitäre Lebensführung 67. 304. 

— psychische Merkmale 62. 38. 

— Psychopathologie 63. 286. 

— Schutz durch die neapolitanische 
Camorra 62 228. 

Prostitution, Bekämpfung am Nieder¬ 
rhein (Geschichte) 66. 1/9. 

— der Dienstmädchen. Anteil 65. 203. 

-Verhältnis zur Kriminalität 65.185 

— in Südspanien besonders bei den 
Zigeunern 66. 188? 

— staatliche Überwachung 62. 100. 

Protokollierung im Vorverfahren 

67. 198. 

-Abfassung des Protokolls 67. 207. 

— Bedeutung des Schriftführers 
67. 204. 

-Inhalt des Protokolls 67. 209. 

— — im Vorverfahren, Klarheit des 
Protokolls 67. 219. 

— — erschöpfende Kürze des Proto¬ 
kolls 67. $16. 


Prozeß des Leutnants de la Rondcre 
66. 193. 

'Prozeßmaterial, Verfahren beim 
I Sammeln 61 58. 

I Prozeßordnung, Vernehmungstech¬ 
nik 61 162. 

Prozeßtalismane, Anwendung 6t. 
121 122. 

Prüderie, amerikanische 66. 175. 
Prüfungsschwindel, Identitätsaus¬ 
weis des Kanditaten 62 66. 
Pruritus vulvae infolge Masturbation 
61. 12. 

Pseudofetischismus 61. 4. 

— Definition 64. 83. 

— Unterscheidung von echtem FetischiS- 
mus 64. 90. 

Pseudologia phantastica: angeblicher 
Unfall auf einem Dampfer 62. 376. 
Pseudopapillaren auf einem Siegel 

64. 105. 65. 179. 

Pseudoverbrecher, Charakterzüge 

62. 271. 

Psyche Inhaftierter, Charakteristisches 

63. 277. 

Psychiatrie, allgemeine und spezielle 
62. 100. 

— gerichtliche 61. 304. 

Aufgabe bei gemeingefährlichen 
Geisteskranken 70. 54. 

-Bedeutung der galvanometrischen 

Untersuchung 65. 133. 

— — wichtige Entscheidungen 62. 105. 

— - und Fürsorgeerziehung 68. 308. 
-Unterricht an den Universitäten 

in 67. 95. 

Psychiatrische Diagnostik. Lehr¬ 
buch von Gregor 61. 190 
Psychiatrischeuntersuchungen in 
der niederösterreichischen Zwangs¬ 
arbeitsanstalt Korneuburg 63 286. 
Psychische Voraussetzungen des 
verbrecherischen Entschlusses 64. 54. 
i Psychischer Habit ual-und Durch¬ 
schnittszustand der Hysterischen 
j 64. 10.' , 

PsychoanalytischeBewegung,Ge¬ 
schichte 63 283. 

I Psychologe als Sachverständiger (eine 
Entgegnung) 69. 136. 

Psychologie der Beobachtung69.127. 

— der Brandstifter 65. 351. 

— durch Erfahrung und wissenschaft- 
schaftliche 61. 163. 

der Erinnerung 65. 137. 

— forensische und Prozeßordnung 61. 
161. 

— der Geschlechter 67. 303. 

— des Giftmords 69. 79. 

— des Massenmörders Wagner von 
Degerloch 62. 99. 
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Psychologie der Prämeditation62.43. 

— der Religion, des Überbewußtseins 
und der Sprache, Experimentalunter¬ 
suchungen 63. 94. 

— Richtungen in 62. 18. 

— der Strafanzeige weiblicher Jugend¬ 
licher 65. 326. 

— der Strafverhängung 6!?. 394. 

— der Urteilsfindung 61. 160. 

—- des Verbrechens 67. 301. 

— der Verbrecher 69. 2. ¥ 

— geborenen nach Lombroso 61.249. 

— — der Zeugenaussage, Schema 61.- 
167. 


Psychologie und Psychopatho- 
- logie der Brandstifter 69. 149. 

— der Fahnenflüchtigen im Kriege 1 
68. 260. 

Psychopath und Ästhetin 66. 132. 
Psychopathen, vagabundierende, | 
Neigung im Kriege zur Fahnen- 1 
flucht 68. 268. 

Psychopathische Konstitution Ka¬ 
strierter 61. 67. 

— im Kindesalter 66 342. 

— Krimineller, Rolle der Simulation I 

63. 232. | 

Psychopathische Zustände beim f; 
Militär, forensische Beurteilung 651. j 
281. % 

Psychopathologie der Fetischisten 
6t. 71. 

— der Prostituierten 63. 286. 

— u. Strafrecht 62. 51. 

— der Warenhausdiebe 65. 103. 

Psychosen, Einteilung 62. 106. ! 

— Einwirkung auf die Menstruation 
65. 355. 

— des Pupertätsalters 61. 189. 

— bei Soldaten als Motiv der Fahnen¬ 
flucht 68. 263. 275. 

— allgemeine Symptomatologie 62.106. 1 
Psychotische Zustände als Ursache I 

S eschlechtlicher Falschbezichtigung j 
ysterischer 6t. 18. 

— Wandlungen und Gegensätze in der 
Lehre von — 61. 190. , 

Pubertätsalter, Einfluß auf sexuelle j 
Falschbeschuldigung Hysterischer i 
6t. 27. J 

— Neurosen und Psychosen im — » 

61. 189. 

— und Psychopathie 61. 191. 
Pulverfabriken, Einfluß des Nitrierens 
auf die Zähne 67. 113. 

Puppenfe tisch ism us, forensische Be¬ 
deutung 68. 282. [ 

— Beziehung zu Warenhausdiebstählen 
65. 116. i 

— Kombination mit Homosexualität 1 

65. 118. t 


Putativdelikt, Behandlung69.H92.293. 
Pyromanie als eine Variation des 
Irrsinns 62. 50. 


Q, deutsch-jenisches Wörterbuch 6t. 351. 

R» jenische Stammwörter 65. 70. 

— deutsch-jenisch.es Wörterbuch 6t 351. 
Rache, Veranlassung zu Delikten bei 

Dienstmädchen 65. 200. 
Rachegefühl im Kindesalter 61. 240. 
Rach süchtige, Gemütszustände 62. 72. 
Räuber, charakteristische Eigenschaften 
nach Marro 62. 12. 

— Handschrift 69. 1. 

Räuberhöhlen, Primitives 68. 34. 
Räuchern von Kranken zu Heilzwecken 

61. 117. 

Rangordnung, kriminelle der sozialen 
Gruppen in Deutschland und Öster¬ 
reich 63. 339. 

Rassen bi ologischeBedeutung der 
Kriege 65. 359. 

Rassenhygiene in den vereinigten 
Staaten Nordamerikas 61. 303. 
Rassenkriminalität 63. 319. 
Ratskammer im Strafprozeß 61. 49. 
Raubmörder, Johann Battistig 66. 147. 
Raubmord von einem Geisteskranken 
69. 302. 

— von einer Siebzehnjährigen 70. 133 

— Tatbestand 70. 153. 

Raubversuch mit Verwendung von 

Azetylengas 66. 157. 

Rauch verbot für Jugendlichein Bayern 
67. 72. 

Raumgefühl beim Schreiben 68. 179. 

-Linien des — bei der Grapho- 

metrie 68. 190 

Rauschzustand, pathologischer, Be¬ 
urteilung bei Kriminellen 63. 232. 

-Nachweis 69. 115. 

-Veranlassung zu sexuell gefärbten 

Wahrnehmungsfälschungen 61. 22. 
Realisierung eines kriminellen Tat 
bestandes 65. 173. 175. 

Recht, Ablehnung der metaphysischen 
Begründung von Letourneau 62. 14 

— Definition von Carnevale 62. 284. 
285, von Longo 62. 204. 

— geltendes über Behandlung ver¬ 
brecherischer vermindert Zurech¬ 
nungsfähiger in Italien und Nor¬ 
wegen 70. 103, ln der Schweiz 104. 

-zum Schutze gegen gemeinge¬ 
fährliche verbrecherische Unzurech¬ 
nungsfähige in Deutschland 70. 76, 
in England 80, in Frankreich 79, in 
Italien 80, in Norwegen 85, in Öster¬ 
reich-Ungarn 78, in der Schweiz 82. 


Digitizetf by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSlTY OF MICHIGAN 




28 


Generalregister Bd. 61—70. 


Digitized by 


Recht;*natürliches nach Servin62.124. 

— ein geregelter und nützlicher Zwang 
nach Romagnosi 61. 199. 

Rechtsanwendungslehre der Ge¬ 
genwart 65. 181. 

Rechtsbrecher, abnorm veranlagte, 
Handschriften 69. 5. 
Rechtsempfinden des Volkes, Wider¬ 
sprüche 67. 231. 

Rechtsirrtum, Auffassung der un¬ 
garischen Kurie 62 185. 
Rechtsordnung, Aufrechterhaltung 
63. 61. 

Rechtspflege in Frankreich, Ge¬ 
schichte 66. 193 

Rechtsprechung in Strafsachen, 
Grundprinzipien derkgl. ungarischen 
Kurie 62. 180. 

— Verhalten der einzelnen Gerichte 
in — 69. 216. 

Rechtssicherheit, Gefährdung 70.67. 
Rechtswissenschaft,Idee einer ver- 

? [leichenden universalen 62. 105. 
lexkriminalität nach Ferri62.133. 
Reformen der Rechtslage der Haus¬ 
dienerschaft 65. 235. 236. 

— soziale als Strafersatzmittel 62. 135. 
des schweizerischen Strafrechts 60. 
132. 

— des strafrechtlichen Unterrichts durch 
Hinzuziehung von Hilfswissen¬ 
schaften 66. 316. 

Registratur, monodakty loskopisch e 
der Berliner Kriminalpolizei 66. 121. 
Reichsgericht, Rechtsprechung 69. 
293. 

Reichsgerichs Verfassungsgesetz, 
Wirksamkeit und Einrichtung in 
Bayern 61. 195 

Reichsgesetzgebung, Einführung in 
Bayern 64. 195. 

Reichsstrafgesetzbuch, gewichtige 
Stimmen über das Unrecht des § 175 
62. 104. 

Reife, intellektuelle und sittliche 67. 
304. 

Reizbarkeit, pathologische bei Im¬ 
bazillen 69. 86. 99. 

Rekognitionsirrtum, einwandfrei 
fesfgestellter als Beitrag zum krimi¬ 
nellen Aberglauben 61. 144. 
Rekurs gegen Niederlassung eines frei- 
gelassenen gefährlichen Geistes¬ 
kranken in der Schweiz 70. 127. 
Religiöses der Krieger als Motiv zur 
Fahnenflucht 68 2/0. 

— der Urvölker, Ähnlichkeit mit dem 
der Verbrecher 68. 61. 

— der Verbrecher 68. 58. 

Religiöses Leben, Reformen zur Ein¬ 
schränkung von Verbrechen 62. 137. 


Religion, Einfluß bei Tätowierungen 
61. 249. 

— und Geschlechtlichkeit in Frankreich 
,im 17. und 18. Jahrhundert 66. 287 

— Psychologie 63. 94. 

— und Sittlichkeit 66. 172. 

Religiosität bei Dirnen 62. 39. 

— bei Verbrechern 62. 23. 

R ena z z i als Kriminalpolitiker in Italien 
61. 197. 

Rentenkampf, Bedeutung der Simu¬ 
lation 63 218. 

Reue, Fehlen bei Verbrechern 62. 22. 

Rhythmus in einer Handschrift 68. 
178. 

Richter, Aufgabe und Stellung bei 
Feststellung des Geisteszustandes 
eines Angeklagten 70. 74 

— Berufsbefangenheit 69. 215. 216. 219. 

— erkennender, psychiatrische Bildung 
70. 75. 

-- schlafende und geisteskranke 68.312. 

— Stellung zum Gesetz in der Gegen¬ 
wart 65 181. 

— der Untersuchung 61. 48. 

—- — und untersuchende Richter 61.39. 

— Verantwortlichkeit für die einem 
Urteil zugrunde gelegten Tatsachen 
70. 74. 

— allgemeine psychiatrische \fcrbildung 
69. 114. 

Richterspruch, Gewißheit 68. 91. 

i R i c h t i g k e i t der Aussage eines Zeugen 
61. 168 171. 

i Röntgendiagnostik der Schwanger¬ 
schaft zu forensischen Zwecken 68. 
151. 

Rohheit der Verbrecher, Ähnlichkeit 
mit dem Gefühlsleben der Wilden 

I 68 66 

Romagnosi als Rechtslehrer 61. 199. 

Rosenfetischist aus der Kasuistik 
Molls, psychologisches Interesse64 91. 

Rossi alsitalieniscnerKriminalist61.201. 

| Rotering, F., Landgerichtsdirektor, 
Würdigung seiner Verdienste beim 
Eintritt in den Ruhestand 61. 291. 

Rotes Kreuz, Mißbrauch und Unter¬ 
schlagung zum Schaden des- 

im Krieg 67. 8. 

Rotwelsch als deutsche Gaunersprache 
6S. 29. 

1 — Kennzeichen dess. im Jenischen 63.11 

Rückbildungen, geistige 66. 292. 

Rückfällige unter häuslichen Dienst¬ 
boten 6ö. 191. 

Rückfälligkeit der Verbrecher, Be¬ 
urteilung von Innamorati 62 295. 

— Ursachen nach Michaux 62. 213. 

Rücktritt vom Versuch eines Ver¬ 
brechens 62. 260. 
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Ruhestörung, rechtliche Betrachtung 
63. 62 

S, jenische Stammwörter 65. 70. 

— deutsch-jenisches Wörterbuah 65 33. 
Sachbeschädigung durch industrielle 

Arbeiter, Statistik 63 320. 

— historisch und dogmatisch dargestellt 
62. 109. 

— erlaubte Notwehr bei — 63. 50. 
Sachverhalt strafbarer Handlungen, 

Erforschung 70. 265. ■ 

Sachverständige, ärztliche, Gut¬ 
achten 61. 165. 

— Akteneinsicht 61. 287. 

— Aufgabe und Stellung bei Begut¬ 
achtung des Geisteszustandes 70. 
71. 74. 

— Fachpsychologen als — 60. 136. 

— graphologische, Auswahl 67. 42. 

— Justizirrtümer durch unrichtige Gut¬ 
achten öl. 136. 

— Suggestivfragen an — 61. 108. 
Sachverständigen-Urteil über die 

Wirkung von Azetylengas 66. 158. 
Sadismus, Beziehungen zur Homo¬ 
sexualität 66 95. 

— nach v. Krafft-Ebing 68. 227. 
Säufer als Brandstifter 62. 99. 
Säureaufschlußverfahren beim Ar¬ 
sennachweis in Knochenasche 6193. 

Säurenekrose der Zähne bei chemi¬ 
schen Arbeitern 67. 116. 

-subjektives Empfinden 67. 117. 

-Schutzvorrichtung 67. 118. 

Sammelbüchsendiebe im Kriegö7 8. 
Sammeltrieb des Fetischisten 64. 88. 
Sammlung für kriminalistische Volks¬ 
kunde in der Schweiz 67. 124. 125. 
Samt als Mittel zur Masturbation 61.11. 
Schaden infolge gefälschter Stempel 
61. 86. 

Schädelanomalien bei Tieren, an¬ 
geborene Bosheit 61. 230. 

— bei Verbrechern 61. 244. 

— — Bedeutung nach Macedo 62. 10. 

-Vorwiegen bei männlichen 61.245. 

__ _ Vorkommen bei den verschie¬ 
denen Arten 61. 246. 

Schädelformation der Verbrecher, 
Primitives 68. 67. 

Schädel raum bei Verbrechern, be¬ 
sonders bei Dieben 61. 243. 
Schädelschuß, fehlende Erinnerung 
des Verletzten; veikannter Mord¬ 
versuch 60. 299. 

Schändung nach dem Entwurf zu 
einem österr. Strafgesetzbuch 66. 63. 
Schamanismus der Zauberpriester, 
Ähnlichkeit mit dem Religiösen der 
Verbrecher 68. 64. 


Schamgefühl, geringes bei Prosti¬ 
tuierten 62 39. 

-bei Verbrechern 68 66. 

Schamhaftigkeit und geschlechtliche 
Unbefangenheit 66. 181. 
Schattenmessen. Glaube der Ver¬ 
brecher an — 6S. 60. 
Schatzgraben, Glaube in Amerika 
an - 61. 128. 

Scheinerlebnisse, sexuelle Hyste¬ 
rischer 64. 23. 

Seheinindikationen bei ärztlicher 
Fruchtabtreibung 60. 298. 
Scheinselbstmord, Motiv 67. 285. 
.Schieber“ im Kriegshandel, Motive 

67. 14. 

Schiefer, Stempelnachbildungen in — 
61 82 

Schiffsknacker 68. 25. 

Schlaf, Wille zum — 65. 351. 
Schlafsucht nach Schlangenbiß 63 72. 
Schlaftrunkenheit, ein interessanter 
Fall 61. 186. 

Schlagringe derVerbrecher 68 44.45. 
Schlangengift als Mordmittel 63.68. 

-Wirkung der verschiedenen Arten 

63. 77. 79. 

Schlingen zum Wilddiebstahl 6S. 35 
Schlummerlichter aus dem Fett un¬ 
schuldiger Kinder als Diebesmittel 

68. 60. 

Schmerzempfindung, Wert der Prü¬ 
fung bei Simulanten 63. 214. 
Schmuckfetischismus 61. 2. 
Schmugglerwege, Verkehrsstätte der 
Schmuggler 68. 17. 

Schmutz- u. Erdspuren, mikroskop. 
Untersuchung bei Feststellung des 
Tatbestandes 70. 149. 
Schnadahüpfel in jenischer Sprache 
65. 87. 

Schneider, Zahnmerkmale 66. 329. 

67. 121. 

Schöffengericht, Ausgang des Straf¬ 
verfahrens 61. 98. 

Schreibakt, Technik und Dynamik 

68. 180. 

-Grundeinstellung 68. 189 

— — Stufenverschiebung 68. 193. 
Schreibmaschinen schrift, Unter¬ 
suchung 68. 211. 

Schrifteigentümlichkeit des 
Schwachsinns 65. 354. 

Schriften, verblaßte, Leserlicher 
machen 61. 273. 

— photographische Vervielfältigung 60. 

Schriftfälschungen, mikroskopische 
Untersuchung 67. 149. 
Schriftführer des Protokolls im Vor¬ 
verfahren, Bedeutung 67. 204. 
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Schriftmerkmale, grundlegende bei 
Verbrecherhandschriften 68. 144 

145. 

Schriftproportionen, Konstanz 6S. 
182. 185. 

Schriftsachverständige, Beeinflus¬ 
sung 64. 284. 

— Begutachtung anonymer Briefe 66. 
211. 212. 

Schriftuntersuchung, mikroskopi¬ 
sche 70. 157. 

Schriftvergleichung, mechanisierte 
67. 43. 

— Schriftproben für — 64. 287. 

— Schwierigkeiten 67. 263. 

-durch Beschaffung von Vergleichs¬ 
material 67. 266. 

— — durch Verstellung der Handschrift 
67. 263. 

— durch Typenbildung nach dem Kom¬ 
positionsverfahren von Galton 70. 
157. 

Schriftzeichen, Nachweis auf ver¬ 
kohltem’ Papier 62. 68. 

Schuhmacher, Zahnmeikmale 66. 
328. 67. 119. 

Schuld- und strafausschlieBende 
Tatumstände, Beurteilung von der 
ungarischen Kurie 62. 184. 

Schulwesen, Jugendfürsorge 66. 39. 

Schundfilms, Verbrechensanreiz 64. 
184. 

Schundliteratur während der Kriegs¬ 
zeit 67. 21. 

— Verbot in Bayern 67. 74. 

— als Verbrechensanreiz 66. 127.69. 72. 

— — historische Miszellen 61. 140. 

Schußverletzung durch feindliche 

Kugel und Selbstverstümmelung, Un¬ 
terscheidung 69. 127. 

— des Vaters am Hinterkopf durch den 
15jährigen Sohn, Motive 68. 162. 

Schußwaffen, Verbot der Verabfol¬ 
gung an Jugendliche in Bayern 67.74. 

Schutz von verbrecherischen Dienst¬ 
boten 70. 232. 

— der persönlichen Freiheit 69. 110. 

— der Jugend in Bayern, Anordnungen 
67. 72. 

— staatlicher und persönlicher gegen 
Geschlechtskrankheiten 66. 172. 

— strafrechtlicher der geschlechtlichen 
Freiheit in Abhängigkeitsverhältnis¬ 
sen 65. 237. 

Schutzaufsicht der Jugend, Durch¬ 
führung 66. 41. 

Schwachsinn, angeborener in einem 
Fall E. aus Hamburg 69. 85. 

-Gansers Symptom 63. 213. 

— graphologische Kennzeichen 65. 351 

— im Kindesalter 66. 342. 


j Schwachsinnige,InternierunginEng- 
land 66. 333. 

— Neigungzum Weglaufen aus der Front 
68. z73. 

Schwangerschaft, Aberglaube betr. 
des Eides 61. 111. 

— der Dienstmädchen als Ursache des 
Übergangs zur Prostitution 65. 222. 

— eingebildete Geisteskranker 66. 54. 

— Röntgendiagnostik zu forensischen 

Zwecken 68 151. 

— Unterbrechung 68. 75. 69. 150. 

— vermeintliche, forensische Beurtei¬ 
lung 66. 42. 

-Kasuistik 66. 43. 

Schwarze Messen in Frankreich im 
17. Jahrhundert, Kindesopfer bei — 

' 66. 287. 

Schwerhörigkeit,Simulation 67.71. 

Schwimmhautbildung, Vererbung 
67. 161. 164. 

; Schwindelfirmen im Krieg 67. 10. 

Schwindler, Gesichtsausdruck6L 248. 
— pathologische 64. 271. 283. 

Schwurgerichtsfall, moderner 66. 
132. 

I Schwurgerichtsurteile in Ungarn, 

I Unterstellung der Revision des ober¬ 

sten Gerichtshofs 6*2. 197. 

Schwurgerichtsverhandlung we- 
! gen Tod durch Zaubertrank 66. 263. 

274. 

| Seele, vom Jenseits der — 70. 143. 

1 Segen, Glauben der Verbrecher an 
: 68. 59, 60. 

Seherin von Genf, Experimentalunter- 
i «uchungen 63. 94. 

Sehnsucht nach den Angehörigen als 
I Motiv der Desertion 69. 182. 

Seidenfetischismus 61. 2. 

Selbständigeim Handel, der Industrie 
und Gewerbe, Straffälligkeit 63. 317. 
328. 

— italienische Kriminalstatistik 63. 359. 

Selbstbeherrschung,Mangel beimo¬ 
ralisch Irren und epileptischen Ver¬ 
brechern 6*2. 58. 

Sclbstbeschuldigung, falsche ge¬ 
schlechtliche Hysterischer 64. 39. 

— s. auch Falschbeschuldigungen. 

1 Selbstbezichtigung, falsche61.143. 

Selbstmörder, kindliche 61. 189. 

Selbstmord durch Erhängen mittels 
einer Art Flaschenzugs 69. 67. 

— erweiterter in forensischer Beurteilüng 
67. 269. 

— festgestelit durch gerichtsärztliches 
Gutachten 61. 277. 

— verheirateter und eheverlassener 
Frauen 66. 175. 
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Selbstmord von Kindern und Jugend¬ 
lichen 62. 107. 65. 182. 

— eine ganz ungewöhnliche Methode 

67. 152. 

— und Selbstmordversuch beim Militär 

68, 311. 

Selbstmordversuch durch Leuchtgas 

67. 282. 283. 

— bei Simulanten 63. 183. 
Selbsttäuschung Hysterischer, Ver¬ 
mischung mit bewußter Lüge 64. 14. 

Selbstverbrennung in religiösem 
Wahnsinn 61. 187. 

Sei bst Verdächtigung; wissentlich 
unwahre 65. 301. 

Selbstverteidigungsrecht des Ein¬ 
zelnen und der Gesellschaft 62. 121. 
Selbstzucht als Motiv zu einem Ver¬ 
brechen 67. 110 
Selektionstheorie 66. 296. 
SensationsprozeßWilden-Nettelbeck 
in Elberfeld, Epikritisches 66. 179. 
Sensibilität, geringe der Verbrecher 

68. 67. 68. 

Seßhaftigkeit im Gewerbe, Einfluß 
aüf die Kriminalität 63. 347. 
Sexualethische Streifzüge im Ge¬ 
biet der neueren Philosophie und 
Ethik 67. 308. 69. 159. 

Sexualität und Charakter 65. 357. 

— im Märchen „Aschenbrödel“ 68. 240. 

— Mißbrauch suggestiver Hörigkeit zu 
sexuellen Zwecken 69. 138. 

— Verfeinerung und Sublimierung 66. 
180. 

Sexualleben und Zivilrecht 66. 187. 
Sexualpathologie: geschlechtliche 
Entwicklungsstörungen 68. 159. 
Sexualpathologisches aus dem eu¬ 
ropäischen Weltkriege 1914/15.64.64. 
Sexualproblem der Freiheitsstrafen 
66. 181. 

Sexualphysiologie und Sexual¬ 
psychologie des Weibes 66. 182. 
Sexualpsychologie, Strafrechtsfälle 
68. 224. 

Sexalreform und Sexualethik 66. 173. 
Sexualstörungen bei Frauen durch 
mangelhafte Ernährung 67. 332. 

— psychologische Wertung und foren¬ 
sische Konsequenzen 62. 101. 

Sexualsymbolik des Ackerbaues in 
Bibel und Talmud 69. 160. 
Sexualverbrecher, psychologische 
Merkmale 62. 37. 

Sexualwissenschaftliche Studien 
aus Brasilien 66. 176. 

Sexuelle Kriegsfragen66. 189. 192. 
Sexuelle Mechanismen, Zuhilfe¬ 
nahme beim Fetischismus 64. 90 
Sexuelle Tricks 66. 187. 


Sexuelle Zielvorstellungen Fah¬ 
nenflüchtiger 68. 265. 

Sexueller Trieb, Anlaß zu Rache¬ 
akten 61. 283. 

Sexueller Verkehr zwischen Ge¬ 
schwistern in den Kinderjahren 67. 
232. 

Sexuelles der Verbrecher, Anklänge 
an primitive Völker 68. 66. 

Sicherheitsbehörde und Jugend¬ 
strafrecht <15. 312. 

Sicherheitsschutz gegen Einbruch 
und Feuersgefahr durch das „elek¬ 
trische Auge“ 68. 255. 

Sicherheitswachmann, Körperver¬ 
letzungen durch einen Fiaker 65. 
150. 

Sicherung gegen kriminelle Geistes¬ 
kranke nach schweizerischem Gesetz¬ 
buch, Mittel 70. 128. 

— gegen kriminelle vermindert Zurech¬ 
nungsfähige: praktische Durchfüh¬ 
rung 70. 119. 

-Prinzip 70. 113. 

Sicherungsmittel, Theorie 62. 105. 

Sichtbarmachen latenter Fingerab¬ 
drücke auf Papier 65. 284. 

Siegelfälschungen 61. 84. 

— auf Ausweispapieren von Gaunern 68. 
22. 23. 

— rasches Erkennen 61. 88. 

— Veröffentlichung in Polizeiblältem 
61. 88. 

— Werkzeuge zur Erzeugung 68. 50. 

Simulation in zivilrechtlicher Beur¬ 
teilung 63. 208. 218. 

— des Einbrecher und Raubmörders 
Battistig 66 150. 

— prophylaktische Formen 63. 145. 

— von Geistesstörung 66 71. 

-Eingeständnis 63. 175. 

-Entlarvung 63. 175. 176. 

-Erkennen 62. 267. 

-Ganserscher Symptomenkomplex 

63. 213. 

-bei Intelligenzprüfungen 68. 171. 

-Versuch 63. 140. 

-forensische Wertung 63. 134. 

-mehrerer Zustände 63. 161. 168. 

— eines Psychopathen, Gutachten 68. 
309. 

— von Taubheit und Schwerhörigkeit 
67. 71. 

— Wirkung fortgesetzter auf den Gei¬ 
steszustand des Simulanten 6L 239. 

Simulationsversuch, Bestrafung 
beim Militär 63. 207. 

Sinnestäuschungen, Simulierung 61. 
190. 

Sittenpolizei, strenge Handhabung 
im Krieg 66 39. 
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Sittenrohheit auf dem Lande in Öster¬ 
reich 68. 335. 

Sittliche Macht im Kriege 67. 6. 
Sittlichkeit, geschlechtliche der 
Dienstmädchen 65. 224. 

— Lockerung durch den Krieg 66. 37. 
Sittlichkeitsdelikte aus volksmedi¬ 
zinischem Aberglauben in Nord¬ 
amerika 61. 129. 

— Beteiligung der Jugendlichen 66. 
148. 

— Frage der Vermehrung der straf¬ 
rechtlichen Bestimmungen ttbqr—67. 

— Gesetzgebung 66. 190. 

— Nachweis durch körperliche Unter¬ 
suchung 67. 236. 

— Unterschied zwischen männlichem 
und weiblichem Geschlechtsbegehren 

67. 305. 

-von Lustmorden 64 77. 

Skrupelsucht, sexuelle 66. 19f. 
Sodafabrikation, Schädigung der 
Zähne 67. 118. 

Sodomie, Neigung der Tiere zu — 

61. 233. 

Solanaceen, Gebrauch als Genußmil- 
tel 66. 276. 

-als Zusatz zu Liebestränken 66. 

279. 

Sonderausgaben von Zeitungen,Aus¬ 
rufen und Feilbieten durch Jugend- 

— liehe 66. 39. 

Sonderbestimmungen, gesetzliche, 
Ursache von Delikten 67. 10. 
Sonntagsruhe, Verstöße gegen — 
(Statistik) 63. 330. 

Sozial - D egenerierte 66. 289. 291. 
298. 

— kriminal-politische Maßnahmen 66. 
308. 

Soziale Stellung der Verbrecher, Pri¬ 
mitives 68. 35. 65. 

Sozialismus, Verhältnis zur Soziologie 

62. 113. 

Sozialkriminalität, Statistik 63. 312. 

65. 191. 

— — deutsche 63.314, französische 356, 
italienische 344, österreichische 331, 
schweizerische 341, spanische 362. 

-Gesetzmäßigkeiten 63. 327. 

— — heutiger Stand und Vorschläge 
zur Verbesserung 63. 370. 

Sozial Primitiver:'Hilfsrtiittel des 
Verbrechers und das Primitive an 
ihm 68. 1. 5. 

Soziologie, Definition 62. 114. 
Sapltungsregel der Keimzelle von 
Mendel 61. 181. 

Sperma, Verwendung als Liebeszauber 

66. 256. 260. 


Spezialanstalten fttr Verwahrung ge¬ 
meingefährlicher vermindert Zurech- 
nupgsfähiger 70. 119. 120. 
Spezialkamera, metrische Bertilions 
und ihre Nachteile 65. 1. 32 
Spezialstrafrichter, zur Frage von — 
61. 135. 

Spiel der Jugend, Ausartung im Laufe 
des Krieges 66. 36. 

Spiel der Jugend als Ursache vieler 
Verbrechen 62. 120. 

Spielkarten mit Blut gezeichnet von 
Gefangenen 62. 202. 
Spielmarken, Verwendung von Be¬ 
trügern 68. 25. 27. 

Spielwut bei Prostituierten 62. 40. 

— bei Verbrechern 62. 21. 

-den Camorristen 62. 228. 

Spionage durch Tätowierungen mit 

sympathetischen Mitteln 67. 69. 
Spionagebetrug, Strafprozeß über — 
65. 176. 

Spione als Ritter des Eisernen Kreuzes 

67. 106. 

Spiritisten, Betrügereien 68. 25. 
Sport im Sexualleben unserer Zeit «6 
185. 

Sprache, Psychologie 63. 94 
Sprachproben, jenisch-deutsche 65 
71. 

Springwurzel, Zauberkraft 68. 59. 
Sprüche bei Verbrechern, Schutzkraft 

68. 60. 

Spurensicherung, kriminalistische 

68. 304. 

Staat, Übernahme der Stempelanferti¬ 
gung für Behörden 61. 90. 
Staatsanwälte, Berufsbefangenheit 

69. 215. 

Staatsanwaltschaft, Errichtung 61. 
56. 

Stärke, gerichtlicher Nachweis in Kleb¬ 
stoffen 61. 298. 

Stammwörter der jenischen Sprache. 

alphabetisches Verzeichnis 65. 67. 
Stampiglie, Herstellung 61. 86. 
Stand recht droh ung, Wirkunggegen¬ 
über der Desertion 69. 184. 
Statistik über Alkohol-Kriminalität 62. 
83. 

— über Anonymität und Sexualität 68 
293. 

— Bedeutung im Bereich' moralischer 
und sozialer Wissenschaften 62. 204. 

— über Delikte weiblicher Dienstboten 
65. 186. 188. 195. 

-— in Frankreich 65. 197, in 

Italien 196, in Österreich 195, in der 
Schweiz 196. 

— von Fürsorgezöglingen 69. 5. 
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Statistik über Geburten, neue Frage¬ 
stellungen 66. 177. 

— und Gesellschaftslehre 65. 183. 

— über die Haarfarbe der Menschen 66. 

19. 21. , 

— über im Kriege gefallene deutsche I 

Juristen 61. 188. ! 

— über uneheliche Kinder 65. 215. 

— über sexuelle Kriminalität der Dienst- 1 

mädchen 65. 227. ' 

— kriminalistische aus Bayern, Ge- | 
schichte 6t. 185. 

— über progressive Paralyse bei Prosti¬ 
tuierten 63. 286. 

— über Prostitution der Dienstmädchen 
65. 203. 

— über Schriftsachverständigentätigkeit 
64. 285. 

— und Sexualwissenschaft 66. 171. 

— der Sozialkriminalität 63. 312. 

-heutiger Stand und Vorschläge 

zur Verbesserung 63. 370. 

— über weibliche Verbrechen 62. 232. 

— von Verbrecherhandschriften 69. 7. 

11. 13. 21. 

— über Vermögensdelikte der Dienst¬ 
boten 65. 194. i 

— über das Wechselverhältnis der Au- I 

gen- und Haarfärbung 65. 165. , 

— über den Zustand der Berufsmoral ; 

63.. 312. | 

Steatit (Speckstein), Stempelnachbil¬ 
dungen in — 61. 83. I 

Steinwerkzeuge, nordamerikanische 
von der Mesa Verde-Fundstätte 68. 

42. I 

Stellenvermittelung, Organisation 
aus sozial-sittlichem Zweck 65. 237. 

— unlautere, Einfluß auf die Prostitu¬ 
tion 65. 212. 

Stempelfälschungen 61. 81. 

— Aufbewahren 61. 85. 

— Gefahren und Schäden durch — 61 

86. I 

— Verhütung 61. 88. 

Sterilisation individuell Degenerier¬ 
ter 66. 308. ! 

— von Verbrechern ln den Vereinigten 
Staaten von Amerika 61. 285. 

Stichener Zinken als Strafe unter 
den Verbrechern 6S. 19. 

Stigmata bei Verbrechern 66. 306. 

— an den Zähnen einzelner Berufsklas¬ 
sen 66. 325. 329. 67. 115. ; 

Stockdegen und Stockgewehre der 
Verbrecher 68. 44. 45. 46. 
Stocksegen, Glaube der Verbrecher 
an die Kraft 68. 60. 

Stofffetischismus beim Manne 61. 

23. 

— weiblicher 61. 1. 2. | 

Archiv für Kriminologie, 70. Band. 


Stofffetischismus, weiblicher, Ähn¬ 
lichkeit mit dem männlichen 61. 
31. 

Stotter n, psychologischer Ursprung 62. 
108. , 

Sträflinge, entlassene, Neigüng zum 
Anlegen von Kriegsauszeichnungen 
67. 107. 

Strafandrohung, präventive Wirkung 
62. 360. 368 370. 

Strafantrag, Recht zum — 61. 56. 

Strafanzeige weiblicher Jugendlicher, 
Psychologie 65. 326. 

Strafaussetzung, bedingte 66. 82. 

Strafbare Handlungen psychisch 
kranker Angehöriger des Feldheeres 
69 300 

Straf barkeit-einer Handlung 61. 210. 

Strafe, Abschaffung nach Krapötkin 
239. 

— psychotechnische Aufgabe 61. 158. 

— Berechtigung nach der positivisti¬ 
schen Schule 61. 213. 

— Definition des Begriffs von Carne- 
vale 62. 286, von Gauckler 62. 210. 
211 . 

— ein Gegengewicht gegen den ver¬ 
brecherischen Trieb 61. 199. 

— Intensität nach der Gefährlichkeit 
des Verbrechers (Garofalo) 62. 149. 

— Problem 62. 107. 

— scheinbare bei Tieren nach Lon\broso 
61. 236. 

— als staatliche Schranke gegen das 
Verbrechen 61. 201. 

— als Sicherungsmittel 61. 212. 

— im kriminellen Sinn 66. 303. 

— ein notwendiges Übel nach Pasquale 
Festa 62. 252. 254. 

— zu viele während des Krieges 68. 
302. 

— Wirkungen 62 134. 135. 

— Zweck nach Carnevale 62. 288, nach 
Conti 62 297 . nach Lombroso 61. 
254. 

Strafe und Sicherung bei kriminellen 
vermindert Zurechnungsfähigen 70. 
114. 

-das Nacheinander von- 

70. 115. 

-das Nebeneinander von- 

70. 114. 

Strafersatzmittel 62. 135. 

Straffälligkeit der Jugendlichen bei 
Unzuchtdelikten 66. 36. 

Strafgesetz, Aufgaben 62. 367. 

— für das Deutsche Reich nebst 
Einführungsgesetz '(Besprechung) 6Ü. 
91. 

Strafgesetzbuch, Anwendung des 
§ 175 67. 157. 
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Strafgesetzbuch, Erweiterung in- i 
bezug auf Sittlichkeitsdelikte (?) 07. 
127. 

Strafgesetzgeber als Erzieher des 
Volkes 62. 275. 

Strafgesetzgebung in Bayern 01.187. 
Strafgesetz-Vorentwürfe, Be¬ 
stimmungen über Unzurechnungs¬ 
fähigkeit 70. 55. 

— — über verminderte Zurechnungs¬ 
fähigkeit 70. 59. 

über Schutz gegen verbrecherische 
Unzurechnungsfähige in Deutschland 
70. 86, in Frankreich 89, in Öster¬ 
reich 89, in der Schweiz 90. 

-gegen verbrecherische vermindert 

Zurechnungsfähige in Deutschland 
70. 105, in Frankreich 108, in Öster¬ 
reich 107, in der Schweiz 108. 

- — — -h — Behandlung nach — 

70. 111. 

Strafmilderung bei vermindert Zu- i 
rechnungsfähigen in der Schweiz 
70. 104. 105. 

- — — — obligatorische 70. 112. 
Strafnachlaß, bedingter 00. 82. 
Strafprinzip nach den Strafgesetz- 

Vorentwürfen der Schweiz bei ver¬ 
mindert Zurechnungsfähigen 70. 111. 
Strafprozeß über Spionagebetrug 05. 
176. 

— - Teilung der Funktionen des Unter¬ 

suchers 01. 46. 

— Voruntersuchung 01. 47. 

Strafrecht, Bedeutung des Wortes 

.Erfolg“ im — 05. 98. 101. 

— bei künstlicher Befruchtung 00. 169. 

— Begriffsbestimmung von Gauckler 
02. 209. 

— Behandlung weiblicher Verbrecher 
02. 232. 

— Berufsbefangenheit der Organe 051. 
213. 

— deutsches (Lehrbuch) 02. 103; allge¬ 
meiner Teil 70. 265. 

— — internationales, Lücke im — 07. 

75 

— Erforschung der Objekte 01. 205. 

- französisches (Abhandlung) 62. 93. 

— natürliches einer Gesellschaft, Aus¬ 
übung 02. 125. 

— Objekt 00. 289. 

— Probleme des Philosophen Spencer 
02. 264. 

— schweizerisches, Reform 09. 132. 

— der Sühnegedanken im — 01. 158. 

— Vorschriften in Österreich zum 
Schutze der Jugend 09. 275. 

- Zweck nach Sammito 02. 206. 
der Zukunft nach Puglia 02. 304. 


S traf rech11 i cheH i lf s wissenscha f- 
ten, Zusammenhang mit dem Inhalt 
u. Zweck dieser Zeitschrift 70. 145. 

Strafrechtspflege, Berücksichtigung 
der Psychologie in der Praxis öl. 

Strafrechtsreform, dargestellt an 
einem konkreten Fall von Alkoholis¬ 
mus 68. 312. 

— Ergebnis der Arbeiten der Strafrechts¬ 
kommission 02. 103. 

— nach Garofaio 02. 147. 

— Richtlinien aus den Lehren Feuer¬ 
bachs für die moderne 02. 103. 

Strafrechtsschule, dritte (Schule des 
kritischen Positivismus; kritische; 
kritisch-naturalistische), Anhänger 
und Hauptlehren 62. 279 

— dritte, Schriftsteller 62. 281. 

— — Unterschied von der positivisti¬ 
schen Schule 02. 285. 

— klassische (reformierte) 02. 280. 

-Autoren 02. 281. 

-neuere in Italien, Rückblick 01. 

193. 

— kriminal-anthropologische 61. 215. 

— neapolitanische im 18. Jahrhundert 
01. 197. 

— positivistische 01. 193. 02. 113. ‘203. 

-Anhänger 62. 1. 

-in Dänemark 02. 259. 

— — in England 02. 261. 

-Gegner 02. 316. 

— — in Griechenland 02. 278. 

— — Grundlehren 62. 314. 

— — Hauptrichtungen Öl. 205. 

— — Hauptunterschiede von der klas¬ 
sischen öl. 207. 

— — in Holland 02. 266. 

— — originelle Merkmale 01. 214. 

— — Richtungen: kriminalpsychologi- 
sche 62. 17. 

--kriminalpsychopathologische 

02 45. 

-- - - in Rußland 02. 273 
— in Schweden 02. 276. 

-- — Standpunkt des Verf.s 02. 335. 

-neuere Strömungen 02. 340. 

— soziologische 02. 60. 

— — Behandlung weiblicher Verbre¬ 
cher 02. 232. 234. 

— Methode 02. 116. 

-System von Dorado 02. 160. 

— — von Ferri 62. 127. 

— — — von Garofaio 02. 143 

— -von Tarde 02. 150. 

Strafrechtswissenschaft, eine an¬ 
thropologisch-soziologische Disziplin 
nach Cortes 62. 17. 

— Einführung der induktiven Methode 
in — 61. 205. 
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Strafrechtswissenschaft auf an¬ 
thropologischer Grundlage nach Sa- 
lillas 62. 5. 

— Zusammenhang mit der Soziologie 
62. 115. 

Strafrichter, Ausbildung: künftige 
berufliche 62. 107. 

— — kriminalistische und psycholo¬ 
gische 61. 179. 

— — psychologische durch Einrichtung 
von Verbrecherkliniken 68. 313. 

— zur Frage der ständigen Beschäf¬ 
tigung mit Strafsachen 61. 135. 

— wissenschaftliche Tätigkeit 69. 286. 

Strafsachen, disziplinarische Erle¬ 
digung iß7. 309. 

Strafverfahren, Graphometrie im — 

67. 42. 

— politisches bei jugendlichen Übel¬ 
tätern 65. 316. 

Strafvollstreckung, Aussetzen nach 
ungarischer Rechtsprechung 62. 196. 

— praktische Durchführung bei krimi¬ 
nellen Geisteskranken 70. 93, in der 
Schweiz 97. 122. 

-bei kriminellen vermindert 

Zurechnungsfähigen 70. 118. 

— progressive im Jugendgefängnis zu 
Wittlich 70. 215. 

Strafzumessung nach der Größe der 
durch das Verbrechen herbeige¬ 
führten Gefahr (Fouillde) 62. 208. 

Straßenräuber, charakteristische Ei¬ 
genschaften 6J. 13. 

Strick Erhängter als Talisman 61. 122. 

Strychnin, Verwendung gegen Im¬ 
potenz 66. 279. 

Stufen verschiebun gbeim Schreibakt 

68. 193. 

Stupidität, emotive, Beziehungen zur 
Simulation 63. 215. 

Stuporzustände militärischer Simu¬ 
lanten 63. 207. 

Stupratoren, Eigentümlichkeiten 62. 


— Physiognomie 61. 248. 
Sublimierung der Sexualität 66. 180. 
Substanzverluste an den Vorder¬ 
zähnen gewisser Berufe 67. 119. 
Sühnegedanke im Strafrecht 61. 158. 
Sühnezwang, Ausdehnung auf alle 
Antragsstrafsachen 67. 309. 
Suffragetten über die Bekämpfung 
der Geschlechtskrankheiten 66. 174. 
Sujr^estibilität Hysterischer 61. 2. 


Suggestive Hörigkeit, Kasuistik 
und Bedeutung und deren Mißbrauch 
zu sexuellen Zwecken 69. 138. 
Suggestivfragen an Sachverständige 
61. 108. 


Sympathetische Mittel, Benutzung 
der Gauner zum Schreiben 68. 13. 
Sympathiekuren, Anlaß zu Dieb¬ 
stählen in Nordamerika 61. 129. 

— Glauben an — 61. 116. 

— bei Wechselfieber 66. 234. 
Szientismus, Anhänger 69. 24. 25. 

s. auch Christliche Wissenschaft und 
Gesundbeter. 

T, jenische Stamm Wörter 65. 71. 

— deutsch-jenisches Wörterbuch 65. 48. 
Tabes dorsalis, Simulierung 63. 186. 

-homosexuelle Vergehen 69. 73. 

Tätowierungen als Erkennungszei¬ 
chen der Gauner 68. 17. 

— mit sympathetischen Mitteln zwecks 
Spionage 67. 69. 

— bei Normalen, Geisteskranken und 
Kriminellen, vergleichende Untersu¬ 
chungen 69. 80. 

— systematisches Sammeln 67. 125. 

— der Verbrecher 61. 249. 

-der Camorristen in Neapel 62.229. 

-Primitives 68. 35. 

-und primitiver Völker 68.51—58. 

— s. auch Tatuierung. 

Täuschung bei Vornahme unzüchtiger 

Handlungen 67. 25. 38. 

Taglöhner, Straffälligkeit in der 
Schweiz 63. 343. 

Talismane, Glauben an die Wirkung 
61. 121. 122. 

-in Nordamerika 61. 128. 

Tanzen, Denkungsweise vor 150 Jahren 
über — 66. 174. 

Tapezierer, Zahnmerkmale 66. 328. 

67. 120. 

Taschendiebe, Eigentümlichkeiten 
nach Marro 62. 12. 

Tatbestand, Anleitung zur kriminali¬ 
stischen Aufnahme 70. 264. 

— objektiver bei sexuellen Falschbe¬ 
zichtigungen 61. 32. 

Tatsachen, Richtigstellung 67. 151. 
Tatsachenausfall aus dem Bewußt¬ 
sein Hysterischer 64. 14. 
Tatsachenforschung, kriminelle 66. 
339. 

Tatuierung als Stammesabzeichen 

68. 58. 

Tatuierungsfeste bei den Samoanern 
68. 57. 

Taubheit und Schwerhörigkeit, Simu¬ 
lation 67: 71. 

Taubstumme, Rechtsstellung 62. 269. 

-im französischen und deutschen 

Recht 62. 101. 

Teilnahme an strafbarer Handlung, 
Entscheidung der ungarischen Kurie 
62. 187. 
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Testament, mit Maschinenschrift her¬ 
gestelltes 61. 259: Verfälschung 268. 
Teufel, Glaube an den - in Nord¬ 
amerika 61. 126. 

Teufelaustreibung in Deutsch-Ost- 
afrika 61. 130. 

Teufelsbündnisse, Glaube in Sach¬ 
sen an — 61. 114. 

Tiere, Ausübung verbrecherischer Taten 
nach Lombroso 61. 228. 

— denkende (?) 62. 104. 

Tierfallen der Wilddiebe 68. 35. 
Tintenflecke, Urkundenfälschungen 

durch — 65. 278. 

Tintenstift, Verwendung bei Proto¬ 
kollierung im Vorverfahren: Nachteil 

67. 207. 

Tischrücken zur Ermittelung eines 
Mörders 69. 40. 

Tobsucht, Anfälle bei Tieren 61. 231. 
Tod infolge epileptischen Anfalls 65. 
356. 

Todesstrafe, Ausspruch eines Verur¬ 
teilten über — 62. 202. 

— neuer Beweisgrund gegen — 61.177. 

— Qualifizierungen für — nach Garo- 
falo 62. 147. 

Tötung bei Tieren aus Abneigung 
61. 231. 

-aus Lust zum Kampfe 61. 229. 

-zum Zweck der Nahrungsbe¬ 
schaffung 61. 227. 

Tollkirsche, Verwendung bei Zauber¬ 
mixturen 66. 277. 279. 
Totemismus im Zusammenhang mit 
Tätowierungen bei den Naturvölkern 

68. 58. 

Totschlag im pathologischen Rausch 

69. 115 124. 

Totschläger der Verbrecher 68.40. 41. 
Transformation der Persönlichkeit, 
pathologische 62. 34. 

Transvestie, echte 61. 36. 

-männlicher Kastrate 61. 67. 

T ransvestismus, charakteristischer 
Fall 65. 353. 

— s. auch Geschlechtsumwandlungs¬ 
trieb. 

Transvestiten und das Recht66. 176. 
Traum, psychologisch und kulturge¬ 
schichtlich betrachtet 63. 281. 
Traumerlebnis, determinierende Be¬ 
deutung 65. 348. 

Traumerlebnisse, natürliche und 
krankhafte als Grundlage sexueller 
Falschbezichtigung 64. 19. 

Trick, chinesischer bei Briefmarken¬ 
fälschung 68. 27. 
Triebhandlungen 61. 279. 

Trinker, Verschlechterung der Erblich¬ 
keit bei - 6S. 308. 


i Trunkenheit, psychische, strafrecht¬ 
liche Bedeutung 62. 35. 

— sinnlose, Vortäuschung von Krimi¬ 
nellen 61. 232. 

— Verhaftungen wegen — an den ein¬ 
zelnen Tagen in Glasgow 62. 84. 
i Trunksucht, Beziehungen zur Degene¬ 
ration 62. 259. 

— der Prostituierten 62. 39. 

— der Verbrecher 62. 21. 


U t jenische Stammwörter 65. 71. 

— deutsch-jenisches Wörterbuch 65. 51. 
Überlegung bei Ausführung eines 

Verbrechens 62 261. , 

— beim Morddelikt 69. 186. 

— vernünftige »normale) 61. 201. 
Überlegungsfähigkeit, Verhältnis 

zu einem die freie Willensbestimmung 
ausschließenden Zustand 69. 203. 
Überlistung bei Vornahme unzüch¬ 
tiger Handlungen 67. 39. 
Überspezialisatiön 66. 297. 
Übertreibung nervöser und psychi¬ 
scher Unfallfolgen 61. 222. 

-Grenze der bewußten und 

unbewußten 61. 224. 
Überwertigkeit, pathologische und 
Wahnbildung 65. 182. 

Umsatz der verbrecherischen Beute 
68. 17. 

Unberechtigtes Tragen von Kriegs¬ 
dekorationen 67. 95. 
Unbeständigkeit der Verbrecher 62. 
20 . 

Unfug, grober, Bestrafung 61 64. 
Unfugabwehr, Charakterisierung 6t. 
61. 

Unfallfolgen, nervöse und psychische, 
Beurteilung 61 304. 6:1 219. 
Unfruchtbarmachung vom Stand¬ 
punkt des Rechtes 70. 271. 

— s. auch Sterilisation. 
Ungezogenheiten, Abwehr durch 

Züchtigung 61. 48. 

Unlauterer Wettbewerb, Tricks 
65. 179. 

Unlust an der Arbeit, ein Charakter¬ 
zug des Kindes 61. 242. 

— bei Kriegern als Motiv zur Fahnen¬ 
flucht 68. 270. 

Unterbewußtsein, Psychologie61.9T 
> Unterernährung, Einfluß auf die Ju¬ 
gend 66. 40. 

Unterkieferwinkel, sexuelle Unter¬ 
schiede 61. 283. 66. 188. 
Unterricht, forensisch psychiatrischer 
an Universitäten 67. 95. 

- in den strafrechtlichen Hilfswissen¬ 
schaften 66. 316. 
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U nterschlagung im Handel und Ver¬ 
kehr, Statistik 08. 328. 

— ungarische Rechtssprechung 02. 193. 

Untersuchen, verschiedene Bedeu¬ 
tung 01. 44. 

— Funktionen 01. 46. 

— einer strafbaren Handlung 01. 43 

Untersuchung, körperliche zumNach- 
weis von Sittlichkeitsverbrechen 07. 
236. 

Untersuchungsbeamter, Aufgabe 
und Stellung bei verbrecherischen 
Geisteskranken 70. 74. 

Untersuchungshandlungen im 
Strafprozeß 01. 53. 

Untersuchungsrichter als Richter 
der Untersuchung, nicht als unter¬ 
suchender Richter 01. 39. 

Untersuchungs- u. Strafgefäng- 
nisse, Entleerung zum Beginn des 
Krieges, Gründe 07. 7. 

Untreue, sexuelle der Frau 08. 303. 

Unvermögen des Mannes, Fakultäts¬ 
gutachten von 1766 in einem stritti¬ 
gen Falle 00. 191. 

Unvorsichtigkeit der Verbrecher 02. 
20. 24. 

UnWahrhaftigkeit, Ausdruck in der 
Handschrift 09. 10. 

Unzüchtige Handlung, Begriff 08. 
232. 

— durch Täuschung ermöglicht 07. 25. 

Unzucht wider Willen 07. 37. 

Unzuchtsdelikte der Jugendlichen, 

Straffälligkeit 00. 36 

Unzuchtsverb reeller, Charakteristi¬ 
ka 02. 12. 

Unzurechnungsfähige, strafrecht¬ 
liche Sicherung der Gesellschaft vor 
— 70. 1. 

-Maßnahmen 70. 76. 

-Durchführung nach gelten¬ 
dem Recht 70. 93, nach den Straf- 
gesetzvorentwürfen in d. Schweiz 97. 

— Verwahrung 09. 111. 

Unzurechnungsfähigkeit, strafpro¬ 
zessuale Feststellung 70. 70. 

— Regelung des Begriffs in den Straf- 
gesetz-vorentwürfen der Schweiz 
70. 55. 

--Stellungnahme dazu 70. 55. 

Urkundenfälschung, Feststellung 
07. 267. 

-durch das Wasserzeichen im Papier 

07. 86 

— durch Tintenflecke 05. 278. 

Urkundenphotographie, gericht¬ 
liche 07. 241. 

Urmenschen- Verbrecheranlage im 
heutigen Sinne des Wortes 01. 252. 


i Ursache, wirkende und Endursache 
08. 255. 

Urteilsfindung, richterliche, Psycho¬ 
logie 02. 394. 


V, jenische Stammwörter 05. 71. 

— - deutsch-jenisches Wörterbuch 05 55. 

Vagabunden, Unterbringung in Asylen 

Vaganten (Arbeitswanderer, Wander¬ 
arbeiter, Arbeitsmeider) einer Her¬ 
berge zur Heimat in der Schweiz 
09. 153. 

Vampyrglauben, Verbreitung u. Ent¬ 
stehung 01. 115. 

Vaterschaft bei künstlicher Befruch¬ 
tung 00 168. 

— bei unehelichen Kindern, Beweis 07. 
162. 

— r--strenge Untersuchung zur Ver¬ 

hütung von Verbrechen 02. 138 

Veranlagung zu Krankheiten, Ver¬ 
erbung 00. 310. 

— zu Verbrechen nach Lopes 02. 4. 

Verantwortlichkeit, Definition von 

Tarde 02. 158. 

— der Geisteskranken 02. 59. 

— moralische bei strafbarer Handlung 

~ 01. 212. 

— Reform der Lehre von — 01. 207. 

— soziale u. individuelle, Beurteilung 
von Innamorati 62 296. 

— strafrechtliche,psychologische Grund¬ 
lagen nach Kisselew 0§. 275. 

-Hypnotisierter 02. 37. 

— Tat im Zustande der — 02. 54. 

Verbannung als Strafe verübter Ver¬ 
gehen nach Garofalo 02. 148. 

Verbrechen als Beruf u. Sport 09. 
152. 

— Beurteilungauf soziologischer Grund¬ 
lage 02. 60. 

— ethische Bewertung 62. 41. 

— Definition von Gauckler 02. 209, 
von Hamon 24fj, von Macedo 11. 

— Einfluß der Erziehung 01. 199, des 
Kriegs 07. 138. 

— Erforschen 61. 44. 

— wider Frauen: strafrechtliche Be¬ 
handlung 02. 234. 

— als Folge von Anormalitäten des 
Organismus u. des Charakters nach 
Gail 01. 226. 

— u. Geisteskrankheit, Zusammenhang 
70. 54. 

— soziologische Gesichtspunkte iMa¬ 
cedo). 02. 9.. . ~ -- • 

- Gfuhdlagen u. Entwicklung 64.356. 

— Gruppierung von Garofalo 62. 145. 
149. 
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Verbrechen Jugendlicher, Entschei¬ 
dungen des ungarischen obersten 
Gerichtshofs 62. 197. 

— Kampf gegen — nach Lombroso 61. 

— komplementäre 62. 133. 

— merkwürdige in aktenmäßiger Dar¬ 
stellung 70. 267. 
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— veralteter, umgeänderter jenischer 
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Zauber-Glaube der Verbrecher, Pri¬ 
mitives 68. 60. 61. 64. 

Zauber-Mixturen, gifthaltige als 
Aphrodisiaca 66. 226. 

Zauberpriester, Tätigkeit bei den 
verschiedenen Völkern niedriger Kul¬ 
tur 6S. 61. 

Zaubersp ruch,Aberglaube der Diebe 
an solchen 6S. 58. 

Zaubertrank aus strychninhaltigen 
Krähenaugen 66. 272. 277. 

Zeichensprache der Verbrecher68. 6 

— Ähnlichkeit mit der Taubstummen- 
sprache und der Blindenschrift 6S. 69. 

Zeichnungen, photographische Ver¬ 
vielfältigung 69. 145. 

Zeitmangel als Ursache vernachlässig¬ 
ter Frziehungspflichten im Kriege 

69. 272. 

Zeitungsnachfragen, betrügerische, 
Bedeutung für die Prostitution IW. 212. 

Zeitungsnotizen über angebliche Er¬ 
folge der Polizeihunde 65. 344. 

Zellit, Anwendung bei gefährdeten 
flachen Gegenständen 6:5. 87. 88. 

Zelluloidkatastrophe,neu rologische 
und psychologische Erfahrungen 69. 

Zentralanstalten für verbrecherische 
Geisteskranke, Errichtung in England 

70. 93, in Italien und den V. St. 
Nordamerikas 95, in der Schweiz 97. 

Zentrale für kriminalistische Volks¬ 
kunde, Gründung 67. 126. 

Zeugenaussagen 62. 178. 

— divergierende 65. 179. 

— bei Körperverletzungen eines Wach¬ 
manns durch einen Fiaker 65. 156. 

— Psychologie: Schema 61. 167. 

— unwahre, Vermutung aus Handschrif- 
ten-Eigentiimlichkeiten 69. 5. 

Zeugenbefragung, suggestive,durch 
den Angeklagten 64. 125. 

Zielvorstellungen, sexuelle Fahnen¬ 
flüchtiger 6S. 265. 

Zigeuner, Neigung zur Fahnenflucht 
69. 178. 

— Prostitution bei spanischen 66. 1*8. 

— Schilderung von Cervantes 62. 378. 

— Zauberei in Sachsen 61. 113. 
Zigeunererkennungsstel len, Ein¬ 
richtung 69. !79. 

Zigeunersprache, Einfluß auf das 
Jenische 63. 9. 16. 

Zinken zur geheimen Verständigung 
der Gauner und Verbrecher 6*. 8. 

— akustische 6S. 13. 

— graphische 6S. 8. 

— — Ähnlichkeit der Schrift der An¬ 
alphabeten 68. 69. 

— Primitives 6s. 29. 33 


Zinken, Stichener 68. 19. 

Zivil bevölkerung, Kriminalität wäh¬ 
rend des Krieges 67. 139. 
Zivilgericht, Vorkommen von Simu¬ 
lationsfällen 6:5. 208. 218. 
Zivilrechtliche Bedeutung der 
künstlichen Befruchtung 66. 169. 
Zivilrechtliche Stellung der Kastra¬ 
ten 64. 68. 

„Zone des Schweigens“. Anleitung 
zu Beobachtungen 6:5. 241. 

Zorn, Auftreten bei den Kindern 61. 
239. 

Zuchthauspolitik, Neuorientierung 
67. 253. 

Zuckerbäcker. Zahnkaries 66. 325 
67. 115. 

Züchtigung, erlaubte nachv.Schwarze 
615. 48. 

Züchtigungsrecht, abgeleitetes 6:5.4 7 

— Begründung 63. 62. 

— strafrechtliche Seite 63. 65. 66. 
Zufälle und Indizienbeweise 69. 127 
Zufriedenheit, Unabhängigkeit vom 

Willen nach Lucas 62. 58. 
Zuhälter, Anhänglichkeit der Dirnen 

62. 39. 

Zunftwesen, Gewerbepolizei durch — 

63. 59. 

Zurechnung, Unterscheidung von Zu¬ 
rechenbarkeit nach lnnamorati 62. 
294. 

Zurechnungsfähigkeit, Beurteilung 
von Ferri 62. 131, von Fouille 62. 
207. 

-vom ungarischen höchsten Ge¬ 
richtshof 62. 186. 

— geminderte 63 140. 

-Begriff 70. 59. 61. 63. 

— — strafprozessuale Feststellung 70. 
70. 

-Ursachen 62. 131. 

— Homosexueller 68. 246. 

— Hysterischer 63. 216. 

— Jugendlicher 68. 161. 

— unterscheidende Merkmale von Un¬ 
zurechnungsfähigkeit 62. 54. 

— bei mangelndem moralischen Sinn 
62. 28. 

Zuständigkeit der Gerichte in Bayern 
(bis 1861) 64. 192 (bis zur Reichs¬ 
gesetzgebung) 194. 
Zustandsverbrecher 62. 367. 
Zuwiderhandlung gegen die Ge¬ 
werbeordnung, statistische Angaben 
63. 319. 328. 

Zwangneurose und Fetischismus 64 
93. 

Zweck, subjektiver und objektiver 63. 
254. 
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Abels, A, Kriminalistische Giftstudien: 

-Arzneimittel zur Erzeugung des 

Geschlechtstriebs (Nachtrag) 62. 383. 

-Schlangengift als Mordmittel63.68. 

— Gifthaltige „ Zauber* mixturen als 
Aphrodisiaca 66. 226. 

AIlfeld, Besprechung 70. 265. 

Altmann, Zum Kapitel der Zeugen¬ 
aussagen 62. 178. 

— Fälle aus der Praxis: 

- — Entgleister Affekt 65. 140. 

-Morduntersuchung ohne Leiche 

65. 141. 

Amschi, Alfc., Wichtigmacher 64. 110. 

—- Fiaker u. Wehrmann 65 150. 

— MorduntersuchungohneLeiche66.161. 

Asper, Adolf, die strafrechtliche Siche¬ 
rung der Gesellschaft vor gemein¬ 
gefährlichen verbrecherischen Gei¬ 
steskranken (Unzurechnungsfähigen 
u. Vermindert - Zurechnungsfähigen) 
70. 1. 

Auer, Georg.Grundpr inzipien der Recht- 
sprechung in Strafsachen der kgl. 
ungarischen Kurie 62. 180. 

— Uber Verbrecher, Verbrechen u. 
Strafen während des Krieges 67. 331. 
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Die wissenschaftlichen Grundlagen 

für die 

kommende Strafrechtsreform! 

Strafrecht und Auslese 

Eine Anwendung des Kausalgesetzes 
auf den rechtbrechenden Menschen 

Von 

Dr. Hans von Hentig 

Mit 14 graphischen Darstellungen 
Preis M. 6.— *) 


Der Münchener Kriminalist führt seine Auffassung, das Strafrecht sei ein gesell¬ 
schaftlicher Mechanismus, den asozialen Menschentypus zu unterdrücken, durch den 
ganzen allgemeinen Teil des Strafrechts durch. 

Von besonderem Interesse sind Hentigs Untersuchungen über die Fehlleistungen 
des Strafrechts (unentdeckte, nicht angezeigte, frei gesprochene schuldige Kriminelle 
und unschuldig Verurteilte) und über die bisher kaum beachteten Fernwirlcnngen der 
Strafe auf Kinder und Ehegatten der Verurteilten. 


Aus den Besprechungen: 

Der einst so heiße Streit der Strafrechtsschulen ist in der letzten Zeit ruhiger 
Kompromißarbeit an den großen Strafrechtsvorlagen gewichen, die in den nächsten 
Jahren zu erledigen sind. Das Recht zur Störung diese^ nachbarlichen Friedens darf 
nur dem zugebilligt werden, der etwas wirklich Neues, Bedeutungsvolles zu sagen 
weiß. Die Frage, ob die vorliegende Arbeit dieser Anforderung entspricht, muß ich 
rückhaltslos bejahen. Eine heißblütige Persönlichkeit von erstaunlichem Gedanken¬ 
reichtum und umfassender wissenschaftlicher Bildung spricht aus dem Buche, da6 
den Versuch macht, das Strafrecht als Mittel der Auslese des „sozialen Menschen“ 
aufzufassen. Juristisches Literaturblatt vom 15. Mai 1914. 


? ) Hierzu 30 °/o Teuerungszuschlag. 
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Beschleunigung 

des Ausbaues der Kriegskriminalstatistik. 

Von 

Unterstaatssekretär z. D. Dr. Georg von Mayr, 
o. Universitätsprofessor, München. 


Die Bearbeitung des dritten Bandes meiner „Statistik und 
Gesellschaftslehre“ (Tübingen 1917) habe\ich vor einem Jahrzehnt 
im Frieden begonnen, und im Jahre 1916 in der Kriegszeit zum 
Abschluß gebracht. Die Kriminalstatistik bildet den zweiten 
größeren Teil dieses Bandes, der die „Moralstatistik mit Einschluß 
der Kriminalstatistik“ behandelt. Bei der Untersuchung der all¬ 
gemeinen natürlichen und sozialen Verfehlungsbeeinflussungen 
kam ich im Ausblick auf die in Betracht kommenden in zeitlichem 
Verlauf auftretenden mit geringerer oder auch mit größter Wucht 
wirksamen Sondererscheinungen politischer Art, insbesondere auf 
den Krieg und die Beeinflussung der Verfehlichkeit durch denselben 
zu sprechen. An kriminalstatistischen Ausweisen aus der Zeit 
des gegenwärtigen Weltkriegs lag damals überhaupt und ins¬ 
besondere auch für Deutschland so gut wie nichts vor, und auch 
heute nach fast zwei weiteren Jahren hat sich darin nur wenig 
geändert. Was man als Kriegs-Kriminalstatistik bezeichnen kann, 
war'bei der Bearbeitung meiner Moralstatistik in der Literatur 
nur sehr schwach vertreten. Vor dem Weltkriege gab der Krieg 
von 1866 und der deutsch-französische Krieg von 1870/71 zu 
einigen kriegskriminalstatistischen Betrachtungen Anlaß. Wie ich 
in meinem Buche des Näheren dargelegt habe, brachte W. Starke 
in seinem Buche „Verbrechen und Verbrecher in Preußen 1854—78 
eine kulturgeschichtliche Studie“, Berlin 1884 u. a. auch zahlen¬ 
mäßige Darlegungen über die Einwirkungen dieser Kriegsjahre 
auf die Verfehlichkeit — ich empfehle diese in meinem Buch 
durchgeführte Verdeutschung von Kriminalität — in Preußen und 
bzw. in Frankreich. Er bezeichnet es als unwiderleglich dar- 
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zutun, daß während der Kriegsjahre in Preußen eine Abnahme, 
im Jahre 1871 sogar in ganz außerordentlichem Umfang statt¬ 
gefunden habe. Dabei hebt er besonders hervor, daß diese Kriege 
von Preußen bzw. Deutschland siegreich im Feindesland geführt 
wurden, daß weiter in diesen Kriegen der nationale Geist seine 
Wirkung gezeigt habe und daß außerdem während beider Kriege 
Umstände eingetreten seien, welche die wirtschaftlichen Verhält¬ 
nisse in Preußen günstig gestalteten. Einige wenn auch nicht 
eine wesentliche Bedeutung legt Starke der Hinausführung eines 
starken Kontingents junger kräftiger Männer auf den Kriegsschau¬ 
platz bei. Bedeutender hält er den Einfluß des Kriegs auf die 
im Lande Zurückgebliebenen, der in der Vaterlandsliebe und Be¬ 
geisterung sich kundgab. Der im Jahre 1871 in Preußen einge¬ 
tretene starke Rückgang der eingeleiteten Untersuchungen wegen 
Verbrechen und Vergehen habe, als durch außergewöhnliche Um¬ 
stände herbeigeführt, schon im nächstfolgenden Jahre eine Änderung 
erlitten. Übereinstimmend zeige sich — hebt Starke schließlich 
noch hervor — in Frankreich 1870/71 die Wirkung des Kriegs, 
doch erleide die Vergleichung eine Störung, weil für das Departe¬ 
ment der Seine die Nachweise für 1871 fehlen. — Zu dieser 
Starke’schen Darlegung und Würdigung des Einflusses der Kriege 
von 1866 und 1870/71 habe ich in meinem Buch hervorgehoben, 
es sei auffällig, daß er dabei der zur Kriegszeit veränderten Reiz¬ 
barkeit der Bevölkerung gegenüber leichteren Verfehlungen und 
der namentlich bei längerer Kriegsdauer eintretenden Abnahme 
der Verfolgungsintensität nicht gedenkt. 

Eine Kriegs-Kriminalstatistik aus der Zeit des gegenwärtigen 
Weltkrieges gibt es bisher für das Gebiet des Deutschen Reiches 
noch nicht, wenn auch vereinzelt abgesehen von dem, was an 
summarischen allgemeinen Ausweisen beispielsweise in der preus- 
sischen Justizstatistik 1915—1917 enthalten ist, spezielle kriegs¬ 
kriminalstatistische Nachweise sich finden, so z. B. die vom 
württembergischen Justizministerium seit November 1915 veran- 
laßten und monatlich in den Mitteilungen des k. Statistischen 
Landesamtes veröffentlichten Nachweise über die wegen über¬ 
mäßiger Preisforderungen angefällenen und erledigten Strafsachen, 
die vom Landesamt auf Grund monatlich ausgefüllter besonderer 
Zählkarten für die bei den Justizbehörden angefallenen und dort 
durch rechtskräftige Bestrafung erledigten Strafsachen wegen über¬ 
mäßiger Preisforderung aufgestellt werden. In Bayern ist vom 
Justizministerium im Oktber 1916 angeordnet worden, daß über 
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die Strafverfahren wegen Zuwiderhandlung gegen die Vorschriften 
zur Sicherung der Volksernährung eine monatliche Statistik auf¬ 
gestellt wird. (Erste Veröffentlichung im bayer. Justizministerial¬ 
blatt vom 11. 4. 16.) Die allgemeine deutsche Kriminalstatistik 
liegt für keines der Kriegsjahre vor, weder soweit es sich um 
die Kriminalstatistik auf Grund rechtskräftiger Aburteilung der 
bürgerlichen Gerichte noch auch um die Militärkriminalstatistik, 
also um Aburteilungen durch Militärgerichte handelt (Kriminal¬ 
statistik für Heer und Marine). Diese ist zum letztenmal für 1913 
in den Vierteljahrsheften zur Statistik des deutschen Reiches (1914. 
2. Heft) veröffentlicht, während die bürgerliche Kriminalstatistik 
für 1914 noch nicht veröffentlicht ist, sondern sich noch in Be¬ 
arbeitung befindet. Summarische Zahlen — ohne irgendwelche 
Unterscheidungen nach Verfehlungsarten oder auch nur Ver¬ 
fehlungsrichtungen wie auch nach den persönlichen Verhältnissen 
der Verfehler — bietet die bayerische „Justizstatistik“, die für 
die Jahre 1914 und 1915 in gedrängter Darstellung im Jahre 1917 
vom k. Staatsministerium der Justiz herausgegeben worden ist. 
Diese bayerische Justizstatistik hatte sich, zuletzt in der eingehen¬ 
den Veröffentlichung für 1913, zu einem sehr wertvollen Be¬ 
standteil der partikularen deutschen Statistik der Rechtspflege 
entwickelt. In denf der „Kriminalstatistik“ gewidmeten Abschnitt 
der Statistik der Strafrechtspflege, die außerdem in besonderen 
Abschnitten die Prozeßstatistik, die Gefängnisstatistik und die 
bedingte Begnadigung und vorläufige Entlassung behandelt, ist 
vor allem aus der Reichskriminalstatistik (allerdings nicht für 1913, 
sondern für 1912) der Ausweis über die Aburteilungen wegen Ver¬ 
brechen und Vergehen gegen Reichsgesetze (mit Ausschluß der Vor¬ 
schriften über die Erhebung öffentlicher Abgaben und Gefälle) nach 
Oberlandesgerichtsbezirken übernommen. (Eine weitere territoriale 
Ausgliederung der schweren Verfehlichkeit mindestens für die haupt¬ 
sächlichsten Verfehlungen — mit Auseinanderhaltung auch von Ver¬ 
brechen und Vergehen — kann nach der Art der Aufarbeitung 
und Veröffentlichung des von den Gerichten an das Kaiserliche 
Statistische Amt gelieferten Zählkartenmaterials leider nicht geboten 
werden. Man sollte wenigstens für die schwere Verfehlichkeit ersehen 
können, wie sich solche nach Arten der Tat für die eineinen Land¬ 
gerichtsbezirke, besser noch für die einzelnen Amtsgerichtsbezirke 
stellt und auch für die Zusammensetzung der Verfehlermasse nach 
persönlichen Eigenschaften der Verfehler ist eine weitere terri¬ 
toriale Ausgliederung dringend geboten. Wie sogleich hervorzuheben 
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sein wird, bietet die partikulare bayerische Kriminalstatistik, wie 
sie zuletzt für 1913 veröffentlicht ist, eine solche Ausgliederung. 
Man wird unbedingt zugeben müssen, daß die gleiche Ausglie¬ 
derung dann doch jedenfalls vor allem auch für die schwere 
Kriminalität geboten werden muß. Trägt man Bedenken, den 
Umfang der reichskriminalstatistischen Jahresveröffentlichung in 
der hiernach gebotenen Ausdehnung zu erweitern, so bleibt nichts 
anderes übrig, als die vollständige Zentralisation des Zählkarten - 
materials für Verbrechen und Vergehen gegen Reichsgesetze beim 
Statistischen Amt in Berlin aufzugeben und gegen Entschädigung 
aus der Reichskasse die Herstellung der tabellarischen Ausweise 
für die Reichsstatistik den statistischen Landesämtern, soweit dies 
dem Wunsche der beteiligten Landesregierungen entspricht, zu 
überlassen. Ich begnüge mich hier mit dieser kurzen durch den 
Ausblick auf die tatsächliche Herstellung der bayerischen „Kriminal¬ 
statistik“ veranlaßten Zwischenbemerkung über eine für den Kriminal¬ 
politiker, der die Statistik ernstlich zu benützen versteht, meines 
Erachtens sehr bedeutungsvolle Frage der Ausgestaltung der 
deutschen Kriminalstatistik, an die sich gerade im Weltkrieg wie 
nach demselben besondere Interessen knüpfen.) Eine sehr be¬ 
merkenswerte selbständige Ausgestaltung der partikularen baye¬ 
rischen Kriminalstatistik ist und zwar bishrt - zuletzt im Bericht 
für 1913 in eingehenden Nachweisen über den Einfluß des Alkohol¬ 
genusses auf die Häufigkeit und die Erscheinungsformen des Ver¬ 
brechens enthalten. Von besonderer Bedeutung ist weiter die 
Erstreckung der bayerischen Kriminalstatistik auf die gesamte 
leichte Kriminalität durch Aufnahme der Übertretungs- und der 
Forst-Verfehlichkeit, mit weitgehender Unterscheidung von Ver¬ 
fehlungsarten und Verfehlungsgruppen bei den Übertretungen 
und Auseinanderhaltung bei den Forstverfehlungen von: Forst¬ 
polizeiübertretungen, Forstfreveln und Übertretungen nach R.St.G.B. 
§ 361/9 — so noch im Bericht für 1913. Es ist ein Fehler der 
Reichs-Kriminalstatistik, so weit sie auf die Aburteilungen der Zivil¬ 
gerichte gegradet ist, daß dieselbe die kleine Kriminalität, die 
in ,der Übertretungsverfehlichkeit zur Erscheinung kommt, ganz 
beiseite läßt, was um so auffälliger ist, als die deutsche Kriminal¬ 
statistik bei Heer und Marine zwar auch keine allgemeine Über¬ 
tretungsstatistik enthält aber doch immerhin bei den „bürgerlichen“ 
Verfehlungen außer Verbrechen und Vergehen auch die Über¬ 
tretungen §§ 360 bis 370 St.G.B. bzw. Landesgesetze berück¬ 
sichtigt. Aus der Strafptozeßstatistik der bayerischen Justizstatistik 
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sei noch kurz auf die dortigen allerdings knappen Notizen über 
die Geschäftsaufgabe der größeren Jugendgerichte hingewiesen, 
welche vielleicht die Hoffnung auf einen gründlichen Ausbau der 
Jugendgerichts-Statistik nicht nur in Bayern, sondern im gesamten 
Reich begründen. Über den notwendigen Ausbau einer ver¬ 
selbständigten Statistik der Jugendstrafrechtspflege und über die 
dazu noch erforderliche Erweiterung der Statistik auch auf das 
Gebiet der gesamten übrigen sozialen Fürsorge für die frühzeitig 
der Verfehlung verfallenden Kinder und Jugendlichen habe ich 
mich des näheren in meiner Moralstatistik mit Einschluß der 
Kriminalstatistik ausgesprochen. 

Le'ider hat die bis zum Jahre 1913 in ständigem weiterem Aus¬ 
bau begriffene bayerische Justizstatistik seitdem an starker Kriegs¬ 
beschädigung zu leiden. Nicht mehr ein ordentlicher Band für 
jedes Jahr, sondern nur ein mäßiges Oktavheft von nicht einmal 
100 Seiten bringt ein außerordentlich eingeschränktes auf sach¬ 
liche und territoriale Gliederung leider in den verschiedensten 
Richtungen verzichtendes kleines Tabellenwerk für die zwei Jahre 
1914 und 1915. Personalmangel während des Krieges wird als 
Ursache der Verzögerung der Herausgabe und der Beschränkung 
ihres Umfanges in der Vorbemerkung des Justizministers von 
Thelemann angegeben, wodurch zugleich erhebliche Kosten er¬ 
spart worden seien. (!) Des weiteren wird hervorgehoben, daß 
die Beschränkung des Umfangs nur dadurch erzielt worden 
sei, daß die „Geschäftszahlen“ — hier wird also die modi¬ 
fizierte Statistik ausdrücklich als bloße „Geschäftsstatistik“ er¬ 
klärt — nicht mehr für die einzelnen Amts- und Landgerichts¬ 
bezirke, sondern für die Bezirke der Oberlandesgerichte, bei 
einigen Geschäftsübersichten nur für das Königreich angegeben 
seien. Hierzu ist zunächst zu bemerken, daß abgesehen von der 
allerdings nicht möglichen Übernahme von Zahlen der Reichs¬ 
kriminalstatistik, die leider noch gar nicht vorliegen, auch bei 
der wertvollen spezifisch bayerischen Übertretungsstatistik die 
wichtige Ausgliederung nach Verfehlungsarten fehlt. Was aber 
die territoriale AusgHederung anlangt, so ist es dringende Pflicht 
gerade der partikularen Landesstatistik hier die möglichst weit¬ 
gehende Unterscheidung zu bieten, nachdem ja leider die Reichs¬ 
statistik und hier speziell die Reichskriminalstatistik gerade diese 
territoriale Ausgliederung jedenfalls nicht in dem Maße zu bieten 
in der Lage ist, wie die Landesstatistik, wenngleich hier, wie 
schon erwähnt, auch die Reichsstatistik weiter gehen könnte. 
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Gegenüber der noch für 1913 trefflich ausgestalteten bayerischen 
Justizstatistik enthält die Veröffentlichung für 1914 und 1915 
weitgehende, den Statistiker wie auch den Kriminalisten mit 
schmerzlichem Bedauern erfüllende Einschränkungen, für welche 
wie auch für die Weglassung des materiellen einleitenden Textes 
die u. A. herangehobene Kostenersparung genügenden Ersatz 
doch wohl nicht bieten kann. Wenn auch für die Veröffent¬ 
lichung in der Kriegszeit einige Einschränkungen geboten sein 
mochten, so darf man sich doch wohl der Hoffnung hingeben, 
daß das, was jetzt in einer solchen Kriegspublikation an wert¬ 
vollen mühsam gesammelten Nachweisen weggelassen ist, nicht 
dauernd für die Justizverwaltung, die Justizpolitik und die Wissen¬ 
schaft verloren sein wird, sondern daß in der kommenden Friedens¬ 
zeit namentlich das, was an bedeutsamer sachlicher und geo¬ 
graphischer Gliederung weggelassen ist, unter Einbeziehung der 
alsdann auch hoffentlich verfügbaren reichskriminalstatistischen 
Ausweise über die bayerische schwerere und schwere Kriminalität 
in einer ergänzenden Veröffentlichung nachgeholt werden wird. 

Die voll ausgebauten Ausweise über die Kriminalität gerade 
mit Einbeziehung auch der leichteren Kriminalität, wie dies für 
Bayern nach der Einrichtung der Justizstatistik unter der Voraus¬ 
setzung auch für Verbrechen und Vergehen die bezüglichen Nach¬ 
weise für 1914 und 1915 der Reichskriminalstatistik entnehmen 
zu können, der Fall wäre, würde schon einen wesentlichen 
Beitrag zur Erkenntnis der Kriegskriminalität liefern, soweit 
solche in den Ergebnissen des halben Kriegsjahres 1914 und 
des vollen Kriegsjahres 1915 ersichtlich wird. Dies gilt sowohl 
von dem Einblick in das Walten der Verfehlungsschwere nach 
Verfehlungsrichtungen und Verfehlungsarten unter Berücksich¬ 
tigung auch des Strafmaßes als von der territorialen Aus¬ 
gliederung der Verfehlichkeit und im besonderen auch von 
den Gestaltungen der Morphologie der Verfehlermasse, beispiels¬ 
weise nach Geschlecht, Alter und Familienstand wie überhaupt 
nach allen in Betracht gezogenen natürlichen und sozialen Eigen¬ 
schaften der Verfehler, wobei unter den sozialen Eigenschaften 
auch die speziell kriminalistische Signatur (Vorbestrafte, Rück¬ 
fällige) von Bedeutung ist. Gegenüber solcher eingehender Be¬ 
lehrung über die Gestaltung der Kriegskriminalität, wie sie zwar 
fürs Deutsche Reich im ganzen wegen bisherigen Mangels einer 
Reichübertretungsstatistik für bereits abgelaufene Zeiträume wohl 
überhaupt nicht zu erfassen ist, aber beispielsweise für Bayern 
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wohl in sichere Aussicht genommen werden darf, bieten ganz 
summarische Zahlenausweise über die Gesamtzahl der Verurteilten 
nach Verbrechen und Vergehen einerseits und nach Übertretungen 
bzw. nach besonderen Forstverfehlungen andererseits nur einen 
ungenügenden Einblick in die nicht bloß durch die Quantität 
sondern namentlich auch durch die Qualität der Verfehlungen wie 
der Verfehler bedingte Gestaltung der Kriegskriminalität. Als 
allgemeines bedeutungsvolles Symptom sind aber allerdings auch 
solche summarische Gesamtzahlen in der Ausgestaltung ihrer 
zeitlichen Erscheinung im Krieg gegenüber der Friedenszeit 
immerhin beachtenswert. Ihre besondere Gestaltung kann nament¬ 
lich auch dazu dienen, das Verlangen nach gründlichem Ausbau 
der besonderen Kriegskriminalstatistik zu unterstützen. Solche 
summarische Zahlen bietet die bayerische Justizstatistik nicht bloß 
in den vor dem Krieg, zuletzt für 1913 erfolgten Veröffentlichungen, 
sondern auch für die Jahre 1914 und 1915 in der Veröffentlichung 
vom Jahre 1917. Diese Zahlen sind in .folgender knappen Über¬ 
sicht zusammengefaßt. 


KönigreichBayern. 

Von den Gerichten rechtskräftig abgeurteilte Personen. 



1913 

Jahre 

1914 

1915 

1. Zahl der Verurteilten 

a) wegen Verbrechen oder Vergehen 

b) wegen Übertretungen. 

c) im Forststrafverfahren. 

66263 

273000 

43692 

54608 

215323 

45016 

1 

51561 
131380 
! 37637 

Zusammen 

383155 

314947 | 

220578 

2. Es wurden verurteilt: 

a) von den Amtsgerichten. 

b) von den Landgerichten 

c) von den Schwurgerichten. 

3. Wegen Übertretungen Verurteilte im ganzen 

371047 

11500 

608 

273000 

304346 

10188 

413 

215323 

209417 

10920 

241 

131380 

Darunter | 

männlich. 

weiblich .. 

235770 

37230 

215346 

31209 

200417 

33452 

Davon verurteilt 

zu a) Haftstrafe. 

b) Geldstrafe. 

c) Verweis.; 

70228 | 
195407 
7365 

61636 

147478 

6209 

32215 

93968 

6197 


Was Starke aus ähnlichen summarischen Zahlennachweisen, 
nämlich über die Zahl der wegen Verbrechen und Vergehen neu 
eingeleiteten Untersuchungen für Preußen als Folge der Kriege 
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von 1866 und 1870/71 und weiterhin aus ähnlichem Material als 
Kriegsfolge in Frankreich auch für 1870/71 dargelegt hat, näm¬ 
lich eine starke Rückläufigkeit der — wie ich sie wohl mit Über¬ 
setzung des französischen gebräuchlichen Ausdrucks criminalite 
apparente als „sichtbare Verfehlichkeit“ bezeichnen darf — das 
ergeben die vorstehenden summarischen bayerischen Zahlen und 
zwar als fortdauernde Erscheinung ganz besonders auch im zweiten 
Kalenderjahr des Kriegs namentlich bei der allgemein leichteren 
Verfehlichkeit, weniger bei den besonderen Forstverfehlungen. 
Die schwere Verfehlichkeit zeigt in Bayern im Jahre 1914, das 
nicht ganz zur Hälfte Kriegsjähr war, einen erheblichen Rückgang, 
der im Jahr 1915 nur schwach andauert, während bei der allge¬ 
mein leichten Verfehlichkeit der Rückgang der Verurteilungen 
gerade von 1914 auf 1915 sehr bedeutend ist, so daß hier für 
1915 die Zahl der Verurteilten nicht einmal mehr die Hälfte der im 
Vorjahr Verurteilten ausmacht. Für den knappen Ausblick auf die 
werdende Kriegskriminalstatistik, den ich in meiner „Moralstatistik 
mit Einschluß der Kriminalstatistik“ bringen konnte, standen die 
vorangeführten bayerischen Zahlen noch nicht zur Verfügung. 
Dagegen konnte ich auf die niederländische Kriminalstatistik für 
1914 und speziell auf deren von de Roos verfaßte Einleitung 
verweisen, die eine Untersuchung der Einwirkung des Kriegs auf 
die niederländische Kriminalität von 1914 — also auf die Ver¬ 
fehlichkeit eines neutralen Landes im Jahr des Ausbruchs des 
Weltkrieges — enthält, und zwar mit Berücksichtigung der nach 
Monaten unterschiedenen Gestaltung der verschiedenen Arten der 
Verfehlichkeit. Auch in den Niederlanden zeigt sich in dem ersten 
Halbjahr des Krieges die Rückläufigkeit der Kriminalität mehr 
bei der leichteren als bei der schweren Verfehlichkeit. De Roos 
meint, daß die erste Gemütserschütterung durch den Krieg und 
die Einbeziehung einer großen Anzahl Männer unter militärische 
Disziplin eine gewisse Abnahme der. leichteren Straftaten zur 
Folge gehabt haben könnte, daß aber an erster Stelle an ein 
Nachlassen in der Verfolgung in jenen Tagen der Unruhe zu 
denken sei. Es wird gerade auch nach dem Ausbau der Kriegs¬ 
kriminalstatistik in den kriegführenden Ländern von Interesse 
sein, die Gestaltung der Kriminalität in den neutralen Ländern, 
namentlich in den dem Kriegsschauplatz benachbarten Ländern 
zur Vergleichung heranzuziehen. 

Vor allem aber bedarf die Kriegskriminalstatistik in den krieg- 
führenden Ländern nicht etwa bloß aus soziologischen Motiven 
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der sorgsamen ( Pflege, und gegebenenfalls eines besonderen in 
der Friedenszeit nicht vorhersehbaren oder doch tatsächlich nicht 
vorgesehenen Ausbaues; denn die Krinainalpolitik bedarf zur 
Anregung und Ausgestaltung der Ideen, welche die durch den 
Krieg veranlaßte besondere Bekämpfung des Verbrechens und 
gegebener Verbrechensarten erheischen, der festen Unterlage 
kriminalstatistischer Erkenntnis. Es kann hier nicht meine Auf¬ 
gabe sein, zu untersuchen, was hiernach etwa in allen einzelnen 
kriegführenden Ländern veranlaßt ist. Naturgemäß bescheide 
ich mich mit dem Ausblick auf die Probleme, die sich dabei für 
Deutschland ergeben. Für einzelne Fragen liegen einzelne Bruch¬ 
stücke zahlenmäßiger Orientierung vor, die aber einen Anspruch 
auf erschöpfende statistische Klarlegung nicht erheben können. 
Das gilt insbesondere von dem bedeutungsvollen Sonderproblem 
über die Kriminalität der Jugendlichen im Krieg. Hier kommen 
als Sondermaterial die Zahlen der Jugend-Fürsorge-Zentralen über 
die ihnen überwiesenen Jugendlichen in Betracht. In dem lehr¬ 
reichen Vortrag: Der Krieg und die Kriminalität der Jugendlichen 
hat Kollege v. Liszt beispielsweise die Zahlen der deutschen 
Zentrale in Berlin angeführt, die allerdings von 1706 im Jahre 1913 
auf 3000 im Jahre 1915 gestiegen sind (Zeitschrift für die gesamte 
Strafrechtswissenschaft 37. Band, Berlin 1916, S. 400), aber er 
möchte es doch, wenn er auch persönlich daran glaubt, ganz 
dahin gestellt sein lassen, ob wir eine gestiegene Kriminalität der 
Jugendlichen heute schon mit wissenschaftlicher Exaktheit fest¬ 
stellen können. (S. 504.) 

Als einigermaßen symptomatische Zahlen für die Kriegs¬ 
kriminalität der Jugendlichen in Bayern, die aber keineswegs 
erschöpfende Einblicke über die Gesamtgestaltung dieser Krimi¬ 
nalität, sondern nur über ihre besondere Erscheinung in großen 
und größeren Städten geben, können die in der bayerischen 
Justizstatistik gegebenen Vergleiche über die Geschäftsaufgabe der 
14 größeren Jugendgerichte angesprochen werden. Nach diesen 
beträgt die Zahl der 

Strafbefehle verurteilter Jugendlichen 
im Jahre 1913 8730 2072 

„ n 1914 6771 1843 

„ 1915 7290 2835 

Das Jahr des Kriegsanfangs erscheint hiernach sowohl bei 
der leichteren wie bei der schwereren Verfehlichkeit der Jugend 
mit geringeren Zahlen als das vorhergehende Jahr ; erst bei dem 
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Jahr 1915 macht sich gegenüber der Friedenszeit speziell bei der 
schweren Verfehlichkeit eine Steigerung bemerkbar; welches aber 
die Hauptarten oder auch nur die Hauptrichtungen dieser ge¬ 
steigerten Verfehlichkeit im Kriege sind, darüber ^ehlt bisher wie 
überhaupt für die Gesamtverfehlichkeit der deutschen und darunter 
auch der bayerischen Bevölkerung jeglicher exakte Nachweis. 

Die bisherigen Ausführungen genügen wohl zur Feststellung 
der Tatsache, daß die bisher in Deutschland im Ganzen überhaupt 
ganz fehlenden und auch in solchen Gebietsteilen, in denen vor 
dem Krieg, wie insbesondere in Bayern die Kriminalstatistik eine 
ausgiebigere Entwicklung gefunden hatte als für das Reich im 
Ganzen, nur in durchaus ungenügender Weise vorliegenden Nach¬ 
weise eine exakte Ermittlung der Kriegskriminalität bis jetzt 
überhaupt nicht gestatten. Es ist aber ein großes Interesse nicht 
bloß der in dieser Hinsicht schon erwähnten Kriminalpolitik, 
sondern auch der fortlaufenden Kriminalverwaltung über die Ge¬ 
staltung der Verfehlichkeit im Kriege genau zahlenmäßig unter¬ 
richtet zu sein. 

Dabei erhebt sich die Vorfrage, was denn unter der Kriegs¬ 
kriminalstatistik, deren sorgsame Pflege — und zwar recht¬ 
zeitig noch während des Krieges — befürwortet und dringend 
verlangt werden muß, zu verstehen ist. Im Anschluß an die 
kurzen Andeutungen, die ich darüber in meiner „Moralstatistik 
mit Einschluß der Kriminalstatistik“ gegeben habe, und in deren 
weiterem Ausbau möchte ich hier zunächst in Kürze darlegen, 
daß man allgemeine und besondere Kriegskriminalität 
und dementsprechend auch allgemeine und besondere Kriegs¬ 
kriminalstatistik unterscheiden muß. 

Die allgemeine Kriegskriminalität umfaßt die Gesamt¬ 
heit der in den einzelnen Zeitabschnitten der Kriegszeit vorge¬ 
kommenen Verfehlungen aller Art. Eine vollständige Erfassung 
dieser Kriegskriminalität liegt — da nur summarische Geschäfts¬ 
ausweise über die Tätigkeit der Organe der Strafrechtspflege als 
„Kriminalstatistik“ nicht anzusprechen sind — für die Kriegsjahre 
für Deutschland ebenso wenig vor, wie für die vorhergehenden 
Friedensjahre; denn abgesehen von den spezifischen Finanzdelikten 
findet sich über das weite Gebiet der kleinen Kriminalität (Über¬ 
tretungen), wie bereits erwähnt, nur in der Kriminalstatistik für 
Heer und Marine ein kleines Bruchstück. Eine Vervollständigung der 
allgemeinen deutschen Kriegskriminalstatistik für die Kriegsjahre 
1914 bis 1917 wird wohl jetzt nicht mehr zu erreichen sein. Man 
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wird sich damit begnügen müssen, daß für diese Jahre die deutsche 
Kriminalstatistik — die bürgerliche wie die militärische — in der 
bisherigen Weise aufgestellt, daß aber diese Aufstellung, die ins 
Stocken geraten ist, beschleunigt wird. Soweit die Auszählung 
der von den Gerichten eingesendeten Zählkarten für die jüngsten 
Jahre ab 1915 etwa noch gar nicht in Angriff genommen sein 
sollte, wird zu erwägen sein, ob nicht auch zur Verwirklichung 
dieser Beschleunigung wie das oben schon aus anderem Anlaß 
zur Erwägung gestellt worden ist, die statistischen Landesämter, 
die dazu bereit wären, zur Aushilfe herangezogen und ihnen 
die aus ihrem Staatsgebiet herrührenden Zählkarten zur Aus¬ 
zählung nach dem Reichsschema zu übersenden wären, wo¬ 
bei ihnen dann eine wertvolle Erweiterung der Auszählung so¬ 
wohl in territorialer und zeitlicher als in sachlicher Ausgliederung 
Vorbehalten bliebe. Dann könnte in den deutschen Staaten, in 
denen neben den aus der Reichskriminalstatistik zu entnehmenden 
Nachweisen noch erweiterte kriminalstatistische Ermittlungen vor¬ 
liegen, wie z. B. in Bayern, der vollständigen materiellen allge¬ 
meinen Kriegskriminalstatistik möglichst sich nähernde Ergebnisse 
dargeboten werden. Erst dann kann ein erschöpfender jetzt noch 
ganz fehlender Überblick darüber gegeben werden, wie die Ge¬ 
staltung der Verfehlichkeit in den einzelnen Gebietsteilen des 
Reichs im Verlauf des Krieges sich entwickelt hat, welche Ver¬ 
fehlungsrichtungen und Arten dabei eine von der Friedenszeit 
abweichende charakteristische Vertretung zeigen und wie, wiederum 
unterschieden nach Verfehlungsrichtungen, die Verfehlichkeit der 
verschiedenen natürlichen und sozialen Schichten der Bevölkerung 
in der Kriegszeit sich gestellt hat — soweit dafür -- und in 
vollem Maße ist dies ja nicht der Fall — die Einschränkung auf 
die rechtskräftige Aburteilung wegen Verbrechen und Vergehen 
als für die Gesamtgestaltung der Verfehlichkeit typisch angesehen 
werden kann. Da nicht bloß Verurteilte, sondern überhaupt 
Abgeurteilte in Betracht kommen, wird sich auch Gelegenheit 
geben, die Gestaltung der Nicht-Verurteilung, insbesondere der 
- Freispruchsquoten territorial und zeitlich wie auch nach Ver¬ 
fehlungsrichtungen und persönlichen Eigenschaften der Angeklagten 
für die Kriegsjahre zu untersuchen. Das ist eine Summe grund¬ 
legenden Wissens, bedeutungsvoll nicht bloß zur Kenntnisnahme 
von dem Eingreifen der Kriminalverwaltung in seiner territorialen 
Gestaltung und für daran sich knüpfende Erwägungen sowie 
weiter für spezifisch kriminalpolitische Maßnahmen derVerbrechens- 
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bekämpfung, sondern auch für allgemein sozialpolitische Maßnahmen 
der Fürsorge. Darum muß unter möglichster Heranziehung von 
verfügbaren weiblichen Arbeitskräften das Auszählungsgeschäft 
der Kriminalzählkarten bei dem Statistischen Amt des Reichs, 
evtl, auch mit Zuhilfenahme der statistischen Landesämter in 
flotten Gang gebracht werden, damit wenigstens die Tabellen* 
werke für die Kriegsjahre schleunig veröffentlicht werden können. 
Erwünscht ist, daß auch die einleitende wissenschaftliche Be¬ 
arbeitung unter Beifügung unentbehrlicher Verhältnisberechnungen 
beigefügt werden kann. 

Das erste berechtigte Verlangen des Kriminalisten wie des 
Sozialpolitikers geht also einfach dahin, daß die vorgeschriebene 
Jahresstatistik der deutschen Kriminalität für die Kriegsjahre ohne 
Änderung der dafür geltenden Bestimmungen beschleunigt geliefert 
werde. Das schließt aber nicht aus, daß gerade das Bedürfnis 
die allgemeine Kriegskriminalstatistik nicht bloß beschleunigt zur 
Verfügung zu erhalten, sondern auch solche beschleunigt für 
Kriminalpolitik und allgemeine Sozialpolitik nutzbar zu machen 
meines Erachtens unbedingt nötigt, auf eine Anregung zurück¬ 
zukommen, die ich wiederholt insbesondere seinerzeit in der Fest¬ 
gabe für v. Liszt gemacht und auch in meiner „Moralstatistik“ 
(S. 540) kurz vorgebracht habe. Dort habe ich hervorgehoben, 
daß die Zeiten, da ein Guerry und ein Quetelet mit wenigen 
Bänden französischer und englischer kriminalstatistischer Aus¬ 
weise arbeiten konnten, längst vorbei sind, und die gewiß nicht 
minder arbeitsfreudigen Epigonen heute einem ungeheueren Zahlen¬ 
material mit einer gewissen Hilflosigkeit des Privatstatistikers 
gegenüberstehen. Darum müssen Einrichtungen namentlich auch 
in Deutschland getroffen werden, die mehr als bisher eine fort¬ 
laufende systematische Nutzbarmachung der kriminalstatistischen 
Ausweise aller Art für die Politik und Wissenschaft sicherstellen. 
Dazu ist als nationale Organisation erforderlich ein das anfallende 
Material fortlaufend kontrollierender und durchleuchtender „Bei¬ 
rat für Kriminalstatistik“. Dieser Beirat hätte fortwährend Kenntnis 
zu nehmen von dem kriminalstatistisch Errungenen, er hätte es 
kritisch zu würdigen und die daraus für die spezielle Kriminal¬ 
politik und die allgemeine Sozialpolitik wie auch für die Wissen¬ 
schaft ersichtlichen Ergebnisse festzustellen; er hätte weiter Er¬ 
gänzungen und Verbesserungen der kriminalstatistischen Er¬ 
mittlungen zu befürworten, namentlich auch Vorschläge für die 
Materialbeschaffung für die Lösung neuer Probleme mittelst ln- 
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gangsetzung des statistischen Apparates/ Es ist dringend zu 
wünschen, daß gerade die Kontrolle der Ergebnisse der allgemeinen 
deutschen Kriegskriminalstatistik einem zu schaffenden deutschen 
Beirat für Kriminalstatistik zufällt. Dieser wird dann gewiß auch 
Anlaß haben, mit bedeutungsvollen Ergänzungen und Verbesse¬ 
rungen der deutschen Kriminalstatistik der nächsten Zukunft, 
insbesondere der kommenden ersten Friedensjahre sich zu be¬ 
schäftigen, die gewiß von nicht geringerem Interesse sein wird, 
als die jetzige Kriegskriminalstatistik. Auf dieses umfassende 
Problem, da es mir zunächst nur darauf ankommt, die einzelnen 
Jahres-Geburts-Akte der deutschen Kriegskriminalstatistik zu be¬ 
schleunigen, hier des näheren einzugehen, darf ich wohl ver¬ 
zichten. — So viel also in Kürze über diese dringend gebotene 
Beschleunigung des Erscheinens der allgemeinen deutschen Jahres¬ 
kriminalstatistik der Kriegsjahre bis heran zum Jahre 1917 und 
Vorbereitung schleuniger Bereitstellung auch für 1918, dem hoffent¬ 
lich letzten Kriegjahr! 

Die besondere Kriegskriminalität oder die Kriegs¬ 
kriminalität im engeren Sinn beschränkt sich auf jenfe Ver¬ 
fehlungen, die durch besonderes Kriegsstrafrecht nur zum 
kleinen Teil schon in Friedenszeit für den Kriegsfall in besonderem 
Tatbestand festgestellt, in der Hauptsache aber erst mit dem 
Kriegsausbruch und weiterhin bei Fortdauer des Krieges durch 
strafrechtliche Normenfestsetzung der Zivil- und Militärgewalt ge¬ 
schaffen sind. Im besonderen kommt hier die durch das grund¬ 
legende Reichsgesetz vom 4. August 1914 dem Bundesrat über¬ 
tragene gesetzgebende Gewalt gerade auch auf kriegsstrafrechtlichem 
Gebiet und daneben namentlich die gleichfalls strafrechtliche Nor¬ 
mensetzung erschließende Befugnis der stellvertretenden General¬ 
kommandos in Befracht, soweit die Kriegskriminalität in der Heimat 
in Frage kommt. In weitester Erstreckung umfaßt die besondere 
Kriegskriminalität auch noch die Verfehlungsgestaltung außer der 
Heimat und insbesondere im besetzten Feindesland und zwar sowohl 
die einschlägigen Verfehlungen innerhalb der Armee und der bei 
dieser befindlichen Inländer als auch die kriegsstrafrechtlichen Ver¬ 
fehlungen der ausländischen Militär- und Zivilbevölkerung. Die 
Gesamtheit der statistischen Nachweise über die hier kurz be- 
zeichneten Bestandteile der besonderen Kriegskriminalität macht 
den Inhalt der besonderen Kriegskriminalstatistik aus. 
Diese ist ihrerseits selbst wieder ein Stück der gesamten Kriegs¬ 
statistik, deren Ausgestaltung im Kriege vorzubereiten und die 
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abschließend nach dem Friedensschluß herzustellen sein wird, 
als sozialstatistische Rechenschaftsablage über das Kriegsunter¬ 
nehmen in seiner gesamten Ausgestaltung unter Einschluß aller 
zahlenmäßig faßbaren Reflexwirkungen des Kriegszustands und 
seines gesamten Verlaufs. Hat doch der Krieg erst recht die 
gewaltige Bedeutung gut angelegter vorausschauender Statistik 
klar gelegt und namentlich gezeigt, daß wir auf dem Gebiete 
statistischer Erkundung namentlich vor dem Kriege viel zu 
schüchtern gewesen sind und daß in Zukunft die Publizität 
namentlich wirtschaftlicher Verhältnisse für die Zwecke statistischer 
Erkenntnis ganz anders geregelt werden muß, als dies in der 
abgelaufenen Friedenszeit der «Fall war. Wohl wird mit Recht 
ein dauernder gesicherter Frieden erhofft, aber mit der Wieder¬ 
kehr eines Krieges wird doch auch dann noch gerechnet werden 
müssen. Für die alsdann wiederum gebotene Feststellung der 
Normen der Kriegskriminalität aber ist die genaue Kenntnisnahme 
von der tatsächlichen Gestaltung der Normen für die Kriegsver¬ 
fehlungen im jetzigen Krieg und von dem Maß der Anwendung 
dieser Normen von wesentlicher Bedeutung. 

Auch die besondere Kriegskriminalstatistik bedarf hiernach 
in allen' ihren Teilen einer sorgsamen Pflege; über die mili¬ 
tärische Strafrechtshandlung im Feindesland wird wohl 
die Heeresverwaltung eine angemessen gegliederte statistische 
Nachweisung für die einzelnen Ksiegsjahre nach Abschluß des 
Kriegs zu liefern veranlaßt sein. Was dabei an Feststellungen 
von Verfehlungen deutscher Reichsangehöriger sich ergibt, das 
möchte, wenigstens anmerkungsweise auch in der allgemeinen 
deutschen Kriegskriminalstatistik, also überhaupt in der kurzweg 
als „Kriminalstatistik“ bezeichneten Zusammenfassung und Ver¬ 
öffentlichung zu berücksichtigen sein, ähnlich wie ja schon jetzt 
in der deutschen Kriminalstatistik die — ihrer Zahl nach aller¬ 
dings sehr unbedeutenden — Aburteilungen deutscher Reichs¬ 
angehöriger wegen Verbrechen und Vergehen gegen Reichsgesetze 
durch die deutschen Konsulargerichte im Ausland berücksichtigt * 
werden. Erwünscht wäre zur Feststellung eines Planes für dieses 
Stück der besonderen Kriegskriminalstatistik ein Zusammentreten 
von Vertretern der Heeresverwaltung sowie der besonders organi¬ 
sierten Verwaltung der besetzten Gebiete, insbesondere Belgiens 
wie auch Polens und auch Kurlands, Livlands und Estlands mit 
dem oben erwähnten kriminalstatistischen Beirat, in dem selbst 
wieder die Interessen der Politik und der Verwaltung neben 


Gok igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Beschleunigung des Ausbaues der Kriegskriminalstatistik 

jenen der Wissenschaft angemessene Vertretung zu finden 
hätten. 

Das Hauptstück der besonderen Kriegskriminalstatistik ist in 
der Statistik des durch das neugeschaffene materielle 
Kriegsstrafrecht, wie Bundesrat und stellvertretende 
Generalkommandos es normiert haben, in ihrem Tat¬ 
bestand näher bestimmten Verfehlungen, die im Inland 
zur Aburteilung gekommen sind. Ein Teil dieser Sonder¬ 
statistik bildet gleichzeitig einen Bestandteil der allgemeinen 
Kriegskriminalstatistik der Kriegsjahre, insofern nämlich als 
es sich bei dem rechtskräftig abgeurteilten Verfehlungen um Ver¬ 
brechen und Vergehen gegen Reichsgesetze handelt, weil in diesem 
Falle von den aburteilenden Gerichten Zählkarten nach dem all¬ 
gemein eingeschriebenen Muster an das Statistische Amt in 
Berlin einzusenden sind. Wie schon in der Friedenszeit wegen 
ausgiebiger Anwendung der strafgesetzlichen Sicherung neben 
den systematisch aufgebauten Normen des Allgemeinen Straf¬ 
gesetzbuchs in den Jahresbänden der deutschen Kriminalstatistik 
die Zahl der in Sondergesetzen enthaltenen strafrechtlichen Einzel¬ 
normen außerordentlich groß und in ständiger Zunahme begriffen 
war, so hat' nunmehr, der Krieg einen gewaltigen Ansturm von 
anderen nebenstrafrechtlichen Bestimmungen des Bundesrats und 
der stellvertretenden Generalkommandos gebracht. Daß ein solches 
Sonder-Kriegsstrafrecht notwendig war und wohl auch nicht als¬ 
bald mit dem Krieg ganz verschwinden kann, ist klar. Zweifel¬ 
haft ist allerdings — wie dies kürzlich ein hervorragender Sach¬ 
kenner Ministerialrat Dr. Karl Meyer in München in der April¬ 
nummer 1918 von „Recht und Wirtschaft“ hervorgehoben hat — ob 
nicht durch unsere wirtschaftlichen Kriegsverordnungen der Straf¬ 
schutz zu stark in Anspruch genommen worden ist, so daß 
das Gegenteil eintritt, nämlich statt einer Beachtung der 
Gesetze eine Mißachtung und Schwächung des Rechtsbewußt¬ 
seins, 

Es ist unbedingt geboten, daß auch insoweit Kriegsverfehlungen 
in Frage kommen, bei denen es sich um rechtskräftige Aburteilungen 
wegen Verbreqhens oder Vergehens gegen Reichsgesetze handelt 
und die deshalb auch in der allgemein fortlaufenden Kriminal¬ 
statistik der Kriegsjahre berücksichtigt werden müssen, in einem 
besonderen Abschnitt sowohl für die Verfehlungen als die Ver- 
fehler die Nachweise mit grundsätzlicher Auseinanderhaltung der 
verschiedenen Verfehlungsarten gegeben werden. Über die hier- 
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bei erforderliche Klassifizierung der Verfehlungen und weiter über 
die Einreihung derselben nach Hauptrichtungen der Verfehlung, 
— bei der vielfach eine Kombination der Verfehlung gegen den 
Staat und die öffentliche Ordnung einerseits und gegen das Ver¬ 
mögen andererseits (so z. B. beim Kriegswucher) sich ergeben wird, 
sollte alsbald eine gründliche Erwägung platz greifen, damit gleich 
der erste Band der deutschen Kriminalstatistik aus der Kriegszeit in 
dieser Hinsicht eine befriedigende Ausgestaltung erhält. Außer¬ 
ordentliches Interesse knüpft sich auch an die genaue Feststellung 
der territorialen Verbreitung dieser von der allgemeinen deutschen 
Kriminalstatistik mit erfaßten besonderen Kriegskrimirtalität; es 
wird deshalb sehr darauf zu achten sein, daß nicht etwa die bei 
der Verwaltungsstatistik waltende Tabellenfurcht hier die gebotene 
detailgeographische Ausgliederung vereitelt. Auch hier würde für 
die Ausgestaltung des Tabellenplanes, insbesondere auch für die 
einschlagenden Klassifikations- und Kombinationsfragen die Mit¬ 
arbeit des oben geforderten kriminalstatistischen Beirats sehr 
förderlich sein. 

Mit der selbstverständlichen Aufnahme der durch das neue 
Kriegsstrafrecht erst geschaffenen neuen Verfehlungen gegen 
Reichsgesetze, welche die Qualität Verbrechen oder Vergehen 
tragen, ist aber die besondere Kriegskriminalstatistik nicht er¬ 
ledigt. Es besteht vielmehr zur Erreichung des vollen Einblicks 
in die Gestaltung der besonderen Kriegskriminalität das dringende 
Bedürfnis die Gesamtheit dieser Kriegsverfehlungen gründ¬ 
lich zu erfassen. Auch das was man die kleine Kriegskriminälität 
nennen darf, an der gerade breitere Massen der Bevölkerung be¬ 
teiligt sind, muß in ihrer durch die Rechtsprechung, wenn auch nicht 
voll so doch symptomatisch erkennbaren Weise dargelegt werden. 
Es müssen also auch die auf diesem Gebiet erfolgten Aburteilungen 
und Verurteilungen wegen Übertretungen berücksichtigt werden. 
Die allgemeine Erstreckung der Reichskriminalstatistik überhaupt 
auf die Übertretungsstatistik, noch dazu mit rückwirkender Kraft 
bis zum ersten Kriegsjahre wird — so erwünscht dies auch an 
sich wäre — wohl nicht zu erreichen sein. Eher wird man hoffen 
dürfen, daß in der kommenden Friedenszeit diese wichtige allge¬ 
meine Reform der deutschen Kriminalstatistik durchgeführt wird. 
Für die besondere Kriegskriminalstatistik aber darf meines Er¬ 
achtens auf die Einbeziehung der gerade hier besonders be¬ 
deutungsvollen Übertretungstatistik nicht verzichtet werden. — 
Darum muß man zu dem Vorschlag kommen, daß spätestens 
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unmittelbar nach dem Friedensschluß dieses Gesamtwerk der 
statistischen Rechenschaftsablage über die nach Kriegs- 
Strafrecht im deutschen Reich abgeurteilten Verbrechen, 
Vergehen und Übertretungen für die einzelnen Kriegsjahre 
mit reichlicher territorialer, zeitlicher und sachlicher Ausgliederung, 
nicht bloß eine Sammlung summarischer geschäftsstatistischer 
Zahlenausweise, geliefert wird, wie solches, wenn auch noch nicht 
von Reichswegen in verschiedenen deutschen Staaten vorgesehen 
ist. (Ich verweise dazu auf die in der bayerischen Kammer der 
Abgeordneten stattgehabten Verhandlungen betr. Übersicht über 
die Bestrafungen wegen Übertretung der Kriegsvorschriften.) Es 
wird bei Zeiten dafür Sorge zu tragen sein, daß demgemäß außer 
den nach den geltenden Vorschriften schon sich ansammelnden 
Zählkarten für die wegen Verbrechen und Vergehen gegen Reichs¬ 
gesetze Angeklagten auch noch Zählkarten für die wegen Über¬ 
tretungen Abgeurteilten hergestellt und zur Bearbeitung an eine 
statistische Zentrale eingesandt werden. Bleibt es überhaupt bei 
der Zentralisation der allgemeinen Kriminalstatistik bei dem Sta¬ 
tistischen Amt des Reichs, so werden wohl auch die Übertretungs- 
Zählkarten der besonderen Kriegskriminalstatistik dorthin einzu¬ 
senden sein. Sollte aber die Dezentralisation an die hierzu sich 
bereit erklärenden statistischen Landesämter eintreten, dann könn¬ 
ten diese für die im Statistischen Amte schließlich erfolgende 
Zusammenfassung der gesamten Ergebnisse die Zählkarten-Aus- 
beutung, wie schon oben bemerkt, gegen Entschädigung aus der 
Reichskasse übernehmen und für das betreffende Staatsgebiet ab¬ 
geschlossene Tabellen an das Statistische Amt einsenden, während 
für den Rest der Bundesstaaten, die etwa die Ausbeutungs¬ 
arbeit ihren statistischen Behörden nicht überlassen wollten, das 
Statistische Amt selbst auch die Ausbeutungsarbeit und Tabellen¬ 
ansetzung übernehmen würde. Der erläuternde Text dieses 
großen Gesamtwerkes, das für die Kriminalpolitik von hervor¬ 
ragender Bedeutung sein würde und zugleich ein wichtiges Stück 
der gesamten deutschen Kriegsstatistik wäre — die im übrigen 
namentlich auf dem Gebiete der Wirtschaftsstatistik eines weiten 
Ausbaues bedarf — wird wohl zweckmäßig im Zusammenwirken 
des Statistischen Amtes des Reichs, des Reichsjustizamtes und der 
Heeresverwaltung hergestellt. Für die Entwertung des Planes aber 
.dieser ganzen großen Arbeit sollten die vorbereitenden Schritte 
so bald als möglich unternommen werden. Die erste Plan- 
Feststellung möchte im Entwurf durch Verständigung des Sta- 
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tistischen Amtes, des Reiehsjustizamts und der Heeresverwaltung 
zu bewirken sein. Sehr erwünscht wäre es, wenn auch hierbei 
der im Vorhergehenden mehrfach erwähnte Beirat für Kriminal¬ 
statistik in der Art mitwirken könnte, daß er über den ersten Ent¬ 
wurf der vorgenannten drei behördlichen Instanzen sich gutacht¬ 
lich äußerte und daraufhin durch Verständigung dieser drei In¬ 
stanzen der endgültige Entwurf für die Ausführung des Werkes 
der zuständigen Reichsinstanz zur Beschlußfassung überwiesen 
werden könnte. 

Was ich in den vorstehenden Ausführungen über den Aus¬ 
bau, und zwar über den baldigen Ausbau der deutschen Kriegs¬ 
kriminalstatistik bringe, will nicht mehr sein, als eine erste, die 
erheblichen aber nicht unüberwindlichen Schwierigkeiten der Aus¬ 
führung keineswegs verkennende Anregung in großen Zügen zur 
Ausgestaltung einer statistischen Leistung, die für die Kriminal¬ 
politik, Kriminalverwaltung, für die Sozialpolitik überhaupt und 
dann auch für die mit dem Staats- und dem gesamten sozialen 
Leben in reger Wechselbeziehung stehende Wissenschaft von 
größtem Werte wäre. 
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Von 

Geheimrat Dr. Josef Köhler. 

o. ö. Professor der Rechte an der Universität Berlin. 

Die abwehrende, unheilverhütende Tätigkeit der Polizei auf 
dem Gebiet des Kriminalwesens ist teils vorbeugender und 
sichernder, teils konstatierender Art, konstatierend, soweit es sich 
um Verbrecherverfolgung und Verbrecherbestrafung handelt. In 
dieser Eigenschaft, als untersuchende und feststellende Behörde, 
ist die Polizei ein unentbehrliches Hilfsmittel des Strafgerichtes, 
ohne welches der Arm des Staates lahm wäre. Die Untersuchung 
kann sich auf die Umstände des einzelnen Falles beziehen, sie kann 
aber auch solche Umstände betreffen, welche für die gegenwärtige 
oder künftige Verbrechertätigkeit einer Person im allgemeinen be¬ 
deutsam sind. Dazu gehört vor allem die Untersuchung, welche 
die Konstatierung der Persönlichkeit und ihrer Eigenart betrifft. 

Von solchen Konstatierungen’ ist keine wichtiger als die 
Daktyloskopie, umso bedeutsamer, als sie einmal mit höchst ein¬ 
facher Methode wirkt und auf der anderen Seite zu völlig ein¬ 
wandfreien und unzweifelhaften Resultaten führt. Sie hat darum 
die Bertillonage so viel wie vollständig abgelöst. 

Es wird die Zeit kommen, in welcher man eine jede Person 
ohne Ausnahme ebenso der Daktyloskopie unterwirft, wie man 
die Eintragung ihres Namens und ihres Alters in die Listen ver¬ 
langt, und es wird eine derartige allgemeine Konstatierung um so 
wichtiger sein, als sie nicht nur im Falle der Beschuldigung, 
sondern auch im Falle der Entschuldigung von Bedeutung wird. 
Man denke sich den Fall, daß wegen irgend einer angeblichen 
Gewalttätigkeit einer verstorbenen Person ein Entschädigungs¬ 
anspruch gegen ihre Erben erhoben wird und der vielleicht sehr 
starke Verdacht durch einen bei der Tat zurückgebliebenen Finger¬ 
abdruck völlig beseitigt werden kann, so daß die Beschuldigung 
mit allen Folgen sofort zusammenbricht! 
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Gesetze über die Daktyloskopie finden sich in einigen Län¬ 
dern, wie in Argentinien und in Mexiko; bei uns fehlt eine durch¬ 
greifende Bestimmung. Bei uns können nur die Grundsätze über 
das Recht der Kriminalpolizei gelten: der Fingerabdruck kann 
nur soweit vom Publikum verlangt werden, als die Kriminalpolizei 
eine Einwirkung auf das Publikum beanspruchen kann. In Preußen 
ist hier bekanntlich das Landrecht II 17 § 10 von ausschlaggeben¬ 
der Bedeutung, wonach die Polizei die Anstalten zur Erhaltung 
der nötigen Ruhe, Sicherheit und Ordnung und zur Abwendung 
der dem Publikum oder einzelnen Mitgliedern desselben bevor¬ 
stehenden Gefahr zu treffen hat; und sodann das Polizeiverwal¬ 
tungsgesetz vom 8. März 1850 § 6 a, 6f, wonach Polzeiverord- 
nungen zum Schutze der Person, des Eigentums, zur Sorge für 
Leben und Gesundheit erfolgen können. In diesem Gebiete be¬ 
wegt sich die Kriminalpolizei, wenn sie Konstatierungen bezüg¬ 
lich der begangenen oder der in Entwickelung begriffenen Ver¬ 
brechen vornimmt, oder wenn sie peisönliche Feststellungen be¬ 
züglich derjenigen Schädlinge und negativen Naturen macht, von 
denen eine künftige Bedrohung des Publikums zu befürchten 
steht. Wenn die Polizei hier entweder bestimmt abgemessene 
und fest begrenzte Verordnungen gibt oder wenn sie ohne der¬ 
artige Verordnungen im einzelnen Falle auf Grund ihrer ab¬ 
wägenden Prüfung einen Feststellungsakt beschließt, so liegt dies 
im Kreise ihrer gesetzlichen Befugnisse. 

Man könnte allerdings die zahlreichen Entscheidungen des 
Kammergerichtes entgegenhalten, in welchen ausgesprochen wurde, 
daß die Polizei nicht die Befugnis habe, beliebig Kontrollvor- 
schriften zu erlassen. Derartiger Entscheidungen gibt es aller¬ 
dings eine große Zahl. Das Kammergericht hat angenommen, 
daß die Polizei nicht befugt sei, beliebig Ausweise, Anzeigen oder 
auch Ankündigungen von Privatpersonen zu verlangen, sie könne 
nicht verlangen, daß die Hauseigentümer einen Nachweis über 
die regelmäßige Kaminreinigung geben, daß die Milchhändler 
ihre Milchproben zur Untersuchung an einen bestimmten Ort 
schaffen, daß der Autoeigentümer über Personen, welche das 
Auto benutzt haben, Rechenschaft erstatte, sie könne von Händlern 
mit Branntweinverkauf nicht verlangen, daß ihr Ladenraum so 
gestaltet sei, daß er von außen leicht zu übersehen ist, sie könne 
nicht vorschreiben, daß auswärtige Hauseigentümer einen Zu¬ 
stellungsgewalthaber für polizeiliche Verfügungen bestellen u. a.; 
vgl. z. B. K.-G. 25. 4. 1904, D. J.-Z. IX 509; K.-G. 25. 4. 1910, 
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D. J.-Z. XV 829; K.-G. 2. 11. 1908, Recht XIII S. 157 und allge¬ 
mein IC-G. 26. 4. 1906, Recht XI S. 75, ferner K.-G. 11. 3. 1901 
Jahrbuch des K.-G. XXI C 62; K.-G. 6. 7. 1905, Jahrbuch XXX 
C 47 u. a. 

Nun ist es selbstverständlich, daß die Polizei nicht befugt 
ist, vom Publikum wirkliche Frohndienste zu verlangen, um alles 
mögliche zu tun, was <jer Polizei für die Vorbereitung ihrer 
Untersuchungen bequem und förderlich erscheint. Da könnte 
die Polizei auch eine beliebige Zusammenkunft von Menschen 
vorschreiben, sie könnte verlangen, daß Instrumente geliefert, daß 
Fuhrwerke zur Verfügung gestellt würden, und schließlich könnte 
die Polizei einem jeden eine Tagesliste zumuten, wann er auf¬ 
steht und sich zu Bett legt, wann er ausgeht usw., weil hierdurch 
die Kontrolle der Persönlichkeit erleichtert wird. Davon kann 
natürlich keine Rede sein. Bekanntlich hat auch die Polizei keinen 
Zeugniszwang, sondern sie kann nur eine Person, deren Zeugnis 
als erforderlich erscheint, vor Gericht bringen, damit hier der 
Zeugniszwang geübt wird. 

Allein alles dies liegt hier nicht vor. Das, was die Polizei 
bestimmt verlangen kann, ist, daß, wenn sie Untersuchungshand¬ 
lungen zur Abwendung von Gefahren für Leib, Leben, Gesund¬ 
heit oder Eigentum vornimmt, ihr kein Widerstand entgegengesetzt 
wird und daß keine Widersetzlichkeit ihre Tätigkeit hemmt. Eine 
solche Untersuchungshandlung ist die Abnahme des Fingerab¬ 
druckes; es handelt sich bei dem Zwang zur Daktyloskopie nicht 
darum, daß das Publikum eine diese Untersuchungshandlung 
vorbereitende oder ihr zur Kontrolle dienende Tätigkeit vornimmt, 
(dies wäre z. B. der Nachweis des erfolgten Abdruckes durch 
Vorlegung eines polizeilichen Zeugnisses), sondern es handelt 
sich einfach darum, daß das Publikum sich der Untersuchungs¬ 
handlung unterwirft und keine Hemmung bewirkt. 

So rechtfertigt sich auch die berühmte Entscheidung des 
Reichsgerichtes vom 2. Juni 1899, über den Zwang zur Duldung 
der Bertillonage, E. Straf. 32 S. 199, worin gesagt ist: 

„Die Zuständigkeit der Polizeidirektion zu der generellen 
Anweisung, Verhaftete, die bereits mit Zuchthaus bestraft wurden, 
den Bertillonsschen Messungen zu unterwerfen und gleichzeitig 
zu photographieren, ist (aber) nicht zu beanstanden. Sie ergibt 
sich aus der gesetzlich anerkannten Obliegenheit der Polizei, die 
nötigen Anstalten zur Erhaltung der öffentlichen Sicherheit zu 
trefferr (§ 10 A. L.-R. II. 17), welche, soweit die Verletzung oder 
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Bedrohung der öffentlichen Sicherheit durch strafbare Handlungen 
in Frage kommt, die Aufgabe der Unterstützung der Strafrechts¬ 
pflege in sich schließt. In dieses Gebiet ihrer Wirksamkeit fällt 
unzweifelhaft die Aufnahme von sog. Signalements bezüglich 
solcher Personen, welche wegen Verdachtes der Verübung einer 
strafbaren Handlung festgenommen und bei der Polizeibehörde 
eingeliefert sind.“ / 

Mit Recht ist dort auf § 131 der St.P.O. Bezug genommen, 
worin gesagt ist, daß der Steckbrief, soweit möglich, eine Be¬ 
schreibung des Verfolgten erhalten soll, woraus von selbst her¬ 
vorgeht, daß zur befugten polizeilichen Untersuchung die Kon¬ 
statierung von Merkmalen einer Person gehört, um eine wirksame 
Verfolgung zu ermöglichen.') Wenn dies von der Bertillonage 
galt, so ist dies bei der einfachen Daktyloskopie umso unbe¬ 
denklicher. 

Daraus ergibt sich der Satz: es steht in der diskretionären 
Befugnis der Polizei, den daktyloskopischen Fingerabdruck von 
allen Personen zu erzwingen, deren persönliche Feststellung 
wegen des Verdachtes begangener oder der Erwartung künftiger 
verbrecherischer Tätigkeit als erforderlich erscheint. 

') Einen Zwang zur Bertillonage bestimmt auch das Gesetz von Canada 
vom 13. Juni 1898, 61 Vict. ch. 54. 
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Kriminalistische Übergangswirtschaft. 

iv. 

Die dänische Reichskriminalpolizei. 

Der Herr kgl.DänischeJustizminister 
hat dem .Archiv für Kriminalogie* die 
folgenden Ausführungen zugehen lassen, 
deren Übersetzung Herr Halvar Chri¬ 
stiansen besorgte. 

Die ...Statspolitiet“ („Staatspolizei“, Reichskriminalpolizei) ist 
durch Gesetz vom 13. Mai 1911 errichtet worden und bestand 
damals aus einem Chef und 36 Beamten, wovon 8 zu Ober¬ 
beamten ernannt werden konnten. 

Das Korps hat später zwei Erweiterungen erfahren, zuerst 
durch Gesetz vom 29. April 1913, wodurch das Korps um 
12 Beamte vermehrt wurde, und danach durch Gesetz vom 
21. Dezember v. Js., welches dem Korps eine weitere Ver¬ 
mehrung von 24 Beamten gab, so daß das Korps jetzt aus 72 Be¬ 
amten besteht. Von diesen können bis zu 15 zu Oberbeamten 
ernannt werden. Das Korps wird von einem Chef geleitet, welcher 
sein Bureau in Kopenhagen hat, und dem 4 juristisch ausgebildete 
Assistenten beigegeben sind. Zu dem Bureau gehört weiter eine 
gewisse Anzahl von Oberbeamten und Beamten zur Verwendung 
bei den Nachforschungen und Untersuchungen, zu welchen ein¬ 
gelaufene Anzeigen oder Ersuchen von den Polizeibehörden außer¬ 
halb Kopenhagens oder von den auf dem Lande stationierten 
„Staatspolizisten“ Anlaß geben. 

Im Bureau des Polizeichefs befindet sich alles Material ge¬ 
sammelt und durchgearbeitet, das nach und nach über Verbrecher 
und Verbrechen verschafft wird und das bei der Nachforschungs¬ 
und Untersuchungsarbeit der Staatspolizei Bedeutung erhalten 
kann. 

Die übrige Mannschaft ist in den verschiedenen Gerichts¬ 
bezirken stationiert. Da aber das Korps bis jetzt so gering an 
Zahl gewesen ist, versieht jeder einzelne Beamte in der Regel 
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Dienst in mehreren Bezirken. Den einem Beamten somit zu¬ 
geteilten Distrikt darf der Beamte nicht ohne Erlaubnis des Chefs 
verlassen, es sei denn, daß es im Interesse des Dienstes not¬ 
wendig ist. 

Die wesentlichste Aufgabe der „Staatspolizei“ ist bestimmt 
durch eine für das Korps erteilte Instruktion vom 30. September 
1911 und besteht darin, den Polizeibehörden außerhalb Kopen¬ 
hagens Hilfe bei Nachforschung und Verfolgung von Verbrechen 
sowie Beistand in der Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung 
zu gewähren. Durch die Gesetze vom 29. April 1913 und 21. De¬ 
zember v. Js. ist weiter die große und zeitweise schwierige Auf¬ 
sicht über die hier im Lande sich aufhaltenden Ausländer dem 
Korps übergeben. 

Diese hat u. a. mit Hinblick auf die oben erwähnte Stationie¬ 
rung dazu beigetragen, daß Staatsbeamte in den Orten stationiert 
sind, in welchen der größte Verkehr mit dem Ausland ist. 

Da die Staatspolizei eine selbständige Institution ist, welche 
direkt unter dem Justizministerium steht, kann ein untergeordnetes 
Verhältnis zu der örtlichen Polizei nicht in Frage kommen, aber 
der Ortspolizeidirektor kann anläßlich begangener Verbrechen die 
Hilfe des zu seinem Gerichtsbezirk gehörigen Staatspolizisten ver¬ 
langen, und der Beamte ist dann verpflichtet, unverzüglich zu 
helfen, aber in der Regel nur, bis der Verbrecher ausfindig ge¬ 
macht und seines Verbrechens überführt ist, wie der Beamte auch 
verpflichtet ist, den Befehlen nachzukommen, welche der Polizei¬ 
direktor mit Rücksicht auf die ihm somit übertragene Untersuchung 
erteilt. 

Die Beamten können jedoch, wenn sie der Meinung sind, 
daß ihnen seitens der örtlichen Polizeidirektionen unberechtigte 
Forderungen gestellt werden, Bericht hierüber an den Staatspolizei-' 
chef senden, um von demselben nähere Instruktionen zu erhalten. 

Insofern bei ernstlicheren Verbrechen der Polizeichef entweder 
im Aufträge des Justizministeriums oder auf Verlangen des be¬ 
treffenden Polizeidirektors bei einer Untersuchung persönlich mit¬ 
wirkt, sind der Polizeichef und der örtlich zuständige Polizei¬ 
direktoralsgleichgestelltzu betrachten, aberso.daßdie Bestimmungen 
des Polizeichefs bei allen Fragen über die Verwendung der Staats¬ 
polizei entscheidend sind. 

Die Staatspolizei wirkt somit zum Teil auf Veranlassung der 
respektiven Polizeidirektoren, aber das Korps soll auch infolge 
seiner Instruktion aus eigener Initiative versuchen, Verbrechen und 
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Vergehen zu verhindern, worunter u. a. gehört, daß die Beamten den 
ihnen unterstellten Distrikt so oft wie möglich abpatrouillieren sollen. 

Es besteht dagegen für die örtlichen Polizeibehörden keine 
Verpflichtung, Anzeigen an die Staatspolizei als solche zu machen, 
und' infolgedessen gibt es auch keine Strafbestimmungen für 
Unterlassung solcher Anzeigen. 

Wie aus dem Vorstehenden hervorgeht, steht der einzelne 
Staatspolizist zwar direkt unter seinem Chef, kann aber, wenn 
seine Hilfe von einem Polizeidirektor verlangt worden ist, diesem 
bei einzelnen Untersuchungen zur Verfügung stehen, ln letzterem 
Falle sendet der Staatspolizist direkten Rapport an den betreffenden 
Polizeidirektor oder Richter des Bezirks, dem er auch stets direkte 
Meldung sendet, wenn von Verhaftung die Rede ist, damit die 
richterliche Vernehmung innerhalb der gesetzlichen Frist von 
24 Stunden geschehen kann. Im übrigen aber sendet der be¬ 
treffende Staatspolizist in der Regel direkten Bericht an den Chef 
des Korps, welcher dann das weiter Erforderliche unternimmt und 
in dessen Hand es liegt, den größtmöglichen Kontakt zwischen 
den Beamten der Staatspolizei unter sich und zwischen der 
Staatspolizei und den lokalen Polizeibehörden zu schaffen, ein 
Verhältnis, das bis jetzt eine außerordentlich große Arbeit für den 
Chef und sein Bureau mit sich gebracht hat. 

Die direkte Verbindung zwischen dem Chef und den Beamten 
wird durch Bekanntmachungen, enthaltend Mitteilungen über Ver¬ 
hältnisse im Korps, sowie Instruktionen allgemeiner Bedeutung 
hergestellt. (Bis zum Ausgang des Jahres 1917 sind im ganzen 
100 Bekanntmachungen ausgegeben worden.) Weiter geschieht dies 
durch einzelne Schreiben und Rundschreiben sowie eigentliche 
Nachforschungsschreiben, wozu in besonders eiligen oder gra¬ 
vierenden Fällen selbstverständlich noch telephonische oder tele¬ 
graphische Aufträge kommen. 

Es hat sich mehrmals gezeigt, daß das Korps auf Grund seiner 
Beweglichkeit und, weil es ungehindert durch territoriale Grenzen 
arbeitet, sowie endlich auf Grund des im Bureau des Chefs ge¬ 
sammelten Materials sowohl bei der Untersuchungs- als auch 
Nachforschungsarbeit gute Hilfe hat leisten können. 

Was die Ausbildung und Ausrüstung der Staatspolizisten an¬ 
betrifft, wird bemerkt, daß so gut wie alle Beamten der Staats¬ 
polizei im Dienste der kommunalen Polizei angestellt gewesen 
sind, ehe sie zur Staatspolizei übergingen. Sie hatten somit schon 
dadurch Erfahrung erworben. Ihre übrige Ausbildung geschieht 
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durch die von dem Chef geleiteten Kurse in größeren oder 
kleineren Zirkeln. Die Beamten sind alle in Zivil gekleidet, und 
haben als Legitimation Polizeimarken. Sie sind mit dem Polizei¬ 
stab, Handfesseln, Führerkette, Polizeipfeife, elektrischen Taschen¬ 
lampen usw. ausgerüstet. Mehrere haben auch einen Polizei¬ 
hund, welcher der Staatspolizei gehört. 

Außerdem sind sie mit verschiedenen Apparaten zum Ge¬ 
brauch bei ihrem Untersuchungsdienste versehen, u. a. zur Auf¬ 
nahme von Fingerabdrücken. 

Sie sind alle mit Fahrrad und mehrere von ihnen mit Motor¬ 
rad vers-ehen. 

Mit Hinblick auf die Ausrüstung ging man bis jetzt und geht 
man immer noch versuchsweise vor, aber der Zweck ist selbst¬ 
verständlich, den Beamten die bestmöglichste Ausrüstung zu 
geben. Einen bedeutenden Schritt in dieser Richtung gedenkt 
man zu machen bei der durch die Rechtspflegereform bestimmten 
großen Erweiterung der Staatspolizei, welche zur Folge haben 
wird, daß, ohne der Gesamtarbeit zu schaden, Beamte als Spe¬ 
zialisten für Untessuchungen bestimmter Verbrechen ausgebildet 
und ausgerüstet werden können. 

Schließlich wird mit Rücksicht auf die Zusammenarbeit mit 
den lokalen Behörden bemerkt, daß diese durchgehend gut ge¬ 
wesen ist, obwohl selbstverständlich ab und zu Reibung statt¬ 
gefunden hat, besonders in der ersten Zeit der Staatspolizei. 
Eine Abhilfe der etwas unglücklichen Verhältnisse, die entstehen 
können, wenn zwei voneinander unabhängige Polizeikorps in der¬ 
selben Untersuchung zu arbeiten haben, wird vermutlich die vor¬ 
genannte Rechtspflegereform gewähren, indem durch dieselbe eine 
bedeutend größere Sammlung und Zusammenarbeit zwischen den 
verschiedenen Polizeiorganen entstehen wird, so daß die ganze 
Kriminalpolizei in weit größerem Grade, als bis jetzt der Fall 
gewesen ist, als eine Einheit unter gemeinsamer Leitung auf- 
treten wird. 
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Die Bedeutung der psychopathischen Konstitution für 

die Rechtspflege 

und deren Berücksichtigung in dem Strafrecht und bei der 

Strafvollstreckung. 

Von 

Dr. med. Fr. Jos. Widtnann, Abteilungsarzt der Provinzial-Heilanstalt Warstein 
kreisärztlich approbiert, z. Zt. Münster i. W. 

V ' 

Die Psychiatrie versteht unter psychopathischer Konsti¬ 
tution nach dem Vorschläge J. A. L. Kochs, kurz gesagt, Zu¬ 
stände „geistiger Minderwertigkeiten“, prägnanterausgedrückt, ange¬ 
borene oder erworbene geistige Schwächen geringen Grades, also auf 
-abnormer Veranlagung beruhende leichtere psychische Anomalien. 
Das so veranlagte Individuum zeigt eine verringerte Widerstands¬ 
fähigkeit/gegen physiologische und pathologische Reize, gegen 
-von außen kommende oder im Organismus selbst entstandene 
Schädlichkeiten und ist somit sowohl für schwerere psychische 
Störungen als auch für soziale Entgleisungen prädisponiert. Wenn 
nun auch unter psychopathischer Veranlagung Übergänge vom 
Physiologischen zum Pathologischen gekennzeichnet werden sollen, 
so gehören dieselben ihrem Wesen nach doch zur Pathologie. 
Dabei ist jedoch zuzugeben, daß diese Grenzzustände im Einzel¬ 
falle nicht immer leicht als pathologisch erkennbar sind. Jeden¬ 
falls bilden sie ein wichtiges, bei aller Klärung der letzten Jahre 
noch weiter der Bearbeitung und Vertiefung bedürfendes Gebiet 
der Psychiatrie. Dabei soll anderen Kreisen wissenschaftlicher 
Forschung auf diesem Gebiete, wie den Pädagogen, Historikern, 
Psychologen, Kriminalisten und vor allem den Juristen, durchaus 
nicht das Recht bestritten werden, ihr Interesse ebenfalls diesen 
psychopathologischen Bildern zu widmen, allein ohne die Beratung 
und Mitarbeit seitens des Psychiaters dürfte ihnen eine vollkommene 
Klärung vorenthalten bleiben, da wir bei diesen Grenzzuständen,, 
wenn auch meist nur episodisch, leicht mehr oder weniger aus¬ 
geprägten psychotischen Zuständen begegnen, zu deren erschöp- 
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fender Bewertung zweifelsohne psychiatrische Fachkenntnisse und 
Erfahrung Bedingung sind. So mag auch psychopathische Ver¬ 
brecher nicht derjenige einwandfrei beurteilen, der nur normale 
kennt, sondern zur Beurteilung der ersteren gehört die Kenntnis 
psychopathologischer Menschen. 

Um in das Wesen dieser psychopathologischen Grenzzustände 
— wissenschaftlich auch als psychische Entartungsform bezeichnet — 
weiter einzudringen, müssen wir von dem Grundbegriff der Ent¬ 
artung ausgehen, um den inneren Zusammenhang dieser Zustände 
mit wichtigen Lebenserscheinungen, biologischen und. sozialen, 
um ihre Ursachen,* Grundlagen und Äußerungsweisen richtig zu 
begreifen. Und zwar ist hier mit den Begriffserörterungen über 
Degenereszenz, Dekadenz, Entartung u. dgl. seitens der Historiker, 
Anthropologen, Nationalökonomen u. a. allein nicht auszukommen, 
sondern der Entartungsbegriff ist im Sinne der Psychiatrie zu 
fassen. Wie ich schon eingangs gesagt habe, beruht die Ent¬ 
artung auf einer abnormen Veranlagung, die sich wieder aus 
zwei Momenten herleitet, indem es sich entweder um eine an¬ 
geborene (ererbte und intrauterin erworbene) oder um eine er¬ 
worbene Keimschädigung handelt. Bfeide sind uns ihrem Wesen 
nach ziemlich unbekannt. Das dunkelste Gebiet ist die heredi¬ 
täre Belastung, an die vorderhand ebenso geglaubt weiden 
muß wie an die Tatsache normaler Anlagen. Anders verhält es 
sich mit der erworbenen Keimschädigung, die wir mit durch die 
Erfahrung gestützten Faktoren, eher begründen können. So 
wissen wir, daß neben schweren, langdauernden Infektions- und 
anderen Krankheiten, wie Lues, Tuberkulose, Typhus, Stoff¬ 
wechsel- und Bluterkrankungen, auch Giftstoffe wie Quecksilber, 
Arsen, Blei und, nicht zu vergessen, der Alkohol zu derartigen 
Schädigungen der Keimzellen führen können, daß dadurch in die 
Zelle der Keim für die spätere psychopathische Konstitution ge¬ 
legt wird. Auch in gewissen anderen Ursachen mag dieselbe zu 
suchen sein, als welche zu krasse Altersunterschiede der Erzeuger, 
Blutsverwandtschaft, namentlich die in gewissen Gegenden aus 
materiellen Prinzipien herrschende „Inzucht“, Unterernährung, 
Zeugung im Rausch oder vielleicht auch Inkongruenz der elter¬ 
lichen Keime in Betracht kämen. Cramer 1 ) erwähnt u. a. und 
verweist dabei auf genauere statistische Begründungen von T i gg e s 2 ), 

') Cramer, Gerichtl. Psychiatrie, 4. Au fl., 1908, S. 381. 

*) Tigges. Aszendenz und Deszendenz. Allg. Zeitschr. f. Psychiatrie, 
Bd. 64, S. 6, 1908. 
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daß eine erbliche Belastung sich häufig im Sinne einer gekreuzten 
endogenen Belastung derart bilde, daß bei direkter erblicher Be¬ 
lastung mit Geisteskrankheit der mütterliche Einfluß, bei Trunk¬ 
sucht des Vaters derjenige de^ letzteren prävaliere. Natürlich braucht 
die Schädigung nicht bloß wie überhaupt nicht den Keim der Erzeuger 
zu betreffen, sondern sie kann auch bei dem in der Entwicklung 
befindlichen Keime, während der intrauterinen Entwicklung, während 
der Geburt oder während des extrauterinen Individuallebens zur' 
Degeneration führen. Die Folgen solcher, die Keimanlage und 
-entwicklung beeinflussenden Schädigungen zeigen sich dann in 
den degenerativen Erscheinungen, die morphologisch in dem ge¬ 
häuften Auftreten von Mißbildungen, den Stigmata degenerationis, 
und funktionell in Anomalien verschiedenster Art, darunter Stö¬ 
rungen der psychischen Fähigkeiten, zum Ausdruck kommen. 

Es kommt also der Übergang von erblicher Belastung zur 
erblichen Behaftung zustande. Diese von Binswanger 1 ) an¬ 
gegebene Unterscheidung sieht in der ersteren die Tatsache, daß 
in der Familie des Patienten Geistes- oder Nervenkrankheiten 
überhaupt vorgekommen sind, in der letzteren das Vorhandensein 
gewisser körperlicher und geistiger Merkmale der vor sich ge¬ 
gangenen Übertragung pathologischer Keimesvariationen. Die 
erbliche Belastung, bei der man eine direkte, indirekte und kolla- 
terale unterscheidet, darf nun in ihrer Bedeutung nicht überschätzt 
werden. Wir dürfen uns keinenfalls zu der Annahme versteigen, 
daß bei Individuen mit erblicher Belastung und bei Degenerierten 
leichteren und höheren Grades eine krankhafte Störung der Geistes¬ 
tätigkeit vorhanden sein muß. Erst eine erbliche Belastung und 
Entartung erheblicheren Grades berechtigt uns, dem Geistes- ' 
zustande eines Angeschuldigten unsere Aufmerksamkeit zuzu¬ 
wenden, und da ist es dann durchaus möglich, daß wir auch 
einer auf dem degenerativen Boden entstandenen degenerativen 
Seelenstörung begegnen können. D. h. also, erblich Belastete 
sowie degenerierte Individuen können in stärkerem und geringerem 
Grade zu einer geistigen Erkrankung disponiert sein. Auf keinen 
Fall dürfen aber die Begriffe erblich Belasteter, Degenerierter und 
Geisteskranker von vornherein identifiziert werden, ebensowenig 
wie wir in jedem Geisteskranken einen erblich Belasteten oder 
Degenerierten sehen dürfen. 


*) O. Binswanger, Lehrb. d. Psychiatr. Bearb. v. Binswanger-Cramer- 
Hoche-Siemerling-Westphal-Wollenberg. 
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Kommt nun eine durch Erblichkeit, also auf endogenem Wege 
erworbene, oder eine durch exogene Schädlichkeiten herbeigeführte 
oder durch eine Verbindung beider zustande gekommene Dis¬ 
position in sichtbaren Erscheinungen auf physischem und psy¬ 
chischem Gebiete zum Ausdruck, so sprechen wir von einer Ent¬ 
artung. Die Entartung wäre demnach nicht nur <Jie Folge einer 
Erblichkeit, sondern auch anderer eine angeborene Disposition 
'bedingender Momente, wie ich solche bereits erwähnt habe. Aus 
der Tatsache, daß ein großer Teil der Geisteskranken erblich 
belastet ist, hat sich vorzugsweise die Lehre von der Entartung 
herausgebildet, mit der sich bereits 1857 und noch früher der 
bekannte französische Psychiater Morel 1 ) in streng wissenschaft¬ 
licher Weise beschäftigt hat. Die genauere Erschließung der 
Eigentümlichkeiten des Seelenlebens der Entarteten gehört den 
letzten zwei Dezennien an und ist das Haüptverdienst Magnans 2 ) 
und J. A. L. Kochs 3 ) 4 ). Die Lehre vom .Geisteszustand der Ent¬ 
arteten, die Magnan in einer Reihe einzelner Veröffentlichungen, 
in seinen „psychopathischen Minderwertigkeiten“, und Koch aus 
einer Menge von Einzeltatsachen aufgestellt hat, hat sich in ihren 
wesentlichen Zügen bis auf den heutigen Tag erhalten, wenn man 
auch nach Hoch es 5 ) Urteil nicht mit allem einverstanden zu sein 
braucht, „was Magnans Neigung zum Schematisieren und Kochs 
zu weite Fassung des Begriffs hineingebracht hat“. 

Das Gebiet der erblichen Belastung und Entartung nebst den 
sich daraus häufig ergebenden Grenzzuständen zwischen geistiger 
Gesundheit und Krankheit hat namentlich auch in ihrer Beziehung 
zur Strafgesetzgebung die Psychiater in zunehmendem Maße be- 
' schäftigt, was in den Literaturerzeugnissen besonders auch der 
letzten Zeit seine Bestätigung findet. Ich nenne unter den Psy¬ 
chiatern hier nur die Namen Aschaffenburg, Birnbaum, Bon- 
hoeffer, A. Cramer, A. Leppmann, C. M^oeli, R. Sommer, 
Ziehen und verweise im übrigen auf die zahlreichen Literatur- 


’) Morel, Trait6 d£g£nerescences de l’espfece humaine, 1857. 

*) Magnan, Psychiatr Vorlesungen, Heft 11,111, über die Geistesstörungen 
der Entarteten. Deutsch v. P. J. Möbius. Leipzig b. Thieme, 1892. 

3 ) J. A. L. Koch, Die psychop. Minderwertigkeiten, 1891, 1893. Ravensburg. 

4 ) Derselbe, Abnormer Charakter in Grenzfragen, 1900, Wiesbaden bei 
Bergmann. 

s ) A. Hoche, Die klin. Grundlagen d. gerichtl. Psychiatrie. Berlin 1901, 
bei August Hirschwald, S. 415. 
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angaben bei A. Cramer (a. a. O. S. 47ff.), bei A. Hoche (a. a. O. 
S. 554 55 u. 719) und bei A. H. Hübner 1 ). 

Die nächsten beiden Fragen seien nun die: Welche Merkmale 
zeugen für die Wirksamkeit abnormer, erblich nervöser Einflüsse 
in einem Menschen, und wann liegt für den Richter ein Anlafr 
vor, die Untersuchung eines Individuums dem Sachverständigen 
zu übertragen? 

Einen gewichtigen Platz nehmen in der Lehre von der Ent¬ 
artung und der Erblichkeit überhaupt die bereits erwähnten Stig¬ 
mata degenerationis ein, und zwar sowohl körperlicher als auch 
seelischer Art. Ich sehe von einer ausführlichen Erörterung der 
ersteren ab, deren Bedeutung für die Beurteilung der psychopathi¬ 
schen Persönlichkeit als ebenso außer Frage stehend betrachtet 
werden kann wie beim angeborenen oder frühzeitigst erworbenen 
Schwachsinn und beim Jugendirresein, vorausgesetzt, daß wir das 
Vorhandensein zahlreicher und ausgeprägter morphologischer Ab¬ 
weichungen und gleichzeitig mit diesen, wie R. Sommer 2 ) hervor¬ 
hebt, funktionelle Organschädigungen feststellen können. Wenn 
wir uns auch vor einer Überschätzung der körperlichen Kenn¬ 
zeichen hüten müssen, so vermag ich mich jedoch der Ansicht 
Bumkes : ‘) u. a., die den Wert derselben überhaupt verneinen 
wollen, auf Grund des Studiums der einschlägigen Literatur und 
eigner klinischer Feststellungen keinesfalls anzuschließen. Be¬ 
züglich der morphologischen Deformitäten bin auch ich 4 ) in einer 
früheren Arbeit, die ich der Anregung von Prof. R. Sommer- 
Gießen danke, zu dem Ergebnis gekommen, daß eine Summation 
erheblicher Deformitäten namentlich am Schädel beim einzelnen 
Individuum zweifellos bei den geistig Abnormen häufiger anzu¬ 
treffen ist als beim Normalen. Und in diesem Hinblick möchte 
ich auch meine eigenen Feststellungen resümieren, zu denen ich 
neben meinen Untersuchungen auf Schädeldeformitäten bei Hebe- 
phrenen und auch bei Gesunden gelangt bin. Damals zwangen 
mich die gemachten Festlegungen zu der Annahme, daß unter 
den von mir im beruflichen und außerberuflichen Verkehr zum 
Teil unauffällig beobachteten und explorierten, zum Teil genau 

*) A. H. Hübner, Lehrb. d. forens. Psych. Bonn 1914, Marcus u. Weber, 
S. 79 u. 674. - 

*) R. Sommer, Diagnostik der Geisteskrankheiten. 

3 i Bumke, Über nervöse Entartung. Springer, Berlin 1912. 

4 ) Widmann, Gibt es bei Dementia praecox Schädeldeformitäten und 
welcher Art? Eine psychiatr. Studie. Diss. (Gießen). CarlMarhold, Halle a. S. 1914. 
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untersuchten normalen Personen manche der Gruppe der Psy- 
» chopathen zuzurechnen waren. Jedenfalls kann das Vorhanden¬ 
sein solcher Merkmale rein äußerlich als ein Anhaltspunkt ge¬ 
nommen werden, daß anamnestisch nachzuweisende geistige oder 
nervöse Störungen der Vorfahren dem zu untersuchenden Menschen 
anhaften. Sind wir zu der Erkenntnis bei der Untersuchung ge¬ 
langt, daß anamnestisch und morphologisch auffallende Sym¬ 
ptome der Entartung sich nachweisen lassen, dann dürfen wir in 
forensischer Hinsicht den Einfluß nervöser Erblichkeit in Rech¬ 
nung setzen und von einer „psychopathischen Belastung“ sprechen 
und dieselbe um so bestimmter in die Wagschale zugunsten des 
Delinquenten werfen, je zahlreicher und ausgeprägter diese Er¬ 
scheinungen vorhanden sind. Dieselben dürfen jedoch niemals 
für unser Urteil allein maßgebend oder gar ausschlaggebend sein. 

Weit wichtiger sowohl für den Sachverständigen als auch für 
den Richter sind die seelischen und sogenannten soziologischen, 
■d. h. im sozialen Leben hervortretenden Stigmata. Auf die ersteren 
sehr wichtigen Kennzeichen gedenke ich gleich noch näher ein¬ 
zugehen. Die letzteren, die im äußeren Leben, im allgemeinen 
äußeren Verhalten, in Lebensgang und Lebensführung in die Er¬ 
scheinung treten und dort die degenerative Eigenart in charakteri¬ 
stischer Weise zum Ausdruck bringen, sind in ihrer forensischen 
Bedeutung als sehr wesentlich zu bewerten. Bei ihnen handelt 
•es sich nicht mehr wie bei den physischen und psychischen Stig¬ 
mata um Feststellungen und pathologische Eigenheiten von vor¬ 
wiegend theoretisch-wissenschaftlichem Werte, sondern hier wird 
■der Nachweis geführt, daß die psychopathischen Eigentümlich¬ 
keiten sich auch nach außen hin betätigen und im wirklichen 
Leben, der Lebensführung und -gestaltung evident bemerkbar 
machen. „Also nicht bloß der Nachweis ihres Bestehens“, wie 
Birnbaum') klar kennzeichnet, „sondern auch der ihres wirk¬ 
samen Funktionierens wird dadurch erbracht“. Hierzu zählen 
nun nicht bloß die mit ausgesprochenen sozialen Verfalls- und 
kriminellen Entgleisungstendenzen Behafteten, sondern auch die 
leichteren Formen psychopathischer Entartung, wie sie sich aus 
den gleich bei den psychischen Stigmata zu besprechenden psy¬ 
chopathischen Wesenseigentümlichkeiten leicht ableiten lassen. 
Von diesen mannigfachen soziologischen Stigmata, die sich selbst 
unter den günstigsten Lebensbedingungen finden, greife ich einige 

K. Birnbaum, Die psychopath. Verbrecher, 1914. Verl. b. Dr. P. Langen- 
scheidt, Berlin S. 30. 
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besonders wichtige heraus (nach Birnbaum): Frühzeitiges und 
verschiedentliches Versagen in selbst unschwierigen Lebenslagen 
und bei geringfügigen sozialen (wirtschaftlichen u. dgl.) Be¬ 
lastungsproben trotz an sich ausreichender geistiger Fähigkeiten; 
mangelnde Anpassungsfähigkeit an die gegebenen Verhältnisse, 
Neigung zu allerhand extravaganten Plänen, Entschlüssen und 
Handlungen, Aufgeben bester Stellungen und geordneter Ver¬ 
hältnisse, Hinneigung zum Verkehr und Anschluß an sozial minder¬ 
wertige und bedenkliche Gruppen und Berufe, wie dekadentes 
Künstlertum, zweifelhafte Großstadtexistenzen (gewerbsmäßige 
Spieler, bessere Zuhälter u. a. kriminelle Elemente mehr); Ten¬ 
denz zu Konflikten und- Reibungen, kurz zur Erschwerung der 
Beziehungen mit anderen, insbesondere der Familie und den Be¬ 
rufsgenossen, Hang zu törichter Verschwendung und Ausschwei¬ 
fungen verschiedener Art mit finanzieller und gesundheitlicher 
Zerrüttung, kurzum eine allgemeine Tendenz zu einem abschüssigen 
Lebensgang. Selbstredend sind derartige einzeln oder kombiniert, 
stärker oder schwächer auftretende Züge noch keine untrüglichen 
Beweise einer psychischen Entartung. (Es ist auch zu bedenken, 
daß ähnliche Äußerungen durch äußere Momente, ungünstige 
Lebens- und Milieuverhältnisse hervorgerufen sein können.) 

Unter diesen Gesichtspunkten sind die soziologischen Stig¬ 
mata auch vom forensischen Standpunkt aus zu verwerten, wobei 
vor allem neben den morphologischen Kennzeichen das 
Vorhandensein funktioneller und psychischer Störungen 
von Wesentlichkeit ist. Es geht jedoch nicht an, — das sei 
jetzt bereits hervorgehoben — mit all diesen Syndromen die Un¬ 
zurechnungsfähigkeit einer psychopathischen Person begründen 
zu wollen, und mögen dieselben noch so zahlreich und ausgeprägt 
nachzuweisen sein, aber immerhin läßt sich auf der anderen Seite 
nicht verkennen, daß wir eine Minderung der Zurechnungsfähig¬ 
keit vor uns haben können. Zu ihrer schärferen Erkenntnis führt 
der Weg durch die Serie der funktionellen und psychischen Stö¬ 
rungen. 

Die funktionellen Störungen des Zentralnervensystems äußern 
sich beim Entarteten vornehmlich einmal in dem Mißverhältnis, 
das vielfach zwischen Reiz und Reaktion besteht, und dann in der 
ungleichmäßigen Entwicklung und Tätigkeit der einzelnen Seiten 
des Seelenlebens, d. h. in einem Mangel an „Harmonie“. Bis 
zur frühesten Kindheitsentwicklung lassen sich gar oft diese Merk¬ 
male zurückverfolgen, die in der Pubertät dann meistens auffälliger 

Archiv fUr Kriminologie. 71. Bd. 3 
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durch allerhand unüberlegte Impulsivitäten und Extravaganzen in 
Erscheinung treten, um dem erwachsenen Degenerierten vollends 
das Gepräge des von den Franzosen passend als „instable“ Be¬ 
zeichnten zu geben. Einseitige Begabung, künstlerische Talente, 
gehören nicht zu den. Seltenheiten. Aber die Ausgeglichenheit, 
die Selbstbeherrschung im psychischen Leben fehlen. Unstet, 
sprunghaft das Wesen, »bizarre Einfälle“ auf der einen Seite, wie 
Ziehen sich ausdrückt, rücksichtslosester Egoismus auf der anderen 
Seite bestimmen oft ihre Handlungen, und so werden sie leicht, 
zumal unter der Mitwirkung begünstigender Einflüsse, wie der In¬ 
toleranz gegen Alkohol und Nikotin oder der mangelnden Resi¬ 
stenz gegen klimatische und Witterungseinflüsse, bei allen Unter¬ 
nehmungen und Arbeiten immer mehr oder weniger ein Opfer 
ihrer Unstetigkeit und unglücklichen Impulsivität. Im Affekt aller 
Hemmungen bar folgen sie rücksichtslos ihren Trieben in nament¬ 
lich bei hochgradig ethisch Defekten unberechenbarer Weise. Nicht 
selten begegnet man stärker oder schwächer ausgeprägten Zwangs¬ 
vorstellungen oder Zwangszuständen, die unter dem Einflüsse ge¬ 
wisser Phobien zu den perversesten Zwangshandlungen führen 
können. Die Neigungen gewisser Degenerierter zu pathologischen 
Einfällen (Bonhoeffer) 1 ) und zu lebhafter Phantasie (Birnbaum) 2 ), 
welch letztere sie zum pathologischen Lügner ausarten lassen kann, 
seien erwähnt. Natürlich gibt es je nach der Stärke der Störung 
des Seelenlebens entsprechende Abstufungen von allen möglichen 
Minderwertigkeiten, wie übrigens auf der anderen Seite die Mög¬ 
lichkeit der Regeneration besteht. Auf diese Spät- und Nachreife 
bei psychisch Minderwertigen hat speziell A. Le pp mann aufmerk¬ 
sam gemacht. 

Von praktischer Bedeutung ist vor allem der verschieden hohe 
Grad der intellektuellen Entwicklung bei vorhandenen ethischen 
Defekten. Für die strafrechtliche Begutachtung ist es daher wesent¬ 
lich auseinanderzuhalten, ob wir es mit rein moralisch d. i. ge¬ 
fühlsmäßig Schwachsinnigen zu tun haben, oder ob wir eine 
Kombination von moralischer Degeneration und intellektuellem 
d. h. verstandesmäßigem Schwachsinn vor uns haben. Letzteres 
erleichtert selbstredend die strafrechtliche Begutachtung nicht un¬ 
erheblich. Bei der Kennzeichnung des Wesens und der krimi- 

') Bonhoeffer, Der patholog. Einfall. D. M. W. 1905, Nr. 38. 

*) Birnbaum, Degenerative Phantasten. Allgem. Zeitschr. f. Psychiatrie, 
Bd. 64, Heft 3, S. 363. 
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nellen Artung des psychopathischen Rechtsbrechers kommt es 
wie bei jedem normalen Individuum auf den Charakter an. Zu 
seiner Kenntnis gelangen wir auf dem Wege über die Gefühls¬ 
sphäre des Menschen, von ihr leitet sich das ganze seelische 
Leben ab. Nicht zu Unrecht nennt Kurella die Erforschung der 
individuellen Affektdispositionen das grundlegende Problem der 
Kriminalpsychologie (bei Birnbaum a. a. O. S. 30«. Die Defekte 
der Gefühlsanlagen geben jenem Typus moralischer Minder¬ 
wertigkeit das Gepräge, den man bekanntlich als eine Krankheits¬ 
form eigener Art hingestellt hat und für den im Jahre 1835 von 
Prichard der Ausdruck „moral insanity“ eingeführt worden ist. 
Prichard selbst wollte unter dieser Bezeichnung jedoch lediglich 
ein Gefühlsirresein im Gegensätze zum Verstandesirresein, zur 
„intellectual insanity“, verstanden wissen, wie denn auch der Streit 
der Meinungen damit endete, in dem „moralischen Irresein“ eben 
auch nur eine besondere Entartungserscheinung, ein Kennzeichen 
degenerativer Veranlagung, zu sehen. Es ist nun durchaus nicht 
notwendig, daß sittliche Gefühlsstumpfheit allein zur Kriminalität 
ühren muß. Einmal können trotz ihrem Bestehen ausreichende 
Hemmungen, insbesondere verstandesmäßige, Zweckmäßigkeits¬ 
erwägungen und Vernunftgründe von dem kriminellen Akte ab¬ 
halten, dann aber ist zunächst nur für das Wesen ethischer 
Defektuosität wie eines jeden -anderen Defektes der Ausfall sitt¬ 
licher Triebkräfte und Hemmungen charakteristisch. Das äußere 
Handeln reguliert sich sodann ohne deren Beteiligung, ohne darum 
gleich kriminell zu werden. Die Antriebe zum Verbrechen werden 
erst von vielen anderen Momenten, äußeren Einflüssen, sowie 
auch und vornehmlich von der sonstigen Charakterveranlagung 
bestimmt. Bestehen solche Wesenszüge, psychopathischer wie 
auch normaler Art, in denen eine stärkere Betätigungs-, Ent- 
ladungs- und Angriffstendenz schlummert, so erliegt das Indivi¬ 
duum um so leichter dem Antriebe, je mehr und je bestimmter 
dem Psychopathen eigne Charakterzüge sich mit dem Moraldefekte 
vereinigen, wie z. B. starker Egoismus, abnorme Großmannssucht, 
pathologische Affekte und Leidenschaften, krankhaft vermehrte Be¬ 
gierden, Triebe und ähnliche Wesenszüge von starkem Betätigungs¬ 
drang. Alsdann ist allerdings der Schritt zum unsozialen Handeln 
nur ein sehr kurzer. Und wir haben eine Stufenleiter vor uns, 
die uns von Entgleisungen geringfügiger Art bis zur Schwelle 
perversesten Dranges zu antisozialer Betätigung schauen läßt. 
Diese letzteren Individuen, denen alle Hemmungen .fehlen, finden 

3* 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



36 


Dr. med. Fr. Jos. Widmann 


einzig in der Freude -am Verbrechen ihre Befriedigung, wie solche 
Fälle, die jedoch zu den größten Ausnahmen zählen, von Lon- 
gard‘) in ihrer krassesten Gestalt beschrieben worden sind. Sie 
sind jener Verbrecherklasse ethisch defekter Degenerativer zuzu¬ 
rechnen, für die Lombroso die Bezeichnung des „delinquente 
nato“ geschaffen hat, den in der Tat etwas schiefen Ausdruck, 
der mit den Lombrososchen Theorien über seinen „geborenen 
Verbrecher“ s.Zt. zu einem scharfen Meinungsaustausch geführt hat, 
der insbesondere die deutschen Irrenärzte anspornte, sich mit den Be¬ 
ziehungen zwischen Geistesstörungen undVerbrechen insgenaueste 
zu beschäftigen, bis Bleuler 2 ) in einer gründlichen und grund¬ 
sätzlichen Auseinandersetzung und Gaupp 1 ) in einem sachkun¬ 
digen und klaren Überblick über den heutigen Stand der Frage 
eine Klärung der Ansichten bewirkten. Jedenfalls sind es aber die 
umfangreichen Untersuchungen Lombrosos und überhaupt der 
italienischen Schule über den geborenen Verbrecher gewesen, die 
dazu beigetragen haben, allgemein die Kriminalisten in ihren 
Studien mehr auf den Verbrecher und seine Natur zu lenken, als 
sich in allen möglichen spitzfindigen Lehren und Regeln zu ver¬ 
lieren. Sie gaben dann mit anderen die Anregung, den längst¬ 
gehegten und lebhaft geäußerten Wunsch einer neuen Hand¬ 
habung des Strafrechts und der Strafvollstreckung zur Tat werden 
zu lassen. 

Das Kapitel der „irren Verbrecher“ sowie der „verbrecheri¬ 
schen Irren“ bildete seit langem das Sorgenkind aller zur Lösung 
der Frage berufenen fachwissenschaftlichen und gesetzgeberischen 
Kreise, wie aus den in den 80er und 90er Jahren vornehmlich 
angewachsenen Literaturerzeugnissen leicht zu ersehen ist 
(C. Moeli 4 ), A. Cramer a. a. O. Lit. 1 S. 19). Vor allem aber war 
es ein Teil der Strafrechtspflege, der damals bereits die Auf¬ 
merksamkeit der Irrenärzte fesselte, das war der Strafvollzug. 

Ganz besonderen Schwierigkeiten in forensischer Beziehung 
begegnen wir aber bei der Beurteilung und Berücksichtigung der 
sogenannten Grenzzustände, wie wir sie speziell bei psycho¬ 
pathisch veranlagten und zu Delikten neigenden Individuen an- 

‘) Longard, Über .moral insanity“, Arch. f. Psychiatrie, Bd. 43. 

s ) Bleuler, „Der geborene Verbrecher“. Verlag von J. F. Lehmann, Mün¬ 
chen 1896. 

3 ) Gaupp, Monatsschr. f. Krim.-Psychol. u. Strafrechtsreform, Bd. 1. 

*) C. Moeli, Über irre Verbrecher. Berlin 1888. 
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treffen. Ober das Vorhandensein solcher Degenerierter in den 
Strafanstalten äußert sich schon im Jahre 1888 C. Moeli (a. a. O. 
S. 168) unter Hinweis auf andere Autoren in folgendem Sinne: 

„Unstreitig aber finden sich die wohlbekannten Übergangsformen 
zwischen gesunder und krankhafter Geistesbeschaffenheit, welche wir, 
analog den Abstufungen in der Entwicklung und der funktionellen 
Leistung der übrigen Körperorgane, als schwächliche, oder (vorüber¬ 
gehend) geschwächte oder kränkliche psychische Konstitutionen an- 
sehen können, gerade bei den Insassen der Strafanstalten stark ver¬ 
treten.“ 

Diese Fälle stellen Richter und Sachverständige oft vor kom¬ 
plizierte Exempla des Meinungsaustausches und der Entscheidung. 
Denn wir müssen uns immer vergegenwärtigen, daß ein ent¬ 
arteter, psychopathischer Verbrecher keineswegs schon gleich¬ 
bedeutend ist mit einem geisteskranken und unzurechnungsfähigen. 
Die Feststellung der Psychopathie gestattet über die Unzurech¬ 
nungsfähigkeit eines Verbrechers noch kein Urteil. Nach Er¬ 
hebung genauester anamnestischer Daten müssen wir die Fülle 
sämtlicher Stigmata sowie aller von außen einwirkenden Schädlich¬ 
keiten zur Klärung des psychopathologischen Zustandsbildes durch¬ 
gehen und in die Wagschale der Beurteilung hineinlegen, wir 
müssen darauf achten, ob wir lediglich einen episodisch-psycho¬ 
tischen Ausnahmezustand oder einen pathologischen Habitual- 
zustand für die Rechtsbrüche verantwortlich zu machen haben. 
Zur völlig gesicherten Diagnose geistiger Minderwertigkeit ist der 
Nachweis zu liefern, daß irgendeine Schädlichkeit endogenen 
oder exogenen Ursprungs das Seelenleben zu beeinträchtigen im¬ 
stande war. Von den im Laufe des Lebens einwirkenden Schädlich¬ 
keiten sind vornehmlich die von Bedeutung, die das in der Ent¬ 
wicklung zur Vollreife befindliche Gehirn treffen, und da ist be¬ 
sonders an akute fieberhafte Gehirnkrankheiten und schwere Kopf¬ 
verletzungen zu denken. Im Laufe des weiteren Lebens sind 
ebenfalls Kopftraumen außer dem Alkoholabusus als schwer¬ 
wiegende Ursachen in Betracht zu ziehen. Die bei der Zeugung 
wirkenden Schädlichkeiten fassen wir in dem bereits ausführlicher 
behandelten Begriffe der erblichen Belastung zusammen. Des 
weiteren ist festzulegen, in welcher Richtung sich die geistige 
Minderwertigkeit äußert, ob wir es mit einer Störung der Ver¬ 
standes-, Willens- oder Gemütstätigkeit zu tun haben. Bei 
den Psychopathen der Verstandestätigkeit sind zwei Untergruppen 
zu unterscheiden, einmal die im allgemeinen Verstandesschwachen, 
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dann die nach A. Leppmanns 1 ) Vorschlag als Paranoide Be¬ 
zeichnten, worunter der Autor Personen mit krankhafter Ver¬ 
standesrichtung bei sonstiger geistiger Leistungsfähigkeit ver¬ 
steht. Bei den allgemein Verstandesschwachen tritt zuweilen 
als nennenswertes Begleitbild eine periodische Unruhe in Erschei¬ 
nung, während zu der zweiten Gruppe diejenigen zählen, deren 
Phantasie von Geburt an alle anderen Verstandesfunktionen über¬ 
wuchert. Sie bieten das Bild der Pseudologia phantastica, jener 
krankhaften Neigung zu phantastischen Erzählungen und Lügen 
bei erhaltener Besonnenheit. Auch die Verkannten, die vermeint¬ 
lichen Genies, die Fanatiker sind dieser Rubrik zuzurechnen, 
ebenso die Schwärmer, deren Bedeutung man, wie Leppmann 
hervorhebt, entschieden noch unterschätze. — Von den Minder¬ 
wertigkeiten der Willensleistung sind am bekanntesten die Un¬ 
steten. Ferner gesellen sich die krankhaft Willenlosen, die so¬ 
genannten Abulischen, hinzu und eine Gruppe mit sonderbaren 
oder einseitigen Triebrichtungen, namentlich in sexuell abnormer 
Richtung. Woll enberg'-) weist darauf hin, daß das ungehemmte 
oft abnorm starke Triebleben sowie die lebhafte Affektbewegung 
dieser Minderwertigen leicht zu strafbaren Handlungen führe, 
ersteres vorwiegend zu perversen Sittlichkeitsverbrechen, letzteres 
besonders unter Alkoholeinfluß gelegentlich zu Wutausbrüchen 
mit nachfolgenden Gewaltakten. Eine Intoleranz gegen Alkohol 
ist derartig Affizierten überhaupt eigen. — Die Minderwertigen der 
Gefühlstätigkeit rekrutieren sich zunächst aus den krankhaft Ver¬ 
stimmten und leicht Reizbaren. Als weiteres Charakteristikum 
der meist in keinem Verhältnis zur Reaktion stehenden patholo¬ 
gischen Reizbarkeit ist speziell ihr periodenartiges Auftreten zu 
erkennen. Hierher gehören auch die jetzt in äußerster Euphorie 
Schwelgenden und bald darauf aus nichtigen oder gar keinen 
erkennbaren Anlässen in ebensolche Verzagtheit und Kleinmütig¬ 
keit fallenden Personen. Die kriminell wichtigste Untergruppe 
i^t hier jedoch diejenige mit ethischer Gefühlsstumpfheit. Bru¬ 
tale Herzenskälte, jeglicher Mangel an altruistischen Gefühlen, 


*) A. Leppmann, Die gerichtl Psychiatrie in bezug auf die Strafgesetz¬ 
gebung. Das Preußische Medizinal- und Gesundheitswesen in den Jahren 
1883—1908. Festschr. d. Preuß. Med.-Beamt.-Vereins, Fischer-Kornfeld, Berlin 
1908, S. 530. 

*> Wollenberg, Die Seelenstörungen bei chron. Vergiftung u. bei Neu¬ 
rosen; die geistigen Schwächezustände b. A. Hoche, Hdoch. d. ger. Psych. (Lit. 8). 
S. 705/06. 
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<les geringsten Mitleids, leisester Reue, Pietät- und Lieblosigkeit 
selbst gegen die nächsten Angehörigen, gepaart mit dem krassesten 
Egoismus, sind Kennzeichen dieser Gruppe. Die Begriffe der 
Nächstenliebe, des Rechts, von Wahrheit, Ehre und Sittlichkeit 
sind schwach oder gar nicht entwickelt oder werden lediglich von 
selbstsüchtigen Utilitätserwägungen bestimmt, demgemäß fehlen 
die höheren ästhetischen, sittlichen und religiösen Gefühle. Der 
Begriff des „moralischen Irreseins', in dem Sinne solcher tatsäch¬ 
lich bestehender Mängel sittlichen Empfindens oder sogar eines 
völligen Ausfalls desselben genommen, ist unbestreitbar berechtigt. 
Derartige Defekte können ebenfalls auf die bei den vorbeschriebenen 
Gruppen genannte Weise von Geburt aus oder durch Schädigungen 
des Gehirns während des Lebens bedingt sein. 

Nach Darlegung der verschiedenen Zustandsbilder, denen wir 
bei der sogenannten psychopathischen Konstitution begegnen 
können, erübrigt noch ein kurzer Überblick über die allgemeinen 
Beziehungen zwischen degenerativer Veranlagung und Verbrechen, 
wobei ich mich im wesentlichen an die sehr gute Disposition 
Birnbaums (Lit. 13 S. 357ff.) halten werde. Zunächst müssen 
wir stets davon ausgehen, daß sich aus einer degenerativen Ver¬ 
anlagung durchaus nicht schon irgendwelche Neigung zu De¬ 
likten ergeben muß. Ein degenere braucht keineswegs gleich 
ein sozialer Schädling oder gar Verbrecher zu sein. Vor allem 
müssen wir uns davor hüten, in jedem kriminellen Degenerativen 
zugleich ein sittlich minderwertiges Individuum erblicken zu wollen. 
Einen bestimmten degenerativen Verbrechertypus gibt es über¬ 
haupt nicht. Entsprechend der Verschiedenartigkeit der degenera¬ 
tiven Charaktere sind die Varietäten der Verbrechertypen. Die 
im vorstehenden geschilderten drei Hauptgruppen geistiger Minder¬ 
wertigkeiten kommen selten rein, sondern meist in Mischungen 
und Übergängen vor. Die verschiedenartigen degenerativen Charakter¬ 
züge können entweder direkt oder auf Umwegen zur Übertretung 
führen. Ein wichtiges den schwächlichen Charakter beeinflussendes 
Moment ist das Milieu, in dem er sich bewegt. Die äußeren Ein¬ 
flüsse sind beim Psychopathen oft ausschlagender für seine krimi¬ 
nelle Ausartung als der Grad der Psychopathie. Aus der Schwere 
der psychopathischen Veranlagung läßt sich keine Schlußfolgerung 
auf die Zahl und Schwere der Verbrechen ziehen. So kommt 
beispielsweise ein so schwerer Grad psychopathischer Veranlagung, 
wie die konstitutionell depressive Verstimmungsanlage, weniger 
für kriminelle Handlungen in Betracht als eine relativ so leichte, 
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wie die Haltlosigkeit. Umgekehrt vom Verbrechen ausgehend, 
ist die nächstliegende Frage, ob die soziale Entgleisung bzw. das 
kriminelle Geschehen schon ausreicht, mit einer degenerativen 
Veranlagung in Zusammenhang gebracht zu werden. Aus krimi¬ 
nellen Neigungen und erwiesenen Verbrechen allein läßt sich die 
Diagnose einer bestehenden psychopathischen Veranlagung nicht 
stellen, auch dann nicht, wenn wir es mit Rückfalls- oder gar 
Gewohnheitsverbrechern zu tun haben. Ebenso kann die Schwere 
der Kriminalität nur bedingt einen Anhalt für eine vorhandene 
psychopathische Veranlagung geben, obwohl sich gerade gewisse 
Delikte zahlreicher bei Degenerierten finden. Auch das Fehlen 
äußerer Einflüsse läßt keineswegs den Schluß auf eine endogen 
bedingte Degeneration und daraus folgende Kriminalität zu. Früh¬ 
zeitige Kriminalität, der man allerdings gerade bei degenerativen 
Naturen begegnet, kann ebenfalls nicht ohne weiteres als ein 
Stigma degenerationis angesehen werden. Denn frühzeitige Krimi¬ 
nalität und die im Zusammenhänge mit ihr sich häufig findende 
Unbeeinflußbarkeit auf erzieherische und strafende Maßnahmen 
finden sich auch bei dem normal veranlagten Verbrecher, zumal 
wenn derselbe von früher Jugend an sich in einer ungünstig be¬ 
einflussenden Umgebung befunden und von derselben gleichsam 
großgezogen worden ist und somit, wie Birnbaum (a. a. O. 
S. 359) sich ausdrückt, „fixierte kriminelle Gewohnheiten“ an¬ 
genommen hat. Verbrechen in der Familie deuten gleichfalls 
nicht auf eine hereditär-psychopathische Veranlagung und be¬ 
sondere Disposition zu degenerierter Geistesstörung hin. Der 
Unterschied zwischen degenerativen und normalen Verbrecher¬ 
typen ist überhaupt weniger in der Qualität der vorhandenen 
Eigenschaften und Charakterzüge als in der Quantität, d. h. der 
Intensität, der Ausprägung und dem Umfang zu suchen. Dennoch 
lassen sich auch beim psychopathischen Rechtsbrecher dem Durch¬ 
schnittsverbrechertum analoge Gruppen aufstellen; Aschaffen¬ 
burg spricht ja nach der kriminellen Eigenart von psychopathi¬ 
schen Gelegenheits-, Zufalls-, Gewohnheits-, Affektverbrechern usf., 
und je nach der Verbrechensart von psychopathischen Vagabunden, 
Prostituierten, Sittlichkeitsverbrechern, Dieben, Betrügern u. dgl. 
Und wie die Summation der körperlichen Stigmata, namentlich 
im Bereiche des Schädels, diagnostisch nur verwertbar ist, so 
macht eben auch die einzelne kriminelle Eigentümlichkeit noch 
lange keinen degenerierten Menschen aus, wohl aber ist das 
gleichzeitige Bestehen verschiedener oder gar zahlreicher solcher 
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Züge von Belang. Bezeichnend für die degenerative Konstitution 
ist häufig ein völlig gesetzloser Krankheitsverlauf, indem plötzlich 
aus gar keinen sichtbaren oder geringfügigen Anlässen ganz epi¬ 
sodisch teils eine klinisch klar umrissene Psychose, teils eine völlig 
unklare Mischform, z. B. wie Binswanger (Lit. 3 S. 58) hervor¬ 
hebt, ein hysterischer Dämmerzustand mit katatonischem Symptomen- 
komplex emporschießt, um nach kürzerem oder längerem Bestehen 
ebenso jäh wieder unterzutauchen. Da belehren dann erst die 
Stammes- und Entwicklungsgeschichte des Patienten sowie 
der fernere Krankheitsverlauf oder, namentlich bei rück¬ 
fälligen Rechtsbrechern, das nicht zu unterschätzende Akten- 
material über den eigenartig episodisch psychotischen Aus¬ 
nahmezustand, der allerdings dann in der Folgezeit in totalem 
geistigen Verfall, aber auch ebenso sich bessern oder gar in 
völliger geistiger Erholung enden kann. Dergestalte Bilder er¬ 
leichtern und erschweren alsdann mehr oder weniger dem Sach¬ 
verständigen uud dem Richter das Endurteil und die EntscheU 
düng. Im übrigen bleibt für die Begutachtung eben die Masse 
der Erscheinungen und Kennzeichen maßgebend, und dienen zur 
Richtschnur für die Annahme einer Entartung die Abweichungen 
vom Normaltyp, die, wie Möbius 1 ) betont, eine gewisse Größe 
erreichen, von Dauer sind und vererbt werden, und zwar in letz¬ 
terer Hinsicht entweder als solche oder allgemeiner in Form 
irgendeiner Schädigung der Nachkommenschaft zum Ausdruck 
kommen können. 

Die Unterscheidungen zwischen den ins philosophische Ge¬ 
biet fallenden Schwankungen und der „Entartung* gehören oft 
zu den schwierigsten Problemen für den Sachverständigen wie 
auch für die endentscheidende Justiz. Und da heißt es klaren 
(nicht autosuggestiven) Blickes hinreichend Merkmale erkennen, 
welche diese Unterscheidungen bekräftigen. 

Bei den schweren Fällen mit starker Belastung und zahl¬ 
reichen körperlichen und geistigen Spuren erleichtern die intellek¬ 
tuellen Mängel meist die Beurteilung erheblich. Bei guter In¬ 
telligenz liegen die Verhältnisse nicht so einfach. Es ist sodann 
danach zu fahnden, ob und inwieweit die Beeinflussung des Han¬ 
delns von einer abnormen Reaktionsweise des Gehirns auf un¬ 
bedeutende äußere Reize ausgeht und darum als krankhaft zu 
bewerten ist. Das trifft besonders zu bei allen Affekthandlungen, 

') Möbius, Über Entartung. Bergmann-Wiesbaden 1900. 
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zu denen die Entarteten neigen, und läßt sich außer an den übrigen 
bekannten körperlichen, funktionellen, seelischen und soziologi¬ 
schen Begleiterscheinungen auch aus dem Verhalten der Erinne^ 
rung erkennen. Ein wichtiges prädisponierendes Moment bietet 
die Alkohol Intoleranz des Entarteten, die sich in einem 
etwa zur Begutachtung stehenden Falle wie bei sonstigen An¬ 
lässen seitens des Delinquenten gezeigt hat. Von besonderer 
Schwierigkeit für die forensische Beurteilung sind die infolge von 
Zwangsgefühlen oder Zwangsimpulsen auftretenden Zwangs¬ 
handlungen. Für die Annahme einer solchen Handlung ist 
nicht einfach die Tatsache hinzunehmen, daß das Individuum dem 
Antriebe zu einer widerrechtlichen, strafbaren Handlung erlegen ist, 
sondern die Gewalt des Triebes sowie die Widerstands 1 
kraft des Individuums sind bedeutungsvoll für die Beurteilung. 
Die erstere erkennen wir oft in bestimmten Begleiterscheinungen, 
als da sind Angstempfindungen und wiederum Erinnerungsmängef, 
die letztere ist nach der ganzen Persönlichkeit in intellektueller 
und ethischer Hinsicht zu beurteilen, wobei wiederum der Anteil 
des Alkohols in Rechnung zu setzen ist. 

Der Nachweis abnormer Gefühlsbetonungen allein — so 
wichtig auch für die psychopathische Veranlagung die Feststellung 
eines pathologisch affizierten Gefühlslebens ist — dürfte für die 
Exkulpierung niemals genügen, wenn nicht ebenso wie bei den 
anderen Anomalien noch andere wesentliche krankhafte Mängel 
bestehen. Zur baldigen Erfassung des psychopathischen Charakters 
bedeutet es ja zweifellos eine wesentliche Erleichterung, wenn 
man von vornherein das Gefühlsleben zu ergründen sucht, weil 
uns die Richtung, Stärke und Verteilung der Gefühlsbetonungen 
am leichtesten zur Erschließung der psychopathischen Durch¬ 
schnittsverfassung führen. 

Aus alledem erhellt schon, wie schwierig für die Rechtspflege 
die Beurteilung und Behandlung der Rechtsbrecher psycho¬ 
pathischer Konstitution sein kann. Und das um so mehr, als im 
geltenden Recht wohl für die Unzurechnungsfähigen, aber nicht 
für die geistig Minderwertigen, zu denen die Psychopathen zu 
zählen sind, besondere Bestimmungen vorgesehen sind, die auf 
die Eigenart dieser Konstitution Rücksicht nehmen. 

Ein Kriterium für die Bewertung der rechtsverletzenden Per¬ 
sönlichkeit gibt dem Gerichtsarzte und dem Richter die bereits 
im Zusammenhänge mit verschiedenen psychopathischen Zu¬ 
standsbildern erwähnte Alkoholintoleranz. Es ist dabei nicht zu 
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-übersehen, daß auch bei normalen Menschen, die in der Regel 
größere Alkoholmengen ohne nennenswerte Schädigung zu er¬ 
fragen vermögen, unter gewissen Umständen doch eine krank¬ 
hafte Reaktion eintreten kann, z. Bi bei großer Hitze (Insolation, 
Hitzschlag), infolge einer Kopfverletzung (Schlag, Stoß, Fall) oder 
durch starke gemütliche Erregungen aus Gründen seelischer und 
körperlicher Erschöpfung, z. B. durch Notlagen aller Art, und auä 
ähnlichen Ursachen mehr. Alsdann vermag auch der Normale 
4uf für ihn sonst indifferente Alkoholmengen mit lebhaften Er- 
regungs- und Verwirrtheitszuständen, ja selbst schweren Bewußt¬ 
seinstrübungen zu reagieren. Hübner (Lit. 9 S. 119» ist dieser 
Tatsache namentlich bei Unfallverletzten wiederholt begegnet. Bei 
dem geistig Minderwertigen ist infolge seiner Veranlagung bei 
yiel geringerer Dosis die Rückwirkung eine relativ weit lebhafter^ 
4ind gefährlichere. Die genossene Alkoholquantität und -qualität, 
Haltung, Gang, Gesichtsfarbe und Art zu reden und sich zu 
geben allein genügen jedoch nicht zur Annahme einer Bewußt- 
jseinstrübung, auch nicht tatsächlich vorhandene Erinnerungs- 
ibeeinträchtigungen, obwohl sie natürlich gewisse beachtenswerte 
Anhaltspunkte geben. 

v Die genaueste Feststellung der geistigen Verfassung zur 
Zeit der Tat eröffnet weitere Perspektiven; die seelische Labi¬ 
lität und erhöhte Beeinflußbarkeit der Psychopathen weist den 
Weg für bestimmte Nachforschungen. Von Wichtigkeit ist vor 
allem auch, das Mißverhältnis zu konstatieren zwischen Reiz, der 
oft ganz geringfügigen äußeren Veranlassung, und Reaktion. Und 
für dieses Moment gibt häufig das Verhalten des Delinquenten 
nach der Tat gewisse Handhaben. Der unbedeutende Anlaß, 
daß z. B. ein Exekutivbeamter (oder irgendeine andere Person) 
entstandene Differenzen bei einem Streite beizulegen versucht, 
reizt zu den schlimmsten Ausfällen gegen den Beamten als solchen 
und die Behörde im allgemeinen, er kann weiter zu den rohesten 
Ausschreitungen mit Zerstörungswut führen, die nicht selten auch 
in der Isolierzelle noch nicht einmal in einem terminalen Schlafe 
ein Ende finden. Tags darauf erweist sich dann die Erinnerung 
meistens als auffallend lückenhaft. 

Auf einen psychopathischen Menschen vermögen nun außer 
dieser Noxe wesentlich leichter auch noch andere, wie plötzlich 
lebhafte Gemütserregungen, starke geistige Inanspruchnahme oder 
schwere körperliche Anstrengungen, klimatische Veränderungen 
u. dgl. m. von Nachteil zu sein und ihn, der nicht im Sinne des §51 


Digitized by 


Go^ 'gle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



44 


Dr. med. Fr. Jos. Widmann 


als geisteskrank und unzurechnungsfähig, sondern im gewöhnlichen 
Leben nur als geistig minderwertig und darum nur vermindert zurech¬ 
nungsfähig zu bezeichnen ist, derart zu beeinflussen, daß er tatsächlich 
als vorübergehend unzurechnungsfähigerscheinen muß. Aschaffen¬ 
burg‘) hat für diese Zustände den Ausdruck „partielle“ und später 2 ) 
zur Vermeidung des Zusammenwerfens mit „partieller Zurechnungs¬ 
fähigkeit“ die noch klarere Bezeichnung „temporäre Unzurech¬ 
nungsfähigkeit“ geprägt. Der Autor versteht darunter, daft 
ein im allgemeinen zurechnungsfähiger Mensch durch irgend¬ 
welche Einwirkungen vorübergehend‘in einen Zustand der 
Unzurechnungsfähigkeit geraten kann und bringt im besonderen 
unter diesen Begriff „psychopathische, haltlose, minderwertige 
Menschen, die im allgemeinen nicht exkulpiert werden können, 
bei denen aber das Zusammentreffen schädigender Ursachen oder 
das Vorwiegen bestimmter Vorstellungen die ohnedies verminderte 
Zurechnungsfähigkeit für eine bestimmte Handlung ausschließen“. 
Das herrschende Gesetz kennt jedoch weder temporär Unzurech¬ 
nungsfähige noch vermindert Zurechnungsfähige. Und es bedarf 
schon solcher, wie vorstehend geschildert, eklatanten Fälle durch 
Bewußtseinstrübungen bedingter Rechtsverletzungen, um dem 
Delinquenten, ohne den Dingen Zwang anzutun, den Schutz des 
§ 51 zuteil werden zu lassen. 

Wie ersichtlich, sind es gerade auch die Grenzzustände nach 
einem Trauma — sowohl somato- als auch psychogener Art — 
und die durch dasselbe bedingten Zustände von transitorischer 
Bewußtseinsstörung, die Reizbarkeit im Affekt, der pathologische 
Stimmungswechsel, die Verstimmungszustände, die mannigfachen 
Klagen über allerhand körperliche Sensationen, Kopfschmerz, 
Schwindel, Angst, Rückenschmerzen, Reißen in allen Gliedern und 
die Intoleranz gegen Alkohol, die gelegentlich bei der Beurteilung 
in foro Schwierigkeiten machen können. Es bestehen lediglich 
Klagen dieser Art, im übrigen machen die betreffenden Kranken einen 
geistig völlig intakten Eindruck. Dem zunächst in diesen Fällen 
nicht ungerechtfertigten Mißtrauen gegen die Tatsächlichkeit solcher 
Beschwerden kann nur durch eine möglichst eingehende klinische Be¬ 
obachtung und Untersuchung, wobei auch die Anstellung von 
Alkoholversuchen zu empfehlen ist, begegnet werden. Denn es 
ist daran zu denken, daß ,diese Intoleranz sich oft nur kurze Zeit 

') Aschaffenburg, Die rechtlichen Grundlagen der ger. Psychiatrie. 
A) Strafrecht und Strafprozeß b. Hoche, S. 41 (Lit. 8\ 

*) Derselbe, ebenda. 2. Auf!., 1909, S. 49. 
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nach dem Trauma erhält. Gelingt der Nachweis der Intoleranz, 
so ist das wertvoll, damit natürlich noch nicht bewiesen, daß ein 
Trauma vorausgegangen ist. Ist jedoch die traumatische Schädi¬ 
gung durch einwandfreie Zeugenschaft erwiesen, deren Aus¬ 
sagen überhaupt unter individualisierender Berück¬ 
sichtigung des Wertes des einzelnen Zeugen für die 
ärztliche Begutachtung von Wesentlichkeit sind, und finden sich 
außerdem andere psychopathische Erscheinungen, so eröffnet sich 
uns auch hier ein Weg für den Angeschuldigten, ihn unter den 
Schutz des § 51 des RStGB. zu stellen oder ihm zum mindesten 
doch mildernde Umstände zu erwirken. Allein man hüte sich 
hier, wovor Cramer warnt, generell geltende Sätze aufzustellen. 
Es ist geaauestens immer auf alle Momente zu achten, welche 
bei Begehung der Tat auf das einzelne Individuum gewirkt haben, 
und auf das Verhalten desselben nach vollbrachter Tat. Birn¬ 
baum •)*), der die zahlreichen in Betracht kommenden Einzel¬ 
heiten zur Sondierung der psychopathischen Persönlichkeit in 
einer besonderen Arbeit dargelegt hat, gibt in einer weiteren 
Abhandlung als bequemes Hilfsmittel zur Auffindung der psycho¬ 
pathischen Charakteranlagen und schärferen Fassung des psycho¬ 
pathischen Wesens folgende Disposition zur Hand: 1. die Fest¬ 
stellung des Durchschnittszustandes, 2. des Geisteszustandes zur 
Zeit der Tat, wobei die Beachtung des Geisteszustandes bald nach 
der Tat nicht zu vergessen ist, und 3. die strafrechtliche Zurech¬ 
nungsfähigkeit. 

Zu pathologischer Reaktionsweise genügt bei den einen ein 
Affekt, bei den anderen kommen Alkohol oder andere Gifte oder 
bei besonders dazu disponierten Individuen mit dem Fortpflan¬ 
zungsgeschäft zusammenhängende Vorgänge in Frage, oder es 
kommt — und das nicht selten — eine Kombination mehrerer 
solcher Momente vor, so daß wir alsdann ohne besonderes Kopf¬ 
zerbrechen, für die Zeit der Begehung der Tat eine krankhafte 
Störung der Geistestätigkeit im Sinne des § 51 annehmen dürfen. 
Auch wo wir nicht zu einem klaren Entscheid gelangen können, 
stehen dem Richter bei der lex lata bestimmte reichsgericht- 


') Birnbaum, pber psychopathische Persönlichkeiten. Bergmann-Wies¬ 
baden, 1909. 

a > Derselbe, Einige wichtigere Gesichtspunkte für die strafrechtliche Be¬ 
urteilung konstitutionell-psychopathischer Personen. Monatsschr. f. Krim.-Psychol. 
u. Strafrechtsreform, 7. Jahrg., 1911, S. 606/07. 
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liehe Entscheidungen zur Seite, die dem Sachverständigen- 
es ermöglichen, geeigneten Falles, allerdings unvollkommen, aus-* 
zukommen. So hat sich eine Reichsgerichtsentscheidung 1 ) vom 
Jahre 1890 in dem Sinne ausgesprochen, daß bei berechtigten; 
Zweifeln an der Zurechnungsfähigkeit zugunsten des Angeklagtem 
zu entscheiden sei. In späteren Wahrsprüchen (Cramer a. a. O.- 
S.46/47, Schultze) 2 ) hat das Reichsgericht gleiche Stellungnahme- 
gezeigt. Für den Sachverständigen bleibt es die Hauptaufgabe,- 
soweit der § 51 in Betracht kommt, zu entscheiden, ob ein Zu¬ 
stand von Bewußtlosigkeit oder krankhafter Störung der Geistes- 
täfigkeit zurZeit der Begehung der strafbaren Handlung vorhanden 
war oder nicht. Diese Entscheidung ist manchmal unstreitig recht 
schwer, insbesondere dann, wenn das Individuum eme solche 
Handlung vornimmt, im Beginn einer für den Laien nicht be¬ 
merkbaren geistigen Störung, wie sie bei Psychopathen unter der 
Einwirkung mehr oder weniger harmloser äußerer Einflüsse leicht* 
ausbrechend und ebenso rasch abklingend aufzutreten vermögen) 
Das „non liquet“ des Sachverständigen bedeutet dann jederzeit 
für ihn' selbst, das Gericht und den Angeklagten einen un¬ 
befriedigenden Abschluß. Aber wer selbst als psychiatrischer. 
Sachverständiger vor Gericht aufzutreten hat, weiß, daß es solche 
Kuriosa der Unklarheit gibt. Birnbaum (Lit. 13 S. 547) ver¬ 
gleicht die beim Psychopathen ungemein leicht auftretenden epi¬ 
sodischen Schwankungen, die zu einer Herabminderung der Zu¬ 
rechnungsfähigkeit führen können, mit den schnell und leicht 
wechselnden Zuständen, wie sie bezüglich der Haft- und Verhand¬ 
lungsfähigkeit bei den degenerativ-episodischen Haftzuständen und 
-psychosen gefunden werden. Wie weit diese Schwankungen 
gehen können, zeigt der letztgenannte Autor an einem seiner. 
Fälle. Ich schließe dabei, wie der Autor wohl selbst, die Möglich-: 
keit einer gerissenen Simulation und Dissimulation aus. Es ; 
handelte sich um einen Psychopathen, der hintereinander folgende 
Stadien durchzumachen hatte: „Im Strafgefängnis geisteskrank 
(strafvollzugsunfähig); zur Zeit der Tat (wie die Anstaltsbeobach¬ 
tung ergab) nicht geisteskrank; im Untersuchungsgefängnis geistes-, 
krank; zur Zeit der Anstaltsbeobachtung nicht geisteskrank; im 
Termin geisteskrank (nicht verhandlungsfähig); ,im Untersucbungs- 


»i Reichsgerichtsentscheidung, E. XXI, p. 131, Urteil des I. Strafsenats v. 
23.10, 1890.. . 

*) Schultze, Entscheidungen, 1904, bei Carl Marhold-Halle. ’ 
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gefängnis wiederum geisteskrank (nicht haftfähig)“. Auch Göring 1 ) 
skizziert in seinem Buche über die „Gemeingefährlichkeit“ einen 
in dieser Hinsicht klassischen Fall (Fall 122). 

Bei den transitorischen Störungen, episodischen Schwankungen 
und zeitlich begrenzten Verstärkungen der Psychopathie ist es für 
die strafrechtliche Beurteilung das Wesentliche, daß diese Erschei¬ 
nungen gleichzeitig eine zeitlich entsprechend begrenzte, tempo¬ 
räre Herabminderung der Zurechnungsfähigkeit bedingen. Für 
eine bestimmte Epoche, insbesondere auch für die Zeit einer be¬ 
stimmten Straftat, kann die Zurechnungsfähigkeit eine Beschränkung 
erfahren, die dem sonstigen psychopathischen Habitualzustandenicht 
mehr entspricht. Der Grad der Herabsetzung ist natürlich wieder von 
der Stärke des episodisch-psychopathischen Augenblickszustandes 
abhängig. Steigt er, wie bei den Verstimmungs-, Erregungs-, 
pathologischen Rausch- und Dämmerzuständen bis zu einwand¬ 
freier psychotischer Höhe, so sind die Voraussetzungen für die 
Anwendung des § 51 St.G.B. erfüllt. Aber mit Recht warnt hier 
Birnbaum, in solchen Fällen bei der Begutachtung schematisch 
zu verfahren. Die Begutachtung auf Zurechnungsfähigkeit oder 
Unzurechnungsfähigkeit darf nur unter gewissenhaftester Zer¬ 
gliederung des einzelnen Falles und genauester Abwägung ßller 
ip Betracht kommenden Momente erfolgen. An dieser Stelle sei 
beispielsweise darauf hingewiesen, daß Erinnerungsdefekte, die 
bei den Angaben der degenerativen Kriminellen .eine recht er¬ 
hebliche Rolle spielen, gern vorgetäuscht werden. Und die Ent¬ 
scheidung, ob es sich um eine Vortäuschung handelt oder nicht, 
bleibt dann wohl schwierig und zweifelhaft, wenn nicht bestimmte 
pathologische Zeichen zur Seite stehen, wie sie zur Zeit der Tat 
vorhanden sind, als da sind: zerfahrenes Wesen, - pathologische 
Affektanlage, Auffälligkeiten im allgemeinen Verhalten, körperliche 
und speziell nervöse Begleitsymptome u. dgl. m. Der Begutachter 
muß sich davor hüten, wegen einzelner psychopathischer Symptome, 
die schließlich einen psychopathischen Charakter zusammensetzen, 
und auf Grund dieses erwiesenen psychopathischen Charakters exkul- 
pieren zu wollen, während psychotische Ausnahmezustände, sowohl 
akute als auch chronische, jederzeit zu rechtfertigen sein werden. Die 
eigentümlichen Schwierigkeiten in der Begutachtung und Beurtei- 
teilung beginnen erst bei Bewertung der mannigfachen Abstufungen, 


'!» Görfng, Die Gem<ingefährlichkeit tn psychiatrischer, juristischer und 
soziologischer Beziehung. Julius Springer-Berlin, .1915, S. 76. 
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Kombinationen und Komplikationen. Ebendiese Fälle die so 
verschiedenartig wie zahlreich sind, sind allerdings die häufigeren. 
Für diese mannigfachen Variationen, für die es keine festen Normen 
gibt, ist die Entscheidung nach exakter Prüfung und Abwägung 
der Einzelfaktoren zu treffen, zu denen neben bestimmten psycho¬ 
pathischen Zügen zunächst deren Summation und episodische 
Steigerung hinzukommen, ferner Komplikationen durch erworbene 
pathologische Symptome, eventuell Kombination mit Schwachsinn 
Und allerhand innere und äußere Bedingungen, unter denen das In¬ 
dividuum zur Zeit der Tat gestanden hat. Nicht selten kommt 
es vor, daß dem eigentlichen Ausbruch schwerer psychotischer 
Störungen eine Reihe von mehr unbestimmten Symptomen, sogen. 
Prodromalerscheinungen, vorausgehen, und dem Sachverständigen 
alsdann die Entscheidung zufällt, ob das Vorhandensein dieser 
Erscheinungen tatsächlich schon für eine Erkrankung im Sinne 
des §51 spricht. Ferner darf nicht vergessen werden, worauf ich 
weiter unten noch zu sprechen komme, daß es Fälle gibt, bei 
denen die Verhaftung mit. ihren Aufregungen leicht eine Geistes¬ 
störung zu bewirken vermag, während zur Zeit der Tat eine 
solche sicher nicht Vorgelegen hat. Und hier bieten gerade die 
auf psychopathischer Grundlage sich entwickelnden Fälle häufiger 
Schwierigkeiten. Aus allen diesen Gründen ermahnt Sommer 1 ) 
ganz mit Recht den Sachverständigen, der „Chronologie der Ge¬ 
schehnisse“ genauestens nachzugehen und in der Reihenfolge der 
Ereignisse auch die in Betracht kommende Straftat mit einzu¬ 
beziehen, um so zu einem folgerichtigen Schlüsse auf den Kausal¬ 
zusammenhang der Tat mit einem bestimmten Geisteszustand zu 
gelangen. Es ist die Pflicht des sachverständigen Arztes, in 
allem der Berater des Richters zu sein, auch in der Frage nach 
der Beantwortung der freien Willensbestimmung bzw. Zurech¬ 
nungsfähigkeit. Das Endurteil spricht der Richter, der in keiner 
Weise gezwungen ist, sich den ärztlichen Ausführungen anzu¬ 
schließen. Denn würde die Begutachtung des Sachverständigen 
ausschlaggebend sein, so wäre schließlich, wie Cr am er mit Recht 
hervorhebt, dieser und nicht mehr der Richter der Rechtsprecher, 
was einer Umwälzung der ganzen Strafrechtspflege gleichkäme. 
Auf der anderen Seite läßt sich die ablehnende Stellungnahme 
mancher Sachverständigen nicht billigen, die sich ausschließlich 


'j R. Sommer, Kriminalpsychologie und strafrechtliche Psychopathologie. 
Joh. Ambr. Barth, Leipzig 1904. 
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über Krankheit und Gesundheit des Untersuchten äußern, das 
Urteil über den Einfluß der Krankheit aber allein dem Richter 
anheimstellen wollen, eine Stellungnahme, wie sie Schaefer*) 
unter Nichtbilligung dieses schroff ablehnenden Standpunktes 
durch drei besonders krasse Fälle erläutert. Schaefer macht 
dabei für den besonderen Fall den Vorschlag, sich etwa dahin 
auszusprechen, daß der fragliche Rechtsbegriff zu kompliziert 
wäre, als daß nicht seitens des ärztlichen Sachverständigen eine 
falsche Deutung möglich wäre. Alsdann vermag der Richter 
seinerseits belehrend und ergänzend einzugreifen, wie er selbst 
dem Arzte im allgemeinen für sachgemäße Aufklärungen nur Ver¬ 
ständnis entgegenbringen wird. Darauf wird speziell von Cramer 
und anderen namhaften Autoren hingewiesen. Ich selbst habe 
in meiner Sachverständigentätigkeit die nämliche Beobachtung 
gemacht. Je intensiver Richter und ärztlicher Sachverständiger 
Zusammenarbeiten, je reichlicher sie sich ergänzen, um so er¬ 
sprießlicher das Arbeiten, um so sicherer der Rechtsspruch. Auf 
diese Weise ist den in der lex ferenda 'besonders und entsprechend 
bedachten Grenzfällen der gemindert Zurechnungsfähigen auch in 
der herrschenden lex lata besser gerecht zu werden. Es darf 
darum aber durchaus nicht wundernehmen, wenn trotzdem der 
Richter sich der Sachverständigenbegutachtung in seinem Urteil 
nicht anschließt; um so weniger wird es befremdend anmuten, 
je eindringlicher man sich vor, Augen hält, was alles gerade auf 
dem Gebiete, auf dem scharfe Grenzlinien nicht gezogen werden 
können, in Erwägung zu ziehen ist, und wie schwer die Ab¬ 
schätzung all der einzelnen Faktoren, die letzten Endes bei allem 
Willen zur Objektivität doch immer etwas Subjektives bleibt, sein 
kann, und wie schließlich die Sachverständigen selbst, unter ihnen 
bedeutende ihres Faches, verschiedener Ansicht sein können. 
Wenn nun auch zwischen Richter und ärztlichem Sachverständigen 
sich in strittigen, schwierigen Fällen im allgemeinen Einigungen 
erzielen lassen, so fragt es sich doch, ob einmal das Urteil und 
die etwa darauf folgende Strafvollstreckung dem Psychopathen 
und dem Rechtsbrecher in seiner Doppeleigenschaft gerecht 
wird, auf der anderen Seite aber ebenso, ob der durch ihn ge¬ 
schädigten und bedrohten Gesellschaft Genüge geleistet wird. 

Entweder erfolgt auf Grund des § 51 Freisprechung des An- 

, 1 - % 

Schäfer, Straf- und zivilrechtliche Begriffe in Sachen von Geisteskranken. 
Separ. der Vierteljahrsschr. f. gerichtl. Medizin und öffentl. Sanitätswesen. 3. Folge, 
XX, 1. 1900. 

Archiv für Kriminologie. 71. Bd. 4 
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geschuldigten, und damit wird der antisoziale Exzedent von neuem 
eventuell unter Einschränkung in zivilrechtlicher Beziehung auf 
die menschliche Gesellschaft losgelassen, oder auch, er wird vor¬ 
übergehend bei nachweisbarer psychischer Störung in einer Irren¬ 
anstalt untergebracht, oder es erfolgt die Verurteilung mit darauf¬ 
folgendem Strafantritt, etwa noch unter Zubilligung mildernder 
Umstände, womit er noch früher wieder in Freiheit gesetzt wird. 

Ehe ich nun zu den ausgleichenden Vorschlägen der lex 
ferenda übergehe, möchte ich an dieser Stelle noch einige Be¬ 
merkungen einschalten über die mit der Verhaftung oder der 
folgenden Haft verbundenen psychischen Erregungen. Von älteren 
Autoren, die sich mit der Frage der Haftpsychosen beschäftigt 
und größere Arbeiten darüber veröffentlicht haben, sind zu nennen 
Delbrück 1 ), Gutsch 2 ), Reich 3 ), Kirn 4 ), Knecht 1 ) und Som- 
mer 6 .) Eine kurze Würdigung dieser Arbeiten ist im literar-histori- 
schen Abriß bei Siefert 7 ) zu finden, ausführlicheren Hinweisen 
begegnen wir in Moelis „Irre Verbrecher“. 

Seit den letzten drei Dezennien betrachteten es nun die Irren¬ 
ärzte als eine ihrer wesentlichsten Aufgaben, die im Strafvollzug 
entstehenden oder während desselben deutlicher hervortretenden 
Geistesstörungen genauer zu beachten und dem allgemeinen Ver¬ 
ständnis näherzubringen. Gerade dieser Teil der Strafrechtspflege, 
der Strafvollzug, war es, der das Interesse der Psychiater in hervor¬ 
ragendem Maße erregte. Die jetzt als unumstößlich geltende 
Tatsache, daß in jeder Art Zwangsanstalt mit Naturnotwendigkeit 
geistige Erkrankungen weit häufiger entstehen, danken wir der 
grundlegende*! Forschungsarbeit vor allem der bereits erwähnten 
ersprießlichen 80er und 90er Jahre. Außer den vorstehend ge¬ 
nannten Forschern gelten hier die Werke von Sander und 
Richter 8 ) und von Moeli (a. a. O.) als epochemachend. Und 
da ja die Korrektionsanstalten auch zu den Zwangsanstalten 
zählen, seien die Vagabundenanalysen Mendels und Kühns 

’) Delbrück, Allgem. Zeitschr. I. Psychiatrie. Bd. 14 1857. 

*) Gutsch, ebenda. Bd. 19, 1862. 

a ) Reich, ebenda. Bd. 27, 1870. 

*) Kirn, ebenda. 1881 u. 89. 

*) Knecht, ebenda. 1881 u. 83. 

Sommer, ebenda. 1884. 

Siefert, Über die Geistesstörungen der Strafhaft. Bei Carl Marhold, 
Halle a. S. 1907. 

") Sander und Richter, Die Beziehungen zwischen Geistesstörungen und 
Verbrechen. Fischer-Kornfeld, Berlin 1886. 
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und von neueren Arbeiten die Bonhoeffers und Wilmanns er¬ 
wähnt. Alle diese Autoren gelangen zu dem Resümee, daß die 
Irren bei weitem häufiger das Strafgesetzbuch übertreten als 
Geistesgesunde. Und es ist danach zunächst die Schlußfolgerung 
gerechtfertigt, daß unter den geistig Gesunden sich sicher noch 
eine Anzahl geistig minderwertiger Individuen befindet, die dann ihrer¬ 
seits ebenfalls einen höheren Prozentsatz an Exzedenten stellen wür¬ 
den. Man könnte nun weiter gehen und aus der Haft sich entwickelnde 
psychische Störungen unter Umständen als ein Signum einer vor¬ 
handenen Prädisposition deuten und zugunsten des Rechtsbrechers 
verwerten. Ich entsinne mich dabei der anregenden Kontroversen 
bei den Verhandlungen der Deutschen Gesellschaft für gericht¬ 
liche Medizin gelegentlich der Deutschen Ärzte- und Naturforscher¬ 
tagung im Se’ptember 1912 zu Münster i. W. Aschaffenburg 1 ) 2 ) 
betonte damals, daß derartig bedingte psychische Erregungen bei 
prädisponierten Menschen neben anderen Formen von Psychosen 
auch Syndrome auszulösen vermögen, die einen deutlich psycho¬ 
genen Charakter tragen. Aschaffen bürg vertritt nun, teils unter 
Anziehung teils unter Widerlegung der Anschauungen anderer 
Autoren, z. B. Wilmanns Karl 3 ), Wilmanns Kurt 4 ), Sieferts 
(a. a. O.), Rüdins, Ernsts 5 ), Bonhoeffers, Birnbaums u. a. 
den Standpunkt, daß weder die Entstehung dieser Zustände in 
der Haft noch ihr Schwinden nach der Enthaftung das tatsäch¬ 
liche Bestehen psychogener Entartungszustände beweisen, sondern- 
daß es sich weit häufiger um Exazerbationen oder die ersten 
deutlichen Spuren der Dem. praec. handele. Die Haft gebe ihnen 
nur eine eigenartige Färbung, die sie mit den sehr viel selteneren 
psychogenen Haftpsychosen gemeinsam habe. Dem widersprach 
in der Diskussion der erfahrene Strafanstaltsarzt und -Leiter 
Pollitz, der übrigens einen m. E. nicht so ohne weiteres von 
der Hand zu weisenden Unterschied zwischen Haft- und Gefängnis¬ 
psychosen gemacht wissen will, und wies darauf hin, daß die 
eigentlichen Haftpsychosen, wie sie unmittelbar nach der Ver- 

’) Aschaffenburg, Degenerationspsychosen und Dementia praecox bei 
Kriminellen. Vierteljahrsschr. f. gerichtl. Medizin u. öffentl. Sanitätswesen. 
3. Folge, 45. Bd, 1. Supplementsheft, 1913, S. 306ff. 

5 i Derselbe, Zeitschr. f. d. ges. Neurol. u. Psychiatrie. XIV, S. 84. 

3 ) Wilmanns, Karl, Über Gefängnispsychosen. Halle a. S., 1908. 

*) Wilmanns, Kurt, Statistische Untersuch, über Haftpsychos. Allgem. 
Zeitschr. 1 . Psych, Bd. 67. 

5 i Rüdin, Ernst, Über die klinischen Formen der Gefängnispsychosen. 
Allgem. Zeitschr. f. Psychiatrie, Bd 58, S. 446 

4* 
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haftung oder wenige Wochen später eintreten, sich, wie ja auch 
Aschaffen bürg, Kraepelin, Sommer und andere Autoren 
hervorheben, durch eine hochgradige plötzliche Erregung charakteri¬ 
sieren. Pollitz seinerseits hat in vielen dieser Fälle die ganze 
Serie der vermeintlichen hebephrenischen Symptome völlig ver¬ 
schwinden sehen, so daß die Leute zur weiteren Verbüßung ihrer 
Strafe von der Irren- wieder nach der Strafabteilung zurückkommen 
konnten. Pollitz spricht diese Erscheinungen, die bei so schweren 
psychischen Insulten, wie sie eine Verhaftung darstellen, auch bei 
ganz normal veranlagten Individuen Vorkommen können, als Zu¬ 
stände hysterischer Art an. Wie dem auch sei, eins ist klar, daß 
auch in dieser Beziehung die Entwürfe eines künftigen Straf¬ 
gesetzes sowohl dem inhaftierten Normalen als auch dem in¬ 
haftierten Degenerierten, sei er nun hysterischer, psychopathischer 
oder anderer Artung, Berücksichtigung angedeihen lassen müssen. 
Rüdin 1 ) und Siefert (a. a. O.) unterscheiden scharf zwischen 
echten Psychosen und haftpsychotischen Zuständen. Nach des 
Letzteren Ansicht stehen die echten Psychosen verschiedenster Art 
nur in lockerer Beziehung, die haftpsyqhotischen Zustände da¬ 
gegen in engem Zusammenhänge mit den Schädlichkeiten der 
Strafhaft und sind durch Milieuwechsel leicht zu beeinflussen. 
Siefert nennt unter seinen haftpsychotischen Formen u. a. 
degenerative, phantastische und hysteriforme Entartungszustände. 
Übrigens hält Siefert die Haftpsychosen für künstlich auf¬ 
gezüchtete „vermeidbare“ Krankheitsgebilde, die eben dann bei 
den entarteten Gewohnheitsverbrechern zu verhindern sein werden, 
wenn dieselben im frühesten Anfangsstadium der Entwicklung in 
die Hand des Psychiaters gegeben werden. Kraepelin schreibt 
mindestens die Hälfte aller dieser haftpsychotischen Fälle der 
Katatonie zu, bestreitet aber nicht schlechtweg das Auftreten 
eigenartiger Produkte der Haft, bzw. Gefangenschaft. Auch 
Staiger 2 ) kommt auf Grund eigner Beobachtungen.zu dem Er¬ 
gebnis, daß annähernd ein Drittel der geistig erkrankten Zucht¬ 
hausgefangenen Symptome bieten, die sich unter keiner der be¬ 
kannten Krankheitsformen unterbringen lassen, und daß es nahe¬ 
liege, in diesen eigenartigen, meist kurz dauernden Zuständen eine 

') Derselbe, Eine Form akuten halluzinatorischen Verfolgungswahnsinns 
der Haft ohne spatere Weiterbildung des Wahns und ohne Korrektur. Allgem. 
Zeitschr. f. Psych, Bd. 60, S. 852. 

*) Staiger, Erfahrungen in der Behandlung geisteskranker Verbrecher. 
Monatsschr. t, Krim.-Psych. u. Strafrechtsreform. 5. Jahrg., 7. Heft, 1908, S. 428. 
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Schädigung durch die Haft zu sehen. Staiger betont, daß es 
aber gerade die Degenerierten, die „von Haus aus abnorm Ver¬ 
anlagten“, sind, die einen hohen Prozentsatz zu den Geistes¬ 
störungen der Strafhaft stellen; er selbst fand, daß fast ein Drittel 
aller internierten Fälle mit nachfolgenden psychotischen Erschei¬ 
nungen der Gruppe der psychopathisch Degenerierten zuzurechnen 
war. Ich verweise hierbei auch auf das bereits (S. 37) angeführte 
Zitat Moelis. Von Moeli stammt übrigens auch die gerade hier 
bemerkenswerte wichtige Feststellung, daß nicht die Leiden¬ 
schafts-, sondern die Gewohnheitsverbrecher besonders gern 
psychotisch werden. Unter den letzteren befinden sich eben 
zahlreiche Degenerierte. Birnbaum (Lit. S. 446) schreibt wört¬ 
lich: „Vielmehr lehrt die Erfahrung mit ausreichender Sicherheit: 
die Rückfälligen, die Vielbestraften, die Gewohnheitsverbrecher 
sind es vor allem, die das Gros der degenerativen Haftpsychosen 
bilden“. Aus meiner eigenen Erfahrung als Gefängnisarzt füge 
ich hinzu, daß auch ich gelegentlich bei in Untersuchungshaft be¬ 
findlichen jüngeren Personen, bei denen die Haft sich über einige 
Zeit erstreckt hat, auf Dem. praec. hinweisende Syndrome fest¬ 
stellen, mich trotzdem nicht zur Stellung dieser Diagnose ent¬ 
schließen konnte, da der Beginn mit plötzlicher innerer Unruhe 
und Erregung, der phantastische Charakter des Krankheitsbildes 
mit mehr oberflächlich anmutenden Halluzinationen und Wahn¬ 
bildern und der trotz der erkennbaren psychischen Störung nicht 
wegzuwischende Eindruck der Aggravation seitens des Erkrankten 
für die Eigenart des psychotischen Zustandes sprachen. Hier¬ 
mit will ich jedoch die Frage nach einer sogenannten spezifischen 
Haftpsychose offen lassen. Ich möchte mich der Ansicht Raeckes 1 ) 
anschließen, daß es sich vielfach um sogenannte Situations¬ 
psychosen handelt, um Psychosen, die aus der Situation heraus 
geboren erscheinen und wohl, was jedoch seltener ist, in chro¬ 
nische Psychosen meist paranoischer Art übergehen können, zu¬ 
meist aber mit der Beseitigung der auslösenden Momente wieder 
verschwinden, wie das ja auch von Pollitz, Staiger u. a. betont 
wird. Sommer*) (Lit. 37) fand allerdings seinerzeit eine für die 
Haft charakteristische Psychose, die von ihm als „Gefängniswahn¬ 
sinn“ benannt wurde. 

Dem begutachtenden Arzte des Untersuchungsgefängnisses 
bleibt, wenn der Krankheitsprozeß sich bis zur Verhandlung nicht 

') Ra ecke, Psychiatrische Diagnostik 4. Aull. Hirschwald, Berlin, 1913. 
S. 122 u. 131. 
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geklärt hat, in solchen Fällen nichts weiter übrig, als von dein 
§ 81 der Strafprozeßordnung Gebrauch zu machen, wobei ich 
seitens des Gerichtes keinen Schwierigkeiten begegnet bin. Der¬ 
artige z. B. infolge heftiger gemütlicher Affektion, wie nach Ver¬ 
haftung und Verurteilung, einsetzende, bald vorübergehende Psy¬ 
chosen finden sich nach Raecke u. a. sehr leicht bei psychopathisch 
veranlagten Individuen und vermögen wohl anamnestische Hin¬ 
weise zu geben und die Beurteilung des Angeschuldigten dann 
in foro wesentlich zu erleichtern. Aber alsdann bleibt auch hier 
die Frage zu lösen: wohin mit ihnen nach erfolgtem Urteils¬ 
spruch? Ferner, was soll nach vollzogener Strafe geschehen, 
einmal den infolge seiner psychischen Anomalien leichter zur 
Rückfälligkeit neigenden Rechtsbrecher davor zu bewahren, dann 
aber auch die durch ihn bedrohte menschliche Gesellschaft zu 
schützen? Besteht der Zustand in die Verhandlung hinein, so 
wird schließlich zunächst Überweisung in eine Irrenanstalt er¬ 
folgen bis zur Genesung des Delinquenten. Und danach wird 
derselbe wieder dem Gerichte überantwortet, und es erfolgt nun die 
Verurteilung, ohne daß die Zeit des Aufenthaltes in der Irrenanstalt 
in Anrechnung gebracht würde. Wenn auch durch diese Verlängerung 
der Internierung im gegebenen Falle die menschliche Gesellschaft 
noch länger als die in Betracht kommende Strafzeit vor weiteren 
Entgleisungen des Rechtsbrechers geschützt bleibt, so erhebt sich 
doch die Frage, ob mit dieser Handhabung des Gesetzes einmal 
dem Rechtsbewußtsein als solchem, dann aber auch dem Ver¬ 
urteilten selbst gedient ist, vor allem ob in der Nichtanrechnung 
der in der Irrenanstalt verbrachten Zeit auf die Strafe nicht eine 
unbillige Härte enthalten ist. 

Erkennen wir, daß wir einen geistig minderwertigen und 
darum nur vermindert zurechnungsfähigen Rechtsbrecher vor uns 
haben, so können wir denselben nicht ohne weiteres für seine 
Handlungen verantwortlich machen; die Bedingungen des §51 
erfüllt der Betreffende jedoch nicht, da er sich nicht in einem 
solchen Zustande befindet, durch den „die freie Willensbestim¬ 
mung ausgeschlossen“ ist. Es ist demnach lediglich der psycho¬ 
pathischen Grundlage wegen, wenn eben nicht bei Begehung der 
Tat zugleich ein Zustand „von Bewußtlosigkeit oder krankhafter 
Störung der Geistestätigkeit“ nachzuweisen ist, die Zurechnungs¬ 
fähigkeit im Sinne der Erfüllung des § 51 nicht anzuzweifeln, es 
muß somit Verurteilung erfolgen. Auf der anderen Seite ist, wie 
wir gesehen haben, das Individuum, das infolge seiner psycho- 
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pathischen Veranlagung auf äußere Reize und Schädlichkeiten 
viel leichter reagiert, nicht voll für seine Handlung verantwortlich 
zu machen. Eine dem geistig Normalen gleichwertige Behand¬ 
lung in foro bliebe eine unlogische Härte. In voller Einsicht des 
Vorhandenseins dieser Zwischenglieder, die ungefähr in den letzten 
zwei Jahrzehnten klinisch sehr gehau erforscht sind, deren 
Eigenart aber vom heutigen Strafgesetzbuch in keiner Weise be¬ 
rücksichtigt wird, die aber auch beweisen, daß die Grenze zwischen 
Zurechnungsfähigkeit und Unzurechnungsfähigkeit oftmals keine 
scharfe ist, in voller Bewertung all dessen hat das Reichsgericht 
als oberste Instanz entschieden, daß schon bei begründeten 
Zweifeln an der Zurechnungsfähigkeit eines Angeschuldigten dem¬ 
selben die Wohltat des § 51 zugebilligt werden müsse. Ich bin 
an anderer Stelle bereits auf diese Reichsgerichtsentscheidungen 
eingegangen, die es dem Gerichte immerhin ermöglichen,gegebenen¬ 
falls Milde walten zu lassen. Die nachfolgende reichsmilitär¬ 
gerichtliche Entscheidung vom 23. Juli 1909 bietet wohl die weitest¬ 
gehende Handhabe hierfür: „Die Feststellung, daß eine die freie 
Willensbestimmung ausschließende geistige Erkrankung nicht nach¬ 
gewiesen sei, reicht nicht aus, um dem Angeklagten den Schutz 
des § 51 des St.G.B. zu versagen. Vielmehr ist die positive Fest¬ 
stellung erforderlich, daß ein die Voraussetzung bildender Zustand 
nicht vorhanden war“'). Eine Stellungnahme, die erneut in einer 
Entscheidung des Reichsgerichts vom 4. März 1910 zum Ausdruck 
kommt: „Für das Vorhandensein der Zurechnungsfähigkeit des 
Täters besteht keine gesetzliche Vermutung. Der Richter hat die 
Überzeugung von dem Vorhandensein dieser Schuldvoraussetzung 
ebenso in freier ^eweiswürdigung aus dem Ergebnisse der Haupt¬ 
verhandlung zu schöpfen, wie die von dem Vorhandensein eines 
jeden anderen Tatbestandmcrkmals. Es genügt nicht, daß ihm 
der Beweis der Unzurechnungsfälligkeit mißlungen scheint, sondern 
er darf nur dann verurteilen, wenn er an der Zurechnungsfähigkeit 
keinen Zweifel hat“-). Damit ist zugleich festgelegt, daß die Zu¬ 
rechnungsfähigkeit die Voraussetzung jeder Schuld bilde und 
daheT, gleich jedem anderen Tatbestandsmerkmal dem Angeklagten 
nachgewiesen werden müsse. Auch die Aufgaben des Sachver¬ 
ständigen und des Richters sind durch eine Entscheidung des 

*) Reichsmilitärgerichtsentscheidung,R M.G. UI, 23 7.1909, u. Allgem.Psychiatr. 
Wochenschr. 1913, S. 4. 

2 ) Reichsgerichtsentscheidung, RGV. 4.3. 10, u. das Recht, 1910, Entscli. 
Nr. 1303. 
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Reichsmilitärgerichts vom 20. 9. 1907 zum Ausdruck gebracht 1 ), 
womit sich die reichsmilitärgerichtliche Entscheidung an die Er¬ 
läuterung des Paragraphen in den Motiven zum Strafgesetzbuch 
hält 2 ). Die Aufgabe des medizinischen Sachverständigen ist es 
lediglich, zu untersuchen, ob eine krankhafte Störung der Geistes¬ 
tätigkeit bei der Begehung der Tat Vorgelegen hat oder nicht, 
während der Richter die Schlußfolgerung selbst zu ziehen hat, ob 
die freie Willensbestimmung in Beziehung auf die Handlung aus¬ 
geschlossen war. Bei einseitiger Auslegung dieser Definition 
könnte man schließlich zu dem Standpunkte der von Schaefer 
(a. a. O.) zitierten und kritisierten Fälle kommen. In Praxi ist, 
wie ich bereits an anderer Stelle ansgeführt habe, die Handhabung 
freilich — und das erfreulicherweise — eine gegenseitig sich er¬ 
gänzende. Es wird sogar nicht selten Vorkommen, daß der Sach¬ 
verständige direkt von dem Richter über das Vorliegen der freien 
Willensbestimmung befragt wird, und da soll der Arzt dann nicht 
davon abstehen, den Richter sorgfältig über die geistige Verfas¬ 
sung des Delinquenten und die etwaigen sozialen Konsequenzen 
aufzuklären. Nach v. Liszts 3 ) Ansicht hat das Gutachten des 
Arztes überhaupt auf den gesamten Wortlaut des § 51 Bezug zu 
nehmen. Cramer äußert sich dahin, daß der Arzt „moralisch 
verpflichtet“ sei, dem Richter „mit allen Mitteln zur Bildung des 
Urteils behilflich zu sein“. Die Beantwortung der Frage nach 
der freien Willensbestimmung durch den Arzt ist von Jolly*} 
und von einer Reihe unserer angesehensten Psychiater 3 ) in dem 
Sinne beantwortet worden, daß das Endurteil, ob der §51 in 
Anwendung zu ziehen ist oder nicht, solange unsere heutige Straf¬ 
gesetzgebung gilt, ausschließlich von dem Richter zu erfolgen hat. 

Im allgemeinen hat mit dem Fortschreiten der psychiatrischen 
Wissenschaft besonders in der genaueren klinischen Kenntnis der 
einzelnen Krankheitsbilder und der zunehmenden Erfahrung der 
begutachtenden und beurteilenden Faktoren die Zahl der Fälle 
abgenommen, bei denen Schwierigkeiten entstehen. Immerhin 
gibt die Behandlung der Grenzfälle deren noch genug. Sie be- 


') Reichsmilitärgerichtsentscheidung, R.M.G. III. 20.7.07, u. Jahrb. 1909. S. 16 
*t Stenographische Berichte des Reichstages für den Norddeutschen Bund. 
1870, III. Bd., Anlagen I - 12, p. 55. 

*) v. Liszt, Strafrecht. 1911, J. Guttentag, Berlin. 

4 ) Jolly, Über.'geminderte Zurechnungsfähigkeit. Aligem. Zeitschr. f. Psy¬ 
chiatrie, 1888. 

*) .Lotsen*, II. Jahrg, Heft 12, 27, 35. 
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stätigen immer wieder von neuem, daß auf die Dauer ohne den 
gesetzlich anzuerkennenden Begriff der „verminderten Zurech¬ 
nungsfähigkeit“ nicht auszukommen ist. Während vor drei Jahr¬ 
zehnten bei den Juristen die Versuche der Irrenärzte zur Ein¬ 
führung dieses Begriffs immer noch auf unfruchtbaren Boden 
fielen, und die Psychiater noch bei ihren Verhandlungen der 
Jahre 1887») und 1888' 2 ) resigniert davon hätten Abstand nehmen 
können, ihre Überzeugung im Gesetz praktisch verwirklicht zu 
sehen, ja die Frage auch noch bei den Verhandlungen deutscher 
Irrenärzte in Halle (1898) 3 ), wie Delbrück 4 ) in einem 1902 ge¬ 
haltenen Vortrage hervorhebt, von dem damaligen Referenten 
Wollenberg nur zaghaft in dem Sinne gestreift wurde, nicht 
quantitativ anders, einfach milder, zu strafen, sondern 
qualitativ anders zu behandeln, und der einzige damals in 
Halle anwesende Jurist (Liepmann) erklärte, die Initiative zur 
Lösung der Frage erwarte man von juristischer Seite durch die 
Psychiater, während die Dinge vor etwa 20 Jahren noch so 
standen, ist jetzt die Stellungnahme der Juristen zu der Frage 
eine-weit andere entgegenkommendere geworden. Einmal mögen, 
wie bereits erwähnt, die Fortschritte der psychiatrischen Wissen¬ 
schaft und die allseitig steigende Erfahrung dazu beigetragen und 
die Aufmerksamkeit des Juristen viel mehr denn früher von dem 
abstrakten Begriffe des Verbrechens zu der Persönlichkeit des 
Verbrechers hingelenkt haben, dann aber auch wohl die Vertiefung 
in eine Reihe der alten deutschen Landesgesetzgebungen und 
fremder Gesetzgebungen. So kennen von außerdeutschen Gesetz¬ 
büchern die Strafgesetzbücher für Dänemark, Finnland, Italien, 
Norwegen, Österreich, Rußland, Schweden und die Schweiz (letztere 
im Entwurf 1903) einen Paragraphen der verminderten Zurech¬ 
nungsfähigkeit. Ebenso enthielten mit Ausnahme des Preußischen 
und der ihm nachgebildeten Strafgesetzbücher Waldecks, Olden¬ 
burgs und Lübecks neben dem Paragraphen, durch den die Zu¬ 
stände völliger Unzurechnungsfähigkeit fixiert wurden, noch be¬ 
sondere Bestimmungen über die verminderte Zurechnungsfähigkeit 


') u. *) Verhandlungen des Deutschen Vereins für Psychiatrie, 1887 und 
1888. Allgem. Zeitschr. f. Psychiatrie, 44, S. 461, u. 45, S. 545. 

3 ) Verhandl. d. Vereins für Psychiatrie in Halle, 1898. Allgem. Zeitschr. 
f. Psychiatrie, 56, S. 615. 

*) Delbrück, Vortrag über die vermindert Zurechnungsfähigen und deren 
Verpflegung in besonderen Anstalten. Zeitschr. f. d. ges. Strafrechtswissenschaft, 
23. Bd., J. Guttentag, Berlin 1903. 
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alle Strafgesetzbücher der deutschen Staaten, so beispielsweise 
der § 68 des Bayerischen, § 88 des Sächsischen, Art. 98 des Würt- 
tembergischen, §114 des Hessischen und §§60, 62 des Braun¬ 
schweigischen Strafgesetzbuches. Die meisten deutschen Partikular¬ 
gesetzgebungen kannten mithin bis zum Jahre 1872, dem Inkraft¬ 
treten des R.Str.G.B., die verminderte Zurechnungsfähigkeit 
und hatten gute Erfahrungen damit gemacht. Auch in Preußen 
enthielt der ursprüngliche Entwurf für das Strafgesetzbuch des 
Norddeutschen Bundes im § 47 eine diesbezügliche Bestimmung, 
die auf Grund von Gutachten der wissenschaftlichen Deputation 
für das Medizinalwesen und der Berliner medizinisch-psychologi¬ 
schen Gesellschaft aufgenommen war; und zwar war von einem 
Zustande der Beeinträchtigung der freien Willensbestimmung 
die Rede, während der geltende §51 nur eine völlige Ausschlie¬ 
ßung derselben kennt. Trotzdem brachte der dem Reichstag 
seinerzeit vorgelegte dritte Entwurf keine diese Zustände be¬ 
treffende Fassung/ Der Bundesrat hatte die „verminderte Zu¬ 
rechnungsfähigkeit“ gestrichen, und zwar, wie in der Begründungs¬ 
rede des Berichterstatters, desGeneralstaatsanwaltsDr.Schwarze 1 ), 
dargelegt wird, mit Rücksicht auf die in Aussicht genommene Zu¬ 
lassung der „mildernden Umstände“. Mit vollem Recht sagt aber 
Aschaffenburg (bei Hoche a.a.O. S.42): „Die mildernden Um¬ 
stände sind aber tatsächlich so ungeeignet wie möglich, den 
Fällen verminderter Zurechnungsfähigkeit gerecht zu werden.“ 
Ihrer psychischen Defektuosität wegen werden den psychopathi¬ 
schen Rechtsbrechern mildernde Umstände zugesprochen; sie 
werden, wenn sie nicht ganz straflos äusgehcn, kürzere Zeit als 
normale Verbrecher bestraft, kommen aber gleich jenen hinter 
Schloß und Riegel in ein Milieu, das ihrer Eigenart in keiner 
Weise gerecht wird, und bedrohen dann nach der Entlassung nur 
noch etwas früher die menschliche Gesellschaft wieder als die 
geistig vollwertigen Delinquenten! Auch vom Gesichtspunkte des 
Juristen sieht beispielsweise der bekannte Strafrechtslehrer Kahl 2 ) 
in dieser Art der Erledigung der verminderten Zurechnungsfähig¬ 
keit in dem am 1. Januar 1872 in Kraft getretenen Str.G.B. für 
das Deutsche Reich die Unterbrechung einer bis auf die Carolina 
zurückzuverfolgenden Rechtsentwicklung. Gewiß ist es nicht un- 

') Schwarze, Stenogr. Berichte des Reichstages des Nordd. Bundes, 1870, 
1. Bd., S. 233. 

'•) Kahl, Die strafrechtliche Behandlung der geistig Minderwertigen Gut¬ 
achten, Febr. 1904. 
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richtig, wenn Cramer (a. a. O. S. 45) meint, daß ein Teil der 
Grenzfälle, sofern sie nicht von vornherein unter dem § 51 unter- 
gebracht werden können, unter Annahme mildernder Umstände 
Berücksichtigung zu finden vermögen. Aber präziser spricht sich 
die Schlußfolgerung Jollys (a. a. O. S. 472) aus: „Also bei der 
großen Mehrzahl, bei nahezu dreiviertel der Fälle, ist deren An¬ 
nahme ausgeschlossen“. D. h. in den $§ 80 bis 359 des Deutschen 
Str.G.B. sind 239 einzelne Verbrechen und Vergehen aufgezählt 
und mit Strafe bedroht. Von diesen lassen 62 mildernde Um¬ 
stände zu, 177 dagegen nicht und von diesen letzteren beziehen 
sich 104 auf solche Delikte, für die es kein Strafminimum gibt, 
und bei weiteren 29 schwankt das niedrigste Maß der Freiheits¬ 
strafe zwischen 1 Woche und 3 Monaterf Gefängnis bzw. Festungs¬ 
haft. Es bleiben noch 44 Verbrechen, die, wie Mendel') betont, 
eine Milderung des Strafmaßes nicht zulassen, und zu diesen ge¬ 
hören gerade einige der schwersten, wie Meineid, Notzucht mit 
verursachtem Tode, schwere Kuppelei, Brandstiftung, Raub, Mord, 
Totschlag, schwere Körperverletzung, also Schwerdelikte, wie wir 
ihnen neben den harmloseren Typen der Bettler und Vagabunden 
gerade bei den Degenerierten, und speziell den rückfälligen Ver¬ 
brechern, unter denen sich ja eine große Anzahl d^generes be¬ 
finden, begegnen. Birnbaum und Wilmanns 2 ) heben den 
engen Zusammenhang zwischen Degeneration und Kriminalität 
besonders hervor; ebenso weisen van Hamei und Weber 3 ) 
darauf hin, daß gerade unter den Gemeingefährlichen eine große 
Anzahl Minderwertiger sind. Das herrschende Strafrecht und die 
Maßnahmen des Strafvollzugs können denselben sowie auch der 
von ihnen bedrohten Gesellschaft nicht in der gehörigen Weise 
gerecht werden. 

Eben das Verlangen nach Sicherungsmaßregeln gegen¬ 
über den vermindert Zurechnungsfähigen ist auch durchaus nicht 
jüngeren Datums, sondern reicht bis in die erste Hälfte des 
19. Jahrhunderts zurück. Bereits damals wurde die Verbindung von 
Strafe mit sichernder oder erziehender Detention als notwendig 

') Mendel, Der ärztl. Sachverständige und der Ausschluß der freien 
Willensbestimmung des § 51 d. Deutschen Str.G.B. Vierteljahrsschr. f. gerichtl. 
Medizin, N. F., Bd. 44. 

l l Wilmanns, Die praktische Durchführbarkeit der Bestimmungen über 
die verminderte Zurechnungsfähigkeit im V. E. Monatsschr. f Krim.-Psych. und 
Strafrechtsreform, 1911, 8, S. 136. 

3 ) Weber, Die Unterbringung geisteskranker Verbrecher und gemein¬ 
gefährlicher Geisteskranker. Ergebn. d. Neurol. und Psychiatrie, Jena L912. 
I, S. 497. 
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erkannt und als schwieriges Problem betrachtet, ln neuerer Zeit 
ist man der Lösung der Frage gewaltigen Schrittes näher gekommen, 
dank unermüdlicher Einzelarbeit, wie sie z. B. bereits die grund¬ 
legenden Vorschläge Moelis aus dem Jahre 1888 für die irren Ver¬ 
brecher und auch die gemindert Zurechnungsfähigen dokumen¬ 
tieren, dank dem gemeinsamen Vorgehen von wissenschaftlichen 
Vereinigungen, wie der Internationalen Kriminalistischen Ver¬ 
einigung, der Deutschen Juristentage, des jetzigen Deutschen Ver¬ 
eins für Psychiatrie, des Deutschen Medizinalbeamtenvereins und 
der verschiedenen forensisch-psychiatrischen Vereinigungen. 

Im Jahre 1904 hat nun Asch affen bürg auf der dritten 
Hauptversammlung des Deutschen Medizinalbeamtenvereins zu 
Danzig die Wünsche der Gerichtsärzte bei der Revision der Straf¬ 
gesetzgebung vorgetragen. Der Widerstreit der Meinungen hat 
damals u. a. folgenden festen Gesichtspunkt für die strafrechtliche 
Behandlung der geistig Minderwertigen gezeitigt. Man einigte 
sich zunächst darüber, daß der Begriff der geminderten Zurech¬ 
nungsfähigkeit mehr umgrenzt werden müsse, um mit ihm bei 
gesetzgeberischen Maßnahmen gut operieren zu können. Die 
Begriffsbestimmung der geistigen Minderwertigkeit sollte gesetz¬ 
lich festgelegt werden. In einem Gutachten für den Deutschen 
Juristentag zu Innsbruck im Jahre 1904 wurde dieselbe von Kahl 
geschaffen und von A. Leppmann (Lit. 20) mit Rücksicht auf die 
medizinische Seite erweitert. Ihr Wortlaut ist: „Als geistig Minder¬ 
wertige im gesetzlichen Sinne sollen die Personen gelten, bei 
denen infolge wesentlicher und dauernder krankhafter geistiger 
Eigentümlichkeiten entweder das Verständnis für die Bestimmungen 
des Strafgesetzes oder die Widerstandskraft gegen strafbares Han¬ 
deln vermindert ist. — Gegen die so gekennzeichneten Personen 
sollen folgende Bestimmungen Platz greifen: 

1. Sie sollen bei allen Straftaten milder bestraft werden oder milder 
bestraft werden können, sowohl in bezug auf die Strafart, als in bezug 
auf die Strafdauer. 2. Die. Minderwertigkeit soll auch in der Art des 
Strafvollzugs berücksichtigt werden. 3. Es soll die gesetzliche Möglich¬ 
keit geschaffen werden, Minderwertige, welche gemeingefährlich sind, 
d. h. deren geistige Artung bzw. deren Vorleben neue Rechtsbrüche 
nahelegt, nach Beendigung der Strafe einer Sicherheitsverwahrung 
zu unterziehen.“ 

Über die Gestaltung dieser Fürsorge gehen die Ansichten 
noch auseinander. Von den einen werden besondere Sicherungs¬ 
anstalten empfohlen, einer zwischen Irren- und Strafanstalt stehenden 
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Einrichtung, die schon bei der Frage der Unterbringung der wegen 
Geisteskrankheit Freigesprochenen und der während des Straf¬ 
vollzugs in Geisteskrankheit Verfallenen eine Rolle spielen. A.Lepp- 
mann hat sich energisch gegen diese Art Anstalten ausgesprochen, 
solange es sich um gefährliche Geisteskranke handelte, da er eine 
Differenzierung in Kranke 1. und 2. Klasse verurteilte. Die anderen 
sprechen einer Sicherung im Anschlüsse an bereits bestehende 
Fürsorgeeinrichtungen das Wort, wie z. B. a?l Irrenanstalten, 
Arbeits- und Korrektionshäuser, Trinkerbewahranstalten und Volks¬ 
heilstätten. Darüber, wer die Unterbringung beschließen und über 
die Dauer der Festhaltung weiter entscheiden sollte, ob das ur¬ 
sprünglich erkennende Gericht, ob ein besonderes Verwaltungs¬ 
gericht oder eine entsprechende Kommission oder Behörde, wurde 
damals keine Einigung^erzielt. Jetzt geht die Ansicht der Mehrzahl 
der Autoren dahin und kommt in den Reformvorschlägen und im 
Vorentwurf zum neuen Strafgesetz zur Geltung, daß das Gericht 
künftighin selbst die Verwahrung anzuordnen hat und die Landes¬ 
polizeibehörde verpflichtet ist, für die Unterbringung zu sorgen. 
Bei den damaligen bedeutungsvollen Verhandlungen in Innsbruck 
einigte man sich jedoch darüber, daß der Arzt bei Beginn und 
Beendigung eines derartigen der Strafe folgenden Sicherungsver¬ 
fahrens weder Entscheidung noch Verantwortung übernimmt, 
sondern lediglich sachverständiger Beirat ist. Bezüglich der Ein¬ 
führung des Begriffes der geistigen Minderwertigkeit, bzw. der 
ge- oder verminderten Zurechnungsfähigkeit in das Strafrecht gibt 
es sowohl auf juristischer wie auf medizinischer Seite einzelne 
autoritative Gegner. Die Juristen, unter ihnen Birkmeyer- 
München, repräsentieren die klassische Schule und sind über¬ 
zeugte Vertreter der Vergeltungsstrafe. Sie befürchten durch die 
Einführung dieses Begriffes eine zu starke Einengung der für ihre 
Taten Verantwortlichen, und daß gleichsam der Begriff des freien 
Willens, also die Hauptvoraussetzung der Strafbarkeit immer mehr 
verloren gehe. Die Gruppe der medizinischen Gegner, an ihrer 
Spitze Reich und Longard, besorgt, daß seine Einführung für 
die wirklich Geisteskranken von Nachteil sein könnte, und zwar 
insofern, als ein Teil der geistig Gestörten, denen der § 51 zur 
Seite stehen würde, im Sinne der dann vorhandenen milderen 
Strafe verurteilt würden. Nach Ansicht dieser Autoren ist es auch 
eine prinzipielle Ungerechtigkeit, die Minderwertigen erst zu be¬ 
strafen und nach verbüßter Strafe noch in ihrer Freiheit durch 
Sicherheitsmaßnahmen zu beschränken. 
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Der Gegensatz zwischen der klassischen und modernen Rich¬ 
tung ist grundsätzlich dahin zu fassen, daß die letztere sichernde 
Maßnahmen und im Strafvollzug individualisierende Be¬ 
handlung ergreifen will, wohingegen die erstere Rechtsstrafe 
fordert. Der V.E. zum Str.G.B. trägt in dieser Beziehung einen 
Kompromißcharakter, indem er neben der Vorbeugung 
auch noch die Vergeltung zum Ausdruck kommen läßt. Immer¬ 
hin aber ist, wie Cramer in den Bemerkungen zum V.E. 1 ) 
treffend sich äußert, diesem Charakter entsprechend das Prinzip 
der absolut umgrenzten Strafen etwas durchbrochen, sowohl durch 
die vorgesehene bedingte Verurteilung als auch durch die Ab¬ 
kürzung der verfügten Strafe. 

Mir dünkt der Asch affenburg - v. Lisztsche Standpunkt 
sehr einleuchtend. Die beiden Autoren erblicken, wie wir bei 
Gretener*) lesen, im Verbrechen ein Produkt von individueller 
Veranlagung und sozialem Milieu, und letzteres wird als der ent¬ 
scheidende Faktor angesehen. Mithin kann der Strafe als der 
individuellen Reaktion im Kampfe gegen das Verbrechen nur eine 
geringe Bedeutung zukommen. Demgemäß sieht v. Liszt „in 
der Rangerhöhung der vorbeugenden Maßnahmen eines der auf¬ 
fallendsten Kennzeichen der modernen Richtung“. Und gerade 
für die zwischen den Geistesgesunden und Geisteskranken stehenden 
geistig, minderwertigen Gemeingefährlichen ist diese Prophylaxe 
nicht zuletzt erforderlich. Für sie liegt nach Kahl 3 ), wie Göring 
(a. a. O. S. 4) schreibt, der Grund der Gemeingefährlichkeit in der 
Tatsache der wiederholten Begehung strafbarer Handlungen oder 
in der Natur ihres chronisch krankhaften Zustandes. So richtet 
sich der englische Entwurf zur Verwahrung geistig Minderwertiger 
nur nach dem Zustande des Individuums, während das nieder¬ 
ländische Psychopathengesetz die Übertretung des Strafgesetzes 
fordert. Einen interessanten Sonderstandpunkt nimmt Kraep elin 
ein. Seine Anschauungen über Bedeutung und Wesen der Strafe 
streiten der Gesellschaft das Recht ab, von antisozialen Mitgliedern 
bei Durchbrechung der Rechtsordnung eine dem Umfange des 

') Cramer, Bemerkungen zum V.E. des Strafgesetzbuches. Herausgegeben 
von der Justizkommission des Deutschen Vereinj f. Psychiatrie: C. Moeli, 
A. Cramer, G. Aschaffenburg, A._Hoche, J. Longard, E. Schultze, F. Vockc. 
Gustav Fischer, Jena, 1910. 

*) Gretener, Die neuen'Horizonte im Strafrecht. 10. Heft der krit. Bei¬ 
trage zur Strafrechtsreform, Leipzig 1909, VI u. 1638. 

*) Kahl, Die geminderte Zurechnungsfähigkeit Vergleichende Darstellung 
des deutschen und des ausländischen Strafrechts. Allgem. Teil Berlin, 1908, 1. 
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Schadens entsprechende Sühne zu fordern. Er hat* sich daher 
bereits vor Jahrzehnten für die Abschaffung de's Strafmaßes aus¬ 
gesprochen und billigt nur die Schaffung von Sicherheitseinrich¬ 
tungen in dem Sinne, daß sie die Möglichkeit bieten, durch Be¬ 
handlung die antisozialen Elemente in ihren antisozialen Neigungen 
abzuschwächen. Immerhin hat er sich den 1904 umgrenzten 
zitierten Leitsätzen in Anbetracht des gegenwärtig dominierenden 
Rechtsbewußtseins im Volke und des Standes der öffentlichen 
Meinung angeschlossen. 

Die Schaffung des Minderwertigkeitsbegriffes bedeutet vor 
allem aber für den wichtigsten Teil der Strafrechtspflege, den 
Strafvollzug, einen gewaltigen Fortschritt. Und wenn auch die 
Strafrechtsreform in der nächsten Zeit noch nicht zur Verabschie¬ 
dung kommen sollte, was zur weiteren Klärung der Anschauungen 
zwischen Juristen und Psychiatern einerseits und jeder der beiden 
Disziplinen für sich anderseits keineswegs zu bedauern ist, so ist 
es doch bereits recht erfreulich zu sehen, daß und wie sich die 
Annäherung immer mehr vollzieht. 

Was den Begriff des von Cramer vorgeschlagenen Aus¬ 
drucks der „geistigen Minderwertigkeit“ als solchen angeht, so 
stieß sich Wollenberg an dem „minderwertig“, das er als all¬ 
gemeine Bezeichnung für die Grenzzustände nicht für zutreffend 
hielt. Ein Individuum mit krankhafter Affektbewegung könne nicht 
eigentlich als minderwertig bezeichnet werden, solange der Ter¬ 
minus nicht der üblichen Bedeutung entkleidet sei. Demgegen¬ 
über erscheint er Ziemke (Lit. 69, Diskussion S. 267) recht zweck¬ 
mäßig, indem er einen medizinischen Begriff vorstelle; der zugleich 
ein Rechtsbegriff werden könne. Ich möchte den Einwand Wollen¬ 
bergs für etwas zu weit gegangen halten. Wir setzen ja dem 
Begriff „minderwertig“ bei Normalen nicht „hochwertig“ im Sinne 
einer besonderen geistigen und ethischen Höhe, sondern „voll¬ 
wertig“ entgegen, womit wir lediglich das auf normaler geistiger 
und gemütlicher Durchschnittsverfassung stehende Individuum 
kennzeichnen wollen; und mit dem Begriffe der „Minderwertigkeit“ 
soll auch nicht gleich eine absolute, sondern höchstens eine rela¬ 
tive Verneinung (geistiger oder) moralischer Fähigkeiten aus¬ 
gesprochen werden. Wir kennen ja auch vollwertige und minder¬ 
wertige Kriminelle. 

Die Einführung des Begriffes der geistigen Minderwertigkeit 
bzw. der verminderten Zurechnungsfähigkeit, die auch bei den 
Strafvollzugsbeamten lebhaften Beifall findet, wie ein im Jahre 1915 
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erschienener Aufsatz des Strafanstaltsdirektors v.Michaelis 1 ) zeigt, 
wird das Vertrauen zu den Psychiatern bei Richter und Publikum 
.nur heben. Man wird sie nicht mehr in dem Sinne befangen 
wähnen, als ob sie jeden, dessen Geist nur irgendeine un¬ 
bedeutende Abweichung zeigt, sofort für unzurechnungsfähig 
hielten. Man wird sich ihnen eher anschließen, wenn sie aus¬ 
führen, daß in dem oder jenem Falle die Deviationen so zahlreich 
und umfangreich sind, daß sie die Annahme der geistigen Vollwertigkeit 
ausschließen. Und so kam denn bald nach der Tagung zu Innsbruck 
<lurch eine Verfügungdes Staatssekretärs des Reichsjustizamts der V.E. 
zu dem neuen R.Str.G.B. zustande. Unter Zustimmung des preu¬ 
ßischen und bayerischen Justizministers trat am 1. Mai 1906 im 
Reichsjustizamt eine Kommission von praktischen Juristen mit 
dem Aufträge zusammen, einen formulierten V.E. zu einem neuen 
deutschen Str.G.B. nebst Begründung auszuarbeiten. Der Ent¬ 
wurf stützt sich, wie Cramer 2 ) bemerkt, im wesentlichen auf das 
ausgezeichnete literarische Hilfsmittel, das ebenfalls auf Anregung 
des Reichsjustizamts von einer Anzahl von Rechtsgelehrten heraus¬ 
gegeben worden ist, und den Titel führt: „Vergleichende Dar¬ 
stellung des Deutschen und ausländischen Strafrechts“. 

Der Entwurf sieht seine Aufgabe vornehmlich in der Berück¬ 
sichtigung der praktischen Bedürfnisse und hat sich, wenn auch 
im allgemeinen auf dem Boden der sogenannten klassischen Straf¬ 
rechtsschule weiter beharrend, doch zu äußerst wichtigen, dem 
Bedürfnis der Zeit und der öffentlichen Meinung gerecht werdenden 
Zugeständnissen für die moderne Schule verstanden. Unter diesen 
Zugeständnissen heben sich die heraus, die auf die Einführung 
der bedingten Verurteilung oder, wie es im Entwurf heißt, 
der „bedingten Strafaussetzung“ und auf die Verbindung ver¬ 
schiedener, sogenannter sichernder und erzieherischer Maß¬ 
nahmen mit Strafe Bezug nehmen. Wenn sie auch den Ver¬ 
geltungsgedanken nicht ausschalten, so ist ihr Ziel auf eine 
gewisse Vorbeugung doch unverkennbar. 

Für das vorliegende Thema sind in erster Linie der § 63 des 
V.E. von Bedeutung, und zwar Absatz 2 und 3 des Paragraphen, 
ferner die §§ 65 und 76 und schließlich auch im Zusammenhang 
mit letzterem der § 83. Die Paragraphen, soweit sie für unser 

Thema interessieren, lauten: 

- * 

') v. Michaelis, Groß’ Archiv, Bd. 57, S. 40. 

s ) Cramer, Bemerkungen zu dem Vorentwurf zu einem deutschen Straf¬ 
gesetzbuch. Münch, med. Wochenschrift, Nr. 7, 15. Febr. 1910, S. 363 
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„Strafausschließungs- und Milderungsgründe. Geistige 
Mängel, § 63 Abs. 1. Nicht strafbar ist, wer zur Zeit der Handlung 
geisteskrank, blödsinnig oder bewußtlos war, so daß dadurch seine 
freie Willensbestimmung ausgeschlossen wurde. Abs. 2. War die freie 
Willensbestimmung durch einen der yorbezeichneten Zustände zwar * 

nicht ausgeschlossen, jedoch in hohem Grade vermindert, so finden 
hinsichtlich der Bestrafung die Vorschriften über den Versuch (§76) 
Anwendung. Abs. 3. Freiheitsstrafen sind an den nach Ab9. 2 Ver¬ 
urteilten unter Berücksichtigung ihres Geisteszustandes und, soweit 
dieser es erfordert, in besonderen, für sie ausschließlich be¬ 
stimmten Anstalten oder Abteilungen zu vollstrecken. 

Verwahrung in Anstalten, § 65. Wird jemand auf Grund des § 63 
Abs. 1 freigesprochen oder außer Verfolgung gesetzt, oder auf Grund 
des § 63 Abs. 2 zu einer milderen Strafe verurteilt, so hat das Gericht, 
wenn es die öffentliche Sicherheit erfordert, seine Verwahrung in 
einer öffentlichen Heil- und Pflege^nstalt anzuordnen. 

Im Falle des § 63 Abs. 2 erfolgt die Verwahrung nach verbüßter 
Freiheitsstrafe. 

Auf Grund der gerichtlichen Entscheidung hat die Landespolizei¬ 
behörde für die Unterbringung zu sorgen. Sie bestimmt auch über die 
Dauer d^r Verwahrung und über die Entlassung. Gegen ihre Be¬ 
stimmung ist gerichtliche Entscheidung zulässig. 

Die^ erforderlichen Ausführungsbestimmungen werden vom Bundes¬ 
rat erlassen. 

Bestrafung des Versuchs, § 76. Der Versuch ist milder zu 
bestrafen als die vollendete Tat. Auch kann auf eine mildere Art der 
Freiheitsstrafe erkannt und in besonders leichten Fällen (§ 83) von 
Strafe überhaupt abgesehen werden. 

Auf Nebenstrafen und sichernde Maßnahmen kann auch neben der 
Versuchsstrafe erkannt werden.“ 

Der § 83 bestimmt, daß das Gericht in besonders leichten Fällen 
n*h, freiem Ermessen die Strafe mildern und, wo dies ausdrücklich 
zugelassen ist, von einer solchen überhaupt Abstand nehmen kann. 

Ein derartiger Fall liegt vor, wenn die rechtswidrigen Folgen der Tat 
unbedeutend sind und der verbrecherische Wille des Täters nur gering 
und nach den Umständen entschuldbar erscheint, so daß die Anwen¬ 
dung der ordentlichen Strafe des Gesetzes eine unbillige Härte be¬ 
deutete. 

Von den Psychiatern wird nun mit Recht u. a. außer der 
gleichsam eine Vergewaltigung der medizinischen Terminologie 
bedeutenden, massiven Wucht der Ausdrücke „geisteskrank, blöd- 

Archiv für Kriminologie. 71. Bd. 5 
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sinnig, bewußtlos“ vor allem die Wiederkehr der „freien Willens- 
bestimmung“ bemängelt und an Stelle der letzteren die Wahl 
einer allgemein verständlichen, volkstümlicheren Ausdrucksweise 
gefordert. Zwar wird in den Erläuterungen zum § 63 ausdrück¬ 
lich gesagt, daß sich die Gesetzgeber in Übereinstimmung mit 
dem dominierenden Rechte einer entscheidenden Stellungnahme 
zu den Lehren vom Determinismus und Indeterminismus ent¬ 
halten, daß die Erörterungen darüber in das Gebiet der Philo¬ 
sophie und Psychologie fallen, und daß der Gesetzgeber dön 
Ausdruck nicht in metaphysischem, sondern im Sinne des ge¬ 
wöhnlichen Lebens verstanden wissen will. Aber warum einen 
Ausdruck beibehalten, über den Juristen, Psychiater, Philosophen 
und Psychologen sich in allerhand Definitionen ergehen, die vom 
theoretischen. Standpunkt ja sicher nicht Uninteressant sind, in 
praxi aber den Begriff wegen der Möglichkeit verschiedener Aus¬ 
legung wenig brauchbar und daher zum mindesten unbequem 
machen? Der österreichische Gesetzentwurf, dessen Formulierung 
der Kahl-Leppmannsehen Anregung auf der Innsbrucker 
Tagung zu danken ist, ist den in dieser Beziehung geäußerten 
Bedenken gerecht geworden und hat, wie Wollenberg 1 ) hervor¬ 
hebt, an die Stelle der freien Willensbestimmung die eigentlichen 
Komponenten der Zurechnungsfähigkeit selbst gesetzt, nämlich 
„das entsprechende Erkenntnisvermögen und die Bestimmbarkeit 
des Handelns im Sinne der Zurückhaltung gegenüber verbreche¬ 
rischen Antrieben“, oder, negativ ausgedrückt, den Mangel dieser 
Einsicht oder dieser Willensreaktion. Der Wortlaut des Para¬ 
graphen ist: 

„Nicht strafbar ist, wer zur Zeit der Tat wegen Geistesstörung, 
Geistesschwäche oder Bewußtseinsstörung nicht die Fähigkeit besaß, 
das Unrecht seiner Tat einzusehen oder seinen Willen dieser Einsicht 
gemäß zu bestimmen.“ 

Über die Vorzüge dieser Fassung haben sich namhafte psy¬ 
chiatrische Fachgelehrte und Praktiker sowie Juristen, unter letz¬ 
teren Kahl, geäußert. Ich verweise hier nur auf die in jeder 
Beziehung erschöpfenden Ausführungen Moelis, Aschaffen- 
burgs, Cramers und anderer Autoren in den bereits erwähnten 
„Bemerkungen zum Vorentwurf des Strafgesetzbuches“, die sich 
in eingehender Weise mit der den Psychiater interessierenden 

') Wollenberg, Der Vorentwurf zum deutschen Strafgesetzbuch. Verhandl. 
d. 6. Tagung d. Deutschen Gesellschaft f. gerichtl. Medizin, 3. Folge, Bd. 41. 
II. Supplementsheft. Hirschwald, Berlin, 1911, S. 232. 
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Reform beschäftigen und m. E in den einschlägigen Fragen zu 
vorzüglichen Gegenvorschlägen gelangen, auf die ich gleich noch 
des näheren eingehen werde. 

Wenn ich hier in eine Erörterung des 'Sorgenkindes der 
„freien Willensbestimmung“ abgeirrt bin, so darf ich es einmal 
mit der Bedeutung dieses Streitpunktes an sich entschuldigen, 
dann aber auch datnit begründen, daß die freie Willensbestimmung 
auch bei der unser Thema vornehmlich beschäftigenden Ein¬ 
führung des Begriffes der verminderten Zurechnungsfähigkeit 
wiederkehrt. Im Abs. 2 des § 63, der sich streng — eigentlich 
zu streng — an den Abs. 1 anschließt und der die Grenzzustände 
zwischen geistiger Gesundheit und Krankheit berücksichtigt und 
insofern als wesentlicher Fortschritt zu begrüßen ist, wird auch 
wieder die schärfere Fixierung der in Betracht kommenden Zu¬ 
stände von dem Begriffe der freien Willensbestimmung abhängig 
gemacht, und zwar ist von einer in hohem Grade verminderten 
freien Willensbestimmung die Rede. Cramer (Lit. 64, S. 364) 
weist sehr richtig darauf hin, daß der Arzt, der seiner Disziplin 
nach zu den beschreibenden Naturwissenschaftlern gehöre, mit 
dem Begriffe eigentlich ebensowenig etwas anfangen könne wie 
der Richter, der, wie die tägliche Erfahrung lehrt, nach wie vor 
nicht selten den Sachverständigen direkt um Äußerung über die 
freie Willensbestimmung ersuchen werde, eine Frage, zu deren 
Beantwortung ein Philosoph oder Psychologe vernommen werden 
müsse. Ich will ja nicht unerwähnt lassen, daß seitens der Ex¬ 
perimentalpsychologen eifrige Forschungen zur Festlegung der 
Definition der freien Willensbestimmung betrieben werden und 
diese, wie Ach in der Diskussion bei den Verhandlungen der 
6. Tagung der Deutschen Gesellschaft für gerichtliche Medizin 
(Lit. 69, S. 270/71) mitgeteilt hat, bereits zu einem Ergebnis ge¬ 
führt haben, das den Begriff im Interesse der richterlichen Funk¬ 
tionsweise zu erhalten wünscht. Hiervon abgesehen dürfte es 
aber auch in landläufiger Auffassung schwer fallen, sich unter 
einer hochgradig verminderten freien Willensbestimmung etwas 
sicher Umgrenztes vorzustellen, und mit berechtigtem Hinweis meint 
Cramer, werde von geschickten Verteidigern leicht der Versuch 
gemacht werden, im Sinne einer derartigen hochgradigen Ver¬ 
minderung der freien Willensbestimmung zu plädieren. Jeden¬ 
falls beweisen zahlreiche andere Gesetzbücher, daß ohne diesen 
Begriff auszukommen ist. Unstreitig faßlicher, ist die diesbezüg¬ 
liche Formulierung des zitierten österreichischen Paragraphen, 

5* 
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dessen Klarheit durch die Abänderungsvorschläge Aschaffe n- 
burgs, F. u. A. Leppmanns, Wollenbergs nur noch gewinnen 
kann. So ersetzt Aschaffenburg den Ausdruck „seinen Willen 
dieser Einsicht gemäß zu bestimmen“ durch „dieser Einsicht ge¬ 
mäß zu handeln“. F. Leppmann und Wollenberg (Lit. 69, 
S. 233/34) wollen aus einleuchtenden Gründen an Stelle des 
Wortes „Unrecht“ „das Unrechte oder das Gesetzwidrige oder 
die Bedeutung seiner Tat“ gesetzt wissen. Doch das sind an 
sich belanglose Unterscheidungen. Der Wunsch Wollenbergs, 
Artur Leppmanns und Kahls, daß unser Entwurf dem öster¬ 
reichischen in dieser Hinsicht nachgebildet werde, hat sich nun 
nicht erfüllt. 

Was nun den für die lex ferenda vorgesehenen Begriff der 
verminderten Zurechnungsfähigkeit angeht, so ist zu bemerken, 
daß dieselbe in den in Betracht kommenden Paragraphen selbst 
nicht direkt zum Ausdruck kommt. Der Begriff findet sich jedoch 
an anderen Stellen, und zwar im § 70 (Freiheitsstrafen für 
Jugendliche) und in den Motiven zum Abs. 2 des §'63, wo er 
bald als ver-, bald als geminderte Zurechnungsfähigkeit auftaucht. 
Auf Seite 229 der Motive heißt es wörtlich: 

„Die Berücksichtigung der verminderten Zurechnungsfähigkeit in 
einem Strafgesetz der Zukunft ist zu einer fast allgemeinen Forderung 
der Juristen und der medizinischen Wissenschaft geworden. Danach 
sollen von den voll zurechnungsfähigen Personen solche unterschieden 
werden, deren geistiger Zustand infolge von Krankheit als unter dem 
Durchschnittsmaß befindlich einzuschätzen ist, welches für die volle 
oder regelmäßig eintretende strafrechtliche Verantwortlichkeit voraus¬ 
gesetzt wird“; 
sodann auf Seite 230: 

„Die Befriedigung dieses Bedürfnisses ist nur durch eine allgemeine 
Bestimmung möglich. Durch die Strafbemessung kann ihm nicht ge¬ 
nügend abgeholfen werden. Denn trotz der weitgehenden Milde in 
den Strafvorschriften des Besonderen Teiles bleiben auch nach dem 
Entwurf noch eine beschränkte Anzahl solcher Strafdrohungen übrig, 
welche bei erhöhten Minimalstrafen mildernde Umstände nicht vorsehen 
und deshalb gegenüber gemindert Zurechnungsfähigen zu hart erscheinen 
können. Ferner aber ist nur durch eine allgemeine Vorschrift zu er¬ 
reichen, daß sich die richterliche Aufmerksamkeit in jedem einzelnen 
geeigneten Falle der Frage der geistigen Minderwertigkeit genügend 
zuwendet. Weiter ist auch nur so eine besondere Behandlung ver¬ 
mindert Zurechnungsfähiger im Strafvollzüge, sowie hinsichtlich der 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Die Bedeutung der psychopathischen Konstitution für die Rechtspflege 69 

später zu erwähnenden Sicherheitsmaßregeln zu erzielen. Endlich er¬ 
heischen die fast einstimmigen Wünsche der juristischen und medizini¬ 
schen Wissenschaft, die auf eine allgemeine Vorschrift gerichtet sind, 
Beachtung“. 

Von einer Legaldefinition der verminderten Zurechnungs¬ 
fähigkeit ist allerdings auch hier abgesehen worden. 

(Fortsetzung folgt) 
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Der Gesichtsausdruck der Leiche in kriminalistischer 

Beziehung. 

Von 

Dr. E. HurWicz, Berlin. 


Im Jahre 1897 schrieb Jules Claretie einen Lombroso gewid¬ 
meten Roman „L’accusateur“ »). In diesem Roman knüpft Claretie 
an die von der Pariser Gesellschaft für gerichtliche Medizin im 
Jahre 1869 untersuchte Frage an, ob die Netzhaut des Toten das 
Bild des Mörders aufbewahren und so den Beweis des Ver¬ 
brechens liefern kann. Diese Frage ist zuerst von dem Provinz¬ 
arzt Bourion angeregt worden, der auf der Photographie der Netz¬ 
haut einer i. J. 1868 ermordeten Frau den Moment festgehalten 
glaubte, wie der Mörder den Arm zum Schlage erhebt und der 
Haushund dem Opfer zu Hilfe eilt. In der genannten gelehrten 
Gesellschaft wurde aber die Photographie für ganz verschwommen 
befunden und die Frage nach der Möglichkeit einer solchen 
optischen Abbildung von ihr wie von der medizinischen Fakultät 
der Universität auch prinzipiell verneint. Claretie nimmt nun für 
sich die Freiheit des Dichters in Anspruch, diese Frage wieder 
heraufzubeschwören und in bejahendem Sinne zu lösen. Der 
Inhalt des Romans ist in wesentlicher Kürze der folgende. Im 
Jahre 1895 wird in Paris der alleinstehende Rentner Rov£re in 
seiner Wohnung tot mit einer Messerwunde am Hals aufgefunden. 
Dem herbeigerufenen Kriminalkommissar Bernardet fallen ganz 
besonders der energische Gesichtsausdruck des Toten sowie dessen 
Augen auf, „diese unbeweglichen Augen, an denen noch keine 
Verglasung bemerkbar war, und die aufgerissen, entsetzt, wut¬ 
entbrannt, drohend, anklagend und von Rache beinahe belebt“ 
schienen. Einer plötzlichen Eingebung folgend, photographiert 
der wissenschaftlich überhaupt interessierte Bernardet diesen Ge- 


’) In deutscher Übersetzung unter dem Titel „Das Auge des Toten“ in Engel¬ 
horns Romanbibliothek, Jahrg. 15, Nr. 12, Stuttgart 1899. 
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Sichtsausdruck und überredet seinen Chef, auch bei der Sektion 
von der Netzhaut des Getöteten einen photographischen Abzug 
machen zu dürfen. Auch dieses zweite Bild gelingt vollkommen. 
Auf ihm ist der Schattenriß eines männlichen Kopfes mit magerem 
Gesicht, Spitzbart und ziemlich kahler Stirn mit charakte¬ 
ristischer Deutlichkeit erkennbar. Vor dem Begräbnis Rovferes 
werden Kondolenzlisten ausgelegt und Bernardet (verkleidet als 
Angestellter der Beerdigungsgesellschaft) wird durch die Ähnlich¬ 
keit eines der Kondolenten mit dem von ihm aufgenommenen 
Bilde überrascht. Er verfolgt ihn, gibt sich schließlich zu erkennen 
und verhaftet den so durch das Auge des Toten Verratenen. 
Beim Verhör vor dem Untersuchungsrichter bestreitet der verhaftete 
Dantin, ein Freund des Ermordeten, jede Schuld, verwickelt sich 
aber immer mehr in seinen Aussagen, behauptet die Existenz 
eines Geheimnisses zwischen ihm und dem Opfer und wird 
schließlich fast in einen traumhaften Zustand versetzt durch den 
Anblick der ihm überreichten Photographie der Netzhaut des 
Ermordeten, auf der er sich selbst zu erkennen nicht umhin kann; 
ebensowenig aber vermag er sein Alibi zu beweisen. — Der 
Kriminalkommissar Bernardet indessen, der nach Versetzung 
Dantins in Anklagezustand einen Spaziergang durch die Straßen 
macht, entdeckt plötzlich bei einem Altmöbelhändler ein Porträt, 
das ihn durch die Ähnlichkeit mit Dantin frappiert. Der Rahmen 
des Bildes ist abgebrochen. Bernardet kauft das Bild, erfährt 
nach und nach die Adresse des Verkäufers und verhaftet ihn. 
Es findet eine Gegenüberstellung des neuverhafteten Pradfes mit 
Dantin statt, bei der letzterer sein dem verstorbenen Freunde 
geschenktes Porträt wiedererkennt, im übrigen jedoch bei seinem 
Leugnen jeder Teilnahme am Verbrechen verbleibt. Pradfes ist 
nun gezwungen, den Besitz des Porträts zu erklären, und legt 
schließlich ein Geständnis ab. Er habe von Rov&re Geld erpressen 
wollen; bei dem sich hierüber entspinnenden Streit tötete er 
Rovfcre; den Geldschrank aufzumachen fand er keine Zeit, um 
nicht überrascht zu werden; wohl aber fiel es ihm auf, daß die 
Augen des verwundeten Roveres sich an das auf der gegenüber¬ 
liegenden Wand hängende Porträt hefteten, ja, daß Rovfcre seine 
letzten Kräfte sammelnd, dieses Porträt von der Wand abnahm 
und mit einem fixen, wie eine Rache vermachenden Blick betrach¬ 
tete. Prad£s empfand in diesem Augenblick, als wäre dieses Bild 
der einzige Zeuge zwischen ihm und dem Ermordeten. Und da 
außerdem der Rahmen mit, wie ihm schien, kostbaren Steinen 
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besetzt war, löste er das Bild aus den erstarrten Händen des 
Opfers und entfloh. — Nach diesem Geständnis wird Dantin in 
Freiheit gesetzt, Pradös sieht aber seiner Aburteilung entgegen. — 
Mit der gleichen Frage beschäftigt sich auch der berühmte 
französische Gerichtsmediziner Brouardel. In einer Untersuchung 
„Les blessures et les accidents du travail“ (Paris 1906, p. 104) 
sagt er: „Le docteur Vernois a fait ä la Society de medecine 
legale un rapport sur la question suivante: Une personne morte 
dans la terreur peut^elle conserver sur sa retine l’image pour ainsi 
dire photographiee de la personne qui a commis l’attentat? Cette 
question fut etudiee par Kühne de Heidelberg; il constata que si 
Ton tuait un animal en lui maintenant l’oeil grand ouvert et si 
Fön photographiait la rötine Jmmediatement aprös, on voyait sur 
la rötine une Impression vague des objets voisins. II a egalement 
sacrifie des animaux auxquels il faisait regarder des grilles placees 
devant des fenötres vivement eclairees et il a trouve sur la rötine 
l’impression de ces grilles. J’ai ete temoin de ces curieuses 
experiences; mais eiles ne peuvent-pas nous servir en nledecine 
legale, car cette impression n’est obtenue avec nettete qu’en 
obligeant Fanimal ä rest^r les paupiöres ouvertes pendant quelques 
minutes devant une fenetre vivement eclairee et en examinant la 
rötine de suite aprös la mort. Des circonstances semblables sont 
en dehors des probabilites mödicinales“. („Dr. Vernois erstattete 
der Gesellschaft für gerichtliche Medizin Bericht über die folgende 
Frage:,kann eine gewaltsamen Todes gestorbene Person auf ihrer 
Netzhaut gewissermaßen das photographierte Bild der Person 
bewahren, die das Attentat begangen hat? Diese Frage wurde 
von Kühne in Heidelberg studiert; er fand, daß, wenn man ein 
Tier tötete, indem man ihm das Auge offen hielt und unmittelbar 
darauf die Netzhaut photographierte, auf der Netzhaut einen vagen 
Abriß der nahen Gegenstände zu sehen war. Er hat gleicher¬ 
weise Tiere geopfert, die er zwang, Gitter anzusehen, die vor 
stark beleuchteten Fenstern aufgestellt waren, und hat auf der 
Netzhaut einen optischen Eindruck dieser Gitter wiedergefunden. 
Ich wohnte diesen merkwürdigen Versuchen bei; sie können uns 
aber in der gerichtlichen Medizin nichts nützen; denn der optische 
Eindruck kann nur dann deutlich erhalten werden, wenn man 
das Tier zwingt, mit aufgeschlagenen Augenlidern vor einem 
stark beleuchteten Fenster zu bleiben, und die Netzhaut gleich 
nach dem Tode untersucht. Solche Umstände sind außerhalb 
der medizinischen Möglichkeit“.) 
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Indessen stellt die behandelte Frage, gleichsam in physikalischer 
Vertiefung, nur einen Teil eines allgemeineren Problems dar, 
nämlich: ist das Gesicht des Toten ein psychophysischer 
Spiegel des dem Tode unmittelbar vorangehenden 
Zustandes? Lassen sich namentlich aus ihm Schlüsse 
auf den freiwilligen oder aber gewaltsamen Charakter 
des Todes ziehen? — Daher läßt denn auch Brouardel seinen 
oben wiedergegebenen Worten unmittelbar die folgenden, auf 
dieses Problem sich beziehenden Worte folgen: 

„Dans la description de l’apparence du cadavre, ne laissez 
pas percer l’emotion tr£s naturelle qui peut vous avoir envahi et 
qui est trfes vive chez les assistants. Souvent ils pensent, en 
voyant un cadavre les yeux ouverts, puisqu’on n’a pas fermes les 
paupi&res, que sur ses traits se trouve exprimee la terreur qu’a 
provoquee la sc&ne du crime. Si la rigidit£ cadav^rique existe 
dejä, les traits ont un relief singulier, mais celui-ci ne d^passe 
pas ce que Ton observe dans les cas oü il n’y a eu, dans les 
demteres minutes, aucune cause d’effroi. N’oubliez pas en outre 
que la putrefaction, meme au debut peut^notablement älterer les 
traits de la face“. 

(„Wenn man einen Leichnam mit aufgeschlagenen Augen — 
weil man ihm die Augenlider nicht geschlossen hat — sieht, 
glaubt man oft in seinen Gesichtszügen den Ausdruck des durch 
die Verbrechenszene hervorgerufenen Entsetzens wahrzunehmen. 
— Wenn die Leichenstarre bereits eingetreten, haben die Ge¬ 
sichtszüge ein eigentümliches Aussehen; genau dasselbe wird 
aber in den Fällen beobachtet, wo es in den letzten Augenblicken 
keine Ursache zum Schreck gab. — Man soll nicht vergessen, 
daß die Fäulnis schon in ihrem Beginn die Gesichtszüge erheblich 
entstellen kann“). — 

Eine konkrete Bedeutung erlangt die Frage der kriminalistischen 
Verwendung des Gesichtsausdruckes bei Selbstmordverdacht, ganz 
besonders aber bei Doppelseltystmord. Denn bei diesem letzteren 
wird ja von dem überlebenden Partner die Tötung des anderen 
gar nicht bestritten, sondern nur das Einverständnis oder sogar 
Verlangen behauptet; technische Zweifel bestehen somit nicht 
bei der Leichenschau, wohl aber solche rein psychologischer 
Natur. Daher ist hier die Versuchung, den Gesichtsausdruck des 
Leichnams als Beweisgrund heranzuziehen, wohl am größten. 
Anläßlich des in Frankreich seinerzeit berühmt gewordenen Falles 
von Doppelselbstmord, in dem der Student und Literat Chambige 
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eine verheiratete Frau G. ermordete, sich selbst aber nicht zu töten 1 

vermochte, übermittelt uns Tarde*) die sich auf die obige Frage * 

beziehende Ansicht Lacassagnes. Chämbige behauptete nach 1 

der Tat, daß die Frau, die verheiratet war und Kinder hatte, sich I 

ihm nur unter der Bedingung hingab, daß beide nachher Selbst- 1 

mord begehen sollten 2 ). Die Zeugen, die zuerst die Leiche der 1 

Frau erblickt haben, waren denn auch von deren ruhigem Gesichts¬ 
ausdruck überrascht. Hierüber sagt nun Tarde: „M. Lacassagne 
me fait observer le penchant qu’on a, en regardant le visage d’un 
mort, ä lui preter une expression imaginaire. »Pour ce qui est des 
doubles suicides — nous a-t-il ajoute — j’en ai observ£ un certain 
nombre, des amants qui se sont noyes ensemble apres s’etre 
ligotes, d’autres qui ont bu le poison dans un meme verre, d’autres 
qui se sont asphyxies par le charbon. J’ai en aussi ä examiner 
des assassinats-suicides, l’amant tue sa maitresse et se fait ensuite 
justice. Sur ces victimes ou ces epouses de la mort si j’ose dire, 
je n’al jamais lu sur les traits du visage les traces d’une dernifcre 
pens6e ou d’une dernidre consolation.« A l’inverse et pareillement 
»j’ai observe plus de cinqnante cadavres de personnes assassinees et 
j’ai remarque que l’effroi, la terreur n’£taient nullement figes 
sur la figure«“. („Herr Lacassagne macht mich auf die Neigung 
aufmerksam, die man beim Anblick des Gesichtes eines Toten hat, 
ihm einen vermeintlichen Ausdruck zu verleihen. »Was Doppel¬ 
selbstmorde anbetrifft — hat er uns hinzugefügt — so habe ich 
ihrer eine Anzahl beobachtet, Liebespaare, die sich zusammen¬ 
gebunden ertränkt haben, andere, die aus demselben Glas Gift 
tranken, wieder andere, die sich durch Einatmung von Kohlen¬ 
dampf vergifteten. Ich hatte auch Fälle von Mord und Selbst¬ 
mord zu untersuchen, in denen der Mann seine Geliebte tötet 
und dann sich selbst richtet. Bei diesen Opfern, oder wenn ich 
so sagen darf Totesgattinen, habe ich nie die Spuren eines letzten 
Gedankens oder Trostes wahrgenommen«. Gleicherweise aber 
»habe ich auch umgekehrt bei der} mehr als fünfzig Leichen ge¬ 
waltsam Ermordeter, die ich beobachtete, bemerkt, daß sich das 
Entsetzen oder die Angst in keiner Weise auf dem Gesicht aus¬ 
prägten«“). „Und doch — setzt Tarde seinerseits zu dem Fall der 
Frau G. hinzu — will es mir scheinen, daß die Zeugen sich nicht 
ganz geirrt haben und daß ihr Eindruck die übrigen Aussagen 

') S. Archives d’anthropologie criminelle 1889, p. 103. 

*) Ob der Koitus auch unmittelbar der Tötung voranging, ist aus der Dar¬ 
stellung des Falles nicht ersichtlich. 
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und Umstände eher bestätigt als widerlegt“ (die zur Annahme eines 
indirekten Selbstmordes der Frau führen). 

In der deutschen' Literatur findet sich hingegen über die 
Spezialfrage, die den Gegenstand unserer Abhandlung bildet, fast 
gar nichts. Nur in Straßmanns Lehrbuch der gerichtlichen 
Medizin (1895, S. 100) findet sich gelegentlich der Sexualdelikte 
die folgende Notiz: „Albert (Henkes Zeitschr. 1843, H. 3) berichtet 
über eine 24jährige Frau, die ein junger Bursche nach langem 
Kampfe zum Beischlaf gezwungen hat, indem er ihr während des 
Aktes, um sie am Hilferufen zu verhindern, Mund und Nase zu¬ 
gehalten hatte, wodurch Erstickung eintrat. Wenn der Autor in 
diesem gewiß nicht dazu angetanen Falle „in der Physiognomie 
deutlich jene Verzückung oder Exfase“ ausgesprochen fand, »die 
beim Koitus einzutreten pflegt«, und meint, „es lag in ihr der 
Ausdruck der höchsten Geschlechtslust“, so dürfte seine Phantasie 
wohl über die nüchterne Beobachtung gesiegt haben“. 

Außerdem finden wif in dem Kollektivwerk von Niceforo- 
Lindenau „Die Kriminalpolizei und ihre Hilfswissenschaften“ 
(Berlin 1908, S. 73) die folgende, wohl aber dem italienischen 
Mitverfasser gehörende, Bemerkung: „Hinsichtlich der Frage, stirbt 
ein Ermordeter mit offenen oder geschlossenen Augen? haben 
die Beobachtungen an Leichen und die Versuche an Kaninchen 
keine sicheren Resultate ergeben; immerhin erscheint die Annahme 
gerechtfertigt, daß die von einem plötzlichen Tode Überraschten 
meist mit offenen Augen sterben“. Diese Annahme wird auf die 
Doktor-These Menards „L’etat des paupifcres apr£s la mort“, 
Lyon 1898 gestützt, widerspricht aber der oben angeführten rea¬ 
listischen Ansicht Brouardels über die gleiche Frage. 

Bei dieser Dürftigkeit der Deutschen Literatur über das hier 
interessierende Problem entschloß ich mich, einige Autoritäten auf 
dem Gebiete der gerichtlichen Medizin über den Gegenstand zu 
befragen, und führe nachstehend die mir gütigst gewordenen 
Ansichtsäußerungen an: 

Herr Prof. Straßmann: „Eine Bemerkung über das Thema 
findet sich auf S. 100 meines Lehrbuchs (s. oben). Sonst ist mir 
aus unserer Literatur nichts dazu bekannt und auch eigene Be¬ 
obachtungen über einen der Situation im Tode entsprechenden 
Gesichtsausdruck an Leichen habe ich in überzeugender Weise 
nie machen können. Sie könnten wohl auch nur ausnahmsweise 
zur Wahrnehmung gelangen, da ein solcher Ausdruck doch auf 
der Zusammenziehung von Gesichtsmuskeln beruht, die im Tode 
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wieder erschlaffen, wenn nicht etwa ausnahmsweise eine sogenaänte 
kataleptische Totenstarre eintritt.“ 

Herr Geh. Med. Rat A. Leppmann: „Im Laufe meines ärzt¬ 
lichen Wirkens habe ich Gelegenheit gehabt, viele Leichen teils 
eines natürlichen, teils eines gewaltsamen Totes Gestorbener zu 
sehen. Meine Meinung geht danach dahin, daß man aus dem 
Gesichtsausdruck keinerlei verwendbare Beziehungen zur Todesart 
herleiten kann.“ 

Herr Geh. Medizinalrat Dr. Hoffmann: „Ich habe im Laufe 
der Jahre doch Hunderte von Leichen gesehen und zwar Leichen 
von Personen, die eines natürlichen Todes gestorben waren, solche 
von Selbstmördern und auch solche von anderer Hand Getöteter 
Ich glaube, daß der Gesichtsausdruck, den man von einer Leiche 
wahrzunehmen glaubt, oft nur auf lebhafter Phantasie beruht. Nur 
ausnahmsweise wird man etwas verzerrte oder schmerzhaft ent¬ 
stellte Züge wahrnehmen. Ich hatte früher in Halle auch eine 
große ärztliche Praxis und kann mich dort auf Fälle besinnen, wo 
Leute tatsächlich eines qualvollen, schmerzhaften Todes starben. 
Die Leichen zeigten nachher die friedlichsten Züge. Vielleicht; 
aber auch nur vielleicht ist die Bauchfellentzündung eine Aus¬ 
nahme. Wenigstens haben wir gerade bei Personen, die an dieser 
Krankheit gestorben sind, öfter etwas Schmerzhaftes in den Zügen 
zu erblicken geglaubt.“ 

Sapienti (ja eigentlich schon non sapienti) sat! Aus allem 
Vorangehenden .ergibt sich zur Genüge die Unzulässigkeit 
jeder psychologischen und daher auch kriminalisti¬ 
schen Deutung des Gesichtsausdruckes eines Leich¬ 
nams. Es handelt sich jetzt nur darum, die Begründung dieses 
Satzes methodisch zusammenzufassen. 

1. Man kann hierbei wohl von einer gewissen Parallele mit 
der Physiognomik ausgehen. „Alle Versuche — sagt hierüber 
Wundt (Grundzüge der physiologischen Psychologie, 6. Auft 
Bd. 3, S. 268) — zwischen den Gesichtszügen eines Menschen 
und seinem Inneren gewisse Gesetze der Beziehung aufzufinden, 
leiden an dem Fehler, daß sie bleibende Verhältnisse der Form, 
die auf den Knochenbau oder anderen Eigenschaften der physischen 
Bildung beruhen, als bedeutungsvolle Symbole des geistigen 
Charakters (oder des Temperamentes) ansehen. 1 )“ — Schon bei Leb¬ 
zeiten desMenschen, mithin zurZeit des Bestehens eines organischen 

’) Für die Kriminalistik erlangt diese Tatsache z. B. in der sog. Bauern¬ 
fängerei praktische Bedeutung. 
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Zusammenhanges zwischen seinem Äußeren und Inneren, vereitelt 
das Bestehen gewisser rein anatomisch-physiologischer Eigen¬ 
schaften die psychologische Deutung der Gesichtszüge. Nun 
ist freilich die oben untersuchte Frage an sich sofern einfacher, 
als sie nur der Aufdeckung eines Zusammenhanges zwischen den 
Gesichtszügen und einem bestimmten elementaren Affekte gilt. 
Um wievielmehr muß aber hier die „physische Bildung“ auch diesen 
Deutungsversuch vereiteln, als sie hier nicht einmal dem organischen 
Leben, sondern nur mehr dem anorganischen Gebiete physikalisch¬ 
chemischer Veränderungen angehört! In Wahrheit handelt es sich 
denn auch beim Gesichte des Toten im Grunde genommen nicht 
mehr um einen psychologischen, sondern um einen anatomisch¬ 
physikalischen Gesichtsausdruck. Dies drückt wohl auch aus und 
trifft damit den Kern der Frage Straßmann, indem er sagt, daß 
ein der Situation im Tode entsprechender Gesichtsausdruck doch 
auf der Zusammenziehung von Gesiehtsmuskeln beruht, diese aber 
im Tode wieder erschlaffen. Man kann also beim Leichnam 
nicht sowohl vom Gesichtsausdruck, als vom Gesichtseindruck auf 
die Überlebenden sprechen, der naturgemäß nur subjektiv, vom objek¬ 
tiven Standpunkt aus vielmehr imaginär (Lacassagne, Hoffmann) ist. 

2. Man kann also m. a. W. von einer anorganischen Änderung 
des Gesichtsausdruckes des Toten (durch die Erschlaffung der 
Gesichtsmuskeln oder die Fäulnis [Brouardel]) sprechen. Nur 
durch diese Veränderung erklärt sich die von den angeführten 
Gerichtsmedizinern beobachtete Gleichheit des Gesichtsausdruckes 
in Fällen, wo der Tod mit irgend einem Schrecken verbunden 
war, und dort, wo es nicht der Fall war (Örouardel), bei gewalt¬ 
samem und freiwilligem Tode (Lacassagne), bei qualvollem und 
schmerzhaftem, wie bei friedlichem Tode (Hoffmann). 

3. Die Verwendung der psychologischen Deutung des Gesichts¬ 
ausdrucks des Leichnams zu kriminalistischen Zwecken ist dem¬ 
nach unstatthaft. Sie ist, bei methodischer Folgerichtigkeit, nicht 
einmal in der (oben von Tarde verwendeten) komplementären 
Form, als Bestätigung sonstiger Befunde, statthaft. Denn, wenn 
man einmal dem Gesichtsausdruck des Toten überhaupt eine 
psychologische Bedeutung beizumessen neigt, kann u. U. umge¬ 
kehrt sogar ein Widerspruch zwischen letzterer und den anderen 
Beweisstücken behauptet werden, dessen Sinnlosigkeit indessen 
der oben angeführte Fall Alberts zeigt. 
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in deutscher Sprache.* 

Zusammengestellt von Werner Kuhn und Robert Heindl. 

1. Januar 1917 bis 31. Dezember 1917. 

1. Andermann, Joachim: Prostitution oder Geschlechtsfreiheit? Ein Beitrag zur 
Sexual-Politik (77 Seiten) KL 8 Friedewaid-Dresden (Kurhausstr.) 1017. Verlag- 
Aurora. 

2. Asch rott, P. F., Geh. Just.-R. Landger-Dir. a. D. Dr.: Die Fürsorgeerziehung 
Minderjähriger. Gesetz nebst Ausfülirungsbestimmungen und allen wichtigem 
MinibterinlerJassen. Text-Ausgabe ra. Einleir. u. Erliiut 3.. neubearb. Aufl. (374 S.) 
1917. (Guttentausche Sammlung preuß. Gesetze, Nr. 28. Berlin, J. Guttentag.) 

3. Balcarek, Josef: Alkohol und Verbrechen. (24 S.) 1917. Nr. 14. Zeitüb!. 
Streitschriften. Kl. 8°. Graz, Bisehofplatz 1. Verlag „Volksheil“, Nr. 14. 

4. Bamberger, G., Justizrat: Geldstrafe statt Gefängnis (Schriften der deutschen 
Gesellschaft f soziales Recht.) 1917. Muttgart, F. Enke. 

5. Bartsch v. Sigsfeld: Die Kosten der deutschen Justiz in Zivil- und Straf¬ 
sachen, ihre Fehler und deren Beseitigung. Stuttgart. 1917. F. Enke. 

6. Baum garten, Franziska, Dr.: Die Lüge bei Kindern und Jugendlichen. 

Eine Umfrage in den poln. Schulen von Lodz. (III, 11t S.) 1917. Heft 15. 

Zeitschrift f. angewandte Psychologie. Ilerausgg. von William Stern und Otto 
Xipniann. Beihefte 15. Gr. 8°. Leipzig, Joh. Ambr. Barth. 

7. Bayerische Justizstatistik f. d. J. 1914 und 1915. Herausgg. vom K. Staats- 
ministeriura der Justiz. (III, 54—05 S.) Gr. 8°. München o. J. (1917). Drucker: 
Kästner & Callwey. (München, Ch. Kaiser.) 

8. Beiträge zur Statistik des Großh. Hessen. Herausgg. v. d. großh. hess. Zentral¬ 

stelle f. d. Landesstatistik. Schriftleitung: Reg.-R. L. Knüpfel. 05. Bd., 2. Heft. 
Lex. 8°. Darmstadt, l'.uchh d. großh. hess. MaatsverJags. Statistik der Straf- 
und Gefangenaustalten des Großh. Hessen f. d. J. 1913, 1914 und 1915. (8 S.) 

1917. 2. Heft 

9. Blätter f. Gefängniskunde. Zeitschrift des Vereins der deutschen Strafanstalts- 
benmten e. V. Herausgg. von Strafanst -Vorst. Dir. Dr. Schwandner. 51. Bd. 
(158 S. m. 2 Bildnissen.) 8°. Heide borg 1917. Carl Winter Verlag. 

10. Bußmann, Rud , Dr.: Das Verbrechen am Verbrecher. (Ein Wort an jeder¬ 
mann!) In Verbindung ra. C. S. Curtius, Dr. Eugen Alexander, Dr. Ruol Uolf, 
Dr. Sturin u. e. Verbrecher herausgg. (95 S.) Gr. 8°. Bern 1917. Akadem. 
Buchh. von M. Drechsel. 

11. Charakterbeurteilung nach der Schädelform, eine gemeinverständi. Rassen- 
Pbrenologie. 2. Aufl. (17 S. m. Abb.) 1917. Nr. 37 d. Ostara, Bücherei d. 
Blonden. Herausgg. von Jörg Lanz-Liebenfels. Gr. 8°. Mödling-Wien, Verlag 
der „Ostora“. Wien, F. Schalk in Komm. 

12. Drathen, Joseph, Lehrer: Das moderne Jugendgericht und die Mitarbeit 
der Laien bei demselben. (IX, 82 S.) Kl. 8°. Freiburg i. B. 1917. Geschäfts¬ 
stelle d. Caritasverbandes f. d. knihol. Deutschland. 

13. Felisch, Abteilungschef Wirkl. Geh. Adm.-R. Dr: Ein deutsches Jugendgesetz. 
(VI, 72 >.). 8°. Berlin 1917. E. 8. Mittler & Sohn. 

14. Freud, Sigmqnd, Prof. Dr.: Vorlesungen z. Einführung i. d. Psychoanalyse. 

2. Heft (Schluß.) 3. Vorlesung 16—28. (AlJgem. Neurosenlehre.) (VIII und 
ß. 271-545.) 1917. 

15. Freud, Sigmund, Prof. Dr.: Vorlesungen z. Einführung i. d. Psychoanalyse. 
2. Heft. Vorlesung 5—15: [Der Traum.] (S. 81—270 mit 1 Tafel.) Gr. 8° 
Wien 1910. H. Heller & Cie. 
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16. Freud, Sigmund, Prof. Br.: Zur Psychopathologie des Alltagslebens. {Über 
Vergessen, Versprechen, Vergreifen, Aberglaube und Irrtum.] 5. verm. Aufl. 
illl, 232 S. m. 1 Fig.) Gr. 8°. Berlin 1917. S. Karger. 

17. Gonser, Imman. Prof.: Der Kampf gegen die Alkoholschäden. (S. 721—765.) 
Gr. 8°. Beflin 1917. Mäßigkeitsverlag. 

Waitz, Sigmund, Weihbisch. Dr.: Sanctificate pejunium. Bemerkungen zur 
heut. Enthaltsamkeitsbewegung utid zum Kampfe gegen die Trunksucht. (39 S.) 
8°. Salzburg o. J. (1917.) Kathol. Vereinsbuchh. 

18. Henne am Rhyn, Otto, Dr.: Prostitution und Mädchenhandel. Neue Ent¬ 
hüllungen aus dem Sklavenleben weißer Frauen und Mädchen. 4. yerm. Aufl. 
[8.—10. Taus.] (80 S.) 8°. Leipzig o. J. (1917.) H. Hedewigs Nachf. 

19. Hesse, P., leifc. Arzt, San.-R. Dr.: Trinkerfürsorge, Polizei u. Staatsanwalt. 
(35 S.) 8°. Berlin 1917. Jul. Springer. 

20. Jahrbuch des Strafrechts und Strafprozesses. Herausgg. v. Hofr. Dr. Hans 
Theodor Soergel u. Ileg.-R. J. Krause. 11. Jg. Rechtsprechg. u. Literatur. 1916. 

, (Einbd.: zu d. Reichs- u. Landesgesetzen.] (XLIX, 377 8) Kl. 8°. Hannover 
1917. Heiwingsche Verlagsh. 

21. Jung, C. G.: Die Psychologie der unbewußten Prozesse. Ein Überblick üb. 
d. moderne Theorie u. Methode der analyt. Psychologie. Herausgg. Zürich 
1917. Rascher Sc Cie. 

22. Kaplan, Leo: Hypnotismus, Animismus und Psychoanalyse. Wien, F. Den- 
ticke. 1917. 

23. Köhler, August, Prof. Dr.: Deutsches Strafrecht. Allgem. Teil. (VIII, 723 S.) 
Gr. 8°. Le pzig 1917. Veit & Comp. 

24. Kötscher, L. M., Dr.: Kriminelle Anthropologie. (S. 711—743.) Gr. 8°. 
Berlin o. J. (1917.) S. Karger. S.-A. aus dem Jahresbericht f. Neurologie und 
Psychiatrie, 20. Bd. 

25. Kollier, Josef, Prof., Geh. Just.-R. Dr.: Internationales Strafrecht. (XII, 276 8) 
Lex. 8°. Stuttgart 1917. F. Enke. 

26. Lieske, Hans, Dr.: Das Problem krimineller Bekämpfung der Ansteckung 
m. Geschlechtsleiden. (24 S.) 1917. 

27. Mayer, Otto: Handbuch, Systematisches, der deutschen Rechtswissenschaft. 
Unt. Mitw. von Prof. Dr. H. Brunner herausgg. von fr. Prof. Dr. Karl Binding. 
VI. Abt., 2. Bd. Gr. 8°. München. Duncker & Humblot. 

Mayer, Otto: Deutsches Verwaltungsrecht 2. Bd., 2. Aufl. (VI, 737 S.) 
1917. 6. Abt., 2. BJ. 

28. Mayr, Georg v., Unterstaatssekr. z. D., Prof. Dr.: Statistik und Gesellschafts- 
lehre. 3. Bd. Moralstatistik m. Einschluß d. Kriminalstatistik, i Sozialstatistik 

I. Teil.) 5. (Schluß-)Lfg. (VIII und S. 657-1042.) Lex. 8 Ü . Tübingen 1917. 

J. C. B. Mohr. 

29. Meier, Hugo, Tierarzt Dr.: Hoplometrie. Grundzüge e. raeth. Hufmeßkunde. 
Mit 31 Textabb., 9 Tab., 41 Diagr. u. 2 färb. Taf. (VII, 117 S.) Gr. 8 U . Berlin 
1917. Verlagsh. R. Schoetz. 

30. Meitzer, Zum Kampf gegen Unzucht und Unsittlichkeit. Dresden 1917. 
C. L. Ungelenk. 

31. Menz, August, Dr.: Rechte und Pflichten der preuß. Kriminalpolizei im 
Kampfe gegen die Verbrechen. (90 S.) Gr. 8 9 . Berlin 1917. E. Ehering. 

32. Müller, K, Oberger.-Prüs.: Zur Frage der Strafrechtseinheit. (24 S.) 1917. 

( 8. Heft.) Volksbildung. Neue Folge d. ^Stimmen a. d. Volksverein“. Zwang¬ 
los erscheinende Hefte. Herausgg. von Dr. A. Hüttenschwijler. 8°. Luzern, 
Räter Sc Cie. , 

33. Nagel, Karl, Jugenddezern. Gerichts-Assessor Dr.: Das Strafverfahren gegen 
Jugendliche, insbesond. d. Strafaussetzung nach der allgemeinen Verfügung 
vom 14 III 1917. [J.M.B1. Nr. 11.] (VIH, 52 S) 8°. Berlin 1917. München, 
H. W. Müller. 

34. Normann, Mgdr., Kammerger.-Referendar: Die Polizeigewalt. (56 S.) 8*. 
Göttingen 1916. Drucker: Dieterichsche Univ.-Buchdr. — : Güttingen, Vanden- 
hoeck Sc Ruprecht. (Göttinger jur. Diss. von 1916.) 

35. Das königl. Polizeipräsidium in Berlin. Mit 13 Handzeichn, von E. Pickardt 

u. Fritz Wolff (u. 3 photograph. Taf.) (94 S.) 17 X 25,5 cm. Berlin o. J. 

(1917.) A. Jandorfs Verlag. 
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36. Rieger, Walter, Rfdr.: Der Belagerungszustand, insbes. in seiner Bedeutg. 
f. Strafrecht u. Strafprozeß. (XIII, 145 S.) 8°. Göttingen 1916. Drucker: 
Univ.-Bnchdr. v. E. A. Hulh. Göttingen, Vandeuhoeck & Ruprecht. (Göuinger 
lur. Diss. von 1916. 

37. Rohden, Gustav v. f Dr.: Die Prostitutionsfrage« Referat, geh. auf d. kirch¬ 

lich-sozialen Kriegstagung in Berlin, 16.—18 X. 1916. t89 S.) 1917. (Heft53.) 
Heft, kirchlich-soziales Nr. 53. 8 Ü . Leipzig, A. Deichert. 

38. Rothenhäuser, O, Dr.: Bewußtlos Aufgefundene. Die Folgen ihrer 
mangelhaften Behandl. f. d. heut rechtl Verhältnisse, insbes f. d. Kranken- 
u Unfallversicherungsgesetze vom 13. VI. 1911. (Aus dem gerichtl.-medizin. 
Institut der Universität Zürich. Direktor: Herr Prof. Dr. H. Zangger.) (58 8.) 
Gr. 8°. Zürich 1916. Speidel & Wurzel. 

39. Schmitz. Ludwig, Landger.-Präs, Geh. Oberjust-R. fr. Abg: Die Fürsorge¬ 
erziehung Minderjähriger. Preuß Gesetz vom 2. VII. 1900 i. d. Fassung des 
Gesetzes vom 7. VII. 1915 und der dazu ergangenen Ausführungsbestimmungeil, 
Erlasse, Verfügungen und Verordnungen, sowie der Fürsorge- bezw. Zwangs¬ 
erziehungsgesetze der übr. deutschen Bundesstaaten Text-Ausg. mit Einleit u. 
ausfüllrl. Erliiut. 5. erhebl. erw. Aufl. (XII, 603 Sj Gr. 8°. Düsseldorf o. J. 
(1917.) L. Schwann. 

40. Schneickert, Hans, Schriftsachverständ. Dr.: Leitfaden d. gerichtl. Schrift- 
Vergleichung. Mit 9 Abb. (96 S.) Gr. 8 Ü . Berlin 1917. J. Guttentag. 

41. Schober, G., Geh. Reg - u. Lundesr. Prov.-Kommiss.: öffentliche Jugend* 
fürsorge und Fürsorgeerziehung Minderjähriger in Deutschland. Fünf Vor¬ 
lesungen im Fachhochschulkursus f. Wirtschaft u. Verwaltung [in Anlehnung an die 
Universität Breslau.] (XVI. 133 S.) Kl. 8°. Breslau 1917. W. G. Korn. 

42. Schultz, J. H., Priv.-Doz. Assist.-Arzt Dr : S Freud's Stxual-Psychoanalyse. 
Krit. Eiuführung f. Gerichtsärzte, Ärzte, Laien. Mit e. Vorwort von Geh. Rat 
Prof. Dr. O. Binswanger. (40 S.) Gr. 8". Berlin 1917. S. Karger 

43. Sommer, Rob, Geh-R. Prof. Dr.: Über Familienähnlichkeit. i06 S ) 1917. 
(11. Bd.l ex Urania-Bücherei, (bline Sammlg. leichtverständl. Einzeldarstellgn. aus 
d. verschiedensten Zweigen d. Wissens u. Schaffens) (Herausgg. v. d. Volks- 
hildungshaus Wiener Urania ) Kl. 8 Ü . Wien, Volksbildungshaus Wiener Urania. 
— Wien, Waldheim Eberle in Komm. 

44. Starck, Frhr. W v., Sittlichkeitsbundes Geschäftsführer: Das Kino — Volks- 
verführer oder Volkserzieher? (16 S.) Kl. 8°. Nowawes o. J. (1917.) Buch 
des Weißen Kreuzes — (Durch H. G. Wallmiinn, Leipzig.) 

45. Stöckmann, W., Rechtsanw., Studie: Über Kausalität u. Verantwortung im 
Strafrecht nach dem Gesetz von Ursache und Wirkung. (VI, 50 S.) Gr. 8°. 
Göttingen 1917. F Kronbauer. 

46. Strafella, Franz Georg, Dr.: Der sozial Primitive. (Die Hilfsmittel des Ver¬ 
brechers und das Primitive an ihm ) Mit 73 Abb. (HI, 72 S ) Leipzig 1917. 
F. C. W. Vogel. 

47. Többen, Heinr., Doz. Dr.: Beiträge zur Psychologie u. Psychopathologie der 
Brandstifter. (IV, 105 S.) Berlin 1917. Julius Springer. 

4& Tramer, M, Irrenarzt Dr.: Vaganten. Vortrag, geh. auf der Hauptversamm¬ 
lung des bern. Hilfsvereins f. Geisteskranke am 23. V. 1917. (19 S.) Gr. 8°. 
Bern 1917. A. Francke. 

49. Trommershausen, Prof. Dr.: Welche alkoholgegner. Maßnahmen d. Be¬ 
hörden in d. Kriegszeit haben sich bewähtt und in welchem Umfange lassen 
sich diese in d. Zeit nach d. Kriege übertragen? (28 >.) Gr. 8°. Berlin o. J. 
(1916) Mäßigkeits-Verlag. S.A. a. d. Z : Die Alkoholfrage, 12. Jh. 

50. Verhandlungen des Schweiz. Vereins f. Straf-, Gefängniswesen und Schutz¬ 
aufsicht im Septbr. 1917 in Luzern. Gr. 8°. Aarau, H R. Sauerländer & Co. 
Vereinsversammluog, 28., u. 50jähr. Jubiläumsfeier. (III, 107 S.) 1917. Francös. 
Ausg. (III, 96 S.) 

51. Verzeichnis, Alphabetisches, der noch nicht erledigten Steckbriefe und Aus¬ 
schreiben, welche seit Herausgabe d. deutschen Fahndungsblattes im J 1899 
bis Ende Dezbr. 1915 in diesem veröffentlicht sind. Herausgg. v. d. Schrift¬ 
leitung d. deutschen Fahndungsblattes zu Berlin. 12. Jahrg. (771 S.) Kl. 8*. 
Berlin 1917. Drucker: A. W. Hayns Erben. — Berlin (C. 2, Molkenmarkt 1), 
Schriftleitg. d. deutschen Fahndungsblattes. 
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52. Wolzendorff, Kurt: Der Polizeigedanke des modernen Staats. (Abhand¬ 
lungen aus dem Staats- u. Verwaltungsrecht) Breslau 1918. M. & H. Marcus. 

53. Wulff, Erwin: Wie werde ich Detektiv? Ein Lehr- u. Handbuch. (127 S.) 
8°. Dresden 1917. Rudolphsche Verlagsh. 3. Aufl. (IV, 159 8.) 8°. Dresden 
1918. Rudolphsche Verlagsh. 

54. Wulffen, Erich: Psychologie des Giftmordes. (87 S.) 1917. (6. Bd.) ex 
Uraniabücherei. (Eine Sammlg. leichtverständl. Einzeldarstellgn. aus d. verschie¬ 
densten Zweigen d. Wissens u. Schaffens.) (Herausgg. v. d. Volksbildungshaus 
Wiener Urania.) Kl. 8 U . Wien, Volksbildungshaus Wiener Urania. — Wien, 
Waldlieim-Eberle in Komm. 

55. Zeitschrift für Polizei- und Verwaltungs-Beamte. Organ für Kreisausschüsse, 
Magistrate, Polizeiverwaltungen, Distriktskommissarien, Amtmänner, Landbürger¬ 
meister, Amts-, Gemeinde- und Guts Vorsteher. Herausgg. u. red. v. Wirkl. Geh. 
Ober-Reg.-R. Präs. Dr. Georg Kautz. 25. Jg. 1917. 36 Nrn. (Nr. 1: 16 S.) 
Lex. 8°. Berlin-Wilmersdorf, Dr. W. Rothschild. 

1. Januar 1918 bis 31. Dezember 1918. 

1. B resler: Wichtige Entscheidungen auf dem Gebiete d. gerichtt. Psychiatrie. 
15. Folge. Aus der Literatur d. J. 1916 u. 1917 zusammengest. v. Sän.-R. Dr. 
Bresler. (40 S.) 8°. Halle 1918. C. Marhold. 

2. Erismann, Angewandte Psychologie. Sammlung Güschen Nr. 774. 
Leipzig 1917. 

3. Felisch, Abt.-Chef Wirkl. Geh. Adm.-R. Dr.: Neuordnung d. Menschenliebe. 
(Jugendpflege.) (VI, 167 8.) 8°. Berlin 1918. E. 8. Mittler & Sohn. 

4. Fischer, Herrn.: Die traumat. Apoplexia cerebri vor Gericht. Sammlg. klin. 
Vorträge. Leipzig 1918. Joh. Ambr. Barth. 

5. Forel, August, Prof. Dr.: Über die Zurechnungsfähigkeit des normalen 
Menschen. Ein Vortrag geh. i. d. Schweiz. Goselisch, f. eth. Kultur in Zürich. 
7. Aufl (27 S.) Gr. 8 Ü . München 1918. E. Reinhardt. 

6. Forel, August, gewes. Prof. Irrenanst.-Dir. Dr.: Der Hypnotismus oder die 
Suggestion u. d. Psychotherapie. Ihre psycholog., psychophysiolog u. medizin. 
Bedeutung m. Einschluß d. Psychoanalyse, sowie der Telepathiefrage. Ein 
Lehrbuch f. Studierende sowie f. weitere Kreise. 7. umgeb. Aufl. (VIII, 355 S.) 
Lex. 8. Stuttgart 1918. F. Enke. 

7. Fürst, Bruno, Dr.: Die Bedeutung des Hypnotismus f. Strafrecht u. Straf¬ 
prozeß. Vortrag, geh. in der „Jurist. Gesellschaft“ zu Frankfurt a. M. (31 S.) 
Gr. 8°. Frankfurt a. M. o. J. (1918). Kesselringsche Hofbuchh. S.-A. a. d. 
Frankfurter Rundschau. 1917/18. 

8. Der Gendarm« Zeitschrift f. Gendarmerie, -dienst und -wesen, m. d. Beil. 
Der Polizeihund u. Die prakt Gendarmenfrau. Herausgg.: Deutsche Staats 
bürger- u. Beamtenschule Berlin. Hauptschriftleiter; Kommiss.-R. Rob. Gersbach 
Verantwortlich: PoL-Insp. a. D. E. R. Burg. 16. Jg. April 1918—März 1919 
26 Nrn. (Nr. 1/2, 36 8.) Gr. 8°. Berlin, Kameradschaft. 

9. Gendarmerie-Kalender 1918. Begr. V. Oberst a. D. vorm. Gendarmerie-Schul- 
Kommandeur v. den Brincken u. Komm.-R. Rob. Gersbach. Neu bearb. u. erw. 
unter Mitw. bewährter Fachmänner v. d. Schriftleitg. d. Zeitschr.: Der Gendarm. 
11. Jg. (419 8. mit Fig.) Kl. 8°. Berlin, Kameradschaft. 

10. Der Gerichtssaal. Zeitschrift f. Zivil- u. Militär-Strafrecht u. Straf Prozeßrecht, 
sowie der ergänz. Disziplinen. Unter ständiger Mitarbeit von Prof. Dr. Allfeld. 
Herausgg. von Proff. Dr. Frdr. Oetker und August Finger. 86. Bd. 6 Hefte. 
(1. u. 2. Heft. 160 S.) Gr. 8°. Stuttgart 1918. F. Enke. 

11. Gerland, Heinr. B., Oberlandesger.-R. Prof. Dr.-. Grundfragen d. Strafrechts. 
Vier Frontvorlesungen. (VI, 80 S.» Gr. 8°. Berlin 1918. F. Vahleto. 

12. Grenzfragen, Juristisch-psychiatrische. Zwanglose Abhandlungen. Herausgg. v. 
Geh. Just.-R. Dr. A. Finger, Geh. Hofr. Prof. Dr. A. Hoche, San.-R^ Dr. Job. 
Bresler. X. Bd.. 5. u. 6. Heft. Gr. 8°. Halle, C. Marhold. 

Bresler, Joh., San.-R. Dr.: Rentenkampfneurose („Unfallgesetzneürose".) 
(46 8.) 1918. 6. Heft. 

Stoll, Stabsarzt d. R. a. D. Kreisarzt Dr.: Ergebn. psychiatrischer Begut¬ 
achtungen beim Kriegsgericht. (34 S.) 1918. 5. Heft. 

Archiv für Kriminologie. 71. Bd. 6 
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13. Groß, Hans, weil. Prof. Dr.: Die Erforschung des Sachverhalts strafbarer 

Handlungen. Ein Leitfaden f. Beamte d. Polizei- u. Sicherheitsdienstes. 4. er¬ 
neuerte u. verm. Aufl., bearb. von Hofrv leit. 1. Staatsanw. Dr. Er wein Ritter 
v. Höpler. Mit zahlreichen Abb. im Text. (XI, 224 8.) 8°. München 1918. 

J. 8chweitzer Verl. 

14. Hellwig, Albert: JustizifTtflmer. Minden 1918. J. C. C. Bruns* Verl. 

15., Henne am Rhyn, Otto, Dr.: Prostitution u. Mädchenhandel. Nene Ent¬ 
hüllungen aus dem Sklavenleben weißer Frauen und Mädchen. 5. verm. Aufl. 
(11.—16. Taus.] (80 S.) 8 Ü . Leipzig o. J. (1918.) H. Hedewigs Naehf. 

16. Herzfelder, Henriette: Die Sozialisierung unseres Jugendrechtes. (21 S.) 
o. J. (1918.) ex: Flugschriften d. Österreich. Gesellschaft f. soziales Recht. 8°. 
Wien, Soziolog. Gesellschaft. — Wien, Anzengruber-Verlag. 

17. Jaeneke, Wilh., Dr.: Die Grundprobleme d. türkischen Strafrechts. Eine 
rechtsvergleich. Darstell. (X, 144 n. LI 8.) Gr. 8°. Berlin 1918. J. Gattentag. 

18. Jahrbuch des Strafrechts und Strafprozesses. Herausgg. von Hofr. Dr. Hans 
Thdr. Soergel u. Geh. Reg.-R. J. Krause. 12. Jg. Rechtsprechung u. Literatur 

1917. (Umschi.: Rechtsprechung u. Rechtslehre d. J. 1917 zu den Reichs- u. 
Landesgesetzen.) (LI, 326 8.) Kl. 8°. Hannover 1918. Helwiugsche Verlagsh. 

19. Kisch, E. Heinr., Reg.-R. Prof. Dr.: Die sexuelle Untreue der Frau. l. Tl. 
Die Ehebrecherin. Eine sozial-medizin. Studie. (VIII, 206 S.) Gr. 8°. Bonn 

1918. A. Marcus & E. Weber. 

20. Kisch, E. Heinr., Reg.-R. Prof. Dr.: Die sexuelle Untrene der Frau. 2. Ti. 
Das feile Weib. Eine sozial-medizin. Studie. (VIII, 210 S.) 8°. Bonn 1918. 
k. Marcus & E. Weber. 

21. Klumker, Chr. J., Prof., und Kurt Blaum, Verw.-Dir. Dr.: Jugendämter im 
Deutschen Reich. (31 8.) o. J. (1918.) 178. Flugschrift d. Dürerbundes. Gr. 8*. 
München, G. D. W. Callwey. 

22. Kukula, Rad.: Der Verwaltungszwang. Eine krit. Studie d. sogenannten 
Verwaltungsstrafrechtes. (V, 104 8.) Gr. 8°. Wien 1918. Maassehe Hofverlh. 

23. Larsen, Niels: Moderner Aberglaube. Zur Aufklärung d. Menschheit. (16 S.) 
8 d . Bremen o. J. (1918). Röpke & Co. in Komm. 

24. Lehmann, K., Kreisarzt Dr.: Die UnWahrhaftigkeit. Versuch e. Studie z. 

gerichtsärztl.-psychol. Wertung der Aussage, m. besond. Berüoks. v. Krankheit 
u. Rentenkampf. [Für Ärzte, Juristen, Versicherungsbeamte u. Berufsgenossen¬ 
schaften.] (77 S.) 1918. (8. Bd., 4. Heft [83. Heft.]) ex: Veröffentlichungen 

aus dem Gebiete d. Medizinal Verwaltung. Im Aufträge Sr. Exzellenz des Herrn 
Ministers d. Innern herausgg. v. d. Medizinalabteilung d. Ministeriums. (Schrift¬ 
leitung: Wirkl. Geh. Obermed.-R. Prof. Dr. Dietrich.) 8. Bd., 2—4. Heft. [Der 
ganzen Sammlung 81.—83. Heft.] Gr. 8°. Berlin, Verlagsh. R. Schoetz. 

25. Lund, David, Dr.: Über d. Ursachen d. Jugendasozialität. Krimmalpsychol. 
n. soziale Untersuchungen mit Einschlnß von Familienforschungen in Schweden. 
(VI, 362 S. m. Fig. u. 1 Tab.) Lex. 8°. Uppsala 1918. Almqvist & Wikseils 
boktryckeri-A.-B. (Stockholm, Solnavagen 53, Adolf Werner.) 

26. Mendheim, Max: Berühmte Kriminalfälle. Nach dem Neuen Pitaval u. a 
Quellen. Herausgg. von Dr. Max Mendheim. 12. Bdch.: Manolescu, der Fürst 
der Diebe. Bearb. von Herrn. Pilz. (104 8.) o. J. (1918.) Reclam’s Universal- 
Bibliothek Nr. 5987. 

27. Mezger, Edmund: Der psychiatr. Sachverständige im Prozeß. (Beilagebeft 
zu Bd. 117 des Archivs f. d. Zivilist. Praxis.) Tübingen 1918. J. C. B. Mohr. 

28. Minck, Kreisschulinsp.: Die Jugendgerichtshilfe, ihre rechtl. Grundlage, ihre 

Aufgabe u. ihre Organisation. Vortrag, beim Lehrgang z. Ausbildung u. Fort¬ 
bildung v. Jagendpflegern u. Jugendpflegerinnen in Merseburg Juli u. Aag. 1917 
geh. (30 S.) 1918. Heft 6 der Hefte des Merseburger Lehrganges f. Jugend¬ 

pfleger und Jugendpflegerinnen. Gr. 8°. Langensalza, Julius Beltz. 

29. Nejmark, Antoni, Dr.: Die geschieht!. Entwicklung d. Deliktes d. Aussetzung 
u. seine Stellung im schweizer. Vorentwurfe. (VIII, 91 S.) 1918. Beiträge, 
Züricher, zur Rechtswissenschaft, herausgg. von Proff. A. Egger, E Hafter, Max 
Huber u. Hans Reichel. 67. Gr. 8°. Aarau, H. R. Sauerländer & Co. 

30. Pharos, Prof.: Der Prozeß gegen d. Attentäter von Serajewo. Nach dem 
amtl. Stenogramm d. Gerichtsverhandlung aktenmäßig dargest. u. e. Einleit, von 
Prof. (Dr.) Geh. Just.-R. Josef Köhler. Mit d. Abb. d. Anstifter u. Attentäter, 
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d. Attentatsorts u. a., e. (eingedr.) Plan von Serajewo u. e. (eingedrj Karte von 
Bosnien. (XII, 165 S. und 6 S. Abb.) Gr. 8°. Berlin 1918. R. v. Decker 
S.-A. a. d. Archiv f. Strafrecht u. Strafprozeß. 

31. Placzek, S. Künstliche Fehlgeburt u. künstliche Unfruchtbarkeit, ihre Indi¬ 
kationen, Technik und Rechtslage. Ein Handbuoh f. Ärzte und Bevälkerungs- 
politiker. Unt. Mitw. v. C. Adam herausgg. v. Siegfr. Placzek. (XI, 460 S. m. 
Fig.) Lex. 8°. Leipzig 1918. G. Thieme. 

32. Die Polizei. Zeitschrift f. Polizeimannschaft, -dienst u. -wesen m. d. Beil: 
Der Polizeihund. Hauptschriftleiter: Komm.-R. Rob. Gersbach. Verantwortlich: 
Pol.-Insp. a. D. E. R. Burg. 15. Jg. April 1918—März 1919. 26 Nrn. (Nr. 1/2, 
36 S.) Gr. 8°. Berlin, Kameradschaft. 

33. Schaller, L. F., San.-R. Dr.: Über d. Bevölkerungsfrage u. d. Anzeige¬ 
stellung Z. künstl. Fehlgeburt. Aus d. geburtshilflich-gynäkologischen Abt. d. 
Krankenhauses Bethesda Stuttgart. (14 8.) 8°. Stuttgart 1918. C. Grüninger Nachf. 

34. Schmidt, Wilh., Priv.-Doz. Dr.: Forensisch-psychiatrische Erfahrungen im 
Kriege. (VIII, 219 S.) 1918. (5. Heft.) ex: Abhandlungen aus d. Neurologie, 
Psychiatrie, Psychologie u. ihren Grenzgebieten. Beihefte zur Monatsschrift f. 
Psychiatrie n. Neurologie. Herausgg. v. (Geh. Med.-R. Prof. Dr.) Karl Bon- 
hoeffer. Lex 8°. Berlin, S. Karger. 

35. Schneidemühl, G., Prof. Dr.: Handschriftenvergleichung und Schrift¬ 
sachverständige. (31 S.) Gr. 8°. Stuttgart 1918. F. Enke. S.-A. a. d. Z. 
Der Gerichtssaal. 86. Bd. 
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Bekanntmachung. 

Die Zwischenscheine der IX. Kriegsanleihe 

für die 4 , | 3 °| 0 Schatzanweisungen können vom 4. Juni ab, 
für die 5°| 0 Schuldverschreibungen vom 23. Juni d. Js. ab 

in die endgültigen Stücke mit Zinsscheinen umgetauscht werden. 

Der Umtausch findet bei der „Umtausehstelle für die Kriegsanleihen“, 
Berlin W 8, Behrenstraße 22, statt. Außerdem übernehmen sämtliche Reichs¬ 
bankanstalten mit Kasseneinrichtung bis zum 5. Dezember 1919 die kostenfreie 
Vermittlung des Umtausches. Nach diesem Zeitpunkt können die Zwischenscheine 
nur noch unmittelbar bei der „Umtauschstelle für die Kriegsanleihen“ in 
Berlin umgetauscht werden. 

Die Zwischenscheine sind mit Verzeichnissen, in die sie nach den Beträgen 
und innerhalb dieser nach der Nummernfolge geordnet einzutragen sind, während 
der Vormittagsdienststunden bei den genannten Stellen einzureichen; Formulare 
zu den Verzeichnissen sind bei allen Reichsbankanstalten erhältlich. 

Firmen und Kassen haben die von ihnen eingereichten Zwischenscheine 
rechts oberhalb der Stücknummer mit ihrem Firmenstempel zu versehen. 


Von den Zwischenscheinen der früheren Kriegsanleihen ist eine größere 
Anzahl noch immer nicht in die endgültigen Stücke umgetauscht worden. Die 
Inhaber werden aufgefordert, diese Zwischenscheine in ihrem eigenen Interesse 
möglichst bald bei der „Umtauschstelle für die Kriegsanleihen“,' Berlin W 8, 
Behrenstraße 22, zum Umtausch einzureichen. 

Berlin, im Juni 1919. 

Reichsbank-Direktorium. 

Havenstein. v. Grimm. 
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Die Anwendung der Palimpsestphotographie auf 
forensischem Gebiete. 

Von 

P. R. Kögel, O. S. B., Photochemisches Laboratorium Beuron. 

Mit 5 Abbildungen. 


Als Abbe die theoretischen Grenzen des mikroskopischen 
Sehens begründete, schien es, daß ein weiterer Blick in die Welt 
der kleinsten Materie den Menschen nicht vergönnt sein würde. 1 ) 
Abbe zeigte, daß die mikroskopische Bilderzeugung durch die 
geometrische Optik allein ihre Erklärung nicht finden könne, son¬ 
dern durch die physikalische Optik ihre Begründung erhalte. Das 
mikroskopische Objekt ist als ein enges Streifengitter aufzufassen, 
das die Frauenhoferschen Beugungserscheinungen zeigt. Trifft 
ein paralleles Lichtbüschel auf ein solches Gitter, so durchläuft 
ein großer Teil der Strahlen unverändert das Gitter. Es entsteht 
das sogenannte nullte Spektrum, das Hauptspektrum. Die Gitter¬ 
streifen erzeugen aber auch eine Anzahl Nebenspektren, die sym¬ 
metrisch zu beiden Seiten des Hauptspektrums sich anlagern. Der 
Abstand der Gitterstreifen bestimmt die Anzahl der Nebenspektren. 
Beträgt der Abstand zwischen zwei Gitterstreifen nur noch eine 
halbe Wellenlänge, also bei Bestrahlung mit dem Licht der gelben 
Natriumlinie, 0,00025 mm, so entstehen nur noch ein paar Neben- 
Spektren. Damit eine mikroskopische Abbildung eines Gitters 
zustande komme, muß außer dem Hauptspektrum mindestens ein 
Nebenspektrum in das Objektiv gelangen. Die Neigung der 
Beugungsbüschel darf also den halben Öffnungswinkel des Ob¬ 
jektivs nicht überschreiten. Die Strahlen kurzer Wellenlänge 
erfüllen diese Bedingung schneller als die größerer Wellenlänge, 
weil die letzteren durch ein Gitter stärker gebeugt werden. Der 
Neigungswinkel wird noch verringert, wenn der Beugungsvorgang 
in einem Medium verläuft, dessen Brechungsindex größer als 1 ist. 

Die mikroskopische Auflösung wird durch eine schiefe Be¬ 
leuchtung noch erweitert. Das beleuchtende Lichtbüschel verläuft 

*> Der Bau der Atome wird durch X-Strahlen spektral erforscht. 

ArchiY für Kriminologie. 7t. Bd. 7 
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nicht mehr in der Richtung der Objektivachse, sondern unter 
einem Winkel, der gleich dem halben Öffnungswinkel des Ob¬ 
jektivs ist. Die numerische Apertur des Beleuchtungsbündels ist 
dann gleich der numerischen Apertur des Objektivs. Die schiefe 
Beleuchtung löst daher Streifen auf, die nur halb so groß sind 
als die durch zentrale Beleuchtung aufgelösten. 

Diese Verhältnisse wurden durch Abbe in sehr einfache For- 

mein gebracht und lauten für zentrale Beleuchtung <J = _ ; d-= Ab¬ 
stand der Streifen, & = Wellenlänge, a = numerische Apertur. Für 

x)' ^ 

schiefe Beleuchtung gilt dementsprechend d = ^ ' [ 4 - Hier 

ist «= 1,4, da, wie vorher gezeigt wurde, die numerische Apertur 
der Beleuchtungseinrichtung bei schiefer Beleuchtung gleich der 
des Objektives ist 

In dem mikroskopischen Bilde erzeugt das Hauptspektrum 
das Hellfeld. Durch Interferenz zeichnen die Nebenspektren die 
Struktur des Objektes in das Hellfeld ein. Blendet man das 
Hauptspektrum ab und läßt nur die Nebenspektren, zum wenigsten 
zwei in das Objektiv gelangen, so entsteht die Dunkelfeld¬ 
beleuchtung. 

Will man das mikroskopische Sehen und Darstellen nach dem 
Gesagten bis an die äußersten Grenzen bringen, so wird man 
einerseits eine Vergrößerung der Apertur, andererseits die Anwen¬ 
dung von Strahlen kürzester Wellenlänge erstreben. 

Die numerische Apertur, als Funktion eines Winkels von 90°, 
hat feste, unüberschreitbare Grenzen. Scheinbar unbegrenzt — in 
konsequenter Anwendung der Abbeschen Theorie — ist die Stei¬ 
gerung der Auflösung bei Verwendung von Strahlen immer kürzerer 
Wellenlänge. 

A. Köhler hat diesen Weg eingeschlagen und so weit be¬ 
gangen, als technische Möglichkeiten und praktische Anwendung 
Erfolg in Aussicht stellten. Zur Beleuchtung benutzt er die ultra¬ 
violette Linie von 1> — 275 des Kadmiumfunkens. Die mono¬ 
chromatisch korrigierten Objektive und Okulare bestehen aus 
Quarz, da Glas die kurzwelligen Strahlen nicht durchläßt. Das 
unsichtbare Bild wird photographisch aufgenommen. Mit dem 
Verfahren von A. Köhler sind wir zurzeit an den praktischen 
Grenzen der direkten mikroskopischen Darstellung angelangt 

Die gleiche Frage, die Abbe aufgeworfen, hat Helmholtz 
behandelt, wobei er die gitterförrpigen Objekte als selbst- 
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leuchtend annahm. Auch Helmholtz kam zu dem Schlüsse, daß 
die numerische Apertur des Objektivs die optische Trennung 

ij. 

selbstleuchtender Objektive bestimme und daher 6 = - sei. Dem¬ 
zufolge ist das Auflösevermögen des Mikroskops für selbstleuch¬ 
tende Objekte keineswegs größer als für beleuchtete. Den Selbst¬ 
leuchtern wollen wir aber noch besondere Aufmerksamkeit zu¬ 
wenden. 

Außer den eigentlichen Selbstleuchtem, den glühenden Kör¬ 
pern, gibt es zwei Arten von Selbstleuchtem. 

• Die erste Art sind die phosphoreszierenden und fluoreszieren¬ 
den Körper. Solche Körper absorbieren zuerst Strahlen und 
senden sie, meist mit kürzerer Wellenlänge, wieder aus. Fällt 
die Dauer der Ausstrahlung mit der der Belichtung endlich zu¬ 
sammen, so nennt man diese Erscheinung Fluoreszenz. Übersteigt 
die Dauer der Ausstrahlung endlich die der Beleuchtung, so spricht 
man von Phosphoreszenz. 

Die zweite Art von Selbstleuchtem sind ultramikroskopische 
Objekte. Kleiner als eine Wellenlänge vermögen sie das Licht 
weder zu brechen noch zu reflektieren, sondern nur zu beugen. 
Um das Körperchen lagern sich abwechselnd helle und dunkle 
Ringe. Diese Beugungsscheibchen werden bei Dunkelfeldbeleuch¬ 
tung sichtbar, die Körperchen selbst bleiben unsichtbar. Das Auf¬ 
lösungsvermögen des Ultramikroskops übersteigt also das Auf¬ 
lösevermögen des Mikroskops nicht. 

Die Dunkelfeldbeleuchtung kann mit rechtwinkliger oder 
gleichachsiger Anordnung der Beleuchtungs- und Beobachtungs¬ 
systeme erfolgen. Die gleichachsige Anordnung des Beleuchtungs¬ 
und Beobachtungssystems verlangt wirkliche Dünnschnitte des 
zu beobachtenden Objektes. Zur Beleuchtung können Strahlen 
kleinerer Apertur als zur Beobachtung gewählt werden oder um¬ 
gekehrt. Dunkelfeldbeleuchtung kann auch mit solchen Konden¬ 
soren erzeugt werden, die den Beleuchtungsstrahlen eine Apertur 
geben, durch die sie am Deckglas totalreflektiert und auf das 
Objekt zurückgeleitet werden. Nur den vom Objekt abgebeugten 
Strahlen fällt die Bilderzeugung zu. 

Für die mikroskopische Beobachtung und Photographie 
fluoreszierender Objekte haben zuerst Reichert und dann Leh¬ 
mann die ersten Vorrichtungen geschaffen. 

Reichert benutzt folgende Anordnung. Als Lichtquelle dient 
elektrisches Bogenlicht. Die Strahlen werden durch eine Linse 
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aus Quarz oder aus deip für ultraviolette Strahlen größerer Wellen¬ 
länge besonders durchlässigen, weißen U.-V.-Glas gesammelt und 
auf ein Doppelfilter geleitet. Dieses Filter gibt die ultravioletten 
Strahlen frei, hält aber die sichtbaren bis auf einen nicht beson¬ 
ders störenden Rest zurück. 

Das Filter, auf dessen Verwendung wir später noch hinzu- 
weisen haben, besteht aus einer Doppelküvette von blauem Uviol¬ 
glas. Die eine Hälfte der Küvette, die der Lichtquelle zugewandt 
wird, wird mit einer 25 °/o wässerigen Kupfersulfatlösung gefüllt. 
Für die andere Hälfte wird ein 0,1 g Nitrosodimethylamin in 
100 ccm absolutem Alkohol gelöst, wovon 1 ccm mit 9 ccm Wasser 
für den Gebrauch verdünnt werden. Die aus dem Filter tretenden 
Strahlen gelangen zu einem dioptrischen Kondensor aus Quarz 
von hoher Apertur. Eine Zentralblende hält die Strahlen mittlerer 
Apertur zurück. Die ultravioletten Beleuchtungsstrahlen gelangen 
so nicht in das Objektiv, wohl aber die Fluoreszenzstrahlen, die 
von dem Objekt unter dem Einfluß der ultravioletten Strahlen 
ausgesandt werden. Der optische Kontakt zwischen Kondensor 
und Objektträger, der entweder aus Quarz oder aus weißem 
U.-V.-Glas besteht, wird durch Glyzerin vermittelt. Die Deck¬ 
gläschen sind die üblichen, also aus gewöhnlichem Glas. 

Da durch die Zentralblende die Strahlen bis zur Apertur von 
etwa 1—0 abgeblendet werden und verloren gehen, hat Lehmann 
ein lichtstärkeres System hergestellt. Er benutzt die volle Apertur 
des Quarzkondensors und hält die ultravioletten Strahlen auf 
ihrem Weg zum Objektiv durch ein gelbes Deckgläschen aus 
Euphosglas zurück. Der zur Beobachtung dienende Teil des 
Mikroskops ist der gleiche wie bei Reichert, und der gebräuchliche. 

Die Gesetze und Methoden der mikroskopischen und ultra- 
mikroskopischen Darstellung wurden nun kurz besprochen, da es 
unter den forensischen Untersuchungsobjekten Schriftstücke gibt, 
die der Klasse der Selbstleuchter erster Art angehören und 
Dunkelraum zu ihrer Untersuchung fordern. Gleichzeitig sollte 
der Leser zu der Erkenntnis geführt werden, daß die Photographie 
des Unsichtbaren nach den bisherigen Verfahren, soweit sie statische 
Objekte betrifft, der des Kleinsten gleichkommt, daß auf diesem 
Wege also keine Übersichtsbilder größerer Objekte gewonnen 
werden können. Noch weniger wäre dies von der Röntgen¬ 
spektrumphotographie und Radiologie zu erwarten, die uns über 
den inneren Bau der Atome Aufschluß zu geben hat. 

Für die naturgroße Abbildung oder geringe Vergrößerung 
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von Objekten, wie Schriftstücke,'lassen sich die ultramikrosko- 
pischen und fluoreszenzmikroskopischen Methoden in ihrer Eigenart 
nicht gebrauchen. Weder durch Beleuchtungskondensoren noch 
durch optische Dünnschnitte können die Schriftstücke ins Dunkel¬ 
feld und zum Selbstleuchten gebracht werden. Das Dunkelfeld 
kann nur der gewöhnliche Dunkelraum sein. Die Beleuchtungs¬ 
strahlen durch ein Deckglas auf dem Wege zum Objektiv zurück¬ 
zuhalten, wäre ebenso unzweckmäßig als überflüssig. 

Es waren .auch keine Überlegungen aus dem Gebiete der 
Ultramikroskopie und Dunkelfeldbeleuchtung, diezuderPalimpsest- 
und forensischen Fluoreszenzphotographie führten, obwohl sie 
theoretisch (auf etwas langem Wege) davon abgeleitet werden 
konnte, wie aus dem Gesagten. hervorgeht. Es waren vielmehr 
Erwägungen, die sich an die Photographie im allgemeinen an¬ 
schließen und die auch dem in den Theorien der Mikroskopie 
weniger Bewanderten leicht verständlich sein werden. 

Ursprünglich war die Fluoreszenzphotographie für die Er¬ 
schließung der für die klassischen und geschichtlichen Wissen¬ 
schaften so wertvollen Paliinpseste bestimmt. Das Verfahren 
konnte jedoch ohne weiteres zur Aufnahme von forensischen 
Schriftstücken u. dgl. Verwendung finden, da die Palimpseste und 
die modernen forensischen Schriftstücke zum Teil gleichartig sind 
oder wenigstens gleichartige Eigenschaften besitzen. 

Die Palimpseste sind Pergamenthandschriften, die über einem 
radierten Text einen zweiten, sichtbaren besitzen, ln vergangenen 
Jahrhunderten, in denen das Schreibmaterial, besonders zu den 
fast stets andauernden Kriegszeiten, hoch im Werte war, wurden 
oft ganze Bücher, die man entbehren zu können glaubte, ab¬ 
geschabt, um das Pergament für ein neues Werk benutzen zu 
können. Der neue Text ist vielfach von dem alten inhaltlich 
ganz verschieden. Dieser liefert uns Klassiker, Bibeltexte, Ge- 
schichts- und Rechtswerke. Das Format der Palimpseste ist selten 
kleiner als das von 13x18 cm, vielfach aber größer. Die Palim¬ 
psestphotographie mußte also von vornherein sich die Aufgabe 
stellen, die einheitliche Wiedergabe großer radierter Flächen zu 
erreichen. 

Zur Einführung in die Technik des neuen Verfahrens soll 
zunächst an bekannte Objekte, die einfachere Vorstellungen ge¬ 
statten, angeknüpft werden. 

Das leuchtende Zifferblatt unserer Feldtaschenuhren ist heute 
fast jedermann bekannt. Meist befindet sich oberhalb den Stunden- 
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zahlen etwas Leuchtfarbe. Die feiger, ebenfalls mit etwas Leucht¬ 
farbe versehen, weisen gleich leuchtenden Fingern auf die Zahl 
oder auf die leuchtenden Punkte hin, so daß man auf Grund der 
Zwölfteilung des Zifferblattes den Wert der Zahlen wenigstens 
erraten kann. Das Leuchten sieht man nur im dunklen Raum. 
Die Zahlen hat man schwarz gelassen, damit man sie auch bei 
Tag gut sehen kann. Man könnte aber auch ein Zifferblatt mit 
Leuchtfarbe herstellen, dessen Zahlen bei Tag fast oder überhaupt 
nicht, nachts aber oder im dunklen Raum sofort zu erkennen 
wären. Wie würde ein solches Zifferblatt hergestellt sein oder 
aussehen? Anstatt einer weißen Emaillefarbe würde man für den 
Untergrund des Zifferblattes eine gelbe benutzen, die in ihrem 
Ton mit dem der gebräuchlichen gelben Leuchtfarbe übereinstimmt. 
Diese Unterlage würde man überall mit Leuchtfarbe bedecken, nur 
dort nicht, wo die Ziffern gewöhnlich ihren Platz finden. Ziffern 
werden aber nicht eingetragen. Am hellen Tage würde man nur 
eine gelbe Scheibe sehen, im Dunkeln aber dunkle Ziffern in 
einem hellen Felde. Das Email, das an der Stelle der Ziffern 
freiliegt, leuchtet selbst nicht. Die Zeiger, die auch nicht leuchten, 
würden als dunkle Finger über die leuchtende Fläche streichen. 
Man könnte aber auf das gelbe Email Zahlen mit der gelben 
Leuchtfarbe aufzeichnen. Die Zeiger würden ebenfalls mit Leucht¬ 
farbe versehen werden. Sie streichen dann als leuchtende Finger 
über eine dunkle Scheibe. Wir sehen also, wie unsichtbare Zahlen 
im Dunkeln sichtbar werden können. 

Wir wollen noch ein anderes Beispiel geben, aber von einem 
Objekt, das größere Flächen aufweist: Ich streiche eine Wand 
mit einer weißen Farbe {A) an. Bevor die Farbe auftrocknet, setze 
ich einen Strich mit einer anderen weißen Farbe (ß) ein. Wir 
wollen annehmen, daß der Ton der beiden Farben völlig überein¬ 
stimmt. Nach dem Auftrocknen des Anstriches wird man das Vor¬ 
handensein eines besonderen Striches an einer Reliefbildung nicht 
erkennen können. Wie kann dieser Strich auf rein optischem 
Wege, ohne Zuhilfenahme chemischer Mittel, sichtbar gemacht 
werden? Die Betrachtung oder Photographie unserer Wand 
mittels farbiger Lichtfilter wird gemäß unseren Voraussetzungen 
den Strich nicht erkennen lassen. Machen wir den Raum, in dem 
sich die Wand befindet, dunkel, so ist überhaupt nichts zu sehen. 
Wenn es aber auf irgend eine Weise gelingt, die Wand zum Selbst¬ 
leuchten zu bringen, wobei der Strich dunkel bleibt, so sehen wir 1 
in dem dunkeln Raum eine helle Wand und einen dunkeln Strich. 
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Diese einfachen Verhältnisse wurden nun etwas länger be¬ 
sprochen, damit der Leser in den Stand gesetzt werde, ohne 
weiteres zu sagen, in welchem Sinne ein radiertes Schriftstück, 
das nur Spuren von unsichtbaren Tintenresten, z. B. von etwas 
Säure, enthält, dem Beispiel der leuchtenden Wand und dem des 
leuchtenden Zifferblattes entspricht. 

Es empfiehlt sich über den Vergleich eine klare und schnelle 
Auffassung zu verschaffen, da gewisse Untersuchungsobjekte eine 
„unsichtbare Anfärbung“ gestatten (wovon an dieser Stelle noch 
nicht berichtet werden kann), und die Anwendung eines solchen 
Verfahrens zielbewuBtes Handeln verlangt. 

Zur Lösung der Frage sei bemerkt, daß Schwefelsäure nicht 
fluoresziert. (Das radierte Schriftstück entspricht also der leuch¬ 
tenden Wand und dem ersten Fall des Zifferblattes mit den un¬ 
sichtbaren Zahlen.) 

Ich kehre aber nochmals zu der leuchtenden Wand zurück, 
um sie vom photographischen Standpunkt aus etwas näher zu 
betrachten und sie mit einer weißen Wand, die einen wirklich 
schwarzen Strich enthält, zu vergleichen. , 

Die Wand wird mit sichtbarem Licht beleuchtet. Das weiße 
Planum der Wand mit dem schwarzen Strich wird die auffallenden 
Strahlen reflektieren und sie durch das Objektiv der lichtempfind¬ 
lichen Platte zusenden. Der schwarze Strich verschluckt die Be¬ 
leuchtungsstrahlen. Der kongruente Teil bleibt also auf der Platte 
unbelichtet. Zwischen dem schwarzen Strich und der Platte liegt 
eine Art optischen Vakuums. Die Photographie der weißen Wand 
mit dem schwarzen Strich beruht also im wesentlichen auf Unter¬ 
schieden des reflektierten Lichtes. Eine in einem dunkeln 
Raum befindliche phosphoreszierende oder infolge dunkler wirk¬ 
samer Bestrahlung fluoreszierende Wand kann keine sichtbaren 
Strahlen reflektieren, da solche nicht vorhanden sind. Die Photo¬ 
graphie der einfarbigen, fluoreszierenden Wand beruht also auf 
der Wirkung einer sekundären Lichtquelle. 

Wie kann man ein Blatt Papier zum Leuchten bringen? 
Vielleicht würde man zuerst an eine Bestrahlung mit Radium 
u. dgl. denken. Radium wäre aber ein teures Beleuchtungsmittel. 
Eine Wirkung wäre von vornherein nur bei den dem Radium 
unmittelbar nächstgelegenen Teilen zu erwarten. Die Bestrahlung 
des Papiers mit Radium erzeugt aber keine Fluoreszenz. Ebenso 
unwirksam sind Röntgenstrahlen. Anders die Kathodenstrahlen, 
die die Röntgenstrahlen erzeugen. Die Kathodenstrahlen ent- 
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stehen beim Durchgang des elektrischen Stromes durch hohes 
Vakuum. Beim Aufprall auf Papier erzeugen sie aber nicht nur 
Fluoreszenz, sondern auch erhebliche Wärmemengen, die das 
Papier schnell bräunen. Durch intermittente Bestrahlung kann 
diesem Übel zwar teilweise abgeholfen werden. Immerhin wäre 
es außerordentlich umständlich, wenn man die ziemlich großen 
Untersuchungsobjekte zuerst ins Vakuum bringen müßte. Dazu 
sind große Glasgefäße mit dicken Seitenwänden und einer schwer 
abzudichtenden planparallelen Vorderwand erforderlich, ferner ein 
teurer Induktor usw. Das Verfahren ist also sehr unwirtschaftlich. 



An sich kann es je nach Umständen zum Ziele führen. Man wird 
aber zur Erzeugung der Fluoreszenz einfachere und billigere Hilfs¬ 
mittel in Anwendung bringen und zwar in zweckentsprechender 
Weise die ultravioletten Strahlen. 

Wir wollen nun das fluoreszenzphotographische Verfahren 
zuerst kurz schildern und dann den Einzelheiten weitere Auf¬ 
merksamkeit widmen. 

Objekt und Apparate befinden sich in einem dunkeln Raume 
(Zimmer). Mit der Beleuchtungsvorrichtung (Abb. 1) werden sehr 
kurzwellige, ultraviolette Strahlen auf das Objekt geleitet. Dieses 
ist eine visuell einfarbige Fläche, deren einer Teil bei der ultra¬ 
violetten Beleuchtung fluoresziert, während der andere Teil dunkel 
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bleibt. Den fluoreszierenden Teil wollen wir der Kürze wegen 
mit A bezeichnen, den nichtfluoreszierenden mit B. (In der Abb. 1 
entspricht A und B der Fläche u—i.) Der Umfang von B sei nun 
im Verhältnis zu A klein. Wir wollen ferner noch annehmen, 
daß A schwach leuchte — also ein ziemlich ungünstiges Objekt 
sei —, und B daher mit dem bloßen Auge in der Dunkelheit nicht 
deutlich von A zu unterscheiden ist. Vor A und B steht eine 
photographische Kamera. Das von A kommende Fluoreszenz¬ 
licht gelangt durch das Objektiv auf die lichtempfindliche Platte. 
Da die Wirkung der Strahlen auf der photographischen Platte 
eine additive ist, entsteht durch eine Dauerbelichtung ein kräf¬ 
tiges Bild, selbst wenn die Strahlung an sich eine sehr schwache 
ist. Der Teil B bleibt wirkungslos. Die beleuchteten Objekte, 
und zwar sowohl A als B, reflektieren einen Teil der ultravioletten 
Beleuchtungsstrahlen. Diese scheiden aber photographisch aus, 
da sie durch das Glas des Objektivs vernichtet werden. Es ent¬ 
steht also keine Ultraviolettphotographie, sondern eine Fluoreszenz¬ 
photographie. M 

Die Lichtquellen. 

Es gibt verschiedene künstliche Lichtquellen, die ultraviolette 
Strahlen in reichem Maße liefern. Als solche ist z. B. das Magne¬ 
sium, besonders in der Form des sogenannten Blitzlichtes, bekannt. 
Magnesium ist aber in größeren Mengen teuer. Seine Anwendung 
verbietet sich vor allem wegen der großen Rauchentwicklung. 

Elektrisches Bogenlicht mit Eisen- oder besser mit Nickel¬ 
dochtkohlen liefert ebenfalls reichlich ultraviolette Strahlen und 
zwar solche größerer Wellenlänge. Die Firma Carl Zeiß in Jena 
hat eine Ultraviolettfilterlampe gebaut, die mit Nickeldochtkohlen 
bestückt ist. Die Kohlen stehen zueinander senkrecht. Die po¬ 
sitive Nickeldochtkohle liegt in der optischen Achse. Vertikal steht 
eine gewöhnliche Kohle, an die der negative Strom angeschlossen 
ist. Die Lampe wird durch ein .lichtdichtes Gehäuse, das abnehm¬ 
bar ist, abgeschlossen. An dem Gehäuse sitzt ein Tubus mit einem 
Quarzkollektor und Blauviolettglasfilter, von dem schon früher die 
Rede war. Das aus dem Filter austretende ultraviolette Licht wird 
mit einem Kondensor von etwa 15 cm Brennweite auf die Vorlage 
geleitet. Damit die von der Vorlage reflektierten ultravioletten 
Strahlen, die Glas noch leicht in größeren Mengen durchdringen, 

') Weitere Einzelheiten wird der Leser in der Schrift. Die Palimsestphotographie“ 
von P. R. Kögel, O. S. B. B., die voraussichtlich in nächster Zeit im Verlag von 
W. Knapp in Halle erscheinen wird, entnehmen können. 


Digitized by 


Go», igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



94 P R. KOojRi. 

durch das Öbjekffv nicht auf die Platte gelangen und diese ver¬ 
schleiern, mutt vor das Objektiv ein UUravioidtahsofptionsfiiter 
gebracht werden. Von diesen Filtern wird später noch die Rede 
sein, und /war bei der Besprechung der Verwendung spektraler, 
ultravioletter Strahlen größerer Wellenlänge, 

Die Zeißsche Lampe, sowie die ähnlich gebaute von Leitz 
und Reichert, kann an jede elektrische Leitung mit öleich- oder 
Wechselstrom bei Sicherung füretwaftAmpeteangeschlossen werden. 

Den bisher genannten Lichtquellen ist das Quecksitberdarnpf- 
licht, wie es die Quarzlampe liefert, um vieles überlegen. Zwär 
kann die Quarzlampe, je nach dem gewählten Typus, nur an 
Gleichstrom mit bestimmter Voltspannung angeschlossen werden 
Dafür liefert sie aber um so mehr ultraviolette Strahlen und zwar 
solche verschiedener Wellenlänge* Von diesen sind die kurz¬ 
welligen, die im Nickellicht nicht irr hinreichender Menge enthalten 
sind, von besonderem Wert. 

Das »Quaräiieift* hat in neueste? Zeit als „künstliche Höhen¬ 
sonne^ den Weg in die breite Öffentlichkeit gefunden. Das Licht 
hat diese Bezeichnung er halten, da es durch seiner« Reichtum an 
■ ultraviolettem. Strahlen allerorts ähnliche Lichtverhältnisse schaftL. 
wie sie in hochgelegenen ötgeaden herrschen. Die von der Sonne 
ausgesandten ultravioletten Strahlen sind dort in viel größeren 
Mengen vorhanden als in den Niederungen, wo sie durch den 
Wassergehalt der Luft vernichtet werden. Die ultravioletten Strahlen 
Sind physiologisch sehr wirksam und daher heilend, erzeugen aber 

auch den;■ Sonnenbrand-, selbst in kalten 
öleischerregionen. Besonders stark wirken 
sie auf das Auge. Mau muß sich daher 
hüten, direkt in eine solche Lichtquelle 
hmeinzublicken. : \ A , , ■ 

Öre technischen Bestandteile der 
Quarzlanipe sind folgende rAbb. 2p Der ' 
Haupüeil ist der „Brenner“'. Er besteht 
aus einer Röhre aus geschmolzenem 
Quarz, An den beiden Enden der Röhre 
befinden sich Kammern ans Quarz, die 
mitQuecksilber gefüllt sind. Im übrigen be- 
gitzl.der Ötenner Vakuum- Zur Herstellung ; 
der Röhre wurde Quarz verwendet, da er im 
Gegensatz zum ülas auch für Strafften kürzerer Wellenlänge gut 
durchlässig ist. In die beiden Quecksilberkammem,dieauch Polgefäße 
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genannt werden, münden zwei Elektroden. Die Einschmelzstellen, 
durch die die Elektroden eingeführt werden, sind die empfind¬ 
lichsten Teile der Quarzlampe. Dies wird leicht verständlich, 
wenn man bedenkt, daß Quarz einen sehr geringen, Metall aber 
einen großen Ausdehnungskoeffizienten besitzt. Das Metall droht bei 
Erwärmung die Einschmelzstellen zu sprengen. Erst nach langem 
Suchen wurde eine Legierung gefunden, deren Ausdehnungs¬ 
koeffizient dem des Quarzes praktisch gleichkommt. Da sich 
Metall beim Erhitzen immer leicht oxydiert, werden die Elektroden 
in das Quecksilber selbst eingesenkt, das nun einerseits Kathode, 
andererseits Anode ist. Die Schliffstellen werden mit Quecksilber 
und etwas Zement abgedichtet. 

Die Lichtausbeute einer Quarzlampe wird durch den mittleren 
Dampfdruck, der im Brenner herrscht, bestimmt. Der Brenner 
besitzt, solange er außer Betrieb und kalt ist, im Inneren Unter¬ 
drück. Sobald der elektrische Strom durchfließt, wird Wärme 
erzeugt, der Druck des entstandenen Quecksilberdampfes steigt 
entsprechend der Wärmezufuhr. Die Abdichtung muß also zwei 
entgegengesetzten Anforderungen genügen, das eine Mal dem 
äußeren Luftdruck, das andere Mal dem inneren Dampfdruck. 

Der Brenner ist daher vor jeder starken Erschütterung sorg¬ 
fältig zu schützen. 

Sehr wichtig ist, daß der elektrische Strom an die richtigen 
Polgefäße angeschlossen wird. Der Dampfdruck wird nämlich 
durch die Wattbelastung, d. h. durch die Wärmezufuhr, bestimmt. 
Für eine zweckmäßige Unterteilung der Wärmezufuhr und Ab¬ 
kühlung werden die Oberflächen der negativen und positiven 
Polgefäße nach dem Kathoden- zum Anodenfall bemessen. Bei 
einer Verwechslung der Pole tritt aber eine unzweckmäßige Ver¬ 
teilung der Wärme ein und der Brenner wird bald zerstört. 

Die Zündung des Brenners erfolgt durch flüssigen Kontakt 
des Quecksilbers, was dem festen Kontakt der Kohlenstifte bei 
der offenen Bogenlampe entspricht. Das positive Polgefäß wird 
gehoben, das negative gesenkt. Sobald die Zündung stattgefunden 
hat, wird der Brenner in seine ursprüngliche Lage zurückgebracht. 
Das Kippen kann mit der Hand oder automatisch geschehen. Die 
Industrie liefert Quarzlampen mit einem Werk für automatisches 
Kipperf. Der Vorgang der Stromverteilung und mechanischer 
Werktätigkeit ist folgender. Der negative Strom tritt durch o ein 
und läuft über die Widerstände e und die Drosselspule d zu dem 
Solenoid g. Dadurch wird die Zugstange i in die Höhe gehoben. 
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Mit dem nach p fließenden Quecksilber gelangt der Strom, der 
von p aus nach s läuft, zu der positiven Klemme -f. Der Haupt¬ 
strom ist geschlossen. Unterdessen hat die Drosselspule d den 
Anker b angezogen, wodurch der Nebenstrom dauernd unterbrochen 
wird. Die elektrische Zugkraft in g wird aufgehoben. Die Zug¬ 
stange i sinkt in ihre Anfangslage zurück, somit auch der Brenner. 
Der Eisenwiderstand e hat den Zweck, die hohe Stromstärke beim 
Anlassen der Lampe in mäßigen Grenzen zu halten. Durch den 
hohen Anfangsstrom in schwache Rotglut versetzt, himmt der Wider¬ 
stand um ein Mehrfaches seines Wertes zu. Der Widerstand e' 
ist einem Gleitkontakt / regulierbar uiid dient dazu, die Strom¬ 
zufuhr der Netzwandung anzupassen. 

Die prismatische Zerlegung des Lichtes. 

Nachdem wir uns etwas länger bei der Quarzlampe, die von 
allen Teilen der Beleuchtungsvorrichtung die größte Sorgfalt ver¬ 
langt, verweilt haben, wollen wir uns bei den übrigen, einfacheren 
Teilen kürzer fassen. Dies dürfte schon deshalb zulässig sein, 
weil die gesamten optischen Hilfsmittel in festem' Aufbau von 
der Firma Carl Zeiß in Jena geliefert werden, ihre Handhabung 
einfach ist und daher keine langen Ausführungen erfordert. 

Die Quarzlampe ist in ein lichtdichtes Gehäuse eingebaut. 
Nur durch eine runde Öffnung, in die der Vorderteil des Kon¬ 
densors eingeschoben wird, kann Licht nach außen gelangen. 
Die Strahlen treffen auf einen Spalt, der durch ein feines Schrauben¬ 
getriebe geöffnet oder enggehalten werden kann (Abb. 1, d). Das 
durch den Spalt austretende Licht wird durch einen Kollektor t 
auf zwei Prismen e und s gelenkt. Die Prismen stellen wir in 
einem Abstand von etwa 30 cm vom Spalt auf, den Kollektor 
zwischen den Prismen und dem Spalt. Der Kondensor b, Kol¬ 
lektor t und die beiden Prismen e und 5 sind aus Quarz, da Glas 
die kurzwelligen Strahlen nicht durchläßt, wie bereits erwähnt 
wurde. Die beiden Prismen zerlegen das polychrome Licht in 
ein Spektrum r—u. Dieses Spektrum zeigt eine Reihe von Linien, 
die gemäß der Wellenlänge der Strahlen mit größeren Zwischen¬ 
räumen sich aneinanderreihen. Die Dunkelzonen entstehen, wenn 
der Spalt eng gehalten wird. Die einzelnen Linien sind dann sehr 
schmal und deutlich. Sobald der Spalt geöffnet wird, breiten sich 
die Linien aus und fließen ineinander Uber. Halten wir aber den 
Spalt zunächst eng und lassen die farbigen Linien auf einen 
weißen Schirm u—i fallen, etwa auf ein großes Blatt Papier, den 
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wir in wenigstens ungefähr zwei Meter Abstand von den Prismen 
aufstellen. Wir werden sehen, daß nur einige Linien, aber nie 
alle zugleich scharfe Ränder aufweisen. Verschieben wir den Kon¬ 
densor etwas, das eine Mal in der Richtung gegen den Spalt. Wir 
werden feststellen, daß die Linien kürzerer Wellenlänge, wie die 
blauen oder violetten schärfer werden. Bringen wir den Kondensor 
aber den Prismen etwas näher, dann erhalten die Linien großer 
Wellenlänge scharfe Ränder. Auf dem Bogen Papier, der uns 
bisher als Schirm diente, werden wir die meisten ultravioletten 
Linien nicht zu Gesicht bekommen oder vielleicht nur die erste, 
starke Linie, die nicht weit ab von der schwachen violetten Linie 
liegt. Diese, wie die anderen ultravioletten Linien werden wir 
jedoch sehr deutlich mit einem Schirm, der' mit Sidotblende 
(Zinksulfid) überzogen ist, erkennen können. Der Schirm leuchtet 
dort, wo die ultravioletten Strahlen auffallen, in gelbgrünem 
Licht hell auf. Den einzelnen ultravioletten Linien verleihen 
wir scharfe Ränder, indem wir- den Kondensor durch Versuch in 
die zweckmäßige Stellung bringen. 

Welchen ultravioletten Strahlen haben wir nun unsere beson¬ 
dere Aufmerksamkeit zn schenken? Es sind zwei Linien, die nach 
der Wellenlänge ihrer Strahlen bezeichnet werden. Es sind die 
Linien von ,‘> = 365 nn und 313 nn. Die letztgenannte Linie hat 
zwei Trabanten kürzerer Wellenlänge zu ihrer Seite. Die Linien von 
# = 365 und 313 pn sind leicht zu erkennen, da sie die stärksten 
des ganzen ultravioletten Spektrums sind. Auf dem Phosphoreszenz¬ 
schirm könnte man die schwache violette Linie vielleicht mit einer 
ultravioletten Linie verwechseln. Die violette Linie wird durch 
starkes Phosphoreszenzlicht, das sie erzeugt, fast überdeckt. Auf' 
dem Papierschirm wird man sie aber leicht an ihrer Eigenfarbe 
wiedererkennen. 

Neben der violetten Linie bemerken wir auf dem Phos¬ 
phoreszenzschirm eine schwache ultraviolette. In einigem Abstand 
finden wir dann die kräftige Linie von # = 365//,u. In größerem 
Abstand erscheint die Linie von # = 313 pp, schon an ihren beiden 
schmäleren, aber doch kräftig leuchtenden Trabanten zu erkennen. 
Zwischen den Linien von # = 313 und 365 pp etwa in der Mitte 
befindet sich wieder eine schwache ultraviolette Linie. 

Die beidefi Linien von # = 313 und 366 pu können wir be¬ 
sonders leicht an ih#en verschiedenen Vermögen, Glas zu durch¬ 
dringen, unterscheiden. Halten wir eine 2 mm dicke Glasscheibe 
vor den Leuchtschirm. An der Einfallstelle der Linie von #=365 pp 
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werden wir nur eine mäßige Verringerung der Phosphoreszenz 
bemerken. Anders bei der Linie von # = 313 pp. Diese klingt 
sofort deutlich ab, um dann allmählich fast ganz auszulöschen. 

Öffnen wir nun den Spalt langsam. Die beiden Trabanten 
der Linie von #«=313 pp gehen ineinander über und bilden ein 
Band, das schließlich mit dem der Linie von #=365^* zusammen¬ 
trifft. Nun machen wir Halt. Die beiden Bänder dürfen nicht 
ineinander übergehen. Unser Untersuchungsobjekt wird nämlich 
auch einen Teil der ultravioletten Strahlen reflektieren. Diese ' 
würden durch das Objektiv in die Kamera gelangen. Dies muß 
verhindert werden. Die Strahlen von # = 313 /#/* werden durch 
das Glas des Objektivs der Linsen, zurückgehalten. Die Strahlen 
von # = 365 pp dagegen durchlaufen leicht die Linsen des Ob¬ 
jektivs und würden die Platte verschleiern. Wir dürfen also keine 
Strahlen von # = 365 pp auf das aufzunehmende Objekt gelangen 
lassen. 

Allerdings kann man auch die Strahlen von # = 365 pp zu 
Fluoreszenzaufnahmen benutzen. Dann muß vor das Objektiv 
ein Filter gebracht werden, das die ultravioletten Strahlen ab¬ 
sorbiert, die Fluoreszenzstrahlen, die bereits wieder dem sicht¬ 
baren Spektrum angehören, aber ohne merkbare Einbuße durchläßt. 
Dazu dienen Flüssigkeitsfilter. Feste, farblose und durchsich¬ 
tige Körper, die diese Aufgabe in gleichem Maße erfüllen, sind 
nicht bekannt. Von den flüssigen Ultraviolettabsorptionsfiltem 
ist folgendes wegen seiner Haltbarkeit an erster Stelle zu empfehlen. 
Man löst 0,5 g Triphenylmethan in 70 ccm absolutem Alkohol und 
gibt die Lösung in eine Küvette von 5 mm Tiefe. Dieses Filter, 
wie alle anderen, läßt noch einen kleinen Teil der ultravioletten 
Strahlen durch, der für gewisse Zwecke aber nicht stört. Für 
forensische Aufnahmen empfehlen sich solche Strahlen meist nicht. 
Sie vermögen kein so vollkommenes Fluoreszenzbild zu liefern 
wie die Strahlen von # = 313 pp. Die Strahlen von # = 365 pp 
durchdringen nämlich noch leicht geringe Schriftspuren und er¬ 
regen die Papierfaser, die die Tintenreste trägt, zur Fluoreszenz. 
Ein photographischer Unterschied zwischen Papierfaser und Tinten¬ 
rest kommt dann nicht zustande. Aus diesem Grunde ist die 
Linie von # — 313 pp fast ausschließlich zu benutzen. Ihre Strahlen 
werden durch Tintenreste kräftig absorbiert. Natürlich gibt es 
auch hier Grenzen. 

Wenn wir nun auf dem Phosphoreszenzschirm noch die anderen 
Linien durchmustern, die unter der Linie von #—313 pp liegen, 
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so finden wir noch ein paar stärkere, ln ganz verzweifelten und 
sehr wichtigen Fällen kann man ihre Benutzung noch versuchen, 
da das Absorptionsvermögen mancher Substanzen bis zu einem 
gewissen Grade mit der Abnahme der Wellenlänge zunimmt. 
Selten werden sie aber irgendeinen Vorteil, bieten. 

Der Phosphoreszenzschirm kann durch den viel billigeren 
Fluoreszenzschirm ersetzt werden. Dieser ist allerdings nicht so 
haltbar, neu leuchtet er aber vorzüglich. Man kann ihn selbst 
herstellen und tränkt zu diesem Zweck weißes Filterpapier mit 
einer Lösung von wenig Fluoreszeinnatrium in Wasser, dem man 
etwas Glyzerin beigibt. 

Objektiv und lichtempfindliche Platte. 

Die Fluoreszenzerscheinungen sind meistens nicht sehr kräftig. 
Für die photographische Aufnahme wendet man daher zweckmäßig 
alle Mittel an, durch die die Exposition möglichst herabgesetzt 
werden kann. Die erhebliche Einsparung an elektrischem Strom, 
die dadurch erzielt wird, sowie die geringere Abnutzung der Quarz¬ 
lampe lassen es ratsam erscheinen, sich schon bei der Anschaffung 
der Apparate in dieser Hinsicht vorzusehen. Dies gilt an erster 
Stelle für das Objektiv. Es soll bei bester sphärischer, anastig¬ 
matischer und chromatischer Korrektion möglichst lichtstark sein. 
Für naturgroße Aufnahmen empfehlen sich daher nur gute Ana- 
stigmate mit einem Öffnungsverhältnis von / — 4,5 oder höchstens 
/=5,6. Wenn für etwas* stärkere Vergrößerungen Spezialobjek-- 
tive benutzt werden müssen, bevorzuge man die besten und licht¬ 
stärksten Typen. Auch der Gewinn an Zeit macht die größeren 
Ausgaben für gute Objektive bald lohnend. Eine weitere Ab¬ 
kürzung der Exposition wird mit höchstempfindlichen Platten, wie 
der Ultra-Rapidplatte von Hauff, erreicht. 

Die Untersuchungsobjekte. 

Viele organische und eine Reihe anorganischer Substanzen 
fluoreszieren unter dem Einfluß ultravioletter Strahlen. Diese 
Eigenschaft kommt daher auch vielen forensischen Untersuchungs¬ 
objekten zu. 

Wir wollen unsere Betrachtungen aber nur auf Schriftstücke, 
bzw. Papier und Tinte beschränken. 

Das neue Verfahren war ursprünglich, wie bereits erwähnt, 
für die Aufnahme der Palimpseste bestimmt und hat dort zuerst 
seine Erfolge erzielt. Das echte Pergament der vergangenen Jahr- 
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hunderte besitzt eine lockere, faserige Struktur. Die Tinte kann 
auch in die tieferen Schichten eindringen. Eine Radierung wird 
zwar den oberen, schwarzen Tintenkörper entfernen, erreicht aber 
die tieferliegenden farblosen Eisen- oder Tanninverbindungen u. dgl. 
nicht so leicht. Die Fluoreszenz des Pergamentes ist kräftig, die 
der Tintenreste fast null. 

Das Papier der modernen Schriftstücke fluoresziert meist in 
viel geringerem Maße. Der Tintenkörper sitzt gewöhnlich nur 
auf der Oberfläche des Papiers und kann leicht vollständig ent¬ 
fernt werden. Was die Fluoreszenz daher zum Vorschein bringen¬ 
kann, sind solche Bestandteile der Tinte, die etwas tiefer in das 
Papier einsinken, z. B. freie Säuren, die den modernen Tinten 
meist im Überschuß beigegeben werden. Ähnfich verhalten sich 
Gerbsäure, Tanninverbindungen, organische Säuren u. dgl., die 
sich in den Tinten häufig vorfinden. Kleine Mengen solcher Sub¬ 
stanzen sind mit dem bloßen Auge nicht zu erkennen, werden 
aber durch Nichtfluoreszenz im fluoreszierenden Planum photo¬ 
graphisch darstellbar. 

Die Erfahrung hat nun im allgemeinen gelehrt, in welchem 
Maße die modernen forensischen Schriftstücke einen Erfolg ver¬ 
sprechen. Läßt ein Schriftstück bereits mit den bisher bekannten 
Verfahren das Vorhandensein von Schriftspuren erkennen, aber 
in einer für die forensische Beurteilung nur ungenügenden Weise, 
so darf man von der Fluoreszenz wirksame Hilfe erwarten. In 
anderen Fällen muß man seine Erwartungen stufenweis mäßigen. 

Zu den schwierigen Objekten der iorensischen Untersuchung 
gehören, radierte Blei- und Tintenstiftstriche. Bei Bleistiftstrichen 
steht ihre Existenz mit der Sichtbarkeil in engem Zusammenhang. 
Die Hoffnungen sind also vielfach gering. Anders bei Tintenstift¬ 
schrift. Die mechanische Radierung schafft auch hier ungünstige 
Verhältnisse. Wurde die Tintenstiftschrift aber auf eine andere 
Weise getilgt — was dem Fälscher erhebliche Vorteile bringen 
kann —, so steigen die Aussichten erheblich. Dies lehrt folgendes ■ 
Beispiel bestens (Abb. 3). 

Aus der Zahl 3,79 M. wurde das Komma entfernt. Das Papier 
war ziemlich glatt. Der Vorversuch einer mechanischen Radierung 
an einer anderen Stelle hatte den Urheber gelehrt, daß ein solcher 
Eingriff an der Aufrauhung des Papiers zu erkennen wäre. Vor 
allem wurde er sich bewußt, daß eine solche mechanische Ra¬ 
dierung im Falle der Entdeckung als ein freiwilliger Eingriff be¬ 
trachtet würde. Er zog es daher vor, das Komma mit einem 
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Bleichmittel vorsichtig zu entfernen. Im Falte der Entdeckung 
konnte er dte Behauptung aufsteilen, durch Zufall seien Tropfen 
irgendeiner Lösung auf das Papier gefallen, Ja, er konnte sogar 


utäll bei der Verrechnung selbst in Irrtum 
Der Fälscher stellte die Existenz eines 


geführt worden zu sein 
solchen Kommas aber überhaupt in _ 

mit war auch der Abstand jrwisdsen 
zwischen. 7 and 9. 

allgemeinem Scttreihhratich wird ein 
solcher gröberer Abstand nur für die 

Nicht selten soll hei forensischen 
Umersuehuhgeri auch tiber eite Identität 

bzw. Unterschied von Fapicfsorteo Aul- .'' " 

schksß.gegeben'werden, Es soll ?.nni Bei- Ahb, -t 

spiel restgesiellt werben, ob das- Papier 

von anonymen Briefen das gleiche ist, ob ein aus einem Geschäfts¬ 
buch entferntes Blatt der gleichen Softe angehört wie der übrige 
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Teil des Buches. Wenn die gebräuchlichen Methoden der mikro¬ 
skopischen Untersuchung versagen, wird man nicht selten mit der 
Fluoreszenzphotographie zum erwünschten Ziele kommen. Meist 
genügt eine naturgroße oder schwach vergrößerte Aufnahme, um 
nicht nur Gesamtunterschiede der Fluoreszenz, sondern öfters auch 
einzelne Fasern, die besonders leuchten, deutlich zum Ausdruck 
zu bringen. 

In unserem Beispiel (Abb. 4) zeigt der Papierstreifen A eine 
ganz andere Faserung als der Streifen B. Dieser hat durch die 
Fluoreszenz noch einen vollständig unsichtbaren und nicht ge¬ 
ahnten Fingerabdruck dem erstaunten Auge zu erkennen gegeben. 
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Der Raubmord im Hotel Bristol in Wien. 

Von 

Dr. Erweiti Ritter von Höpler, Hbfrat und Leitendem Erstem Staatsanwalt in Wien. 

Mit einer Abbildung. 


In den Nachmittagsstunden des 23. Mai 1918 wurde im Hotel 
Bristol im I. Bezirk in Wien an der Gesellschafterin Julie Earl ein 
Raubmord verübt, der nach durchgeführter gerichtlicher Vorunter¬ 
suchung unter dem 2. Juli 1918 die folgende gegen: 

I. Kuri Franke, geboren am 22. Mai 1901 in Wien, dahin 
zuständig, katholisch, ledig, Praktikanten der Ersten öster¬ 
reichischen Allgemeinen Unfallversicherungs-Gesellschaft 
in Wien, zuletzt wohnhaft in Wien IX, Wasagasse 52, un¬ 
bescholten, 

II. Emo Davit, geboren am 14. Februar 1888 in Mailand» dahin 
zuständig, katholisch, verheiratet, Beamten der Ersten öster¬ 
reichischen Allgemeinen Unfallversicherungs-Gesellschaft 
in Wien, zuletzt wohnhaft in Wien V, Nikolsdorfer Straße 31, 
angeblich unbescholten, 

erhobene Anklageschrift auslöste: 

1. Kurt Franke und Emo Davit haben vom August 1917 bis 
in den März 1918 in Wien die nachverzeichneten Personen und 
Firmen durch listige Vorstellungen und Verfälschung von Privat¬ 
urkunden, nämlich durch Vorweisung verfälschter Behebungsscheine 
und Vollmachten in Irrtum geführt, wodurch die Erste österreichische 
Allgemeine Unfallversicherungs-Gesellschaft in Wien an ihrem 
Vermögen einen Schaden in nachfolgend verzeichneter Höhe er¬ 
leiden sollte: 

(folgen 30 Namen mit einem Gesamtschaden im Betrage von 7346 K). 

2. Emo Davithabe am 11. Januarl918in Wien um seines Vorteiles 
willen aus dem Besitze und ohne Einwilligung des Fortunato Frei¬ 
herrn von Vivante fremde bewegliche Sachen, nämlich eine goldene 
Schweizeruhr samt goldener Kette im gerichtlichen Schätzwerte 
von zusammen 1860 K entzogen. 

8 * 
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3. Kurt Franke habe am 23. Mai 1918 in Wien gegen Julie 
Earl in der Absicht, sie zu töten und fremde, bewegliche Sachen, 
nämlich eine dem Ehepaar Fortunat und Emma Freiherm v. Vivante 
gehörige Handtasche mit kostbarem Schmuck und etwa 50000 K 
Bargeld mit Gewalttätigkeit gegen die Person an sich zu bringen, 
tückischerweise durch einen Keulenschlag, Drosseln und Durch¬ 
schneiden des Halses auf solche Art gehandelt, daß daraus der 
Tod der Julie Earl erfolgte. 

4. Emo Davit habe im Jahre 1918 in Wien den Kurt Franke 
zur Verübung der unter 3. beschriebenen Übeltat durch Anraten, 
Unterricht, Befehl und vorher besprochene tätige Hilfeleistung vor, 
bei und nach der Tat gedungen und bestellt. 

5. Kurt Franke habe am 23. Mai 1918 in Wien die von Emo 
Davit gestohlene, unter 2. erwähnte Uhr im gerichtlichen Schätz¬ 
werte von 1600 K verhehlt, es sei ihm aus dem Werte der Sache 
bekannt gewesen, daß der Diebstahl auf eine Art begangen wurde, 
die ihn zum Verbrechen eignet. 

Hierdurch haben begangen: , 

Kurt Franke das Verbrechen des Betruges nach § 197, 200, 
201 a St.G., das Verbrechen des tückischen Raubmordes nach § 134, 
135 Z. 1 und 2 St.G. und das Verbrechen der Diebstahlsteilnehmung 
nach § 135, 136a und b St.G., strafbar nach § 136, 52 St.G. 

Emo Davit das Verbrechen des Betruges nach § 197, 200, 
201 a St.G., das Verbrechen des Diebstahls nach § 171, 173 St.G. 
und das Verbrechen des bestellten tückischen Raubmordes nach 
§ 134, 135 Z. 1, 2, 3 St.G. strafbar nach § 136 St.G. 

Aus den Anklagegründen und dem Beweisverfähren der am 
5., 6. und 7. August vor dem Wiener Geschworenengerichte durch- 
geführten Verhandlung ergibt sich nachstehender Sachverhalt: 

Zwischen */ 2 und S / 4 Ö Uhr nachmittags des 23. Mai 1918 hatte 
der Tapezierer Franz Unsowsky auftragsgemäß in dem Zimmer 
Nr. 51 des Hotels Bristol, I, Kärntner Ring 7 eine Fensterschnur 
einzuziehen. Unter Begleitung des Stubenmädchens Marie Schuttes 
begab er sich zu der Zimmertür und beide traten, da auf ihr 
Klopfen nicht aufgemacht worden war, durch die nicht versperrte 
Türe ein. Zu ihrem Entsetzen bemerkten sie hinter dem das 
Nebenzimmer abtrennenden Türvorhang eine Frauenleiche, die in 
einer großen ausgebreiteten Blutlache lag. Sie verständigten sofort 
die Hoteldirektion; um 3 I*5 Uhr nachmittags wurde die Anzeige 
erstattet und vor 5 Uhr begannen bereits die behördlichen Er¬ 
hebungen, welche folgendes Ergebnis hatten: 
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Im Halbstocke des alten Hauses des Hotels Bristol hatten 
seit längerer Zeit der Bankdirektor Fortunato Freiherr von Vivante 
und dessen Gattin die Wohnung Nr. 51 und 52 gemietet. Die 
bewohnten Räume bestehen aus drei Zimmern und einem Bade¬ 
zimmer. Vom Gang aus gelangt man in einen Salon, welcher 
linker Hand zum Schlafzimmer des Ehepaares führt, aus welchem 
durch das Badezimmer ein zweiter Ausgang zur Verfügung steht. 
Rechts vom Salon stößt ein Zimmer an, das keinen eigenen Aus¬ 
gang hat und von der seit 16 Jahren bei Vivante beschäftigten 
Gesellschafterin Juliane Earl bewohnt wurde. Die von diesem 
Zimmer zum Salon führende Zwischentür ist ausgehängt und durch 
einen Türvorhang ersetzt. In diesem rechts vom Salon befind¬ 
lichen Zimmer lag die Leiche der sofort von den Hotelbediensteten 
erkannten Julie Earl, mit dem Kopf in der Richtung gegen die 
Türe in einer ausgedehnten Blutlache; sie zeigte am Kopfe eine 
Hiebwunde, der Hals war mit einer Schnur und noch einer darüber 
gewickelten Gurte eng umwunden, der Kehlkopf scharf durch¬ 
schnitten. In der Nähe der Leiche wurde eine weiße Frauenbluse, 
mit der offenbar versucht worden war, die Blutlache aufzuwischen, 
ferner ein Schlüsselbund und eine mit Eisen beschlagene hölzerne 
Schwungkeule vorgefunden, deren Stiel Blutspuren zeigte. Am 
Fußende der Leiche Jag ein geöffneter Reisekorb. 

Nach l j*5 Uhr nachmittags noch war die Ermordete von der 
Kassiererin Paula Horvath und der Telephonistin Mizzi Berger ge¬ 
sehen worden. Sie hatte aus dem von Vivantes gemieteten Panzer¬ 
fach des Hotels, wie dies schon öfter vorher geschehen war, eine 
aus braunem Krokodilleder gearbeitete Handtasche in die Wohnräume 
getragen und sich hierbei geäußert, sie müsse sich beeilen, da sie 
zu einer Jause gehe, und werde die Tasche sofort wieder zurück¬ 
bringen; infolgedessen war seitens der Hotelbediensteten das 
elektrische Licht in dem Depotraume nicht erst abgedreht worden. 
Die lederne Tasche war jedoch in das Panzerfach nicht zurück¬ 
gebracht worden und fehlte auch bei der behördlichen Nachschau. 
Es lag daher ein Raubmord vor. 

Nach dem Gutachten der Gerichtsärzte- ist Julie Earl zunächst 
an Überschwemmung der Lunge durch eingeatmetes Blut, welches 
aus den Schnittwunden des Halses herrührte, eines gewaltsamen 
Todes gestorben. Vorher war sie kräftig gedrosselt worden, wo¬ 
durch außer der Dunstung des Gesichtes auch zahlreiche Er¬ 
stickungsblutungen in der Gesichtshaut, den Bindehäuten 1 der 
Augenlider, der Schleimhaut des Rachensund Kehlkopfes entstanden 
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waren. Außerdem zeigte die Leiche in der linken Scheitelgegend 
eine den Knochen bloßlegende Rißquetschwunde, die offenbar durch 
einen Schlag mit der am Tatorte gefundenen Keule enstanden war 
und zur Betäubung der Verletzten geführt hatte. Die Gerichts¬ 
ärzte erklären, daß der Keulenschlag der erste Angriff gewesen 
und der Drosselung vorangegangen sein müsse. Der noch febenden, 
aber infolge der Erstickungserscheinungen bewußtlosen Julie Earl 
sei dann der Hals anscheinend mit einem Rasiermesser durch¬ 
schnitten wordenv 

Nach diesen Erhebungen war es klar, daß für die Verübung 
der Tat nur ein verhältnismäßig kurzer Zeitraum von etwa ‘/i Stunde 
zur Verfügung gestanden hatte, und daß als Täter nur Personen 
in Betracht kommen konnten, die mit den Haus- und Vermögens¬ 
verhältnissen der Eheleute Vivante wohl vertraut waren. 

Die zunächst eingeleitete Forschung, ob nicht eine fremde 
oder verdächtige Person in der Tatzeit in der Nähe der Hotel¬ 
zimmer gesehen worden sei, führte dazu, daß mehrere Hotel¬ 
bedienstete erklärten, gegen 1 j* 5 Uhr nachmittags einen entfernten 
Verwandten der Freifrau von Vivante, den Versicherungsbeamten 
Emo Davit gesehen zu haben, der nahezu täglich seine Verwandten 
im Hotel zu besuchen pflegte. Der Zimmerkellner Rupert Pfeifer 
glaubte auch bemerkt zu haben, daß Davit anläßlich der Begegnung 
um die fragliche Zeit eine gewisse Unsicherheit an den Tag legte; 
er bestätigte ebenso wie der Kellner Gustav Semin, daß Davit 
einen Überzieher über den Arm trug. 

Es wurde weiter erhoben, daß Julie Earl sich geäußert habe, 
sie würde an dem fraglichen Tage mit Emo Davit in den Kaiser¬ 
garten gehen, und daß sie vorher wiederholt habe verlauten lassen, 
Emo Davit habe von ihr Geld verlangt. 

Während dieser an Ort und Stelle stattfindenden Erhebungen 
wurde um etwa 7 Uhr abends gemeldet, daß Emo Davit in der 
Nähe des Hotels mit einer Dame gesehen worden sei. Es erfolgte 
seine Vorführung: da fiel es gleich auf, daß er keinen Überzieher 
bei sich trug, und seine Behauptung, er habe diesen im Bureau 
zurückgelassen, wurde durch die sofort eingeleiteten Erhebungen 
widerlegt. Davit behauptete, den üblichen Besuch seiner Ver¬ 
wandten beabsichtigt zu haben und wies darauf hin, daß er seit 
3 't 5 Uhr in Begleitung seiner Bureaukollegin Hedwig Reis im 
Kaffee Europe auf dem Stefansplatz gewesen sei und um etwa 
1/4 5 Uhr im Kaufhause Neumann in der Kärntner Straße einen 
Lüsterrock gekauft habe. Diese Behauptungen erwiesen sich als 
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richtig, doch hatte der Kauf des Lüsterrockes unter Umständen 
stattgefunden, die auf eine gewisse Eile, sowie darauf den Schluß 
gestatteten, daß es dem Käufer nicht so sehr um den Kauf als 
um etwas anderes, allenfalls die Festlegung seiner Anwesenheit, 
zu tun gewesen sei. 

Im Gegensatz zu diesem auffälligen Umstand schien jedoch 
der von Davit geführte Abwesenheitsbeweis geschlossen (vergleiche 
nebenstehende Skizze) und auch die über Davit eingeholten ersten 
Auskünfte waren derart günstig, daß ihm eine Beteiligung an 
einem Raubmord nicht zuzumuten war. 

Davit wurde von seinen Bureaukollegen bestens beleumdet 
und als ruhiger, fleißiger Beamter geschildert, der in bescheidenen 
und geordneten Verhältnissen lebe und an seinen reichen Ver¬ 
wandten Vivante eine mächtige Stütze habe. 

, i U U kJ 

LIü uLjlju 

Kärnthnerstrasse _ rn 

nnnnn^n 11 

Erklärung: 

A und B Hotel Bristol; A neues, B altes Haus. 

C Kleiderbaus, in dem der Kauf des Lüsterrockes stattfaud. 

D Kaffee Europe (Stelldichein mit Hedwig Reis). 

E Spielwarengeschäft, in dem die Keule gekauft wurde. 

Am 23. Mai hatte er in den ersten Nachmittagsstunden plan¬ 
gemäß eine Gesangsstunde genommen und war dann im Bureau, 
aus dem er sich, wie gewöhnlich, nach 3 /4 4 Uhr entfernte. Als seine 
Bureaukollegin Hedwig Reis gegen 5 Uhr nachmittags verab¬ 
redungsgemäß in dem auf dem Stefansplatz gelegenen Kaffee 
Europe ankam, erwartete sie bereits Davit zeitunglesend: beide 
blieben bis etwa V* 6 Uhr und gingen dann in der Richtung zum 
Hotel Bristol, wo Davit täglich um diese Stunde seine Ver¬ 
wandten aufzusuchen pflegte, um mit ihnen gemeinsam zu nacht¬ 
mahlen. 

Niemandem war bei Davit irgendeine Unruhe oder Aufregung 
aufgefallen; er hatte in der Gesangsstunde schön und in bester 
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Stimmung gesungen und die Unterhaltung mit Hedwig Reis be¬ 
wegte sich in den gewohnten Bahnen. 

Außer diesen Umständen, die gegen eine Beteiligung Davits 
sprachen, kam auch noch die Tatsache zu seinen Gunsten in Be¬ 
tracht, daß am Tatort nicht eine einzige Fingerspur gefunden 
wurde, die auf ihn hingedeutet hätte. 

Trotzdem verdichteten sich die gegen Davit sprechenden Ver¬ 
dachtsgründe. Schon die Erhebungen über die Herkunft der Keule 
waren von großer Bedeutung. An dieser waren noch ganz deut¬ 
liche Aufzeichnungen zu sehen, die auf das Spielwarengeschäft 
Pohl in der Kärntner Straße hindeuteten und dort wurde er¬ 
hoben, daß die Keule wenige Wochen vorher von einem Manne 
gekauft worden war, dessen Beschreibung auf Emo Davit paßte. 
Die vernommenen Verkäuferinnen erkannten auch in Davit den 
Käufer. 

Durch die Aussage einer Schwester der Ermordeten wurde 
erhoben, daß Julie Earl sich wiederholt beklagt hatte, Davit ver¬ 
lange von ihr, sie möge die Tasche des Ehepaares Vivante aus 
dem Panzerfach holen und habe auch ausfindig gemacht, daß ein 
ihr zur Verfügung stehender Schlüssel auch zu jenem Kasten 
passe, in dem Emma v. Vivante den Panzerfachschlüssel aufzu¬ 
bewahren pflegte. Tatsächlich konnte festgestellt werden, daß ein 
von Julie Earl benutzter Schlüssel auch jenen Kasten sperrte, der 
den Panzerfachschlüssel enthielt. 

Außer dem Fehlen des Überziehers des Emo Davit war auch 
das Fehlen seines Wohnungsschlüssels ein Verdachtsgrund. Seine 
Behauptung, diesen Schlüssel in der Bureauschreibtischlade ver¬ 
gessen zu haben, erwies sich bei gepflogener Nachschau als un¬ 
richtig. Der schwerwiegendste Verdacht für die Täterschaft Emo 
Davits war jedoch ein bei ihm gefundenes Notizbuch, in dem sich 
der genaue Plan der von dem Ehepaar Vivante gemieteten Wohn- 
räume eingezeichnet fand, der Richtungspfeile enthielt, die den 
Weg in das Zimmer der Julie Earl und von da in den Gang an¬ 
zeigten und gerade jene Stelle des Zimmers in der Nähe des Tür¬ 
vorhanges markierten, an welcher der erste Überfall Earls statt¬ 
gefunden haben mußte. Daraus war einerseits die Beteiligung 
Emo Davits an dem Raubmorde sichergestellt, andererseits in Ver¬ 
bindung mit der bereits erwähnten Tatsache, daß irgendwelche 
Fingerspuren Davits am Tatorte nicht zu finden waren und auch 
die Blutspur an einem Handtuche, das im Badezimmer hing und 
vom Mörder zur Reinigung offenbar benutzt worden war, auf Dävit 
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nicht hinwiesen, der Schluß gerechtfertigt, daß Davit einen Ver¬ 
brechensgenossen hatte. 

Es wurde daher im Bekanntenkreise Davits geforscht und 
hierbei festgestellt, daß er mit einem um 15 Jahre jüngeren Bureau¬ 
kollegen. Kurt Franke in einem auffallend vertrauten Verhältnisse 
stand. Bei den nun weiter gepflogenen Erhebungen machte sich 
Kurt Franke dadurch besonders verdächtig, daß er im Besitze 
Davits Wohnungsschlüssels war, den er in der mittleren Lade des 
Bureauschreibtisches des Emo Davit gefunden haben wollte, ob¬ 
zwar vorher diese Schreibtischlade nach diesem Schlüssel ergebnislos 
genau durchsucht worden war. Franke suchte auch den Besitz eines 
Sparkassenbuches zu verschweigen und diese Lüge damit zu recht- 
fertigen, daß das Geld Emo Davit gehöre. Es wurden daher 
sowohl in der Wohnung Frankes als in seinem Bureauschreib¬ 
tisch Durchsuchungen vorgenommen, die zu einem vollen Erfolge 
führten. In der von Kurt Franke bewohnten Dachkammer fand 
sich in einem Korbe versperrt die geraubte Tasche mit dem 
geraubten Schmucke und der Überzieher Emo Davits; im Haus¬ 
keller wurde ein mit Blut befleckter Anzug Frankes, in seinem 
Bureauschreibtisch endlich etwa 44000 K Bargeld und ein Bar¬ 
betrag von einigen tausend Lire vorgefunden, so daß von dem ge¬ 
raubten Gute nur ein Geldbetrag von etwa 2000 K fehlte. 

Die Durchsuchung förderte aber auch eine kostbare Uhr zutage, 
welche im Januar 1918 dem Fortunato Frhr. v. Vivante aus seinem 
Bankbureau abhanden gekommen war. 

Auf Grund dieses Ergebnisses sah sich Kurt Franke ge¬ 
zwungen, sein bisheriges Leugnen aufzugeben und zu einepi 
Geständnis zu schreiten. 

Vor Wiedergabe dieses überaus wichtigen Vorbringens soll 
nur einiges über das Vorleben der beiden Beschuldigten und 
deren gegenseitiges Verhältnis mitgeteilt werden. 

Emo Davit ist ein Reichsitaliener und hat seine Erziehung 
teils in Udine, teils in Triest und Wien, woselbst er die Handels¬ 
akademie besuchte, erhalten. Er kam dann nach Hamburg als 
Volontär, von da als Korrespondent nach Udine und im Jahre 1910 
nach Como, wo er heiratete. Im selben Jahre noch wurde er 
nach Courtray in Belgien versetzt und reiste für ein Haus in den 
Jahren 1912 und 1913 in’ Südamerika. Von dort kehrte er nach 
Triest zurück und erhielt durch Fürsprache des Freiherrn von Vi¬ 
vante bei der Brünner Nebenanstalt der Ersten österreichischen 
Allgemeinen Unfallversicherungs-Gesellschaft in Wien eine An- 
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Stellung. Vivante ließ äuf seine Kosten dem Beschuldigten unter 
dem Titel einer Teuerungszulage eine Gehaltsaufbesserung zu¬ 
kommen. Nach den Erhebungen der Brünner Polizeibehörde 
führte Davit ein ziemlich leichtfertiges, verschwenderisches Leben 
und unterhielt, obwohl verheiratet und Vater eines Kindes, mit 
einer seither verstorbenen, verheirateten Frau ein Verhältnis. Auch 
der Frau eines Bureaukollegen hatte er nachgestellt. Im April 1915 
kam er nach Wien, wo er bei derselben Versicherungsgesellschaft 
tätig war. Zwischen Davit und dem Ehepaar Vivante besteht kein 
Verwandtschaftsverhältnis, eine entfernte Schwägerschaft mit Emma 
v. Vivante war jedoch die Quelle enger Beziehungen zwischen 
Davit und dem Ehepaar, welchem der Beschuldigte viele Wohl¬ 
taten dankte. 

Er selbst gibt zu, der Liebling des Ehepaares v. Vivante ge¬ 
wesen zu sein und begründete Aussicht gehabt zu haben, letzt¬ 
willig in sehr ausgiebiger Weise bedacht zu werden. Die Er¬ 
hebungen ergaben, daß Davit schon von seiner Jugend an in 
wirksamster Weise von Vivantes unterstützt und gefördert wurde; 
er war zu Abend täglicher Gast des Ehepaares, war im Jahre 1917 
von Vivantes zu Erholungszwecken nach Bad Gastein mitgenommen 
worden und konnte stets ausgiebigster Geldunterstützung durch 
das Ehepaar sicher sein. 

Nach den Erhebungen ist mit Recht anzunehmen, daß Emo 
Davit noch in Como kurz nach seiner Verehelichung durch Vi¬ 
vantes Hilfe aus einer überaus peinlichen und heiklen Lage befreit 
worden war. In Begleitung einer leichtsinnigen Frauensperson 
war er aus Como verschwunden und in der Bank, bei der Davit 
arigestellt war, hatten 7000 Lire gefehlt. Davits Vater reiste von 
Udine nach Triest, um dort von Fortunato Vivante die sofortige 
Ordnung dieser Angelegenheit zu erbitten, die auch erfolgte. 

Davit sucht die Sache als eine leichtsinnig gemachte private 
Schuld darzustellen, doch erscheint nach dem Vorgesagten die von 
einer gut unterrichteten Freundin des Hauses aufgestellte Behaup¬ 
tung, Davit habe Bankgelder angegriffen, weitaus glaubwürdiger. 

Daß die Ehe Davits keine glückliche war, kann nach dem 
Geschilderten nicht Wunder nehmen. Die Gattin des Beschuldigten 
war — angeblich wegen der Ernährungsschwierigkeiten — im 
Jahre 1917 von Wien nach Italien zurückgekehrt und Emo Davit, 
der auch in Wien im Rufe eines Frauenjägers stand, unterhielt — 
wie feststeht — zumindest mit zwei Mädchen Verhältnisse, deren 
eines ihm immerhin nennenswerte Kosten verursachte. 
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Was seine sonstigen Ausgaben anlangt, wurde testgestellt, 
daß Davit im großen und ganzen zurückgezogen lebte und gegen 
Ende April etwas über 2000 K für Kleider und Schuhe aus¬ 
gegeben hatte. 

Waren schon diese Erhebungen über das Vorleben des Be¬ 
schuldigten für diesen nichts weniger als günstig, so warf sein 
von gröbstem Undank getragenes Vorgehen seinen Wohltätern 
gegenüber die schwersten Schatten auf Davits Charakterbild. 

Er muß zugestehen, dem Fortunate v.Vivante am 11. Januar 1918 
eine kostbare Uhr samt Kette im gerichtlichen Schätzwerte von 
zusammen 1860 K gestohlen zu haben. Vivante hatte diese Uhr 
im Bureau vergessen und Davit ersucht, sie zu holen; dieser fand 
tatsächlich die Uhr, steckte sie jedoch ein und täuschte Vivante 
vor, sie nicht gefunden zu haben. Während er die Kette ver¬ 
pfändete, ist es zu einer Verwertung der Uhr offenbar nur deshalb 
nicht gekommen, weil Vivante sofort die Anzeige erstattete und 
den Verlust der durch ein emailliertes Wappen und Monogramm 
besonders gekennzeichneten Uhr auch in den Zeitungen ankün¬ 
digen ließ, was er Davit auch mitteilte. 

Davit steht auch im Verdachte, Emma von Vivante bestohlen 
zu haben. Dieser war im Spätherbst 1917 aus einer Handtasche 
eine den Barbetrag von mehreren hundert K enthaltende Geldtasche 
abhanden gekommen; Vivante hatte anläßlich eines Gespräches 
mit Emo Davit diese Geldtasche auf einem Tischchen liegen ge¬ 
lassen und Julie Earl hatte sie später an Ort und Stelle gebracht. 
Am nächsten Tage fehlte die Geldtasche samt dem darin ver¬ 
wahrten Gelde. Eine Anzeige wurde nicht erstattet. 

Unter Berücksichtigung dieser Tatsachen müssen auch folgende 
Umstände zu Ungunsten Davits gewertet werden: 

Einmal brachte er in dgs Bureau französische Geldmünzen, 
die er Kollegen, darunter auch Kurt Franke, verkaufte; über die 
Herkunft machte er verschiedene Angaben; einmal behauptete er, 
die Münzen von seiner Tante zum Geburtstag als Geschenk er¬ 
halten zu haben, das andere Mal bezeichnete er sie als sein Eigen¬ 
tum aus seinem Aufenthalt in Südamerika. 

Verwandte der Julie Earl bekräftigten als Zeugen, Earl habe 
sich wiederholt darüber beklagt, Davit verlange von ihr die Aus- 
folgung des Perlenhalsbandes der Emma v. Vivante; er wollte 
einige Perlen an sich nehmen, deren Abhandensein nicht auffallen 
werde, da er „gut Knoten machen“ könne. 

Kurt Franke ist der Sohn des früheren Anstreichermeisters 
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und späteren Geschäftsdieners und Hausbesorgers Anton Franke; 
er hat die Volks- und Bürgerschule durchgemacht; der Schulbericht 
hebt die große Intelligenz Frankes hervor, bezeichnet diesen aber 
als vorlaut, ungezogen, boshaft, verschlagen, nicht wahrheitsliebend 
und strenger Zucht bedürftig. Nach dem Schulbesuch war Franke 
zunächst in einer Druckerei tätig und seit Mai 1915 bei der Ersten 
österreichischen Unfallversicherungs-Gesellschaft als Praktikant an¬ 
gestellt. Während dieser seiner Dienstleistung besuchte Franke 
die Gremialhandelsschule. 

Zwischen Emo Davit und Kurt Franke knüpfte sich eine Be¬ 
kanntschaft an, die weit über den Rahmen des nach Stellung und 
Alter erklärlichen Verkehrs hinausging und von den Bureaukollegen 
um so auffälliger bemerkt wurde, als die beiden Beschuldigten 
wiederholt bei geheimnisvollem Tuscheln beobachtet wurden. Er 
begann mit gemeinsamen Spaziergängen, die sie in verschiedene 
Gasthäuser und auch in Freudenhäuser führten, wo Franke häufiger 
Gast war. 

Die vernommenen Zeugen schildern übereinstimmend den ver¬ 
derblichen Einfluß, den der vertraute Umgang mit Davit auf Franke 
ausübte^ war Franke früher fleißig, dienstbeflissen und zuvor¬ 
kommend, wurde er mit der zunehmenden Freundschaft Davits 
nachlässig, störrisch, trotzig, kleidete sich über seine Verhältnisse 
und protzte mit Geldbesitz. 

Tatsächlich verfügte Franke schon viele Monate vor dem Raub¬ 
mord über Geldmittel, die weit über seine redlichen Einnahmen 
hinausgingen; er kaufte teuere Schmuckstücke, brauchte viel in 
Gasthäusern und unterhielt mit einem Freudenmädchen ein Ver¬ 
hältnis. 

Seine Behauptung, er habe gemeinsam mit Davit mit Lebens¬ 
mitteln Schleichhandel getrieben upjl hierbei schön verdient, er¬ 
scheint völlig unglaubwürdig, denn er vermag nicht eine einzige 
Person zu nennen, von der er Lebensmittel bezogen oder der er 
solche verkauft; dagegen steht fest, daß Franke, der auch im 
Bureau die Ansicht verbreitete, Schleichhandel zu treiben, die 
Bitte einer Bureaukollegin, ihr Zucker zu verschaffen, mit der 
zugestandenermaßen falschen Ausrede ablehnte, er sei in seiner 
Tätigkeit entdeckt worden und könne daher nicht liefern. 

Den eigentlichen Grund des Vortäuschens von Schleichhandels¬ 
geschäften ergab alsbald die Untersuchung, die feststellte, daß 
Kurt Franke seit dem Sommer 1917 im Einvernehmen und in 
tätiger Mitwirkung mit Emo Davit die Erste österreichische All- 
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gemeine Unfallversicherungs-Gesellschaft dadurch geschädigt hatte, 
daß unberechtigt bei verschiedenen Personen, die mit der Anstalt 
im Geschäftsverkehr standen, Geld behoben und der Erlös aus 
dieser verbrecherischen Handlungsweise unter die beiden Beschul¬ 
digten geteilt wurde. 

Nach dem mit den Erhebungen übereinstimmenden Geständnis 
des Kurt Franke wurden diese Betrügereien folgendermaßen durch¬ 
geführt: Davit hat aus den ihm als Abteilungsvorstand vorgelegten, 
bereits bearbeiteten Abrechnungen solche ausgesucht, die nach 
der Höhe des Betrages und der in Betracht kommenden Partei 
zum Betrug besonders geeignet erschienen und übergab sie Franke. 

Dieser versah die Schriftstücke entweder mit der gefälschten 
Unterschrift des Inkassanten Wilhelm Taglang oder fertigte als 
Inkassanten einen tatsächlich nicht bestehenden F. Pohl. Die noch 
fehlende Unterschrift eines zweiten Beamten wurde, sei es dazu 
gefälscht, sei es mit der Unterschriftsstampiglie des Direktors 
Weißensteiner ersetzt, die Davit hinter Sperre zu halten hatte, aber 
zu diesem Zwecke zur Verfügung stellte. Ähnlich wurden die auf 
Pohl und Taglang lautenden Behebungsvollmachten nachgemacht, 
wozu Davit die nötigen Vordrucke beistellte. Mit diesen ver¬ 
fälschten Urkunden behob Franke im Laufe der Zeit bei den im 
Anklagesatze angeführten Personen und Firmen zusammen 4751 K 
50 h, welcher Betrag zwischen Davit und Franke geteilt wurde. 

Davit kann diese Betrügereien nicht in Abrede stellen, be¬ 
streitet jedoch in ganz unglaubwürdiger Weise das Maß seiner 
Beteiligung und die Höhe der entlockten Beträge. 

Er will erst verhältnismäßig spät sich an diesen Unredlich¬ 
keiten beteiligt haben und schiebt die in den ersten Monaten be¬ 
gangenen Entlockungen Franke allein zu. 

Für die Beurteilung des Charakters Davits ist auch dieses 
zugestandene Verhalten vernichtend, wenn bedacht wird, daß ihm 
der um 15 Jahre jüngere Franke Davit dienstlich unterstellt war. 

Die geschilderten Betrügereien beweisen aber auch, daß die 
Beschuldigten schon zu einer Zeit gemeinsam die Bahn des Ver¬ 
brechens betreten hatten, welche weit vor dem an Julie Earl be¬ 
gangenen Raubmord zurückliegt. 

Über den Werdegang der mit Davit bestandenen Beziehungen 
gibt Franke in wesentlicher Übereinstimmung mit Emo Davit fol¬ 
gendes an : 

Anfangs 1917 begann der Verkehr, der sich bis dahin nur in 
rein dienstlicher Form abgespielt hatte, sich auch auf das private 
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Gebiet zu erstrecken, wobei auch Bücher hin- und hergeliehen 
wurden. 

Davit erzählte besonders gern von seiner amerikanischen Zeit, 
-schilderte die dort angeblich herrschende Freiheit und die leichte 
Möglichkeit, rasch reich zu werden, in den grellsten Farben und 
wußte den jugendlichen Franke so zu begeistern, daß dieser Spanisch 
zu lernen begann, um auch nach Südamerika kommen zu können. 
Ob es richtig ist, daß Davit Franke gegenüber den Plan entworfen, 
sie würden in gelegener Zeit gemeinsam nach Südamerika fahren 
und Farmer werden, muß dahingestellt bleiben; Davit bestreitet 
diese Darstellung Frankes. 

Seit dem Herbst 1917 begann Davit seinen Freund Franke in 
die Verhältnisse des Ehepaares Vivante einzuweihen; er schilderte 
dessen Reichtümer, dessen Lebensgewohnheiten und sprach auch 
des öfteren von der Gesellschafterin Julie Earl. Er schilderte 
Franke den reichen Schmuck der Tante, den sie bei verschiedenen 
Anlässen anzulegen pflegte, beschrieb sogar die einzelnen Schmuck¬ 
stücke unter stetem Hervorheben deren Wertes und teilte auch 
Franke mit, daß dieser ganze Schmuck in einer Handtasche auf¬ 
bewahrt sei. 

Ungefähr im Februar 1918 erzählte Emo Davit dem Franke 
eines Morgens, er habe die vergangene Nacht schlaflos zugebracht, 
denn es sei ihm im Kopf herumgegangen, wie leicht man der 
unvorsichtigen Tante den kostbaren Schmuck wegnehmen und 
dadurch leicht reich werden könnte. Auf den Einwand Frankes, 
daß diese Unvorsichtigkeit denn doch nicht so gefährlich sein 
würde, bemerkte Davit, man müsse nur jemanden umbringen. In 
den nächsten Tagen kam Davit wieder auf die Möglichkeit des 
Reichwerdens zurück und bemerkte, man müsse die Tasche, in 
der das Vermögen seiner Tante sich befinde, von Julie Earl holen 
lassen. Dieser könnte man vorgeben, daß Davit das Testament 
seiner Tante sehen wolle, und sie dann umbringen. Davit kam 
nun wiederholt auf diesen Gegenstand zu sprechen und führte die 
Einzelheiten des Raubmordes fortschreitend genauer aus. So machte 
er Franke den Vorschlag, es müßte Julie Earl zunächst betäubt 
werden, und zwar mit Chloroform, und veranlaßte Franke, sich um 
Chloroform umzusehen, dann führte er aus, Jutie Earl müsse aus 
dem Hotel verschwinden, man müsse sie erdrosseln und in einen 
Korb verpacken, so daß der Verdacht entstände, Earl habe die 
Tasche gestohlen und sei durchgebrannt. Zu diesem Zwecke 
suchten Davit und Franke wiederholt einen Korb zu kaufen, wobei 
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Davit dem Franke unter Hinweis auf die Größe der Julie Earl 
die entsprechenden Maße des Koffers mitteilte. Davit selbst er¬ 
klärte, den Mord als solchen nicht verüben zu können, da auf ihn 
als Verwandten leicht der Verdacht kommen könne und von ihm 
nicht die geringste Spur Zurückbleiben dürfe; diese Rolle müßte 
daher Franke übernehmen. 

Davit, der täglich mit Vivantes, daher auch mit Julie Earl 
zusammenkam, hatte entdeckt, daß ein der Genannten zur Ver¬ 
fügung stehender Schlüssel auch jenen Kasten aufsperrte, in 
welchem Emma Vivante den Panzerfachschlüssel aufbewahrte. Um 
jedoch allen Zwischenfällen gegenüber gewappnet zu sein, ver- 
anlaßte Davit den Franke zur Beschaffung eines Nachschlüssels 
und stellte ihm zu diesem Zwecke einen Siegelwachsabdruck des 
Schlüssels zur Verfügung. 

Franke suchte unter verschiedenen im Bureau verwendeten 
Schlüsseln einen geeigneten aus und ließ ihn durch Vermittlung 
seiner Mutter bei einem Schlosser nach dem Abdruck zufeilen. 
Über Auftrag des Davit mietete Franke bei Schellhammer u. Schat- 
ters ein Panzerfach; dorthin sollte das geraubte Gut zunächst 
gebracht werden, um, soweit eine Veräußerung nicht möglich 
wäre, später einmal nach Amerika mitgenommen zu werden, wo¬ 
hin beide im geeigneten Zeitpunkte auswandern wollten. 

Durch diese steten Wiederholungen des Gegenstandes, und 
die wiederkehrende Vorstellung, daß ja Franke auf einmal reich 
werden könne, hatte sich dieser, wie er glaubwürdig angibt, an 
den Gedanken des gemeinsamen Mordes nach und nach so ge¬ 
wöhnt, daß auch er sich seine Rolle in Gedanken wiederholt aus¬ 
malte, und Davit mit seiner tätigen Mithilfe sicher rechnen konnte. 
Davit veranstaltete nun mit Franke wiederholt förmliche Proben. 
Er unterrichtete ihn, daß er mit Handschuhen arbeiten müsse, um 
nicht Fingerabdrücke zurückzulassen und stellte ihm zu diesem 
Zwecke Handschuhe zur Verfügung. Er lieh ihm eine Art Sport¬ 
kleidung, in welcher Franke wiederholt ein Paket ins Hotel tragen 
mußte, wodurch einerseits festgestellt werden sollte, ob beim 
Heraustragen der Beute eine Beanstandung zu befürchten sei, 
andererseits der Verdacht auf einen als Jokai bediensteten Bruder 
der Earl als Mittäter des Diebstahls hätte gelenkt werden sollen. 
Davit verfertigte einen ganz genauen Plan der Wohnräume des 
Ehepaares Vivante, wobei er Franke genau jene Stelle bezeich- 
nete, wo er auf Julie Earl lauern müsse. Nachdem Franke Chloro¬ 
form nicht auftreiben konnte, wurde beschlossen, Julie Earl durch 
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eine Hiebwaffe zu betäuben und es kaufte zunächst Franke über 
Auftrag Davits zwei Sportkeulen, die jedoch von Davit als zu 
schwach bezeichnet wurden. Infolgedessen kaufte Davit später 
selbst die am Tatorte gefundene, mit Eisen beschlagene Keule 
und übergab sie Franke. 

Die Besprechungen des geplanten Raubmordes gingen nun¬ 
mehr in die kleinsten Einzelheiten. Franke sollte den indessen 
gekauften Korb, eine Schnur zum Erwürgen und auch ein Rasier¬ 
messer mitnehmen, um für alle Fälle unmöglich zu machen, daß 
Julie Earl sprechen könnte. Auch eine Gurte zum Forttragen des 
mit der Leiche zu füllenden Korbes und ein Rucksack zur Auf¬ 
nahme der Beute mußte von Franke bereitgestellt werden. 

So war der Pfingstsamstag (18. Mai) herangekommen und 
Davit erklärte, jetzt müsse die Tat vollbracht werden. Franke 
holte von seiner Wohnung die zum Morde vorbereiteten Sachen 
und die beiden Beschuldigten begaben sich zum Hotel Bristol. 
Es kam an diesem Tage nicht zur Ausführung der Tat, weil — 
wie Davit erklärte — Earl nicht allein sei. Die Tat wurde von 
Davit auf den nächsten Mittwoch, den 22. Mai, festgesetzt Der 
Korb mit allem für den Mord Nötigen wurde in die Wohnung des 
Davit geschafft. Um die Verwertung des zu raubenden Schmuckes 
vorzubereiten, schickte Davit am 21. Mai den Franke zum Ge¬ 
schmeidehändler Rabinowitsch und ließ diesen fragen, ob er 
Perlen und Schmuck kaufe. Davit gab dem Franke auch die 
Zeichnung einiger Schmuckstücke mit. Franke, der, um nicht leicht 
wiedererkannt zu werden, sich zu diesem Behufe einen Zwicker aus¬ 
lieh und recht gebückt ging, erhielt von Rabinowitsch eine zu¬ 
sagende Antwort und sollte am nächsten Tage den Schmuck bringen. 

Vom Mittwoch wurde die Tat auf Donnerstag, den 23. Mai 
verschoben, weil — wie Davit sagte — Julie Earl nicht frei be¬ 
kommen habe. Auch würde Rabinowitsch auf den nächsten Tag 
vertröstet. 

Am 23. Mai spielten sich die Geschehnisse der lange be¬ 
sprochenen und geprobten Mordtat nach der Schilderung Kurt 
Frankes folgendermaßen ab: 

Um etwa ‘/i 4 Uhr nachmittags war Davit von einer Gesangs¬ 
stunde in sein Bureau zurückgekehrt, wies Franke an, den Korb 
zu holen und zum Hotel Bristol zu kommen und übergab ihm zu 
diesem Zwecke seinen Wohnungsschlüssel. Franke zog die bereit¬ 
gestellte Sportkappe an, fand in der Wohnung Davits den Korb samt 
Inhalt wohl vorbereitet und traf Davit am besprochenen Treffpunkte. 
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Davit hatte am Vortage erfahren, das Ehepaar v. Vivante 
beabsichtigte für den 23. Mai einen Besuch und hatte mit Julie 
Earl vereinbart, diese würde durch das öffnen des Fensters ihm 
das Zeichen geben, daß sie zum Holen der Tasche behufs angeb¬ 
licher Einsicht in das Testament bereit sei. Dieses Zeichen wurde 
auch gegeben, und daraufhin begaben sich die beiden Beschuldigten 
von verschiedenen Seiten in das Hotel und trafen einander vor 
der Wohnungstür Vivantes. Franke verbarg sich hinter einer 
spanischen Wand und Davit trat ein; kurz darauf verließ Earl 
das Zimmer und Franke betrat über einen Wink Davits den Wohn- 
raum, worauf er über ausdrückliche Anordnung Davits den Korb 
im Zimmer der Julie Earl zwischen dem Bett und dem Waschtisch 
aufstellte, ihn öffnete, in die rechte Hand die Keule nahm, die 
Schnur in die Rocktasche steckte und sich in der Nähe des Kleider¬ 
rechens hinter dem Türvorhang verbarg. Davit hatte nur noch 
Zeit, Franke zuzuflüstem, er werde Julie zum Türvorhang locken, 
Franke möge dann zuschlagen, er selbst werde hinausgehen, um 
aufzupassen, und verließ das Zimmer; da kam auch schon Julie 
Earl mit der Tasche zurück, suchte Davit und rief nach ihm. Als 
sie das zweitemal an Franke vorbeikam, bemerkte sie diesen, stieß 
Schreckenslaute aus und erhielt auch schon von Franke einen der¬ 
artigen Keulenschlag auf den Kopf, daß sie betäubt zu Boden fiel. 
Franke stürzte sich sofort auf sein Opfer und würgte es, wobei 
Julie Earl heftig um sich schlug. Franke nahm nun den Strick 
aus der Tasche und schlang ihn fest um den Hals seines Opfers, 
welches zwischen dem Würgen zu sprechen versuchte, wobei Franke 
jedoch nur die Worte: Davit — Schuft verstand. Da trat Davit; 
der auch schon früher einigemal in das Zimmer hereingesehen 
hatte, ein, wies mit Entsetzen auf einen Blutfleck hin, versuchte 
vergebens diesen mit einer Bluse wegzuwischen und gab dem 
Franke den Auftrag, die Laiche in den Korb zu packen. Da 
glaubten die Mörder eine Bewegung ihres Opfers zu bemerken, 
weshalb der Plan auf Fortschaffung der Leiche aufgegeben wurde, 
Franke die zum Forttragen des Korbes mitgenommene Gurte der 
Julie Earl um den Hals schnürte und über den Auftrag Davits: 
„Schneiden Sie!“ mit dem Rasiermesser einige kräftige Schnitte 
durch den Hals des Opfers führte. 

Franke, der in der Meinung, mit seiner Arbeit schon fertig 
zu sein, schon vor dem „Schneiden“ die Handschuhe ausgezogen 
hatte und infolge der entstandenen Blutlache selbst blutig geworden 
war, wusch sich an dem neben der Leiche stehenden Waschtisch, 
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worauf ihn Davit in das Badezimmer wies, wo sich Franke aber¬ 
mals wusch und auch abtrocknete. 

Davit packte nun die geraubte Tasche in den Rucksack und 
richtete sich zum Fortgehen, bemerkte jedoch plötzlich, daß Franke 
auf Rock und Hose Blutspuren zeige. Er zog ihm daher seinen 
eigenen Überzieher an, der jedoch Franke zu groß war, was auf¬ 
gefallen wäre. Der Überzieher wurde daher wieder ausgezogen 
und Franke angewiesen, diesen über den Arm zu tragen und den 
Rucksack auf den Rücken zu nehmen. So entfernten sich die 
beiden Beschuldigten vom Tatorte durch verschiedene Ausgänge 
des Hotels. In der Kärntner Straße trafen sie einander wieder und 
Davit fragte, was am Tatorte zurückgeblieben sei. Auf die Ant¬ 
wort, es seien der Korb und die Keule dort geblieben, schickte 
Davit Franke sofort zurück mit dem Aufträge, die Keule zu holen, 
da er bei deren Kauf beobachtet worden war. Franke übergab 
den Rucksack an Davit, zog dessen Überzieher an, kehrte ins 
Hotel zurück, bemerkte jedoch, daß die Tat offenbar schon ent¬ 
deckt sei, weshalb er zu Davit zurückkehrte. Dieser hängte ihm 
den Rucksack um, steckte ihm auch die im Januar dem Fortunato 
v. Vivante gestohlene Uhr und den angefertigten Nachschlüssel 
zu und gab ihm noch den Auftrag, die Perlen nicht zu verkaufen. 
Damit trennten sich die Beschuldigten. Franke will den Nach¬ 
schlüssel und die beim Mord benutzten Handschuhe in ein Kanal¬ 
gitter geworfen haben. 

Auf dem Heimwege begegnete Franke seinem früheren Mit¬ 
schüler Ferdinand Menzel, dem gegenüber er seinen ungewöhn¬ 
lichen Aufzug damit aufzuklären suchte, er sei hamstern gewesen 
und trage Schmalz im Rucksack, und den er auch ersuchte, auf 
ihn zu warten und ihn dann zu begleiten, da er Zigaretten 
kaufen wolle. 

Tatsächlich wartete Menzel nur verhältnismäßig kurze Zeit auf 
Franke vor dessen Wohnung; Franke entledigte sich indessen 
seines blutbefleckten Anzuges, den er im Keller verbarg, und ver¬ 
steckte die geraubte Tasche und den Überzieher Davits in der 
Dachkammer. Er ging dann mit Menzel zu dem gemeinsamen 
Bekannten Fritz Epstein, um sich dort Zigaretten zu beschaffen. 

Später erbrach Franke die geraubte Tasche und entnahm ihr 
das gesamte Bargeld, bestehend aus 46000 K und einigen tausend 
Lire. Er erschien bei einer Bekannten Marie Pipitz, welcher er 
unter Hinweis auf sein vor etwa 3—4 Wochen abgegebenes Ver¬ 
sprechen, ihr Geld zur Verfügung zu stellen, „bis er ein größeres 


Go^ 'gle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Der Raubmord im Hotel Bristol in Wien 


119 


Geschäft gemacht haben werde“, 500 K einhändigte. Mit der 
gleichen Begründung übergab er den Kindern der Marie Pipitz 
200, bzw. 100 K als Geschenk. 

Auch seiner Mutter Josefine Franke übergab der Angeklagte 
einige hundert K. 

Es war nicht genau festzustellen, ob diese Hingabe des Geldes 
noch am Abend des 23. oder erst am 24. Mai erfolgte, da die 
vernommenen Zeugen, in dem offenbaren Bestreben, die Annahme 
des Geldes als völlig einwandfrei hinzustellen, diese auf den Abend 
des Mordtages zu verlegen trachten, weil am nachfolgenden Tage 
die Mordtat und die damit im Zusammenhang stehende Verhaftung 
Davits durch die Zeitungsberichte allgemein bekannt geworden 
war, die Geldannahme daher immerhin recht bedenklich erschiene, 
Franke aber andererseits die Hingabe des Geldes auf den 24. Mai 
verlegt. 

Sichergestellt ist ferner, daß Franke an einem der nächsten 
Tage das gesamte Geld in sein Bureau trug, daß er eine der 
Tasche entnommene Kravattennadel trug, und daß er bis zu seiner 
am 27. Mai erfolgten Verhaftung mehrere hundert K in Vergnü¬ 
gungslokalen verbräuchte. 

Irgend welche Zeichen der Aufregung oder Unruhe wurden 
auch bei Franke seit der Verübung des Raubmordes von keinem 
der vernommenen Zeugen wahrgenommen. 

Machte das Geständnis des Kurt Franke schon mit Rücksicht 
auf seine Übereinstimmung mit den übrigen gepflogenen Er¬ 
hebungen von allem Anfang an den Eindruck der Glaubwürdig¬ 
keit, so ist die Verantwortung des Emo Davit, der bis zur Ver¬ 
haftung des Kurt Franke und dessen Geständnis jede Beteiligung 
an dem Raubmord mit aller Entschiedenheit geleugnet und sich 
auf den von ihm künstlich geschaffenen Alibibeweis gestützt hatte, 
und der erst nach Vorhalt des Geständnisses Frankes sich zu 
Geständnissen seinerseits bequemte, ate hinterhältig und un¬ 
glaubwürdig zu bezeichnen; obwohl schon die Tat als solche, 
das Verhältnis des Emo Davit zu der Ermordeten und zum 
Ehepaar Vivante und zu Kurt Franke andererseits klar er¬ 
kennen lassen, daß nur Davit der Urheber und sozusagen der 
Unternehmer der Mordtat gewesen sein kann, suchte Davit in ganz 
unglaubwürdiger Weise die Hauptschuld auf Kurt Franke abzu¬ 
wälzen. Er geht hierbei so weit, glauben machen zu wollen, daß 
der Gedanke des Raubmordes von Kurt Franke ausgegangen sei, 
daß er selbst sich gegen diesen Gedanken lange gesträubt und 
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erst nach langem Drängen seitens des Kurt Franke in die Tat 
eingewilligt habe. 

Die Entstehung des Mordgedankens sucht Davit folgender¬ 
maßen aufzuklären: Einmal im Januar 1918 habe ihm Emma 
v. Vivante 40000 K Bargeld vorgezählt, das sie zur Zeichnung 
von Kriegsanleihe hatte verwenden wollen. Dies habe er am 
nächsten Tage mehreren Bureaukollegen, darunter Kurt Franke, 
erzählt und beigefügt, er könne verstehen, wie man in Versuchung 
kommen könne. Franke habe diesen Gedanken mit der Frage auf¬ 
gegriffen, ob man zu diesem Gelde nicht kommen könnte, worauf 
Davit dem Franke sie mit dem Beifügen bejahte, durch Julie Earl 
wäre dies möglich. Franke habe darauf sofort erklärt, diese müßte 
umgebracht werden. Auf diesen Gedanken sei nun Franke seit 
diesem Gespräch wiederholt zurückgekommen, bis auch Davit 
schließlich sich an ihn gewöhnt hätte und nun — wie er ausdrücklich 
zugibt — die Einzelheiten der Ausführung mit Franke besprach. 

Davit muß zugestehen, zu wichtigen Einzelheiten, so zur Weg¬ 
schaffung der Leiche, den Einschlag gegeben zu haben und kann 
auch die Behauptungen Frankes, betreffend den Kauf der Keule, 
des Korbes, die Beschaffung einer Zeichnung und eines Abdruckes 
des Schlüssels, die Zeichnung einer Wohnungsskizze, die Aus¬ 
stattung Frankes mit einem Sportanzug nicht in Abrede stellen, 
will aber dennoch glaubhaft machen, daß Franke zu dem Morde 
gedrängt habe, zum Beweise hierfür sucht Davit den Umstand 
heranzuziehen, daß er zu wiederholten Malen schon am Tatorte 
angelangt, Franke nach Hause geschickt habe, um die Ausführung 
des Raubmordes zu verhindern. 

Daß diese Verschiebungen der Tat nicht auf Reue, sondern 
darauf zurückzuführen sind, daß Davit bei diesen Anlässen die 
Gelegenheit nicht für genug sicher und günstig erachtete, beweist 
am besten die am 23. Mai tatsächlich erfolgte Ausführung des 
Mordes, in deren Schilderung Davit von Franke charakteristischer¬ 
weise nur dort abweicht, wo die Behauptung Frankes ihm un¬ 
günstig ist. Er muß aber zugeben, auch am 23. Mai so wie früher 
die letzten Aufträge zur Ausführung der Tat gegeben zu haben, 
nachdem er die Gelegenheit ausgekundschaftet und Julie Earl zum 
Abholen der Tasche gefügig gemacht hatte. 

Er veranlaßte den Kurt Franke sich bereitzuhalten, er sandte 
ihn um den schon hergerichteten Korb, bestellte ihn in das Hotel 
und überließ Julie Earl, die er in den mit Franke verabredeten 
Mordwinkel gelockt hatte, ihrem Henker. 
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Die gewählte Verantwortung haben beide Angeklagte im 
wesentlichen während des ganzen Verfahrens aufrechterhalten, und 
auch die Gegenüberstellung brachte nicht viel Neues. Franke hielt 
alle seine Angaben vollständig aufrecht und brachte zu den Emo 
Davit besonders belastenden Behauptungen Einzelheiten vor, welche 
Davit nur mit Phrasen und Beteuerungen zu beantworten wußte. 
Besonders kennzeichnend ist die Behauptung Frankes, Davit habe 
den 22. Mai als Tag der Ausführung unter Hinweis darauf be¬ 
stimmt, es wäre dies die schönste Geburtstagsfeier für Franke, 
der am 22. Mai 1918 das 17. Lebensjahr erreichte, und die wider¬ 
sprechende Darstellung Davits, Franke habe sich die Ausführung 
des Mordes als Geburtstagsgeschenk gewünscht; mag die eine 
oder die andere Behauptung richtig sein, sicher ist das eine, daß 
der Geburtstag Frankes mit der Ausführung der Tat in Zusammen¬ 
hang gebracht wurde. 

Daß der Verantwortung Frankes ein weit höherer Grad von 
Glaubwürdigkeit zuzugestehen ist als Davits Behauptungen, ergibt 
sich nicht bloß aus der Tatsache, daß Davit sich bei Schilderung 
von Einzelheiten wiederholt in Widersprüche und Ungereimtheiten 
verwickelte, sondern auch aus der einfachen Betrachtung der Tat¬ 
geschichte. 

Franke kannte die Verhältnisse Vivantes nur mittelbar durch 
Davit; dieser wußte vom Inhalt der Tasche, von der wiederholten 
Sendung Julie Earls um diese, er war es, der ausgekundschaftet 
hatte, daß ein Julie Earl zur Verfügung stehender Schlüssel zum 
Panzerfach führen könne, er war es, der allein in der Lage war, 
durch entsprechende Täuschung der Julie Earl diese zum Holen 
der Tasche zu verleiten, um damit die wichtigste Voraussetzung 
des Raubmordes zu schaffen. 

Es spricht auch sehr für die Glaubwürdigkeit von Frankes 
Geständnis, daß er im Gegensatz zu Davit weit davon entfernt ist, 
alle Schuld auf diesen abzuwälzen, vielmehr ausdrücklich zugibt, 
daß er sich der Schlechtigkeit und Ruchlosigkeit seines Tuns voll 
bewußt gewesen sei, und die Tat trotzdem, in der Aussicht reich 
zu werden und sorgenlos leben zu können, ausgeführt habe. Hatte 
doch Davit seine gegen den Mord vorgebrachten Bedenken damit 
zu zerstreuen gewußt, daß heute im Kriege ein Menschenleben 
doch wenig wiege und war doch der Plan so zurechtgelegt worden, 
daß eine Aufdeckung der Tat nicht zu befürchten, sondern viel¬ 
mehr anzunehmen war, Julie Earl, allenfalls auch deren als Jokei 
dienender Bruder würden als die Diebe der Tasche angesehen werden. 
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Auch die innere Unwahrscheinlichkeit der Behauptungeu Davits 
spricht gegen deren Glaubwürdigkeit. Es ist doch nicht anzu¬ 
nehmen, daß der um 15 Jahre jüngere, Davit dienstlich unterstellte 
Franke auf die nach Davits Behauptung doch mehr oder weniger 
harmlos gemachte Bemerkung, Julie Earl hindere die Aneignung 
der Tasche, gleich und geradezu unvermittelt mit dem unver¬ 
schämten und entsetzlichen Vorschlag hervorbrechen sollte, Earl 
müsse umgebracht werden! Wenn dies richtig wäre, könnte es 
nur damit erklärt werden, daß Davit diese Äußerung dem Kurt 
Franke geradezu in den Mund gelegt hätte; dann muß aber das 
Gespräch auf Seite Davits ganz anders geführt worden sein, als 
er glauben machen will. 

Aber auch die vorliegenden Beweise widerlegen die von Davit 
gegebene Schilderung. Wie oben ausgeführt, will Davit die Ent¬ 
stehung des Mordgedankens auf eine Bemerkung zurückfuhren, 
die er im Januar 1918 in Gegenwart Frankes und anderer Bureau¬ 
kollegen über den Bargeldbesitz seiner Tante gemacht haben will. 
Sämtliche in Betracht kommende Personen wurden vernommen 
und keine einzig^ vermag diese Bemerkung zu bestätigen; die 
Zeugen erklären sogar, sie könne nicht gefallen sein, weil deren 
Wortlaut, der auch gar nicht der Redeweise Davits entspräche, 
von den Zeugen hätte gehört werden müssen. Es ist auch gar 
nicht anzunehmen, daß Davit seine Gespräche, die darauf abge¬ 
stellt waren, Franke zum Morde zu dingen, in Gegenwart dritter, 
nicht Eingeweihter geführt haben sollte. 

Auch die Behauptung Davits, Earl habe einer anderen Ver¬ 
wandten Emma v. Vivantes, der Emina Floch, Einsicht in das 
in der Tasche verwahrte Testament gegeben, ist durch die Aus¬ 
sage der Genannten widerlegt. Dagegen hat die frühere Gesell¬ 
schaftsdame Vivantes, die jetzt in Genf wohnhafte Auguste Moeckly, 
angegeben, Davit habe sich schon im Laufe des Sommers 1917 
bei ihr angelegentlich um den Inhalt der Tasche erkundigt. Davits 
Begehrlichkeit nach dieser Tasche ist daher offenbar weit älter, 
als die ersten mit Fracke diesbezüglich geführten Gespräche, und 
es ist mit vollem Rechte anzunehmen, daß Davit den Raub der 
Tasche lange beschlossen hatte, bevor er Franke zu seinem Plan 
zu werben begann. Da ein solcher Raub aber nur dann unent- 
deckt bleiben konnte, wenn Julie Earl für ewig verstummte, ist 
es klar, daß auch der Raubmord eine von Davit beschlossene 
Sache war, noch bevor er Franke als Mörder zu dingen begann, 
und daß Davit sich mit Franke nur zu dem Zwecke verband, um 
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für dje Ausführung der Tat, vor welcher er persönlich aus Feig¬ 
heit und Furcht vor Entdeckung zurückschreckte, einen Helfer 
zu gewinnen. 

Um die Lockung mit dem bevorstehenden Reichtum in Franke 
zu verstärken und ihm einen Vorgeschmack der Annehmlichkeiten 
des Reichtums zu geben, wurde Davit mit Franke zum Betrüger 
an ihren Dienstgebem; es ist gewiß von Interesse, daß nach Aus¬ 
sage des Zeugen Emil Kuh Davit schon lange vor Beginn der 
von ihm und Franke zum Schaden der Unfallversicherungs-Ge¬ 
sellschaft begangenen Betrügereien darauf zu sprechen kam, wie 
leicht eigentlich ein Betrug an der Gesellschaft möglich sei. Davit 
hat sich also auch mit diesem Gedanken schon zu einer Zeit befaßt, 
in welcher die später durchgeführten Betrügereien noch nicht be¬ 
gonnen hatten, woraus sich dann selbst der Schluß ergibt, daß 
auch beim Betrüge Davit das treibende Element war, wie dies 
Franke behauptet. 

Davit sucht die führende Stellung Frankes beim Raubmord 
damit zu begründen, daß er auf sein Verhältnis zu Vivantes hin¬ 
weist, das ihm jede Aushilfe gestattete und die Tat als gegen sein 
Interesse erfolgt, daher sinnlos'erscheinen lasse. 

Nun ist es allerdings richtig, daß Davit auf jede Unterstützung 
von seiten Vivantes jederzeit rechnen und mit Fug und Recht 
darauf hoffen konnte, letztwillig sehr ausgiebig bedacht zu werden, 
und daß der Angeklagte alle diese Vorteile durch die Straftat ver¬ 
nichtete. Allein .es darf nicht übersehen werden, wie der Raub¬ 
mord hätte durchgeführt werden sollen. Die Leiche Julie Earls 
sollte beseitigt und der Anschein erweckt werden, sie habe mit 
Hilfe ihres Bruders die Tasche mit dem wertvollen Inhalt gestohlen. 

Wäre dieser Plan zur Gänze gelungen, so wäre es Davit gewiß 
nicht schwergefallen, seinen Verwandten gegenüber seiner Empörung 
über die Treulosigkeit der Julie Earl beredten Ausdruck zu geben. 
Hatte ja Davit die Stirn, sogar im Anblick der Leiche Earls seinen 
Verwandten vor Augen zu treten; wie viel leichter wäre ihm dies 
bei vollem Gelingen des Planes gewesen. 

Gerade das innige Verhältnis Davits zum Ehepaar Vivante 
spricht deutlich dafür, daß an der Ermordung Julie Earls nur 
Davit ein Interesse hatte. Wäre es Davit nur darum zu tun ge¬ 
wesen, die Tasche mit dem kostbaren Inhalt an sich zu bringen, 
hätte er dies ohne Hilfe Frankes nicht allzu schwer durch Über¬ 
listen, allenfalls Betäuben der Julie Earl durchführen können, ohne 
bei den bekannten Beziehungen zum Ehepaar Vivante fürchten zu 
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müssen, der Polizei überantwortet zu werden. Wohl aber hatte 
Davit dann zu fürchten, daß das innige Band, das ihn mit Vivantes 
verknüpfte, zerrissen und seine durch Vivantes in jeder Beziehung 
gesicherte Zukunft in Frage gestellt werden würde. Mag auch 
die persönliche Feigheit Davits ihn gehindert haben, Earl als 
Räuber gegenüberzutreten, das eine ist sicher: Um den Raub der 
Tasche dürchzuführen, bedurfte es der Ermordung Julie Earls ge¬ 
wiß nicht; diese war jedoch notwendig, sollte durch den Raub die 
Stellung Davits zum Ehepaar Vivante nicht untergraben werden. 

Auch diese Erwägung spricht zugunsten der Darstellung 
Frankes und macht es glaubhaft, daß Davit auf der Ermordung 
Earls bestand, daß er es war, der Franke noch den letzten Auftrag 
erteilte, der Earl die Kehle zu durchschneiden. 

Die führende Rolle Davits dem Kurt Franke gegenüber wird 
auch durch das Gutachten der Gerichtsärzte erhärtet, welche mit 
der Untersuchung des Geisteszustandes der beiden Beschuldigten 
betraut worden waren, und welche zu folgenden Schlüssen kamen. 

Beide Beschuldigte sind als Verbrechernaturen zu bezeichnen, 
die des Gefühls für Gut und Böse vollkommen bar sind. 

Davit ist ein vollendeter Verbrecher, dabei ein Heuchler, ein 
Komödiant der Rechtlichkeit und verbindet mit diesen Eigenschaften 
einen hohen Grad von Feigheit. 

Diese vollendete Verbrechernatur Hreuzte den Weg des jungen, 
unreifen Kurt Franke und brachte den auch in diesem vorhandenen 
Keim des Verbrechertums zum Wachsen. 

Während Davits Heuchelei und Komödiantentum den Plan 
des Raubmordes ausheckte, diesen vorbereitete und das Opfer in 
den Hinterhalt lockte, verfügte Franke über den zur Ausführung 
der Bluttat nötigen Mut; seine immerhin vorhandene Aufrichtig¬ 
keit löste sofort nach Aufdeckung seiner Täterschaft ein Geständnis 
aus, das jedoch jede Reue vermissen läßt. 

Davits Einfluß auf den schon früher unmoralischen Franke 
besteht darin, daß er den jungen und unreifen Burschen durch 
Anreiz zum Verbrechen zum Verbrecher machte. 

Bei keinem der Beschuldigten ist eine Geisteskrankheit, eine 
Sinnesverwirrung oder Sinnesverrückung vorhanden, die Verbrechen 
wurden von langer Hand sorgsamst vorbereitet und durchdacht; 
beide Beschuldigte zeigten vor und nach der Tat die größte Ruhe. 
Der Beweggrund der Verbrechen war bei beiden eitle Gewinnsucht, 
das Streben, rasch und mühelos reich zu werden. Die völlige 
Reuelosigkeit erklärt sich bei beiden Beschuldigten durch ihr 
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verbreqherisches Wesen, dem alle Begriffe, die dem Ehrlichen lieb 
sind, vollkommen fremd erscheinen. 

Bei Davit war die Verbrechensnatur schon lange vor Begehung 
der Anklagetat zum Ausbruch gekommen, als er, jung verheiratet, 
in Como mit einer leichtsinnigen Frauensperson durchging und 
vorher die Bankkasse angegriffen hatte. 

Der Betrug an der Versicherungsgesellschaft, der Uhrdiebstahl 
an Fortunato Vivante bilden die weiteren Glieder der Kette, die 
zum bestellten Raubmord führen. Das kaltblütige Beschaffen des 
Alibibeweises und der völlig unbefangene Verkehr mit verschie¬ 
denen Personen unmittelbar vor und nach dem Mord vervollstän¬ 
digen das Charakterbild Davits. 

Von Kurt Franke wird mit vollem Recht seitens der Schul¬ 
behörde darauf hingewiesen, daß er strenger Zucht bedürfe. Außer 
der Schwäche seiner Eltern förderte der Umgang mit Davit den 
in Franke schlummernden verbrecherischen Keim und ein klarer 
Beweis für den sittlichen Tiefstand Frankes liegt in der Tatsache, 
daß dieser seine eigenen Eltern in die Mordsache mit hineinzog, 
indem er das Rasiermesser seines Vaters zur Verübung des Mordes 
benutzte, es zu diesem Zwecke heimlich enttrug und heimlich 
zurückstellte, und indem er die Mutter veranlaßte, an der Be¬ 
schaffung des für die Ausführung des Mordes nötigen Nach¬ 
schlüssels zu Vivantes Kasten mitzuwirken und nach der Tat der 
Mutter 100 K von dem geraubten Geld übergab. 

Der Eindruck, den die beiden Angeklagten während der Ver¬ 
handlung machten, war ein mit dem entworfenen Charakterbild 
völlig übereinstimmender. 

Emo Davit, ein kleiner, schwächlich gebauter Mann mit tief¬ 
liegenden dunklen Augen, zeigt einen scheuen und lauernden 
Blick und war bemüht, unter Ausnützung seiner gefälligen Um¬ 
gangsformen sein Vorgehen möglichst harmlos und sich selbst 
als den von Kurt Franke Verleiteten darzustellen, der sich gar 
nicht erklären könne, wie er sich zur Mithilfe habe herbeilassen 
können. Mit größter Aufmerksamkeit verfolgte er alle Einzelheiten 
der Verhandlung und wußte jeden ihm günstig scheinenden Um¬ 
stand sofort geschickt auszunützen. Von einem Gefühl der Reue 
ist auch nicht die Spur zu merken, und diesbezüglich gestellte 
Fragen lösen Bemerkungen aus, die klar komödiantenartige Ver¬ 
stellung erkennen lassen. 
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Kurt Franke macht den Eindruck eines sehr aufgeweckten, 
kecken jungen Mannes, der mit der größten Kaltblütigkeit und 
Ruhe den begangenen Mord bis in alle Einzelheiten genauestens 
schildert, diese Ruhe auch bewahrt, als die blutigen Kleider, die 
Mordwerkzeuge ihm vorgewiesen werden, und dessen Darstellung 
weit davon entfernt ist, zu übertreiben und eigene Schuld abzu¬ 
schwächen. Er bleibt bei den Gegenüberstellungen mit Davit mit 
aller Festigkeit bei seinen Angaben, die er mit Einzelheiten stützt, 
welche Davit nicht in Abrede stellen kann, und zeigt nicht die 
geringste Erinnerungslücke oder Verwirrung. Auch bei ihm ist 
ein mit Rücksicht auf das jugendliche Alter geradezu verblüffender 
Mangel jeder Reue auffällig; auf einen Vorhalt des Verteidigers, 
ob er denn nicht weinen könne beim Gedanken an das seinen 
Eltern angetane Leid, bemüht sich Franke ohne Erfolg durch- 
Drücken der Augen Tränen hervorzurufen. 

Die Verhandlung endete mit der Verurteilung beider Ange¬ 
klagten im vollen Umfang der Anklage. Die Geschworenen hatten 
die sämtlichen an sie gerichteten Fragen bejaht, und zwar mit 
Ausnahme der Davit betreffenden, auf gedungenen Raubmord ge¬ 
richteten Frage, die mit elf Ja und einem Nein beantwortet wurde, 
einstimmig. Emo Davit wurde zum Tode, Kurt Franke zu 15 Jahren 
schweren verschärften Kerker verurteilt. 

Die von beiden Angeklagten erhobenen Nichtigkeitsbeschwerden 
wurden vom obersten Gerichtshof verworfen. 

Im Gnadenwege wurde die gegen Emo Davit verhängte Todes¬ 
strafe in lebenslängliche schwere Kerkerstrafe umgewandelt. 
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Die Zentral-Polizeischule in Dänemark. 

Von 

Dr. Hakon Jörgensen, Leiter der Polizeischule, Kopenhagen. 

Eine fachliche Ausbildung der Polizisten, besonders der Kri¬ 
minalbeamten, war dringend notwendig geworden. Die Beamten 
fühlten es selbst und versuchten ihre eigenen kleinen Schulen 
einzurichten, wo sie in ihren Freistunden Unterricht nahmen. 

Um diese Bestrebungen zu fördern traten, mehrere Repräsen¬ 
tanten der verschiedenen Polizeikorps (Hauptstadtpolizei, Staats¬ 
polizei, Landespolizei usw.), in welche die dänische Polizei leider 
noch geteiltest, unter Vorsitz des Polizeidirektors zu Kopenhagen 
zusammen und berieten, wie eine für das ganze Land bestimmte 
Polizeischule eingerichtet werden müsse. Folgende Hauptlinien 
wurden sofort festgelegt: 

1. Alle Kosten müssen vom Staat getragen werden, denn die 
wichtigsten Aufgaben der Polizei sind Staatsaufgaben. 

2. ln die Schule dürfen nur Schüler aufgenommen werden, 
die schon als Polizisten angestellt sind, denn die Schule 
kann nicht aus allerlei Leuten Polizisten bilden; sie kann 
aber solchen, die Anlage für den Polizeidienst hatten, den 
notwendigen theoretischen Unterricht erteilen. 

3. Die Lehrer der Polizeischule müssen im praktischen 
Dienste ausgebildete Oberbeamte sein, Beamte, die nur 
kurz an der Schule bleiben, damit sie den Kontakt mit 
der Praxis nicht verlieren. 

4. Die Lehrer müssen aus einem großen Korps — aus der 
Hauptstadtpolizei — genommen werden, damit man viel¬ 
seitige praktische Erfahrung voraussetzen kann. 

Auf der'Basis dieser Hauptsätze wurde ein Antrag dem Justiz¬ 
ministerium eingeschickt. Umgehend hat der Reichstag das not* 
wendige Geld bewilligt, und im Oktober 1914 war die Zentral- 
Polizeischule in der Lage, ihre ersten Kurse zu beginnen. 
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Die Kosten für den Betrieb der Schule betragen für das 
gegenwärtige Finanzjahr eine Summe von 33255 Kr. 50 Ore auf 


die untengenannten Konti verteilt: 

a) Gehälter und Honorare. 13755.50 Kr. 

b) Unterricht im Turnen und Spezialfächern . 5080.00 „ 

c) Kosten für die Abhaltung der Prüfungen . 300.00 „ 

d) Lehrbücher und Unterrichtsmaterial . . . 2000.00 „ 

e) Lokale und Inventar. 4600.00 „ 

f) Tagegelder für die Schüler aus den aus¬ 
wärtigen Jurisdiktionen. 6520.00 „ 

g) Kosten für die Abhaltung von speziellen 

Kursen . 1000.00 ,, 


Die Schule wird von einem von dem Polizeidirektor dazu 
kommandierten Kopenhagener Polizeikommissar geleitet. Als 
ständige Gehilfen sind für den Leiter der Schule zwei Wacht¬ 
meister abkommandiert, einer aus der Ordnungspolizei, der andere 
aus der geheimen Polizei zu Kopenhagen. Da die ständigen 
Lehrer ausschließlich bei der Schule Dienst verrichten, ist die 
Kopenhagener Polizei aus diesem Anlaß um einen Polizeikom¬ 
missar und zwei Wachtmeister vergrößert worden, deren Gehälter 
vom Staat, deren Pensionen dagegen von der Gemeinde Kopen¬ 
hagen übernommen worden sind. 

Da es ursprünglich geplant war, ziemlich häufig — z. B. jedes 
dritte Jahr — die Lehrer mit frischen Kräften zu vertauschen, so 
waren die Gehälter in den ersten Jahren in der Weise berechnet, 
daß der betreffende Lehrer genau dasselbe erhielt, was er bei 
Ausübung seines praktischem Dienstes erhalten würde. 

Später aber gab man diesen Plan auf, da man fürchtete, dine 
zu häufige Vertauschung der Lehrer werde in mehreren Hinsichten 
schädlich wirken. Jetzt ist angeordnet, daß der Schulvorsteher 
und die ständigen Lehrer eine Zeitlang wirken sollen, und ihre 
Gehälter sind derart reguliert worden, daß sie als Grundgehalt 
dasselbe Gehalt erheben als dasjenige, welches sie, falls sie prak¬ 
tischen Dienst verrichteten, erhalten würden, und als Zulage ein 
besonderes Honorar, das die Stellung suchenswert machen soll. 

Außer den ständigen Lehrern wirken noch eine Anzahl be¬ 
sonderer Lehrer in folgenden Fächern: a) Polizeikunde für die 
Polizei außerhalb der Hauptstadt, b) Signalementslehre, c) Turnen 
und Boxerei, d) Samariterdienst, e) Dressur von Polizeihunden, 
f) Vorträge gemeinbildenden Inhalts. 
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Als Schüler werden nur solche Personen aufgenommen, die 
im Dienste der Polizei als Polizeibevollmächtigte, Wachtmeister, 
Inspektionsbeamte oder Schutzleute angestellt sind. Die Schüler 
aus Kopenhagen werden vom Polizeidirektor zum Dienst bei der 
Schule beordert, die auswärtigen Schüler vom Polizeimeister nach 
vorhergehender Verhandlung mit dem Schulvorsteher. 

Während der Zeit des Kursus verrichten die. Schüler keinen 
anderen Dienst. Sie erheben ihr volles Gehalt, und die zuge¬ 
reisten Schüler erhalten außerdem 2 Kr. von der Schule als Tage¬ 
gelder. Ferner empfangen mehrere aus der Polizeikasse ihrer 
Jurisdiktion so viel Unterstützung, daß der Aufenthalt in Kopen¬ 
hagen ihnen selbst keine Kosten verursacht. 

In Bezug auf den Unterricht ist die Schule in zwei Abteilungen 
geteilt. Abteilung A umfaßt Schüler aus der.Kopenhagener Polizei, 
Abteilung B umfaßt Schüler aus den übrigen Jurisdiktionen. In 
Kopenhagen werden alle neuangestellten Mannschaften recht schnell 
nach der Anstellung — in der Regel ein bis zwei Monate nachher — 
beordert, einen Anfängerkursus bei der Schule durchzumachen. 
Dieser Kursus dauert zwei Monate; die Schüler werden in fol¬ 
genden Fächern unterrichtet: a) Instruktionen und Tagesbefehle 
der Kopenhagener Polizei, b) das Polizeistrafgesetzbuch Kopen¬ 
hagens, c) mehrere Gesetze, welche die Polizisten kennen müssen, 
wie: Feiertaggesetz, Gesetz des Beschließens, Gesetz der Gasthöfe, 
Automobilgesetz, Gewerbegesetz, die Hauptpunkte des Strafge¬ 
setzes usw., d) Dänisch, e) Berichtschreiben, f) Gemeindelehre, 
g) Samariterdienst, h) Turnen und Boxerei. 

Im Anschluß an den Unterricht über Gemeindelehre werden 
Besuche der verschiedenen Museen und Sammlungen und des 
Reichstags und des Höchsten-Gerichtes unter sachverständiger 
Anleitung abgestattet. 

Nach diesem Kursus, der zwar mit keiner Prüfung endet, 
jedoch mit einer vorläufigen Beurteilung des Schülers, kehren die 
Schüler nach ihren Abteilungen zurück und verrichten während 
einer Zeit, die zwischen zwei und drei Jahren variiert, ihren gewöhn¬ 
lichen Dienst. Dann werden sie nochmals für einen Wieder¬ 
holungskursus, in gleicher Weise auf zwei Monate, beordert, wo 
der Stoff aufs neue durchgegangen und vertieft wird, und wo 
man den Schülern etwas Kenntnis von der Signalementslehre, der 
Fahndungslehre u. dergl. gibt. 

Beim Schluß dieses Kursus wird eine mündliche Prüfung 
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— bei welcher der Polizeidirektor oder der Chefinspektor oder ein 
Polizeikommissar als Zensoren fungieren — abgehalten. 

Außer diesen Kursen für junge Schutzleute werden — so 
häufig es die Verhältnisse gestatten — Abteilungen von etwas 
älteren Polizisten zu einem zweimonatigen Wiederholungskursus 
auf die Schule beordert. Der Unterricht ist hier derselbe als der 
auf den Wiederholungskursen für die jüngeren Abteilungen. Jede 
der genannten Abteilungen hat höchstens 16 Schüler. 

Im Juli und August findet bei der Polizeischule kein Unter¬ 
richt statt. 

Seit der Etablierung der Schule sind in Klasse A 270 Beamte 
ausgebildet worden. 

ln der Abteilung B werden Polizeibeamte aus den Juris¬ 
diktionen außerhalb Kopenhagens unterrichtet. Es werden teils 
kurze Kurse von einem Monat, teils lange Kurse von drei Monaten 
abgehalten. Die kurzen Kurse sind für die wenig älteren, wohl¬ 
begabten Schüler berechnet, die im Stande sind, einem schnell 
fortschreitenden Unterricht zu folgen. Die Fächer sind folgende: 
a) Bericht-Theorie, b) Signalementslehre, c) Fahndungslehre, 
d) Spurenbehandlung, Lageplan und Fernidentifizierung. Der 
Kursus wird durch eine Prüfung beschlossen. 

Die langen Kurse sind teils für jüngere Schutzleute, die eines 
mehr elementaren Unterrichts bedürftig sind, und teils für Polizei¬ 
beamte, die für die Beförderung in überordnete Stellungen oder 
für den speziellen Kriminaldienst ausersehen sind. Die Fächer 
bei diesen Kursen sind folgende: a) Polizeikunde, b) Strafgesetz, 
c) die Ausforschung des Verbrechers, d) Signalementslehre, e) Fem- 
identifizierung, f) Samariterdienst, g) Berichtschreibung, h) Be¬ 
handlung der Spuren des Verbrechens und Zeichnen von Grund¬ 
rissen, i) Dänisch, j) Turnen und Boxerei, k) Polizeihunddressur. 

Jeder Kursus wird durch eine schriftliche und mündliche 
Prüfung beendet; ein Polizeimeister, ein Polizeibevollmächtigter 
und ein Polizeikommissar fungieren als Zensoren. 

103 Beamte sind schon ausgebildet worden. 

Außerdem haben etwa 40 Beamte in ihrer Freizeit die Schule 
besucht um einen Kursus in Polizeitechnik zu haben. 

Nach Ende des Kursus haben sie die Prüfung bestanden. 

Der Polizeidirektor versendet jährlich eine Übersicht über die 
für das nächste Schuljahr festgestellten Kurse. Die Polizeimeister 
entscheiden selbst nach vorhergehender Verhandlung mit dem 
Schulvorsteher, welche Kurse dem einzelnen Schutzmann am 
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besten angemessen sind und ersuchen dann um die Aufnahme in 
die Schule. Die Schule wird den Ersuchen immer Folge leisten. 

Im Septemberwird ein besonderer Kursus fürPolizeibevollmäch- 
tigte gehalten. Die Fächer sind folgende: a) Kriminalprozeß, b) Unter¬ 
suchungstechnik, c) Erforschung des Verbrechers, d) Spurenbehand¬ 
lung, e) Signalementslehre, f) Fernidentifizierung, g) Dechiffrierung 
von Codesignalements, h) Behandlung von Spezial- u. Kartenregistern. 

Am Ende des Kursus wird eine Prüfung in Signalementslehre 
abgelegt. Um die Prüfung bestehen zu können, wird gefordert, 
daß der Polizeibevollmächtigte auf Grund eines geschriebenen 
Signalements nach dem System Bertillon unter 50 Photographien 
die richtige hervorziehen kann. In „Femidentifizierung* müssen 
sämtliche Schüler auf Grund eines Fingerabdruckes diejenigen 
Personen identifizieren können, deren Signalements in die vom 
Schulvorsteher mit Staatsunterstützung herausgegebenen Fem- 
identifizierungsregister (in denen sich vorläufig etwa 7000 Signale¬ 
ments befinden) aufgenommen sind. Als Zensoren in diesen 
Fächern fungieren teils Praktiker teils Wissenschaftler, welche die 
an der vom Schulvorsteher errichteten Versuchsstation für Fem- 
identifizierung seit mehreren Jahren unternommenen Versuche, 
die sich jetzt ihrem Abschluß nähern, verfolgt haben. 

Bei der Beurteilung der Schüler werden nachstehende Cha¬ 
raktere: ug (ausgezeichnet), mg (sehr gut), g (gut), tg (ziemlich 
gut), mdl (mäßig), siet (schlecht) verwendet. 

51 Polizeibevollmächtigte haben schon die Prüfung bestanden. 

Im Anschluß an die vom Justizministerium für Polizeimeister 
und ältere Bevollmächtigte usw. bei der Universität veranstalteten 
Kurse über den neuen Strafprozeß — welcher im Oktober 1919 
eingeführt werden soll — sind in den vergangenen Jahren und 
in diesem Jahr auf der Schule Vorlesungen über Verbrechens¬ 
erforschung und praktische Übungen in Identifizierung und Spuren¬ 
behandlung gehalten worden. 

100 von diesen Oberbeamten haben schon diesen Kursus 
mitgemacht. 

Schließlich wird bemerkt, daß im Auftrag des Justizministeriums 
ein Plan einer bedeutend erweiterten Polizeischule entworfen 
worden ist. Diese Schule soll außer den $chon erwähnten Kursen 
noch Kurse für Kriminalbeamte, künftige Polizeimeister und even¬ 
tuell eine Chargenschule für die untergeordneten Klassen umfassen. 
Dieser Plan ist jetzt einer Kommission für die künftige Organi¬ 
sation und Ausbildung der Polizei überwiesen. 
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Die Bedeutung der psychopathischen Konstitution für 

die Rechtspflege 

und deren Berücksichtigung in dem Strafrecht und bei der 

Strafvollstreckung. 

Von 

Dr. med. Fr. Jos. Widmann, Abteilungsarzt der Provinzial-Heilanstalt Warstein 
kreisarztllch approbiert, z. Zt. Münster 1. W. 

(Fortsetzung.) 

Der Abs. 2 des § 63 macht verschiedene Abänderungen 
wünschenswert. Wollenberg verwirft zunächst die Unklarheit 
der Fassung, die augenscheinlich werde, sobald man anstatt „der 
vorbezeichneten Zustände“ (Abs. 2) die Zustände selbst (Abs. 1) 
setze, woraus übrigens auch das Störende der bereits bemängelten 
zu engen Anlehnung der beiden Absätze aneinander ersichtlich 
ist. Ferner ist es nicht zulässig, diese Zustände (im Abs. 2) nur 
dem Grade und nicht dem Wesen nach zu unterscheiden oder 
gar anzunehmen, daß den Zuständen einer verminderten Zurech¬ 
nungsfähigkeit mit der Zeit ein solcher der Unzurechnungsfähig* 
heit folgen müsse. Gerade für unsere Psychopathen wäre nichts 
irriger als diese Folgerung. Überhaupt erweckt die Fassung des 
Entwurfes mehr den Eindruck, als handele es sich um Zustände, 
die der Unzurechnungsfähigkeit näher stehen, woraus, wieMoeli 
scharfsinnig bemerkt, eine Verschiebung nach der „verminderten 
Unzurechnungsfähigkeit“ entstünde. Es soll sich aber, wie sich 
ebenfalls Moeli sehr klar ausspricht, bei den vermindert Zurech- 
rechnungsfähigenum „Zurechnungsfähige trotz psychischer Mängel“ 
handeln, d. h. die in Frage kommenden psychischen Mängel 
schließen die Zurechnungsfähigkeit in keiner Weise aus. Nur 
von diesem Gesichtspunkte aus hat der Paragraph einen Zweck 
für all die verschiedenen diesbezüglichen Grenzfälle, die sich in 
großer Zahl aus den Psychopathen und unter ihnen den be¬ 
sonders degenerierten Affektmenschen rekrutieren. A. Le pp mann 
spricht nun allgemein von einem krankhaften Zustande, unter 
welchen Begriff auch die milderen Störungen der Geistestätig- 
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keit gefaßt werden könnten, Wollenberg bevorzugt „krankhafte 
Störung der Geistestätigkeit“, um den feineren Unterschied 
zwischen Krankheit und krankhafter Störung zu präzisieren, 
und empfiehlt auch, m. E. mit Recht, an Stelle des „in hohem 
Grade“ vermindert, die dem Bilde und Grade der Störung näher¬ 
kommenden Epitheta „erheblich“ oder „wesentlich“. Von den 
einzelnen, in wesentlichen Punkten nicht verschiedenen Ab¬ 
änderungsvorschlägen wird m. E. die von Asch aff enburg 
(Lit. 64, S. 34) gegebene Formulierung allen Wünschen einer mög¬ 
lichst absoluten Klarheit am meisten gerecht. Die Modifikation lautet: 

„War die Fähigkeit, das Unrecht einzusehen oder dieser Einsicht 
gemäß zu .handeln, durch einen Zustand geistiger Störung, Geistes¬ 
schwäche oder Bewußtseinstrübung nur erheblich beeinträchtigt, so wird 
die Strafe gemildert, oder es kann in geeigneten Fällen auch ganz 
davon abgesehen werden.“ 

Zunächst hat diese Fassung vor der Kahl-Leppmannschen 
insofern einen Vorzug, als sie die Beeinträchtigung nicht bloß auf 
„dauernde krankhafte geistige Eigentümlichkeiten“ beschränkt, 
sondern auch die Anerkennung derjyliger vorübergehender 
geistiger-Störungen ermöglicht. Mit dieser klaren Abstufung ist 
der Begriff der verminderten Zurechnungsfähigkeit umgrenzt, 
gleichzeitig aber auch die Ablehnung bezüglich des weiteren 
Passus des Abs. 2. ausgesprochen. Die geistig Minderwertigen 
nach den Vorschriften des § 76 zu bestrafen, kann nicht nur nicht^ 
die Billigung der Psychiater finden, sondern hat auch auf juristi¬ 
scher Seite Bedenken erregt, zumal nicht einmal sämtliche Straf¬ 
taten eine Bestrafung wegen Versuchs zulassen. Eine Bestrafung 
geistig Minderwertiger danach muß daher um so mehr befremden. 
Außer Reich und Longard wünschen auch Bleuler, Schultze 
und andere\ Autoren überhaupt keine Bestrafung, sondern nur 
Verwahrung für vermindert Zurechnungsfähige. Es läßt sich nicht 
bestreiten, daß bei einer Anzahl solcher Kranken Strafen etwa in 
Verbindung mit bedingter Verurteilung nutzbringend sein können. 
Im allgemeinen dürfte eine kurze Strafe, wie Aschaffenburg 
ausführt, in Anbetracht der nach ihrer Verbüßung einsetzenden 
länger dauernden Sicherheitsmaßnahmen (§ 65 Abs. 2) ziemlich 
wirkungslos verlaufen. Aschaffenburg empfiehlt daher, sich am 
besten auf den Standpunkt derer zu stellen, die je nach der 
Individualität des Täters eine Strafe oder Sicherheits¬ 
maßregeln oder die Kombination beider für erforder¬ 
lich halten. M. E. ist die Betonung dieses Standpunktes, den 
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auch Wollenberg durch die Forderung unterstreicht, die Milde¬ 
rung der Strafe nicht obligatorisch zu machen, sondern rein indi¬ 
vidualisierend zu entscheiden, von wesentlichster Bedeutung. In 
Anbetracht dessen, daß die lex ferenda Strafmilderungen in weitem 
Umfange vorsieht und dem Richter in dieser Beziehung weit¬ 
gehendste Bewegungsfreiheit zugesteht, entschloß sich Aschaffen - 
bürg zu der oben zitierten Formulierung. 

Die psychopathische Konstitution vieler Häftlinge fordert ge¬ 
rade hier eine individuelle Berücksichtigung. Ich darf an das bei 
Besprechung der Haftpsychosen Gesagte erinnern. Wenn es auch 
durchaus nicht im Wesen degenerativer Charakterzüge liegt, daß sie 
unter allen Umständen die Haft erschweren oder aufheben, so 
wenig, wie es ohne weiteres zur psychopathischen Konstitution 
zu gehören braucht, sich unsozial oder kriminell zu betätigen, so 
läßt sich jedoch keineswegs verkennen, daß das psychopathisch 
veranlagte Individuum leichter, namentlich unter Einwirkung der 
nun auf ihn einwirkenden Momente, zu psychotischer Bildung 
disponiert ist. Die Besonderheiten der Einflüsse, wie sie die 
Situation, Vorgänge und Geschehnisse durch die Verhaftung, Ver¬ 
nehmungen und Konfrontationen, kurz das ganze Strafwesen, 
Strafverfahren und der Strafvollzug mit sich bringen, sind es, die 
das Gefühlsleben des Psychopathen besonders alterieren und dem¬ 
nach in der Haft psychotische Wirkungen entfalten. Außer diesen 
mit Strafverfahren und Haft zusammenhängenden seelisch er¬ 
regenden Vorkommnissen können natürlich auch andere mehr 
zufällige in gleichem Sinne wirken. Kurz vor Ausbruch der see¬ 
lischen Erschütterung beobachtet man oft eine seelische Erregung, 
die sich vor allem in Briefen in einer Fassungslosigkeit über die 
Höhe des Strafmaßes, das ganze Strafverfahren, auch in Sorge 
um die Angehörigen und ferner liegende Dinge äußert. Um¬ 
gekehrt vermögen analoge Vorkommnisse günstiger Art, wie z. B. 
Einstellung des Verfahrens, Freisprechung, Erlaß des Strafrestes, 
Entlassung aus der Haft oder auch geglückte Entweichung oder 
Überführung in eine Irrenanstalt, kurz jede Befreiung aus dem be¬ 
sonderen Druck und Zwang der Detention Besserung und Rück¬ 
bildung der psychischen Störung herbeizuführen. Diese psychisch 
ausgelösten, psychogenen Krankheitszustände brauchen nun 
nicht immer auf gefühlserregende äußere Vorkommnisse, sondern 
können auch auf seelisch erregende innere Momente, gefühls¬ 
wirksame Vorstellungen, wie Birnbaum ausführt, zurückgeführt 
werden. Auch diese hängen erfahrungsgemäß zumeist mit Straf- 


Digitized by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Die Bedeutung der psychopathischen Konstitution für die Rechtspflege 135 

angelegenheiten und Gefängnis zusammen. Vor allem sind es 
auch hier die Sorgen und Befürchtungen für die Zukunft, betreffs 
der Existenz usw., die sich an die Verurteilung, Strafe und Haft 
knüpfen. Scham, Reue und Gewissensbisse über die begangene 
Tat kommen in Anbetracht der allgemeinen Eigenart krimineller 
Psychopathen kaum in Frage. Es wäre nun naheliegend, der 
Entstehungsweise dieser psychogenen Krankheitszustände nach 
anzunehmen, wie das früher auch geglaubt wurde, daß gerade 
die Affekt- bzw. Leidenschaftsverbrecher, also solche, die ohne 
eigentliche kriminelle Absicht und Neigung kriminell entgleisten, 
es sind, die in der Haft psychotisch werden. Dem ist nun ebenso¬ 
wenig so, wie diese Annahme lediglich für , die erstmalig Inhaf¬ 
tierten zuträfe. Im Gegenteil, die Erfahrung lehrt mit hinreichender 
Gewißheit, daß es eben die Rückfälligen, die Vielbestraften, die 
Gewohnheitsverbrecher vorwiegend sind, die den Hauptteil der 
degenerativen Haftpsychosen stellen; und bei diesen schlecht oder 
gar nicht anpassungsfähigen Elementen ist es der Wunsch und 
Wille geisteskrank zu sein, der die psychische Störung schließlich 
auslöst. Durchaus verständlich erwähnt Birnbaum (Lit. 13 S.447) 
das für den ersten Augenblick Unglaubhafte und Unwahrschein¬ 
liche dieser Annahme, um dann aber mit Recht zu unterstreichen, 
daß es sich hier nicht um „etwas extra für unsere Zwecke Zurecht¬ 
gelegtes“, sondern tatsächlich um eine psychogene Geistesstörung 
handelt, bei der als. wirksame Ursache der Wunsch und Wille, 
geisteskrank zu sein, in Betracht kommt. Diese Art der Ent¬ 
stehung psychogener Erkrankung ist ja auch sonst der Psychiatrie 
nicht fremd; es sei nur der Zustände gedacht, wie wir sie bei 
degenerativ hysterisch Veranlagten finden, und mit denen die¬ 
selben ihre Zwecke zu erreichen suchen. Bei diesen Kranken 
erwächst aus dem Wunsche krank zu sein zur Erreichung irgend¬ 
eines Zweckes zunächst nur die Vorstellung körperlicher Störungen, 
die sich dann vermöge der krankhaften Selbstbeeinflussung schließ¬ 
lich in tatsächliche nervöse Funktionsabweichungen umsetzen. 
Das ausschlaggebende krankhaft machende Moment ist das Inter¬ 
esse am Krankwerden und Kranksein. Und das findet sich aber 
erst in dem Augenblicke, wenn Strafverfahren und Haft in Aus¬ 
sicht stehen und läßt alsdann bald die labile Psyche des Psycho¬ 
pathen ins Psychotische abirren. Außer den vorerwähnten Reiz¬ 
faktoren darf natürlich nicht vergessen werden, daß die Strafhaft 
selbst mil ihren mißlichen Situationen, dem Drucke des Arbeits¬ 
zwanges, der Disziplinarstrafen, event. auch der Einzelhaft und 
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deren materiellen Unzulänglichkeiten hinsichtlich Licht, Luft, Be¬ 
wegung und Ernährung die bei den Degenerativen bereits vor¬ 
handene Disposition >zu psychogener Störung zu erhöhen vermag. 
Hierbei spielen allerdings auch der Anfang der Haft und das 
Alter der Inhaftierten zwischen 20 und 30 Jahren eine weiter be¬ 
günstigende Rolle. ’ 

Man wird in diesem Zusammenhänge die Frage nach der 
Simulation der psychopathischen Kriminellen aufwerfen. Es soll 
nicht außer acht gelassen werden, daß bei solchen Kriminellen 
ebenso wie bei den normal veranlagten Kriminellen das Milieu 
der Abstammung, ihres Vorlebens, die Bekanntschaft mit „geistig 
Minderwertigen*, d^r vorübergehende Aufenthalt in einer Irren¬ 
anstalt, gelegentlich auch eigene psychotische Zustände, begün¬ 
stigt durch bestimmte schauspielerische Fähigkeiten, eine gewisse 
„Begabung“ zur Vortäuschung psychischer Störungen schaffen, 
aber gerade bei ihnen wird man bei aufmerksamer Beobachtung 
alsbald das Übertriebene, Gemachte und Gekünstelte vom Tat¬ 
sächlichen trennen können, wobei das Widerspruchsvolle ihres 
• ganzen Wesens, Verhaltens und ihrer Äußerungen noch zur Klä 
rung mitwirkt. Die für die Simulation charakteristische ziel¬ 
bewußte Durchführung der Vortäuschung mit ständig darauf ge¬ 
richteter Aufmerksamkeit und Willensspannung ist kein Charakte¬ 
ristikum für den labilen psychopathischen Simulanten, bei ihm 
handelt es sich eben in der Norm um einen „automatisch ver¬ 
laufenden pathologischen Prozeß, bei dem die äußere Haltung 
nicht mehr lediglich von solchen bewußten Willenseinflüssen ab¬ 
hängig ist u (Birnbaum). Bei dieser Erörterung über die Vortäu¬ 
schung psychischer Krankheit darf man auch nicht die entgegen¬ 
gesetzte Erscheinung vergessen, die Dissimulation, die Verheim¬ 
lichung und Ableugnung effektiver geistiger Störung. Gerade die 
degenerativ Kriminellen, unter ihnen insbesondere die gewitzteren 
Rückfalls- und Gewohnheitsverbrecher, suchen oft eine tatsächlich 
bestehende geistige Erkrankung zu verheimlichen,, namentlich 
wenn eine wichtige Entscheidung vom Bestehen der Krankheit 
abhängt, wie z. B. die weitere Festhaltung in der Irrenanstalt. 

Wenn man sich die Einwirkungen der Haft auf das psycho¬ 
pathisch veranlagte Individuum vor Augen hält, dann könnte man 
die Stellungnahme derjenigen Autoren, die für den als Psycho¬ 
pathen Erkannten überhaupt eine Strafe ablehnen, für die allein 
richtige halten. Immerhin aber halte ich die Ausführung im Sinne 
der Asch aff enbu rg sehen Auffassung und Formulierung nicht 
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so sehr des Kompromisses als noch mehr der weitgehenderen 
Individualisierungsmöglichkeit wegen — als welche schließlich bei 
manchen derartigen Individuen auch eine Strafe anzusehen ist — 
für den richtigeren und annehmbaren Weg. Vielleicht aber er¬ 
öffnet sich den Juristen auch noch ein anderer Weg als der der 
Bestrafung nach dem Versuch, den zu finden Aschaffenburg ihnen 
jedoch überläßt. 

Mit Recht warnt derselbe Autor auch vor Anwendung des 
§ 18 des V.E. (Strafverschärfungen bei Taten von besonderer Roh¬ 
heit, Bosheit oder Verworfenheit oder wenn in Anbetracht der 
Vorbestrafungen eine unzureichende Wirkung des Strafvollzugs 
anzunebmen ist) bei vermindert Zurechnungsfähigen. Beide Cha¬ 
rakterisierungen, namentlich die letztere, trifft auf dieselben vielfach 
zu; demgemäß wäre die Anwendung derartiger „Strafschärfungen“, 
wie beispielsweise durch geminderte Kost, harte Lagerstätte, bei 
den vermindert Zurechnungsfähigen unangebracht. Es wäre viel¬ 
leicht opportuner, die vermindert Zurechnungsfähigen ausdrücklich 
von den Verschärfungen der Strafe auszuschließen. In den Er¬ 
läuterungen zum $ 18 ist nur kurz auf den Gesundheitszustand 
der betreffenden Personen eingegangen, jedoch verlangt der Abs. 3 
des Paragraphen das Gutachten des Anstaltsarztes über den Ge¬ 
sundheitszustand, und hier wäre es durchaus am Platze, neben 
dem körperlichen Zustande, der z. B. bei ßchwangeren und 
nährenden Frauen den Vollzug der Schärfung verbietet, den von 
ihm abhängigen geistigen Zustand des Sträflings zu berück¬ 
sichtigen. Auch für die Jugendlichen wird die Schärfung aus¬ 
geschlossen, damit, wie in den Erläuterungen ausgeführt wird, 
der neben der Strafbehandlung zu wahrende erziehliche Charakter 
nicht beeinträchtigt werden soll. Cramer fordert daher zu Recht, 
daß in den Fällen, wo durch die Schärfungen die Ent¬ 
wicklung eines ausgeprägten Grenzzustandes zu er¬ 
warten ist, der Gefängnisarzt sich gegen diese Schär¬ 
fungen auszusprechen hat. Daß dagegen bei Grenzzu¬ 
ständen, bei denen die Verschärfung erziehlichen Wert 
verspricht, indem sie die Anerziehung von Hemmungen 
erwarten läßt, die Strafschärfung anzuwenden ist. 

In analoger Weise muß der Psychopath wie jeder Grenzfall 
- bei Anwendung der Einzelhaft (§ 22 des V.E.) Berücksichtigung 
finden, was übrigens im Wortlaut dieses Paragraphen im gewissen 
Sinne vorgesehen ist. Die Bestimmungen berücksichtigen die 
Verschiedenheit der Wirkung: „Die Einzelhaft ist zur Individuali- 
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sierung der Gesamtwirkungen des Strafvollzugs da, nicht zur 
Peinigung der Gefangenen“ (bei Moeli, Lit. 64, S. 12). 

Bei der lex ferenda — es sei mir diese Abschweifung ge¬ 
stattet — ist die Dreiteilung der strafbaren Handlungen in Ver¬ 
brechen, Vergehen und Übertretungen, die man vielfach an- 
gefochten hat, beibehalten worden. Ebenso sind die Strafsysteme 
bestehen geblieben. Der Entwurf sieht Zuchthaus-, Gefängnis- 
und Haftstrafen vor. Eine Möglichkeit, diese Strafen auf un¬ 
bestimmte Zeit zu verhängen, und ihre Dauer ällgemein vom 
Zustand des Delinquenten abhängig zu machen, ist nicht vor¬ 
gesehen. Neben der Vorbeugung soll eben auch noch die Ver¬ 
geltung zum Ausdruck kommen. Allerdings bringen die bedingte 
Verurteilung und die Abkürzung der verfügten Strafe nicht un¬ 
erhebliche Neuerungen, die den ganzen Strafrahmen elastischer 
gestalten und so eine größere Individualisierung ermöglichen, 
so daß den verhängten Freiheitsstrafen im allgemeinen der Vor¬ 
wurf der Unwirksamkeit oder gar Schädlichkeit nicht mehr ge¬ 
macht werden kann. An den §§ 38—41 der bedingten Verurtei- 
teilung, bzw. „bedingten Strafaussetzung“ möchte ich nicht wortlos 
vorübergehen. Wenn ihre Vergünstigung auch hauptsächlich für 
Jugendliche gedacht ist, so kann sie jedoch auch, wie das Gesetz 
ausdrücklich sagt, Erwachsenen gewährt werden, und es ist vom 
ärztlichen Standpunkt höchstens zu bedauern, daß die bedingte 
Strafaussetzung nur bei einer Verurteilung bis zu 6 Monaten 
(Gefängnis oder Haft) zur Anwendung gelangen kann. Es läßt 
sich nicht leugnen, daß die Strafaussetzung zur Erkenntnis nicht 
bloß einer langsam sich entwickelnden geistigen Störung, sondern 
auch eines allmählich sich zeigenden Grenzzustandes, der sich 
oft lange vor Fixierung der Diagnose durch eine kriminelle Ent¬ 
gleisung bemerkbar macht, von hohem Wert ist. Natürlich soll 
damit nicht beansprucht werden, daß ein später in Erschei¬ 
nung tretender psychopathischer Zustand bedingte Strafaussetzung 
veranlassen soll. Das würde zum Rechtssystem des ganzen Ent¬ 
wurfs in Widerspruch stehen. Im übrigen ist anzuerkennen, daß 
durch die bedingte Strafaussetzung das Vergeltungsprinzip hier 
durchbrochen ist und das Prinzip die Oberhand gewonnen hat, 
das sich mehr der Natur des Rechtsbrechers als dem, was er 
getan hat, zuwendet, womit der Gesetzentwurf sich auf den 
naturwissenschaftlichen Standpunkt stellt, „daß einem Menschen 
durch die drohende Strafvollstreckung Hemmungen anerzogen 
werden können“ (Cramer). 
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Moeli (Lit. 64, S. 10) hebt bei klarer Scheidung der Vor- 
und Nachteile der bedingten Strafaussetzung unter den Vorzügen 
heraus die erziehliche Wirkung an Stelle nutzloser oder schäd¬ 
licher kurzer Freiheitsstrafe, zuverlässigeres Urteil über die er¬ 
reichte Besserung, Wegfall der Nachteile für die Zukunft des 
Verurteilten und für seine Umgebung, große Elastizität in der 
Verwendung. Somit wäre eine Art der Behandlung der Neulinge 
auf dem Gebiete des Verbrechens gegeben. Und gerade auf jene 
leicht psychopathisch veranlagten Individuen, die, eine von Haus 
vorhandene leichtere Bestimmbarkeit, ein Fehlen von Hemmungen, 
wie sie der ganz Gesunde besitzt, in die Erstlingsschuhe des 
Rechtsbrechers gleiten ließ, gerade auf die wird nicht selten die 
erste Verwicklung mit einem Strafprozeßverfahren nicht ohne 
nachhaltigen Eindruck bleiben. Und manch einer von ihnen dürfte, 
wenn er erst die ganze Stufenleiter vom Beginne eines Strafpro¬ 
zesses bis zur Strafaussetzung durchkostet hat, mit so nachhaltigen 
Hemmungen geläutert daraus hervorgehen, daß er, wie Cramer 
sehr richtig betont, nie wieder rückfällig wird. 

Der nämliche Autor fordert mit Recht in diesem Zusammen¬ 
hänge, ohne die ausgesprochen unter den § 63 Abs. 2 fallenden 
plötzlichen Affekthandlungen der Grenzzustände außer acht zu 
lassen, für weniger ausgesprochene Fälle, daß eine bedingte 
Strafaussetzung bei erstmalig Verurteilten möglichst ohne Berück¬ 
sichtigung der Höhe der Strafe und unter möglichst genauer Be¬ 
rücksichtigung der Natur des Rechtsbrechers erfolge, was am 
besten dadurch erreicht werden dürfte, wenn die Dauer der 
Strafe entweder gar nicht oder wenigstens nicht so niedrig be¬ 
grenzt würde. Moeli vertritt die Ansicht, daß die Strafaussetzung 
für einzelne Fälle, in denen leichte Vergehen erst die Auf¬ 
merksamkeit auf psychische Minderwertigkeit lenken, die mehr 
aus Mangel an Überlegung wirkt, • am Platze wäre, ln solchen 
Fällen mag gegebenenfalls auch der § 83 einen Ausweg schaffen. 

Auch Wollenberg fordert für die vermindert Zurechnungs¬ 
fähigen eine möglichst ausgedehnte Anwendung der bedingten 
Strafaussetzung, vertritt im übrigen aber den vom V.E. ab¬ 
weichenden Standpunkt, daß bei ihnen eine obligatorische Straf¬ 
milderung nicht erfolgen solle. Ich möchte diesem Modus der 
ausgedehnten Benutzung der §§ 38—41 in praxi für einen im 
allgemeinen nicht unersprießlichen halten. Man umgeht auf diese 
Weise die Strafmilderung. Immerhin möchte ich es auch hier für 
dringend geraten halten, ganz individuell zu verfahren. 
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Erwähnt sei, daß Österreich (nur für Jugendliche) und die 
Schweiz bei der Strafaussetzung Schutzaufsicht einrichten, was der 
V.E. mit Rücksicht auf die Schwierigkeit einer wirksamen Organi¬ 
sation und auf die Lage des Verurteilten selbst ablehnt. Für 
unser neues Gesetz bliebe jedenfalls zu wünschen, da nun einmal 
die Strafe für geistig Minderwertige prinzipiell beibehalten worden 
ist, und die Psychiater sie einerseits nicht ad extremum abzu¬ 
lehnen brauchen, anderseits aber auch in Anbetracht des Kom¬ 
promisses der ♦ beiden sich am schärfsten gegenüberstehenden 
strafrechtlichen Richtungen sich damit abfinden müssen, daß die 
bedingte Strafaussetzung für einen als Grenzzustand erkannten und 
begutachteten Fall in ausgedehntem Umfange zur Anwendung 
komme, wozu die Anregungen Cramers in seinen Bemerkungen 
zum V.E. die nötige Handhabe bieten. 

Was sieht das neue Gesetz nun vor bei den nach § 63 Abs. 2 
Verurteilten und Bestraften? Darauf gibt der Abs. 3 desselben 
Paragraphen die Antwort. Dieser letzte Absatz des § 63 muß ent¬ 
schieden alsein wesentlicher Fortschritt anerkannt werden. Er 
drückt aus, daß die Freiheitsstrafen an den nach Abs. 2 Verurteilten 
unter Berücksichtigung ihres Geisteszustandes, soweit dieser es 
erfordert, in besonderen, für sie ausschließlich bestimmten 
Anstalten oder Abteilungen zu vollstrecken sind. Damit 
ist zweifelsfrei das von verschiedensten Seiten angestrebte Ziel der 
Möglichkeit einer strafrechtlichen Behandlung der Grenzzustände 
in gewissem Sinne erreicht. Die ganze Verwahrung in An¬ 
stalten stellt an sich schon ein erfreuliches Novum in der Straf¬ 
gesetzgebung dar und wird im § 65 geregelt. — Cr am er inter¬ 
pretiert aus dem Abs. 2 des § 63, wonach die Verwahrung erst 
nach verbüßter Strafe zu erfolgen hat, daß der Entwurf den durch¬ 
ausrichtigen Standpunkt vertrete, daßdie öffentlichen Heil-und Pflege¬ 
anstalten mit dem Strafvollzüge nichts zu tun haben. Das wird von 
Cramer in seinen Bemerkungen zum Entwurf mit vollem Rechte 
hervorgehoben. Denn der Charakter unserer Heil- und Pflegeanstalten 
als Krankenanstalten, die ausschließlich der Behandlung und Pflege 
geisteskranker Personen dienen, muß unbedingt gewahrt werden. 
Dienten sie auch der Strafvollstreckung, so büßten sie vollständig 
ihre Eigenschaft als Krankenanstalten ein, und die berechtigten 
Insassen, die weitaus die Mehrzahl bilden und in keine Konflikte 
mit der Strafgesetzgebung geraten sind, würden schwer geschädigt 
werden. Die Anstalten wären außerstande, ihre Aufgaben wie 
bisher durchzuführen. 
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Zu diesem Ergebnis wird ein jeder Psychiater kommen, der 
an ,Irrenanstalten tätig gewesen ist, wo neben den Geisteskranken 
auch verschiedengradig schwachsinnige Kriminelle (Fürsorgezög¬ 
linge) Aufnahme gefunden haben. Die aufrührerischen, unzu¬ 
friedenen und Unzufriedenheit säenden Elemente sind neben den 
Debilen und leicht Imbezillen vorwiegend die Fälle, die wir mit 
Ziehen am treffendsten als die mit „erblich degenerativer psycho¬ 
pathischer Konstitution“ Behafteten bezeichnen, eben die geistig 
Minderwertigen. Mit Vorliebe ergreifen sie die Gelegenheit, 
irgendwelche krankhafte Eigenschaften der anderen auszunutzen 
und dieselben entweder direkt oder noch lieber indirekt für ihre 
Zwecke zu mißbrauchen. Aber nicht bloß durch diese mittelbare 
und unmittelbare Ausnutzung der psychischen Defekte dieser 
Kranken üben sie einen unheilvollen Einfluß aus, sondern überhaupt 
durch all die verschiedenen psychopathischen Züge, die als Anomalie 
zu erkennen den meisten der sie umgebenden, in ihrem Urteils¬ 
vermögen mehr oder weniger geschwächten Kranken selbstredend 
abgeht. 

Ebenfalls geht es nicht an, auf einer bestimmten Abteilung 
an Heilanstalten die kriminell entarteten Psychopathen zusammen¬ 
zulegen; es müßte dann schon in dem Sinne der Einrichtung 
eines festen Bewahrhauses als Annex an einer Heilanstalt der 
Ausweg gefunden werden, wie es z. B. hier in Westfalen die 
Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt Eickelborn besitzt. Aber gerade 
hier sind es, wie Hermkes in einem Vortrage auf der 8. Tagung 
der Deutschen Gesellschaft für gerichtl. Medizin (Münster i.W. 1912) 
hervorhebt, auch die Psychopathen, die unter den Geisteskranken und 
Geistesschwachen mit kriminellen Neigungen die größten Schwierig¬ 
keiten bei der Behandlung bieten, indem sie „durch Querulieren, 
brutale Gewalttätigkeiten, Entweichungssucht, besonders aber auch 
durch ungünstige Beeinflussung der übrigen Kranken den ge¬ 
ordneten Betrieb des Bewahrhauses empfindlich stören“. 

Umgekehrt ist zu bedenken, daß mancher kriminelle Psycho¬ 
path durch die geisteskranke Umgebung nachteilig beeinflußt 
wird; er sieht sich manches ab, was ihm bei einem späteren 
Strafverfahren zur Erreichung milderer Beurteilung vorteilhaft 
dünkt anzuwenden; ferner ist es bei der nun einmal vorhandenen 
Disposition zu psychogener Erkrankung keineswegs auszu¬ 
schließen, daß der Aufenthalt unter Geisteskranken schließlich 
noch eher zu einer psychotischen Erkrankung führen kann, als 
in der Haft oder im Gefängnis. Der reine Psychopath und auch 
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schließlich noch der Psychopath mit debilem Einschlag gehören 
eben weder unter normale Rechtsbrecher noch geistesgestörte 
Delinquenten, noch unter Geisteskranke oder Geistesschwache 
überhaupt. Die geistige Verfassung des Psychopathen ist eine 
solche, daß er seine Verkehrtheiten wohl zu erkennen vermag; 
bei allem Wohlwollen ärztlicherseits gegen ihn und allen Ver¬ 
suchen milder Behandlung wird man zeitweilig nicht ohne straffe 
Disziplin, konsequente, zielbewußte Strenge, bei peinlicher Ver¬ 
meidung jeglicher Willkür auskommen können. Im Rahmen 
einer Irrenanstalt ist dies jedoch nur schwer zu ermöglichen, ganz 
abgesehen davon, daß die Irrenanstalten eben Krankenanstalten 
sind und es bleiben müssen und nicht zu Anstalten zur Fort¬ 
setzung des „Sühneprinzips“ modifiziert werden dürfen. Stellen 
sich bei Strafgefangenen auf'dem Boden der psychopathischen 
Konstitution schwerere geistige Störungen ein, so sind sie ebenso 
wie körperlich Kranke im Lazarett baldmöglichst in organisch zur 
Strafanstalt gehörige Irrenabteilungen unterzubringen. Erst wenn 
nach Strafverbüßung einzig und allein das geistige Befinden des 
Rechtsbrechers es noch erheischt, ist die Unterbringung in einer 
Irrenanstalt gerechtfertigt; keinenfalls darf aber für die Unter¬ 
bringung in einer Irrenanstalt die Rücksichtnahme auf die von 
dem Delinquenten bedrohte Gesellschaft maßgebend sein. Auch 
dann, wenn der Geisteszustand eines derartigen Strafgefangenen eine 
Veränderung in Jahren nicht erwarten läßt oder gar nach mensch¬ 
lichem Ermessen als unheilbar zu erkennen ist, wird gegen 
die Überführung in eine Irrenanstalt nichts einzuwenden sein. 
Jedoch sollte der Strafvollzug sodann nicht bloß unterbrochen, 
sondern endgültig abgebrochen werden, da wir es ja nun mit 
einem in wirkliche geistige Störung Verfallenen zu tun haben. 
Von diesem Gesichtspunkte geleitet, sind in Preußen im 
Laufe der Jahre 7 Irrenbeobachtungsabteilungen als An¬ 
nexe an Straf- und Gefangenenanstalten geschaffen worden, und 
zwar an den Gefängnissen zu Breslau, Düsseldorf-Derendorf, 
Moabit, Halle, Graudenz, der Strafanstalt zu Münster i. W. und 
dem Gefängnisse und der Strafanstalt zu Cassel-Wehlheiden. In 
diesen wird namentlich bei Zuchthausgefangenen und langstrafigen 
Gefängnisgefangenen durch eine Beobachtung bis zu 6 Monaten 
die Geistesstörung unter Heilversuchen bei entsprechenden Fällen 
endgültig festgelegt. Diese Beobachtungszeit dürfte m. E. unter 
Umständen allgemein und speziell für geistig erkrankte Psycho¬ 
pathen zu kurz bemessen sein. 
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Was soll nun mit den reinen Psychopathen geschehen? Für 
sie kommen die für die geistig Minderwertigen seitens der Psy¬ 
chiater mit vollem Rechte geforderten Zwischenanstalten in 
Betracht, die weder Gefängnisse noch Irrenanstalten sein dürfen 
und in ihrem weiteren Ausbau ein außerordentlich wichtiges Zu¬ 
kunftsproblem für den Staat bedeuten. Der §65 der lex ferenda, 
der die Verwahrung auch des nach § 63 Abs. 2 Verurteilten in 
einer öffentlichen Heil- und Pflegeanstalt anordnet, „wenn es die 
öffentliche Sicherheit erfordert'*, kann in dieser Fassung nicht die 
Billigung der Psychiater finden. Die Irrenanstalten zu Instituten 
zu stempeln, denen die Bewahrung lediglich antisozialer, die 
öffentliche Sicherheit gefährdender Elemente zufällt, geht aus den 
oben ausführlicher entwickelten Gründen nicht an; für die Auf¬ 
nahme in die Irrenanstalt entscheidet das eigene Interesse des 
Kranken in erster Linie. 

ln dem Sicherungsverfahren streiten, wie E. Schultze 
(Lit. 64, S. 73y bemerkt, miteinander die Interessen der Allgemein¬ 
heit, die vor den Rechtsbrüchen eines nicht ganz verantwortlichen 
Individuums geschützt werden muß, und' das Interesse des 
einzelnen, der sich keine größere Beschränkung seiner persön¬ 
lichen Freiheit bieten zu lassen braucht, als das Wohl der Ge¬ 
sellschaft und seine etwaige Heilung oder Besserung erheischen. 
Schultze tritt für die Verwahrung in doppeltem Sinne ein, zum 
eignen und zum Schutze der Gesellschaft, und hat nicht unrecht, 
wenn er meint, der Zweck des Verfahrens sei der gleiche: die 
Allgemeinheit vor dem psychisch abnormen Delinquenten zu 
schützen und dem letzteren selbst aber auch das Recht auf 
Schutz seiner persönlichen Freiheit zu wahren. 

Während es früher dem Ermessen der Landespolizei über¬ 
lassen war, über die sichere Unterbringung der ihr seitens des 
Gerichtes als gemeingefährlich übergebenen Geistesgestörten zu 
entscheiden und hier bei der Ausführung des richterlichen Ent¬ 
scheids allerhand, namentlich finanzielle Rücksichtnahmen eine 
nicht unbedenkliche Rolle spielten, trifft jetzt erfreulicherweise 
der Richter die Anordnung auf Verwahrung, und die Landes¬ 
polizeibehörde muß ihr Folge leisten. Natürlich hat diese treff¬ 
liche Neuerung nur dann praktischen Nutzen, wenn ihr auf dem 
Fuße der richterlichen Anordnung stattgegeben wird. Und hier 
fordert Schultze sehr richtig seitens des Staates Vorkehrungen, 
daß der verwahrungsbedürftige Anomale ohne Verzug am ge¬ 
eigneten Orte untergebracht werden kann. 
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Die geistig Minderwertigen, für die das Gesetz nun gleich 
den Unzurechnungsfähigen Verwahrung in einer Heil- und Pflege¬ 
anstalt vorsieht, würden, ganz abgesehen daß sie aus den oben 
erörterten Gründen nicht in eine Irrenanstalt gehören, nun auch 
noch die an sich schon überfüllten Heil- und Pflegeanstalten 
füllen. Auch von diesem Gesichtspunkte gewinnt die Forderung 
zur Schaffung eigner Anstalten oder Abteilungen Berechtigung. 
Mit diesen Sonderabteilungen, zu deren eifrigen Vorkämpfern 
besonders A. Leppmann gehört, ist bereits der Anfang gemacht» 
und zwar ein Anfang mit Gutes versprechenden Erfolgen. Der 
genannte Autor denkt sich diese Sonderabteilurtgen als Annexe 
von Straf- und Gefangenenanstalten entweder in besonderen Bau¬ 
lichkeiten oder wenigstens in besonderen Flügeln und empfiehlt 
die Bevorzugung der Anstalten, die den Detinierten Gelegenheit 
zur Garten- und Feldarbeit geben. Die weitere Forderung, dem 
Arzte über diese Abteilungen die alleinige Oberaufsicht zu über¬ 
tragen, ihn neben der Verwaltung auch die Verantwortung für 
die Sicherungsmaßregeln übernehmen zu lassen, ist die natür¬ 
liche; zum mindesten muß dem Arzte ein weitgehender beratender 
Einfluß in diesen Abteilungen auf die Gestaltung des Strafvoll¬ 
vollzugs, namentlich auf die disziplinäre Behandlung, gesichert 
sein. Auf diese Weise wird das Prinzip der Individualisie¬ 
rung im Strafvollzug, als deren Hauptvertreter sich Krohne'j 
durch persönliches tatkräftiges Eingreifen und in seinem Haupt¬ 
werke über Gefängniskunde hervorragende Verdienste erworben 
hat, praktisch wohl am besten zur Geltung gelangen. Krohnes 
Anregung ist es zu danken, daß zunächst das Lazarett der Straf¬ 
anstalt zu Brandenburg zu einer Minderwertigen-Abteilung um¬ 
gebaut wurde und neuerdings sind auch in der Strafanstalt zu 
Rheinbach eine Abteilung von 80 Plätzen sowie eine Sonder¬ 
abteilung in Insterburg für geistig Minderwertige eingerichtet 
worden. Wenn Wilmanns 2 ) in seiner Besprechung über die 
verminderte Zurechnungsfähigkeit die individualisierende Behand¬ 
lung als ein beliebtes Schlagwort des Strafvollzugsbeamten kenn¬ 
zeichnen möchte, so muß ich doch mit Többen 3) diese Behauptung 
Wilmann’s als sicher zu weitgehend erachten, und kann dieselbe 

') K roh ne, Lehrb. der Gefängniskunde. Enke, Stuttgart 1889. 

-) Wilmanns, Allgem. Zeitschr. f. Psychiatrie, 71. Bd., 4. u. 5. Heft. 

-') Többen, Über die individualisierende Behandlung der vermindert Zu¬ 
rechnungsfähigen im Strafvollzug. Sonderabdruck der Zeitschrift für Medizinal¬ 
beamte, 1915, Heft 6, Fischer-Kornfeld, Berlin. 
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kaum die Zustimmung der Psychiater im allgemeinen und der 
Strafänstalts- und Gefängnisärzte im besonderen finden. Die Be¬ 
tätigung für die einzelnen Strafvollzugsbeamten ist in dieser Hin¬ 
sicht deutlich in dem oben angegebenen Lehrbuche Krohnes 
(§ 81) ausgesprochen und vor allem auch in dem § 73 der Dienst¬ 
ordnung für die dem Ministerium des Innern unterstellten Straf¬ 
anstalten und größeren Gefängnisse vom 14. Nov. 1902 (Berlin, 
Druckerei der Strafanstaltsverwaltung). 

Es liegt auf der Hand, daß dem Arzte, und zwar dem psy¬ 
chiatrisch vorgebildeten Arzte bezüglich der geistig affizierten 
Inhaftierten ein spezifisches Arbeitsfeld sich bietet, auf dem die 
Pädagogen und Geistlichen gleichfalls nicht ausgeschlossen sein 
sollen. Im Rahmen der bestehenden Verwaltungsbestimmungen 
vermag ein individualisierender Strafanstaltsarzt für seine geistig 
Minderwertigen viel zu tun. Er kann die Minderung ihrer 
Arbeitsleistungen und ihrer Disziplin bewirken, er kann ihnen die 
im Umfange des Strafvollzugs zustehenden Erleichterungen in er¬ 
höhtem Maße zukommen lassen. Ein Erlaß des preußischen 
Ministers des Innern vom 16. Juni 1908 kommt der Eigenart der 
psychopathischen Individuen insofern entgegen, als er bestimmt, 
daß den Eingaben an die Gerichte, die Staatsanwaltschaft und 
die Aufsichtsbehörden von derartigen Gefangenen, die in Irren¬ 
anstalten bzw. in Irrenabteilungen der Strafanstalten untergebracht 
sind und dort zwar als sfrafvollzugsfähtg, jedoch geistig defekt 
erkannt und in den Strafvollzug 4 zurückgebracht worden sind, 
oder von solchen Gefangenen, die vom Arzte als geistig minder¬ 
wertig bezeichnet worden sind, eine kurze Äußerung des Anstalts¬ 
arztes über den Geisteszustand des Kranken beizufügen ist. Bei 
den wöchentlich mehrmals stattfindenden Konferenzen des Be¬ 
amtenkörpers der Strafanstalt sowie auch gelegentlich der Be¬ 
suche des Regierungsreferenten ist es nach Többen dem Arzte 
wohl möglich, auf die dem Gefangenen dienliche ärztliche Be¬ 
handlung, Beschäftigung, Unterricht und Ernährung hinzuweisen. 
PoHitz 1 ; und F. Leppmann J ), die beiden bekannten Autoren 
gerade auf diesem Gebiete, geben in dieser Beziehung mancherlei 
Anhaltspunkte und Anregungen. Bei Verhängung einer schweren 
Disziplinarstrafe wird der Arzt, der ja die verhängten Strafen 
unterzeichnen muß, die Schärfe der Strafe mildern oder selbst 

') Pollitz, Strafe und Verbrechen. Teubner, Leipzig 1910. 

2 F. Leppmann, Der Gefangnisarzt. Richard Schoetz, Berlin 1909. 
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eine Unterbrechung derselben, z. B. bei beginnender Psychose, 
bewirken können. Es ist jedoch nicht zu verkennen, daß hier 
gar nicht selten besondere Schwierigkeiten dadurch entstehen, 
daß die ersten dem Laien noch völlig unsichtbaren Anfänge einer 
Psychose mit Unbotmäßigkeiten und darum gebotenen Diszipli¬ 
nierungen zusammenfallen, und hier stellen ja bekanntlich die 
Psychopathen, deren geistige Minderwertigkeit sie leichter denn 
geistig Vollwertige zu Situationspsychosen prädisponiert, einen 
Hauptanteil. Und es ist sicher, daß manche derartige aus der Situation 
herausgeborene Psychose durch die Inhibierung einer Strafverschär¬ 
fung und die intensivere Beschäftigung seitens des Arztes mit dem 
Gefangenen im Keime erstickt wird. Daraus folgt, daß die der 
Entscheidung des Anstaltsvorstehers unterstehenden Strafmittel 
genau festgelegt und vor der Exekution der Begutachtung des 
Arztes vorgelegt werden müssen, der sich über den Gesundheits¬ 
zustand des Delinquenten im allgemeinen und über seine ge¬ 
mütliche Verfassung dabei genau zu orientieren hat. Hierbei darf 
sich', wie F. Leppmann richtig bemerkt, der Arzt in seiner Ent¬ 
scheidung nur von diesen beiden Gesichtspunkten aus bestimmen 
lassen, ob der Sträfling für seine Disziplinarwidrigkeit nicht oder 
vermindert zurechnungsfähig ist, und ob die Strafe seiner Gesund¬ 
heit schädlich sein könnte; nicht aber dürfen irgendwelche Er¬ 
wägungen , ob das vorzunehmende Zuchtmittel zweckmäßig oder 
grausam ist, bestimmend sein, ln Preußen hat der Arzt ein Ein¬ 
spruchsrecht nur bei der schwersten Disziplinär-, der Prügelstrafe. 
Finkelnburg und A. Leppmann haben sich bereits 1904 ent¬ 
schieden für Erweiterung des ärztlichen Einflusses ausgesprochen, 
namentlich in weitgehendem beratendem Sinne auf die diszipli¬ 
näre Behandlung. Gerade die psychisch weniger widerstands¬ 
fähigen Psychopathen, die durch die Strafhaft an sich schon 
stärker getroffen sind, sind es, deren Anpassungsfähigkeit und 
Spannkraft es übersteigt, sich in die straffe Disziplin und hoch¬ 
gradigen Beschränkungen einzuleben. Und darum findet man 
unter den vermindert zurechnungsfähigen Strafgefangenen zahl¬ 
reiche, die für Disziplinierungen in Frage kommen, bei denen 
aber die Auflehnung gegen die Hausordnung häufig das erste 
Zeichen einer beginnenden Psychose ist; hier hat der Arzt mit 
allem Nachdruck Wert darauf zu legen, daß von der Bestrafung 
Abstand genommen und der betreffende Häftling zwecks ge¬ 
nauerer Beobachtung und anschließender Behandlung der Irren¬ 
abteilung überwiesen wird. 


Digitized by 


Go», igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Die Bedeutung der psychopathischen Konstitution für die Rechtspflege 147 


Den hier naheliegenden Gedanken der gänzlichen Übertra¬ 
gung des Disziplinarrechts und der Strafmilderung bei Minder¬ 
wertigen an den Arzt verwirft Staiger 1 ) — m. E. wohlbedacht —, 
da dadurch eine bedenkliche Zweiteilung in den Betrieb der An¬ 
stalt eingreife mit der ständigen Gefahr von allerhand Meinungs¬ 
verschiedenheiten und Reibungen zwischen Direktion und Arzt. 
Diese Bedenken entfallen, wenn der Anstaltsleiter ein Arzt ist, 
und dies ist auch einer von den Punkten, die das Bestreben der¬ 
jenigen Psychiater unterstützen, die sowohl die kriminellen als ‘ 
auch die noch nicht kriminellen Minderwertigen in besonderen 
Anstalten unter besonderer Leitung untergebracht wissen wollen. 
A. Leppmann 2 ) verlangt durchaus richtig, daß nicht bloß bei 
denjenigen, die ihre Minderwertigkeit durch die zur Verhandlung 
oder Untersuchung gelangenden kriminellen Handlungen bekunden, 
seitens des Richters die Detention in Anstalten verhängt werden 
soll, sondern daß dieselbe auch logischerweise bei denen aus¬ 
geführt werden müsse, die zwar dieselben antisozialen Eigen¬ 
schaften zeigen, aber durch irgendwelche Zufälle nicht zur straf¬ 
rechtlichen Untersuchung oder Aburteilung gelangt sind. A.Lepp- 
mann vertritt nun die Gruppe von Psychiatern, welche die 
gemeingefährlichen geistig Mangelhaften in Annexen unserer 
Fürsorge, in Arbeits-, Korrektionshäusern, Trinkerheil-, Erziehungs¬ 
anstalten für Schwachsinnige und in Irrenanstalten internieren 
wollen, und läßt „diese Zwischenanstalt zwischen Irrenanstalt und 
Gefängnis“ allenfalls für die geistig Minderwertigen gelten. Wil¬ 
ma nns 3 ) möchte lieber eine Reform aller Strafanstalten herbei¬ 
führen und glaubt, daß die Beurteilung der verminderten Zurech¬ 
nungsfähigkeit in praxi Schwierigkeiten bereiten würde, wogegen 
mit Recht im Anschluß an Aschaffenburgs Referat auf der 
Versammlung des Deutschen Vereins für Psychiatrie 1914 Bon- 
hoeffer, Hoche, Kraepelin undMoeli darauf hinwiesen, daß 
die Erkenntnis von Schwierigkeiten nicht dazu führen dürfe, an 
der Notwendigkeit der Anerkennung der verminderten Zurech¬ 
nungsfähigkeit zu zweifeln. Im Gegensatz zu Leppmann tre- 

') Staiger, Behandlung psychopathisch minderwertiger Strafgefangener 
jetzt und nach dem V.E. zu einem deutschen Strafgesetzbuch Zeitschr. f. Psy¬ 
chiatrie, Bd. 69. 

A. Leppmann, Der Schutz gegen Geisteskranke. Offizieller Bericht 
über die 9. Hauptversammlung zu Breslau, 12.—13. Sept. 1913. Fischer-Kornfeld, 
Berlin, 1913, S. 15. 

J ) Wilmanns, Referat. — Psychiatr. Neurol. Wochenschr., 1914, 15, S. 95. 
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ten andere Psychiater, wie Dannemann 4 ), Kielhorn und 
F. Straßmann 1 ) entschieden unter Betonung der individuellen 
Behandlung und langdauernder erzieherischer Internierung auf 
unbestimmte sich lediglich nach der Verfassung des Internierten 
richtende Zeit für die Schaffung der Zwischenanstalten ein, 
die nach Straßmann, bei dem der Besuch der analogen An¬ 
stalt zu Broadmoor in England besondere Eindrücke hinterlassen 
hat, kein Mittelding zwischen Irrenanstalt und Gefängnis, sondern 
in ihrer Art Irrenanstalten sein und völlig unter ärztlicher Leitung 
stehen sollen. 

An dieser Stelle möchte ich, auch aus ökonomischen Gründen, 
für Preußen zur Erwägung geben, mit den Landeshauptverwal¬ 
tungen für die nächste Zeit nach dem Kriege Abkommen dahin 
zu treffen, etwa unbenutzte oder unzureichend belegte Provinzial- 
Heil- und Pflegeanstalten als derartige Zwischenanstalten unter 
irgend einer Form zu übernehmen, da der Krankenbestand der 
Irrenanstalten durch lokale Abgänge derart zurückgegangen ist, 
daß nicht bloß ganze Abteilungen, sondern auch kurz vor dem 
Kriege erbaute und in ihm vollendete Anstalten leer stehen. Es 
ist meines Erachtens nach dem Kriege zunächst weniger mit einer 
abnormen Zunahme der Psychosen zu rechnen als vielmehr mit 
einer namentlich mit der Verwahrlosung der Jugendlichen zu¬ 
sammenhängenden erhöhten Psychopathenfrequenz. 

Die Zahl der kriminellen Minderwertigen sowie ihre besondere 
Disziplinierung und andere Behandlung werden mit der Zeit sicher 
zur Lösung der Frage im Sinne eigner Anstalten unter fach- 
ärztlicher Ägide führen. Wie die Erkenntnis der psychopathi¬ 
schen Minderwertigkeit selbstverständlich nur Sache des Arztes 
ist, so muß. es auch deren Behandlung sein. Es muß bei der 
Aufnahme des Delinquenten in die Untersuchungshaft seitens 
kreisärztlich geprüfter und psychiatrisch vorgebildeter Gefängnis¬ 
ärzte, erst recht nach der Internierung in Gefängnis oder Straf¬ 
anstalt von den zuständigen Fachärzten von vornherein darauf 
geachtet werden, ob etwa geistige Minderwertigkeit in irgendeiner 
Form vorliegt. An der enormen Verbreitung derselben unter den 
Häftlingen ist ja nicht mehr zu zweifeln. Aschaff enburg nennt 
allein 75° o Degenerierte unter 200Sittlichkeitsverbrechern, zu einem 

') Dannemann, Die Gemeingefährlichkeit bei Geisteskranken und ihre 
Bekämpfung. D. M. W. 1905, 31, S. 546. 

*) F. Straüma.nn, Diskussiön zu A. Leppmanns Vortrag .Der Schutz gegen 
Geisteskranke“ (Lit. 76), S. 25/26. 
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ähnlichen Ergebnis kommt Le pp mann. Bonhoeffer hat unter 
den Bettlern und Vagabunden nur einen kleinen Teil Normaler 
gefunden, und Rüdin, Liepmann, Viernstein, Lumpp, 
Pollitz, Többen haben unter den Lebenslänglichen eine große 
Anzahl von Minderwertigen gezählt. Hieraus ergibt sich gleich¬ 
zeitig, worauf ich früher schon hingewiesen habe, daß dem geistig 
Minderwertigen gewisse Arten von Übertretungen, Vergehen und 
Verbrechen eigen sind, welche die Gemeingefährlichkeit, -Schäd¬ 
lichkeit und -lästigkeit bedingen, um die von Dannemann und 
Göring angewandten Unterscheidungen zu erwähnen. 

Der V.E. und der G.E. kennen allerdings den Begriff der 
Gemeingefährlichkeit nicht, dessen verschiedenartige Bedeutung 
Aschaffenburg nicht zu Unrecht „ein-buntscheckigesBild“ nennt, 
dessen exakte, kurze Abgrenzung Cr am er negiert, was sich auch 
mit der Auffassung des Preußischen Oberverwaltungsgerichtes deckt, 
wie die von Moeli mitgeteilte Entscheidung vom 6. Juni 1913besagt: 

„Eine Gemeingefährlichkeit ist im allgemeinen dann anzunehmen, 
wenn ein öffentliches Interesse an der Unterbringung des Geisteskranken 
in eine Anstalt obwaltet. Das Vorliegen einer solchen wird stets dann 
anzuerkennen sein, wenn von dem Kranken eine Störung der öffent¬ 
lichen Ruhe, Sicherheit und Ordnung oder eine Gefährdung von Rechts¬ 
gütern anderer Personen zu fürchten ist.“ 

Unter diese weite Fassung des Begriffs lassen sich dann auch 
die nur als gemeinschädlich oder -störend zu bezeichnenden De¬ 
likte unterbringen. Bei der engeren Fassung des Begriffes würden 
nach v a n H a m e 1') die Verbrechen gegen das Leben und die Sittlich¬ 
keit, Diebstahl und Betrug — also solche, denen man bei geistig 
Minderwertigen häufig begegnet — als gemeingefährlich gelten, 
während leichtere Körperverletzungen und Eigentumsdelikte nament¬ 
lich im Wiederholungsfälle als gemeinschädlich, und Leute, wie 
die auch aus unseren geistig Minderwertigen vorwiegend sich 
rekrutierenden Bettler und Landstreicher, die der Allgemeinheit 
ständig lästig fallen, als gemeinlästig oder -störend bezeichnet 
werden können. Ob nun ein Individuum zu dieser oder jener 
der genannten Gruppe zu rechnen ist, hängt nicht allein von der 
Handlung als solcher, sondern auch von der Art und Häufigkeit 
der Ausführung ab. Doch es ist hier nicht meine Aufgabe, auf 
die weiteren Differenzierungen einzugehen, um so mehr als eine 
gesetzliche Operation mit dem Begriffe anscheinend vermieden 

*) van Hamei, Diskussion. Mitteilungen d. I.K.V., 1910, 17, S. 449. 

Archiv für Kriminologie. 71. Bd. 11 
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werden soll. Im übrigen verweise ich dabei auf die anregende 
Lektüre des Göringschen Buches über die „Gemeingefährlichkeit“. 
Jedenfalls finden wir die geistig Minderwertigen in allen drei 
Gruppen wieder. — Es sei an dieser Stelle erwähnt, daß man¬ 
che praktische Juristen bei bestimmten Verbrechen wenig Nei¬ 
gung für die Anerkennung des etwaigen Vorhandenseins einer 
geistigen Minderwertigkeit zu haben scheinen. So sagte mir 
kürzlich ein erfahrener Strafrichter, daß er bei Einbruchs, 
diebstählen, die in der Regel ein Maß raffiniertester Über¬ 
legung bekunden und fast ausschließlich in der Absicht, sich zu 
bereichern, ausgeführt werden, nicht von dem Vorhandensein einer 
geistigen Minderwertigkeit zu überzeugen sein werde. Diese Art 
des Verbrechens ist allerdings auch mehr den gewerbsmäßigen 
Verbrechern eigen. Sommer (Lit. 30) warnt hierbei vor der 
Gleichsetzung von Rückfälligkeit mit ausgeprägter krimineller An¬ 
lage. Aufgabe des psychiatrischen Sachverständigen bleibt es. 
eben in jedem Falle, stets nur kühlen Herzens und klaren Blickes 
zu arbeiten, zu suchen, zu finden und in sachlichster Verwertung 
aller Einzelheiten zu begutachten, um selbst vor aller Einseitigkeit 
und aller Autosuggestion bewahrt zu bleiben, und so immer mehr 
das Vertrauen des Richters, sowie überhaupt der Außenwelt zu 
ihm zu festigen. 

Die Unterbringung der psychopathisch Minderwertigen in be¬ 
sonderen Anstalten oder Abteilungen während der Strafverbüßung 
und vor allem ihre Separierung in eigenen Anstalten nach Straf¬ 
ablauf bieten die sicherste Gewähr für eine individualisierende 
Behandlung und deren Erfolg. Die nach ärztlichen Prinzipien 
geleitete und eingerichtete Anstalt soll nach der einen Ansicht, 
derer, die für eigne Zentralanstalten sind, ein Mittelding zwischen 
Irrenanstalt und Strafanstalt, nach der anderen Meinung ein solches 
zwischen Irren- und Arbeitsanstalt sein, wieder andere verlangen, 
wie bereits erwähnt, Annexe an Straf-, Irren- oder anderen An¬ 
stalten. Darüber ist viel geschrieben und gesprochen worden, 
beispielsweise von Asch affenburg und Weber, in den Verhand¬ 
lungen des 27., 28. u. 31. D.J.T., sowie der I.K-V. von 1905 und 
1910, endlich auch von van. Hamei, Schermers und van der 
Torren über die niederländischen Gesetzentwürfe für Psycho¬ 
pathen. Und wieder sind es vor allem A. Leppmann 1 ) und der 


’) A. Leppmann, Der Minderwertige im Strafvollzug. Hin Leitfaden für 
die Gcfüngnispraxis. Richard Schoetz, Berlin 1912. 
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verstorbene Reformator des Gefängniswesens, Karl Krohne l ) 2 ) M ), 
deren großen Erfahrungen wir hinsichtlich der Erkennung, Unter¬ 
bringung und Behandlung der geistig Minderwertigen mannig¬ 
fache Anregungen danken. Der Versuch ihrer Separierung in den 
Sonderabteilungen zu Brandenburg, Rheinbach und Insterburg 
soll sich bislang bewährt haben. Seit Entfernung der geistig 
Minderwertigen aus der Gemeinschaft der anderen Gefangenen 
hat sich die Disziplin wesentlich gebessert. Die krankhaften 
Elemente werden von den vollwertigen nicht zur Unbotmäßigkeit 
aufgestachelt, und letztere fürchten, wenn sie häufiger die Ord*- 
nung stören, selbst für geistig minderwertig gehalten zu werden 
und damit ihre Internierung zu verlängern. So übt in dieser Be¬ 
ziehung bereits die Trennung der minderwertigen Kriminellen von 
den vollwertigen auf beide Gruppen einen erzieherischen Einfluß 
aus. Damit wird auch zugleich die Sorge derjenigen zerstreut, 
die durch die Einführung des Begriffes der verminderten Zurech¬ 
nungsfähigkeit bei einer erheblichen Anzahl von Menschen eine 
Abschwächung des Verantwortlichkeitsgefühls befürchten; dem 
Betreffenden winken warnend die nach Annahme einer ver¬ 
minderten Zurechnungsfähigkeit unbedingt erforderlichen, er¬ 
weiterten Sicherungsmaßnahmen. 

Die Lektüre der Statistik über-die Gefängnisse der Justizver¬ 
waltung in Preußen für das Jahr 1911 erweist sich für die Frage 
der Individualisierung durch ihre Zusammenstellung über die zur 
Entscheidung des Justizministers gebrachten Anträge auf vor¬ 
läufige Entlassung als sehr belehrend. Danach hat die Bewilli¬ 
gung der Anträge auf vorläufige Entlassung, ohne daß die¬ 
selben selbst sich erheblich vermehrt hätten, in ganz erheblichem 
Maße zugenommen, und zwar in den Jahren 1902—1911 von 
53,51% bis 79,50 °,o. Bei der Wiedergabe dieser Zusammen¬ 
stellung wird von der Feststellung abgesehen, wie viele dieser 
Anträge und Bewilligungen auf die Gefängnisse des Ministeriums 
des Innern und der Justiz entfallen. Ein Widerruf der Bewilli¬ 
gungen brauchte nur ganz selten zu erfolgen. Dieses überaus 
günstige Ergebnis liefert den Beweis, wie Többen (Lit. 72)'aus¬ 
führt, daß unsere Gefängnisverwaltungen die gerade bei der sehr 

’l Krohne, Bericht über den Strafvollzug an geistig Minderwertigen. Mit¬ 
teilungen d. I.K.V., Bd. 12. S. 267/72, 274, 281, 284. Stuttgart 1904. 

*) Derselbe, Blätter f. Gefängniskunde, Bl. 43, S. 109. 1908. 

3 ) Derselbe, Strafvollzugsbericht über den 7. Internat. Kongreß f. Anthro¬ 
pologie, 1912, S. 28. 
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sc-hwierigen Bearbeitung der Anträge auf vorläufige Entlassung 
besonders notwendige individualisierende Fürsorge, deren Evidenz 
hier aus ihren Früchten erhellt, mit großem Erfolge ausgeübt 
haben. Demnach zeigt diese Art des Strafvollzugs wohl den 
richtigen Weg bei Anwendung der Mittel zur Besserung und 
demnächstjger Einordnung der Gebesserten in die menschliche 
Gesellschaft, dank der vom Ministerium des Innern und von 
Krohne vorgezeichneten Wege. Für die Behandlung lassen sich, 
abgesehen von den vom Ministerium des Innern und Krohne ge : 
gebenen Leitsätzen, allgemein geltende Regeln nicht aufstellen; 
jeder Fall ist individuell zu betrachten und zu behandeln, nach 
Art der Veranlagung, der Abstammung, dem Vorleben, den beruf¬ 
lichen und sonstigen Neigungen des Bestraften unter stetem Hinblick 
auf die gewesene und etwa noch zu gewärtigende antisoziale Betäti¬ 
gung. Je nach der Art der Vergehen muß unter Umständen die 
freieste Form der Internierung gewählt werden; man mache sich 
nicht zum ausschließlichen Grundsätze, daß kriminelle Individuen 
nur als Kandidaten für feste Häuser in Betracht kommen. Es ist 
ferner zu bedenken, worauf auch Aschaffenburg in der Jahres¬ 
versammlung des Deutschen Vereins für Psychiatrie im Jahre 
1914 hingewiesen hat, daß ein Teil und vielleicht der wichtigste 
Teil der Entscheidungen über, das weitere Schicksal der geistig 
Minderwertigen erst im Laufe der Strafverbüßung fallen kann, da 
alsdann die psychischen Mängel erst greifbarer oder überhaupt 
erst hervortreten. Man wird dann betreffs der Strafvollstreckung 
der Eigenart des psychopathischen Individuums Rechnung zu 
tragen haben und wird vornehmlich in Erwägung dessen, daß die 
erregenden Einflüsse der Haft und die geringe Widerstandsfähig¬ 
keit gegen äußere Reize beim Psychopathen heißt, den Teufel mit 
dem Beelzebub austreiben, darauf bedacht sein, dem psycho¬ 
pathischen Entarteten bei geeigneten Fällen bestimmte Erleichte¬ 
rungen und Milderungen, z. B. in Gestalt der Begnadigung oder 
bedingten Strafaussetzung zu verschaffen. Denn bei diesen Ge¬ 
fangenen ist nun einmal nicht bloß die strafrechtliche, sondern 
auch.die disziplinäre Verantwortlichkeit herabgesetzt. Daraus er¬ 
gibt sich, daß für sie, ohne dabei für eine Beseitigung der Ord¬ 
nungsstrafen plädieren zu wollen, eine mildere Bestrafung ge¬ 
gebenenfalls angezeigt ist, da bei diesen Delinquenten die Hem¬ 
mungen fehlen oder doch herabgesetzt sind. 

Ein vorschriftsmäßiger Strafvollzug und individualisierende 
Behandlung vertragen sich durchaus miteinander, das Individuali- 
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sierungsprinzip muß zur Richtschnur jedes zielbewußten Strafvoll¬ 
zugs dienen. Natürlich ist es nicht der Arzt allein, der in diesem 
Sinne seine umfassende Tätigkeit zu entfalten hat, sondern es be¬ 
darf der gewissenhaften Mitwirkung aller im Strafvollzug tätigen 
Beamten, insbesondere eines hinreichend * ausgebildeten Pflege- 
und Hilfspersonals. Dadurch, daß der Arzt in ausreichendem 
Maße psychiatrisch vorgebildet ist, hat das Personal mittelbar 
ebenfalls einen Nutzen. Seitens des Ministeriums des Innern ist 
der Ausbildung eigens vorgesehenen Aufsichtspersonals hierfür 
durch Erlaß Vom 7. Mai 1912, S. 580, noch erhöhte Aufmerksamkeit 
zugewandt worden, und sind im Einvernehmen mit dem Finanz- 
minister an den bereits erwähnten 7 Strafanstalten und Gefäng¬ 
nissen je 3 Hilfsaufseherstellen geschaffen worden, woselbst alle 
Bewerber um Aufseherstellen eine sechsmonatige Ausbildung für 
den Gefängnisdienst durchmachen sollen. Die Ausbildung zer¬ 
fällt in eine theoretische und praktische; neben dem allgemeinen 
Unterricht, dem Gefängnisdienst und der Gefängniskunde wird 
besonders vom Arzte die allgemeine Gesundheitspflege behandelt, 
und zwar neben der Ausübung der Krankenpflege, dem Verhalten 
bei ansteckenden Krankheiten, der ersten Hilfe bei Unglücksfällen, 
neben dem Verkehr, mit Geisteskranken und Epileptikern bei Erre- 
gungs-und Tobsuchtsanfällen, bei falscher Beschuldigung und Wider¬ 
setzlichkeiten solcher Geistesgestörten und etwaigen Ausbrüchen 
der Verzweiflung auch der Verkehr mit den geistig Minderwertigen 
eingehend erörtert. Die Beobachtungsgabe und das Interesse des 
Personals dürften zweifellos durch diesen Unterricht in weitem 
Umfange angeregt und durch die Übung erweitert werden und 
werden den Aufseher mit der Zeit befähigen, aus seinem Beob¬ 
achtungsschatze dem Arzte manche bemerkenswerte Mitteilung 
zu machen, die denselben in der erfolgreichen Behandlung der 
Charakter- und Willensschwäche des Häftlings unterstützt. Generell 
wird die Einführung des Ausdrucks der geminderten Zurechnungs¬ 
fähigkeit, wie ich mit Többen glauben möchte, schon dadurch 
an Bedeutung gewinnen, daß von seiten der Strafanstaltsbeamten 
den so gekennzeichneten Individuen ein größeres Verständnis für 
die feineren Schuldunterschiede auch bei Disziplinarvergehen ge¬ 
rade während des Strafvollzugs entgegengebracht werden dürfte. 

In diesem Sinne bleibt auch die Entwicklung der als Siche¬ 
rungsanstalten gedachten Sonderabteilungen oder Zwischenanstalten 
zu erwarten, deren Anlage und Ausbau wohl so zu treffen wären, 
daß die beruflichen und sonstigen Fähigkeiten der Internierten 
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soweit als möglich Berücksichtigung finden. Es sei mir der 
Gedanke einer gewissen Scheidung der Anstalten nach Berufs¬ 
klassen gestattet. Denn wir müssen selbst bei den mehrfach 
rückfälligen, für eine längere Internierung in Betracht kommenden 
Rechtsbrechern stets daran denken, daß eine Besserung möglich 
ist, und daß die Internierung nicht bloß das Interesse der von 
dem Internierten bedrohten Gesellschaft im Auge zu behalten 
hat, sondern auch das Interesse für # den Verwahrten selbst, und 
daß, da die Sicherung durch geeignete Behandlung die allmäh¬ 
liche Wiedereinführung des Entgleisten in die mertschliche Ge¬ 
sellschaft bezweckt, es auch im Interesse des Internierten, der sich in 
seinem beruflichen Milieu sonst bewährt hat, liegen dürfte, ihn dem¬ 
selben durch eine Reihe von Jahren nicht gänzlich zu entfremden. 

Und hier setzt gleichzeitig der Hebel ein für ein eminent wich¬ 
tiges Arbeitsfeld der Prophylaxe: Die Zukunft der entarteten 
Jugendlichen. Die Frage, ob man aus dem Verhalten der Jugend¬ 
lichen Schlüsse auf ihre Zukunft ziehen darf, ist, wie Göring 
(a. a. O. S. 95) betont, zwar äußerst wichtig, aber auch sehr schwer 
zu beantworten. Die Bedeutung der Pubertätszeit und deren 
Überwindung sind hier die entscheidenden Wendepunkte. Mönke- 
möller ist, wie ich bei Göring lese, mit der Abfassung eines 
Werkes über die Gemeingefährlichkeit und Kriminalität der Jugend¬ 
lichen und. mit Erhebungen beschäftigt, was aus den von ihm 
untersuchten Fürsorgezöglingen geworden ist. Es unterliegt jeden¬ 
falls keinem Zweifel, daß man bei manchen der aus der Fürsorge¬ 
erziehung entlassenen Zöglinge keine absolute Garantie übernehmen 
kann, daß sie im Leben bestehen werden. Und mit Recht sagt 
Mönkemöller in Beziehung auf einige von ihm in dieser Hin¬ 
sicht besonders beachteten Fälle: 

* 

„Bei ihnen konnte man jetzt schon den trüben Werdegang so 
mancher Psychopathen ahnen, die direkt dem sozialen Verfall zutreiben 
und nach der üblichen Ausnützung der Unterkunftstätten, die der so¬ 
ziale Parasitismus sich erschließt, den Arbeitshäusern, Zuchthäusern, 
schließlich der Irrenanstalt zutreiben. ‘ 

Von diesem Gesichtspunkte ausgehend, hat man an dem 
Jugendgefängnis zu Wittlich mit der Durchführung des Indivi¬ 
dualisierungsprinzips begonnen. Der Strafanstaltsdirektor Ellger 1 ) 
tritt warm für das Jugendgefängnis an Stelle der Fürsorgeerziehung 

') Ellger, Deutsche Strafrechtszeitung, Heft 10,11, S. 575ff., 1914. 
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ein. E. Kracht 1 ) verspricht sich von der eingehenden ununter¬ 
brochenen individualisierenden Behandlung einzig und allein einen 
dauerhaften Erfolg. Dabei solle auch den Wünschen der Zög¬ 
linge betreffs der Berufswahl in den Anstalten möglichst Rechnung 
getragen, nicht bloß Landwirtschaft betrieben, sondern auch die 
Veranlagung der Einzelnen mehr 'berücksichtigt werden. Denn 
man frage sich nur, wie viele der Zöglinge, die vielfach Groß¬ 
stadtelemente sind, bleiben bei der landwirtschaftlichen ’ Arbeit ? 
Die meisten' kehren zur Großstadt zurück und vermögen dann 
die gewonnenen Fertigkeiten nicht zu verwerten. Übrigens wurden 
in den Irrenanstalten, an denen ich tätig war, und woselbst sich 
debile und imbezille Fürsorgezöglinge befanden, stets auf deren 
Wünsche und Fähigkeiten, irgendein Handwerk zu erlernen, Rück¬ 
sicht genommen. Die Entwicklung und Bewährung im Berufe, 
das Aushalten in ihm, wie der Drang zum Berufswechsel sind 
dann meines Erachtens nicht zu unterschätzende Gradmesser für 
den psychischen Werdegang des Betreffenden. 

Asch aff enburg fordert bei der Entscheidung aller Straf¬ 
sachen gegen Jugendliche stets statt der Strafe Erkennung auf 
Fürsorgeerziehung und will eine Strafverfolgung der Jugendlichen 
erst mit vollendetem 16. Lebensjahre zulassen. Und diese „Un¬ 
verbesserlichen“, die dabei noch auf die anderen Zöglinge einen 
ungünstigen Einfluß ausüben, sucht er : n ähnlicher Weise in be¬ 
sonderen Anstalten zu eliminieren, wie es mit den geistig Minder¬ 
wertigen geschehen soll. — Es muß jedoch eine Trennung in den 
Sonderanstalten zwischen Jugendlichen und älteren Psychopathen 
durchgeführt werden. Die Unterbringung in derartigen Anstalten 
muß meines Erachtens auch ziemlich frühzeitig erfolgen. Am vor¬ 
teilhaftesten — in individualisierender wie auch betrieblicher Hin¬ 
sicht — wird meines Erachtens diese Trennung durch entsprechende 
Vorschläge Moelis erreicht. Moeli 2 ) tritt in seinem neuen Buche 
über die Fürsorge geistig Abnormer, das eine Fülle von Anre¬ 
gungen enthält, und in dessen Besitz und Somit zu seiner Benutzung 
ich leider erst kurz vor dem endgültigen Abschlüsse dieser Arbeit 
kommen konnte, dafür ein, daß die psychopathischen Fürsorgezög- 


') E. Kracht, Zwei Fragen aus dem Gebiet des Vollzugs in der Fürsorge¬ 
erziehung. Monatsschr. f. Krim.-Psych. und Strafrechtsreform, II. Jahrg., 9. bis 
10. Heft, Jan. 1916, Carl Winter, Heidelberg. 

s ) C. Moeli, Die Fürsorge f. Geisteskranke und geistig Abnorme nach den 
gesetzl. Vorschriften, Ministerialerlassen, behördlichen Verordnungen und der 
Rechtssprechung. Carl Marhold, Halle a. S. 1915. 
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linge, bei denen vor allem die Frage der Disziplin Schwierigkeiten 
mache und für die sonst verwendbare Strafmaßregeln nicht passen, 
am zweckmäßigsten in einer mit den geeigneten ärztlichen, Lehr- 
und Erziehungskräften versehenen Anstalt gefördert und nicht 
über zahlreichere kleinere Anstalten verstreut werden. Von Auf¬ 
nahmestationen der Fürsorgeerziehungsanstalten, die allerdings 
eine sachgemäße Beobachtung garantieren müssen, hält er die 
Abgabe-der zu Eliminierenden an eine für längeren Aufenthalt 
bestimmte Abteilung für psychopathische oder geistig abnorme 
Zöglinge für erfolgversprechend und empfiehlt die Angliederung 
dieser Sonderabteilungen an durch ihre Lage besonders geeignete 
Erziehungsanstalten, vorausgesetzt, daß die fachärztliche Leitung 
dieser Abteilungen gesichert ist. Über den Charakter dieser Ab¬ 
teilungen äußert sich der Autor wörtlich, wie folgt: 

„Diese Abteilungen können beschränkten Umfang besitzen, müssen 
aber mit mehrfachen Beschäftigungsgelegenheiten innerhalb wie außer¬ 
halb des Hauses und mit sonstigen mannigfachen Einrichtungen, bei 
stark antisozialen außerdem mit Sicherung, auSgestattet sein. Sie müssen 
die Bildung familiär zu behandelnder kleiner Gruppen ermöglichen und 
damit das Einleben und die Anpassungsfähigkeit an soziale Forderungen 
bei dem Einzelnen zu prüfen gestatten. Nur die längere Beobachtung 
unter verschiedenartigen Bedingungen, namentlich auch in tunlichst 
freier Bewegung, die auf Entwicklung zweckmäßiger Willensbetätigung 
hinwirkt, erlaubt ein richtiges Urteil. Auch bestehen sehr häufig Schwan¬ 
kungen der Stimmung, wechselnde Erregungszustände, so daß sich ein 
Urteil erst nach längerer Beobachtung gewinnen läßt.“ 

Moeli weist weiter darauf hin, daß bei den Psychopathen die 
Affektschwankungen, die manchmal rasch zu Taten führen, durch 
anfängliche Ausschaltung der Gelegenheit, später aber durch 
systematische Erhöhung der Widerstandsfähigkeit beseitigt werden 
müssen. Und der Erfolg sei um so eher garantiert, je früher auf 
diese Beherrschung der gemütlichen Ausbrüche hingewirkt werden 
kann, zwecks Herabminderung der drohenden Gefahren der 
Pubertät und somit günstiger Ausnutzung der wachsenden Reife. 
Nur von den eingehenden und fortgesetzten psychotherapeutischen 
Anordnungen in den psychiatrisch geleiteten Sonderabteilungen 
verspricht sich der Autor einen, wenn auch nicht allseitigen, so 
doch ausreichenden Erfolg. Und mit der Ausbildung der sozialen 
Gefühle müßten selbstredend auch die praktischen Fertigkeiten 
gesichert -und die Brauchbarkeit in einem Gewerbe oder sonstigen 
Berufe möglichst der Eigenart des Einzelnen angepaßt und damit 
zugleich auch das Verständnis des Personals für diese Aufgabe 
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gefördert werden. Die an anderer Stelle (Lit. 87 S. 117) emp¬ 
fohlenen Aufseherschulen, die den persönlichen Einfluß des Per¬ 
sonals auf den Internierten bezwecken, dürften vielleicht auch 
hier angebracht sein. Für die psychopathischen Jugendlichen 
darf selbstredend nur eine Internierung von relativ unbegrenzter 
Zeitdauer und nicht wie bedauerlicherweise bei den Normalen 
mit dem 21. Lebensjahre vorgesehen werden. 

Im allgemeinen bedeutet die lex ferenda für die Jugendlichen 
einen gewaltigen Fortschritt, einmal schon deswegen, weil das 
Vergeltungsprinzip für die Tat sichtlich zurücktritt hinter der in¬ 
dividualisierenden Betrachtung und Behandlung des Täters und 
dann, weil auch die Schutzbedürftigkeit der Gesellschaft zu ihrem 
Rechte kommt. 

Ebenso selbstverständlich und unbedingt brauchen wir eine 
lntemierungsmöglichkeit von unbestimmter Dauer bei er¬ 
wachsenen geistig Minderwertigen, ähnlich wie wir in der lex 
lata die Möglichkeit haben, Geisteskranke auf unbestimmte 
Zeit zu internieren. Leider haben wir aber in der lex lata nur 
für diese die Möglichkeit; die gemeingefährlichen Verbrecher, noch 
eher die gemeingefährlichen geistig Minderwertigen, die ja nach 
den reichsgerichtlichen Entscheidungen milder zu beurteilen sind 
und daher in praxi entsprechend milder bestraft werden, müssen 
nach Strafverbüßung wieder in Freiheit gesetzt werden. 

Eine Sicherungshaft von unbestimmter Dauer ist ebenso 
dringend erforderlich zu erreichen wie eine Sicherungshaft mit 
Aufhebungsmöglichkeit. Sehr richtig sagt bezüglich letzterer 
Mittermaier: 

„Wir dürfen uns nicht scheuen, einen Menschen, der für „unver¬ 
besserlich“ erklärt wurde, unter Umständen wieder nach einiger Zeit 
unter die sozial Brauchbaren einzureihen.“ 

Von den ausländischen Gesetzbüchern scheint es nach Stam- 
mer 1 ) nur in einigen Staaten Amerikas eine unbestimmte Verurtei¬ 
lung zu geben. Einen beschreitbaren Weg enthalten meines Erach¬ 
tens die von v. Hentig mitgeteilten englischen Entwürfe zur 
Verwahrung geistig Minderwertiger. Danach soll die Notwendig¬ 
keit der Verwahrung von Zeit zu Zeit durch eine neue ärztliche 
Untersuchung festgestellt werden und kann von einer Verwahrung 


Stammer, Bemerkungen über amerik. Strafpolitik Arch. f. Kriminalanthr. 
und Kriminalistik, 47, S. 79, 1912. 
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Abstand genommen werden, wenn die Angehörigen dem Internierten 
die gleiche Aufsicht wie in der Anstalt angedeihen lassen können. 
So macht Wollenberg den beachtenswerten Vorschlag, bei den 
Minderzurechnungsfähigen, bei denen eine Gemeingefährlichkeit 
überhaupt nicht oder nicht mehr besteht, nach der Strafverbüßung 
eine Versorgung in anderer Weise zu bewirken, durch Verbesse¬ 
rung der Lebensverhältnisse, Verschaffung von Arbeitsgelegenheit, 
Familienpflege, vor allem aber auch durch die Bestellung eines 
Beraters, der — unter Vermeidung der zivilgesetzlich fixierten 
Begriffe des „Vormunds“ und „Pflegers“ — einfach als Helfer 
oder nach E. Schultze (a. a. O. S. 74) als „Fürsorger“ be¬ 
zeichnet werden könnte. Diese Art Schutzaufsicht darf jedoch 
von dem Beaufsichtigten und der Öffentlichkeit nicht gleichsam als 
polizeiliche Überwachung empfunden werden. Der „Fürsorger“ 
muß ein verständiger Berater und Helfer sein, der sich nicht 
lediglich auf Worte und Ermahnungen beschränkt,, sondern auch 
tätig beim Stellensuchen, bei der Besorgung von Unterkunft u.a.m. 
eingreift. Mir dünkt mit Hübner, daß von einer derartigen In¬ 
stitution nur dann etwas zu erwarten ist, wenn sie ähnlich wie 
bei der Berufsvormundschaft vorwiegend von Beamten im Haupt¬ 
beruf ausgeübt wird. Fürsorgevereine sollten daher nur dann 
herangezogen werden, wenn ihre Organisation und die dabei 
tätigen Helfer persönlich die Gewähr bieten, im besprochenen 
Sinne zu arbeiten. Das Zusammenpassen behördlicher und pri¬ 
vater Tätigkeit ist, wie Moeli hervorhebt, unentbehrlich und der 
freiwillige Helfer würde eines genügenden gesetzlichen Rückhaltes 
bedürfen. 

Nach §65 Abs. 3 des V.E. hat die Landespolizeibehörde 
für die Unterbringung zu sorgen. Sie bestimmt auch die Dauer 
der Verwahrung und über die Entlassung. Gegen ihre Be¬ 
stimmung ist. allerdings gerichtliche Entscheidung zulässig. 

Die Dauer der Verwahrung hat sich m. E. fürs erste nur 
nach dem Zustande des Täters und der aus diesem Zustande 
sich ergebenden Gefährdung der öffentlichen Sicherheit zu richten; 
die weitere Entwicklung des einzelnen psychopathiscflen Rechts¬ 
brechers läßt sich im voraus jedoch selten bestimmen. Die Frage 
der .Verwahrungsdauer müßte daher wieder durch die Begutach¬ 
tung der behandelnden Ärzte in ausschlaggebender Weise ge¬ 
regelt werden. Darum ist auch jede Festlegung auf eine be¬ 
stimmte Zeit widersinnig. Nach Anhörung der Sachverständigen 
wäre ja nun nach den herrschenden gesetzlichen Maximen die 
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Entlassung durch die Landespolizeibehörde verständlich, da 
der Täter, nachdem er seine Strafe abgebüßt hat, freigesprochen 
oder außer Verfolgung gesetzt worden ist, aufgehört habe, Objekt 
der Strafrechtspflege zu sein. Seine Verwahrung oder Entlassung 
sei dann als eine öffentlich-rechtliche Angelegenheit von der Ver¬ 
waltungsbehörde zu erledigen, gegen deren Verfügungen jedoch 
wieder das Rechtsmittel der richterlichen Entscheidung zur Hand 
gegeben ist. Der V.E. und G.E., mit ihnen Kahl, sprechen 
dieser Form der Überweisung an die Verwaltungsbehörden das 
Wort, während andere Autoren, sowie der österreichische und 
schweizerische Entwurf den Strafrichter weiter walten lassen und 
in Schottland sogar der Staatsanwalt maßgebend ist. Die Mehr¬ 
zahl der Psychiater schaltet lieber den Strafrichter, nachdem er 
vorläufig entschieden hat, sowie auch die Verwaltungsbehörde 
aus, indem sie den Strafrichter für voreingenommen halten und 
die Entscheidung der Verwaltungsbehörde bei einer so ein¬ 
schneidenden Maßnahme nicht genüge. Dem kann entge¬ 
gengehalten werden, daß der Strafrichter auf Grund seiner 
Kenntnis des Falles besser im Bilde ist und die ganze An¬ 
gelegenheit daher folgerichtiger beurteilen kmin; dann aber könnte 
man schließlich dem Strafrichter unter Ausschaltung der Ver¬ 
waltungsbehörde die weiteren Entscheidungen überlassen. 

Abgesehen v. A. Leppmann, der eine aus Ärzten, Juristen 
und Laien bestehende Feststellungsbehörde empfiehlt, wollen die 
meisten anderen Autoren sowohl die Aufnahme- als auch die 
Entlassungsfrage der Entscheidung des Zivilrichters anheim¬ 
geben, und zwar die einen in einem Entmündigungsverfahren, 
die anderen in einem diesem ähnlichen Feststellungsverfahren 
(Aschaffenburg) oder Sicherungsverfahren (Schultze). Auch 
von juristischer und kriminalistischer Seite, sowie in dem Ent¬ 
würfe zu einem niederländischen Psychopathengesetze wird dieser 
Standpunkt vertreten. Diejenigen, die das Entmündigungsver¬ 
fahren selbst ablehnen und ein analoges an seine Stelle für die 
in Betracht kommenden Fälle setzen wollen, suchen eine Ver¬ 
quickung des Entmündigungsverfahrens mit den demselben recht 
fernliegenden strafrechtlichen Dingen zu vermeiden. Diejenigen, 
die für ein reines Entmündigungsverfahren eintreten, wollen dem 
Internierten vor allem für die Zeit seiner Verwahrung eine Person 
zur Seite stellen, die ihm hilft, den Verkehr mit der Außenwelt 
regelt und auch bei dem Entlassungsmodus .ihm behilflich ist. 
Sehr richtig hebt Göring hervor, daß eins vor allen Dingen be- 
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rtlcksichtigt werden müsse, daß dem Entlassenen diese Hilfs- oder 
Aufsichtsperson in der Regel auch nach der Entlassung noch 
beigegeben bleiben müsse. Also den von Schultze mit Recht 
befürworteten „Fürsorger“! — Das Feststellungsverfahren in Hessen 
scheint mir ganz vorteilhaft. Dort beanspruchen die Anstalten 
von den Behörden, nicht bloß bezüglich der Entlassung gehört zu 
werden, sondern suchen auch durch Zeugenvernehmungen vor der 
Entlassung ein brauchbares Bild von dem künftigen Milieu und Leben 
des Kranken außerhalb der Anstalt zu gewinnen. Schultze, der 
den Abs. 3 des § 65 in seinen Bemerkungen zum V.E. besonders 
ausführlich behandelt hat, hält das Entmündigungsverfahren für 
völlig ungeeignet, empfiehlt jedoch sehr eine Nachahmung in Form 
eines sogen. „Sicherungsverfahrens-' unter ausführlicher Darlegung 
der Unterschiede zwischen beiden Motiven: Die Entmündigung 
setzt eine geistige Störung voraus, derentwegen der davon Be¬ 
fallene seine Angelegenheiten nicht zu besorgen vermag, die 
Verwahrung wird durch eine geistige Störung bedingt, derzufolge 
der zu Internierende die öffentliche Sicherheit gefährdet. Die 
Entmündigung erfolgt im Interesse des Einzelnen, bei der Siche¬ 
rung streiten zwei Interessen miteinander, die der Allgemeinheit, 
die in erster Linie vor den Rechtsbrüchen eines weniger verant¬ 
wortlichen Individuums geschützt werden soll, und das Interesse 
des Einzelnen, dem nur soweit eine Beschränkung seiner persön¬ 
lichen Freiheit zugemutet werden darf, als das Wohl der Gesell¬ 
schaft und seine Heilung oder Besserung es erfordern. Die Dinge 
liegen hier umgekehrt wie bei den Irrenanstalten, bei denen der 
Eingriff in die Freiheit des Einzelnen oft den Charakter einer 
therapeutischen und stets den einer Sicherungsmaßregel trägt, 
wobei die Sicherung in erster Linie dem Kranken selbst, in zweiter 
der Gesellschaft zugute kommt. — Die vornehmste Aufgabe des 
Fürsorgers, dem das Recht zustehe, Anträge zu stellen und den 
Verhandlungen beizuwohnen, und der von der Behörde unter 
etwaiger Berücksichtigung der Wünsche des Internierten bestellt 
werde, sieht Schultze darin, daß er dem Verwahrten bei seiner 
Entlassung grundsätzlich beisteht, ihm in einer sozial gesunden 
Umgebung eine gemütlich und beruflich befriedigende und aus¬ 
kömmliche Beschäftigung verschafft, ihn in einer ordentlichen 
Familie unterbringt und auch geeignete Personen in den Für¬ 
sorge- und namentlich Abstinenzvereinen auf ihn aufmerksam 
macht — das alles mit tunlichster Unterstützung von seiten der 
Polizeibehörden —, um ihm so immer mehr die Wege zur Rück- 
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kehr in die Gesellschaft zu ebnen. Neben der Möglichkeit der 
Beiordnung eines Verteidigers gegebenen Falles dringt Schultze 
meines Erachtens mit vollem Rechte darauf, keine Entscheidung 
zu treffen ohne Anhörung eines Sachverständigen. 

Es wäre zu erwägen, den Zwang der Anhörung von Sach¬ 
verständigen überhaupt zu erweitern, namentlich aber bei der 
Entlassung. Als solche können bei derselben zunächst die Ärzte 
der Anstalt in Frage kommen, in der der Kranke untergebracht 
ist, und zwar nicht bloß vorwiegend der leitende Arzt, dem nach 
Schultze auch das Antragsrecht eingeräumt werden soll, sondern 
m. E. auch der oder die Abteilungsärzte, die sich mit dem Inter¬ 
nierten intensiv längere Zeit beschäftigt, ihn beobachtet und be¬ 
handelt haben. Merkwürdigerweise verbietet der österreichische 
Entwurf die Verwendung der Anstaltsärzte zu Sachverständigen, 
was keineswegs zur Hebung des Ansehens dieser Ärzte und des 
Vertrauens der Verwahrten zu ihnen und zur Erleichterung der 
Stellung des Arztes im Anstaltsbetriebe beitragen dürfte. Daß 
der Verwahrte den Anstaltsarzt als befangen ablehnen könnte, ist 
zu bedenken, und würde die Hinzuziehung weiterer, natürlich 
hinlänglich vorgebildeter Psychiater berechtigt erscheinen lassen, 
als welche z. B. die Kreisärzte mit in Betracht zu ziehen wären. 
Über die Entlassung selbst entschiede dann der Richter. Sollte 
das Gericht eine dem Anträge des Anstaltsarztes auf Entlassung 
des Verwahrten entgegenlaufende Entscheidung treffen, so könnte, 
demselben ja die Anrufung höherer Instanzen eingeräumt werden. 
Und dann fragt es sich auch, ob dem Internierten selbst nicht 
ruhig die Möglichkeit zu lassen ist, seine Entlassung zu beantragen, 
womit der von Moeli 1 ) für geisteskranke Eingewiesene gegebene 
Rat der weitestgehenden selbständigen Mitwirkung bei dem Ent¬ 
lassungsverfahren auf die als vermindert zurechnungsfähig Inter¬ 
nierten übertragen würde. 

Vor allem dünkt mir auch Hübners Rat, die Entlassung auf 
Widerruf in Erwägung zu ziehen, sehr beachtenswert, schon 
deshalb, weil Wohlverhalten in der Anstalt immer noch nicht ein 
solches in der Freiheit garantiert. Bei der Entlassung muß dann 
das Hand in Hand-Arbeiten von Verwahrung und Schutzaufsicht 


C. Moeli, Einige Bemerkungen über die Regelung der Rechtsverhält¬ 
nisse der in Anstaltsbehandlung oder ln Pflege fremder Personen befindlichen 
Geisteskranken in Preußen. Monatsschr. f. Krim.-Psych. u. Strafrechtsreform, 10, 
S. 449, 1913. 
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sich besonders bemerkbar machen, um gerade den Übergang zur 
Freiheit sorgfältigst vorzubereiten und zu überwachen. 

Mit Hübner glaube ich, d^ß der Schutzaufsicht in irgend¬ 
einer Form große Bedeutung beizumessen ist. Hübner stützt 
sich dabei besonders auf die Erfolge, die in der praktischen 
Trinkerfürsorge oder in der an vielen Stellen in Deutschland ein¬ 
geführten Familienpflege für Geisteskranke und Schwachsinnige 
und auch für entlassene Strafgefangene zu verzeichnen sind. 
Unter folgenden Gesichtspunkten tritt er warm für die Ausgestal¬ 
tung der Schutzaufsicht ein: indem er sie 1. für die billigste Form 
der Fürsorge hält, indem sie 2. die Freiheit des Betroffenen am 
wenigsten einschränkt, 3. seine Arbeitskraft am zweckmäßigsten 
auszunutzen gestattet und 4. ihm die Möglichkeit der Rückkehr 
in die Gesellschaft gibt. Hier ist es dann in erster Linie der 
„Fürsorger“, der für den Entlassenen sorgt. Neben dessen Be¬ 
ratung und eventuellem aktiven Eingreifen, sowie auch der Hilfe-- 
leistung durch entsprechende Organisationen käme dann vielleicht 
noch eine staatliche Oberaufsicht durch den zuständigen Kreis¬ 
arzt zur Erwägung. Dannemann wünscht diese diskrete Be¬ 
aufsichtigung durch die Kreisärzte, die ich für recht vorteilhaft 
hielte, und die ohne Zweifel einer Kontrolle durch Polizeiorgane 
vorzuziehen ist. Derselbe Autor hält es für zweckmäßig, daß die 
in Betracht kommenden Personen einer Zentrale namhaft gemacht 
werden, über sie eine Liste geführt wird mit kurzen chronologi¬ 
schen Daten über ihre geistige Störung, ihre etwaigen strafbaren 
Handlungen, ihre Haft, Verwahrung, Entlassung usw., und diese 
Akten von Zeit zu Zeit durch kurze Berichte der zuständigen 
Kreisärzte ergänzt werden. Auch Leppmann tritt für diese Be¬ 
aufsichtigung ein. Erwähnt sei, daß der Entwurf zum nieder¬ 
ländischen Psychopathengesetz eine Bestimmung enthält, wonach 
der zur Entlassung Gekommene auf Verlangen sich in ärztliche 
Beratung zu begeben hat. 

Gerade diese letzten Gesichtspunkte eröffnen meines Erachtens 
bemerkenswerte Perspektiven, auch nach der Entlassung weiterhin 
auf unsere Psychopathen ein wachsames Auge zu haben und so 
noch stützend und fördernd ihnen beizustehen, um die Kluft 
zwischen ihnen und der Gesellschaft nicht tiefer werden zu lassen, 
sondern eher zu überbrücken. 

Die von mancher Seite geäußerte Besorgnis einer durch den 
Weltkrieg verzögerten Abschließung der Novelle ist insofern wohl 
weniger gerechtfertigt, als durch diese Verzögerung zweifellos 


Go^ 'gle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Die Bedeutung der psychopathischen Konstitution für die Rechtspflege 163 


eine Überstürzung vermieden wird. Eine möglichst alle Teile be¬ 
friedigende Lösung solch wichtiger Fragen kann hier nur durch 
ein fast pedantisch zu nennendes Erwägen und Abwägen mit der 
Zeit erreicht werden. Und auf diesem Wege möge sich auch die 
Gesetzgebung für unsere Psychopathen weiter entwickeln und der¬ 
einst den Stempel fühl- und sichtbaren Fortschrittes tragen, damit 
die bereits 1888 geschriebenen, heute noch hochaktuellen Worte 
und Wünsche Moelis, mit deren Wiedergabe ich schließen 
möchte, zur Wirklichkeit werden: „Und so sei denn zum Schlüsse 
dem Wunsche und der Hoffnung Ausdruck gegeben, daß es dem 
fortschreitenden geregelten Zusammenwirken der privaten und 
Vereinstätigkeit mit den heilsamen Maßnahmen der staatlichen 
und kommunalen Behörden auf Grund entsprechender Ausbildung 
der Gesetzgebung gelingen möge, Verbrechen von jugendlichen, 
geistig gering begabten und verwahrlosten Personen im weiteren 
Umfange, als bisher erreicht worden, zu verhüten und solcher¬ 
gestalt vollkommenere Gerechtigkeit zu üben.“ 


Zusammenfassung. 

1. Die psychopathische Konstitution ist den Grenzzuständen 
zwischen geistiger* Gesundheit und Krankheit zuzurechnen. Ihr 
Übergang ins Pathologische ist nicht immer leicht zu erkennen. 

2. Nicht bloß für den psychiatrischen Sachverständigen, son¬ 
dern auch vor allem dem Richter bieten diese Fälle an sich schon 
nicht selten Schwierigkeiten in der Beurteilung und demgemäß 
in der Entscheidung. 

3. In der lex lata wird diesen Schwierigkeiten ungenügend 
Rechnung getragen. Das geltende Recht kennt nur zu- und un¬ 
rechnungsfähige Delinquenten. Der hierauf bezügliche § 51 des 
R.Str.G.B. kann in den seltensten Fällen für die Psychopathen in 
Anwendung kommen. 

4. Man hat sich bisher in entsprechenden Fällen mit den 
durch reichsgerichtliche Entscheidungen hierfür sanktionierten 
^mildernden Umständen“ ausgeholfen. 

Der psychopathischen Eigenart wird jedoch weder dadurch 
noch überhaupt in dem herrschenden Gesetzesmodus in der ge¬ 
hörigen Weise Rechnung getragen. 

5. Der zwar gerechtsamerweise milder be- und verurteilte 
psychopathische Rechtsbrecher findet in der Strafhaft für seine zur 
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Entgleisung prädisppnierte Psyche nicht die ihr notwendige in¬ 
dividualisierende Berücksichtigung. 

Abgesehen davon, daß der Psychopath seiner mangelnden, 
ebenfalls aus seiner Konstitution sich ergebenden Anpassungs¬ 
fähigkeit wegen zu den übelsten Insassen der Strafanstalten zählt, 
ist die häufigere Erkrankung psychopathischer Degenerierter an 
sogen. Haftpsychosen ein besonderer Beweis dafür, daß sich hier 
eine Lücke im Gesetz befindet. 

6. Es sind bereits seit langer Zeit alle in Betracht kommenden 
Kreise, namentlich die am meisten interessierten Juristen und 
Psychiater, mit den Arbeiten zu einem Gesetzesentwurf be¬ 
schäftigt, der den geistig Minderwertigen gerecht wird. 

Der V.E. zum neuen Str.G.B. sieht die Einführung einer ver¬ 
minderten Zurechnungsfähigkeit vor, die in dem § 63 Abs. 2 in¬ 
haltlich zum Ausdruck kommt. # 

Von psychiatrischer Seite wird mit Recht der enge Zusammen¬ 
hang mit dem Abs. 1 des § 63 bemängelt, wodurch eine Ver¬ 
schiebung der „verminderten Zurechnungsfähigkeit“ nach der 
„verminderten Unzurechnungsfähigkeit“ zustande komme, während 
es sich doch tatsächlich um »Zurechnungsfähige trotz psychischer 
Mängel“ (Moeli) handelt. 

7. Der V.E. trägt einen Kompromißcharakter, indem neben 
der Vorbeugung auch die Vergeltung zum Ausdruck kommt, sieht 
eine Bestrafung der geistig Minderwertigen nach dem Versuch 
(§ 76) vor und läßt in der Strafmilderung dem Richter weitgehende 
Entscheidungsmöglichkeit. 

Auch hier bleibt, wie für den ganzen Strafvollzug, rein in¬ 
dividuelle Betrachtung und Behandlung des einzelnen Falles 
wünschenswert, also keine obligate Strafaussetzung. 

8. Nach Abs. 3 des § 63 sind diese Strafen in besonderen, 
ausschließlich für diese Klasse der Verurteilten vorgesehenen An¬ 
stalten oder Abteilungen zu vollstrecken. Dies bedeutet einen 
gewaltigen Fortschritt zum individualisierenden Straf¬ 
vollzug. 

9. Derselbe findet seinen vornehmlichen Ausdruck durch den 
§ 65, der für den zu einer milderen Strafe Verurteilten die Ver¬ 
wahrung in einer öffentlichen Heil- und Pflegeanstalt bringt, so¬ 
fern das Gericht es im Interesse der öffentlichen Sicherheit für 
erforderlich hält. Und zwar wird diese Verwahrung jetzt direkt 
vom Gerichte verfügt und nicht mehr der Landespolizeibehörde 
überlassen. 
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Es liegt im Interesse unserer Irrenanstalten, daß dieselben 
nicht zur Bewahrung der Psychopathen geöffnet werden. Im 
Gegenteil bleibt für die geistig Minderwertigen, zu denen die 
Psychopathen gehören, die Schaffung eigner Sicherungsanstalten 
zu wünschen. Diese sollen in ihrem inneren und äußeren Auf¬ 
bau ganz der psychopathischen Eigenart angepaßt, und vor allem 
soll dem Psychiater ein weitgehender Einfluß gewährt werden. 
Ob sie als selbständige Anstalten oder Annexe zu denken sind, 
bedarf weiterer Versuche. 

10. Der Abs. 3 des § 65 äußert sich über die Unterbringung, 
für welche die Landespolizeibehörde Sorge zu tragen hat. Ebenso 
hat dieselbe über die Dauer der Verwahrung und Entlassung zu 
bestimmen. Gegen die Bestimmungen der Verwaltungsbehörde 
ist allerdings gerichtliche Entscheidung zulässig. Hiergegen ist 
einzuwenden, daß die Dauer der Verwahrung nicht zahlenmäßig 
begrenzt werden kann, da dieselbe sich ausschließlich nach dem 
Zustande des Verwahrten und nach der durch diesen Zustand 
bedingten Gefährdung der öffentlichen Sicherheit zu richten hat. 
Von diesem Gesichtspunkte aus muß auch die Entlassungsfrage 
in erster Linie durch die Begutachtung des behandelnden An¬ 
staltsarztes angeregt werden. 

Es bleibt aber eine weiter zu lösende Frage, inwieweit außer 
dem Gerichte andere ärztliche Sachverständige hinzuzuziehen 
sind. — Ein beachtenswerter Vorschlag geht dahin, dem Ver¬ 
wahrten von vornherein einen „Fürsorger“ zur Seite zu stellen. 

11. Es empfiehlt sich aber wohl die Entlassung nur auf 
Widerruf durchzuführen und nach derselben noch eine Schutz¬ 
aufsicht vorzusehen. Die zweckentsprechende Ausgestaltung 
der letzteren ist von wesentlicher Bedeutung und eröffnet der 
Zukunft noch ein umfangreiches Arbeitsfeld. 

12. Die frühzeitige Erkennung und Verwahrung des psycho¬ 
pathischen Rechtsbrechers ist sehr wichtig. Einer besonderen 
Beachtung bedürfen' schon aus diesem Grunde die entarteten 
Jugendlichen. 
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Die Kriminalität in den Vereinigten Staaten von 

Amerika. 

Von 

Hans Fehlinger, München. 

Das amerikanische statistische Amt zu Washington (Bureau 
of the Census) hat einen Band Tabellen über Gefangene und 
jugendliche Delinquenten veröffentlicht, der die wichtigsten Ergeb¬ 
nisse einer auf den 1. Januar 1910 bezüglichen Zählung der 
Insassen von Straf- und Besserungsanstalten enthält. Eine Tabelle 
gibt überdies Auskunft über die Zu- und Abgänge während des 
Jahres 1910. 1 ) Die Gesamtzahl der Gefangenen — ohne jugend¬ 
liche Delinquenten — betrug am 1. Januar 1910 111498, wovon 
105362 männlichen und 6136 weiblichen Geschlechtes waren. In 
den einzelnen Staatengruppen ist der Anteil der weiblichen Per¬ 
sonen an der Gesamtzahl der Gefangenen sehr verschieden. Über 
dem Gesamtdurchschnitt stehen die der atlantischen Küste zunächst 
gelegenen Staatengruppen, nämlich die Neu-Englandstaaten, sowie 
die mittel- und südatlantischen Staaten, also Gebiete von recht 
abweichender wirtschaftlicher und sozialer Eigenart. Die Neu- 
England- und die mittelatlantischen Staaten gehören zu den Haupt¬ 
aufnahmegebieten der Einwanderung, die südatlantischen Staaten 
aber nicht. Sehr stark vertreten ist das eingewanderte Bevölkerungs¬ 
element, das durch ein starkes Defizit weiblicher Personen aus¬ 
gezeichnet ist, in den nördlichen Zentralstaaten, wo auch der Anteil 
der weiblichen Personen an der Gesamtzahl der Gefängnisinsassen 
unter dem Durchschnitt zu-rückbleibt. Am geringsten ist jedoch die 
weibliche Kriminalität in den Staaten der Felsengebirgsregion und an 
der Küste des Stillen Ozeans, wohin verhältnismäßig wenige Ein¬ 
wanderer kommen. Bestimmte Beziehungen zwischen dem Anteil 
der Einwanderer an der Gesamtbevölkerung und dem Anteil der 
weiblichen Personen an der Gefängnisbevölkerung bestehen also 
nicht, obwohl die Einwanderer zur Gefängnisbevölkerung einen 

i) Prisoners and Juvenile Delinquent, 1910. Washington, 1914. Government 
Printing Office. 
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höheren Prozentsatz-steilen als zur Gesamtbevölkerung. Die beiden 
Gruppen der Neu-England- und der mittelatlantischen Staaten, 
wo der Prozentsatz der Frauen unter den Gefangenen am höchsten 
ist, weisen hingegen auch den größten Umfang der industriellen 
Frauenarbeit auf. In den südatlantischen Staaten ist die industrielle 
Frauenarbeit zwar von unterdurchschnittlichem Umfang, aber immer¬ 
hin noch umfangreicher als in allen andern Staatengruppen mit 
Ausnahme der beiden vorher genannten. Dieses Ergebnis wider¬ 
spricht anscheinend den Resultaten, zu welchen Mary Conyngton 
gelangte, die fand, daß die in Fabriken und Werkstätten beschäf¬ 
tigten Frauen und Mädchen einen erheblich geringeren Prozent¬ 
satz der Straftätigen bilden, als Ihrem Anteil an der Gesamtzahl 
der Erwerbtätigen entspricht. 1 ) 

Die Zahl der Gefängnisinsassen in den einzelnen Staaten¬ 
gruppen war wie folgt: 

Frauen 



Überhaupt 

Männer 

absolut 

Proz. 

Neu-England. 

10588 

9600 

988 

9,3 

Mittelatlantische Staaten 

23673 

21629 

2044 

8,6 

Nordöstl. Zentralstaaten 

16 250 

15576 

674 

4,1 

Nordwestl. Zentralstaaten 

9329 

8981 

348 

3,7 

Südatlantische Staaten . 

17878 

T6814 

1064 

6,0 

Südöstl. Zentralstaaten . 

11341 

10854 

487 

4,3 

Südwestl. Zentralstaaten 

9602 

9298 

304 

3,2 

Felsengebirgsstaaten . . 

4503 

4403 

100 

2,2 

Staaten am Stillen Ozean 

6430 

6303 

127 

2,0 


Die Gruppierung der Gefängnisinsassen nach Rasse und Her¬ 
kunft ergibt zwei recht auffallende Tatsachen; nämlich, daß der 
Anteil der Neger sowie der Anteil der weißen Einwanderer an 
den Gefangenen erheblich größer ist als der Anteil dieser beiden 
Bevölkerungselemente an der Gesamtbevölkerung. Die folgende 
Tabelle macht dies anschaulich. 2 ) 

Bevölkerung Gefangene 



Zahl 

Proz. 

Zahl 

Proz. 

Weiße überhaupt'". 

81731957 

88,9 

72797 

64,5 

davon Einheimische . . 

68386412 

74,3 

52473 

47,1 

Eingewanderte . 

13345545 

14,5 

19438 

17,4 

unbekannt . . . 


— 

886 

0,8 

Neger. 

9827 763 

10,7 

37874 

34,0 

Andere Farbige . 

412546 

0,4 

827 

0,7 

’) Vgl. Fehlinger, Erwerbsarbeit und Kriminalität von Kindern und Frauen 
in den Verein. Staaten. Groß’ Archiv, 49. Bd., S. 200 - 203. 


*) Bevölkerungszahlen nach dem Original des Volkszahlungswerkes von 1910. 
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Besonders bei den Negern (einschließlich d£r Negermischlinge) 
ist der Gegensatz groß; sie stellen nur etwas über ein Zehntel 
der Bevölkerung, aber über ein Drittel der Gefangenen. Die Zahl 
der letzteren ist um rund zwei Drittel größer als ihrem Bevöl¬ 
kerungsanteil entspricht. In den südatlantischen Staaten und den 
südöstlichen Zentralstaaten, wo die Neger absolut am zahlreichsten 
vertreten sind, ist ihr Anteil an der Gefangenenzahl etwa doppelt 
so groß als ihr Bevölkerungsanteil; die Neger bildeten nämlich: 

Von der Von den 

ln den Bevölkerung Gefangenen 

südatlantischen Staaten. 33,7 Proz. 66,5 Proz. 

südöstlichen Zentralstaaten ... ,31,5 „ 77,0 , 

Die wenigsten Neger gibt es in den Staaten am Stillen Ozean 
(0,7 Proz. der Bevölkerung) und in denFelsengebirgsstaaten(0,8 Proz.). 
Ihr Anteil an den Gefangenen ist aber in der erstgenannten Staaten¬ 
gruppe über siebenmal und in der zweiten über neunmal so groß 
als ihr Bevölkerungsanteil. Die Kriminalität nimmt also zu, je 
vereinzelter die Neger leben, je mehr sie die wirtschaftliche Kon¬ 
kurrenz mit Angehörigen der weißen Rasse zu bestehen haben. 
Nur zu leicht unterliegen sie in diesem wirtschaftlichen Wettstreit 
und greifen dann zu Mitteln, die sie in Konflikt mit den Ge¬ 
setzen bringen. Hierauf hat schon 1899 W. F. Willcox in einem 
Vortrag vor der amerikanischen Gesellschaft für Sozialwissenschaft 
aufmerksam gemacht. 1 ) Seit der Sklavenbefreiung wurden die 
Neger mehr und mehr aus der Landwirtschaft verdrängt. Sie 
wenden sich nicht etwa den weiterverarbeitenden Industrien zu, 
sondern vor allem den Berufen der häuslichen und persönlichen 
Dienstleistung, und hauptsächlich die in den letzteren Tätigen sind 
es, die am meisten mit den untersten Schichten der städtischen 
Bevölkerungen in Berührung kommen und dabei sehr leicht den 
moralischen Halt verlieren — umsomehr, als die natürlichen mora¬ 
lischen Hemmungen bei ihnen wahrscheinlich schwächer ausgebildet 
sind als bei den Weißen, welch letztere viel länger und intensiver 
einer scharfen Auslese ausgesetzt waren, die auf Beseitigung der 
für unsere Kultur nicht angepaßten Varietäten gerichtet war. Man 
kann also nicht Mängel der Erziehung allein für die größere Krimi¬ 
nalität der Neger verantwortlich machen, wie es Willcox tut. Zu¬ 
zugeben ist, daß widerwärtige wirtschaftiiche und soziale Zustände 
das meiste zur Begehung von Vergehen und Verbrechen durch die 

*) Abgedruckt in Studies in the American Race Problem, herausg. von 
A. H. Stone. New York 1908. (S. 443 u. ff.) 
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V 

Neger beitragen. Sie werden aber, infolge geringerer Anpassung 
an die europäische Kultur, leichter als die Weißen aus ihrer wirt¬ 
schaftlichen Existenz herausgedrängt, wodurch viele von ihnen auf 
die Bahn einer unsozialen Lebensführung kommen. Viel beige¬ 
tragen zu der UnstetigkeTt und Haltlosigkeit der Neger hat gewiß 
die Abstumpfung des Familiensinnes in der Zeit der Sklaverei, 
wo es dem Sklavenbesitzer anheimgegeben war, nach Belieben 
die Familienbande seiner Sklaven zu zerreißen. Nicht außer acht 
zu lassen ist freilich, daß diese Bande schon in der afrikanischen 
Heimat der Neger viel lockerer waren als sie bei den Europäern 
sind. Die Arbeitsfreudigkeit der Neger ist gering. Das Ackerbau¬ 
ministerium zu Washington stellte fest, daß die bäuerlichen Neger 
durchschnittlich nicht mehr als 7'/2 Monate im Jahre zu arbeiten 
pflegen. 1 ) Infolge ihrer stärkeren Sexualität verstoßen die Neger 
gleichfalls viel häufiger gegen die Gesetze als die Weißen, und 
namentlich im puritanischen Norden der Vereinigten Staaten werden 
derartige Verstöße ungemein ernst genommen. Der Hang zum 
Spiel ist eine weitere ungünstige Charaktereigenschaft der Neger, 
durch welche viele ins Verderben geführt werden. 

Von den am 1. Januar 1910 gezählten Negergefangenen waren 
6,5 Proz. weiblichen Geschlechts, gegen 5,0 Proz. bei den weißen 
Gefangenen. 

Nach der Art der Verbrechen und Vergehen, wegen welcher die 
Verurteilung erfolgt war, verteilten sich alle 111498 am 1. Januar 1910 
gezählten Strafgefangenen wie folgt: 


Mord. 

6890 

oder 

6,2 

Proz 

Totschlag. 

7367 

n 

6,6 

n 

Tätliche Mißhandlung. 

9719 


8,7 

w 

Raub.. 

4 729 

n 

4,2 

n 

Einbruch . 

16268 

n 

14,6 

n 

Diebstahl. 

21397 

n 

19,2 

y> 

Betrug. 

1481 

„ 

1.3 

n 

Fälschung. 

3 145 

* 

2,8 

n 

Notzucht .. 

4465 

w 

4,0 

n 

Prostitution und Unzucht. 

825 

J» 

0,7 

n 

Trunkenheit und unordentliche Aufführung . 

13704 

rt 

12,3 

n 

Landstreicherei.. 

6004 

n 

5,4 

n 

Vergehen gegen die Schankgesetze .... 

2148 

n 

2,0 


Andere Vergehen und mehrfache Vergehen . 

13356 

n 

12,0 

n 


Vergehen gegen die Sicherheit der Person kommen in den 
Südstaaten relativ häufiger vor als*in den Nord- und Weststaaten. 


l ) Office of Experiment Stations, Bulletin No. 38. 
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Wegen Mord und Totschlag waren verurteilt in den Südstaaten 
19,3 Proz. aller Gefangenen, überhaupt jedoch nur 12,8 Proz.; 
wegen tätlicher Mißhandlung waren in den Südstaaten 10,9 Proz. 
gefangen und wegen Notzucht 4,3 Proz.; dagegen wegen Raub 
bloß .3,3 Proz., Einbruch 14,1 Proz. und'Diebstabl 19,1 Proz. Die 
Trunkenheit und unordentliche Aufführung kommt im Süden sehr 
■wenig als Strafgrund in Betracht, wohl deshalb, weil man sie dort 
weniger streng verfolgt als in dem puritanischen Norden. 

86525 Personen wurden zur Todesstrafe oder zu Freiheits¬ 
strafen ertine die Möglichkeit ihrer Umwandlung in Geldbußen 
verurteilt, und zwar zur Todesstrafe 143, zu lebenslänglicher Frei¬ 
heitsstrafe 6430 (7,4 Proz.), zu 20 oder mehr Jahren 3717, zu 10 
bis 19 Jahren 7849, zu 5 bis 9 Jahren 10192, zu 1 bis 4 Jahren 
20704 und zu weniger als 1 Jahr 16640; unbefristet war die Frei¬ 
heitsstrafe in 20717 Fällen (24,9 Proz.). ln einer kleinen Anzahl 

von Fällen war die Dauer der Freiheitsstrafe nicht angegeben. 

* * 

* 

Von 24974 jugendlichen Delinquenten waren 19062 
männlichen und 5912 oder 23,6 Proz. weiblichen Geschlechts. 
Wie anderwärts ist auch in Amerika der Anteil des weiblichen 
Geschlechts bei den jugendlichen Missetätern größer als bei den 
Erwachsenen. Der weißen Rasse gehörten 21044 jugendliche De¬ 
linquenten an (davon 4980 oder 23,7 Proz. weibliche), der Neger¬ 
rasse 3855 (davon 915 oder 23,2 Proz. weibliche), anderen Rassen 75. 
Es fällt auf, daß der Anteil der Neger an der Gesamtzahl der 
jugendlichen Delinquenten viel geringer ist als der Anteil der 
Neger an den erwachsenen Strafgefangenen; von den Jugendlichen 
waren nämlich nur 15,4 Proz. Neger. Das beweist, daß die Nei¬ 
gung zum Verbrechen bei der Negerrasse erst im Mannes- und 
Frauenalter übernormal groß ist, wenn die Personen ihre Selb¬ 
ständigkeit und ein großes Maß von Unabhängigkeit von den 
Eltern erlangt haben. In den Südstaaten ist der Anteil der Neger 
an der Gesamtzahl der jugendlichen Delinquenten erheblich höher 
als im Landesdurchschnitt; er betrug nämlich in den südatlantischen 
Staaten 40 Proz., in den südöstlichen Zentralstaaten 34,9 Proz. und 
in den südwestlichen Zentralstaaten 36,3 Proz. In diesen Staaten 
bilden aber auch die Neger einen weit größeren Prozentsatz der 
Bevölkerung als im Norden und Westen. 

Wegen Mord und Totschlag waren von den jugendlichen Per¬ 
sonen 59 verurteilt worden, wegen tätlicher Mißhandlung 323 
(1,3 Proz.), Raub 208 (0,8 Proz.), Einbruch 2039 (8,1 Proz.), Dieb- 
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stahl 6420 (25,7 Proz.j, Prostitution usw. 1187 (4,7 Proz.), Land¬ 
streicherei 952 (3,8 Proz.), Trunkenheit und unordentlicher Auf¬ 
führung 210 (0,8 Proz.) und wegen sonstiger oder mehrfacher 
Vergehen 13519 (54,1 Proz.). Betrug, Fälschung sowie Vergehen 
gegen die Schankgesetze spielen bei den Jugendlichen keine Rolle. 
Wegen Minderjährigkeit wurden 16839 von den 24974 Jugend¬ 
lichen an Besserungsanstalten übergeben; 6404 wurden auf un¬ 
bestimmte Zeit in Gefängnisse gesetzt, 41 wurden zu Freiheitsstrafen 
von weniger als einem Jahr verurteilt, 1272 zu 2 bis 4 Jahren, 379 
zu 5 bis 9 Jahren und 36 zu 10 oder mehr Jahren. 

4 4 

4 

Im Laufe des Jahres 1910 belief sich der Zugang irt die Ge¬ 
fängnisse und Besserungsanstalten auf 493934 Personen, von 
welchen 48503 oder 9,8 Proz. weiblichen Geschlechts waren. Nach 
Rasse und Herkunft verteilten sich diese Personen wie folgt: 

Weiße überhaupt. 381498 oder 71,4 Proz. 

davon Einheimische. 254 525 „ 51,5 

Eingewanderte. 98532 „ 19,9 

unbekannter Herkunft .... 28441 „ 5,9 „ 

Farbige. 112436 „ 22,7 „ 

Diese Zahlen sind weniger zuungunsten der Neger als die 
Ergebnisse der Zählung der Gefangenen vom 1. Januar 1910, aber 
sie sind mehr zuungunsten der Eingewanderten. 

In Gefängnissen gestorben sind im Jahre 1910 1505 Personen, 
darunter 736 Neger und andere Farbige. Diese scheinen demnach 
den Aufenthalt in Gefängnissen viel schwerer zu ertragen als An¬ 
gehörige der weißen Rasse. 

Nach Verbüßung der Strafe oder nach erfolgter Begnadigung 
entlassen wurden 468277 Personen, unter welchen 103267 Farbige 
waren. 
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Über Privatgutachten. 

Grundsätzliche Darlegungen von Professor Dfick, Innsbruck. 

Im 2. Heft des 69. Bandes dieser Zeitschrift hat H. Hentschel 
an der Hand eines typischen Falles die Schwierigkeiten auf¬ 
gezeigt, die sich auf psychiatrischem Gebiet angesichts einer 
großen Anzahl weit auseinandergehender, ja z. T. sich sogar 
direkt widersprechender Gutachten für die Richter ergeben; mit 
Recht wurde dabei ausgeführt, daß hauptsächlich für die Privat¬ 
gutachten die notwendigen gesicherten Grundlagen insofern fehlten, 
als diesen Gutachtern (es handelte sich um die Frage der Zu¬ 
rechnungsfähigkeit) keine genügend lange Beobachtung möglich 
war, wie sie eben nur in einer geschlossenen Anstalt durchzu- 
führen ist. Diese Frage der genügend gesicherten Grundlagen 
für ein Gutachten aber ist von so grundsätzlicher Bedeutung, 
daß es gestattet sein mag, ihre alles überragende Bedeutung auch 
auf einem anderen recht viel umstrittenen Gutachtergebiet, dem 
der Schriftbegutachtung, insonderheit des Schriftvergleiches, daT- 
zutun. Wenn wir uns dabei auf einen ganz typischen Fall aus 
der Praxis stützen, so hat dies vielleicht den Vorteil, die immer¬ 
hin mögliche Einwendung, so etwas komme in Wirklichkeit nicht 
vor, von vornherein zu entkräften; wer schon, wie der Ver¬ 
fasser, viele Hunderte von Gutachten abgegeben hat und wieder¬ 
holt bei Gelegenheit von Obergutachten Einblick erhielt in die ver¬ 
wendeten Grundlagen für Abgabe von Gutachten und das, was 
manch einer von privater Seite als Grundlage für Gutachten 
zugemutet bekam, wird zugeben, daß es sich hier tatsächlich 
um etwas Typisches handelt, bezüglich dessen x die unver¬ 
rückbare Festlegung und unbedingte Einhaltung von 
Grundsätzen zur Vermeidung einer unnötigen Belastung der Ge¬ 
richte notwendig ist und von allen nach den allgemeinen Grund¬ 
sätzen der Wissenschaft arbeitenden Sachverständigen dringendst 
gewünscht werden muß; hier ist nämlich der wichtigste Scheide¬ 
weg, wo sich allüberall der ernst zu nehmende wissenschaftliche 
Forscher vom Dilettanten trennt. 
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Wie schon von verschiedenen Seiten, insbes. im Archiv für 
gerichtliche Schriftuntersuchung dargetan wurde, kann ein selbst 
noch so gutes photographisches Bild keinen vollen Ersatz für das 
Original bieten; daß trotzdem die Photographie anderweitig un¬ 
schätzbare und unentbehrliche Dienste leistet, ist natürlich dadurch 
nicht bestritten; bei Schriften aber kann sie unmöglich alles 
Wünschenswerte ebensogut wie das Original wiedergeben, man 
denke nur an die Untersuchung des Papieres, bezw. der Schreib¬ 
materialien überhaupt. Weit bedenklicher aber ist die einseitig 
von einer Partei besorgte Beibringung von Vergleichsschriften; 
man hat da niemals eine Gewähr dafür, daß es sich nicht um 
sorgfältig „in usum delphini“ ausgewählte Schriften, ja, noch 
mehr, am Ende gar zum Zwecke dieses Schriftvergleiches eigens 
hergestellte und zwar mit gewissen Änderungen und Auslassungen 
hergestellte Schriften handelt; ist nämlich schon jede vor Gericht 
abgegebene Schriftprobe infolge der (willkürlichen und unwill¬ 
kürlichen) Antriebe und Hemmungen verändert, also in gewissem 
Sinne unnatürlich und daher jedenfalls weniger geeignet als un¬ 
gehemmt zustande gekommene Schriften, so trifft dieser Einwand 
erst recht da zu, wo die Partei Gelegenheit, Zeit und Interesse 
genug hat, ein bestimmtes Vergleichsmaterial erst zu schaffen. 
Eine gewisse Sicherung bieten also (bes. bei Privatgutachten) nur 
solche Dokumente, wo zweifellos die Schrift nicht nachher erst 
absichtlich angefertigt worden sein kann; das sind z. B. ge¬ 
richtliche und notarielle Urkunden mit Datum oder auch, was 
wohl meistens in Frage kommt, Briefe und Postkarten mit Post¬ 
stempel. In allen anderen Fällen aber sind die Vergleichs¬ 
materialien nicht ganz einwandfrei und es darf grundsätzlich, 
wenn überhaupt, ein Privatgutachten nur unter dem ausdrück¬ 
lichen Vorbehalt abgegeben werden, daß das Vergleichsmaterial 
sich nicht etwa hinterher als nicht einwandfrei herausstellte. 

In unserem typischen Fall handelt es sich um den (gegen¬ 
wärtig so beliebten) Weg anonymer Verdächtigungen bei den 
Militärbehörden. Auf Grund eines sehr umfangreichen Materials, 
das nicht bloß vom Angeklagten beigebrachte Schriften, sondern 
vor allem auch eine Reihe bei den Behörden ausgehobener Akten 
umfaßte, waren die Innsbrucker Sachverständigen, Prof. D. und 
Prof. R., zu dem Ergebnis gekommen, daß die fraglichen anonymen 
Briefe bestimmt von der Hand des Beschuldigten herrührten, daß 
es sich bei allen Schriften um eine gleichartige Tinte, um moderne 
Eisengallustinte, handle und daß es mindestens sehr wahrschein- 
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lieh sei, daß die vom Angeklagten beigebrachten, angeblich erst 
nach und nach im Laufe einer längeren Zeit entstandenen Ver¬ 
gleichsschriften alle auf einmal und zwar zum Zwecke der Ent¬ 
kräftung des Indizienbeweises angefertigt worden seien; dazu führte 
vor allem der Umstand, daß sich darin gewisse abweichende Formen 
fanden, die der Angeklagte bei seiner Verteidigung immer wieder 
hervorhob, während sich aus den behördlichen Dokumenten ein¬ 
wandfrei nach weisen ließ, daß passende eben dort vom Angeklagten 
verwendet worden waren. Auch andere Gründe sprachen für 
diese Annahme. Der Angeklagte wurde daraufhin vom Gericht 
verurteilt und suchte nun das Wiederaufnahme-Verfahren zu er¬ 
reichen, indem er einem Wiener Sachverständigen privatim eine 
Photographie eines Teiles aus einem der anonymen Briefe und eben 
das Konzeptbuch „Agenda“, sandte, welches die Innsbrucker 
Sachverständigen als bedenkliches Vergleichsmaterial festgestellt 
hatten; weitere Mitteilungen machte er nicht. Auf Grund dieses 
Materials gab nun der Wiener Sachverständige ein Gutachten 
dahin ab, daß die anonymen Briefe nicht von der Hand des 
Angeklagten herrührten. Das Gericht beschloß nun, im Wieder¬ 
aufnahmeverfahren dem Wiener Sachverständigen sämtliche Akten 
mit der Frage vorzulegen, ob er nunmehr sein Gutachten auch 
noch aufrecht erhalten könne. Dies war nun nicht der Fall, 
der Wiener Sachverständige kam vielmehr nun zu einem ganz 
entsprechenden Ergebnis wie die Innsbrucker Sachverständigen. — 

Zweck dieser Zeilen ist die Forderung, daß grundsätzlich 
kein wissenschaftlich arbeitender Sachverständiger irgend eines 
Gebietes ein Gutachten abgebe, ohne genügend gesicherte 
Grundlagen dafür zu haben; können oder wollen ihm diese 
nicht beschafft werden, so ist unbedingt die Erstattung eines 
solchen Privatgutachtens abzulehnen, bei Erstattung eines amt¬ 
lichen Gutachtens aber ausdrücklich der entsprechende Vorbehalt 
zu machen. Für den Schriftsachverständigen im besonderen aber 
ergibt sich die Folgerung: 

1. Nach einer Photographie allein niemals ein bestimmtes 
Gutachten abzugeben; 

2. Bei Vergleichsschriften stets an die Möglichkeit zu 
denken, daß unter Umständen auch verstellte Schriften vor¬ 
liegen können, und sich durch Verlangen nach Vorlage einwand¬ 
freien Vergleichsmaterials gegen irrige Schlußfolgerungen zu sichern. 

Nur wenn diese Grundlagen gegeben sind, kann ein Gut¬ 
achten Anspruch auf gerichtliche Beachtung erheben. 
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VI. 

Die Verstaatlichung der ungarischen Polizei. 

I 

Gesetzentwurf 

über die Organisation der k. ung. Staatspolizei. 

Ins Deutsche übertragen von Regierungsrat Dr. Robert Heindl. 

I. Organisation der k. ung. Staatspolizei. 

# 1 . 

In den Städten mit Munizipalrecht und in denen mit Magistrats¬ 
ordnung übt die k. ung. Staatspolizei die Polizeihoheit aus und 
versehen die k. ung. Staatspolizeiorgane den Polizeidienst. 

Die Kompetenz und das Funktionsgebiet der Budapester k. 
ung. Staatspolizei werden durch dieses Gesetz nicht berührt. 

§ 2 . 

In begründeten Fällen kann der Minister des Innern die Be¬ 
stimmungen des § 1 auch auf einzelne Gemeinden oder auf ein¬ 
zelne Gemeindegruppen ausdehnen. 

Über die Ausdehnung des Funktionskreises der k. ung. Staats¬ 
polizeibehörden auf einzelne Gemeinden oder Gemeindegruppen 
hat der Minister des Innern dem Reichstag von Fall zu Fall Be¬ 
richt zu erstatten. 

Begründung zu § 1 und 2: 

Die Wichtigkeit der Polizei tritt in den Städten besonders in den 
Vordergrund. Deshalb ist die Hebung des Niveaus der Polizeibehörden 
in den Städten eine dringende Aufgabe. 

Hierauf weist bereits der § 30 des G.A. LV1I1 v. J. 1912 hin, welcher 
die Landesorganisation der Polizei obligatorisch macht, und dies stellt 
auch der § 1 des Entwurfes fest. Hierbei stellt er aber ausdrücklich 
fest, daß die Kompetenz und das Funktionsgebiet der k. ung. Staats¬ 
polizei der Residenzstadt Budapest, welche mit besonderen Gesetzen: 
G.A. XXI: 1881, XLV1: 1889, LX: 1912 und XXXVIII: 1916 geregelt 
sind, unberührt bleiben. 

Es gibt viele die Staatsinteressen eng berührende Aufgaben, -welche 
unbedingt eine verläßliche Polizei auch in den einzelnen Gemeinden, 
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insbesondere in den Grenzgemeinden erfordern. § 2 des Entwurfes er¬ 
mächtigt daher den Minister des Innern den Funktionskreis der Staats¬ 
polizei auch auf einzelne Gemeinden oder Gemeindegruppen, insbesondere 
auf solche auszudehnen, in welchen derzeit — obzwar mit besonderem 
Wirkungskreis — die k. ung. Grenzpolizei funktioniert. 

Die Beurteilung der Gründe, welche in irgendeiner Gemeinde die 
Organisierung der Staatspolizei erwünscht erscheinen lassen und dem¬ 
zufolge die Wahl der in den Kreis der Staatspolizei einzubeziehenden 
Gemeinden, überläßt der Entwurf dem Minister des Innern, als dem be¬ 
rufensten Faktor, welcher aber seinen diesbezüglichen Entschluß zur 
Orientierung dem Reichstag von Fall zu Fall berichtet. 

§ 3. 

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes gehen die auf Grund 
des G.A. VIII: 1903 mit besonderem Wirkungskreis organisierte k. 
ung. Grenzpolizei und die auf Grund des G.A. XXXVII: 1916 er¬ 
richtete Fiumaner k. ung. Staatspolizei in der k. ung. Staatspolizei 
auf, mit der sie einen einheitlichen Landesstand bilden. 

Das Personal und der Stand der Budapester k. ung. Staats¬ 
polizei werden durch diese Bestimmungen nicht berührt. 

Es können die Angestellten der k. ung Staatspolizei zu An¬ 
gestellten der Budapester k. ung. Staatspolizei und umgekehrt auch 
gegen ihren Willen ernannt werden und zwar in gleicher oder 
höherer Dienststellung. 

Begründung zu § 3: 

Derzeit ist die k. ung. Staatspolizei als Polizeibehörde, nur in den 
Städten Budapest und Fiume und deren Umgebung derart organisiert, 
daß die Budapester k. ung. Staatspolizei im Sinne des G.A. XXI: 1881 
mit vollkommen separater Organisation und separaten Vorschriften funk¬ 
tioniert, während das Personal der Fiumaner k. ung. Staatspolizei mit 
dem Personal der k. ung. Grenzpolizei einen einheitlichen Landesstand 
bildet. 

§ 3 des Entwurfes läßt die Abgesondertheit der „k. ung. Staats¬ 
polizei der Residenzstadt Budapest“ unberührt, während er das Personal 
der k. ung. Grenzpolizei mit der neuzuschaffenden „k. ung. Staatspolizei“ 
verschmilzt. Er erstreckt gleichzeitig den Wirkungskreis der Grenz¬ 
polizei auf die gesamten polizeilichen Obliegenheiten. 

Demzufolge hört die k. ung. Grenzpolizei mit dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes als solche auf und die auf sie Bezug habenden be¬ 
sonderen Bestimmungen verlieren ihre Wirksamkeit. 

Zufolge des abgesonderten Personalstandes der Budapester k. ung. 
Staatspolizei und der k. ung. Staatspolizei kann eine Transferierung unter 
den Angestellten dieser beiden Gruppen nicht stattfinden. Es kann aber 
aus Staatsinteressen hin und wieder sich für notwendig erweisen, daß 
die Arbeitskraft eines oder mehrerer in den Stand des einen Korps ge¬ 
hörenden Angestellten im Wirkungskreis des anderen Korps in Anspruch 
genommen werde. 
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Aus diesem Grunde ist es notwendig festzustellen, daß die Er¬ 
nennung aus dem einen Stande in den anderen auch gegen den Willen 
des Angestellten erfolgen kann. 

$ 4. 

Zur Ausübung der Polizeihoheit ist in jeder Stadt mit Muni¬ 
zipalrecht eine Polizeihauptmannschaft zu organisieren. 

Dasselbe gilt in der Regel auch für die Städte mit Magistrats¬ 
ordnung und für die in den Wirkungskreis der k. ung. Staats¬ 
polizei einbezogenen Gemeinden, doch kann der Minister des 
Innern ausnahmsweise auch mehrere Städte mit Magistratsordnung 
oder mehrere Gemeinden in den Funktionskreis einer Polizeihaupt¬ 
mannschaft überweisen, und dort, wo eine Polizeihauptmannschaft 
keinen Sitz hat, nach Bedarf eine Polizeiexpositur errichten. 

Der Innenminister ist berechtigt, wenn es die Ausdehnung des 
Extravillans der Stadt begründet, im Extravillan der Stadt eine 
oder mehrere Polizeiexposituren zu errichten und den Territorial¬ 
wirkungskreis derselben festzustellen. 

Die Rolizeiexposituren üben in dem ihnen übertragenen Wir¬ 
kungskreise die Polizeihoheit selbständig, aber unter Aufsicht der¬ 
jenigen Polizeihauptmannschaft aus, in deren Funktionskreis sie 
gehören. 

Begründung zu § 4: 

§ 4 des Entwurfes stellt den behördlichen Ausbau der k. ung. Staats¬ 
polizei fest. § 4 bezeichnet als Polizeibehörde erster Instanz in der 
Regel den Polizeihauptmann. Wenn aber mehrere Klein- oder Groß¬ 
gemeinden oder Städte mit Magistratsordnung in den Funktionskreis 
einer Polizeihauptmannschaft gehören, können’an jenen Stellen, welche 
außerhalb der Residenz des Polizeihauptmannes liegen, Polizeiexposituren 
organisiert werden. Es können weiter auch im Extravillan der Stadt 
Polizeiexposituren errichtet werden. Die Leiter der städtischen und der 
Gemeinde-Polizeiexposituren üben zwar ihr Amt in dem ihnen über¬ 
tragenen Wirkungskreis ganz unabhängig und auf ihre eigene Verant¬ 
wortung aus, doch steht ihre Funktion unter der unmittelbaren Kon¬ 
trolle desjenigen Polizeihauptmannes, in dessen Sprengel sie gehören. 

§ 5. 

Die Polizeihoheit zweiter Instanz wie auch die Aufsicht und 
Kontrolle über die k. ung. Polizeihauptmannschaften üben die k. 
ung. Distriktspolizei-Oberhauptleute aus, denen auch das unmittel¬ 
bare Aufsichts- und Kontrollrecht über die Polizeiexposituren zusteht. 

Die Zahl, der Sitz und das Funktionsgebiet der Distriktsober¬ 
hauptmannschaften bestimmt das Ministerium mit Verordnung, doch 
kann ihre Zahl die der Gendarmeriedistriktskommandos nicht über- 
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steigen; ihr Sitz und ihr Funktionskreis müssen aber mit diesen 
zusammenfallen. 

§ 6 . 

Die oberste Aufsichts- und Kontrollbehörde der k. ung. Staats¬ 
polizei ist der Minister des Innern. Das Aufsichtsrecht des Mi¬ 
nisters des Innern erstreckt sich auf die Distriktsoberhauptmann¬ 
schaften und Hauptmannschaften, sowie auch auf die Polizeiexpo¬ 
situren. Der Minister kann es allen Behörden gegenüber unmittel¬ 
bar ausüben. 

Begründung zu § 6: 

$ 6 sichert dem Innenminister als oberster Polizeibehörde das Kon¬ 
trollrecht und, um dieses wirksamer zu gestalten, stellt der Entwurf fest, 
daß es der Innenminister auch den Polizeibehörden erster Instanz gegen¬ 
über unmittelbar ausüben kann. 


§ 7. 

Der Minister des Innern ist berechtigt, im Rahmen des Per¬ 
sonals der k. üng. Staatspolizei eine Zentralvorerhebungsbehörde 
(Zentraluntersuchungsbehörde) zu organisieren, deren Beruf die 
Evidenthaltung, Leitung, Kontrolle und eventuell die unmittelbare 
Erledigung der Staatspolizeisachen des ganzen Landen ist, wie auch 
die zentrale Leitung und eventuell unmittelbare Durchführung der 
Erhebungen bei bedeutenderen Delikten. 

Die Organisation und das Verfahren der Zentralvorerhebungs¬ 
behörde bestimmt der Minister des Innern im Einvernehmen mit 
dem Justizminister durch Verordnung. 

Begründung zu § 7: 

$ 7 ermächtigt den Minister des Innern eine Zentralvorerhebungs¬ 
behörde zu organisieren, welche die raschere und erfolgreichere Fest¬ 
stellung der Täter und der Umstände der wichtigeren oder gefährlicheren 
Delikte dadurch sichert, daß die Leitungs- und Exekutivorgane gleich¬ 
mäßig aus den in diesem Aufgabenkreis arbeitenden geschicktesten und 
geübtesten Elementen ausgewählt werden können, welche in der Arbeit 
der Aufdeckung von größeren Delikten mit ihrem Wissen urfd ihren Er¬ 
fahrungen bedeutende Leitungs-, eventuell unmittelbar Exekutiv-Arbeit 
ausüben können. Des weiteren obliegt auch der Zentralvorerhebungs¬ 
behörde, daß sie die staatsfeindlichen Bestrebungen stets beobachtet, 
die verdächtigen Individuen und Bestrebungen evident hält, die auf die 
Wahrung der Interessen des Staates abzielende Abwehr leitet und kon¬ 
trolliert und sie in wichtigeren Fällen auch unmittelbar erledigt. 

§ 8 . 

Der Minister des Innern kann in allen Städten sowie in Ge¬ 
meinden, in denen die k. ung. Staatspolizei funktioniert, die Organi- 
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sierung eines Anmeldungsamtes anordnen. Die Aufgaben des An¬ 
meldungsamtes versieht das Personal der k. ung. Staatspolizei. 

Wo ein Anmeldungsamt organisiert ist, dort erstreckt sich die 
Anmeldungspflicht auf das ganze Intra- und Extravillan der be¬ 
treffenden Stadt oder Gemeinde. 

Die Bestimmungen des § 23 des G.A.: 1879 treten außer Kraft. 

Begründung zu § 8: 

Das nahezu unerläßliche* Hilfsmittel zur wirksamen Funktion der 
Polizei ist die Organisierung der Anmeldungsinstitution. 

G.A. XXVIII: 1879 hat die Anmeldepflicht nur für Budapest be¬ 
stimmt, und § 23 ermächtigte bloß den Minister des Innern, dieselbe 
auf Städte mit Munizipalrecht sowie mit größerer Bevölkerung auch aus¬ 
zudehnen und die Anmeldungsinstitution auf Kosten der Stadt zu ver¬ 
wirklichen. Heute sind in 16 Städten mit Munizipalrecht und in 22 
mit Magiftratsordnung, also insgesamt an 38 Stellen Anmeldungsämter 
organisiert. 

Bezgl. der Ausländer hat § 2 des G.A.: 1903 die Anmeldungs¬ 
pflicht für sämtliche Städte und Gemeinden festgestellt. § 6 des G.A. 
LXIII: 1912 hat aber die Regierung ermächtigt, die im Frieden sich nur 
auf die Ausländer beschränkende Anmeldepflicht auf Kriegsdauer auch 
auf Inländer auszudehnen. Dies ist auch mit Verordnung Nr. 5475/1914 
M.E. und mit Pkt. 4 der Verordnung 5735/1914 M.E. bezgl. des ganzen 
Gebietes des Landes geschehen. 

Bei der Organisierung der Staatspolizei muß aber dafür gesorgt 
werden, daß die Möglichkeit der Anordnung der obligatorischen An¬ 
meldung überall besteht, wo die Staatspolizei funktioniert. 

Deshalb ermächtigt der Entwurf den Minister des Innern nicht nur 
in allen Städten, sondern auch in solchen Gemeinden, wo die Staats¬ 
polizei funktionieren wird, ein Anmeldungsamt zu organisieren, und der 
Entwurf stellt für das Intra- und Extravillan aller solcher Städte und Ge¬ 
meinden die allgemeine Anmeldepflicht fest. 

Die Errichtung der Anmeldeinstitution wird eine besondere Be¬ 
lastung der betreffenden Stadtgemeinde nicht nach sich ziehen; denn 
die Aufgaben des Anmeldungsamtes versieht das Personal der Staatspolizei. 

Zufolge dieser Ermächtigung mußte §23 des G.A.: 1879, welcher 
die Anordnung der Anmeldepflicht nur auf die Städte mit Munizipal¬ 
recht und auf größere Städte mit Magistratsordnurig beschränkt hat, 
welcher weiter mit den Kosten der Anmeldeinstitution die Stadt be¬ 
lastete und das Ernennungsrecht des Offizierspersonals der Anmeldungs¬ 
ämter auf die Obergespane übertragen hat, außer Kraft gesetzt werden. 

II. Wirkungskreis der k. ung. Staatspolizei. 

1. Territorialer Wirkungskreis. 

§ 9. 

Das Polizeihoheitsrecht des Ministers des Innern erstreckt sich 
mit Ausnahme der Länder Kroatien-Slawonien auf das ganze Ge- 
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biet des ungarischen Staates. Auf dasselbe Gebiet erstreckt sich 
auch der Wirkungskreis der Zentralvorerhebungsbehörde. 

Das Aufsichts- und das zweitinstanzliche Polizeihoheitsrecht 
der Distriktspolizeioberhauptmannschaften erstreckt sich auf das fOr 
sie von dem Ministerium als Wirkungskreis bestimmte Gebiet. (§ 5.) 

Das. Hoheitsrecht des Polizeihauptmannes (des Leiters der 
Polizeiexpositur) als erstinstanzlicher Polizeibehörde erstreckt sich 
auf das ganze Intra- und Extravillan der betreffenden Stadt (Ge¬ 
meinde) und auf alle Personen und Sachen auf diesem Gebiete, 
welche der Hoheit dieser Gemeinde unterworfen sind. (§§ 3 u. 4. 
A. XXII: 1886.) 

Das auf Punkt A. des § 57 des G.A. XXI: 1886 basierte Auf¬ 
sichts- und Kontrollrecht der Obergespane wird durch dieses Ge¬ 
setz nicht berührt. , 

Begründung zu § 9: 

§§ 9—15 regeln den Wirkungskreis der Staatspolizei und zwar § 9 
den territorialen, die §§ '10—15 den dienstlichen Wirkungskreis. 

§ 9 stellt fest, daß das Hoheitsrecht des Ministers des Innern als 
oberste Polizeibehörde, ferner der Wirkungskreis der Zentralvorerhebungs¬ 
behörde mit Ausnahme der Länder Kroatien - Slawonien, deren Polizei- 
direktiön in ihren eigenen autonomen Rechtskreis fällt, sich auf das 
ganze Gebiet des ungarischen Staates erstreckt. 

Er stellt ferner fest, daß das Hoheitsrecht der Distriktspolizei-Ober¬ 
hauptleute gemäß der Bestimmung des § 5 auf das vom Ministerium 
bezeichnete Gebiet, der Wirkungskreis der Polizeihauptleute und der 
Leiter der Polizeiexposituren aber auf das ganze Intra- und Extravillan 
der Stadt bzw. der Gemeinde und auf diesem Gebiet sich auf alle Per¬ 
sonen und Sachen erstreckt, welche im Sinne der Bestimmungen des 
Gemeindegesetzes der Gemeindebehörde unterworfen sind. Eine Aus¬ 
nahme bezüglich des Wirkungskreises des städtischen Polizeihauptmannes 
besteht nur insofern, als, wenn auf dem Extravillan irgendeiner Stadt 
eine Polizeiexpositur organisiert ist, der Leiter dieser Expositur das 
Polizeihoheitsrecht auf seinem Funktionsgebiet in dem ihm übertragenen 
Wirkungskreis selbständig, jedoch unter Aufsicht des städtischen Polizei¬ 
hauptmannes, ausübt; der Wirkungskreis des Polizeihauptmannes solcher 
Städte erstreckt sich also nicht auf das ganze Gebiet des Extravillans, 
eventuell auf gar keinen Teil des Extravillans der Stadt. Zur Vermeidung 
von Mißverständnissen bestimmt § 9 auch, daß das Aufsichts- und Kon¬ 
trollrecht der Obergespane unberührt bleibe, dieses also sich auch auf 
das Personal und auf die Funktion der k. ung. Polizei erstreckt. 

2. Dienstlicher Wirkungskreis. 

§ 10 . 

In den Wirkungskreis der k. ung. Staatspolizei gehören: 

A. Die Ausübung der öffentlichen Sicherheitspolizei; 
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B. Die Ausübung der Verwaltungspolizei in allen durch eine 
Rechtsvorschrift (Gesetz, Verordnung, Statut) ausdrücklich in den 
Wirkungskreis der Polizeibehörden gewiesenen Verwaltungsange¬ 
legenheiten; 

C. Die Ausübung der Polizeistrafgerichtsbarkeit in den in die 
Kompetenz der Verwaltungsbehörden gehörenden Übertretungs¬ 
fällen, welche in solchen Verwaltungsangelegenheiten aufgetaucht 
sind, in welchen die Polizeibehörde zu verfügen hat, oder welche 
ausdrücklich vor die Polizeibehörde gewiesen sind. 

Die Ausübung des Polizeidienstes im. engen Sinn auf dem 
Funktionsgebiet der k. ung. Staatspolizei gehört in sämtlichen Ver¬ 
waltungsangelegenheiten in den Aufgabenkreis der k. ung. Staats¬ 
polizei. 

A. öffentliche Sicherheitspolizei. 

§ 11 . 

Die dem öffentlichen sicherheitspolizeilichen Wirkungskreis ent¬ 
springende Aufgabe der k. ung. Staatspolizei ist, gegen jene Ge¬ 
fahren Schutz zu bieten, welche aus dem Verhalten der Massen 
der Menschen (Staatspolizei) oder einzelner Menschen (öffentliche 
Polizei) entspringen. 

. Hierher gehören insbesondere die Vereins- und Versammlungs¬ 
polizei, ferner'die Polizei über die Ausländer und die gegen ein¬ 
zelne Menschen anwendbaren Zwangsmaßregeln. (Anweisung, Ab¬ 
schub, Verhaftung usw,) 

B. Verwaltungspolizei. 

§ 12 . 

Die Verwaltungspolizei, das heißt die Feststellung der Funk¬ 
tionsordnung einzelner Verwaltungszweige und die Vorsorge für 
deren Aufrechterhaltung obliegt auch auf dem Gebiete der k. ung. 
Staatspolizei den Verwaltungsbehörden, ausgenommen einzelne 
Verfügungen, welche durch eine Rechtsvorschrift (Gesetz, Verord¬ 
nung, Statut) ausdrücklich in den Wirkungskreis der Polizeibehörden 
gewiesen sind. 

In jenen in den Wirkungskreis der Verwaltungspolizei ge¬ 
hörenden Angelegenheiten, in welchen eine Rechtsvorschrift als 
Behörde erster Instanz den Polizeihauptmann der Stadt mit Muni¬ 
zipalrecht, als Behörde zweiter Instanz deren Magistrat bezeichnet, 
wird nach Inslebentreten dieses Gesetzes als Behörde erster Instanz 
der vom Magistrat bestimmte Beamte vorzugehen berufen bleiben. 
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Das in einzelnen Rechtsvorschriften bestimmte Hoheitsrecht der 
übrigen Behörden wird durch diese Verfügung nicht berührt. 

Die in den Kreis der Verwältungspolizei gehörenden Obliegen¬ 
heiten der Polizei bestimmt der Minister des Innern mit Verord¬ 
nung. 

In den Wirkungskreis der Polizeibehörden müssen jene ver- 
waltungspolizeihchen Obliegenheiten gewiesen werden, welche vom 
Gesichtspunkte der Staatsinteressen, ferner der Persons- und Ver¬ 
mögenssicherheit besondere Bedeutung haben. 

Die zwischen den Verwaltungsbehörden und der k. ung. Staats¬ 
polizei auftauchenden Kompetenzkonflikte entscheidet der Minister 
des Innern endgültig. 

• 

. C. Polizeigerichtsbarkeit. 

§ 13. 

Die Ausübung der Polizeistrafgerichtsbarkeit in den Über¬ 
tretungsfällen; welche vor die Polizeibehörde gewiesen sind, be¬ 
trifft die k. ung. Staatspolizeibehörden: 

1. Bei den Übertretungen, welche in den in den Wirkungs¬ 
kreis der Polizeibehörden zugewiesenen Angelegenheiten verübt 
wurden. 

2. Bei den Übertretungen, welche zwar in den Angelegen-* 
heiten verübt wurden, die in den Wirkungskreis der Verwaltungs¬ 
behörden gehören, deren Entscheidung aber eine Rechtsvorschrift 
(Gesetz, Verordnung, Statut) ausdrücklich in den Wirkungskreis 
der k. ung. Staatspolizei überweist. 

8 14. 

Auf dem Funktionsgebiet der k. ung. Staatspolizei gehen als 
Polizeistrafgerichte folgende Behörden vor: 

1. In den vor die Staatspolizei gehörenden Übertretungsfällen: 

In erster Instanz: der Polizeihauptmann, bzw. der Leiter der 

Polizeiexpositur, oder anstatt dieser der durch den Minister des 
Innern betraute Beamte. 

In zweiter Instanz: der Distriktspolizei-Oberhauptmann, in 
der Stadt und dem Distrikt Fiume der Gubernialrat. 

In dritter Instanz: der Minister. 

2. In den in den Wirkungskreis der Verwaltungsbehörden ge¬ 
hörenden Übertretungsfällen: 

In erster Instanz: der Oberstuhlrichter oder der Stuhlrichter, 
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in Städten mit Munizipalrecht und mit Magistratsordnung der durch 
den Magistrat betraute Beamte. 

In zweiter Instanz: in Gemeinden und in Städten mit ge¬ 
regeltem Magistrat der Vizegespan, in Städten mit Munizipalrecht 
der Magistrat. 

ln dritter Instanz: der Minister. 

D. Die Ausübung des Polizeidienstes. 

• $ 15. 

Die k. ung. Staatspolizei verfügt in eigenem Wirkungskreis 
auch dann, wenn sie auf Ansuchen einer Behörde vorgeht. 

Die k. ung. Staatspolizei ist den Verwaltungsbehörden nicht 
untergeordnet, doch hat sie diese in ihren gesetzlichen Verfügungen 
zu unterstützen, ihnen auf Ansuchen die notwendige polizeiliche 
Hilfe zu bieten, wie auch in den durch die Verwaltungsbehörden 
versehenen Polizeisachen die polizeilichen Aufgaben zu erfüllen 
und Brachialgewalt beizustellen. 

Die k. ung. Staatspolizei ist auf ihrem Funktionsgebiet auch 
ohne Ansuchen verpflichtet, die Übertretung der genehmigten 
Statuten sowie der durchführbaren Gemeindevertretungs - oder 
Magistratsbeschlüsse und Verfügungen nach Möglichkeit hintan¬ 
zuhalten, die Dagegenhandelnden auszuforschen und anzuzeigen. 

Begründung zu §§ 10t— 15: 

§ 10 umschreibt im allgemeinen den Wirkungskreis der Staats¬ 
polizei und zählt zu diesem das ganze Gebiet der Sicherheitspolizei, 
aus dem Kreise der Verwaltungspolizei aber nur jene Aufgaben, welche 
durch eine Rechtsvorschrift — ausnahmsweise — in den Wirkungskreis 
der Polizeibehörden überwiesen sind, ferner die Polizeistrafgerichtsbar¬ 
keit und endlich die Ausübung des Polizeidienstes im engeren Sinne. 

§§ 11 und 12 umschreiben insbesondere die polizeilichen Aufgaben 
und klassifizieren auf prinzipieller Grundlage die Kompetenz der Polizei 
einerseits und der Verwaltungsbehörden andererseits. 

Man pflegt zu unterscheiden die Verwaltungs- und die Gerichtspolizei, 
oder die mit diesen beinahe übereinstimmende Präventiv- und Repressiv¬ 
polizei. Beide Klassifizierungen können jedoch deshalb beanstandet 
werden, weil die gerichtliche oder nach der anderen Klassifizierung die 
Repressivobliegenheit eigentlich gar keine polizeiliche, sondern richter¬ 
liche Obliegenheit ist. 

Man pflegt noch die Sicherheits- und Wohlfahrtspolizei zu unter¬ 
scheiden und versteht unter der ersteren die Zwangsabwehr jener Ge¬ 
fahren, welche die öffentliche Ordnung gefährden; unter der letzteren 
aber die auf die Hebung der allgemeinen Wohlfahrt hinzielende Tätig¬ 
keit. Diese Klassifizierung wurde aber nicht angenommen, denn die 
auf die Hebung der allgemeinen Wohlfahrt hinzielende Tätigkeit besteht 
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vorwiegend in der Pflege von Einrichtungen, deren. Inanspruchnahme 
nicht erzwungen werden kann; demzufolge fällt die auf die allgemeine 
Wohlfahrt hinzielende Tätigkeit außerhalb der Obliegenheiten der Polizei. 

Schließlich stellt die am allgemeinsten angenommene Klassifizierung 
die Verwaltungspolizei der Sicherheitspolizei gegenüber, indem sie unter 
Sicherheitspolizei alle Obliegenheiten versteht, welche die öffentliche 
Ordnung denjenigen rechtswidrigen Handlungen gegenüber schützen, 
die nicht in der Störung der einzelnen Verwaltungszweige bestehen. 
Diejenigen störenden Handlungen aber, welche die Ordnung irgend¬ 
eines Verwaltungszweiges verletzen, bilden den Funktionskreis der Ver¬ 
waltungspolizei. 

Diese Klassifizierung verfolgt auch der Entwurf und zwar nicht 
nur deshalb, weil es das am allgemeinsten angenommene System ist, 
sondern hauptsächlich deshalb,' weil diese Klassifizierung bei der Be¬ 
stimmung des Wirkungskreises der Staatspolizei der Residenzstadt Buda¬ 
pest zur Geltung kommt; auf dieselbe prinzipielle Basis stellte sich auch 
der Gesetzartikel XXXVII: 1916 bei der Regelung der Hoheitsrechte der 
Fiumaner k. ung. Staatspolizei. 

Dieses System vereinfacht die Bestimmung der Hoheitsrechte der 
Polizei und Verwaltungsbehörden auf prinzipieller Grundlage, indem es 
, den vom Standpunkte der Staatsinteressen in erster Linie wichtigen Auf¬ 
gabenkreis der Sicherheitspolizei überträgt, hingegen die Versehung der 
VerwaltungspoHzei im Aufgabenkreis \Jer Verwaltungsbehörden beläßt 
und aus diesem Kreis nur ausnahmsweise solche Obliegenheiten in den 
Wirkungskreis der Polizei überweist, welche vom Standpunkte der Per¬ 
sonen- und Vermögenssicherheit den Kreis der Lokalinteressen über¬ 
schreiten und das allgemeine Interesse berühren. 

Diese Trennung ist aber nur im Hinblick auf die behördlichen 
Hoheitsrechte so starr. Denn wenn die Ausübung der Zwangsgewalt 
sich für notwendig erweist, kann dies auch im Rahmen der Verwaltungs¬ 
polizei nur die Polizei besorgen. Ebenso ist es Pflicht der Polizei¬ 
organe, auch ‘den in den Kreis der Verwaltungspolizei fallenden Rechts¬ 
vorschriften Geltung zu verschaffen und nur, wenn eine behördliche 
Verfügung notwendig ist, müssen sie im Rahmen der Verwaltungspolizei 
—mit Ausnahme der früher erwähnten Ausnahmefälle sich an die 
Verwaltungsbehörden wenden. 

Bei der Bestimmung der Kompetenz wird der Minister des Innern 
ermächtigt, die aus dem Wirkungskreis der Verwaltungspolizei in den 
Wirkungskreis der Polizei zu verweisenden einzelnen Obliegenheiten 
mit Verordnung zu bestimmen. 

Die *in dem Wirkungskreis der Staatspolizei der Residenzstadt Buda¬ 
pest überwiesenen verwaltungspolizeilichen Obliegenheiten werden zum 
größten Teil im § 7 des G.A. XXI: 1881 aufgezählt, jene aber, welche 
in den Wirkungskreis der Fiumaner k. ung. Staatspolizei überwiesen 
sind, werden — auf Grund der im § 2 des G.A. XXXVII: 1916 ent¬ 
haltenen Ermächtigung — in § 11 der unter B.M. Nr. erlassenen Ver¬ 
ordnung aufgezählt. 

Begründung zu $ 15: 

Beim Erlaß polizeilicher Verfügungen verträgt sich die staatliche 
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und die autonome. Polizeibehörde ganz gut nebeneinander, weil jede im 
eigenen Wirkungskreise vorgeht. Bei der Ausübung des Polizeidienstes 
aber würde es zu Konflikten, Reibungen und Konkurrenzneid führen. 

Es würde obendrein auch zwei vollständig ausgebaute Wachpersonale 
voraussetzen, was schon mit Rücksicht auf die großen Auslagen zu ver¬ 
meiden ist. 

Das ist aber auch nicht notwendig, denn die Verfügung rührt von 
den kompetenten staatlichen oder autonomen Behörden her, deren Hoheits¬ 
recht ist also vollständig gewahrt; der Vollzug berührt aber die Hoheits¬ 
rechte nicht, verletzt also die Autonomie ebensowenig, wie das auto¬ 
nome Recht des Komitates dadurch nicht verletzt wird, daß das k. ung. 
Steueramt über Anweisung des Vizegespans Gelder flüssig macht. 

Der Entwurf wird auch darauf begründet, daß dort, wo die Staats¬ 
polizei funktioniert, der Polizeidienst im engeren Sinne auch im Rahmen 
der Verwaltungspolizei von den Organen der Staatspolizei versehen wird. 

Hieraus folgt, daß die Staatspolizei, obwohl sie den Verwaltungs¬ 
behörden nicht unterworfen ist, verpflichtet ist, diese in ihren gesetz¬ 
lichen Verfügungen zu unterstützen, das heißt auf ihr Ansuchen die 
notwendige polizeiliche Hilfe zu bieten. Sie ist überhaupt verpflichtet, 
die Übertretung der Statuten und der vollziehbaren Beschlüsse und An¬ 
ordnungen hintenanzuhalten und die Dawiderhandelnden auszuforschen 
und anzuzeigen. Dies bedeutet, daß auf dem Gebiet, wo die Staats¬ 
polizei funktioniert, zur Ausübung der staatlichen Zwangsmacht, d. i. 
der Brachialgewalt nur die Staatspolizeiorgane berufen sind. 

III. Inhalt des Polizeirechtes. 

§ 16. 

Die Aufgabe der k. ung. Staatspolizei ist, auf ihrem Funk¬ 
tionsgebiete die öffentliche Ruhe, Ordnung und Sicherheit auf¬ 
rechtzuerhalten. 

. Zu diesem Behufe beobachtet sie ständig die öffentlichen Zu¬ 
stände, und sie ist bestrebt, drohenden Gefahren zuvorzukommen, 
die gestörte Ordnung und den gestörten Frieden wieder herzu¬ 
stellen; in Fällen begangener Delikte aber zu ihrer Aufklärung 
und Bestrafung den Rechtsvorschriften entsprechend vorzugehen. 

§ 17. 

Zur Wahrung der öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit 
haben die Polizeibehörden und Organe von Amtswegen, ohne 
Aufforderung, vorzugehen. 

Sie haben ferner die zu ihrer Kenntnis gelangenden Delikte 
der Staatsanwaltschaft anzuzeigen und die Erhebungen dem G.A. 
XXXIII: 1896 und den Ausführungsverordnungen entsprechend 
durchzuführen, insbesondere aber jene Vorkehrungen zu treffen, 
welche zur Aufrechterhaltung der Spuren des Deliktes, zur Ver- 
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hinderung des Verbergens und der Flucht des Täters und der 
Komplizen und zur Aufdeckung des Tatbestandes notwendig sind. 
($ 94. G.A. XXXIII: 1896.) 

Bei Delikten, bei welchen im Sinne der Strafgesetze nur auf 
Privatklage vorgegangen werden kann, können die Polizeibehörden 
und Polizeiorgane nur auf Ersuchen der antragsberechtigten Par¬ 
teien vorgehen. 

§ 18. 

Die Tätigkeit der k. ung. Staatspolizei richtet sich nach den 
Rechtsvorschriften (Gesetz, Verordnung, Statut). 

Die Polizeibehörden sind berechtigt, alle mit den Rechtsvor¬ 
schriften nicht in Widerspruch stehenden Verkehrungen zu treffen, 
welche zur Abwehr der die öffentliche Ruhe, Ordnung oder Sicher¬ 
heit unmittelbar drohenden Gefahren notwendig sind. 

§ 19. 

Gerät jemand durch seine Handlung oder Unterlassung mit 
einer Polizeiverfügung in Gegensatz und kann hieraus eine un¬ 
mittelbare Gefahr für die öffentliche Ordnung, Ruhe und Sicher¬ 
heit entstehen, so kann die Polizeibehörde der betreffenden Ver¬ 
fügung auf Kosten der verschuldende!! Partei Geltung verschaffen. 

§ 20 . 

Falls Rücksichten der öffentlichen Sicherheit es dringend er¬ 
fordern, ist die k. ung. Staatspolizei berechtigt, den Gebrauch 
einzelner Sachen provisorisch zu verbieten und zu diesem Behufe 
sie unter Sperre zu nehmen, oder die Fortführung einzelner Be¬ 
triebe provisorisch einstellen. Doch hat sie diese Verfügung der 
betroffenen Behörde sofort anzuzeigen. 

§ 21 . 

Die k. ung. Staatspolizei verschafft den Bestimmungen der 
Rechtsvorschriften und den behördlichen Verfügungen im Notfälle 
zwangsweise (mit Brachialgewalt) Geltung. 

Die Anwendung der Brachialgewalt, im äußersten Notfälle 
auch der Gebrauch von Waffen, hat insbesondere zur Verteidigung 
im Falle eines unmittelbaren Angriffes oder der unmittelbaren Ge¬ 
fahr eines solchen wie auch zur Bekämpfung eines tätlichen Wider¬ 
standes stattzufinden. 

Fesseln können nur den einschlägigen Vorschriften ent¬ 
sprechend angewendet werden. 
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§ 22 . 

Vermag die k. ung. Staatspolizei die öffentliche Ruhe und die 
öffentliche Ordnung mit der eigenen Brachialgewalt nicht auf¬ 
rechtzuerhalten, so kann die Polizeibehörde die Hilfe des Militärs 
in Anspruch nehmen. 

Die Art und die Fälle der Inanspruchnahme dieser mili¬ 
tärischen Brachialgewalt und das Vorgehen des Militärs regeln 
besondere Verordnungen. 

$ 23. 

Jedermann hat der schriftlichen Vorladung der Polizeibehörde 
Folge zu leisten, derjenige, der. auf dem Gebiete der Polizeibehörde 
wohnt, oder sich dort aufhält, hat in der anberaumten Zeit vor 
der Polizeibehörde zu erscheinen und die an ihn gerichteten 
Fragen zu beantworten, ausgenommen diejenigen Fragen, welche 
der Zeuge nach den Bestimmungen der Strafprozeßordnung 
($}§ 204—209 G.A. XXXIII: 1896) nicht beantworten muß. 

Denjenigen, der der vorschriftsmäßigen Vorladung der Polizei 
ohne Grund nicht Folge leistet, kann die Polizeibehörde auf Grund 
eines schriftlichen Beschlusses vorführen lassen. 

Die Mitglieder im Dienste der bewaffneten Macht oder der 
Gendarmerie, ferner die zum Personal der Polizei oder der Finanz¬ 
wache gehörigen Personen, endlich die in den übrigen öffentlichen 
Diensten stehenden Angestellten oder jene solcher Privatunter¬ 
nehmungen, für deren Vertretung aus öffentlichem Interesse zu 
sorgen ist, hat die Polizeibehörde der im § 130 des G.A. XXXIII: 
1896 festgestellten Bestimmungen entsprechend vorzuladen. 

DasVorladungs- und Vernehmungsrecht der erhebenden Polizei¬ 
behörde regeln die Strafprozeßordnung (G.A. XXXIII: 1896) und 
besondere Verordnungen. 

$ 24. 

Jedermann hat, wenn ein sich entsprechend ausweisendes 
Polizeiorgan ihn im Namen des Gesetzes hierzu auffordert, im 
nächsten Polizeilokale zu erscheinen. Derjenige, der dieser Auf¬ 
forderung nicht Folge leistet, kann von dem Polizeiorgan vor¬ 
geführt werden. 

§ 25. . 

Das Polizeiorgan ist berechtigt, in begründeten Fällen die¬ 
jenigen vor die Polizeibehörde zu begleiten, die die öffentliche 
Ruhe und die öffentliche Ordnung stören oder die öffentliche 
Sicherheit gefährden. 
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Die Gründe der Begleitung, ferner jene Personen, welche 
schon auf Grund eines Verdachtes begleitet werden können, be¬ 
stimmt der Minister des Innern mit Verordnung. 

Das Vorführungs- und Begleitungsrecht der erhebenden Po¬ 
lizeibehörden und Organe bestimmen die Strafprozeßordnung und 
andere Rechtsvorschriften. 

§ 26. 

Eine Vorführung kann durch das Polizeiorgan nur auf Grund 
eines schriftlichen Erkenntnisses (Vorführungsbefehl) erfolgen. 

Die Fälle der Vorführung, welche im Laufe der Erhebung er¬ 
folgen können, bestimmen die Erhebungsvorschriften. 

§ 27. 

Die Vorführung und Begleitung erfolgt möglichst ohne An¬ 
wendung von Gewalt, mit einer auf das Gesetz hinweisenden Er¬ 
klärung. 

Das Polizeiorgan hat das begleitete oder vorgeführte Indivi¬ 
duum unverzüglich in das Lokal der Polizeibehörde zu bringen. 
Das weitere Verfahren bestimmen besondere Vorschriften. 

§ 28. 

Eine Privatwohnung können Polizeiorgane in der Regel nur 
zur Durchführung eines amtlichen Auftrages betreten. 

Auch ohne solchen Auftrag kann das Polizeiorgan zur Durch¬ 
führung seiner amtlichen Obliegenheiten eine Privatwohnung be¬ 
treten, wenn es dort Hilferufe hört, oder durch einen dortigen 
Einwohner unmittelbar und begründeterweise hierzu aufgefordfert 
wird, oder wenn eine verfolgte Person dorthin geflüchtet ist, 
schließlich im Falle von Feuer- und Überschwemmungsgefahr. 

§ 29. 

Haus- oder Personendurchsuchungen kann die Polizeibehörde 
nur in unaufschiebbaren Fällen und nur mit schriftlichem Er¬ 
kenntnis anordnen, und das Polizeiorgan kann solche in der Regel 
nur auf Grund eines schriftlichen Erkenntnisses durchführen. 

Die Bedingungen und die Form der Anordnung der Haus¬ 
und Personendurchsuchung sowie die Art der Durchführung der¬ 
selben bestimmen die Strafprozeßordnung und andere Rechtsvor¬ 
schriften; dieselben Rechtsvorschriften bezeichnen auch jene dem 
Publikum offenstehenden Lokale (Wirtshäuser, Trinkstuben), in 
welchen die Erforschung auch selbst auf Grund des Verdachtes 
durchgeführt werden kann. 
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IV. Personal- und Dienstverhältnisse der k. ung. Staatspolizei. 

§ 30. 

Die k. ung. Staatspolizei besteht aus dem Offiziers-, dem 
Zivilkommissärs- und dem Wachpersonal und aus den Amts¬ 
dienern. 

Das Offizierspersonal bilden die Mitglieder des Konzepts- und 
des Aufsichtspersonals, wie auch die den Hilfs- und Manipulations¬ 
dienst versehenden Angestellten, — das Zivilkommissärspersonal 
die Zivilkommissäre, das Wachpersonal die Polizeiunteroffiziere 
und die Polizisten. 

Nach Bedarf können aucfci Diurnisten verwendet werden, die 
nicht dem Stande des Polizeipersonals angehören, und welche 
unter den auf die Staatsdiurnisten bestehenden Bestimmungen 
stehen. 

§ 31. 

Die in die IV. oder in eine höhere Gehaltsklasse eingeteilten 
Mitglieder des Offizierspersonals der k. ung. Staatspolizei werden 
— auf Vorschlag des Ministers des Innern — durch Seine Majestät, 
die übrigen wie auch die Zivilkommissäre durch den Minister des 
Innern, die Mitglieder des Wachpersonals aber durch den zu¬ 
ständigen Distriktsoberhauptmann ernannt. 

Amtsdiener und Diurnisten werden für das eigene Amt durch 
die Distrikts-Oberhauptleute und durch die Leiter der Hauptmann¬ 
schaften angestellt. 

Bei der Besetzung jener polizeilichen Stellen, auf welche die 
mit Legitimation versehenen Unteroffiziere das Vorrecht haben, 
sind die Bestimmungan des G.A.: 1873 maßgebend. 

§ 32. 

Der Minister kann die Mitglieder des Offiziers-, Zivilkom¬ 
missärs- und Wachpersonals der k. ung. Staatspolizei auf eine 
andere entsprechende Polizeistelle versetzen. 

§ 33. 

In den Konzeptsstand der k. ung. Staatspolizei kann nur der¬ 
jenige ernannt werden, welcher die im § 3 des G.A. I: 1883 vor¬ 
geschriebene Qualifikation besitzt. 

Die für die Polizeiinspektorstelle vorgeschriebene Qualifikation 
regelt der Minister.des Innern. 

Für die Qualifikation der einen fachmännischen Hilfsdienst 
(ärztlichen Dienst, Buchhaltungsdienst usw.) oder einen Manipula- 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



194 


Dr. Robert Heindl 


tionsdienst versehenden Angestellten sind die Bestimmungen des 
G.A. 1: 1883 und der auf die betreffende Stelle bezughabenden 
anderen Rechtsvorschriften maßgebend. 

Die von den staatspolizeilichen Zivilkommissären, sowie von 
den Mitgliedern des Wachpersonals zu erfordernde Qualifikation 
regelt der Minister des Innern mit Verordnung; er sorgt auch für 
die zentrale Organisierung der Fachschulung. 

$ 34. 

Die Mitglieder des Offiziers-, des Zivilkommissärs-, des Wach- 
und des Dienerpersonals der k. ung. Staatspolizei haben anläß¬ 
lich ihrer ersten Ernennung, vor Antritt ihrer Stellung, einen Eid 
zu leisten. 

Den Eid leisten die Distrikts-Oberhauptleute vor dem Minister 
des Innern, das Personal der Distriktsoberhauptmannschaften, wie 
auch die Leiter der Hauptmannschaften und der Exposituren vor 
dem betreffenden Distriktsoberhauptmann, die übrigen Angestellten 
vor dem Polizeihauptmann. 

Über die Eidesleistung ist ein Protokoll aufzunehmen. 


§ 35. 

Die Vorschriften für die Geschäftsführung, für die dienstliche 
und ökonomische Administration, sowie für den Waffengebrauch 
der k. ung. Staatspolizei bestimmt der Minister des Innern mit 
Verordnung. 

Soweit diese Vorschriften nicht abweichende Bestimmungen 
enthalten, unterliegen die Angestellten der k. ung. Staatspolizei 
in jeder Hinsicht derselben Behandlung wie die übrigen staat¬ 
lichen Angestellten. 

§ 36. 

Der Minister des Innern kann das Wachpersonal der k. ung. 
Staatspolizei im Notfälle durch k. ung. Gendarme verstärken. 

Die Verstärkung erfolgt durch die provisorische Komman¬ 
dierung der einzelnen Mitglieder der Gendarmeriemannschaft zur 
k. ung. Staatspolizei. Die Vorschriften der Kommandierung be¬ 
stimmt der Innenminister im Einverständnis mit dem Honved- 
minister. 

Die zur Dienstleistung bei der k. ung. Staatspolizei komman¬ 
dierten Gendarme sind in ihren Personal-, Avancements- und Dis- 
ziplinarangelegenheiten auch während der Kommandierung ihren 
Gendarmerievorgesetzten, in oberer Instanz dem Honv^dminister 
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unterstellt, in dienstlicher Hinsicht sind sie aber jener k. ung. 
Staatspolizeibehörde untergeordnet, zu welcher sie kommandiert 
bzw. zugeteilt wurden. 


V. Disziplinarbestimmungen. 

§37. 

Gegen jedes Mitglied der k. ung. Staatspolizei findet ein 
Disziplinarverfahren statt: 

1. wenn es seine Amtspflichten verletzt oder nachlässig erfüllt; 

2. wenn es durch sein Betragen seiner Stelle unwürdig wird; 

3. wenn es seine unbeschränkte Handlungsfähigkeit verliert 
oder aus einem anderen Grunde unfähig wird, seine Amtspflichten 
zu erfüllen. 

§ 38. 

Die dem Disziplinarverfahren vorangehende Untersuchung 
ordnet gegen die Distriktspolizeioberhauptleute der Minister des 
Innern; gegen das Personal der Polizeioberhauptmannschaften, ferner 
gegen die Polizeihauptleute und gegen die Leiter der Exposituren 
außer ihm der kompetente Distriktsoberhauptmann an; gegen das 
Offizierspersonal der Polizeihauptmannschaften und der Polizei¬ 
exposituren außer den obengenannten auch der betreffende Polizei¬ 
hauptmann. 

Die dem Disziplinarverfahren vorangehende Untersuchung 
gegen die Mitglieder des Zivilkommissärs-, Wach- und Diener¬ 
personais ordnet der Polizeioberhäuptmann, bzw. der Polizei¬ 
hauptmann an. 

Wenn die dem Disziplinarverfahren vorangehende Unter¬ 
suchung vom. Distriktspolizei-Oberhauptmann angeordnet* wurde, 
kann gegen sein Erkenntnis zum Minister des Innern appelliert 
werden. 

Wenn die Untersuchung der städtische Polizeihauptmann an¬ 
geordnet hat, kann gegen sein Erkenntnis zum Distriktsoberhaupt¬ 
mann und von ihm zum Minister des Innern berufen werden. 

Derjenige, der in erster oder höherer Instanz die dem Dis¬ 
ziplinarverfahren vorangehende Untersuchung anzuordnen berufen 
ist, kann mit der Anordnung gleichzeitig oder im Laufe derselben, 
wenn er es für notwendig erachtet, den in Untersuchung Ge¬ 
zogenen seines Amtes entheben. Gegen die Enthebung finden 
genau dieselben Rechtsmittel statt wie gegen die Anordnung der 
Untersuchung. 
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§ 39. 

In den Disziplinarangelegenheiten der k. ung. Staatspolizei 
sind zu entscheiden berufen: 

1. bezgl. der Distriktspolizei-Oberhauptleute: der Minister des 
Innern; 

2. bezgl. der übrigen Mitglieder des PolizeioffizierspersQnals: 
in erster Instanz der unter dem Vorsitze des Oberhauptmannes 
zu bildende dreimitgliedrige Disziplinarrat; in zweiter Instanz der 
Minister des Innern; 

3. bezgl. der Mitglieder des Zivilkommissärs, des Wach- und 
Dienerpersonals: in erster Instanz der betreffende Polizeihaupt¬ 
mann, in zweiter Instanz endgültig der Distriktspolizei-Oberhaupt- 
mafin. 

Das Disziplinarerkenntnis zweiter Instanz des Distriktspolizei- 
Oberhauptmannes, wenn es auf Amtsverlust erkennt, hat zur Ge¬ 
nehmigung dem Minister des Innern vorgelegt zu werden. 

Gegen die Disziplinarerkenntnisse können die Interessierten 
(der Kläger, der Beschuldigte, der Vertreter der Anklage und 
— im Interesse des öffentlichen Dienstes — der Amtschef) be¬ 
rufen. 

§ 40. • 

Die verhängbaren Disziplinarstrafen sind: 

. 1. die Rüge; 

2. die Geldstrafe; 

3. die Entziehungder Avancementsansprüche für bestimmte Zeit; 

4. die strafweise Versetzung; 

5. die Degradierung; 

6. der Ausschluß aus dem Dienstverband (Amtsverlust). 

Wenn von der Disziplinarbehörde die im Pkt. 3 des § 37 er¬ 
wähnte Unfähigkeit festgestellt wird, verhängt sie keine Disziplinar¬ 
strafe, sondern spricht in ihrem Erkenntnis aus, daß dem betreffen¬ 
den Angestellten gegenüber das vorschriftsmäßige Vorgehen (vor¬ 
letzter Absatz des §25 des G.A. LXV: 1912) Platz zu greifen hat. 

Neben der Disziplinarstrafe bleibt die strafrechtliche Verant¬ 
wortlichkeit und die Schadenersatzpflicht unberührt. 

§ 41. 

Die Detailvorschriften des Disziplinarverfahrens bestimmt — bei 
Beobachtung der Bestimmungen des G.A. XXIII: 1886 — der Mi¬ 
nister des Innern mit Verordnung. 
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§ 42. 

Die Distriktspolizei-Oberhauptleute, die Polizeihauptleute, so¬ 
wie die Leiter der Polizeiexposituren können gegen die Mitglieder 
des unmittelbar ihnen untergeordneten Offiziers-, Wach- und 
Dienerpersonals wegen Nachlässigkeit oder Vorschriftswidrigkeit 
minderen Grades im Amte, nach Anhören desselben, doch mit 
Ausschluß der Appellation, eine Ordnungsstrafe verhängen, die je¬ 
doch den Mitgliedern des Konzepts- und Inspektorpersonals gegen¬ 
über 40 Kronen, den Mitgliedern des Hilfs- und Manipulations- 
personals gegenüber 20 Kronen, den Mitgliedern des Wach- und 
Dienerpersonals gegenüber 10 Kronen nicht übersteigen kann. 

VI. Kosten. 

§ 43. 

Die Kosten der k. ung. Staatspolizei belasten das Staatsärar, 
und sie sind in das Budget des Ministeriums des Innern aufzu¬ 
nehmen. 

Diejenige Stadt, in welcher die Organisierung der k. ung. 
Staatspolizei erfolgt ist, hat von dem der Organisation folgenden 
staatlichen Budgetjahr an zu den Unterhaltungskosten der Polizei 
nicht mehr beizutragen; dagegen kann sie auf die staatliche Unter¬ 
stützung, welche sie bis dahin unter dem Titel der Entwicklung 
der städtischen Polizei erhalten hat, von diesem Zeitpunkt an 
keinen Anspruch erheben. 

Die Haupt- und Residenzstadt Budapest und die in den 
Wirkungskreis der Budapester k. ung. Staatspolizei einbezogenen 
Gemeinden: Ujpest, Stadt mit Magistratsordnung, Räkospalota, 
Erzsebetfalva, Kispest, Pestszentlorincz und Csepel, ferner die Stadt 
und Distrikt Fiume — von dem auf die Verlautbarung dieses Ge¬ 
setzes folgenden staatlichen Budgetjahr an — werden der Ver¬ 
pflichtung zu den Kosten der k. ung. Staatspolizei durch Be¬ 
zahlung von jährlichen Pauschalsummen wie bisher beizutragen, 
enthoben. 

§ 44. 

Wenn die Polizeiangestellten zur Zeit des Beginnes der Funk¬ 
tion der k. Staatspolizei in einer Stadt auch Verwaltungsobliegen¬ 
heiten nicht staatlicher Natur versehen, so hat die Stadt dafür zu 
sorgen, daß diese Obliegenheiten von diesem Zeitpunkte an von 
ihren eigenen Organen versehen werden. Diese Obliegenheiten 
bestimmt der Minister des Innern endgültig. 

Archiv für Kriminologie. 71. Bd. 14 
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Jene Bestimmungen der Statuten, welche Angelegenheiten 
nicht polizeilicher Natur in den Aufgabenkreis der städtischen 
Polizeiorgane weisen, verlieren ihre Wirkung auf dem Funktions¬ 
gebiet der k. ung. Staatspolizei mit dem Inkrafttreten dieses Ge¬ 
setzes. 


VII. Diverses und Übergangsbestimmungen. 

§ 45« 

In Städten, wo die Organisierung der Staatspolizei erfolgt ist, 
gelangen die Angestellten der städtischen Polizei mit dem Tage 
des Beginnes der Funktion der Staatspolizei in Dispositionszu¬ 
stand und unter die Verfügungs- und Disziplinarmacht der k. ung. 
Polizeibehörden. 

Die Stadt kann den in Dispositionszustand befindlichen 
städtischen Polizeiangestellten während des Dispositionszustandes 
weder in eine höhere Gehaltsklasse ernennen, noch ihm neue Be¬ 
züge (Gebühren, Zulagen, Pauschale usw.) zukommen lassen. 

Der im Dispositionszustand befindliche städtische Polizei¬ 
angestellte hat auf jene Gebühren Anspruch, welche die am Tage 
des Inslebentretens des Gesetzes in Kraft stehenden Rechtsvor¬ 
schriften für ihn feststellen. 

Im übrigen, insofern dieses Gesetz keine abweichenden Be¬ 
stimmungen enthält, sind die für die staatlichen Angestellten gül¬ 
tigen Rechtsvorschriften maßgebend. 

§ 46. 

Jene städtischen Polizeistellen, welche während des Disposi¬ 
tionszustandes vakant werden, sind mit definitiver Ernennung und 
bis dies erfolgen kann, mit provisorischer Vertretung zu besetzen. 
Das Vertretungsrecht bezgl. der Beanjtenstellen steht dem Minister 
des Innern; jenes bezgl. der Zivilkommissärs-, Wach* und Diener¬ 
personalstellen dem Distriktsoberhauptmann zu. 

Derjenige in Dispositionszustand geratene städtische Polizei¬ 
beamte, welcher spätestens innerhalb sechs vom Tage des Be¬ 
ginnes seines Dispositionszustandes an gerechneten Monaten als 
Angestellter der k. ung. Staatspolizei nicht ernannt wird, ferner 
derjenige, dessen Stelle innerhalb dieser sechs Monate mit einem 
anderen definitiv besetzt wurde, endlich derjenige, welcher die Er¬ 
nennung nicht annimmt, muß mit dem letzten Tag der sechs Mo¬ 
nate, oder mit dem Tag der erfolgten Besetzung der Stelle durch 
einen andern, oder mit dem Tag der Nichtannahme der Emen- 
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nung, be2iehungsweise mit dem auf den letzten Tag der zur Eides¬ 
leistung anberaumten Frist folgenden Tage, wenn ihn die Stadt 
mit anderen Verwaltungsobliegenheiten nicht betraut, als von seiner 
Stelle enthoben betrachtet werden und muß einer vorschriftsmäßigen 
Behandlung (Pension, Pensionslohn, Abfertigung, Entlassung) unter¬ 
zogen werden. 

Die Stadt belasten auch jene Versorgungen, welche den 
während des Dispositionszustandes pensionierten städtischen 
Polizeiangestellten und nach seinem Tode seinen Angehörigen, 
sowie den Angehörigen des vor dem Inslebentreten dieses Ge¬ 
setzes oder während des Dispositiönszustandes verstorbenen 
städtischen Polizeiangestellten gebühren. 

Die im Dispositionszustand verbrachte Zeit ist in die Dienst¬ 
zeit des Angestellten einzurechnen. 

§ 47. 

Derjenige städtische Polizeiangestellte, welchem in dem Stand 
der k. ung. Staatspolizei eine Stelle verliehen wurde, in welcher 
der Grundgehalt und die Zulage ständigen Charakters seine mit 
seiner früheren Stelle verbundenen derartigen Gebühren nicht er¬ 
reicht, genießt die Differenz — insofern seine Zulage bei Fest¬ 
stellung der Pension in Betracht kommt — unter dem Titel einer 
Personalzulage. Wenn der Gehalt des Angestellten später erhöht 
wird, ist seine Zulage in den höheren Gehalt einzurechnen. 

Die dem städtischen Pensionsfond gegenüber bestandenen 
Ansprüche des in den Stand der k. ung. Staatspolizei ernannten 
städtischen Polizeiangestellten sowie seine weiteren diesbezgl. 
Pflichten hören mit dem ersten des auf die Ernennung folgenden 
Monates auf. 


§ 48. 

Die Stadt (Gemeinde) hat die Gebäude, beziehungsweise die 
Räumlichkeiten, die zu Beginn der Funktion der # k.' ung. Staats¬ 
polizei zu städtischen Polizeizwecken gedient haben, wenn sie 
Eigentum der Stadt bilden, dem Staatsärar unentgeltlich zur Ver¬ 
fügung zu überlassen; die Mietverträge der zum gleichen Zweck 
gemieteten Immobilien aber auf das Staatsärar zu übertragen. 

Ferner hat die Stadt (Gemeinde) alle beweglichen Sachen 
(Möbel, Kanzleieinrichtungen, Uniformen, Gewehre, Munitionsvor¬ 
räte usw.), welche zu Beginn der Funktion der k. ung. Staats¬ 
polizei zu Zwecken der städtischen (Gemeinde-) Polizei dienen, 

14* 
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zur Verfügung der k. ung. Staatspolizei dem Staatsärar ohne 
Gegenleistung zu überlassen. 

Für die Instandhaltung der zur Benützung überlassenen Ge¬ 
bäude sorgt das Staatsärar. 


§ 49. 

Die Zeit für das stufenweise Inkrafttreten dieses Gesetzes be¬ 
stimmt der Minister des Innern; er vollzieht dasselbe im Ein¬ 
vernehmen mit den beteiligten Ministern. 

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes treten der Gesetzartikel 
VIII: 1913 über die k. ung. Grenzpolizei, ferner der Gesetzartikel 
XXXVII: 1916 über die Fiumaner k. ung. Staatspolizei außer Kraft. 

Budapest, am 9. Juli 1918. 

Alexander Wekerle m. p., 

mit der Leitung des Ministeriums des 
Innern betrauter k. ung. Ministerpräsident. 
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Ergänzung meiner Schrift 
„An die deutschen Geschworenen“. 

(Leipzig, F. C. W. Vogel.) 

Einige praktische Vorschläge 

von 

Landgerichtsrat Dr. v. Holten, Magdeburg. 

Unter der Überschrift „Mitteleuropäische Rechtsgemeinschaft“ 
habe ich an anderer Stelle 1 ) darauf hingewiesen, daß im Wesen 
der Nützlichkeitswerte nichts liegt, was ihre Hervorbringung und 
ihren Gebrauch auf bestimmte Völker einschränkt, während das 
Gepräge der Werte höchster, freier Geisteskultur durchaus per¬ 
sönlich, individuell, national ist: Chemie und Physik sind in Paris, 
Berlin, Petersburg, Tokio, Kalkutta dieselben, nicht aber Kunst, 
Philosophie, religiöse Lebensform und das Rechtsleben; denn 
Rechtserfordernisse werden durch die Bedürfnisse materieller und 
geistiger Kultur hervorgerufen. So wirkte nicht nur der ana¬ 
lytische Scharfsinn, in noch höherem Maße vielmehr auch der 
moralische Charakter der Nationen Richtung gebend auf die Ge¬ 
staltung ihres Rechts ein: Wie andere Kulturerscheinungen gibt 
auch das Recht eines Volkes ein Abbild seines Wesens. Für uns 
Deutsche wurde die Berührung mit vergangenen Kulturen vielfach 
zum Fluch, weil wir die Individualität einer jeden Kulturerschei¬ 
nung nicht begriffen. In meiner Schrift „An die deutschen Ge¬ 
schworenen“ (S. 7) habe ich hervorgehoben, daß die deutschem 
Wesen, deutscher Gründlichkeit widersprechende Einrichtung der 
Schwurgerichte englischen und französischen Ursprungs ist. Hieran 
knüpfte ich die Frage: „Sollten nicht die Erfahrungen,dieses Welt¬ 
krieges unser Mißtrauen diesem fremden Eindringling gegenüber 
wachrufen?“ In seiner fast gleichzeitig erschienenen, mir damals 
noch nicht bekannten geistvollen Schrift „Nationalcharakter und 
Strafprozeß. Erfahrungen und Lehren aus den Charaktereigen¬ 
schaften der kriegführenden Völker für die Strafprozeßreform“ 

l ) Im roten „Tag" vom 30. Oktober 1917. 
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(Leipzig, bei Rudolf Hartmann) bejaht Dr. Leo Haber in Wien 
diese Frage restlos mit der ganzen Kraft seiner inneren Über¬ 
zeugung. An der Hand einer Fülle deutscher und fremdländischer 
Literatur der historischen, philosophischen, juristischen Disziplinen, 
auch durch Beläge aus der Tagespresse weist Haber mit zwin¬ 
gender Logik nach, daß eine Reihe strafprozessualer Einrichtungen 
französischen und englischen Ursprungs (u. a. die militärisch 
organisierte Staatsanwaltschaft, die gerichtliche [Kriminal-J Polizei, 
die Überwachung der sonst unabhängigen Gerichte —- insbeson¬ 
dere bei der Voruntersuchung — durch die Staatsanwaltschaft, 
endlich die Schwurgerichte) ihrer Wesensart nach wohl dem fran¬ 
zösischen Nationalcharakter, welcher in einer äußeren Formkultur, 
dem englischen, welcher in einer bloßen Nützlichkeitskultur sein 
Genügen findet, entsprechen, daß sie aber vielfach im schärfsten 
Gegensatz zu deutscher Innerlichkeit und Wahrhaftigkeit stehen, 
die sonst unser Rechtsleben beherrschen. — Diese Schrift Habers 
verdient die Beachtung aller, die dereinst berufen sein werden, 
an der Verbesserung unseres Strafprozesses mitzuwirken. 

Geheimer Justizrat Professor Dr. v. Liszt 1 ) freilich erblickt 
in der Einbürgerung des Schwurgerichtsverfahrens in Deutschland 
das Ergebnis einer Jahrhunderte alten geschichtlich-politischen Ent¬ 
wicklung: Feuerbachs Betrachtungen über das Geschworenen¬ 
gericht seien schon 1812 geschrieben; und nicht vom politischen, 
sondern vom nationalen Standpunkt aus hätten die Germanisten¬ 
versammlungen zu Frankfurt 1847 und Lübeck 1848 die Ein¬ 
führung des Schwurgerichts gefordert. Dennoch bezeichnet v. Liszt 
a. a. O. das Schwurgericht nicht als deutsche Rechtsschöpfung, 
sondern als „Weltinstitut“. — Das Rechtsleben ist aber, wie gezeigt 
, wurde, nicht internationalen Gepräges, und ich bezweifle, daß die 
Leser des Ha berschen Werkes sich zu der Auffassung v. Liszts 
bekennen werden. 

Doch mag diese Frage auf sich beruhen bleiben; „Prinzipien 
sind immer etwas Sekundäres und man sollte Bestimmungen nicht 
nach ihnen treffen, sondern danach, welche Regelung das prak¬ 
tischste, den Parteien wie der Allgemeinheit am meisten gerecht 
werdende Ergebnis verspricht.“ 2 ) Die gleiche Mahnung entnehme 
ich der Auslassung Kades 3 ), der es als bedauerlich bezeichnet, 

’) v. Liszt, Die Reform des Strafverfahrens. Berlin 1906. J. Guttentag. 

-) Bozi, Heft 14 der „Einführungen in das lebende Recht“. Hannover 1915. 
Hellwingsche Buchhandlung. 

') Kade. Deutsches Recht. Nr. 36. Dezember 1916. 
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daß bei dem Erscheinen meiner Schrift „An die deutschen 
Geschworenen“ die Meinungen, unter Einmischung der Partei¬ 
anschauungen, sich alsbald deutlich in eine rechte und linke Seite 
geteilt hätten. 

Meine Schrift sollte zwar ein „Wegweiser“ auch sein (diese 
bildliche Bezeichnung hat Professor von Liszt mißverstanden), 
insofern sie die Geschworenen vor gesetzwidriger Rechtsprechung 
nach bloßem, dunklen Gefühl warnt und ihnen empfiehlt, aus 
ihren Beratungen tunlichst oft die ergänzende Rechtsbelehrung 
des Vorsitzenden in Anspruch zu nehmen. In erster Linie aber 
bezweckte ich, die Laien (d. s. diejenigen, welche Geschworene 
gewesen sind oder es werden könnten) zu veranlassen, auf eine 
Beseitigung des jetzigen unhaltbaren gesetzlichen Zustandes zu 
dringen, der sie zwingt, im Beratungszinjmer unter sich, ohne sich 
der führenden Hand eines rechtskundigen Beraters bedienen zu 
dürfen, Recht finden zu müssen. Dem in juristischer Denkarbeit 
(historischer Kritik, praktischer Logik) ungeschulten Laien, der 
überdies nur selten über eindringende Kenntnis psychologischer 
Vorgänge (Kriminal-Psychologie) verfügt, wird es ebenso schwer 
fallen, auf Grund der Hauptverhandlung (der Vernehmung der 
Angeklagten und der Beweiserhebung) den objektiven und sub¬ 
jektiven Tatbestand vollständig zu erfassen und im einzelnen zu 
zergliedern, wie ihn in seiner juristischen Bedeutung richtig zu 
würdigen. — Um eindringlich klarzulegen, daß dem auf sich selbst 
gestellten Laien hier Unmögliches zugemutet wird, habe ich es 
nicht gescheut, mich in zwei Fällen des Beispieles der Paradoxe 
zu bedienen (vgl. S. 6, 7 und S. 57 ? 58 meiner Schrift). Professor 
v. Liszt sucht zu Unrecht das zweite Beispiel im Wege der Per¬ 
siflage abzutun (Jur.Wschr. vom 16. Oktober 1916 S. 1307): „Denn es 
ist nur ein geistreiches Spiel mit ernsten Dingen, wenn man 
behauptet, nur ein durchgebildeter Jurist könne sich gegen ein 
Strafgesetz verfehlen, weil nur einem solchen die Tragweite der 
gesetzlichen Bestimmungen bekannt sei. Die ignorantia juris 
schließt nicht die Täterschaft aus, wohl aber das Judizieren! So 
muß der Geschworene dazu gedrängt werden, er mag wollen oder 
nicht, an die Stelle klarer, scharf umrissener Gesetzesnormen für 
seine Beurteilung Billigkeitsprinzipien und Sittlichkeitserwägungen 
treten zu lassen“ ‘)- — Diese unvollkommene Ausübung der Rechts- 

') So zutreffend Rechtsanwalt Dr. Karl Heinrich Görres, Der Wahrspruch 
der Geschworenen und seine psychologischen Grundlagen. Halle 1903, bei 
Karl Marhold. 
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pflege ist aber auch geeignet, verhängnisvollen Verirrungen der 
allgemeinen Rechtsanschauung den Boden zu bereiten; dafür ein 
schlagendes Beispiel: ln der Zeitschrift „Das Recht“ (1910 S. 124) 
gibt Landgerichtsrat Meikel folgende Erklärung des Justizrats 
Bernstein aus den Münchener Neuesten Nachrichten Nr. 46 vom 
28. Januar 1910 wieder (auf den Vorschlag des Prof. Heimburger, 
nicht nur am Schlüsse, sondern auch am Anfang jeder schwur¬ 
gerichtlichen Verhandlung den Geschworenen eine Rechtsbeleh¬ 
rung zu geben): „Die Rechtsbelehrung ist die Belehrung über 
die juristischen Begriffe, welche für den Fall in Betracht kommen 
können. Mit allen juristischen Dingen sollten aber die Geschwo¬ 
renen so viel wie möglich verschont werden. Schon die jetzige 
Rechtsbelehrung (Rechtsbelehrung am Schluß der Verhandlung) 
ist eine Ungeheuerlichkeit. Der Jurist muß jahrelang das Straf¬ 
recht kennen lernen, bis er es anwenden darf. Dem Geschworenen 
wird am Ende de$ Verhandlung ein Vortrag aus einem ihm völlig 
fremden Denkgebiete gehalten, und daraufhin soll er über Ehre, 
Freiheit, Leben, Vermögen eines Menschen sofort und endgültig 
entscheiden. Welcher Kaufmann, welcher Apotheker ließe einen 
Lehrling nach viertelstündiger Belehrung selbständig Geschäfte 
machen, bzw. Rezepte anfertigen? Und der Lehrling wäre ge¬ 
wissenlos, wenn er es täte, wenn er nicht solche Zumutung ab¬ 
lehnte. ln Wirklichkeit lehnt auch der Geschworene sie ab. Nicht 
die juristischen Rechtsbegriffe sind für seine Entscheidung bestim¬ 
mend, sondern seine Begriffe von Recht und Unrecht. Wenn er 
findet, daß es Unrecht wäre, zu verurteilen, so spricht er frei. Mit¬ 
unter mag sich ein Geschworener finden, dem es auf juristische 
Begriffe ankommt, der über das, was ihm der Vorsitzende als 
Judikatur bezeichnet, sich den Kopf zerbricht. Dieser Geschworene 
ist sicher nicht der wünschenswerte Richter aus dem Volke: er 
dilettiert, er pfuscht in einer sehr ernsten Sache, die er nicht versteht. 
Darum meine ich: nicht zwei Rechtsbelehrungen, sondern gar keine“. 

S. 28, 29 meiner Schrift habe ich dargelegt, welche drückende 
Verpflichtung die Geschworenen eingehen, indem sie sich eidlich 
bereit erklären, ihre Stimme nur nach bestem Wissen und 
Gewissen abzugeben. In scharfem Gegensatz hierzu fordert Justiz¬ 
rat Bernstein (ein Anhänger des Schwurgerichtsverfahrens), die 
Geschworenen sollen, da sie zu geistigen Operationen auf wissen¬ 
schaftlicher Grundlage unfähig seien, von vornherein die geistigen 
Waffen strecken, ausschließlich ihrem Gefühl, ihrem persönlichen 
Empfinden folgen und auf unklare Erwägungen dieser Art ihren 
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Wahrspruch gründen. Jedem unbefangenen Beobachter muÖ eine 
solche Ausübung der Rechtspflege als rückständig, als eines Kul¬ 
turvolkes mit hochentwickeltem Rechtsgefühl unwürdig erscheinen. 
Entspricht sie doch völlig der Theorie Mephisto’s: 

Verachte nur Vernunft und Wissenschaft, 

Des Menschen allerhöchste Kraft.- 

Dann hab’ ich dich schon unbedingt. — 

Der bestehende gesetzliche Zustand ist besonders unbefrie¬ 
digend, weil den Geschworenen eine gesetzliche Verpflichtung, 
ihren Wahrspruch (mündlich oder schriftlich) zu begründen, nicht 
auferlegt, aus diesem ihrem Spruch somit nicht zu erkennen ist, 
ob sie die Tat- und Rechtsfrage einwandfrei entschieden, oder bei 
der Beantwortung der einen oder anderen, vielleicht gar beider 
sich geirrt haben. Hat im Laufe des Verfahrens ein formaler Ver¬ 
stoß stattgefunden, so kann das Revisionsgericht daher mangels 
des Vorhandenseins von Urteilsgründen niemals mit Sicherheit 
erkennen, ob dieser Verstoß mit dem Wahrspruch in ursächlichem 
Zusammenhang stand; es muß deshalb das Urteil stets, als auf 
einer Gesetzesverletzung beruhend, aufheben. — Welche beson¬ 
deren, forensischen Mißstände diese Unzulänglichkeit des Schwur¬ 
gerichtsverfahrens herbeigeführt hat, habe ich in meiner Schrift 
(S. 33ff.) dargelegt. Gerade dieser Teil meiner Ausführung ist einer 
scharfen Kritik unterzogen worden. Man hat mir u. a. vorgeworfen, 
daß ich die wirklichen Verhältnisse, damit sie leichter wahrzunehmen 
seien, übertrieben habe. Diesem Vorwurf begegne ich mit dem 
Hinweis, daß ich mehrere tatsächliche, aktenkundige Vorkommnisse 
als Beispiele anführe. Ihre Zahl ließe sich erheblich vermehren: 
denn ich bin im Besitz einer Reihe von Zuschriften angesehener 
hoher richterlicher Beamten, die nachdrücklich bestätigen, daß sie 
gerade in diesem Punkte die gleichen Erfahrungen gemacht haben. 

— Ich habe durch jene Darlegungen (dem Sinne nach) hervorheben * 
wollen, daß das geltende unvollkommene Recht die Verteidiger 
leider in eine Art Zwangslage versetzt; in mißverständlicher Auf¬ 
fassung ihrer Pflichten können sie bei dieser Rechtslage ziemlich 
leicht der Versuchung unterliegen, absichtlich Revisionsgründe 
(formale Verstöße) zu schaffen, weil ja diese die einzige Hand¬ 
habe bieten, ein unzutreffendes Urteil zur Aufhebung zu bringen. 

Absichtlich habe ich mich über den oft besprochenen Umstand, 
daß der Zufall (Auslosung, Ablehnung) bei der Bildung der Ge¬ 
schworenenbank die Hauptrolle spielt, nicht näher ausgelassen. Die 
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Hauptmängel des Schwurgerichtes hebe ich noch einmal, Zusam¬ 
menfassend, hervor: 

Die verhängnisvolle Trennung zwischen Gerichtshof und Ge¬ 
schworenenbank schließt eine geistige Berührung zwischen beiden 
fast in allen Stadien der Verhandlung aus und bildet die Quelle 
zahlloser Mißverständnisse. „Wenn jemand vorschlagen wollte, in 
einer ernsthaften Angelegenheit sollten zwei Menschen, die sich 
zu verständigen haben, gezwungen werden, das nur in der Form 
zu tun, daß der eine fragt und der andere „ja“ oder „nein“ ant¬ 
wortet, so würde man ihn für unzurechnungfähig erklären. Der 
Gesetzgeber hat diese Unzurechnungsfähigkeit bewiesen, indem 
er zwei Gruppen von Menschen, die bei der Entscheidung über 
Leben und Freiheit eines anderen zusammenzuwirken haben, auf 
diese kindische Art der Verständigung verwiesen hat.“ 1 ) 

„Zufall ist es, wenn die Geschworenen die Beweisaufnahme 
so vollständig erfassen wie der Leiter der Verhandlung, Zufall, 
wenn die Fragen ihrem Verständnis angepaßt sind, Zufall, wer von 
den dreien, Vorsitzender, Staatsanwalt oder Verteidiger der geistig 
hervorragendste ist und auf die Geschworenen am mächtigsten 
einwirkt, Zufall, wer Obmann wird. So ist der Wahrspruch der 
Geschworenen mehr ein Wahrsagen.“ 3 ) 

„Der Staatsanwalt hat meist das gewonnene Spiel, wen» er 
an die urmenschlichen Lynchinstinkte der zwölf Männer aus dem 
Volke appelliert, und der Verteidiger das verlorene, wenn er ver¬ 
sucht, die Geschworenen auf die Höhe der Gerechtigkeit zu bringen. “ 3 ) 

Mit anderen Worten: Die Geschworenen urteilen, da sie klarer 
Erkenntnis von Tatbestand und Rechtsnormen (mangels eigener 
Schulung und sachkundiger, fachwissenschaftlicher Leitung) schlech¬ 
terdings unfähig sind, nach einem dunklen, unausgesprochenen 
Wahrheits- und Gerechtigkeitsgefühl. Ihre Beratung ist in einen 
undurchdringlichen Schleier gehüllt: Der Mangel jeglicher Begrün¬ 
dung schließt die Nachprüfung ihres Wahrspruches aus und stellt 
ihn auf die Stufe eines unkontrollierbaren Willküraktes. Ich möchte 
diesen Zustand die absolute Diktatur des Laienelementes in der 
Rechtspflege nennen: „Inmitten dieses kritischen Zeitalters steht 
die Spruchpraxis der Geschworenenbank wie ein erratischer Block. 

‘) So zutreffend W. Kulemann, Die Beteiligung der Laien an der Straf¬ 
rechtspflege, 1909, Leipzig, bei B. G. Teubner. 

*) Görres a. a. O. 

s ) Justizrat Dr. Erich Sello, Die Irrtümer der Strafjustiz und ihre Ursachen. 
Berlin 1911, bei R. v. Decker. 


Gt> 'gle 


Original from 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Ergänzung meiner Schrift „An die deutschen Geschworenen“ 207 

Kraft dieses Instituts werden jährlich Hunderte von Wahrsprüchen 
gefällt, welche, entstanden in geheimer Beratung, als einzigen 
Grund ihrer Wirksamkeit die Parole anzugeben imstande sind, mit 
der sich die Ordonnanzen der französischen Könige in den Jahr¬ 
hunderten des Absolutismus schmückten: car tel est notre plaisir. 
Kein noch so mächtiger Monarch, dessen Wort heute nicht be¬ 
krittelt, kein Philosoph, dessen System nicht zerpflückt, keine Ent¬ 
scheidung eines höchsten Gerichtshofes, welche nicht mit dem Auf¬ 
gebot allen Scharfsinns bekämpft würde, — nur die Sprüche der 
Geschworenen werden mit der Resignation entgegengenommen, 
welche der Dunkelheit und Weisheit des Orakels ziemt. Kein 
Urteil, keine Gerichtsentscheidung von noch so minimaler Trag¬ 
weite, gegen die nicht in irgendeiner Form der Rekurs an eine 
höhere Instanz statthaft wäre. Nur der Wahrspruch ist in seinem 
sachlichen Kern nahezu irrevisibel, inappellabel — irreparabel. — 
Durch die Einführung von Gründen m das Urteil wird aber die 
Harmonie zwischen Kritizismus und Psychologie wieder hergestellt: 
Das Urteil wird wirklich appellabel, wirklich revisibel. Die Ver¬ 
nunft tritt wieder in ihre Rechte ein: Die Sonne der Öffentlichkeit 
durchflutet das Beratungszimmer, die Kritik kann wieder sprechen.“') 
— Die Laien (Geschworenen) unter sich sind aber nicht imstande, 
für ihren Spruch die Gründe zu geben, welche das Gesetz billiger¬ 
weise für alle anderen Urteile verlangt (§ 266 der Strafprozeßord¬ 
nung: Wird der Angeklagte verurteilt, so müssen die Urteilsgründe 
die für erwiesen erachteten Tatsachen angeben, in welchen die 
gesetzlichen Merkmale der strafbaren Handlung gefunden werden. 
Insoweit der Beweis aus anderen Tatsachen gefolgert wird, sollen 
auch diese Tatsachen angegeben werden). Diese Sachlage führt 
zu der kategorischen Forderung: den Laien-Richtern muß min¬ 
destens ein gelehrter Richter von Beruf beigegeben werden; dieser 
Richter muß mit den Laien in einem Kollegium einheitlich zu¬ 
sammen wirken; dieser Berufsrichter wird die Urteilsgründe ab¬ 
zufassen haben. 

Das Volk hat in erster Linie nur ein Verlangen: nach ver¬ 
trauenswürdigen Gerichten. 2 ,» Der Gedanke der Selbstver¬ 
waltung des Volkes ist auf allen Gebieten des staatlichen Lebens 
tief in das allgemeine Volksempfinden eingedrungen. Die Rechts¬ 
pflege kann sich von diesem Gedanken der Selbstverwaltung nicht 

•) Görres a. a. O. 

*) Adickes, Grundlinien durchgreifender Justizreformen. Berlin 1906, bei J. 
Guttentag. 
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abschließen. „In den Volksgenossen sieht das Volk gewissermaßen 
seine Vertreter, ja sich selbst den Richterstuhl besteigen, verwandelt 
sich die Arkandisziplin der Rechtswissenschaft in das offen vor 
ihm aufgeschlagene Buch, zu, dessen Deutung und Übertragung 
auf das praktische Leben das Volk selbst mit berufen ist.“ ’) Der 
Wert aber, der den Laiengerichten überhaupt innewohnt, daß sie 
Verirrungen der Wissenschaft nicht so leicht mitmachen, dürfte 
auch den gemischten Kollegien zukommen. Als man zuerst die 
Schwurgerichte in Deutschland einführte, handelte man zwar auf 
Grund eines gesunden Gedankens: man wollte die (allzusehr ver¬ 
loren gegangene) Fühlung zwischen Recht und Volksleben wieder 
herstellen. Man übersah aber, daß. die ursprünglich germanische 
Form der Laienjustiz nicht Schwurgerichte, sondern Schöffengerichte 
waren, in denen das Recht von allen zur Mitwirkung berufenen 
Personen imgemeinsamenZusammenwirken gefunden wurde. 
Die Vorzüge des bisherigen Schwurgerichtsverfahrens, besonders 
die Unabhängigkeit der Geschworenen von den Berufsrichtern, 
sind aber nicht nur an die Form der Geschworenengerichte ge¬ 
bunden (Überstimmung des Berufsrichters durch die Schöffen!). 
So hoffe ich, werden auch in Süddeutschland kaum Bedenken be¬ 
stehen, die Schwurgerichte zu beseitigen und Schöffengerichte mit 
der Erledigung der Preßdelikte zu betrauen. — 

Unser Strafverfahren kennt zurzeit nicht weniger als fünf z. T. 
grundverschiedene Gestaltungen des Spruchgerichts erster Instanz: 
das Amtsgericht in der Besetzung mit einem Einzelrichter, das 
Amtsgericht als Schöffengericht, die Strafkammer des Landgerichts 
in der Besetzung mit fünf gelehrten Richtern ohne Schöffen, das 
Schwurgericht und die vereinigten Strafsenate des Reichsgerichts. 
Dazu treten die Strafkammern der Landgerichte als Berufungs¬ 
instanz mit drei oder fünf gelehrten Richtern, endlich" die Straf¬ 
senate der Oberlandesgerichte und des Reichsgerichts, jene mit fünf, 
diese mit sieben gelehrten Richtern. — Für die Zukunft muß m. E. 
unbedingt eine systematische einheitliche Gestaltung der Spruch- 
gerichte erster Instanz geschaffen werden. In der Literatur wurde 
am häufigsten eine dreifache Gliederung in kleine, mittlere und 
große Schöffengerichte gefordert. Wird diese Forderung von der 
überwiegenden Mehrheit des deutschen Volkes vertreten, so ist 
ihr Rechnung zu tragen. M. E. würde eine zweifache Gliederung 
genügen, in kleine und sog. große Schöffengerichte. 


M Görres a. a. O. 
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Meine Forderung ist folgende: 

1. Beim Amtsgericht nur kleine Schöffengerichte (ein Berufs¬ 
richter, zwei Schöffen) als Gerichte erster Instanz, 

2. beim Landgericht nur e i n e Art der Schöffengerichte, in der 
Besetzung mit einem Berufsrichter und vier Schöffen, als Gerichte 
erster Instanz (bezüglich aller zurzeit den Strafkammern und den 
Schwurgerichten zugeteilten Sachen) und als Berufungsgericht 
bezüglich der Urteile der amtsgerichtlichen Schöffengerichte, 

3. gegen die Berufungsurteile der Schöffengerichte des Land¬ 
gerichts gibt es kein Rechtsmittel, 

4. gegen die erstinstanzlichen Urteile der Schöffengerichte 
beim Landgericht ist nur die Revision ans Reichsgericht als Rechts¬ 
mittel zulässig. — 

Im Kreise der Berufsrichter wird am meisten Widerspruch 
meine Forderung hervorrufen, daß die Schöffengerichte am Land¬ 
gericht nur mit einem berufsgelehrten Richter (als Vorsitzenden) 
zu besetzen seien, der seinerseits auch die Urteilsgründe abzufassen 
hat. Zur Begründung verweise ich in erster Linie auf den Ab¬ 
schnitt ,.Die Persönlichkeit des Vorsitzenden“ in meiner Schrift 
(S. 48ff.), aber auch auf die Ausführung bei Adickes (a. a. O.). 
Keine andere richterliche Berufsübung erfordert so große Selb¬ 
ständigkeit der Entschließung, so vielseitige Begabung, so ernste 
und humane Auffassung der Amtspflichten wie jene des Schwur¬ 
gerichtsvorsitzenden; von ihm gilt in ungewöhnlichem Maße das 
Dichterwort: 

Da tritt kein anderer für ihn ein, 

Auf sich selber steht er da ganz allein. 

Die beiden beisitzenden Richter werden in der Leitung der Haupt¬ 
verhandlung nur selten eine wertvolle Stütze für den Vorsitzenden 
sein: jüngeren, auch allzu einseitig als Zivilrichter ausgebildeten 
Richtern, die zu Mitgliedern des Schwurgerichtskollegiums ernannt 
werden, fehlt bisweilen die Fähigkeit, den Überblick über die Sach- 
und Rechtslage rasch zu gewinnen; sie sind auch nicht immer 
gewillt, die Verantwortung für einschneidende prozessuale Maß¬ 
nahmen mit zu übernehmen, die der Vorsitzende nach Lage der 
Sache für zweckmäßig erachtet (vgl. den unter Ziffer 2 des Ab¬ 
schnittes „Revisionsgründe“ meinet Schrift, S. 36 ff., besonders 

S. 38 geschilderten Fall). Die Besetzung der Richterbank im 
Schwurgerichtsverfahren mit drei Richtern mag die Strafzumessung 
hin und wieder günstig (mildernd und abklärend) beeinflussen; 
die Güte und Gerechtigkeit des Urteils würde aber durch gemein- 
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same Beratung des Vorsitzenden Berufsrichters mit den Schöffen 
mindestens in gleichem Maße sichergestellt werden. — Man wird 
mir entgegenhalten, dem Berufsrichter werde eine unmögliche 
Leistung zugemutet, wenn er die oft umfangreiche Hauptverhand¬ 
lung leiten und auch noch die Urteilsgründe abfassen solle. Diese 
Leistung ist schwierig, aber keineswegs unmöglich, und die Vor¬ 
teile für das Ergebnis, wenn Leitung der Verhandlung, der Be¬ 
ratung und Formulierung der Urteilsgründe in einer Hand liegen, 
sind in die Augen springend. 

An dieser Stelle sei mir ein offenes Wort gestattet: An den 
Landgerichten der Hansastädte entnimmt man die Vorsitzenden 
der Kammern für Handelssachen vornehmlich dem Kreise der 
Landgerichtsdirektoren: der beste Richter (das ist offensichtlich 
die Annahme) ist gerade gut genug, seinerseits Urteile nicht nur 
mit zu sprechen, sondern auch abzufassen, ln anderen Bundes¬ 
staaten sind die Landgerichtsdirektoren im allgemeinen jeglicher 
Urteilsfassung enthoben. Besondere Vorliebe für den Strafkammer¬ 
vorsitz haben sie nur selten, für den Vorsitz im Schwurgericht 
noch seltener; vielfach lehnen auch die dafür gut veranlagten 
Direktoren die Übernahme solchen Vorsitzes gern ab mit dem 
x Hinweis auf ihr Alter, ihre Gesundheit: es ist unbestreitbar, daß 
diese bisher viel zu gering gewertete richterliche Tätigkeit die 
Nerven mehr abnutzt als die bequemere Tätigkeit des Zivilkammer- 
Vorsitzenden. Die Justizverwaltungen werden sich entschließen 
müssen (vgl. meine Schrift S. 48), mit allem Eifer gute Vorsitzende 
für die großen Schöffengerichte ausfindig zu machen und heran¬ 
zubilden. Die bisherige schablonenhafte Auswahl solcher Vor¬ 
sitzenden aus dem Kreise der Landgerichtsdirektoren (die zum 
größten Teil nur als Zivilrichter ihre Sporen verdient, in Straf¬ 
sachen aber oft nur geringe Gewandtheit und Erfahrung haben) 
bildet einen Mißstand unserer Strafrechtspflege. Wie man in Zu¬ 
kunft das Amt des Untersuchungsrichters besonders geeigneten 
Richtern tunlichst auf Lebenszeit übertragen sollte, wird auch der 
Vorsitz im großen Schöffengericht geeigneten Richtern für immer 
zu übertragen sein: sie werden dadurch besondere Achtung, großes 
Vertrauen bei den Schöffen, in weitesten Kreisen des Volkes ge¬ 
winnen. Adickes a. a. O. nfacht den ausgezeichneten Vorschlag, 
die höchsten Richter (Reichsgerichtsräte, Senatspräsidenten der 
Oberlandesgerichte) zur Leitung der Verhandlung der schwersten 
Straffälle zu berufen. — Sollten sich im Kreise der Richter geeig¬ 
nete Vorsitzende in genügender Anzahl nicht finden, so wird es 
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sich empfehlen, solche evtl, aus dem Kreise angesehener Rechts¬ 
anwälte oder Rechtslehrer an den Universitäten zu ernennen (da¬ 
mit würde freilich eine andere Regelung ihrer Besoldung erforder¬ 
lich werden). 

Eine besondere Gewährleistung der Unabhängigkeit des deut¬ 
schen Richterstandes erblickt man mit Recht in dem Umstand, 
daß der Richter auf Lebenszeit angestellt wird. Die Versetzung 
des Richters in den Ruhestand ist mangels gesundheitlicher Be¬ 
einträchtigung seiner Dienstfähigkeit vor vollendetem 65. Lebens¬ 
jahre gesetzlich unzulässig. Die Prüfung der Dienstfähigkeit wurde 
bisher sehr milde gehandhabt, und viele Richter suchten ihre Pen¬ 
sionierung sehr spät nach. Um unsere Rechtspflege würde es 
besser gestellt sein, wenn spätestens mit dem vollendeten 65. Lebens¬ 
jahre die zwangsweise gesetzliche Pensionierung einträte, Gesuchen 
um Versetzung in den Ruhestand zu früherem Zeitpunkte aber 
‘(etwa nach vollendetem 60. Lebensjahre) kein gesetzliches Verbot 
entgegenstünde. Durch Abstufung der Ruhegehälter nach dem 
Dienstalter würden dje Bundesstaaten vor zu hohen Ausgaben 
bewahrt bleiben. ' 

Der vollkommene Vorsitzende in Strafsachen ist imstande, 
sofort bei der Verkündung des Urteils die Urteilsgründe in gute, ■ 
druckreife Form zu bringen und ihren wesentlichen Inhalt tatsäch¬ 
lich und rechtlich so vollständig wiederzugeben, daß eine noch¬ 
malige Urteilsfassung erübrigt, wenn (wie Adickes a. a. O. anregt) 
die mündlich wiedergegebenen Urteilsgründe alsbald stenographisch 
festgehalten werden. — Ich möchte hier einen weiteren Vorschlag 
anschließen: ln allen Parlamenten werden sämtliche Äußerungen 
der Volksbeauftragten stenographisch festgehalten. Die im Gerichts¬ 
saal erstatteten Zeugenaussagen aber, welche die hauptsächlichste 
Unterlage für den Urteilsspruch bilden, werden im amtsgericht¬ 
lichen Schöffengericht durch den (oft nicht sonderlich gewandten) 
Gerichtsschreiber, im Landgericht überhaupt nicht protokolliert: 
Das Urteil wird auf Grund der Notizen des Berichterstatters aus¬ 
gearbeitet, der meistens das Stenographieren nicht erlernt hat. — 
Es würde m. E. den modernen Lebensverhältnissen entsprechen, 
wenn in den Gerichtssälen ein beamteter Stenograph die Aussagen 
der Angeklagten und Zeugen wörtlich festhielte. Oftmals entsteht 
im Laufe der Verhandlung, auch bei der Beratung der Richter 
Zweifel über den genauen Sinn und Inhalt einer Zeugenaussage. 
Welche Erleichterung für alle Prozeßbeteiligten, wenn der Wortlaut 
des Stenogramms alsbald eingesehen werden kann! Wie vielen 


Digitized by 


Go», igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



212 


Dr. v. Holten 


Anzeigen wegen Meineides aber würde von vornherein die Spitze 
abgebrochen, wie vielen Anreizungen zur Leistung eines falschen 
Eides würde ein überwiegendes Gefühl der Unlust entgegenstehen 
angesichts des steten Vorhandenseins einer sicheren Kontrolle der 
erstatteten Aussage! Auch für die Entscheidung über Anträge auf 
Wiederaufnahme des Verfahrens würde ein wertvoller Anhalt ge¬ 
wonnen werden. 

Wenn diejenige Rechtsprechung am meisten befriedigt, welche 
sich des größten Vertrauens im Volke erfreut, so dürfte die Be¬ 
setzung eines Gerichtshofes mit einem Berufsrichter und vier Schöf¬ 
fen als ausreichend auch anzusehen sein für die Aburteilung der 
schwersten (bisher den Schwurgerichten vorbehaltenen) Verbrechen. 
Erblickt aber (was ich kaum annehmen möchte) die überwiegende 
Mehrzahl des deutschen Volkes in einer größeren Anzahl von 
Schöffen eine noch sicherere Garantie für eine unabhängige und 
unparteiische Rechtspflege, so müßte man noch eine dritte Art von’ 
Schöffengerichten schaffen, bestehend aus dem gelehrten Berufs¬ 
richter als Vorsitzenden und (höchstens) sechs Schöffen. Hier 
könnten aber Schwierigkeiten entstehen, weil Vielleicht das vor¬ 
handene Material an Schöffen nicht ausreicht (obwohl diesem Um¬ 
stande bis zu einem gewissen Grade durch Einführung angemes¬ 
sener Tagegelder zu begegnen wäre). 

Bisher wurde allgemein die Einführung der Berufung gegen 
die Strafkammerurteile gefordert. Wenn aber am Landgericht nur 
Schöffengerichtsurteile unter überwiegender Mitwirkung von Laien 
gesprochen werden, dürfte sich diese Form der Rechtspflege so 
allgemeinen Vertrauens erfreuen, daß sich die Berufung gegen diese 
Urteile erübrigt. In Zukunft wird ja durch die Urteilsgründe (in 
Verbindung mit dem etwa vorliegenden Stenogramm über die 
Beweiserhebung) eine sichere Nachprüfung der Vorgänge im 
Sitzungssaal und im Beratungszimmer ermöglicht werden. Das 
Revisionsgericht wird ein getreues Bild der psychologischen und 
rechtlichen Erwägungen gewinnen, welche der Feststellung des 
subjektiven und objektiven Tatbestandes zugrunde liegen, und 
somit den materiell-rechtlichen Inhalt des Urteils bis ins kleinste 
nachprüfen können. Dieser (im Gegensatz zu dem bisherigen, mit 
Gründen nicht versehenen Wahrspruch der Geschworenen) eines 
aufgeklärten Volkes allein würdige Rechtszustand führt dazu, daß 
auf Innehaltung rein formeller Vorschriften nicht mehr so viel Ge¬ 
wicht gelegt zu werden braucht. Das von mir angegriffene, von 
einzelnen Verteidigern bisher geübte Verfahren (Herbeiführung 
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formeller Verstöße) wird überflüssig. — Meine Vorschläge aber auf 
tunlichste Einschränkung der Revisionsgründe halte ich aufrecht 
(vgl. meine Schrift S. 41). Zur Vermeidung der unnötigen Auf¬ 
regungen und Kosten einer wiederholten Hauptverhandlung würde 
es beitragen, wenn dem Reichsgericht die diskretionäre Befugnis 
verliehen würde, etwaige formale Verstöße, auch wenn sie den 
strengen Buchstaben des Gesetzes verletzen, als unerheblich zu 
bezeichnen. 

ln Zivilsachen ist das Landgericht als Berufungsgericht für die 
in erster Instanz vor dem Amtsgericht verhandelten Sachen die 
letzte Instanz. Warum muß es in Strafsachen anders sein? Zweck¬ 
mäßig mag es erscheinen, die Berufung gegen die amtsgericht¬ 
lichen Schöffengerichtsurteile aufrecht zu erhalten; das landgericht¬ 
liche Schöffengericht wird den Tatbestand, die Rechtsfrage noch 
sorgfältiger prüfen als das kleine amtsgerichtliche Schöffengericht. 
Aber das Bestehen einer zweiten Instanz leistet auch dem pein¬ 
lichsten Rechtsgefühl Genüge, wenn den Spruchgerichten jeder von 
beiden Instanzen die Befugnis eingeräumt wird, beim Auftauchen 
schwieriger Rechtsfragen (z. B. bezüglich der Rechtsgültigkeit von 
Polizeiverordnungen) von amtswegen, bevor sie ihr Urteil sprechen, 
einen höchsten Gerichtshof um Abgabe eines Rechtsgutachtens 
anzugehen (so Adickes a. a. O.). Unerträglich aber (wie von be¬ 
rufener Seite wiederholt hervorgehoben) ist der Zustand, daß über 
Fragen solcher Art etwa das Kammergericht (oder ein anderes Ober¬ 
landesgericht), das Oberverwaltungsgericht und endlich noch das 
Reichsgericht voneinander abweichende Rechtsanschauungen ver¬ 
treten: hier wird eine gesetzliche, einheitliche Schlichtung erfolgen 
müssen. 

Justizrat Dr. Seil o gibt in einem Aufsatz „Strafprozeßreformen “ l ) 
folgenden Fall aus der Praxis wieder: „Eine Polizeiverordnung 
gebietet, daß gewisse Fuhrwerke ein Schild mit Namen und Wohn¬ 
ort des Besitzers tragen müssen. Einem Bauern reißt während 
der Fahrt die Namenstafel ab. Er kann sie nicht sogleich wieder 
befestigen, bekommt einen Strafbefehl über eine Mark, erhebt 
Widerspruch und nun wird diese weltbewegende Sache vor drei 
gerichtlichen Instanzen ausgefochten. Bis das Kammergericht das 
letzte Wort sprach, waren folgende Personen darin amtlich tätig 
gewesen: der Amtsvorsteher, der den Strafbefehl erließ; beim 
Schöffengericht der Vorsitzende, zwei Schöffen, der Amtsanwalt 

') „Die Zukunft“, Berlin, vom 17. Dezember 1904. 
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und der Gerichtsschreiber; in der Berufungsinstanz drei gelehrte 
Richter, ein Staatsanwalt und ein Gerichtsschreiber; in dritter Instanz 
fünf Richter und ebenfalls je ein Staatsanwalt und ein Gerichts^ 
Schreiber. In Summa: achtzehn Beamte. — Ich glaube nicht zu 
übertreiben, wenn ich behaupte, daß vor deutschen Gerichten täg¬ 
lich viele hundert Fälle von ähnlicher Wichtigkeit den Geist von 
tausend gelehrten Beamten beschäftigen.“ 

Solche Rechtszustände sind unerträglich; sie zeugen von man¬ 
gelnder Reife des Rechtsempfindens und erziehen das ihnen unter¬ 
worfene Volk zur Unfreiheit, zu querulantenhafter Auffassung des 
Lebens. 

Ich schließe: die Einrichtung der Schwurgerichte in ihrer 
jetzigen Form verletzt das Rechtsempfinden weitester Volkskreise 
und hat sich überlebt. Eine gesunde Neugestaltung der deutschen 
Strafprozeßordnung im Sinne aufgeklärter, volkstümlicher Rechts¬ 
anschauungen wird aber nur gelingen, wenn für die Beantwortung 
aller sich aufdrängenden Fragen die Weisung Goethes Richtung 
gebend bleibt: 

Vergebens werden ungebundne Geister 
Nach der Vollendung reiner Höhe streben! 

Wer Großes will, muß sich zusammenraffen: 
ln der Beschränkung zeigt sich erst der Meister, 

Und das Gesetz nur kann uns Freiheit geben! 
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Visitieren. 

Von 

Gerichtschemiker C- J. van Ledden-Hulsebosch, Amsterdam. 

Beim Niederschreiben dieses Titels frage ich mich unwillkür¬ 
lich, weshalb das typische französische Wort „fouiller“ eifl solches 
Bürgerrecht erhalten hat, während in keiner der sonstigen modernen 
Sprachen ein gehöriges Synonym zu finden ist. Die spezielle Be¬ 
deutung von „die Taschen jemandes durchsuchen“ liegt, soweit 
ich nachspüren konnte, in keinem einzigen Worte unserer übrigen 
modernen Sprachen. Das deutsche „durchsuchen“ oder „revidieren“ 
drückt keinesfalls das spezielle „Taschen durchsuchen“ allein aus, 
sondern wird ebenso für visitieren und Haussuchung halten 
gebraucht. 

Dem sei wie ihm wolle — ich werde jetzt das Visitieren ein¬ 
mal besprechen, eine Handlung, welche täglich von fast jedem 
Polizeimann verrichtet wird. 

Meistens findet es Platz, um bei Arrestierten bloß eine Inventur 
aufzustellen, welche Objekte sich in den Taschen vorfinden, damit 
diese nachher völlig zurückgegeben werden können. Dann und 
wann wird aber eine genauere Untersuchung der Taschen nötig, 
wenn man sich für dasjenige interessiert, was der Verhaftete bei 
sich trägt und ... bei sich trug. Es ist gerade letzteres, was in 
diesem Artikel behandelt werden soll. 

Ich erachte es für durchaus falsch, wenn die Hand, welche in 
einer Tasche steckte und hieraus keine tastbaren Objekte zum 
Vorschein bringt, sofort in eine andere Tasche übersiedelt, um 
doTt rund zu greifen. Bei dieser Art „durchsuchen“ kümmert man 
sich offenbar bloß um größere Objekte und läßt die kleineren Partikel- 
Staubteilchen, welche doch fast regelmäßig in den Taschen vor¬ 
gefunden werden, außer Betracht. 

Die Kriminalistik, welche über so viel Hilfsmittel verfügt, um 
auch einen Blick in die Welt der kleinsten Teilchen zu ermög¬ 
lichen, fordert, daß auch der Staub der Taschen tüchtig ge¬ 
prüft wird. 

15“ 
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Wird jemand, des Meuchelmords durch Vergiftung (z. B. mit 
Arsenik) verdächtig, durchsucht, so würde es doch unverzeihlich 
sein, wenn diese Handlung sich nur auf ein grobes Herumtasten 
in den Taschen des Verdächtigen beschränkte, weil die Möglich¬ 
keit sehr groß ist, daß er sein Säckchen, §chächtelchen oder 
Fläschchen mit Gift nach der Ausführung der sträflichen Tat sofort 
weggeworfen hat. Es besteht die Möglichkeit, daß der Mörder 
vor dem Verabreichen des Giftes, in Erwartung einer guten Ge¬ 
legenheit, einige Zeit damit in seiner Tasche herumgelaufen ist 
und von dem ungemein schweren Pulver einige Staubteilchen aus 
der Packung entschlüpft und mit dem Taschenschmutz gemischt 
sind. Diesenfalls kann das mit dem Mikroskop bewaffnete Auge des 
Sachverständigen sehr bequem die kleinen typischen oktaedrischen 
Kristalle des Arseniks zwischen den sonstigen Staubteilchen erkennen. 

Will man von dieser Untersuchung einen Erfolg erwarten, so 
muß natürlich von Anfang an (also schon bei dem Visitieren) alles 
entsprechend den Vorschriften der Kriminalistik ausgeführt werden. 

Nachdem zuerst — am liebsten auf einem großen Bogen hell- 
gefärbten Papieres, das man so glatt als möglich (ohne Falten!) auf 
den Tisch legt — bei tüchtiger Beleuchtung die Taschen von den 
größeren Objekten befreit sind, werden diese besonders auf dem 
Bogen Papier auf das Vorhandensein von angeklebten Staubteilchen 
— womöglich mit Benutzung einer Lupe — untersucht, indem man 
sie ausschüttelt, entleert, klopft oder mit einer kleinen Bürste 
abbürstet. Ich benutze dabei mit gutem Erfolg ein Stück rein 
weißes Linoleum. 

Ein Taschenmesser k^nn in seiner hohlen Handhabe leicht 
interessante kleine Objekte enthalten. Ein Taschentuch kann, 
ebensogut als die Falten eines Portemonnaies, vielleicht Staub¬ 
teilchen festhalten, welche für die Untersuchung von großem In¬ 
teresse sind. Der aus diesen Objekten zu sammelnde Staub, 
welcher in Fällen von weniger ernster Natur weniger interessiert 
als bei Vergiftung und dergleichen, kann nötigenfalls aus den 
verschiedenen. Taschen abgesondert aufbewahrt werden. 

Die auf diese Weise gesammelten Stäubchen können in einem 
gut schließenden Schächtelchen aufbewahrt werden oder — voraus¬ 
gesetzt, daß sie dazu geeignet sind — auch in Papier gefaltet 
werden. Letzteres hat aber in meiner Praxis öfters zu Täuschungen 
Veranlassung gegeben, als die mir zur Untersuchung verabreichten 
Papiere zufolge mangelhafter Faltung ihren Inhalt verloren hatten. 
Will man Stäubchen so in gefaltetem Papier einschließen, daß 
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dieselben daraus nicht mehr entschlüpfen können, so verrichte man 
diese Beschäftigung nach dem Beispiel der Pulver, welche der 
Apotheker faltet. Hierzu nehme man ein größeres oder kleineres 
Stück Papier, ungefähr anderthalb mal so lang als breit und falte 
dieses nach »Modell“. Man erhält so eine geeignete Packung, 
welche alle Gewähr bietet gegen unerwarteten Verlust des Unter¬ 
suchungsmaterials. 

Ich möchte bezüglich eines Falles aus der Praxis eine Warnung 
hier anfügen. Die Verführung ist groß, ein Lacksiegel auf die 
zwei Endzipfel der Verpackung zu drücken und auf diese Weise 
das Überzeugungsstück zu versiegeln. Bevor man das tut, stelle 
man sich die Frage, ob die Hitze des fließenden Lackes dem Inhalt 
des Pakets nicht schaden kann. Ein Einbrecher, der Stümpfchen 
Kerze in seiner Tasche trug, kann leicht Krümchen Stearin in den 
Taschenschmutz gebracht haben, und jeder fühlt, wie in solchen 
Fällen die Hitze des Siegellackes für den gesammelten Staub 
schädlich sein kann! Deshalb ist Packung in Fläschchen oder 
Schächtelchen mehr empfehlenswert. 

Zur Illustration des eben Angeführten will ich einen Fall er¬ 
wähnen, der sich vergangenes Jahr hier in Amsterdam dar¬ 
geboten hat. 

ln einer Chemikalien-Großhandlung wurde an einem Morgen 
mitten unter den Vorratsflaschen mit Perubalsam eine ausgeleerte und 
eine gebrochene, leergelaufene Flasche entdeckt. Sofort wurde an 
Diebstahl gedacht, und der Verdacht fiel auf einen Ladengehilfen 
— einen Packknecht, der nicht günstig angeschrieben stand — auf 
dessen Werkhose unterhalb des Knies ein dunkelbrauner Fleck ge¬ 
funden wurde. Das Beinkleid wurde mir vorgezeigt und ich wurde 
beauftragt zu untersuchen, ob der genannte Fleck wirklich von 
Perubalsam stammte oder von Blut, wie der Verdächtige erklärte. 

Die Untersuchung lehrte — konform der Erklärung des Ver¬ 
dächtigen —, daß der Fleck von Blut herrührte, das von innen 
nach außen in den Stoff des Beinkleides gedrungen war. Den 
Rechercheur, welcher mit der Hose in mein Laboratorium gekommen 
war, befremdete es anfangs, daß ich, nachdem ich ihm das Re¬ 
sultat meiner Untersuchung mitgeteilt hatte, ihn ohne die Hose 
wegschickte, doch ich erklärte ihm sofort, daß ich — weil der 
Eigentümer einmal verdächtig war — die Hose nicht abgeben 
wollte, bevor ich sie nicht auch noch in anderer Richtung unter¬ 
sucht hatte. Hierzu kehrte ich bei allen Taschen das Innere nach 
außen und bürstete vorsichtig alle Staubteilchen der Fütterung 
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hinaus, worauf die Untersuchung anfing. Ich fand damals überall 
mikroskopisch kleine Quecksilberkügelchen sowie Pulver von Tee¬ 
blättern, welcher Fund mich veranlaßte, dem Vorstand der be¬ 
treffenden Firma zu raten, seinen Vorrat an Quecksilber und Tee 
einmal kontrollieren zu wollen. Als dieses stattfand, entdeckte 
man, daß davon bedeutende Mengen gestohlen waren! 

Der folgende Fall illustriert nicht weniger klar die Vorteile 
einer tüchtigen Visitierung. 

Eines Tages wurde von einem Eier-Distributionsbureau an¬ 
gezeigt, man habe in der Nacht eingebrochen und unter anderem 
zwei Stempel gestohlen. Einer der Stempel war immer mit roter, 
der andere mit violetter Stempelfarbe benutzt. Am nächsten Tage 
wurde in einem anderen Polizeiamt ein Arrestant eingebracht, 
dessen Kleidung nach den Regeln der Kunst durchsucht wurde. 
Beim Umwenden der Taschen entdeckte der Kriminalbeamte auf 
dem Futter Flecken in rot und violett. Sofort fiel ihm ein, daß 
unter den Anzeigen der letzten 24 Stunden eine betreffend ge¬ 
stohlener Eierstempel war, und er sorgte dafür, daß ich den Rock 
und die Stempelkissen in mein Laboratorium bekam. Resultat: 
die Farbstoffe wurden identisch befunden, der Verdächtige war 
seines Verbrechens geständig und eine Stunde später waren die 
Stempel beschlagnahmt bei einem der vielen Aufkäufer. Ohne das 
Visitieren „comme il faut“ würde der Endzweck keinesfalls so 
schnell, vielleicht gar nicht erreicht worden sein! 

Hinterläßt ein Einbrecher im Tausch für ein Kostüm des 
Herren des Hauses sein Gaunerpack, so kann ein tüchtiges Visi¬ 
tieren oft Licht verbreiten über Beruf, Gewohnheiten und dergleichen 
des Trägers. 

Ich rate darum jedem Polizeimann: visitiere immer so tüchtig 
als möglich wie angegeben; früher oder später werden Fälle ein- 
treten, wobei durch einen nicht erwarteten Erfolg, reichlich die Mühe 
belohnt wird, die du in anderen Fällen aufwendetest, ohne daß diese 
Methode besondere Vorteile bot. 
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i. 

Schutz vor verbrecherischen Dienstboten. 

Von Bezirksrichter Privatdozent Dr. Eduard Ritter von Liszt in Graz. 

Im Hinblick auf die Notiz „Schutz vor verbrecherischen Dienst¬ 
boten“ von Herrn Regierungsrat Dr. Heindl im Bd. 70 S. 232 des 
„Archiv“ wurde mir gegenüber von mehreren Seiten dem Zweifel daran 
Ausdruck gegeben, daß die vom Herrn Verfasser geäußerten Befürch¬ 
tungen begründet seien. Da solche Zweifel gewiß auch in vielen anderen 
Kreisen bestehen dürften, möchte ich einen lehrreichen einschlägigen 
Fall aus meiner straf- und untersuchungsrichterlichen Praxis mitteilen, 
den ich während meiner Tätigkeit am Bezirksgericht Klosterneuburg im 
Jahre 1900 erlebte. 

Die bei einer dortigen Familie bedienstete Köchin mit einem auf 
den Namen Marie N. lautenden, von einem Wiener Polizeikommissariat 
ausgestellten Dienstbotenbüchel war mir wegen einiger Betrügereien ein¬ 
geliefert und von mir zu einer entsprechenden Arreststrafe verurteilt 
worden. Trotzdem ihr bei Abnahme der Generalien keine Unrichtigkeit 
unterlief, stiegen mir doch infolge eines gewissen lauernden Verhaltens 
der Verhörten Zweifel an der Richtigkeit ihrer Angaben und an ihrer 
Identität auf. Ich ließ sie deshalb in der Folge unter verschiedenen Vor¬ 
wänden einige Male wieder vorführen und streute unter anderen Fragen 
scheinbar ganz nebenher auch solche nach ihren Generalien ein. Sie be¬ 
stand diese Prüfungen glänzend, aber mein Zweifel schwand nicht. So 
schrieb ich an die Polizeidirektion Wien das Ersuchen um Erhebung 
und Mitteilung, ob einmal einer Köchin des Namens Marie N. ihr 
Dienstbotenbuch abhanden gekommen sei. 

Die Antwort lautete positiv. Die Marie N. hatte in einem Dienst¬ 
vermittlungsbureau ihr Dienstbotenbuch auf einen Tisch gelegt und aus 
dem Auge gelassen. Als sie es wieder nehmen wollte, war es ver¬ 
schwunden. 

Trotz dieser zweifelfreien Feststellung behauptete die Verdächtige 
auch weiterhin, mit der Marie N. identisch zu sein. Erst als sie auf 
Fragen nach ihrer angeblichen Heimat und Familie — ich hatte 
über beides inzwischen durch die wirkliche Marie N. genaue Angaben 
erhalten — keine richtige Antwort zu geben wußte, bequemte sie sich 
zum Eingeständnis, daß sie nicht die Marie N. sei. Das Dienstboten¬ 
büchel auf diesen Namen wollte sie selbstverständlich auf der Straße 
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gefunden haben. Zunächst gab sie wieder einen falschen Namen an, 
doch sah sie bald ein, daß sie auf diese Art ihre Lage nicht zu ihrem 
Vorteil änderte. So rückte sie denn endlich mit ihrem wahren Namen heraus. 

Wie meine Erhebungen ergaben, hatte sie schon früher einmal 
ein Dienstbotenbuch gestohlen und war auch unter dem Namen dieser 
Bestohlenen wegen eines anderen Diebstahls verurteilt worden. Nach¬ 
dem selbstverständlich die über die Diebin verhängten Strafen in den 
behördlichen Vormerken zum Nachteile der beiden Bestohlenen einge¬ 
tragen worden waren, veranlaßte ich deren Löschung bzw. ihre Über¬ 
tragung in die Vormerke über die wirklich Schuldige und sprach in 
meinem neuerlichen Urteile auch die Zulässigkeit der Verhängung der 
Polizeiaufsicht über diese aus. 

Die'Personsbeschreibung der Marie N. paßte übrigens auf die Ver¬ 
urteilte ebenso wie gewiß auf einige hundert andere Frauenspersonen 
tadellos. 

Auch ich bin der Ansicht, daß die Anbringung des Bildes des 
Inhabers (der Inhaberin) in jedem Dienstbotenbuche zu fordern wäre 
und möchte auch die Beisetzung des Fingerabdrucks befürworten. Ob 
eine solche Maßregel da oder dort (wirklich oder angeblich) als „un¬ 
demokratisch“ empfunden würde — Herr Dr. Heindl erwähnt diese 
Möglichkeit —, scheint mir ganz und gar nebensächlich. Dies umso¬ 
mehr, als bekanntlich auch die Meldungsbücher der Studenten, die 
Eisenbahnausweise der Staatsbeamten usw., neuerdings auch die Reise¬ 
pässe, mit den Bildern der Inhaber versehen sind und bei Reisen ins 
Ausland zur Überschreitung der Grenze sogar die Abgabe des Finger¬ 
abdrucks vom Reisenden gefordert wurde. 

„Die Zeit ist vorüber, wo man es für notwendig hielt, bei Be¬ 
schreibung der Sitten eines Negerstammes moralische Entrüstung über 
Menschenfressen an den Tag zu legen“, sagt Schumpeter („Wie 
studiert man Sozialwissenschaft?“ München 1915, 2. Auflage, S. 22). 
Ebenso sollte die Zeit vorüber sein, in der man bei sachlicher Kritik 
oder notwendiger Verfügung von Sicherheitsmaßnahmen gegen Aus¬ 
würflinge bestimmter Kreise mit einer gewissen Ängstlichkeit versichert, 
daß man diesen Kreisen als Ganzes bzw. allen ihren Zugehörigen 
nicht nahetreten wolle. 


2 . 

Zur Geschichte der Kriminalpsychologie. 

Von Dr. jur. Hans Schneickert, Berlin. 

Die Kriminalpsychologie entwickelte sich in ihren Anfängen aus 
der gerichtlichen Medizin. Am Anfänge des 18. Jahrhunderts erschienen 
einige in lateinischer Sprache verfaßte Werke über gerichtiche Arznei¬ 
kunde, das erste nachweislich im Jahre 1715 in Leipzig. Prof. Groß 
hat in der Einleitung zu seiner Krimiyalpsychologie nur einige wenige 
literarische Hinweise auf die Geschichte dieser Hilfswissenschaft gegeben. 
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die ich durch das von Dr. Georg Wilhelm Böhmer im Jahre 1816 in 
Göttingen herausgegebene „Handbuch der Literatur des Kriminalrechts“ 
zu ergänzen in der Lage bin. Damals wurde die Psychologie noch als 
ein Teil der Philosophie angesehen und war noch beschränkt auf die 
psychologische Beurteilung des Täters und seiner Motive. Erst in 
unserer Zeit wurde die Kriminalpsychologie weiter ausgedehnt und um¬ 
faßt, kurz gesagt, die psychologische Beurteilung aller Beweismittel des 
Strafrechts. 

Das ernste Studium dieser Hilfswissenschaft hat bereits Christ. Karl 
St übel in seinem „System des allgemeinen peinlichen Rechts“ (Leip¬ 
zig 1795) betont, indem er sagte, daß die Kriminalpsychologie in Ver¬ 
bindung mit der praktischen Philosophie bei Anwendung der Grund¬ 
sätze des Kriminalrechts auf einzelne Fälle die Richtlinien an die Hand 
geben muß, welche sowohl die Beurteilung der einzelnen Handlungen 
als auch die davon abhängige Schuldzurechnung und Bestrafung be¬ 
treffen. Karl August Tittmann hat in seinem Buch über „die wissen¬ 
schaftliche Behandlung des peinlichen Rechts“ (Leipzig 1798) ebenfalls 
ein Programm des Studiums der Kriminalpsychologie aufgestellt. Er 
führt nämlich aus: „Es kommt bei der Schuldzurechnung und Bestrafung 
nicht allein auf die äußere Handlung selbst, sondern auch teils auf die 
Gesinnung des Handelnden, inwiefern dieselbe geäußert wird, teils auf 
unzählige andere Umstände an, welche die Grade der Zurechnung und 
mithin in einzelnen Fällen dieselbe Handlung ganz verändern. Kein Fall 
ist dem anderen gleich, sondern jeder erhält nach den verschiedenen 
Graden der Willensfreiheit, mit der sich der Handelnde zur Unterneh¬ 
mung einer Rechtsverletzung bestimmte, eine verschiedene Beurteilung. 
Selbst die individuelle Beschaffenheit des Handelnden, sein Rang, Alter, 
körperlicher Zustand und andere dergleichen Dinge erfordern eine be¬ 
sondere Rücksicht bei der Abmessung und Zuerkennung der Strafe. 
Überhaupt hat der Gesetzgeber bei der Wahl der in den Gesetzen an¬ 
zudrohenden Übel auf eine Menge von Umständen und Verhältnissen 
Rücksicht zu nehmen, die nur dann gehörig beobachtet werden können, 
wenn philosophische Resultate den Weg hierzu zeigen. Er muß auf 
den Geist der Nation, auf ihre physische Beschaffenheit, auf das Klima 
und andere dergleichen Umstände, durch welche Veranlassung zu häu¬ 
figen Rechtsverletzungen gegeben werden könnte, sorgfältige Rücksicht 
nehmen, wenn er Verbrechen verhindern und wirksame Strafen androhen 
will. Es ist mithin schlechterdings unmöglich, bestimmen zu können, 
inwiefern dem Handelnden seine Tat zuzurechnen, und ob diese oder 
jene Strafe in einem vorliegenden Falle gerecht und zweckmäßig sei, 
wenn man nicht die Grundsätze hierbei aus der Philosophie entlehnt, 
wenn man sich nicht Kenntnisse der Psychologie erworben hat, durch 
die man in den Stand gesetzt wird, die Triebfeder zu den Rechtsver¬ 
letzungen und den Einfluß- derselben auf die Denkungsart und Hand¬ 
lungsweise der Menschen genauer kennen zu lernen, wenn man nicht 
die Unlust, die diesem oder jenem Vergnügen, welches zur unerlaubten 
Tat bestimmte, am meisten entgegen wirkt, zu beurteilen und das ver¬ 
schiedene Verhältnis, welches hierbei eintreten kann, genau zu bestimmen 
imstande ist.“ 
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Auch eine Äußerung aus dem erwähnten Werke von St übel ist 
noch bemerkenswert: „Das positive Strafrecht ist der kleinste Teil der 
Rechtswissenschaft und besteht größtenteils Wiederaus Gedächtnissachen, 
die man auf der Hochschule sich auf einmal so nicht zu eigen machen 
kann. Begriffe daher diese Wissenschaft etwas weiter nicht in sich, 
so würde das akademische Studium derselben sehr unbedeutend sein. 
Einen Kriminalisten, der nicht zugleich Philosoph ist, übertrifft oft ein 
Gerichtsschreiber oder Gerichtsfrohn, der aus der Erfahrung das näm¬ 
liche noch vollständiger lernen kann.“ Man kann daraus ersehen, daß 
das juristische Studium schon damals gleichen Vorwürfen ausgesetzt 
war, wie heute noch, von Fortschritt läßt sich da noch wenig bemerken. 

Die erste von Böhm er erwähnte, einigermaßen grundlegende Arbeit 
„Ideen zur Kriminalpsychologie“ veröffentlichte J. Chr. Gottl. Schau¬ 
mann im Jahre 1792 in Halle; das in dieser Abhandlung angekündigte 
System kriminalpsychologischer Schriften ist aber nicht erschienen, und 
Böhmer knüpfte daran den Wunsch, daß der damalige Professor der 
Philosophie Jak. Fried. Fries diese Schuld abtragen möge. Tatsäch¬ 
lich erschien auch einige Jahre später dessen „Handbuch der psycho¬ 
logischen Anthropologie“ (Jena 1820). Bereits im Jahre 1791 war in 
München eine hierher gehörige Schrift „Über die Notwendigkeit psycho¬ 
logischer Kenntnisse bei Beurteilung von Verbrechen“ von Eckarts¬ 
hausen veröffentlicht worden, eine weitere im Jahre 1799 in Nürn¬ 
berg von J. Gottl. Münch, „Über den Einfluß der Kriminalpsychologie 
auf ein System des Kriminalrechts, auf menschlichere Gesetze und Kultur 
der Verbrecher“, sowie im Jahre 1808 in Halle von Joh. Casp. Hof- 
bauer, - „Die Psychologie in ihrer Hauptanwendung auf die Rechts¬ 
pflege“. Aber schon vor dem Jahre 1790 hat eine Reihe von Schrift¬ 
stellern sich mit dem Problem der empirischen Psychologie beschäftigt, 
wie aus den Angaben in Böhmers Handbuch zu ersehen ist. 

Wenn sich in unserer Zeit jene, die sich mit der Strafrechtspflege 
und Strafverfolgung zu befassen haben, auch ein gewisses Maß von 
empirisch-psychologischen Kenntnissen in der Praxis anzueignen ver¬ 
mögen, so kann das weder den Forderungen unserer Vorfahren, noch 
viel weniger jenen der heutigen Vertreter der kriminalistischen Hilfs¬ 
wissenschaften, wie überhaupt den Interessen einer gerechten Straf¬ 
rechtspflege genügen, solange diese Hilfswissenschaften und insbeson¬ 
dere auch die Kriminalpsychologie nicht in den Lehrplan unserer juri¬ 
stischen Fakultäten aufgenommen worden sind. Nach unseren heutigen 
Bedürfnissen müßte ein vollständiges System der Kriminalpsychologie 
folgende Gebiete umfassen: 

1. Die Psychologie der Aussage. 

2. Die Psychologie des Verbrechens und seiner Ursachen 

3. Die Psychologie des Verbrechers (sein Lebensgang, Lebens¬ 
gewohnheiten, Ausführungsarten seiner Verbrechen, Gaunertricks, die 
Wahl des Verbrechens, die Strafwirkung). 

4. Die Psychologie der Urteilsfindung. 

Systematische kriminalpsychologische Arbeiten, die sich mit diesen 
vier Gruppen befassen, liegen bis jetzt noch nicht vor; was auf diesem 
Gebiete bisher veröffentlicht ist, sind lediglich Materialsammlungen. 


Go igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Kleinere Mitteilungen 223 

3. 

Gaunerzinken? 

Belohnung von 3000 M. 

Mit 1 Abbildung. 

In der Nacht zum 21. Juni 1918 wurden aus einem Kaufhaus in 
Kassel Seidenwaren im Werte von 16000 M. gestohlen. Die Ein¬ 
brecher versahen eine Tür des Tatortes mit folgenden Zeichen: 

A f Ir /JZ /// 

/- * = * o t A f \ / 

0 * L M i t f 44 + 

o + v * TTTT7 

Dem Dresdener Erkennungsdienst, dem die Geheimschrift übersandt 
wurde, ist bis jetzt die Entzifferung nicht gelungen. Die Kriminal¬ 
polizei Kassel teilt mit, daß in dieser Einbruchsangelegenheit eine Be¬ 
lohnung von 3000 M. ausgesetzt ist. (Aktenzeichen C 7755). Die 
Redaktion des »Archivs“ ist gern bereit, Lösungsversuche, die ihr ein- 
gesandt werden, zu veröffentlichen. 


4. 

Krankhafter Zwang zur Selbstbezichtigung. 

Ein seltsamer Fall geistiger Verirrung beschäftigte am 21. Sep¬ 
tember 1918 die 6. Strafkammer des Landgerichts I Berlin. Wegen 
unbefugter Amtsausübung in 13 Fällen und Urkundenfälschung in 4 Fällen 
hatte sich ein aus Ungarn gebürtiger Kellner Ludwig Herrnfeld zu ver¬ 
antworten. 

Seit fünf Jahren beschäftigt dieser Mann Kriminalkommissare und 
-beamte, Schutzleute und Polizeireviere. Sowie ein größeres Verbrechen 
entdeckt und bekannt wurde, trat er in Tätigkeit. Schriftlich und durch 
den Fernsprecher liefen Anzeigen ein, man solle einen gewissen Ludwig 
Herrnfeld verhaften, der sei der Schuldige. Einmal rief ein Staatsanwalt 
an, er habe den Gesuchten ermittelt, er sei sofort festzunehmen. Es 
war wieder einmal Ludwig Herrnfeld. Der Mann sollte den Mord am 
Teufelssee begangen, den Raubmord Klaus ausgeführt, dann die Schülerin 
Ley getötet haben. Da die Beschreibung stets genau auf Herrnfeld 
zutraf und die Kriminalpolizei es nie unterläßt, auch unwahrscheinliche 
Spuren zunächst zu verfolgen, wurde Herrnfeld unzählige Male fest- 
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genommen, verhört, in Haft behalten und dann wieder freigelassen, weil 
sich jedesmal herausstellte, daß die Anzeige vollkommen unbegründet 
war. Herrnfeld setzte nach jeder Festnahme eine ausführliche Beschwerde 
auf, rief alle möglichen Stellen an und beklagte sich bitter über das 
ihm zugefügte Unrecht, bis bei einem neuen Verbrechen die Kriminal¬ 
polizei wieder auf ihn hingewiesen und Hermfeld wieder verhaftet wurde. 
Fünf Jahre lang hielt der sonderbare Mann eine ganze Gruppe von 
Beamten in Bewegung. 

Auf die Dauer mußten diese irreführenden Anzeigen, die immer 
wieder Herrnfeld bezichtigten, auffallen und nun wirklich auf seine Spur 
führen. Herrnfelds Beschwerden und die Schrift einiger ihn beschul¬ 
digender Anzeigen wurden verglichen, und die unverkennbare Ähnlich¬ 
keit bestätigten den Verdacht, daß Herrnfeld, der ungestüm sich Be¬ 
schwerende, seine Festnahme immer selbst verlangt hatte. Da von einem 
so rückfälligen „Verbrecher“ viele Fingerabdrücke aufgenommen waren, 
fiel es nicht schwer, auf Grund des Abdrucks auf einer der Anzeigen 
die Schuld zwjeifelsfrei festzustellen. 

Inzwischen hatte eine dieser Selbstanzeigen „Erfolg“ gehabt. Herrn¬ 
feld war in einen großen Einbruchsdiebstahl verwickelt worden, verhaftet, 
auf seinen Geisteszustand untersucht und schließlich zu sechs Jahren 
Zuchthaus verurteilt worden. 

Die Anklage wegen unbefugter Amtshandlungen — er hatte sich 
als Staatsanwalt, als Kritninalbeamter u. dgl. ausgegeben, um seinen 
Anzeigen mehr Gewicht zu geben — sollte schon verschiedene Male 
zur Verhandlung kommen, mußte aber immer wieder vertagt werden, 
weil Herrnfeld, die Selbstbezichtigungen hartnäckig leugnend, unter epi¬ 
leptischen Krämpfen zusammenbrach. Schließlich wurde der seltsame 
„Verbrecher“ in Herzberge auf seinen Geisteszustand beobachtet, und 
es wurden gewisse Krankheitszustände festgestellt. 

In der Verhandlung vom 21. September 1918 gab der Angeklagte 
zu, tatsächlich in dieser unglaublichen Weise gegen sich selbst vor¬ 
gegangen zu sein und dadurch seine wiederholten Festnahmen und die 
öffentliche Brandmarkung seines Namens veranlaßt zu haben. Seit Jahren 
stehe er, wenn irgendein großes Verbrechen begangen werde, und wenn 
er die polizeilichen Bekanntmachungen lese, unter dem Drange, sich 
selbst Schaden zuzufügen und als den Schuldigen anzuzeigen. Tagelang 
habe er unter solchen Zwangsvorstellungen gelitten und sich zuweilen 
noch nachts hingesetzt und die Anzeigen geschrieben. Nach seiner 
Festnahme habe er jedesmal eine Art Erleichterung empfunden. 

Der ärztliche Sachverständige erklärte, daß der Angeklagte infolge 
schwerer Hysterie für diese Taten nicht verantwortlich sei. Der Ver¬ 
teidiger wies auf die Freudsche Theorie hin, nach der ein aus der Kind¬ 
heit zurückgedrängter Zustand des Unterbewußtseins anzunehmen sei, 
der in dem Dämmerungszustand der Epilepsie eine Art masochistischen 
Triebes auslöse. Hiernach sei die Freisprechung geboten, und er habe 
auch gegen die Verurteilung zu sechs Jahren Zuchthaus Revision ein¬ 
gelegt und hoffe, daß auf Grund der neuen Ermittelungen festgestellt 
wird, daß auch dort eine Straftat des Augeklagten nicht vorliegt. 

Das Gericht sprach den Angeklagten frei. 
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5. 

Der Erkennungsdienst der Polizeidirektion München hat im letzten 
Jahre eine umfangreiche, in vielen Fällen erfolggekrönte Arbeit ge¬ 
leistet. Bei der Sicherheitsabteilung wurden von 3943 (1917: 3008) 
Personen Fingerabdrücke genommen. Mit den Nachprüfungen durch 
Abdruck des rechten Zeigefingers wurde das Fingerabdruckverfahren ins¬ 
gesamt auf 7494 (1917: 6050) Personen angewendet. Die Neuzugänge 
an Fingerabdruckblättern beliefen sich auf 8610. Der Gesamtbestand 
der Fingerabdruckblätter erhöhte sich seit 1. Januar 1918 von 116544 
auf 124519. Durch das Fingerabdruckverfahren konnten im Jahre 1918 
von 389 Personen, die falsche Namen führten — darunter 138 Zigeuner —, 
der richtige Name festgestellt werden. Dazu kommen noch neun Fälle, 
in denen die betreffenden Personen unmittelbar vor der Aufnahme des 
Fingerabdruckes ihren richtigen Namen bekannten. 

Lichtbildaufnahmen wurden von 1769 (1917: 1592) lebenden 
Personen und zwei Leichen gemacht. Die Gesamtzahl der Aufnahmen 
betrug 3084, die Zahl der gefertigten Lichtbilder 13487. Die Neu¬ 
zugänge zur amtlichen Lichtbildersammlung (Verbrecheralbum-System 
Heindl) beliefen sich auf 2716 Bilder. Der Gesamtbestand der Licht¬ 
bildsammlung erhöhte sich von 30532 auf 32971. Die Lichtbilder¬ 
sammlung wurde in 203 Fällen zur Ermittelung von unbekannten Tätern 
in Anspruch genommen, in 44 Fällen wurde dabei ein Erfolg erzielt. 
Im Vorjahre wurde auch das Lichtspieltheater zum ersten Male in den 
Dienst der Fahndung gestellt. Der Erkennungsdienst hat in einem Falle 
Diapositive des Bildes eines gesuchten Verbrechers an die Lichtspiel¬ 
theater gegeben. 

Zur Tatbestandsaufnahme wurde dfcr Erkennungsdienst in 505 
(1917: 358) Fällen zugezogen, darunter in zehn Fällen bei Straftaten, 
die außerhalb Münchens verübt wurden. In zwölf Fällen wurden Licht¬ 
bildaufnahmen gemacht, in 200 Fällen brauchbare Fingerabdrücke fest¬ 
gestellt. In 32 Fällen wurden die Täter auf Grund der Tatortsfingerabdrücke 
überführt, in vier Fällen wurden die Täter durch die Einbrecherfinger¬ 
sammlung und in 19 Fällen durch die Tatortsfingersammlung ermittelt. 
Insgesamt erfolgten 70 Überführungen auf Grund der Tatortsfingerabdrücke 
mit Einschluß der Abdrücke, die von Gendarmeriestationen oder aus¬ 
wärtigen Polizeibehörden eingesandt wurden. 

Das polizeiliche Laboratorium nahm 47 Untersuchungen von 
Kleidungsstücken, Stoffen, Flüssigkeiten, Menschen- und Tierhaaren, 
Schriftstücken u. dgl. vor. In 28 Fällen wurde ein Erfolg erzielt. Hand¬ 
schriftengutachten wurden 12 gefertigt. In neun Fällen wurden 
die Täter überführt, während in drei Fällen festgestellt wurde, daß die 
verdächtige Person nicht in Frage kam. 
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Medizinische Zeitschriften. 

Von Universitätsprofessor Nippe, Greifswald. 


Vierteljahrsschrift für gerichtliche Medizin: 

Bd. 56. 1. und 2. Heft. 1918: „Die zentrale Leberruptur und 
ihre Folgen“ von H. Bauer. Die Arbeit bringt eine eingehende Be¬ 
schreibung der zentralen Leberrupturen, die zum Teil zwölf von Prof. 
H. Merkel beobachtete Fälle betrifft und weiter 18 aus der Literatur 
gesampielte. Verf. bezeichnet als zentrale Leberrupturen Höhlen und 
Risse, die meist mit Blut gefüllt sind, ringsum abgeschlossen inmitten 
des Lebergewebes liegen, geht dann weiter auf die Genese ein, stellt 
aber fest, daß das direkte Trauma die Hauptrolle bei der Entstehung 
spiele in der Form, daß flächenhaft angreifende Gewalten die Leber 
umfassen und gegen den anderen, durch seine Befestigung oder Kom¬ 
pression fixierten Teil des Organs torquieren. 

„Ober die Bedeutung der Nebennieren-Blutungen“ von H. Kempf, 
Leipzig. Ausführliche Abhandlung über das Thema aus dem Institut 
von Kockel, Leipzig, unter Beibringung zweier Fälle. Der Bau der 
Nebennieren läßt die Organe zu Blutungen prädisponiert erscheinen, 
so daß rein toxisch bedingte Blutungen auftreten können, wobei eine 
fettige Degeneration weiterhin zu Blutungen Veranlassung dazu werden 
kann. Am empfindlichsten ist der Zentralteil der Nebennieren. Bei 
beiden genau untersuchten Fällen wird die Vermutung ausgesprochen, 
daß Darmerkrankungen die Ursache der allgemeinen Infektion und nach¬ 
gehender Nebennierenblutungen gewesen seien. 

„Die Berücksichtigung der Geistesanomalien durch die Zivil¬ 
gesetzgebung in der Schweiz und Österreich“ von Moeli, Berlin. 
Verf. leitet die große Arbeit mit folgenden Worten ein: Die zivilgericht¬ 
lichen Bestimmungen krankhafter Geisteszustände haben seit dem Inkraft¬ 
treten des BGB. in zwei dem Deutschen Reiche benachbarten, ihm völkisch 
und sprachlich nahestehenden Staaten eine neue Ordnung erfahren. In 
der Schweiz ist das Zivilgesetzbuch am 10. Dezember 1907 beschlossen 
und am 1. Januar 1912 in Kraft getreten. In Österreich ist eine Ent¬ 
mündigungsordnung nebst Vorschriften über ein gerichtliches Verfahren 
bei Aufnahme in geschlossene Anstalten durch kaiserl. Verordnung vom 
28. Juni 1916 wirksam geworden, so daß das allgemeine bürgerliche 
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Gesetzbuch (abGB.) für diesen Abschnitt erhebliche Ergänzungen erfahren 
hat. Es verlohnt sich deshalb, nunmehr die Bestimmungen der beiden 
Gesetze, soweit sie für die Psychiatrie Bedeutung haben, sie bezüglich 
der rechtlichen Fürsorge für geistig Abnorme, namentlich vom Stand¬ 
punkte des Sachverständigen aus, mit dem deutschen Recht in Vergleich 
zu setzen. Der Inhalt der Arbeit ist in diesen einleitenden Worten ent¬ 
halten. Die Einzelheiten müssen nachgelesen werden. 

„Selbstmorde und Selbstmordversuche durch Gift in der Stadt 
Hamburg ln den Jahren 1904—1907“ von Sieveking, Hamburg. 
Die statistische Zusammenstellung bringt nach den einzelnen Giften 
geordnet insgesamt 1012 Fälle, davon fallen 318 au-f Männer und 694 
auf Frauen. 

„Der Mechanismus des Todes durch elektrischen Starkstrom 
und die Rettungsfrage auf Grund eines amtlichen Materials von 
1 190 elektrischen Unfällen“ von H. Bo.’ruttau, Berlin. (Bd. 55. 1. Heft. 
1918 und eine Erwiderung auf Boruttaus gleichnamigen Aufsatz von 
St. Jellinek, Wien. Bd. 56. Heft 1.) Die Arbeiten sollen zusammen 
besprochen werden. Es handelt sich unreinen wissenschaftlichen Streit 
über den Todesmechanismus durch den elektrischen Starkstrom, der um 
dieses viel umforschte Gebiet geführt wird, wobei es zwar nicht zu 
einer Verständigung der Autoren gekommen ist, diese Frage auch nicht 
endgültig der wissenschaftlichen Klärung zugeführt worden ist, die beiden 
in der Elektro-Pathologie aber sehr verdienten Autoren zweifellos das 
Gebiet von neuem in wissenschaftlicher Beziehung sehr gefördert haben. 
Auch für die Rettungsfrage bei elektrischen Starkstromunfällen spielt diese 
Kontroverse eine große Rolle. Nach Boruttaus Auffassung ist der Mecha¬ 
nismus des elektrischen Todes ein einheitlicher. Nach ihm kommt es 
bei Durchtritt von elektrischem Strom durch das Herz zum plötzlichen 
Stillstand der Herzkammern, während die Vorhöfe noch weiter in schneller 
Abwechslung sich kontrahieren, „flimmern“, während Jellinek eine Ein¬ 
heitlichkeit der Todesursache leugnet, mehrere Todesursachen annimmt, 
vor allen Dingen auch den Tod durch plötzlichen Atemstillstand, und 
infolgedessen lang fortgesetzte künstliche Atmung anzuwenden empfiehlt, 
was nach Boruttaus Ansicht zwecklos wäre, da ein plötzlicher Herz¬ 
stillstand mit Vorhofflimmern beim Menschen bis jetzt durch keinerlei 
Mittel überwunden werden kann, so daß nach Boruttau nur fortgesetzte 
Aufklärung die meist durch Leichtsinn bedingten Unfälle verringern 
kann. Weitere Einzelheiten müssen in den Originalarbeiten nachgelesen 
werden. Nach Ansicht des Ref. liegt in der Tat ein fahrlässiges Unter¬ 
lassen vor — nach unseren Erkenntnissen der Todesursachen durch den 
elektrischen Starkstrom — wenn bei elektrischen Unfällen künstliche 
Atmung nicht angewendet wird. 

„Ober den Tod durch Verschüttung“ von A. M. Marx, Prag. 
Verf. bringt aus der Literatur interessante Kasuistik und bespricht die 
Todesursachen auch an selbst beobachteten Fällen und die Pathologie 
dieser Todesart ausführlich. Bemerkenswert ist die Lokalisation von 
Blutungen der Haut und der Schleimhäute, die sich auf die obere 
Körperhälfte beschränkt. Sehr häufig findet sich Mageninhalt aspiriert 
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in den Luftröhren und sodann wird genau das Auftreten von Haut¬ 
abhebung und Hautblasen besprochen, die eine besondere forensische 
Bedeutung deswegen beanspruchen, weil sie nur im Leben entstehen 
können. 


Supplement des 56. Bd. Festschrift für Geheimrat F. Straß¬ 
mann 1918: 

„Die Schädigungen durch Röntgenstrahlen und ihre strafrecht¬ 
liche Beurteilung" von Bucky, Berlin. Röntgenstrahlenschädigungen 
entstehen durch eine ein- oder mehrmalige große Strahlendosis akut, 
oder durch kleine wiederholt einwirkende Strahlendosen chronisch. Be¬ 
sonders empfindlich für Röntgenstrahlen sind die wachsenden Gewebe 
mit Zellen reger Teilung, weshalb das Lebensalter des Individuums 
besonders zu berücksichtigen ist. 5e höher differenziert die Zellen eines 
Gewebes sind, um so weniger sind sie röntgenempfindlich. Besonders 
unempfindlich ist daher das Gewebe der Nerven und Sinnesorgane. 
Die Hautbezirke sind je nach den Körperstellen verschieden in ihrer 
Sensibilität. Es kommen auch da individuelle Schwankungen vor. Weiter 
wird jetzt allgemein anerkannt das Vorkommen von Röntgenstrahlenidio¬ 
synkrasie. Gewisse pathologische Gewebe, namentlich Geschwülste zeigen 
eine erhöhte Strahlensensibilität und gewähren deshalb die therapeutische 
Beeinflussung dieser Geschwülste. Neben der lokalen Schädigung der 
einzelnen Gewebe kann es nach der Röntgenbestrahlung zu Fieber¬ 
steigerungen kommen, die analog denen bei Verbrennungen als Re¬ 
sorptionsfieber (Aufnahme von giftigen Abbauprodukten ins Blut) zu 
deuten sind. Auf der Haut werden neben Rötungen mit nachfolgenden 
Pigmentierungen schwere Verbrennungen beobachtet. Man hat den Be¬ 
griff des Röntgenkaters geschaffen für eine Reihe von Beeinträchtigungen 
des allgemeinen Befindens. Da namentlich das Röntgenpersonal bei 
ungenügenden Schutzvorrichtungen gefährdet ist, bei Frauen und Männern 
Sterilität, bei Frauen Störung der Regeltätigkeit beobachtet wird, bedürfen 
diese Schädigungen der besonderen Berücksichtigung der Gewerbehygiene. 
Die Röntgenschädigungen lassen sich einteilen in vier Gruppen: 

1. hervorgerufen durch therapeutische und diagnostische Maßnahmen 
mittels Röntgenstrahlen, 

2. durch nebenhergehende Röntgenanwendungen von anderen Ärzten, 

3. durch nebenhergehende Anwendung besonderer sensibilisierender 
Mittel und 

4. bei bestehender Idiosynkrasie gegen Röntgenstrahlen. 

Diese vier Gruppen der Röntgenschädigungen werden besprochen. 
Das größte praktische Interesse beansprucht das Vorliegen von Fahr¬ 
lässigkeit bei der Anwendung von Röntgenstrahlen. Nach dem Verf. 
liegt solche vor bei 

1. Überschreiten der maximal zulässigen Strahlendosis, 

2. Unterlassung der Dosierung oder Rohreneichung, 

3. mangelhafter Beaufsichtigung während der Bestrahlung, 
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4. Nichteinhaltung der Latenzzeiten, 

5. ungenügender Vorbildung und 

6. mangelhaften Schutzvorrichtungen. 

Verf. betont noch, daß Röntgenstrahlen geeignet sind, Fehlgeburten 
herbeizuführen, setzt jedoch hinzu, daß es häufig nicht möglich sei, 
den Nachweis dafür zu führen. 

„Gerichtliche Medizin und Krieg“ von L. Bürger, Berlin. Bürger 
bringt eine Reihe von Einzelheiten und Fällen, die zeigen, wie in Front, 
Etappe und Heimat der Krieg mit seinen mannigfachen Schädigungen 
auch die Aufgaben der gerichtlichen Medizin vermehrt hat, weist auf 
die Zunahme der Kriminalität hin, besonders auch der Jugendlichen, 
und ihre wirtschaftlichen und anderen Ursachen. Er schließt mit dem 
Hinweis auf zweckentsprechend geleitete gerichtsärztliche Polikliniken 
und Kliniken, die der Aufklärung und Untersuchung gerichtsärztlicher 
und versicherungsmedizinischer Fälle dienen. 

„Einige gerichtsärztliche Kriegserfahrungen“ von Dyrenfurth, 
Marggrabowa. Auch dieser Verfasser betont den unheilvollen Einfluß des 
Krieges auf die Vermehrung der Neurastheniker und 4er Schwachsinnigen 
mit vorwiegender moralischer Verkümmerung; ferner, daß die Jugend¬ 
lichen besonders gefährdet sind und tritt für eine individualisierte Kriegs¬ 
fürsorge ein und für Fürsorgemaßnahmen für die Elemente, die, beson¬ 
ders in den Großstädten, haltlos, für den Heeresdienst untauglich, in 
das Kriegsgetriebe-gestellt worden sind. Zu unterstreichen ist besonders 
seine Forderung, daß auch in Zukunft der Alkoholgenuß weiter erschwert 
bleiben möge. 

„Die Verwertung der Temperaturkurve zur nachträglichen Er¬ 
kennung von Krankheitszuständen“ von P. Fränckel, Berlin. Verf. 
macht darauf aufmerksam, daß für die rückschauende Diagnostik des 
Klinikers auch die Temperaturkurve eines völlig gesunden Menschen in 
manchen Fällen geeignet sein dürfte, eine durchgemachte Krankheit 
anzuzeigen. Er unterscheidet dabei zwei Typen: einmal die mit regel¬ 
mäßigen Zacken subfebriler Natur in Zwischenräumen einiger Tage, und 
dann, wo sich Gruppen von übergroßen Tagesunterschieden mit solchen 
von normalen, unternormalen oder ganz aufgehobenen Tagesunterschieden 
mehr oder weniger regelmäßig abwechseln. Die erste. Form biete der 
rückläufigen Diagnostik keine Stütze, wohl aber die zweite Form, die 
unverkennbar Beziehungen zum periodischen Fieber habe. Verf. betont 
dann noch, daß vorübergehend immer wieder vorkommende Temperatur¬ 
steigerungen von ihm beobachtet worden seien, bei Leuten mit lympha¬ 
tischer Konstitution und solchen mit leicht thyreotoxischen Erscheinungen 
(d. h. Vergiftungssymptomen von seiten der Schilddrüse). 

„Gerichtsärztliche Erfahrungen Ober die Fruchtabtreibung in 
Wien“ von A. Haberda, Wien. Verf. bringt in seiner großen Arbeit 
mit objektiver, nichts verschlimmernder und nichts verschönernder Klar¬ 
heit ein Bild dieses den Gynäkologen, den Pathologen, den Volks¬ 
wirtschaftler und Juristen gleichmäßig berührenden Kapitels, welches 
den Leser erschüttert und Zustände heraufzubringen scheint, wie sie 
Aage Madelung in seinem prophetischen Zukunftsroman „Zirkus- 
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Mensch“ beschreibt. Wien steht mit diesen Zuständen nicht allein 
da. ln jeder anderen deutschsprechenden Großstadt, ja vielfach auch 
schon auf dem Lande, herrschen die gleichen Unsitten und Praktiken. 
Unsere sozialen Maßnahmen sind nicht in der Lage, dem jetzt herr¬ 
schenden Treiben Einhalt zu tun, ebenso wie unser Gesetz es anschei¬ 
nend nicht verhindern konnte, daß ein Universitätskliniker straflos die 
objektive wissenschaftliche Indikation für die Schwangerschaftsunter¬ 
brechung beiseite lassen konnte, und jed.er Kundige weiß, daß wenn 
einmal wirklich ein solcher männlicher oder weiblicher Schädling be¬ 
seitigt wird, eine Reihe anderer hydraartig dafür eintreten. Man weiß 
auch, daß eine Reihe Staatsanwaltschaften nicht mit der genügenden 
Festigkeit gegen die mehr oder weniger berufsmäßigen Abtreiber Vor¬ 
gehen, auch wenn ihnen einiges Material als Unterlagen von seiten 
der Ärzte gegeben wird. In Wien hat sich nach Haberda für Frucht¬ 
abtreibungsprozesse ein besonders eingesetzter Gerichtshof gut bewährt. 
Die Ärzte sind nach dem österreichischen Strafgesetz zur Anzeige von 
verdächtigen Fällen von Aborten verpflichtet, doch fördert in Wien auch 
diese Bestimmung nur wenig positives Material zur Kenntnis der Be¬ 
hörden. Es wäre zu wünschen, daß diese Haberdasche Arbeit den Leuten 
mit vorhandenem Verantwortlichkeitsgefühl zur Kenntnis käme, welche 
sich jetzt ganz offen in gewissen Zeitungen für die Straflosigkeit der 
Fruchtabtreibung einsetzen. t 

„Ober den vom Arzt unbeabsichtigt eingeleiteten Abort und 
seine strafrechtliche Bedeutung“ von L. Hirsch, Berlin. Verf. ver¬ 
mißt Angaben darüber und bringt eine Zusammenstellung. Was innere 
'Abortivmittel anlangt, glaubt er annehmen zu können, daß die Möglich¬ 
keit, daß der Arzt versehentlich den Abort damit einleitet, im ganzen 
gering ist. Anders ist es mit den instrumentellen Eingriffen, wodurch 
selbstverständlich bei Übersehen von Schwangerschaft Aborte fahrlässig 
eingeleitet werden können. Dabei wird Liszt zitiert, der der Ansicht 
sei, daß zwar fahrlässige Tötung, nicht aber fahrlässige Abtreibung der 
Frucht unter Strafe gestellt sei. Es kommt auf das Gutachten sach¬ 
verständiger Ärzte an, ob im konkreten Falle von seiten des Arztes 
ein Kunstfehler anzunehmen sei. Von vornherein müßten solche Fälle 
straffrei ausgehen, bei denen ein Notstand Vorgelegen habe, d. h. bei 
denen infolge einer dringenden Gefahr für Leib und Leben der Mutter 
auf den Embryo keine Rücksicht hat genommen werden können. 

„Schädelbasis-Brüche“ von E. Hoff mann, Berlin. Verf. unter¬ 
scheidet leichte Fissurenbrüche, die nur eine Seite der Schädelgrund¬ 
fläche betreffetl, solche, die die ganze Basis durchqueren (Scharnier¬ 
brüche), solche, die ringförmig um das große Hinterhauptsloch gelagert 
sind (Ringbrüche) und solche, die eine völlige Zertrümmerung der Basis 
darstellen. Das große Berliner Material ist zusammengestellt und be¬ 
sprochen nach der Aetiologie. Unterschieden werden Schädelbasis¬ 
brüche, die entstanden sind durch Sturz, sodann durch Schlag oder Stoß 
gegen den Kopf, weiterhin die durch Überfahren, die durch Fallen einer 
Last auf den Kopf und schließlich in die, wo eine Ursache der Ver¬ 
letzung nicht bekannt wurde. Schließlich werden die gangbaren Theorien 
über die Entstehung der Schädelbrüche angeführt. 
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„Die Zurechnungsfähigkeit von Straftaten, die im alkoholischen 
Dämmerzustände begangen sind“ von C. Kade, Weidmannslust Verf. 
erscheint der Standpunkt der neuen Gesetzgebung, die Schuld an einer von 
einem Betrunkenen begangenen Straftat nicht in vollem Umfange anzuer¬ 
kennen und sie nur als Fahrlässigkeitsschuld hinzustelleji, nicht für gerecht¬ 
fertigt. Habe der Betrunkene in seinem alkoholischen Dämmerzustände 
etwas Böses getan, so müsse er dafür büßen, weil sein wahrhaftes Ich die 
Schuld daran habe, wenn er sich schon der Tat selbst nicht erinnert. 
Allerdings ist Verf. der Ansicht, daß ein solcher Zustand von Trunken¬ 
heit, bei dem völlige Bewußtlosigkeit und vorübergehende geistige Um¬ 
nachtung vorhanden gewesen sei, in der Regel § 51 StGB, bedinge. 
Die Schwierigkeit dieser Unterscheidung will der juristische Verfasser 
weiterhin dem medizinischen Sachverständigen zuteilen. 

„Die Unterbringung des Angeschuldigten in einer Irrenanstalt 
zwecks Untersuchung seines Geisteszustandes“ von Kronecker, 
Charlottenburg. Ausführliche Abhandlung Uber den § 81 StPO., die 
nacheinander die Entstehung, die Zulässigkeit für die einzelnen Rechts¬ 
gebiete abhandelt, weiter die Fragen beantwortet, in welchen Prozeß¬ 
abschnitten dieser Paragraph Anwendung zu finden habe, die Kompetenzen 
des Gerichtes, des Sachverständigen erörtert usw. Die zahlreichen Einzel¬ 
heiten müssen in der Originalarbeit, der noch ein Anhang über das 
Militär-Strafgerichtsverfahren beigegeben ist, nachgelesen werden. 

„Ein Mörder.“ Kriminal-psychologische Betrachtungen von 

A. Leppthann, Berlin. Verf. bringt einen Fall, wo ein mehrfacher 
Mörder Starrsucht vorgetäuscht hat, ausführlich und aktenmäßig zur 
Darstellung. Er weist dabei darauf hin, daß die sechs Wochen des § 81 
StPO, für manche Fälle nicht genügen, um volle Klarheit zu schaffen; 
weiter, daß der Kriminal-Psychiater auch ein Kriminal-Psycholog sein 
müsse, und dann zeigt er an dem Beispiel, daß ein Verbrecher keines¬ 
wegs ein Lombroso’cher delinquente nato zu sein brauche. 

„Über Rückenmarkerschütterung und ihre Begutächtung“ von 
P. Leppmann, Berlin. Die Arbeit bringt über diese schwierige Materie 
ausführliche Kasuistik sowie eine sehr vollständige Literaturzusammen¬ 
stellung. Ein Teil der Schlußsätze des Verf. lautet: Rückenmarkerschüt¬ 
terung ist eine überaus häufige Begleiterscheinung stumpfer Rücken¬ 
markverletzungen aller Art. Sie kennzeichnet sich klinisch durch die 
Flüchtigkeit eines großen Teiles der spinalen Anfangserscheinungen, 
anatomisch durch die Ausbreitung der primären Markläsion über die 
unmittelbar gequetschten Teile hinaus. Ein einheitliches Gesamtbild, 
wie die Gehirnerschütterung, hat auch die Rückenmarkerschütterung im 
engsten Sinne nicht. 

„Das Gesetz des kürzesten Weges“ von H. Marx, Berlin. Verf. 
bezeichnet für die unbefangenen Leser dieser Arbeit das Verbrechen 
als ein Handeln nach dem Prinzip des kürzesten Weges und glaubt 
damit das Phänomen des Verbrechens unter ein Gesetz gestellt zu haben, 
welches auch auf anderen Gebieten fruchtbare Erklärungen liefert. Es 
handelt sich dabei um einen willkürlich formulierten Einfall, den man 
gelten lassen kann, der aber erst aus dem Rahmen der Trivialität heraus- 
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tritt, wenn man ihn im Sinne älterer Theorien des Verbrechens weiter 
ausdehnt. Darnach ist „kürzester Weg“ einmal ein Prinzip des Han¬ 
delns, bei dem ein Zusammenwirken verschiedener Komponenten aus¬ 
geschlossen ist und infolgedessen der normale Kausalzusammenhang 
zur Herbeiführung, eines Zieles verlassen wird. Das ist also die Theorie 
des Verbrechens, wonach ein solches zustande kommt, durch ausschließ¬ 
lich triebmäßiges Wirken eines selbstischen Motives. Ein anderer 
Gedankengang würde sich dadurch anknüpfen, daß „kürzester Weg“ 
gleich gerade Linie, gleich Richtungsidentität ist und damit das Ver¬ 
brechen also bezeichnet wird als selbstisches Isolieren in abstrakter 
Identität des Subjektes mit sich. Ein Fortschritt über diese älteren 
Theorien des Verbrechens ist also in diesem „Kriminalphilosophischen 
Vorwort“, wie Verf. den Aufsatz auch bezeichnet, nicht zu erblicken, 
da es zu seinem Verständnis erst der Heranziehung älterer konkret¬ 
psychologischer Theorien in angedeuteter Weise bedarf. 

„Die gerichtsärztliche Beurteilung durch den Arzt herbeigeffihrter 
Schwangerschaftsunterbrechungen und Unfruchtbarmachungen" von 
Puppe, Königsberg i. Pr. Verf. publiziert das Gutachten, welches er 
in dem Dienststrafverfahren gegen Prof. Henkel, Jena, erstattet hat. Mit 
Recht hebt Verf. hervor, daß nicht nur wichtige allgemeine Gesichts¬ 
punkte, sondern auch ein reiches kasuistisches Material darin zu finden 
sind. Ein Referat kann nie die Originalarbeit erschöpfen und Ref. muß 
sich in diesem Falle mit dem besonders betonten Hinweise begnügen, 
daß jeder Leser, nicht nur der an der Materie besonders interessierte, 
an der musterhaft klaren Anordnung des Stoffes und der ebenso muster¬ 
haften sachlichen Objektivität ein lehrreiches Beispiel finden wird. 

„Über die kriminelle Zerstückelung von Leichen und Sicher¬ 
stellung ihrer Identität“ von E. Tiemke, Kiel. Verf. hat in dieser 
ausführlichen Arbeit den Stoff erschöpfend behandelt, dem 94 eigene 
und aus der Literatur gesammelte Fälle zugrunde liegen. Darunter 
befindet sich kein Fall, wo der Getötete nachweislich noch gelebt hat, 
als sein Körper zerstückelt wurde. Die Mehrzahl der Fälle ist defensiv, 
um ein Verbrechen zu verbergen. Bei den zehn Fällen, wo die Zer¬ 
stückelung offensiv vorgenommen wurde, also als Verbrechen dieser Art 
an sich, lag immer Geisteskrankheit des Täters vor. Bei 83 Proz. der 
Fälle war die Identifizierung der zerstückelten Leichen möglich. Die 
Gesichtspunkte und die Technik, welche die Identifikation zerstückelter 
Leichen ermöglichen, werden genau besprochen. 
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Zusammengestellt von Werner Kuhn und Robert Heindl. 


Aberglaube 

1. Hellwig, A.: Fall Bellenot [1861]. (Archiv f. Kriminologie. 1916. Bd. 65. 

S. 254—77•) 

2. O. A.: —, gesammelt von Bewilogua. (Mitteil. d. Ver. f. sächs. Volkskunde. 
VI. 1916. S. 365.) 

3. Hell, K.': — in d. Heilkunde. (Arzt, der praktische [jetzt Repertorien-V., L.i 
56. J. 1916. S. 8-12, 29-34.) 

4. Seyfarth, C.: — u. Zauberei in d. Volksmedizin d. weiteren Umgeb.Leipzigs. 
(Jahrb. d städt. Museums f. Völkerkunde, zu Leipzig. 6. Bd. Voigtländer, 
Leipzig. 1916. S. 58.) 

Abortus 


5. Bumm, E.: Frage d..künstl. —. iMonatsschr. f. Geburtshilfe u. Gynäkologie. 
1916. Bd. 43. S. 385-95.) 


Abtreibung 

6. O. A.: — u. Strafrechtsreform. (Generation, d. neue. 1916. S. 106.) 

7. Oetker, — b. Schwangersch. infolge erlitt. Notzucht. (Gerichtssaal, Der. 
1916. Bd. 84. S. 1-13.) 

8. O. A.: Notstand bei d. —. (Volkswart, Köln. 1916. S. 88.) 

9. Hofacker: Frucht—durch Gebärmutterauskratzung. (Zeitschr. f. Medizinal¬ 
beamte. 1916. S. 597.) 

10. Benthin, W.: Kriminelle Frucht- —. (Die Umschau. 1916. S. 567.) 

11. Roepke: Kriminelle Frucht- —, künstl. Unterbrech, d. Schwangersch. u. Für¬ 
sorge f. tuberkulöse Schwangere. (Zeitschr.f.Medizinalbeamte. 1916. S.281—98.) 


Adler, F. 

12. Ratner: Was lehrt uns forensisch der Fall —? (Fortschritte der Medizin. 
1916. 34. Jahrg. S. 63.) 

. Ähnlichkeit (s. auch Photographie) 

13. Franken, A.: Beitr. zur —s-Statistik. ([Schulmann, D. praktische.) Jetzt: 
Archiv f. Pädagogik. Abt. I u. 11. 1916. S. 333—66.) 


Alkohol 

14. Tausk, V.: Psychol. d. —isch. Beschäftigungsdelikts. (Zeitschr., intern., f. ärztl. 

Psychoanalyse. III. J. 1915. S. 204 — 26.) 

16. Blocher, E.: —ismus u. Strafrecht. (Schweizerland. Ebner, Chur. II. J. 
, 1916. S. 187.) 

16. Juliusburger, O.: — ismus u. Psychosexualität. (Zeitschr. f. Sexualwissen¬ 
schaft. II. Bonn, Marcus & Weber. 1916. S. 357— 66.) 

17. O. A.: Amtl. Bericht d. Medizinalabt. d. Min. d. Innern. Mißbrauch v. — etc. 
Jahrg. 15. (Blätter f. prakt. Trinkerfürsorge. IV. 1916. S. 136.) 

18. Bauer, O.: Gesetz üd. d. Behänd I. von — isten. (Alkoholfrage. 12. Jahrg. 
1916. S. 123-29.) 

19. Retzlaff: Befugnisse der Polizei in d. Beschränk, des —mißbrauchs vor d. 
Kriege u. währ. d. Krieges. (Alkoholfrage, 12 Jahrg. 1916. S. 130—145.) 
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Anarchistisch 

20. Mettgenberg: -e Verbrecher, Auslieferung nach deutsch Recht. (Straf¬ 
rechtszeitung, deutsche. Berlin. III. 1916. S. 326.) 


Anonymität 

21. Duck: — u. Sexualität. (Sachverständigen - Zeitung, Ärztliche. 22. Jahrg. 
1916. S. 280.) 

Anthropometrisch 

22. Czuber, E.: —e Zahlenreihen, Bedeut, d. Kollektivmaßlehre f. d. Bearbeit. 
(Mitteilungen d. Anthropol. Gesellschaft, Wien. 46. Bd. [311 1916.), 


Apachen 

23. Becker, M. L: — in d. französ. Armee. (Liller Kriegszeitung. Auslese. 
Leipzig, Vobach. 1916. Bd. II. S. 78. > 

Autogen 

24. O. A.: Kriminelles v. autogenen Schneiden. (Draeger-Hefte. Period. Mitteil, 
d. Draeger-Werkes, Lübeck. 1916. S. 442.) 


Beschlagnahme 

25. Lin den au: Ist — f. Verfolgungszwecke zulässig? (Strafrechtszeit., Deutsche. 
1916. Berlin. III. S. 396.) 

Bettel 


26. Rotering: — als antisoziale Erscheinung. 
Philosophie. 1916. X. S. 62—80.) 


(Archiv f. Rechts- u. Wirtschafts- 

Bettler 


27. Conrath, R.: Heimweisung bestrafter bayer. — u. Landstreicher unter d. 
Herrsch, d. neuen bayer. Aufenthaltsrechts. (Gemeindezeitung, Bayerische. 
26. Jahrg. 1916. S. 459, 483.) 

Beweis 

28. Raschle, H. H.: --Aufnahme, Institut der vorsorgl. (Juristen-Zeitung. 
Schweizer. 12. Jahrg. 1916. S. 226—30.) 

29. Köhler, J.: — im Strafprozeß. (Archiv f. Strafrecht u. Strafprozeß. 1916. 
Bd. 63. S. 70-80.) 

30. Bendix, L.: Freie —Würdigung d. Strafrichters. (Archiv für Strafrecht u. 
Strafprozeß. 1916. Bd. 63. S. 31—45.) 

Bild 


31. Hansen, F.: Wie reproduziert man —er aus gedruckten Büchern? (Kunst¬ 
handel, Lübecker. 1916. S. 188.) 

Bildtelegraphie 

32. O. A. : Neues Verfahr, z. elektr. Fernphotogr. [—J. (Technik f. Alle. Technische 
Monatshefte. (Auswahl). 1916. S. 381.) 

33. Korn, Ä.: Entwickl. der — i. d. letzt. 10 Jahren. (Die Naturwissenschaften. 
4. Jahrg. [Berlin, Springer], 1916. S. 689—96.) 

34. Korn, A.: Vorschläge z. Erricht, v. —Stationen in Wien, Budapest, Sofia 
u. Konstantinopel. (Wirtschaftszeitg. d. Zentralmächte/ 1916. Nr. 47.) 

35. Korn, A.: —. (Wochenschr., deutsche, optische. Verl.: Ehrlich, Berlin W35. 
J. 1915 16. Nr. 1-32. S. 71—75.) 

Blitzlichtlampe 

36. Mecke', H.: —, preiswerte. (Das Bild, Berlin. 12. Jahrg. 1916. S. 118.) 


Blut 

37. O. A: Neue Methode z. quantit. —Untersuchung. (Apothekerzeitg. Schweizer. 
54. J. 1916. S. 541, 575.) 

38. Heller, R.: Fluoreszenz d. Hämoglubinderivate u. ihre Bedeut, f. d. forensisch. 
— nachweis. (Vierteljahrsschr. f. gerichtl. Mediz. u. öffentl. Sanitätswes. III. F. 
1916. Bd. 51. S. 219-34.) 

Brand (s. auch Feuer, Selbstentzündung) 

39. O. A.: Ursachen der —e in Preußen u. der dadurch entstand. Schaden von 
1902—13. (Korrespondenz, Statistische. 56. Jahrg. V. [Beiblatt zu: Zeit¬ 
schrift d. kgl. preußisch, statistisch. Landesamtes.] 1916.) 
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40. Hasterlik, A.: Geheimnisvolle —Stifter. [Selbstentzünd, etc.] (Kosmos. 
S. 290. 1916.) 

41. O. A.: Ursache der —e in Preußen u. der dadurch entstand. Schäden von 
1902—13. (Versicherungszeitschrift, Wallmanns. 50. Jahrg. 1916. S. 840.) 

42. Heine: —-Stiftung durch den Nießbraucher. (Recht, Das. 1916. S. 104) 

43. Brämer, K.: —Statistik. (Wirtschaft u Recht der Versicherung. Beih. z. 

.Zeitschr. f. Versicherungswesen“. (48. Jahrg ] S. 207—67.) * 

44. Preuß, W.: Interess. —Schadenursachen. (Zeitung, Wiener landwirtschaftl. 
|Mit Beil.: Mitteilungen d. Fachberichterstatter.) 1916. S. 465, 472.) 

45. O. A.: Großbrände in Preußen in den Jahren 1901 — 12. (Versicherungszeit¬ 
schrift, Wallmanns. 50. Jahrg. 1916. S. 664.) 

16. O. A.: Begriff des —es in d. Literatur u. Rechtsprech. (Versicherungszeit¬ 
schrift, Wallmanns. 50. Jahrg. 1916 S. 977.) 


Brüssel 

47. Gerstein: Deutsche Sittenpolizei von Groß— im Rahmen d. belg. Roten 
Kreuzes. (Kreuz, Das Rote. 34. Jahrg. 1916. S. 560.) 

Dämmerzustand 

48. Tintemann, W.: Tötung mehr. Personen durch e. Epileptiker im —. [Un- 
zweckmäß. Unterbring, v. Geisteskranken.) (Sachverständigenzeitung, Ärztliche. 
22. Jahrg. 1916. S. 49.) 

Daktyloskopie (s. auch Finger) 

49. Weiß, E.: Beobacht, u. mikrophotogr. Darstellung, d. Hautpapillen am lebend. 
Mensch. (Archiv, Deutsches, für klinische Medizin. 1916. Bd. 119. S. 1—38.) 

Diebstahl 

50. Sartori, P.: — als Zauber. (Archiv, Schweizer., f. Volkskunde. 20. Jahrg. 
1916. S. 380-88) 

51. Eckstein, E.: — aus off Waggons. (Entscheidungen u. Abhandlungen, 
Eisenbahn- u. verkehrsrechtliche. 1916. Bd. 32. S. 249.) 


Dienstboten 

52. Hurwicz, E.: Kriminalität u. Prostitut. d. weibl. —. (Archiv f. Kriminologie. 
1916. Bd. 65. S. 185-231.) 


Ehe 

53. Weber: Forens.-psychiatr. Beurteil, von —angelegenheiten. (Sachverstän- 
digen-Zeitung, Ärztliche. 22. Jahrg. 1916. S. 157.» 

54. Fehlinger, H.: Polyandrie in Indien. (Zeitschrift f. Sexualwissenschaft, li. 
Bonn, Marcus & Weber. 1916. S. 249.) 

Entbryo 

55. Bickel, B.: —nen, Altersbestimmung an menschl. (Zeitschrift f. Ethnologie. 
48. Jahrg. 1916. S. 75—81.) 

Erhängung 

56. Langermann: — stod, Zur Kasuistik des. (Zeitschrift* f. Medizinalbeamte 
1916. S. 589-94.) 

Fetischismus 

57. Sigg, E.: —, Zur Kasuistik des. (Zeitschrift f. Sexualwissenschaft. II. Bonn. 
Marcus & Weber. 1916. S. 366—77.) 

58. Stekel, W.: —, Zur Kasuistik des. (Zeitschrift f. Sexualwissenschaft. II. Bonn. 
Marcus & Weber. 1916. S. 377.) 

Feuer (s. auch Brand) 

59. Werneburg: Begriff d. Brandes in d. Literatur u. Rechtsprechung (Ver¬ 
sicherungszeitschrift, Wallmanns. 50. Jahrg. 1916. S. 817.i 
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Feuerbestattung . 

60. Marcuse, O.: — u. Strafrecht. (Strafrechtszeitung, Deutsche. Berlin. 111. 
1916. S. 324.) 

Finger (s. auch Daktyloskopie» 

61. Friedländer, £.: Kasuistik der Brachydaktylie. (Fortschritte auf d. Gebiete 
der Rön^genstrahlen. 1916. Bd. 24. S. 230—34.) 

62. HeindITR.: —abdrücke als Überführungsmittel. (Strafrechtszeitung, Deutsche. 
Berlin. III. 1916. S. 144.) 

63. Sommer: Forens. Beurteil, d. Erblichkeit v. morphol. Abnormitäten u. der 
Papillarlinien der —. (Archiv für Kriminologie. 1916. Bd. 67. S. 161—74.) 

64. Schnelckert, H.: Die monodaktyloskop. Registrat. d. Berlin. Kriminalpolizei. 
(Archiv f. Kriminologie. 1916. Bd. 66. S. 121-26.) 

65. Streicher, H.: Zum daktyloskop. Verfahren. (Archiv (.Kriminologie. 1916. 
Bd. 65. S. 284 -300.) 

66. Grosch: Sichtbarmachung von spuren u. Geheimschriften im Kriege. 
(Strafrechtszeitung, Deutsche. Berlin. 111. 1916. S. 154.) 

67. Schneickert, H.: Beweiskraft des —abdrucks. (Archiv für Strafrecht u. 
Strafprozeß. 1916. Bd. 63. S. 388—94.) 

Fürsorge (s. auch Jugend) 

68. Isermeyer: Nur männl. Erzieher für männl. Zöglinge? (Zentralblatt f. Vor¬ 
mundschaftswesen. VIII. S. 1—6.) 

69. Hansen: — oder Zwangserziehung. (Blätter f. Rechtspflege in Thüringen 
u. Anhalt. (63 Jahrg.] 1916. S. 172—82.) 

70. Goeze: Brandenburg.—erziehungsamt. (Zentralblatt f. Vormundschaftswesen. 
7. Jahrg. S. 241.) 

71. Rupprecht: —erziehung in Bayern 1904-13. (Die Jugendfürsorge. Mit¬ 
teilung. d. deutsch. Zentrale für Jugendfürsorge. Berlin. XI. 1916. Nr. 4/5.) 

72. Kipp, Th.: Rechtsfrag. d. —erziehung. (DieJugendfürsorge. Mitteilung, d. 
deutsch. Zentrale f Jugendfürsorge. Berlin. XI. 1916. Nr. 7.) 

73. Knaut: Recht d. —Zöglings auf d. während d. Erziehung gesammelten Spar¬ 
guthaben. (Jugendfürsorge, Die. Mitteilung, d. deutsch. Zentrale f. Jugend¬ 
fürsorge. Berlin. XI. 1916. Nr. 9.) 

74. Knaut: Wie erklärt es sich, daß in Berlin verhältnismäßig erhebl. weniger 
Kleinkind, u. Schulpflichtige in —erzieh, kommen als in allen and. Kommunal¬ 
verbänden Preußens? (Jugendfürsorge, Die. Mitteilung, d. deutsch. Zentrale f. 
Jugendfürsorge. Berlin. XI. 19l6. Nr. 1.) 

75. O. A.: —erziehung Minderjähr. in Sachsen. (|Monatsschrift] jetzt: Viertel- 
jahrsschr. f. innere Mission 1916. 36. Bd. S. 456.) 

76. Dietrich, R.: —Zöglinge — Zuchthauskandidaten. (Der Türmer. 1916, 
Nov. S 184.) 

77. Schmalz, C.: —Zöglinge. (Der Türmer. 1916, Dez. S. 397.) 

78. Schmidt: Neue Ziffer 1 in § 1 d. —erziehungsgesetzes. (Verwaltungs-Blatt, 
Preuß. 36. Jahrg. 1916. S. 657.) 

79. Backhausen: Sondgreinricht. f. kranke —Zöglinge u. Anstalten, die auch 
kranke —Zöglinge aüfnehmen. (Zentralblatt f. Vormundschaftswesen. 7. Jahrg. 
S. 232.) 

HO. Isermeyer: Aufnahmefamilien in —Erziehungsanstalten. (Zentralblatt für 
Vormundschaftswesen. 7. Jahrg. S. 220.) 

‘81. Remppis, P.: Hort u. —erziehung. (Zentralblatt f. Vormundschaftswesen. 
8 Jahrg. S. 25.) 

82. Hartmann: Zur Frage der —Erziehungsämter. (Zentralblatt f. Vormund¬ 
schaftswesen. 8 Jahrg. S. 18.) 

83. Schmidt: Wirkungen des Gesetzes, betr. die —erzieh. Minderjähr. vom 
2-/7. 1900 während der Zeit vom 1./4. 1901—31./3. 1915. (Verwaltungsblatt, 
Preuß. 37. Jahrg. 1916. S. 657.) 

84. Mönkemüller: Kindl. Kriminalität in der —erzieh. (Vierteljahrsschrift für 

S erichtl. Medizin u öffentl. Sanitätswesen. III. F. 52. Bd. 1916. S. 207—43.» 

Zeller: Bericht über unsere ausmarschiert. —Zöglinge, erstatt, von Weller 
(Lehrerzeil., Deutsche. Berlin C 19. (Auswahl.] 4916. Nr. 32.) 

86. HeIIwlg, A.: Krieg u. —erziehung. (Volkswart, Köln. 1916. S. 107.) 
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87. Timmen, W.: Offizielle Anstaltszeugnisse? (Zeitschrift für kathol. caritat. 
Erziehungstätigkeit. 5. Jahrg. 1916. S. 67.) 

88. Esser: Einwirk des Krieges auf die —erzieh, in großen Erziehungsanstalt. 
(Zeitschrift für kathol. caritat. Erziehungstßtigkeit. 5. Jahrg. 1916. S. 88.) 

89. Becker: Uns. Zöglinge als Helfer in d. Kriegszeit naihentl. f. die Landwirtsch: 
(Zeitschrift für kathol. caritat. Erziehungstätigkeit. 5. Jahrg. 1916. S. 90.) 

90. Becker: In welch. Alter können Kinder der —erzieh, überwiesen werden? 
(Zeitschrift für kathol. caritat. Erziehungstätigkeit. 5. Jahrg 1916. S. 93.) 

91. Esser, P.: Aufnahme ein.—Zöglings in die Anstalt. (Zeitschrift für kathol. 
caritat. Erziehungstätigkeit. 5. Jahrg. 1916. S. 126.) 

92. Rißmann: Zentralisat. der gesamt. —bestrebungen. (Zeitschrift für Medi¬ 
zinalbeamte. 1916. S. 678.) 

93. O. A.: Zum —-erzichungs-Gesetz. (Zeitschrift f. Rechtspflege in Bayern. XII. 
1916. S. 1-5.» 

94. O. A.: —erzlehung u. Tuberkulosebekämpf. (Zeitschrift f. Kommunalwirtsch. 
u. Kommunalpolitik. 6. Jahrg. 1916. S. 85.) 

95. Hop mann, E.: Weibl. —Zöglinge im Dienst. (Zeitschrift f. kathol. caritat. 
Erziehungstätigkeit. 5. Jahrg. 1916. S. 43—47.) 

96. O. A.: —erziehung ein. ausländ. Minderjähr. ist zulässig. (Zeitschrift für 
die freiwill. Gerichtsbarkeit u. die Gemeindeverwalt, in Württemberg. [J. B. 
Metzler, Stuttgart.] 1916. S. 161—66.) 

97. O. A.: Abänder, des preuß. —erzieh.-Gesetzes u. Kriegsschuldienst. (Warte, 
Pädagog. 1916. S. 27-31.) 

98. Dresel, E. G.: Bevölkerungspolitik u. Organis. der —bestreb. (Staats- u. Wirt¬ 
schaftszeit., Europäische. |Neue deutsche Bücherei ] München. I 1916. S.631.) 

99. Molsberger, C.: Abänder, des Preuß. —erzieh.-Gesetzes. (Monatsschrift 
f. kathol. Lehrerinnen. 1916. S. 26.) 

100. Kracht, E.: Vollzug in der —erzieh. (Monatsschrift f. Kriminalpsychol. u. 
Strafrechtsreform. XI. Jahrg. 1916. S. 536.) 

101. Büchner, F.: Ländl. Geschwisterheime, [—erziehung.] (Menschenmarkt 
3. Jahrg. 1916. S. 49- 60.) 

102. Wittig, K.: Statistik über die —erzieh, im Königr. Sachs. ([Kinderfehler, 
Die.] Jetzt: Zeitschrift f. Kinderforschung. 21. Jahrg. 1916. S. 165—70.) 

103. Faubel, L.: — anstatt u. der Krieg. (Die deutsche Frau. 1916. Nr. 27. S. 3.) 

104. O. A.: Neuzeitl. —bestrebung. u. ihre Verwirklich, im Verein f. Volkswohl- 
falirt Heidelberg-Land e. V. (Zeitschrift f. badische Verwaltung u. Verwal¬ 
tungsrechtspflege. 1916. S. 125 —32.) 

105. Scheck: Volksversicher, der —Zöglinge. (Zentralblatt f. Vormundschafts¬ 
wesen. VIII. 1916. S. 81.) 

106. Brückler: —erzieh, in Sachsen 1913—15. (Zentralblatt f. Vormundschafts¬ 
wesen VIII. 1916. S.. 107.) 

107. Boschan: Dienst u. Arbeitslohn des —Zöglings. (Zentralblatt f. Vormund¬ 
schaftswesen. VIII. 1916. S. 169.) 

Fuß 


108 . 


109. 

110 . 


111 . 


112 . 

113. 

114. 


Strafella, F. G.: 
Bd. 66. S 129.) 


— Spurenvergleichung. (Archiv f. Kriminologie. 1916. 

Gefängnis 

Klein: —wesen. (Zeitschrift f. die gesamte Strafrechtswissenschaft. 1916. 
Bd. 38. S. 754.) 

Braune, R : Jahresber. e. Strafanstaltspfarrers bei Ablauf des 50. Dienst¬ 
jahr. an d. Strafanst (Zeitschrift f. die gesamte Strafrechlswissenschaft. 1916. 
Bd. 38. S. 162- 73.) 

Kleemann, E.: Kriegserfahrungen ln Gefängnissen. (Archiv f. Kriminologie. 
1916 Bd. 67. S, 1-24.) 

* Gefangene (s. auch Ödland) 

Deetjen:Rechtder—n. (Strafrechtszeit.,Deutsche. Berlin. III. 1916. S. 47.) 
v. Baehr: Gesch. der — nlagerung. (Strafrechtszeit., Deutsche. Berlin. III. 
1916. S.. 163.) 

Hage: Übergangsstat. im Dienste d. Fürsorge an d. entlass. —n. (Jahrbuch 
der Gefängnisgesellschaft Halle a. S. 1916. 32. Jahrg. S. 41—52.1 
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115. O. A.: Beschäftig, von Straf—n. (Mitteilung, der Handelskammer Dresden. 
V. 1916. S. 522.) 

116. O. A.: Beschäftig, von Straf—n in d. Industrie. (Mitteil. d. Handelskammer 
zu Zittau. IV. 1916. S. 351.) 

117. O. A.: Unterricht I. jugendl. —. (Zeitschr. f. Behänd). Schwachsinniger etc. 
1916. 36. Jahrg. S. 135, 193.) 

118. Linden berg: Statistik d. unt. d. Minist, d. Innern steh.Strafanstalt.u.Gefängn. 
in Preußen für 1914. (Strafrechtszeit., Deutsche. Berlin. III. 1916. S. 202.) 

119. Moll, N.: Pädagogik e. Jugendgefängnisses. (Pharus. Kathol. Monatsschr. 
1916. Jan. S. 52-63.) 

120. Schönewolf, J.: —nfürsorge. (Jugend, Freideutsche. Saal, Hamburg. 
2. Jahrg. 1916. S. 15—20.; 

Gefühl 

121. Peters: A.: — u. Wiedererkennen. (Fortschritte d. Psychologie. IV. 19lfe. 
S. 120-33.) 

Geheimschriften 

122. Weinbarg, B. A.: — u. ihre Entzifferung. (Das Wissen. Berlin. X. S.259—62.) 

Geisteskrank 

123. Boas, K.: Frage d. forens.-psychiatr. Unterrichts an Universitäten. (Archiv 
f. Kriminologie. 1916. Bd. 67. S. 95—102.) 

124. O. A.: Fürsorge des Rhein. Provinzial- bzw. Landarmenverband, f. —e, 
Idioten u. Epileptiker. 1914/15. (Wochenschrift, Psychiatrisch-neurologische. 
18. Jahrg. 1916. S. 8.) 

125. Brückner: Psychiatr. Kriegserfahrungen. (Wochenschrift, Münchner medi¬ 
zinische. 63. Jahrg. 1916. Nr. 23.) 

126. Fischer, Edm.: Fürsorge f.—e. (Monatshefte, Sozialistische. 1916. S. 107.» 

127. Kastan. M : Strafb. Hand!, psychisch-kranker Angehörig, d. Feldheeres. 
(Archiv f. Psychiatrie u. Nervenkrankheit. 56. Jahrg. 1916. S. 573—631.) 

128. Ilberg: Psychosen im Kriege. (Jahresbericht d. Gesellsch. f. Natur- u. Heil¬ 
kunde. Dresden. 1914/15. S. 29.) 

129. Alter, W.: Irrtümer bei —en. (Wochenschrift, Psychiatrisch-neurologische. 
1916. S. 279 -83, 289.) 

130. Bresler, H.: Wichtige Entscheid, aus d. Gebiete d. gerichtl. Psychiatrie. 
(Wochenschrift, Psychiatrisch-neurologische. 18. Jahrg. 1916. S. 309.) 

131. Siebert, H.: Über ein. von ein. —en ausgeführt. Raubmord. (Zeitschrift, 
Allgem., f. Psychiatrie u. psychisch-gerichtl. Medizin. 1916. Bd.72. S. 485—95.) 

132. Kraepelin, E.: Forschungsinstitut f. Psychiatrie. (Zeitschrift f. die ges. 
Neurologie u. Psychiatrie. 1916. Bd. 32. S. 1—38.) 

Geistesschwach 

133. Fehlinger, H.: Engl. Gesetz über die Internier, geistig-minderwert. Per¬ 
sonen. (Archiv f. Kriminologie. 1916. Bd. 66. S. 333—38.) 

Gericht 

134. Friedrich, K.: Sittliche Fragen aus d. —ssaal. (Der unsichtbare Tempel. 
München. 1916. S. 83—86.) 

135. Nippe, M.: — särztliches u. anderes von d. Front. (Erlanger im Kriege. 
1916. S. 52.) 

136. Sommer, P.: — sbibliothek. (Gerichtssaal, Der. 1916. Bd. 84. S. 263.) 

Geschlecht (s. auch Fetischismus) 

137. Placzek: Freundschaft u. Sexualität. (Zeitschrift f. Sexualwissenschaft. II. 
Bonn, Marcus & Weber. 1916. S. 265—83.) 

138. Saaler, B.: Vita sexualis d. Hysterischen von M. Kossak. (Zeitschrift für 
Sexualwissenschaft. II. Bonn, Marcus & Weber. 1916. S. 422. 

M. Kossak — S. 162—71, 423.) 

139. Stümcke, H.: Sexualverbrech, in d. dramat. Dichtung. (Zeitschrift f. Sexual¬ 
wissenschaft. II. Bonn, Marcus & Weber. 1916. S. 305—22.) 

140. Werthauer: Sexuelle Sittlichkeit u. Strafrecht. (Generation. Die neue. 1916. 

S. 117.) • 
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141. Landsberg, J. F.: Sexuelle Verwahrlosung d. Jugend u. ihre Behandlung. 
(Archiv f. Sexualforsch. I. 1916. S. 270-83.) 

142. Moses, J.: Auspräg. d. weibl. Sonderart u Sexualität in d. Psychol. ver¬ 
wahrlost. u. kriminell. Mädchen. (Archiv f. Sexualforsch. I. 1916. S. 244.1 

143. Gaedeken, P.: Sexualverbrechen u. Jahreszeit. (Archiv f. Sexualforsch. 1. 
1916. S. 227-36.) 

144. Strafella, F. G.: —sieben Geisteskranker. (Archiv f. Kriminologie. 1916. 
Bd. 66. S. 58-70.) 

Geschlechtskrankheiten (s. auch Prostitution) 

145. Schapira, S.: Krieg u. —. Deren strafrechtl. Bekämpf. (Wochenschrift, 
Wiener klinische. 29. Jahrg. 1916. S. 918.) 

146. Heine: In welch. Verfahren sind Ansprüche d. Polizeibehörd. weg. Zwangs-- 
heil. Geschlechtskranker geltend zu machen? (Centralblatt der Reichsver¬ 
sicherung. 12. Jahrg. 1916. S. 927.) 

147. v. Düring: Prostitution u. —. (Jahrbücher, Preußische. H. v. Delbrück. 
V.: G. Stilke, Berlin. 1916. Bd. 164. S. 446 -74.) 

Gewissen 

148. Boden, F.: —. (Archiv f. systematische Philosophie. N. F. 1916. Bd. 22- 
S. 118-32.) 

149. Kröger, O.: Wesen des moral. —s (Archiv f. systematische Philosophie. 
N. F. 1916. Bd. 22. S. 156-69.) 

150. Behrend, W.: — u. Erziehung. (Monatshefte, Protestant. 1916. S. 151.i 

Graphometrie 

151. Hellwig, A.: — im Strafverfahren. (Archiv f. Kriminologie. 1916. Bd.67. 
S. 42-68.) 

152. Meyer, Georg: Schneikert, H.: — u. ihre Gegner. (Archiv f. Krimino¬ 
logie. 1916. Bd. 65. S. 331-43.) 

Groß, H. 

153. Lindenau: — u. sein Werk. (Archiv f. Strafrecht u. Strafprozeß. 1916. 
Bd. 63. S. 353.) 

154. O. A.: —, t- (Zeitschrift, Österreich., f. Strafrecht. 6 Jahrg. 1916. I. 

155. Lenz, A.: —, f. (Zeitschrift f. die gesamte Strafrechtswissenschaft. 1916. 
Bd. 36. S. 595-604.) 

156. Stoß, C.: —, |. (Zeitschrift, Schweiz., f. Strafrecht. 28. Jahrg. 1916. S. 325.) 

157. O. A : —, t. (Zeitschrift f. angew. Psychol. XII. 1916. S. 111.) 

158. Zürcher, E.: —, t- (Juristen-Zeitung, Schweizer, 12. Jahrg. 1916. S. 230.) 

159. Strafella, F. G.; Zafita, H.: —, +• (Archiv f. Kriminologie. 1916. I—V.) 


Haftung 

160. Cochlovius: — f. Polizeihunde, (österr. Revue. Organ f. Assekuranz. 
41. Jahrg. 1916. 

Handschrift ' 

161. Lomer.G.: Wie sehen Verbrecher—en aus? (Die Umschau. 1916. S. 583.i 


Haut 

162. Oppenheim, M.: Neue Meth. d. graph. Darstell, von —Veränderung., ins- 
besond. der Schwielenbildung, der Flachhand. (Archiv f. Dermatologie u. 
Syphilis. 1916. Bd. 122. S. 709-14.) 

International 

163. Wachenfeld: — isierung od. Nationalisier, d. deutsch. Strafrechts? (Archiv 
f. Rechts- u. Wirtschaftspnilos. 1916 X. S. 14—26.) 

Jugend (s. auch Fürsorge) 

164. Reichen, A.: Neue Wege u. Ziele d. — fürsorge im Hinblick auf e. neue 
Strafprozeßordn, im Kant. Zürich. (Der pädagog. Beobachter. Beilage zu: 
Schweizerische Lehrerzeit. 1916. S. 45, 59.) 

165. Meister, 0-: Sicherheitsbehörde u. —Strafrecht. (Archiv f. Kriminologie. 
1916. Bd. 65. S. 312-25.) 

166. Matthießen, W.: Unsere — u. der literar. Schund. (Jugendführ., Düssel¬ 
dorf. 3. Jahrg. 1916. S. 375- 81.) 
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167. Herzfelder, H.: Zukunft unser. —fürsorge. (Rundschau, Österreich. 1916. 
Bd. 49. S. 69-76.) 

168. Janisch, F.: Reichsamt f. Kinderschutz u. —fürsorge, Österreich. (Zeitschr. 
f. Notariat u. freiwill. Gerichtsbarkeit in Österreich. 1916. S. 69.) 

169. Wild, A.: Übersicht über d. gegenwärt. Stand d. —fürsorge in d. Schweiz. 
(Zeitschrift, Schweizer., f. Gemeinnützigkeit. Zentralsekret. Zürich 6, Volk- 
marstr. 9. (Gebr. Leemann, Zürich.l 1916. S. 224—41.) 

170. Lieske, H.: —kriminalität u. Strafgesetzreform. (Lyceum, Frankfurt. 111. 
1916. S. 213-19 ) 

171. Hellwlg, A.: Kriegskriminalität d. — in d. Stadt u. auf d. Lande. (Land, 
Das. 24. Jahrg. 1916. S. 227.) 

172. Duensing, F.: Gegenwärt. Kriminal, d. —u. Gegenmaßnahmen. (Monats¬ 
schrift f. das Kinderhortwesen. I. Charlottenburg. 1916. S. 221—26.) 

173. Rupprecht: —Straffälligkeit in Bayern im Frieden u. im Kriege. (Straf¬ 
rechtszeit, Deutsche. Berlin. 111. 1916. S. 128—34.) 

174. Sellmann: Überwind, d. Verwahrlos, d. —. (Zeitschrift f. das ge¬ 

samte Fortbildungsschulwes.. in Preußen. VII. 1916. Lipsius & Tischer. 
Kiel. S. 97.) 

175. Kuckhoff: Ein wenig beacht. Gebiet unser, —fürsorge. [Schwachsinnige.] 
(Rundschau, Allgemeinere. München. 1916. Nr 44.) 

176. Rahm: Staatl. —pflege-Organisat. d. Regier.-Bez. Arnsberg (Mitteil. d. Zen¬ 
tralstelle f. Jugendpflege, Arnsberg. 4. Jahrg. Dortmund. 1916. S. 109—22.) 

177. Ragl, F. X.: Staatl. —fürsorge. (Jugendpflege, Neudeutsche. II. Abel &- 
Müller, Leipzig. 1916. S.' 152.). 

178. Hart mann: Reichs—gesetz u. Fürsorgeerzieh. (Zentralblatt f. Vormund¬ 
schaftswesen. VIII. 1916. S. 161—65.) 

179. Felisch: Deutsch, -gesetz. (Strafrechtszeit., Deutsche. Berlin. III. 1916. 
S. 435-42.) 

180. O. A.: Krieg u. —verwahrlos. (Schule, Christi. Pädagog. Studien u. Mit¬ 
teilung. 7. Jahrg. 1916 S. 633.) 

181. Rosenfeld: Zwei notwendige Änderungen im—Strafrecht. (Strafrechtszeit., 
Deutsche. Berlin. III. 1916. S. 162.) 

182. Polligkeit, W.: Frage d. Freizügigkeit vom Standpunkt d. —fürsorge. 
(Zentralblatt f. Vormundschaftswesen. VIII. 1916. S. 165.) 

Jugendliche (s. auch Kriminal) 

183. Haldy: Psychologie d. Strafanzeige weibl. — r. (Archiv f. Kriminologie. 
1916. Bd. 65. S. 326-30.) 

184. Guradze, H.: — Schlafgänger in Berlin. (Jugendfürsorge, Die. Mitteil, 
d. deutsch. Zentrale f. Jugendfürsorge. Berlin. XI. 1916. Nr. 9.) 

185. Hellwig, A.: Kriminalität d. —n in Dresden unter d. Einfluß d. Krieges. 
(Annalen d. deutsch. Reiches f. Gesetzgebung, Verwaltung u. Volkswirtschaft 
49. Jahrg. 1916. S. 586-612.) 

186. Rupprecht: Kriegskriminaiität d. — n in Bayern. (Zentralblatt f. Vormund¬ 
schaftswesen. VIII. 1916. S. 141.) 

187. Hellwig, A.: Krieg u. Kriminalität d. —n. (Rundschau, Österreich. 1916. 
Bd. 49. S. 211-21) 

188. Moll, N.: Kriminelle Jugend (Pharus, Katholische Monatsschrift. 1916. 
S. -775-90.) 

' 189. Hellwig, A.: Kritisch, z. Kriegskriminalität d. —n. (Grenzboten, Die. 
Berlin. 1916. Nr. 11.) 

190. Korn: Krieg u. Kriminalität d. —n. (Recht, Das. 1916. S. 154.) 

191. O. A.: Kriminalität d. —n währ. d. Krieges. (Schulwochenblatt, Württem- 
bergisches. -1916. S. 127. Wüterich: S. 134.) 

192. v. Liszt: Krieg u. Kriminalität der —n. (Zeitschrift f. die gesamte Straf¬ 
rechtswissenschaft. 1916. Bd. 36. S. 496—516) 

193. O. A.: Maßnahmen geg. die Verwahrlos. —r, Niederösterreich, Steiermark, 
Tirol. S. 150. 

do. Oberösterreich. S. 217. 

do. Salzburg, Kärnten, Krain, Küstenland u. Tirol. S. 276. (Rundschau, 
Soziale. Wien. .17. Jahrg. 1916.) 
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194. Mende, K.: Maßnahmen geg. die Verwahrlos. —r. (Jugendfürsorge, Die. 
Mitteil. d. deutsch. Zentrale f. Jugendfürsorge. Berlin. XI. 1916. Nr. 4/5.) 

Jugendgericht 

195. Nagler, J.: Künftig.—sges. (Rechtsgang. Stuttgart. 111. 1916. S. 33 - 92.) 

196. Liszt, E. v.; Leyen, R. v. d.: Zusammenarbeit zwisch. Jugendstrafkamm, 
d. kgl. Landesgerichts u. d. Berlin. —shilfe. (Jugendfürsorge, Die. Mitteil, 
d. deutsch. Zentrale f. Jugendfürsorge Berlin. XL 1916. Nr. 6.) 

197. Lucas, S.: —s-Hilfe. (Frau, Die deutsche. 1916. Nr. 47.) 


Jugendschriften (s. auch Nr. 166) 

198. Meyer, Karl Jul.: Stellung d. Vorortausschuss. Hamburg d. Vereinig, 
deutsch. Prüfungsausschüsse f. — im Kampfe geg. Schundliteratur durch d. 
Krieg. (Hochwacht. Monatsschr. z. Bekämpfung d. Schundes. VI. 1916. 
S. 187-93.) 

Justiz 

199. Bovensiepen: Deutsche Reichs—Statistik. 1914. (Richterzeitung, Deutsche. 
Hannover. 8. Jahrg. 1916. S. 574. — Vierteljahrshefte zur Statistik des Deut¬ 
schen Reichs. 25. Jahrg. 1916. 1. Heft. S. 91—97.) 

200. Wilke-Jänig: —Zauber. (Natur u. Gesellschaft. Berlin. III. 1916. S. 150—57.) 


Kettendelikte 


201. Schaeffer: — u. Strafprozeßordnung. 
III. 1916. S. 401.) 


(Strafrechtszeit., Deutsche. Berlin. 

Kinematograph 


202. Strafelia, Fr. G.: Verwertung der —en in der Wissenschaft. (Archiv f. 
Kriminologie. 1916. Bd. 67. S. 67.) 

203. Stein, O. Th.: Bewegungslichtbilderei als modern. Forschungsmittel. (Kos¬ 
mos. 1916. S. 39.) 

204. Thieme, B.: Technik der —ie im naturwiss. Unterricht. (Monatshefte f. d. 
naturwiss. Unterricht. 1916. S. 311—15.) 

205. Lassally, A.: Techn. Film (Umschau, Die. 1916. S. 585.) 


Kriegsauszeichnung 

206. Boas, K.: —en, Unberechtigt Anleg. von, besond. im Verein mit and. 
forensisch. Komplikat. (Archiv f. Kriminologie. 1916. Bd. 67. S. 103.) 

Kriminal (s. auch Jugend) 

207. Lenz; Haber, L: Denkschrift üb. die Errichtung —ist. Institute. (Straf¬ 
rechtszeit., Deutsche. Berlin. III. 1916. S. 207.) • 

Lindenau; v. Liszt; Straßmann: 1./2. Heft. Beil., S. 97—104. 

208. Hoegel: —Statist (Strafrechtszeit, Deutsche. Berlin. III. 1916. S. 3—9.) 

209. Hellwig, A.: Krieg u. — Wissenschaft. (Zeitschrift f. die gesamte Straf¬ 
rechtswissenschaft. 1916. Bd. 36. S. 465.) 

210. Zürcher, E.: —Statist in d. Schweiz. (Zeitschrift, Schweiz., f. Strafrecht. 
28. Jahrg. S. 342.) 

211. Lenz, A.: —ist. Institut. (Zeitschrift, Schweiz., f. Strafrecht. 29. Jahrg. 
1916. S. 95-103.) 

212. O. A.: — pädag. Instit. in Budapest—Elisabethdorf. (Zeitschrift f. angew. * 
Psychol. XII. 1916. S. 110.) 

213. Bächtold, H.:—ist. Volkskunde. (Volkskunde, Schweizer. 6. Jahrg. 1916. 
S. 17-20.) 

214. Hellwig:—ität der Jugendl.u. der Krieg. (Universum. 32.Jahrg. 1916. Nr.27.) 

215. Böckel, F.: —gesch (Monatsschr. f. Krimlnalpsychol. u. Strafrechtsreform. 
11. Jahrg. 1916. S. 503-12.) 

216. Hurwiqz, E.: —stat. Probleme. (Monatsschr. f. Kriminalpsychol. u. Straf¬ 
rechtsreform. 11. Jahrg. 1916. S. 513—29.) 

217. Meyer v. Schauensee, P.: —fall Wütschert, dargestellt im Lichte d. Straf¬ 
rechtsreform u. der Lehre von d. moral insanity. (Monatsschrift f. Kriminal¬ 
psychol. u. Strafrechtsreform. XL Jahrg. 1916. S. 489—503.) 

218. O. A.: Institut f. —pädagogik. (Budapest, Jugendfürsorge.] (Lehrerzeitung, 
Leipziger. 23. Jahrg. 1916. Nr. 6.) 
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219. Walter: Resultate d. engl. — reform. (Kultur, Soziale. 1916. S. 236.) 

220. Schulze: 10 Jahre —Statist. (Kultur, Soziale. 1916. S. 233.) 

221. O. A.: Neues —pädagog. Institut. (Jugendfürsorge, Die. Mitteil. d. deutsch. 
Zentrale f. Jugendfürsorge. Berlin. XI. 1916. S. 9.) 

222. Knapp, H.: Übersiebnen d. schädl. Leute. (Archiv f. Strafrecht u. Straf¬ 
prozeß. 1916. Bd. 62. S. 297-305.) 

223. Höpler, E. Ritter v.: —istische Mitteilungen. Archiv f Kriminologie. 1916 
Bd. 66. S. 29-41.) 

224. Höpler, E. v.: —ist. Mitteilungen. (Archiv f Kriminologie. 1916. Bd. 67. 
S. 108-13.) 

225. O. A.: Zunahme d. —ität d. Jugendlichen während d. Krieges. (Gesetz u. 
Recht. 17. Jahrg. 1916. S. 11.) 

226. O. A.: —ist. Universitätsinstitut in Graz. (Der Gerichtssal. 1916. Bd. 84, 
85. S. 121.) 

227. Schmidt, C.: Krieg u. —ität. (Deutsch-Evangelisch. Monatsbl. f. Prote¬ 
stantismus. VII 1916. S. 401—7.1 

228. Mayr, G. v.: —ist. Probl. (Archiv, Allgemeines statistisches. 1916, IX, 2—4. 
S. 465-501.) 

229. Bächtold, H.: ist. Volkskunde. (Helvetia,Bern. 35. Jahrg. 1916. S. 334,) 

230. Hellwig, A.: Volkskund.—istik. (Archivf. Kriminologie. 1916. Bd.67. S. 123.) 

231. Kär man, E. v.: —pädagog. Institut. (fKinderfehler, Die.) Jetzt: Zeitschrift f. 
Kinderforschung. 21. Jahrg. 1916. S. 359—403.) 

232. Moede, W.: —psychol. Umschau. (Kosmos. 1916. S. 283.) 

233. Eulenburg. A.: —psychol. u. Strafrechtsreform. (Sammelref.) (Klinik, 
Medizin. 1916. S. 881.) 

234. Bovensiepen: —ität im Deutschen Reiche 1913. (Richterzeit., Deutsche. 
Hannover. '8. Jahrg. 1916. S. 562.) 

235. Schneickert, H.: — ist. Spurensicherung. (Zeitschrift f. die gesamte Straf¬ 
rechtswissenschaft. 1916. Bd. 38. S. 46—50.) 

236. Hauser, E.: lndividualpsychol. u. —polit. (Zeitschrift f. Individualpsycho¬ 
logie. München. I. E. Reinhardt, München. 1916. S. 174— 85) 

237. Anuschat, E.: .Erkennungsmarkenhalter“ f.—beamte. (Strafrechtszeitung, 
Deutsche.. Berlin. III. 1916. S. 399.) 

238. Lindenberg: Niederländ. —Statist, f 1914. (Strafrechtszeitung, Deutsche. 
Berlin. III. 1916. S. 470.) 

Leiche 

239. Lindenau: Ermittelungsgang b. Auffinden zerstückelt -n. (Strafrechts¬ 
zeit., Deutsche. Berlin. III. 1916. S. 311.) 

240* Photakis, B: Bestimmung d. Lebensalters an Kinder—n auf Grund der 
Histologie d. Nebennieren. (Vierteljahrsschrift f. gerrchtl. Medizin u. Öffentl. 
Sanitätswesen. III. Folge. 1916. Bd. 51. S. 48-53.) 

241. Horch: Z. Maes: Identifizierung v. zerstückelten —nteilen d. Kontorburschen 
Müller. (Archiv f. Kriminologie. 1916. S. 165.) 

242. Hellwig, A.: —nteile als Talismane. (Sachverständigenzeitung, Ärztliche. 
22. Jahrg. 1916. S. 16.) 


243. Reukauff. H.: —e u. Mörder. (Wochenschrift, Psychiatrisch-neurologische. 
1916. S. 27, 55-62, 67 -73,81-87.) 

244. Doerr, Fr.: Doppelkindes—. (Archiv f. Kriminologie. 1916. S. 148.1 

245. Reukauff, H.: —e u. Mörder (Wochenschrift, Psychiatrisch-neurologische. 
18. Jahrg. 1916. S. 95, 104—11, 131 ff.) 

246. Straßmann, P.: Neue Erfahrung, über Familien— in gerichtl.-psychiatr. 
Bezieh. (Vierteljahrsschrift f. gerichtl. Medizin u. öffentl. Sanitätswesen. 
III. Folge. 1916. Bd. 51. S. 54-68) 

247. Amschi, A.: —unters, ohne Leiche. (Archiv f. Kriminologie. 1916. Bd. 66. 
S. 161.) 

248. Altmann, L.: —Untersuchung ohne Leiche. (Archiv f. Kriminologie. 1916. 


249. Schöttle, G.: — Verbrecheralbum. (Zeitschrift, Numismatische. Wien, Manz 
1916. N. F. IX. Bd. 49. S. 117-48.) 
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Neurose 

250. v. Olshausen: Jurist, z. Prozeß —. (Klinik, Mediz. 1916. S. 30.) 

Ödland 

251. Wense. H. v. d : Verwend von Strafgefangenen in d. —kultur. (Zeitung. 
III. landw., Organ d. Bund. d. Landw. 1916. S. 455.) 

Paralyse 

252. Bendixsohn, H.: —diagn. b. psychopath. veranlagt. Verbrechern. (Monats¬ 
schrift f. Psychiatrie u. Neurologie. 1916. Bd. 39. S. 104 - 26.) 

Phonographisch 

253. Haber, L.: —e Aufnahm, im Untersuchungsverfahr. (Blätter, Juristische.. 
1916. S. 170, 183, 193) 

Photogrammetrie 

254. Schneickert, H.: Vereinfachte—. (Chronik, Photogr. Halle. 1916. S. 313. 

255. Koettig: — im Dienste d. Kriminalpolizei. [System Dr. Heindl.] (Straf¬ 
rechtszeit., Deutsche. Berlin. III. 1916. S. 206.) 

256. Dokulil, Th.: Dr. Fr. Richbergs Apparate f. photogrammetr. Tatbestands¬ 
aufnahmen. (Zeitschrift f. Feinmechanik. 24. Jahrg. 1916. S. 61, 72, 84.) 

257. Dokulil, Th.: Dr. Eichbergs Kamera f. photogrammetr. Tatbestandsauf¬ 
nahmen. (Archiv f. Kriminologie. 1916. Bd. 66 S 87-93.) 

258. Heindl, R.: — ohne Spezialkamera. (Archiv f. Kriminologie. 1916. Bd. 65. 
S. 1-32.) 

Photographie 

259. Würschmidt, J.: —ren m.d.Lochkamera. (Wochenschrift, Deutsche optische. 
Verl.: Ehrlich, Berlin W 35. Jahrg. 1915/16. Nr. 1-32. S. 247.) 

260. Hansen, Fr.: Wie photographiert man Maschinen? (Werkzeugmaschine. 
1916. S. 117.) 

261. O. A.: Beachtenswert. Hilfsapparate f. Forscher, Ingenieure u. Gelehrte. 
iPhotogr. Appar. Famulus.] (Umschau, Die. 1916. S? 128.) 

262. Wurm-Reithmayer: Zweckmäß. Zusammenstell, e. Ausrüst. f. Personen- 
aufnahm. (Rundschau, Photogr. 1916. S. 66.) 

263. Bencke. A.: Mikro—. (Photographenzeitg. 1916. S 199.) 

264. Preiß, C.: Blitzlicht . (Photographenzeitg. 1916. S. 82) 

265. Karpinsky, W.: Bestimm, u. graph. Darstell, d. höchstzulässig. Belichtungs¬ 
zeit bei Momentaufnahmen. (Photographenzeit. 1916. S. 47, 59.) 

266. Irmenbach, E.: Schnellaufnahmen d. Fachwelt. (Photographenzeitg. 1916. 
S. 27, 41.) 

267. Grainer.Fr.: Ähnlichk. in d. Bildnis—. (Kunst, Photographische. München, 
Süddeutsche V.-A. 1916. S. 2, 25.) 

268. Tiünther,-H.: — im Dienste d. Ballistik. (Jägerzeit., Deutsche. Neudamm. 
1916. Bd. 67. S. 265-69, 301-4.. 

269. Hann eke, P.: Stand d. Farben—. (Chronik, Photogr. Halle. 1916. S. 97.) 

270. Hansen, K.: Einfache Apparatur f. Mikro-. (Chronik, Photograph. Halle. 
1916. S. 89) 

271. Betsch, R.: Ballist. —. (Bergstadt, Die. Breslau. 4. Jahrg. 1S16. März. 
S. 480 -94.) 

272. Frank, M.: Gründl. Erforsch, d. Quellen von Mißerfolgen in d. photograph. 
Technik. (Apothekerzeit., Schweizer. 54. Jahrg. 1916. S. 98.) 

273. Frey, O.: Auskunftstelle f. — u. Projektion. (Arbeit, Schaffende, u. Kunst 
in d. Schule. Prag. 4. Jahrg. 1916. S. 306.) 

274. Block, W.: — in Wissenscn. u. Leben. (Allgemeine Zeitung, München. 
1916. S. 159, 176, 187, 199.) 

275. Linck, E.: Nachtaufnahmen. (Camera-Almanach, Deutsch. Berlin. 9. Jahrg. 
1916. S. 81-88.) 

276. Wolf-Czapek, K. W.: Münchner Lehranstalt u. ihre Wirkung. (Camera- 
Almanach, Deutsch. Berlin. 9. Jahrg. 1916. S. 177—86.) 

277. Hoppe-Seyler, G.: Einfach., leicht transportabl. Apparat f. photograph. 
Aufnahm, an d. Sektionstisch. (Centralblatt f. allgem. Pathologie u. patnolog. 
Anatomie. 27. Jahrg. 1916. S. 294.) 
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278. Wolff, P.: Photograph. Nachtaufnahm. (Kosmos. 1916. S. 120.) 

279. Warstat, W.; Ähnlichkeit im photograph. Bildnis. (Kunst u. Dekoration. 
Deutsche. 1916. Bd. 38, 39. S. 171.) 

280. Bencke, A.: Mikro—. (Photographenzeitg. 1916. S. 205 —8.) 

281. Hoßfeld.L.: —ren von Siegelzylindern. (Rundschau, Photogr. 1916. S. 141.) 

282. Heindl, R.: — im Dienste d. Kriminalpolizei. (Über Land u. Meer. 1916. 
S. 138.) 

283. Hochstetter, F.: —ren klein. Objekte bei schwach. Vergrößer. in auffall, 
u. durch fall. Lichte. (Verhandlung, der k. zoolog.-botan. Gesellschaft in Wien. 
66 Jahrg. 1916. S. 71.) 

284. Mente, O.: Verbesserung, in d. Palimpsest— u. Ergänzungsverfahr. (Zeit¬ 
schrift f. Reproduktionstechnik. 1916. S. 66 ) 

285. Schneickert: Ist die — d. flüchtig. Täters e. Beweismittel u. unterliegt sie 
d. Beschlagnahme? (Strafrechtszeit., Deutsche. Berlin. III. 1916. S. 475.) 

Polizei (s. auch Haftung) 

286. Schwandner: —stunde vor, in u. nach d. Kriege, iAlkoholfrage. 12. Jahrg. 
1916. S. 97-105.) 

287. Koettig: Bemerkenswert, aus d. Jahresber. d. Kgl. —direkt. Dresden. (Straf¬ 
rechtszeit., Deutsche. Berlin. III. 1916. S. 117—23.) 

288. Wilz, L.: 3 —Verordnung, früh. Zeit üb. einfach. Lebenshalt. (Frankenland. 

R. : H. Walter, Dettelbach a. M. 3. Jahrg. 1916. S. 2-20.) 

289. Blei, F.: — u. Sprache. (Blei, Frz.: Menschl. Betracht, zur Politik. 1916.) 

290. Zahn,F.: Aufgab. u. Leistung, d.—Statist. (Archiv, Allgem. statistisch. IX. 2. 
1916. S. 364-96.» 

291. Lotz: Städt. od. staatl. —. (Recht u. Wirtschaft. 5. Jahrg. 1916. S. 66 ) 

292. Badtke, W.: — im J. 1912. (Jahrbuch, Statistisch., deutsch. Städte. 21. Jahrg. 
1916. S. 233-49.) 

293. Hellwig, A.: Ein angeblicher —hunderfolg. — Archiv für Kriminologie. 
1916. Bd. 65. Hft. 3, 4. 

294. v. Buchka: Geschichtl. Entwlckl. d. Staatsaufsicht üb. die —Verwaltung d. 
Städte in Preußen. (Verwaltungsblatt, Preüß. 37. Jahrg. 1916. S. 422.) 

295. Lindenau: Deutsch-österr.-ung. —annäherung. (Verwaltungsblatt, Preuß. 
37. Jahrg. 1916. S. 713.) 

Prostitution (s. auch Geschlechtskrankheiten) 

296. O. A.: Krieg u. —. (Zeitschrift d. deutsch-evang. Vereins z. Förderung d. 
Sittlichkeit. 30. Jahrg. 1916. S. 20.) 

297. Pappritz, A.: Welche Maßregeln könn. wir AboUtionist. an Stelle d. Regle¬ 

mentierung d. — z. Schutze d. Volksgesundheit u. Volkssittlichk. Vorschlag.? 
(Zeitschrift f. Bekämpf, d. Geschlechtskrankheit 1916. Bd. 16. S. 364— 84. 
Nachwort: A. Blaschko. S. 385.) • • 

298. Blaschko: Reform d. Prostituiertenüberwach. (Strafrechtszeit., Deutsche. 
Berlin. III. 1916. S. 43.) 

299. Schlenzka, A.: Bekämpfung d. Geschlechtskrankh. u. —. (Zeitschrift f. 
Bekämpfung d. Geschlechtskrankh. 1916. Bd. 17. S. 227—36.) 

300. Pappritz, A.: Früh. Polizeiarzt geg. die Reglementierung. (Abolitionist, 
Der. 1915. S. 9.) 

301. Scheven, K.: Bekämpf, d. — u. der Geschlechtskrankheit, in u. nach d. 
Kriege. (Frauenfrage. Zentralbl. d. Bund, deutsch. Frauenvereine. 18. Jahrg. 
1916. S. 2.) 

302. Block, J.: Zur Lösung d. — sfrage. (Frauenfrage. .Zentralbl. d. Bundes 
deutsch. Frauenvereine. 18. Jahrg. 1916. S. *57.) 

303. Rupprecht: — jugendl. Mädchen in München 1915. (Volkswart, Köln. 

1916. S. 26. — Zentralblatt f. Vormundschaftswesen. 8. Jahrg. S. 28.) # 

304. Fürth, H.: Reglementierung d. —. (Wort, Das freie. 16. Jahrg. 1916. 

S. 474.) 

305. O. A.: Eingabe d. Heidelberg. Ver. z. Hebung d. Sittlichkeit an d. Militär¬ 
behörde, Beseitigung d. Bordells Schwetzlnger Str. betr. (Abolitionist, Der. 
1916. S. 62.) 

306. O. A.: öffentl. — in Rangoon. (Abolitionist, Der. 1916. S. 72, 81, 87.) 
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307. O. A.: Schmöldersche Vorschläge I. Neuregel, d. —sfrage. (Abolitionist. 
Der. 1916. S. 83-87.) 

308. Scheven, K.: Neue Vorschläge z. Lösung d. Reglementierungs— u. Bordell¬ 
frage. (Frauenfrage. Zentralbl. d. Bund, deutsch. Frauenvereine. 18. Jahrg. 
1916. S. 169.) 

309. Qüth: — spolltik n. d. Kriege. (Vierteljahrsschrift, Deutsche, f. öffentl. Ge¬ 
sundheitspflege; Forts.: öffentl. Gesundheitspflege. I. 1916. S. 257—82.) 

310. Rupprecht: — jugendl. Mädchen in München 1915. (Wochenschrift, 
Münchner medizinische. 63. Jahrg. 1916. Nr. 32 ff.) 

311. Fabry, J.: Reglementierung, Kasernierung u. Behänd!, d. — in Dortmund. 
(Zeitschrift f. Bekämpf, d. Geschlechtskrankheit. 1916. Bd. 17. S. 159—82.) 

312. Blaschko, A.: Vorschläge z. Neuregel, d. —swesens. (Zeitschrift f. Bekämpf, 
d. Geschlechtskrankheit. 1916. Bd. 17. S. 183—92.) 

313. Neißer, A.: Neo-Reglementarlsmus u. Neo-Abolitionismus. (Zeitschrift f. 
Bekämpf, d. Geschlechtskrankheit. 1916. Bd. 17. S. 193 - 98.) 

314. Ulitzsch, E.: Seemann u. —. (Zeitschrift f.Sexualwissenschaft. III. Bonn, 
Marcus & Weber. 1916. S. 89-92, 132-36.) 

315. O. A.: Bremer System. (Zeitschrift d. deutsch-ev. Vereins z. Förderung d. 
Sittlichkeit. 30. Jahrg. 1916. S. 31, 33.) — S. auch Tuberkulose! 

Psychologie 

316. Wreschner, A.: Bedeut, d. — f. d. Untersuchungsbeamten. (Juristenzeit). 
Schweizer. 12. Jahrg. 1916. S. 209—15.) 

317. Marbe: Bedeut, d. — f. d. Rechtswissenschaft. (Juristenzeit., Deutsche. 
1916. S. 302.) 

318. Petersen, P.: Bericht über psychologische Literatur 1915. (Zeitschrift für 
Philosophie u. philosophische Kritik. 1916. Bd. 161. S. 83—115.) 

319. Kammei, W.: — als Hilfswissenschaft im techn. Betrieb. (Österreich, Das 
neue. Monatsschr. Wien I. Hegelg. iBraumüller.] 1916. April, S. 38—43, 
Mai, S. 43-48.) 

Psychopath (s. auch Simulation) 

320. Bittinger: — u. Ästhetin. (Archiv f. Kriminologie. 1916. Bd. 66. S. 132—46. 

321. Major, G.: Bedürfn. d. —en e. besond. Erziehung? (Zeitschrift f. Psycho¬ 
therapie u. med. Psychologie. VI. 1916. S. 328—42.) 

Psychopathologie 

322. Wendenburg, K.: Gerichtl. —, (Zeitschrift, Allgem., f. Psychiatrie u. 
psychisch-gerichtl. Medizin. 1916. Bd. 72.) 

323. Ra ecke:. Kenntn. u. gerichtsärztl. Beurteil, psychopath. Zustände. (Sach¬ 
verständigenzeitung, Ärztliche. 22. Jahrg. 1916. S. 253—59.) 

Psychose 

324. v. Pfungen: Methode d. Mess. d. Widerstand, v. Hand zu Hand durch d. 
Körper bei —. (Wochenschrift, Wiener mediz. 66. Jahrg. 1916. Nr. 35.) 

325. Bresler: H. Bickels Untersuchung, über d. wechselseit. Beziehung, zwisch. 
psychol. Geschehen u. Blutkreislaufmit besond. Berücksicht, d. —n. (Wochen¬ 
schrift, Psychiatrisch-neurologische. 18. Jahrg. 1916. S. 115—20.) 


326. Koehne: Vom — s-u. Polizeibegriff. 
1916. S. 437.) 


Recht 

(Gemeindezeitung, Deutsche. Berlin. 
Reproduktion (siehe Bild) 


Roncitre 

327. Horch: Prozeß des Leutnants de la —. (Archiv f. Kriminologie. 1916. 
Bd. 66. S. 193-225.) 

Schädel 

328. O. A.: Fehlende Erinnerung d. Verletzt, für e. —schuß. Verkannt. Mord¬ 
versuch. (Wochenschrift, Deutsche medizinische. 42. Jahrg. 1916. S. 1351.) 

329. Thiemann, H.; Bauer, H.: —schüsse im Röntgenbild. (Fortschritte auf 
d. Gebiete d. Röntgenstrahlen. 1916. Bd. 24. S. 491—95.) 

Archiv für Kriminologie, 71. Band. 17 
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Schundliteratur (s. auch Jugendschriften, Verbrechen) 


330. Brunner, K.: Kampf geg.d. — im Kriege. (Strafrechtszeit., Deutsche. Berlin. 
HI. 1916. S. 137-41.) 

331. Beyel, C.: Der Schweiz. Bund geg. d. unsittl. Literatur [deutsch Zweigl. 
(Zeitschrift, Schweizer., f. Gemeinnützigkeit. Zentralsekret. Zürich 6, Volk- 
marstr. 9 [Gebr. Leemann, Zürich;. 1916. S. 161—77.) 

332. Will, C.: — u. ihre Bekämpf. (Vortrupp, Der. 5. Jahrg. 1916. S.368—74.) 

333. O. A.: Verordnung, des Generalkommandos geg. — u. Schmutz im Reichstag. 
(Volkswart, Köln. 1916. S. 75.) 

334. O. A : Immer wieder: —. (Lehrerzeit., Leipziger. 23. Jahrg. 1916. Nr. 15.) 

335. O. A.: Geg. —Kriegsbücher. ([Kunstwart, Der.) Von Okt. 1915 ab: Deut¬ 
scher Wille. 29. Jahrg. 1916, Febr. S. 166) 

336. Hauert, B.: Waffen im Kampf geg. d. —. (Philologenblatt, Deutsch. [Früher: 
Korrespondenzblatt f. d. akadem. gebild. Lehrerstand.] 1916. S. 269.) 

337. O. A.: Bekämpf, d. — durch Generalkommandos. (Jugendschriftenwarte. 
1916. S. 11.) 

338. Brunckhorst, H.: Ästhetisches bei d. — kritik. (Jugendschriftenwarte. 
1916. S. 8.) 

•339. O. A.: Eine pädagog. Tat [--Erlaß d. Generalkommandos). (Jugendschriften¬ 
warte. 1916. S. i.y 


340. Brunner, K.: Kampf geg. d. — im Kriege. (Hochwacht Monatsschrift z. 
Bekämpf, d. Schundes VI. 1916. S. 155.) 

341. Wittig, K.: —buch u. -kino im Urteil jugendl. Gefangener. (Bahnen, Neue. 
Monatsschr. f. wissenschaftl. u.prakt.Pädagogik. 27. Jahrg. 1916. S. 158—71.) 

342. Hellwig, A.- — als Verbrechensanreiz. (Archiv f. Kriminologie. 1916. 
Bd 66. S. 127.) 

343. Hauert, B.: Kampf geg. d. Kriegs—. (Blätter, Akadem. 31. Jahrg. 1916. 
S. 150.) 

344. O. A.: Verbotene —. (Börsenblatt f. d. deutsch. Buchhandel. 1916. 9./8.) 

345. Gebhardt, F.: Kapitel Z. — in d. Tageszeitung. (Hochwacht. Monatsschr. 
z. Bekämpf, d. Schundes. 1916. VII. S. 13.) 

346. Kochen, J.: Lesen uns. Jünglinge Schundlektüre? (Jugendführ. Düssel¬ 
dorf. 3. Jahrg. 1916. S. 152) 

347. Hammelrath: Frage d. Schundlektüre. (Jugendführ. Düsseldorf. 3. Jahrg. 
1916. S. 188.) 


348. O. A.: Schundschriftenbekämpf. im rhein.-westf. Industriebezirk. (Jugend¬ 
führ. Düsseldorf 3. Jahrg. 1916. S. 382—92.) 

349. Hassenpflug, G.: Kann d. — durch d stell verriet. Generalkommando aus- 
schließl. nach d. Berlin. Liste m. durchschlag. Erfolg bekämpft werden? 
(Jugendschriften-Warte. 1916. S. 29.) 

350. Murawski, F.: Von d. Arbeit geg. d. Kriegsschund. (Jugendschriften- 
Warte. 1916. S. 45.) 

351. Hassenpflug, G.: Bekämpf, d. — durch d. stellvertret. Generalkommandos. 
(Jugendschriften-Warte. 1916. S. 21—25 — Lehrerzeit., Leipzig. 23. Jahrg. 
1916. Beil. 21.) 

352. Samuleit, P.; Kriegs-—. (Land, Das. 25. Jahrg. 1916. S. 76.) 

353. O. A.: Verbot d. — in Sachsen. (Lehrerzeit, Leipzig. 23. Jahrg. 1.916. Nr. 27.) 

354. Tessendorff, W.: Kampf geg. d. Kriegs-—. (Praxis d. Landschule. Goslar. 
25. Jahrg. 1916. S. 83 9L) 

355. Hildebrandt, G. O.: Mod. Volksseuche [Kriegs—]. (Reformation, Die. 
1916. Nr. 38 ) 

356. O. A.: Gegen d. Kriegsschund. (Rundschau, Pädagog. Wien. 30. Jahrg. 
1916. S. 214—18.) 

257. Süersen, E.: Stell, d. Militär- u. Zivilbehörden z. —. (Volksbildungsarchiv. 


IV. 1916. S. 209-25.) 

358. O. A.: —. (Volksbücherei in Oberschlesien. [Priebatsch, Breslau.) 10. Jahrg. 
1916. S 74.) 

359. O. A : Eingabe d. Verband, d. Männervereine z. Bekämpf, d. öffentl. Unsitt. 
lichkeit betr. Bekämpf, d. Schund- u. Schmutzliteratur. (Volkswart, Köln. 
1916. S. 129.) 
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Schuß 

360. Anuschat, E.: - -Waffe in d. Hand d. Polizeibeamt. (Archiv f. Strafrecht 
u. Strafprozeß. 1916. Bd. 63. S. 1—31.) 

Schwangerschaft 

361. Boas, K.: Forens. Beurteil, von vermeint!. Schwangeren. (Archiv f. Krimino¬ 
logie. 1916. Bd. 66. S. 42-58.) 

362. Küstner, O.: Pathologie d. —. (Handbuch d. Geburtshilfe. II. Bergmann, 
Wiesbaden. 1916. S. 3-136.) 

Seele 

363. Halbey, K.: — nstörungen u. ihre Beziehung, z. gerichtl. Psychiatrie. 
(Klinik. Mediz. 1916. S. 128, 153.) 

Selbstentzündung 

364. Winter, A.: — u. Verderbnis feuchtlagernd. Ware. (Färberzeitung, Deutsche. 
52. Jahrg. 1916. S. 179.) 

365. Beck.W.: Gefahr., Die, in d. Landwirtsch. (Zeitschrift, Feuerwehrtechnische. 
IV. 1916. S. 157. — Zeitschrift, Sächs: landwirtsch. Dresden. 1916. S. 571.) 

366. Tamm: — von Häcksel. (Deutsche landwirtschaftl. Presse. 1916. S. 752) 

Selbstmord (s. auch Unfall) 

367. Dörschlag: —versuch durch Verschluck, von Fremdkörp. (Wochenschrift, 
Deutsche medizinische. 42. Jahrg. 1916. Nr. 35.) 

368. Lipschitz, J.: — durch Erdrosseln. (Amtsarzt, Der. Wien. VIII. [Deu- 
ticke.] 1916. S. 194- 98.) 

369. Schultz, J. H : Heterosuggestion u. hysterisch. Suizid. (Zeitschrift f. Psycho- 
therap. u. mediz. Psychologie. VI. 1916 S. 324.) 

370. Placzek: Die Selbstmörderpsyche. (Zeitschrift f. Psychotherap. u. mediz. 
Psychologie. VI. 1916. S. 299 -310.) 

371. Böhler: — durch Resekt. d. Querkolons. (Wochenschrift, Wiener klinische. 
29. Jahrg. 1916. S. 257.) 

372. O. A.: Art, Gründe u. Zeit d. —e in Preußen 1913. (Korrespondenz, Stati¬ 
stische. Jahrg. 1915. LXXX1II. [Beiblatt zu: Zeitschrift d. kgl. preußisch, 
statistisch. Landesamtes. 55. Jahrg. 1915.]) 

373. Kötzschke, W.: Kirchengesetzl. Bestimmung, üb. Selbstmörderbegräbnisse. 
(Kirchenblatt, Neues sächsisches. 1916. Nr. 11.) 

374. O. A.: —versuch u. Invalidenrente. (Centralblatt d. Reichsversicherung. 
12. Jahrg. 1916. S. 350.) 

375. Fröhlich, J.: — unter Verwend. von Dum-Dum-Oeschossen. (Amtsarzt, 
Der. Wien. VII. iDeuticke.] 1916. S. 115.) 


Selbstverdächtigung 

376. Ludwig, G: -, Fall wissend, unwahr. (Archiv, f. Kriminologie. 1916 
Bd. 65. S. 301-11 ) 

Simulation 

377. Strafella, Fr. G.: — von Taubst, u. Schwerhörigk. (Archiv f. Krimino¬ 
logie. 1916. Bd. 67. S. 71.) 

378. Engelen, Rangettg: —, Nachweis von, durch Assoziationsexperiment. 
(Sachverständigenzeit., Ärztliche. 22 Jahrg. 1916. S. 37.) 

379. Hoppe, H.: — e. Psychopathen. (Vierteljahrsschrift f. gerichtl. Medizin u. 
öffentl. Sanitätswesen. III. F. 1916. Bd. 51. S. 69—78.) 

380. Gold mann, R : Methode z. Entlarv, d. — von Schwerhörigk. od. Taubh. 
(Beilage z. Wiener medizin. Wochenschr.: Militärarzt. 50 Jahrg. 1916. S. 118.) 

381. Majewski, K.: Entlarv, d. —. (Blätter, Medizinische. 38. Jahrg. 1916. 
S. 252. [Identisch mit .Centralblatt, Med.-chirurg." 49. Jahrg. 1) 

382. Voß, G.: — b. Soldat. (Wochenschrift, Deutsche medizinische. 42. Jahrg. 
1916. S. 1476.) 

383. Serog: Zwei Fälle v. krankhaft. Selbstbezichtig, d. —. (Klinik, Medizin. 
1916. S. 1100.) 
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384. Birnbaum, K.: Zur — geistig. Störungen. (Archiv, f. Kriminologie. 1916. 
Bd. 66. S. 71-79.) 

Sittenpolizei (s. auch Brüssel» 

385. Lindenau: Neuerung, bei d. Berlin. —. (Strafrechtszeit., Deutsche. Berlin. 
III. 1916. S. 157.) 


Sittlich 


386. Pappritz,. A.: —keitsbeweg. (Jahrb. d. Frauenbeweg. Leipzig. Jahrg. 1913. 
S. 138 — 48.) 

387. Mahling: Gegenwärt. Stand d. — keitsfrage. ([Monatsschrift.] Jetzt: Viertel¬ 
jahrsschritt f. innere Mission. 1916. S. 3—123.) 

388. Schnitzler: Unbeachtete Quellen d. sittlich. Gefährdung. (Monatsblätter, 
akadem.Organ d.Verbandes d. kathol. Stud'entenverelne. 28. Jahrg. 1916.S. 106.) 

389. Horch: Erweiter. d. Str.G.B. in Bezieh, auf - keitsdelikte. (Archiv f. Krimino¬ 
logie. 1916. Bd. 67. S. 127-32.) 

390. Schneickert, H.: Körperl. Untersuch, z.Nachweis v.—keltsverbrech. (Zeit¬ 
schrift f. Sexualwissenschaft. III. Bonn, Marcus & Weber. 1916. S. 223—26.) 


Straf 

391. Alsberg, M.: Vernehmungs- u. Fragerecht d. Parteien im —prozeß. (Archiv 
f. Strafrecht u. Strafprozeß. 1916. Bd. 63. S. 99—108.) 

392. Köhler, J.: —recht u. Völkerrecht. (Archiv f. Strafrecht u. Strafprozeß. 
1916. Bd. 63. S. 354-72.) 

393. Haber, L.: Weged. mitteleurop. — rechtsgemeinschaft. (Gerichtshalle. Wien. 
60. Jahrg. 1916. S. 580.) 

394. Eckstein. E.: Wiederaufnahme d. —verfahr, weg. Anwendbark. e. milder. 
—gesetz. (Gerichtssaal, Der. 1916. S. 107—12.) 

395. Glauning, R.: Gesch. d. —rechtspflege im Kurffirstent Sachsen währ. d. 
. 18. Jahrh. (Archiv, Neues, f. sächs. Geschichte u. Altertumskunde. 1916. 

Bd. 37. S. 316-29.) 

396. Sturm, F.:—rechtswissenschaftu.—maß. (Gerichtssaal, Der. 1916. S. 112.) 

397. Born hak, C.: Vereinfach, d. —prozess. (Gerichtssaal, Der. 1916. S. 115.) 

398. O. A.: Berufungsverfahren in —Sachen. (Gerichtszeit., Allgem. Österreich. 
Wien. 1916. S. 309.) 

399. Becker, H. O.: Ehren—en d. Mittelalters. (Gesetz u. Recht. 17. Jahrg. 
1916. S. 460.) 

400. O. A.: Dringt. Reform d. — rechts. (Gesetz u. Recht. 17 Jahrg. 1916. S. 473.) 

401. Hoegel: — rechtsannäherung. (Juristenzeitung, Deutsche. 1916. S. 1020.) 

402. Meyer, K.: Zu viele —en. (Juristenzeitung, Deutsche. 1916. S. 1023.) 

403. Freudenthal: —Vollzug nach d. Kriege. (Juristenzeitung, Deutsche. 1916. 
S. 1114.) 

404. Pfenninger, H. F.: Anklagezulass. Im modern. —Prozeßrecht. (Juristen¬ 
zeitung, Schweizer. 13. Jahrg. 1916. S. 21—29.) 

405. Cleric, G. F. v.: Dogmat. u. —rechtspflege. (Juristenzeitung, Schweizer. 
13. Jahrg. 1916. S. 61.) 

406. Lilientnal, K. v.: Soziale Aufgaben d. —rechts vor u. nach d. Kriege. 
(Recht, Verwaltung u. Politik im neuen Deutschland, hrsg. v. A. Bozi u. 
H. Heinemann. 1916. S. 105—20.) 

407. Kloß, Lobe, Riß, Statz. Thomsen: Ergänzungsentwurf d. Str.G.B. Im 
Sinne d. Verbrechensbekämpf. (Richterzeitung, Deutsche. Hannover. 8. Jahrg. 
1916. S. 217.) 

408. Riß, Fr.: Beruf d. —gerichte z. Verbrechensbekämpf. (Richterzeit., Deutsche. 
Hannover. 8. Jahrg. 1916. S. 423-32.) 

409. Correll: —zumessung. (Richterzeitung, Deutsche. Hannover. 8. Jahrg. 
1916. S. 451.) 

410. Sturm, Fr.: Nationalcharakter u. —prozeß (Richterzeitung, DeutscHe. Han¬ 
nover. 8. Jahrg. 1916. S. 565.) 

411. Cerf: Wiederaufhebung erlass, —befehle durch d. Richter ohne Hauptver- 
handlg (Wochenschrift, Jurist. 45. Jahrg. 1916. S. 1523.) 

412. Eichelbaum: Absicht u. verwandte Begriffe im Str.G.B. ([Zeitschrift, Leip¬ 
ziger, f. Handels-, Konkurs- u. Versieh.-Recht.] Jetzt: Leipzig. Zeitschrift f. 
deutsch. Recht. X. 1916 S. 985 ) 
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413. Strupp, K.: Amtsrichter). —befehl u. Standrecht. ([Zeitschrift, Leipziger, f. 
Handels-, Konkurs- u. Versich.-Recht.] Jetzt: Leipzig. Zeitschrift f. deutsch. 
Recht X. 1916. S. 1085.) 

* 414. Ebermayer: — rechtseinh. in österr.-Ungarn u. im Deutsch. Reiche. ((Zeit¬ 
schrift, Leipzig., f. Handels-, Konkurs- u. Versich.-Recht.) Jetzt: Leipziger 
Zeitschrift (. deutsch. Recht. X. 1916. S. 1393.) 

415. Kahl, W.: —rechtseinh. in Österr.-Ungarn u. im Deutsch. Reiche. (Straf¬ 
rechtszeitung, Deutsche. Berlin. III. 1916. S. 275—85.) 

416. Binding, K.: Hochflut von Normen u. — gesetz. ln d. Kriegsjahren u. die 
angebl. Unentschuldbarkeit d. sog. Rechtsirrtums. ([Zeitschrift, Leipziger, f. 
Handels-, Konkurs- u. Versich.-Recht) Jetzt: Leipzig. Zeitschrift f. deutsch. 
Recht. 11. Jahrg. 1916. S. 1-16.) 

417. Krauß, J.: „—recht u. — prozeß“ an d. höh. Lehranstalt. (Zeitschrift, Bayr., 
f. Realschulwesen. 1916. S. 174—83.) 

418. Werner, G.: Chambre d’instruct., autorite de contröle de l’informat penale. 
(Zeitschrift, Schweiz., f. Strafrecht. 29. Jahrg. 1916. S. 231—58.) 

419. Liszt, F. v.: Einheitl. mitteleurop.—recht. (Zeitschrift f. die gesamte Straf¬ 
rechtswissenschaft. 1916. Bd. 38. S. 1—20.) 

420. Moses, S.: Kriegswirtschafts-—recht u. Staatsanwaltsch. (Zeitschrift f. die 
gesamte Strafrechtswissenschaft. 1916. Bd. 38. S. 78.) 

421. Freudenthal; Rittler: —recht. (Zeitschrift f. die gesamte Strafrechtswissen¬ 
schaft. 1916. Bd. 38. S. 726-34.) 

422. Feisenberger: —recht. (Zeitschrift f. die gesamte Strafrechtswissenschaft. 
1916. Bd. &. S. 734-42.) 

423. Beling, E.: —prozeß. (Zeitschrift f. die gesamte Strafrechtswissenschaft. 
1916. Bd. 38. S. 742-53.) 

424. Schultze, M.: Erläuterung d. §§ 2 u. 4 R.Str.G. (Zeitschrift f. Zollwesen 
u. Reichssteuern. 1916. Ba. 16. S. 193—98.) 

425. Ahlborn; Zur Auslegung u. Durchführ. d. §§ 16 u. 17 R.Str.G. (Zollwarte. 
XI. Berlin. 1916. S. 137.) 

426. Schuntner: Auskunft üb. gelöschte Vor-en. (Zeitschrift f. Rechtspflege 
in Bayern. XII. 1916. S. 224.) 

427. Simon, F.: Kosten bei —antragszurücknahme im Fall d. § 196 R.Str.G.B. 
(Zeitschrift f. Rechtspflege in Bayern. XII. 1916. S. 282.) 

428. Lenz, A.: Völkerrechtl. Vorfragen d. —rechts in Kriegszeiten. (Zeitschrift, 
Österr., f. Strafrecht. VII. 1916. S. 181-98.) 

429. Grohmann, H.: Beleidigende Schreibart in Eingaben in —Sachen. (Zeit¬ 
schrift, österr., f. Strafrecht. VII. 1916. S. 285.) 

430. Zeller, H.: —recht in sein. Beziehung, zur Individual-Psychol. (Zeitschrift 
f. Individualpsychologie. München. I. c. Reinhardt, Münch. 1916. S. 145—56.) 

431. v. Staff: .Viel Mühe um wenig“ [—befehl betr.l. (Strafrechtszeit., Deutsche. 
Berlin. III. 1916. S. 295.) 

432. Klee: .Löschung* d. —vermerke in d. Praxis d. Hamburg. Polizeibehörde. 
(Strafrechtszeit., Deutsche. Berlin. III. 1916. S. 321.) 

433. Heldmann: Vernehmung d.Beschuldigt. (Strafrechtszeit., Deutsche. Berlin. 
III. 1916. S. 366-72.) 

434. Neuberg: Blick in alte Zeit. — rechtl. aus d. Kriegsgesetzgeb. von 1813. 
(Strafrechtszeitung, Deutsche. Berlin. III. 1916. S. d72.) 

435. Koettig: Fassung d. Führungszeugnisse bei —löschung. (Strafrechtszeit., 
Deutsche. Berlin III. 1916. 5. 394.) 

436. Peschke: —rechtl. Irrtum bei Überschreit, d. Metallhöchstpreise. (Straf¬ 
rechtszeit, Deutsche. Berlin. III. 1916. S. 404.) 

437. Friedersdorff: —rechtl. Behandl. landesverräterisch. Handlung, n. Kriegs¬ 
gebrauch. (Strafrechtszeit., Deutsche. Berlin. III. 1916. S. 449.) 

438. Kern, E.: Formelle Grundlag. d. —Vollstreckung. (Strafrechtszeit., Deutsche. 
Berlin. III. 1916. S. 452.) 

439. Schaeffer: —befehle in d. Kriegsnotverordnungssach. (Strafrechtszeitung, 
Deutsche. Berlin. III. 1916. S. 474.) 

440. Bittinger: —liste sollte auch Freisprechung, nach § 51 R.Str.G.B. enthalt. 
(Strafrechtszeit , Deutsche. Berlin. III. S. 476.) 
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441. Sonnenschein, M.: Heranzieh, von Unfallsrenten zur Deckung d. Kosten 
d. —verfahr, u. d. —Vollzugs. (Zeitschrift, österr., f. öffentl. u. priv. Ver- 
sicher. VI. 1916. S.500.) 

Tätowierte 


442. Arning, E.: —n, Klin. u. histolog. Beobacht, an. (Archiv f. Dermatologie 
u Syphilis. 1916. Bd. 122. S. 225-41.) 

Tatbestand 


443. Hellwii 
S. 432- 


, A.: —s-Diagnostik, Probleme der. (Gerichtssaal, Der. 1916. Bd. 84. 

8 .) 

Tinte 


444. Kempf, R.. Untersuchung. Ub. Eisengallus—n. (Mitteil, aus d. Materials¬ 
prüfungsanstalt zu Lichterielde. 33. Jahrg. 1916. S. 241—70.) » 

445. Mecklenburg, W.: Schwarze von — nflecken auf Papier. (Zeitschrift f. 
Elektrochemie u. angewandte physikal. Chemie. 1916. Bd. 22. S. 23.) 


Tötung 

446. Klee, K.: — Fahrlass., in d. preuß. Praxis 1792—1812. (Archiv f. Strafrecht 
u. Strafprozeß. 1916. Bd. 63. S. 394—455.) 


Tod 


447. Schneider: Ein Jahr —esursachenstatistik im Regierungsbezirk Arnsberg. 
(Veröffentlichung, auf d. Gebiete d. Medizinalverwalt. V. 1916. S. 433 — 51 L> 

448. Zsakö, St. Bestimmung d. —eszeit durch d. muskelmechän. Erscheinungen. 
(Wochenschrift, Münchner medizinische. 63. Jahrg. 1916. S. 32.) 

449. O. A.: Abgabe von — esurteilen. (Wochenschrift, Jurist. 45. Jahrg. 1916. 

450. Kraehling: — esstrafe in England. (Strafrechtszeit., Deutsche. Berlin. III. 
1916. S. 466.) 

451. O. A.: —esfalluntersuchung. d. amerikan. Versicherungs-Gesellschaften. (Ver¬ 
sicherungszeitschrift, Walimanns. 50. Jahrg. 1916. S. 553.) 

452. Prinzing, Fr.: —esursachenstatistik im Deutschen Reiche f. 1912. (Archiv 
f. soziale Hygiene. XI. 1916. S. 155—64.) 

Transvestie 


453. Pettow, R.: Psychologie d. —. 
Bd. 36. S. 136-44.) 


(Archiv für d. gesamte Psychologie. 1916. 

Trinker 


454. Holitscher: Der geborene —. (Monatsschrift, Intern., z. Erforschung d. 
Alkoholismus. 26. Jahrg. 1916. S. 145.) 

Trunksucht 

455. O. A.: Mißbrauch geistig. Getränke. Trunkenheit, Behandl. trunk. Soldaten. 
Strafrecht), u. disziplln. Gesichtspunkte. (Archiv f. Militärrecht. VI. 1916. 
S. 296.) 

Tuberkulose (s. auch Fürsorge) 

456. Köhler, F.: — u. Prostitution. (Tuberkulosis. Leipzig. 15.Jahrg. 1916. S. 13.) 


Unfall (s. auch Straf) 

457. Weygandt, W.: Frage d. Zusammenh. zwisch. — u. Selbstmord. (Viertel¬ 
jahrsschrift f. gerichtl. Medizin u. öffentl. Sanitätswesen. III. F. 1916. Bd. 52. 
S. 75-93.) 

Unfruchtbar 

458. Fehlinger, H.: —machung, Gesetze über, in d. Vereinigt. Staaten. (Ge¬ 
schlecht u. Gesellschaft. Ba. 10. S. 62—68.) 


Unzucht 

459. Knabe: Unser ärgster Volksfeind. iKirchen- u. Schulblatt, Sächsisches. 
1916. Nr. 14.) 

Unzüchtig 

460. Wörter, E.:—erHandlung., Durch Täuschung ermöglichte Vornahme. (Archiv 
f. Kriminologie. 1916. Bd. 67. S. 25-41.) 
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Urkunden (s. auch Wasserzeichen) 
•461. Ltndekam, O.: —fälschung durch Tintenflecke. (Archiv f. Kriminologie. 
1916. Bd.65. S. 278-83.) 

462. O. A.: —fälschung durch Ander, e. Abklatsches e. versandt. Originalrechn. 
(Mitteil. d. Handelskammer zu Berlin. 14. Jahrg. 1916. S. 159.) 

Vaganten 

463. Tramer, M.: — ein. .Herberge z. Heimat* ln d. Schweiz. (Zeitschrift f. 
die ges. Neurologie u. Psychiatrie. 1916. Bd. 35. S. 1—150.) 

464. Benesch, L.: —plage u. Bauern. -(Zeitung, Wiener landwirtsch. [Mit Beil.: 
Mitteil. d. Fachberichterstatter.] 1916. Nr. 26.) 

Verbrechen 

465. Zeiler, A.: Behandl. d. rechtl. Zusammenfluss, b. kriegsgerichtl. —. (Straf¬ 
rechtszeit, Deutsche. Berlin. III. 1916. S. 155.) 

466. Bonne: Prophylaxe d. Roheits— u. militär. Vergehen unter bes. Berück¬ 
sichtig. d. Kriegszeit. (Strafrechtszeit., Deutsche. Berlin. III. 1916. S. 29—35.) 

467. Hellwig, A.: Problem d. — sanreizes durch Schundliteratur. (Monatsschrift 
f. Kriminalpsychologie u. Strafrechtsreform. XI. Jahrg. 1916. S. 560.) 

468. Hellwig, A.:. Aktenmäßig. Fälle Uber Schundliteratur u. Schundfilms als 
— sanrelz. (Gerichtssaai, Der. 1916. Bd. 84. S. 402—31.) 

469. Zafita, H. J.: System d. Verbrechertypen. (Archiv f. Kriminologie. 1916. 
S. 169 -75) 

470. Strafelia, Fr. G.: Degeneratives im —. Individuelle und soziale 
Degeneration. (Archiv f; Kriminologie. 1916. Bd. 66. S. 289—312.) 

471. Auer, G.: Verbrecher, — u. Strafen während d. Krieges. (Archivf. Krimino 
logie. 1916. Bd. 67. S. 133-48.) 

472. Wulffen, E.: Geist d.-s. (Natur u. Gesellschaft. Berlin. 111. 1916. 7. H. 
S. 105—11, 125-30.) 

473. Metelm ann: Kenntnis d. Verbrechersprache. (Strafrechtszeit., Deutsche. 
Berlin. III. 1916. S. 405.) 

Vergiftung 

474. Heiduschka, A.: Merkwürdig. — sverfahren. (Zeitschrift f. öffentl. Chemie. 
1916. S. 351.) 

475. Jacoby, M.: Stud. z. allgem. — sieh re. (Biochemische Zeitschrift. 1916. 
Bd. 76. S. 275-96, 321 —25. Bd. 77. S. 402, 405.) 

Versicherung 

476. Heine: Zur Frage d. — spflicht d. Fürsorge-[Zwangs-]Erziehungszöglinge. 
(Centralblatt d. Reichsversicherung. 12. Jahrg. 1916. S. 762—5/.) 

Verständigung 

477. Strafelia,Fr.G.: —.Geheime. (Archivf. Kriminologie. 1916. Bd.67. S.69.) 

Verwahrlosung (s. auch Jugend) 

478. Roller, M.: Gegen d. — unserer Jugend. (Arbeit, Deutsche. Prag. XV 
16. Jahrg. 1916. S. 98-108.) 

479. Böhme, H.: Jugendl. im Kriege, Maßnahm. z. Verhütung u. Bekämpfung 
d. —. (Jugendfürsorge, Die. Mitteil. d. deutsch. Zentrale T. Jugendfürsorge. 
Berlin. XI. 1916. S* 3.) . 

480. O. A.: Zwangshort f d verwahrloste Schuljugend in Graz. (Monatsschrift 
f. d. Kinderhortwesen. I. Charlottenburg. 1916. S. 179.) 

481. Seilmann, A.: —d. Jugend. (Philologenblatt, Deutsches. [Früher: Korre¬ 
spondenzblatt f. d. akadem. gebildet. Lehrerstand.] 1916. S. 168.) 

482. 0. A.: Maßnahmen geg. die — d. 12—14j. Großstadtjungen. (Jugendfür¬ 
sorge, Die. Mitteil. d. deutsch. Zentrale f. Jugendfürsorge. Berlin. XI. 1916. 
Nr. 2/3.) 

483. Backhausen, W.: Beiträge d. evang. Liebestätigkeit z. Bekämpf, d. — u. 
Kriminalität d. Jugend. (Jugendfürsorge, Die. Mitteil. d. deutsch. Zentrale 
f. Jugendfürsorge. Berlin. XI. 1916. Nr. 4/5.) 
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484. Siegmund-Schultze, F.: Maßnahmen gegen — d. Jugend. (Monats¬ 
schrift f. d. Kinderhortwesen. I. Charlottenourg. 1916. S. z5—43.) 

Warenhaus 

485. Boas, K.: --Diebinnen, mit besond. Berücksicht, sexueller Motive. (Archiv 
f. Kriminologie. 1916. Bd. 65. S. 103-32.) 


Wasserzeichen 

486. Lindekam, O.: — u. Urkundenfälschung. (Archiv f. Kriminologie. 1916. 
Bd. 67. S. 86-94.) 

Wetter 

487. Linke, F.: Meteorologie im Dienste d. Rechtspflege. (Umschau, Die. 1916- 
S. 781—85.) 

488 Brezina, E.; Schmidt, W.: Beziehung, zw. d. Witterung u. d. Befinden 
d. Menschen auf Grund Statist. Erhebungen. (Anzeiger d. Kgl. Akademie d. 
Wissenschaften. Wien. Math.-naturw. Klasse. 51. Janrg. 1916. S. 350.) 

Whitman 

489. Praetorius, N.: — s, W., Homosexualität, Streit um, im „Mercure de France“ 
u. d. „Archives d’anthropol. criminelle* 1913—14. (Zeitschrift f. Sexual¬ 
wissenschaft. III. Bonn, Marcus & Weber. 1916. S. 326 —39.) 


\yiederaufnahmebegehr 
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Preis M. 3.—. 


Der Verfasser, Dr. Franz Strafella in Graz, zeigt in geordnet vorgehender Be¬ 
trachtung, daß wir heim Verbrecher eine besondere Menge primitiver Dinge festzustoDen 
haben, die sein Denken, sein Handeln und dessen Technik vielfach charakterisieren. 
Man könne ihn daher nicht selten mit dem wirklich primitiven Menschen, dem Wilden, 
erfolgreich vergleichen. Die Beispiele sind bisweilen überraschend, haben aber Strafella 
keineswegs verleitet, lediglich hierauf soziologische Schlüsse zu basieren. Er betont viel¬ 
mehr, daß zunächst ein Zwang vorliegt, sich zu behelfen, daß ferner ganze Menschen¬ 
klassen da eben gleichfalls in ihrem Wesen und Tun primitiv erscheinen, daß es endlich 
asoziale Einzelelemente gibt, die ihr Primitiventum so gut wie notwendig zu Verbrechern 
machen muß, wenn sie dem Mangel ausgesetzt werden. Die reich mit Illustrationen 
ausgestattete Arbeit, auch als Sonderausgabe zum Preise von M 8.— erschienen, 
dürfte viele Leser fesseln. Norddeutsche Allgem. Zeitung Nr. 142, Mai 1917, 
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Hörigkeit. 

Von 

Dr. Erwein HOpler, Hofrat und Leitendem Ersten Staatsanwalt in Wien. 


Der 21 Jahre alte Student der Medizin A. ist der Sohn eines 
Kaufmanns und lebte bei seinen Eltern, die außer ihm noch zwei 
erwachsene Söhne haben, in geordneten Verhältnissen. Er wird 
als überaus fleißig und begabt geschildert, was auch durch seine 
stets mit ausgezeichnetem Erfolge abgelegten Prüfungen und die 
Angaben seiner Universitätsprofessoren bestätigt wird, die ihn als 
selten begabten und verwendbaren Studenten bezeichnen. A. ob¬ 
lag jedoch nicht bloß seinem Berufsstudium mit großem Fleiß, 
sondern wurde mit bestem Erfolge auch auf den Kliniken ver¬ 
wendet; durch einige Zeit war er als Hilfskraft dem Bezirksarzt 
zugeteilt, der die regelmäßige ärztliche Untersuchung der unter 
Aufsicht stehenden Schanddimen durchzuführen hat. Außerdem 
gab A. Privatstunden, deren Ertrag sein Taschengeld bildete. 
Körperlich ist er schwächlich und klein, so daß er selbst im Kriege 
nicht militärdiensttauglich wurde. Bis auf verhältnismäßig ge¬ 
ringe Auftritte mit seinem etwas nervösen Vater lebte er mit 
seinen Familienangehörigen im besten Einvernehmen. Seine 
Freunde schildern A. übereinstimmend als eine sehr nüchterne, 
abwägende, furchtsame, mitunter geradezu feige, dabei überaus sinn¬ 
liche Natur. A. nahm, wie einer seiner Freunde erzählt, gerne den 
Mund recht voll, um sich bei drohendem Widerstand aus dem 
Staub zu machen. Das weibliche Geschlecht schien ihm minder¬ 
wertig und nur zur sinnlichen Befriedigung bestimmt zu sein; mit 
Vorliebe rühmte er sich seiner Erfolge bei Mädchen, wobei er stets 
nur die sexuelle Seite betonte, und einer platonischen Zuneigung 
nicht fähig schien. Im Alter von 18 Jahren hatte er wegen einer 
Trippererkrankung Spitalsbehandlung genossen und hierbei einen 
Kellner eines Nachtkaffees kennen gelernt, den er nach seiner 
Genesung wiederholt aufsuchte, um von ihm „gute Tips“ zu er¬ 
halten. Hierbei sprach er über die einzelnen Mädchen in einer 
Weise, die sogar dem Kellner unangenehm wurde. 

•Archiv für Kriminologie. 71. Bd. 18 
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Um die Mitte des Jahres 1918 nahmen die Freunde bei A. 
eine Veränderung wahr; er hatte ein Mädchen kennen gelernt, zu 
dem er eine tiefe Neigung gefaßt zu haben schien. Wiederholt sprach 
er im Freundeskreise über sein Liebesverhältnis, erklärte auch, er 
wisse, das Mädchen sei oberflächlich und kokett, er könne aber 
nicht von ihm lassen. 

Die Beziehungen zu dem Mädchen wurden im Herbst 1918 
intime und er pflegte regelmäßig einmal in der Woche, meist 
nach einem gemeinsam gemachten Spaziergang in einem Hotel 
mit seiner Geliebten einzukehren. 

Im Winter 1918 begann A. eifersüchtig zu werden, was darin 
seinen Grund hatte, daß das Mädchen Tanzstunden besuchte, 
denen A., der nicht tanzte, fernblieb. Er ließ seine Geliebte über¬ 
wachen, doch konnte er auf eine Untreue nicht kommen. Sein 
Freundeskreis wußte von dem Verhältnisse ebenso wie seine Eltern, 
und A. sprach von dem Mädchen als von seiner Braut. 

Am 24. Jänner 1919 erhielt A. von dem Mädchen einen Ab¬ 
sagebrief, der folgende Vorgeschichte hatte: Gegen Mitte Jänner 
begann A. dem Mädchen wegen angeblicher Vernachlässigung 
seiner Person Vorwürfe zu machen, die nicht ohne Kränkungen 
abliefen. Am 20. Jänner war das Mädchen mit A. nach einem 
gemeinsamen Spaziergang wieder ins Hotel gegangen; dort hatte 
A. seiner Geliebten abermals Vorwürfe gemacht und ihr erklärt, 
sie sei ihm nicht mehr, wie alle anderen Frauen, ein Zeitver¬ 
treib, er schätze sie nicht höher als die anderen. Trotz dieser 
schweren Kränkung zwang er die Widerstrebende zum Beischlaf. 
Dieses Vorgehen löste den Brief aus, in welchem das Mädchen 
versichert, es habe A. ehrlich geliebt, sehe sich schwer enttäuscht, 
die Liebe sei in Haß verwandelt, seit er es wie eine Dirne behandelt 

A. schien durch den Brief tief ergriffen zu sein; er zeigte ihn 
seinen Freunden und äußerte Selbstmordgedanken. Einzelne 
suchten ihn zu trösten, andere trachteten eine Versöhnung herbei¬ 
zuführen. Zu diesem Zwecke wurde für den 25. Jänner eine Zu¬ 
sammenkunft, für den 26. Jänner (einen Sonntag) ein Rodelaus¬ 
flug besprochen, an dem A. sowohl als seine Geliebte teilnehmen 
sollten. Beide fanden sich auch am Treffpunkt ein, doch kehrte A. um 
und ging nach Hause, weil.das Mädchen keine Freude über sein 
Mitgehen zeigte. Eine Aussöhnung fand an keinem der Tage statt. 

Am 26. Jänner ging A., nachdem er sich von der Rodel¬ 
gesellschaft getrennt, aus dem Dorfe und traf dort einen Freund 
in der Begleitung eines Mädchens; er schloß sich den beiden ^n; 
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plötzlich erblickte er ein auffallend angezogenes, junges Mädchen; 
mit den Worten: Die ist eigentlich sehr fesch! entfernte er sich 
von seinen Begleitern und ging dem Mädchen nach. Nach kurzer 
Zeit schon kam er mit der Unbekannten seinem Freund und dessen 
Begleiterin entgegen. Nach einer flüchtigen Vorstellung gingen 
die zwei Paare gemeinsam in ein Kaffeehaus, wo eine anregende 
Unterhaltung über harmlose Dinge sich entwickelte. Um 4 Uhr 
nachm, entfernte sich der Freund mit seiner Begleiterin und ver¬ 
sprach, um 6 Uhr wiederzukommen. Bei seiner Rückkehr traf er 
weder A. noch die Unbekannte an. 

Diese hatte, als sie mit A. allein war, sofort mit der Enthüllung, 
ihres Lebensschicksals begonnen; sie erzählte von großem Ver¬ 
dienste in einem künstlerischen Erwerbe, schilderte A., wie un¬ 
glücklich sie sich infolge schwerer Krankheit und homosexueller 
Veranlagung fühle und sprach schließlich eindringlich von ihrem 
Lebensüberdruß und ihrem feststehenden Entschluß, freiwillig aus 
dem Leben zu scheiden. Durch dieses Vertrauen ließ sich A. 
bewegen, auch sein Mißgeschick mit seiner Geliebten vorzubrin¬ 
gen, das auch in ihm Selbstmordgedanken ausgelöst habe. Die 
Unbekannte nahm dies gierig auf, sprach eindringlich vom ge¬ 
meinsamen Sterben und brachte es schließlich dazu, daß A. ihr 
ehrenwörtlich versprach, sie noch am gleichen Tage zu erschießen. 

Über ihr Andringen fuhr A. in einem von dem Mädchen be¬ 
stellten und bezahlten Auto nach Hause, um einen Revolver zu 
holen; er sollte baldmöglichst die Unbekannte in deren Hotel 
aufsuchen und erhielt zur Ermöglichung des Wiederfindens eine 
bezahlte Rechnung, aus der A. erst den vollen Namen des Mädchens 
erfuhr. Zu Hause traf er seine Mutter, einen der Brüder und eine 
bekannte Frau an. A. schien aufgeräumt, gegen sonst un¬ 
verändert, sprach mit der bekannten Frau scherzhaft über 
sein Liebesverhältnis und den erhaltenen Abschiedsbrief 
und entfernte sich nach kurzer Zeit mit dem Bemerken, sein 
Freund erwarte ihn wieder und nahm einen seinem Bruder ge¬ 
hörigen Revolver mit. Im Hotel erwartete ihn bereits im Stiegen¬ 
hause die Unbekannte und führte ihn in ihr Zimmer; ihrem 
Wunsch, sie dort zu erschießen, widersetzte sich A., worauf die 
Unbekannte einige Abschiedsbriefe schrieb und dem herbeigerufenen 
Stubenmädchen übergab; auch A. schrieb einen Abschiedsbrief an seine 
Mutter; die Unbekannte verlangte nun von A., dieser möge in 
ihrer Gegenwart mit dem Stubenmädchen Beischlaf pflegen und 
A. versuchte auch dieser Aufforderung nachzukommen, wobei er 

18 * 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



256 


Dr. Erwein Höpler 


auch eine ihm von der Unbekannten zu diesem Zwecke über¬ 
gebene 50 K Note anbot. Da das Stubenmädchen trotzdem bei 
seiner Weigerung verblieb, entfernten sich A. und die Unbekannte 
aus dem Hotel. Auf der Straße näherte sich A. über Aufforderung 
seiner Begleiterin einer Straßendirne, mit- welcher er ein Hotel 
besuchte, während die Unbekannte, die zunächst hatte mitgehen 
wollen, vor diesem Hause auf A. wartete. 

Nach seiner Rückkehr sprach die Unbekannte den Wunsch 
aus, A. möge an seine Geliebte telefonieren. Dies geschah auch; 
A. rief das Mädchen auf und sagte: „Ich will mich von Dir ver¬ 
abschieden, ich erschieß mich jetzt“. Auf den Vorhalt, A. möge 
keine schlechten Witze machen, rief die Unbekannte: „Ja Fräu¬ 
lein, es ist gar nicht lächerlich, wir machen das jetzt gemeinsam.“ 
Die weitere Frage des Mädchens, wer die Unbekannte sei, wurde 
nicht beantwortet und das Gespräch abgebrochen. 

Die Unbekannte nahm nun ein Auto auf, bezeichnete dem 
Lenker als Ziel ein Krankenhaus, stieg mit A. ein und legte das 
Fahrgeld in die Wagentasche. 

Auf dem nur kurzen Wege zum Fahrziel setzte die Unbe¬ 
kannte, die links von A. saß, diesen unausgesetzt zu, endlich zu 
schießen und warf dem. Zögernden Feigheit und Wortbruch vor. 
Kurz vor der Ankunft im Krankenhause gab A. zwei Schüsse ab; 
den einen legte er an der rechten Gesichtsseite seiner Begleiterin 
an, so daß diese schwer blutend auf sein Haupt sank, den zweiten 
feuerte er gegen seine Brust ab. 

Als die beiden Verletzten im Krankenhause übernommen 
wurden, verlangte A. unter Hinweis auf seinen ärztlichen Beruf, 
zuerst behandelt zu werden, wünschte verschiedene bekannte 
Professoren zu seiner Behandlung beizuziehen und zeigte große 
Angst vor dem Tode. 

Das schwerverletzte Mädchen wurde als die 19 Jahre alte H. Z. 
festgestellt. Die Schußwunde hatte das Gesicht knapp unter dem 
Schädelraum durchdrungen, wobei das. Geschoß in der rechten 
Gesichtshälfte unter der Schläfe eingetreten und links im Kaumuskel 
steckengeblieben war. Am 28. Jänner starb die Verletzte und die 
gerichtliche Leichenöffnung stellte als Todesursache'eitrige Hirn¬ 
hautentzündung, als Folge einer Infektion der Hirnhäute durch 
das Geschoß, fest. 

A. hatte eine die Lunge streifende, den Körper von vorn nach 
rückwärts durchziehende Schußverletzung erlitten, die nach etwa 
10 Wochen folgenlos verheilte. 
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Über die Persönlichkeit der H. Z. wurde folgendes erhoben: 
Sie ist die Tochter einer schwer nervösen Mutter, einer galizischen 
Jüdin, und wird als überaus begabt und künstlerisch veranlagt ge¬ 
schildert; sie hatte das Mädchenlyzeum absolviert, hatte infolge 
Zwistigkeiten das Elternhaus verlassen, wohnte zunächst bei einer 
Verwandten, später unter falschen Namen in einem Hotel; sie war 
als künstlerischer Beirat bei einem kunstgewerblichen Institute 
angestellt, doch lebte sie weit über diese Erwerbsverhältnisse, tat¬ 
sächlich kam hervor, daß H. Z. gewerbsmäßig Warendiebstähl be¬ 
ging; hierbei half ihr eine Freundin, die vollkommen unter dem Banne 
der H. Z. stand. Diese hatte sich wiederholt gebrüstet, es sei ihr 
gelungen, aus dem Mädchen, das eine Vorzugsschülerin gewesen 
war, eine sittenlose Diebin zu machen, die das Studium hatte auf¬ 
geben müssen. H. Z. erzählte jedermann mit seltener Scham¬ 
losigkeit von ihren sittlichen Verfehlungen und von ihrer homo¬ 
sexuellen Veranlagung, wobei sie ihrer Freundin den Männer¬ 
namen „Peter“ beilegte. 

Im Frühjahr 1918 war H. Z. durch etwa 4 Wochen in irren- 
ärztlicher Behandlung; die Krankengeschichte hebt vor allem ihre 
besondere Scham- und Reuelosigkeit hervor, mit der H. Z. mit 
Schamlosigkeit geradezu großtue. Ihre Bekannten schildern sie 
als sprunghaft, heben ihre daseinszerstörende Weltauffassung und 
die Tatsache hervor, H. Z. habe seit langer Zeit nach Jemanden 
gesucht, der sie töten würde, da ihr selbst der Mut fehle, ihren 
feststehenden Selbstmordgedanken auszuführen. Vor ihrem Tode 
hatte sie, von einer Krankenschwester befragt, angegeben, der 
junge Mann, den sie erst wenige Stunden gekannt, habe sie an¬ 
geschossen, nachdem sie lange auf ihn eingeredet und ihn hierzu 
bestimmt habe. Die gerichtliche Leichenöffnung zeigte eine 
schwere geschlechtliche Erkrankung der H. Z. 

Dies der Sachverhalt; zu einer Anklage und Verhandlung 
kam es nicht, da das Strafverfahren im Gnadenwege niederge¬ 
schlagen und eingestellt wurde. Es kam daher auch nicht zu 
einer Begutachtung des Falles durch die Psychiater, was gewiß 
von großen Interesse gewesen wäre. Der Fall kann daher heute 
nur vom Laienstandpunkte beurteilt werden. 

A. hatte bei seiner ersten gerichtlichen Vernehmung, die nach 
Eintritt seiner Vemehmungsfähigkeit vorgenommen wurde, den 
Sachverhalt vollkommen klar bis in alle Einzelheiten geschildert; 
er hatte das Zusammentreffen mit H. Z. mit dem Wunsche, in 
seinem Liebesschmerz Trost durch leichte Unterhaltung zu suchen, 
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begründet. Einige Zeit nach dieser Vernehmung schrieb er an 
den Untersuchungsrichter einen Brief, in dem er behauptet, seine 
Angaben nur auf Grund einer Reproduktion eines Gespräches 
mit seiner Mutter gemacht zu haben, über die Einzelheiten der 
Tat und deren kurze Vorgeschichte jedoch keine genaue Erinne¬ 
rung zu haben. Die'se Behauptung hielt A. auch später aufrecht 
trotz des Vorhaltes deren Unglaubwürdigkeit; tatsächlich ist es 
nicht zu erklären, woher A. die in alle Einzelheiten gehende rechte 
Darstellung hätte reproduzieren können, die — soweit dies mög¬ 
lich war — durch die Aussagen des Stubenmädchens, des Auto¬ 
kutschers und der von A. aufgeläuteten Geliebten als richtig fest¬ 
gestellt wurde. Eine Vernehmung der schwer kranken H. Z. war 
nicht möglich, weder A., noch dessen Mutter hatten Gelegenheit, 
mit H. Z., die doch außer A. die einzige Zeugin der fraglichen 
Ereignisse war, über die Sache zu sprechen und die wenigen von 
H. Z. der Krankenschwester gegenüber gemachten, oben wieder¬ 
gegebenen Äußerungen, können für die Reproduktion unmöglich 
hinreichen. 

Es rückt nun die Frage näher, ob A. die Tat mit eigenem 
Willen nur über Anstiften der H. Z. begangen hat, oder ob er 
unter einem geradezu krankhaften Einflüsse den tödlichen Schuß 
abfeuerte. 

Eine Hypnose ist wohl auszuschließen und A. behauptet eine 
solche auch gar nicht; es wäre ihm eine Hypnotisierung wohl 
auch kaum entgangen. 

Es könnte sich noch darum handeln, ob nicht die Annahme 
einer Wachsuggestion gerechtfertigt ist. 

Vielleicht sind in dieser Richtung auch noch folgende Beweise 
verwertbar: 

A. ging nie mit Waffen um; als im Herbst 1918 sein beim 
Militär dienender Bruder zu Hause mit einem Revolver hantierte, 
begab sich A. aus Furcht in das weitgelegenste Zimmer der 
Wohnung. 

Ein Universitätskollege A.s erzählt, er habe ihn einmal mit 
größter Leichtigkeit hypnotisiert. 

A. wird von einzelnen Freunden als willensschwach bezeichnet 
und ist nach dem Vorgesagten zweifellos charakterlogisch min¬ 
derwertig zu nennen. Hierfür spricht auch die . von einer Labo¬ 
rantin bestätigte Tatsache, daß A. ihr davon erzählt habe, seine 
Braut habe sich vergiftet und daß er um die gleiche Zeit vom 
Begräbnis des Mädchens sprach, als er anderen gegenüber, Selbst- 
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mordgedanken wegen des Abschiedsbriefes äußerte. Auch am 
24. Jänner hatte er im Freundeskreis von Selbstmordabsichten ge¬ 
sprochen; die Freunde zogen die Sache ins Spaßhafte, indem sie 
erwähnten, die Geschiche sei schmerzhaft, A. möge warten, bis 
genügend Geld zu einem Kranz beisammen sei u. ähnl. Schließ¬ 
lich wurde davon gesprochen, einen Selbstmord vorzutäuschen 
und etwa an der Nase vorbeischießen und A. schien sich mit 
diesem Gedanken zu befreunden. 

A. hat sich daher vor seinen Zusammentreffen mit H. Z. mit 
dem Gedanken eines Selbstmordes scheinbar nicht allzu ernst be¬ 
faßt, was ja nach seinem Benehmen der Geliebten gegenüber 
verständlich ist. A. hat doch den Abschiedsbrief durch schwere 
Kränkung des Mädchens selbst veranlaßt, was gegen das Vor¬ 
handensein einer echten tiefen Neigung spricht. Er hat auch trotz 
der ihm gegebenen Möglichkeit nichts getan, um diese Kränkung 
zu mildem oder wett zu machen. 

A. hat also mit dem Selbstmordgedanken wohl nur gespielt 
und trat in dieser Stimmung der sehr willensstarken H. Z. ent¬ 
gegen, die — wie sie sich rühmte — eine brave Freundin hörig 
gemacht und auf die Bahn des Verbrechens geführt hatte. Daß H. 

Z. die Führung über A. nach so. kurzer Zeit erlangt haben muß, 
ergibt sich aus den Aussagen des Hotelstubenmädchens, dem In¬ 
halt des telefonischen Gesprächs mit der Braut A.s und den Mit¬ 
teilungen des Autolenkers. 

Gegen eine Wachsuggestion spricht m. E. vor allem die Tat¬ 
sache, daß zwischen der Anstiftung zur Tat und deren Verübung 
ein immerhin längerer Zeitraum liegt, den A. außerhalb der Ein¬ 
flußsphäre der H. Z. bei seinen Angehörigen in seiner Wohnung 
verbrachte und in dem er nicht die geringsten Spuren einer krank¬ 
haften Beeinflussung zeigte, obwohl von seinem unglücklichen 
Liebesverhältnis gesprochen wurde. 

Es liegt daher wohl nur eine durch die intensive Willenskraft » 
der H: Z. hervorgerufene Hörigkeit vor, welche bei A. die Straf¬ 
tat auslöste. 
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Zwei Fälle von Kindermißhandlung. 

Von 

Dr. Paul Siegfried, Erstem Staatsanwalt in Basel. 


I. 

Der Titel dieses Aufsatzes spräche besser von Kindestötungen; 
ich habe ihn aber gewählt, weil ich die Anregung zu dieser Arbeit 
erhalten habe durch die Darlegungen, die v. Höpler im 3./4. Hefte 
des 69. Bandes dieser Zeitschrift auf Seite 223ff. »über Kinder¬ 
mißhandlung“ veröffentlicht hat. Zu Beginn dieses Aufsatzes 
spricht er die Bitte aus, seine Arbeit dadurch zu fördern, daß ihm 
— am besten durch Veröffentlichung in diesen Blättern — mög¬ 
lichst viel andere Prozesse dieser Art zur Verfügung gestellt werden. 
Das freundliche Entgegenkommen des Herausgebers dieser Zeit¬ 
schrift macht es mir möglich, zu meinem bescheidenen Teil etwas 
an die Erfüllung dieses Ersuchens beizutragen, indem ich im 
folgenden zwei Fälle veröffentliche, die in dieses Gebiet gehören, 
zum Teil allerdings darüber hinausgehen. Zu ihrer Darstellung 
glaube ich mich deshalb für befähigt erachten zu dürfen, weil ich 
sie nicht nur aus den Akten, sondern aus eigenster Anschauung 
kenne. Ich hatte mich mit ihnen als Untersuchungsrichter zu be¬ 
fassen, in einer Stellung also, die weitaus tiefere Einblicke ge¬ 
währt, als sie dem Richter, dem Staatsanwalt, dem Verteidiger, 
ja vielleicht sogar dem Beschuldigten selbst gegeben sind. Zwar 
ist seit jener Zeit schon rund ein Jahrzehnt verflossen; allein da 
beide Fälle zu den größten und eindrucksreichsten gehörten, die 
ich als Untersuchungsrichter je zu bearbeiten hatte, führte mich 
jetzt jede Seite jener schon jahrelang mir nicht mehr zu Gesichte 
gekommenen Akten wieder so vollständig in das damals Miterlebte 
zurück, daß ich diese Zeilen aus ungetrübter und frischer Erinne¬ 
rung niederschreibe. 

Die seither im Dienste der Verbrecherverfolgung erworbene 
Erfahrung läßt allerdings den Verfasser das eine oder andere 
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heute anders als damals betrachten, wie mir denn erst während 
der Abfassung dieser Arbeit so recht klar geworden, wie wertvoll 
es für jeden Kriminalisten ist, eine von ihm selbst vor Jahren 
geführte Untersuchung eines Tages wieder vorzunehmen, sie mit 
der durch die zeitliche Trennung bewirkten Sachlichkeit fast wie 
das Werk eines andern zu betrachten und sich selbst die Frage 
zu beantworten, ob einem alles damals Angeordnete auch jetzt 
noch als richtig erscheint und was man heute anders ansehen 
oder anfassen würde. 


1. Der Fall P. 

Montag den 15. Juli 1907, vormittags erstattete ein im Hause 
S.straße 62 in B. wohnhafter Handwerker bei der Abteilung für 
Strafsachen des Polizeidepartementes, der die erste Verbrechens¬ 
verfolgung obliegt, die Anzeige, es sei am Abend des Samstags 
13. Juli ein Kind plötzlich gestorben, das bei der im gleichen 
Hause wohnhaften Familie P. untergebracht gewesen sei; da dieses 
Kind von seiner Pflegemutter Frau P. beständig schwer mißhandelt 
worden sei, gehe sein Tod möglicherweise auf diese Mißhand¬ 
lungen zurück. Die alsobald durchgeführten polizeilichen Vor¬ 
untersuchungen waren für Frau P. dermaßen belastend, daß sie 
deren Verhaftung noch am gleichen Tage nach sich zogen. Am 
16. Juli wurde gegen Frau P. und ihren Mann die richterliche 
Voruntersuchung wegen fahrlässiger Tötung, eventuell wegen 
Mordes, eröffnet und dem Verfasser übertragen. 

Diese Untersuchung ergab folgendes: 

Johann Ulrich P., gebürtiger Schweizer, geboren 1880, also 
damals 27 Jahre alt, von mäßiger Volksschulbildung, erlernte 
keinen Beruf und betätigte sich nach Schulentlassung an ver¬ 
schiedenen Orten der Schweiz als Verkäufer, Hausdiener, Hotel¬ 
portier und in ähnlichen, häufig wechselnden Stellungen. 

Im März oder April 1904 knüpfte er in Z. mit Emilie B., 
seiner nachmaligen Frau, ein Verhältnis an und verkehrte ge¬ 
schlechtlich mit ihr, verlor sie dann aber, wohl wegen seiner und 
der B. unsteten Lebensweise, vorläufig wieder aus den Augen. 

Emilie B., die spätere Frau P., wurde am 9. September 1884 
in einem elsässischen Vororte B.s als Tochter reichsdeutscher 
Eltern des untern Bürgerstandes geboren; zur Zeit der Tat war 
sie demnach 23 Jahre alt. Mit 17 Jahren verließ sie das elter¬ 
liche Haus, wo sie eine ordentliche Erziehung scheint erhalten zu 
haben; sie hatte die gewöhnlichen Volksschulen besucht, ohne sich 
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angeblich irgendwie günstig oder ungünstig auszuzeichnen. Zu¬ 
erst versah sie verschiedene Stellen als Kellnerin oder Magd in 
der Stadt B. Die Erkundigungen, die an diesen Orten eingezogen 
wurden, als sie bereits unter der Beschuldigung des Mordes in 
Untersuchungshaft saß, ergaben, daß sie von ihren Arbeitgebern, 
soweit sie sich noch an sie erinnern konnten, als frech, lügen¬ 
haft, diebisch, gleichgültig, störrisch, leichtsinnig, flüchtig in der 
Arbeit, mannssüchtig bezeichnet wurde. Solche unter den eben- 
bemeldeten Umständen abgegebenen Zeugnisse haben nun aller¬ 
dings wenig Wert, wenn ihnen andere, günstige entgegenstehen. 
Hier war das aber nicht der Fall, und zudem erwies sich in der 
Untersuchung das durch diese Zeugnisse gezeichnete Charakter¬ 
bild der Frau P. als richtig. Namentlich zeigte es sich, daß sie 
in bezug auf Arbeitsorte mehrmals, und wohl nicht immer un¬ 
absichtlich, falsche Angaben gemacht hatte. Festgestellt ist ferner, 
daß die P. in dieser Wanderzeit während zwei Jahren ihren Eltern 
keine Nachricht zukommen ließ. 

Nicht lange, nachdem P. der Emilie B. vorläufig entschwunden 
war, scheint sie ein aoderes Verhältnis eingegangen zu haben: 
am 8. September 1905 gebar sie in L. das Kind Hedwig. Von 
dessen Dasein erhielten ihre Eltern erst bei ihrer Verheiratung, 
zwei Jahre später, Kenntnis. Die B. gab als den Vater dieses 
Kindes nicht den P., sondern einen F. an, mit dem sie in Z. 
Verkehr gehabt habe. Allerdings behauptete sie dann später auch 
wieder die Vaterschaft des P., wenn es ihr paßte. So legitimierte 
denn P. bei der spätem Verheiratung das Kind Hedwig als sein 
eigenes; er scheint auch Liebe zu ihm gehabt zu haben, obschon 
er über seine Vaterschaft zum mindesten stark im Zweifel sein 
mußte. 

In Z., woselbst die B. ihrem spätem Manne zuerst begegnete 
und wo sie wiederum an verschiedenen Orten als Kellnerin arbeitete, 
scheint sie ausschweifend gelebt zu haben. Sie wurde wegen 
»Anlockung zur Unzucht* verhaftet und am 2. Dezember 1904 
für fünf Jahre aus dem Kanton ausgewiesen. Gegen diese Maß¬ 
nahme scheint sie sich zweimal verfehlt zu haben, denn am 
4. August und am 1. September 1905 wurde sie vom Bezirks¬ 
gericht wegen Ungehorsams gegen amtliche Verfügungen das 
erstemal mit einer Woche, das zweitemal mit drei Wochen Ge¬ 
fängnis bestraft. 

Im Jahre 1905 finden wir sie dann in L. Der dortigen Sicher¬ 
heitsbehörde scheint ihr übler Ruf bekannt gewesen zu sein; sie 
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wird in einem späteren Polizeibericht als „bekannte Dirne“ be¬ 
zeichnet, die sich nun mit dem „hier als Zuhälter bekannten* P. 
verheirate. 

Im Jahre 1906 hatte nämlich P. in L. die Emilie B. wieder 
getroffen. Sie erzählte ihm, daß sie von ihm ein Kind, die Hed¬ 
wig, bekommen habe, und so kam es am 21. Januar 1907 zur 
Heirat, wobei, wie bereits bemerkt, P. die Hedwig als voreheliches 
Kind legitimierte. Von Anfang an hatten die Eheleute ihren Wohn¬ 
sitz in B., S.straße 62. Bei ihnen war das Kind Hedwig. P., im 
Anfang der Ehe arbeitslos, bekleidete vom 1. April 1907 an in 
einem Gasthof die Stelle des Portiers. 

Doch bald bekam die kleine Familie Zuwachs: das bedauerns¬ 
werte Kind, das den Gegenstand dieser Darstellung bildet. 

Im Sommer 1904, also kurz nachdem er die Emilie B., seine 
nachmalige Frau, verlassen, hatte nämlich P. eine Flora Sch. ge¬ 
schwängert, die mit ihm in einem Gasthof der Innerschweiz an¬ 
gestellt gewesen war. Die Sch. gebar am 11. Juni 1905 einen 
Knaben; er erhielt den Namen Alois. P. hatte sich damals als 
seinen Vater bekannt; in der Untersuchung behauptete er dann 
allerdings, er sei schon zu jener Zeit hierüber nicht ganz sicher 
gewesen, indem er Anhaltspunkte dafür gehabt habe, daß sich die 
Flora Sch. zur kritischen Zeit auch mit andern abgegeben. Von 
ihr wurde dies immer mit Entschiedenheit bestritten: sie habe nie 
mit einem andern Manne als mit P. zu tun gehabt. Die Zweifel 
des P. an seiner Vaterschaft scheinen nach der Geburt des Alois 
keineswegs stark gewesen zu sein, indem es zu einer Verlobung 
des P. mit der Flora Sch. kam. Sie löste sich aber wieder, an¬ 
geblich erst im letzten Augenblicke vor dem Standesamt, nach P. 
hauptsächlich wegen falscher Angaben der Sch. über Alter und 
Vermögen, nach ihr, die solche falsche Angaben bestreitet, ohne 
triftigen Grund. Im März 1907 beschuldigte dann die Sch. den 
P. des Betruges, indem sie ihn bezichtigte, ihr unter der unwahren 
Angabe, er wolle sie heiraten, Geld abgelockt zu haben. Die 
Anzeige wurde wegen Inkompetenz abgewiesen und die Sch. kam 
nicht mehr auf die Sache zurück. 

P. kümmerte sich in der Folgezeit um das Kind Alois nicht 
und zahlte nichts an das Kostgeld; infolgedessen wurde der kleine 
Alois von einer in seinem Geburtsort wohnenden Frau, bei der 
er zuerst verkostgeldet gewesen, weggenommen und in das Waisen¬ 
haus seiner Heimatgemeinde verbracht. Dann kam er Ende De¬ 
zember 1906 zu dem Stiefbruder seiner Mutter, einem Alois v. A. in R. 
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Die Mutter Flora Sch., die immer in auswärtigen Dienststellen 
ihrem Gewerbe nachging, sah das Kind fast nie; nach ihren eigenen 
Angaben hat sie es während seines ganzen Lebens nur vier Wochen 
lang gepflegt: im Jahre 1907, als sie sich krankheitshalber bei 
ihrem Stiefbruder in R. aufhielt. Aber auch dieser, Alois v. A., 
wollte das Kind nicht behalten, nachdem ein heftiger Briefwechsel 
des v. A. mit P., der diesen zur Erfüllung seiner Alimentations¬ 
pflicht hätte bringen sollen, ergebnislos gewesen war. So brachte 
denn v. A. den kleinen Alois am 19. Mai 1907 kurz entschlossen 
zu P. nach B., erklärte, er könne das Kind nicht mehr länger be¬ 
halten und ließ es einfach da, ohne sich um alles weitere zu be¬ 
kümmern, indem er schleunigst wieder abreiste. Frau P. erklärte 
sich einverstanden, das Kind Alois zu behalten und es mit ihrem 
eigenen — Hedwig — aufzuziehen. 

Dies die bei näherer Überlegung geradezu grauenvolle Um¬ 
gebung, in die das zweijährige uneheliche Kind nun hinein¬ 
gestellt war. 

Seine leibliche Mutter und deren Verwandte bekümmern sich 
nicht im mindesten um sein Wohl; später in der Untersuchung 
erklärt sogar die Mutter, sie habe von der Verbringung ihres 
Kindes zu P. nichts gewußt und den Tod des Alois habe sie erst 
Monate nachher erfahren 1 Der durch und durch leichtsinnige und 
gleichgültige P., der ebenso wenig sicher ist, der Vater der Hed¬ 
wig als des Alois zu sein, unterläßt es, das neu in seinen Haus¬ 
halt gekommene Knäblein bei der Polizeibehörde anzumelden. 
Er scheut die kleine Mühe, die hierzu notwendigen Schriften des 
Kindes zu beschaffen, wenn man aus dieser Unterlassung nicht 
den furchtbaren, aber durch die Untersuchung nicht genügend 
erwiesenen Verdacht schöpfen will, er habe damals schon geplant, 
was seine Frau dann so gräßlich ausführte. 

Es sei hier vorweggenommen, daß die gegen den Ehemann P. 
wegen Mitbeteiligung an dem Verbrechen seiner Frau durchgeführte 
Untersuchung trotz den von jener gegen ihn erhobenen Anschuldi¬ 
gungen zu keinem Ergebnis führte. Wohl konnte es als erwiesen 
erachtet werden, daß ihn mehrmals Hausbewohner auf die im 
folgenden darzustellende Behandlung aufmerksam machten, die 
seine Frau dem Knaben angedeihen ließ. Allein er konnte es als 
glaubhaft erscheinen lassen, daß er sie immer darüber zur Rede 
stellte. Allerdings gab er sich dann stets mit den leeren Aus¬ 
reden seiner Frau zufrieden. Auch die Behauptung der Frau P. 
ist unbewiesen, sie habe ihn mehrmals gebeten, er solle doch das 
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Kind anderswohin tun, sonst gebe es noch etwas Dummes, er 
habe sie aber immer auf später vertröstet. So konnte ihm zwar 
eine moralisch unverantwortliche Gleichgültigkeit nachgewiesen 
werden, aber ein verbrecherischer Tatbestand nicht, und gar für 
eine tätige Beteiligung an den Mißhandlungen war außer mehr 
oder weniger bestimmten Behauptungen seiner Frau kein An¬ 
haltspunkt vorhanden. Von Anfang an erschien er auch deshalb 
weit weniger belastet, weil sein Beruf ihn von morgens früh bis 
abends spät stets außer dem Hause hielt. Frau P. wurde des¬ 
halb allein dem Strafgericht überwiesen. 

Die gegen sie geführte Untersuchung ergab keine bestimmten 
Beweise dafür, daß Frau P. den Knaben von Anfang an haßte und 
ihm schon damals nach dem Leben trachtete; es war wohl so, 
wie sie einmal dem Untersuchungsrichter sagte, daß sie das ihr 
aufgedrungene Kind zwar nicht mit Freude, doch gleichmütig in 
ihre Haushaltung aufnahm, im Gedanken, ob sie nun ein Kind 
habe oder deren zwei, das komme aufs gleiche heraus. Immer¬ 
hin scheint sie nichtdie Absicht gehabt zu haben, das Kind dauernd 
zu behalten: es geht dies aus einer von einer Zeugin berichteten 
Äußerung hervor. Frau P. sagte nämlich dieser Zeugin wahr¬ 
heitswidrig, das Kind gehöre einem Bruder ihres Mannes; die 
Mutter sei gestorben und der Vater krank in einem Spital. 

Aber was dem Kinde zum Verhängnis gereichte, war folgendes. 
Alle Zeugenaussagen — sogar die seiner leiblichen Mutter — 
stimmen mit Frau P. darin überein, daß das im übrigen wohl ge¬ 
bildete, gesunde und zutrauliche Kind in hohem Grad unreinlich 
war und beständig das Zimmer und sein Bettchen beschmutzte. 
Darüber geriet die Pflegemutter, die sich häufig zu Hausbewohnern 
und Besuchern * in den rohesten Ausdrücken über diese Eigen¬ 
schaften des Alois äußerte und die übereinstimmend als eine leicht 
erregbare Frau geschildert wird, jeweilen in unmäßigen Zorn, und 
dieser ging bald in einen bleibenden Haß gegen das Kind über, 
dem sie oft den unverhohlensten Ausdruck gab. 

In stärkstem Gegensatz zu dem liebreichen Benehmen, das 
sie allezeit ihrem eigenen Kinde gegenüber an den Tag legte, be¬ 
gann sie bald den kleinen Alois auf die scheußlichste Weise zu 
mißhandeln. 

Nicht nur fuhr sie das Kind häufig mit harten und lieblosen 
Worten an, nicht nur weigerte sie sich, als einmal Alois ziemlich 
stark unpäßlich war, den Arzt herbeizuziehen und holte nicht ein¬ 
mal das ihr von Bekannten angeratene Mittel in der Apotheke, 
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nicht nur nahm sie ihn fast nie zu den Gängen ins Freie mit, 
die sie mit ihrem eigenen Kinde unternahm, so daß der Knabe 
stundenlang allein war und weinte: sie schlug und mißhandelte 
den kleinen Knaben — meist wenn er wieder unreinlich gewesen 
war — von Tag zu Tag mehr. 

Das unschuldige und wehrlose Kind erlebte eine fürchterliche 
Leidenszeit. Wie sich in der Untersuchung herausstellte, hörten 
die Hausbewohner täglich dessen Schreien, sei es, daß es stunden¬ 
lang allein gelassen, sei es, daß es ifnmenschlich geschlagen 
wurde. Einzelne sagten aus, sie hätten gehört, wie die P. das 
Kind gleich einem „Mehlsäckli“ fortschleuderte. Und dies, trotz¬ 
dem Frau P. das Kind wohl überlegend in solchen Augenblicken 
in ein Zimmer zu bringen pflegte, von wo aus sein Geschrei nicht 
so deutlich hörbar war, wie sie es überhaupt so viel als möglich 
den Blicken der Hausbewohner entzog. Mehrmals hielt sie auch 
das gänzlich nackte Kind während langer Zeit unter das laufende 
kalte Wasser. 

Daß sie, wie einige Hausgenossen vermuteten und wie Frau 
P. selbst auch einer Mitgefangenen später bekannt haben soll, 
das Kind auch hungern ließ, nahm zwar das Urteil als erwiesen 
an; es spricht sogar davon, sie habe es „halb verhungern* lassen. 
Doch liegt m. E. ein genügender Beweis hierfür nicht vor. 
Die körperliche Abnahme des Knäbleins kann ebensogut einzig 
durch die Mißhandlungen und durch die schlechte Pflege herbei¬ 
geführt worden sein. 

In der letzten Zeit — ungefähr drei Wochen vor seinem 
Tode — hörte man das Kind wenig mehr schreien, und nur mit 
heiserer Stimme. Während es bei seiner Ankunft in B. schöne 
rote Wangen gehabt, war es jetzt sehr mager ünd bleich, über\ 
haupt weit heruntergekommen; während es zuerst sehr zutraulich 
gewesen, war es jetzt ganz verschüchtert. Es hatte sichtlich Angst 
vor seiner Pflegemutter; ja es zitterte vor ihr. 

Nach zwei Monaten war das Marterwerk zu Ende; am 
13. Juli 1907 trat der Tod des kleinen Alois ein. Ein namenloses 
Grauen steigt aus den alten Akten empor, da, wo sie vom Sterben 
dieses unglücklichen Kindes reden, wie es in seinem Bettlein liegt, 
mit verbundenem Kopfe, Schaum vor der Nase und erbrochene 
Milch vor dem Munde. 

Der Vater P. steht erschrocken an diesem Sterbebett; ein- 

Ol o 

dringlich will er damals seine rührungslose Frau befragt halben, 
was sie gemacht habe, wobei sie schon damals mit der Ausrede 
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antwortete, die Verwundung am Kopfe, die sie mit Tüchern um¬ 
wunden hatte, wohl um die Aufmerksamkeit noch mehr auf sie 
zu lenken, komme vor einem vor zehn Tagen erlittenen Falle her. 
Das gleiche erzählt sie dem Arzt, den ihr Mann, nicht etwa sie, 
zu dem bereits gestorbenen Kinde gerufen hat. Aber der Arzt 
erkannte, daß die Verletzungen frisch waren. Er argwöhnte jedoch 
kein Verbrechen und unterließ deshalb eine Anzeige. Wie an¬ 
fangs gesagt, wurde dann durch einen Hausgenossen das Ein¬ 
greifen der Behörden herbeigeführt. 

Die unter dem Namen der „kleinen Wundschau“ zusammen¬ 
tretende, damals aus dem stellvertretenden Gerichtsarzt und dem 
Professor der pathologischen Anatomie an der Universität be¬ 
stehende ärztliche Kommission nahm die Leichenöffnung vor. 
Sie stellte dabei sehr zahlreiche äußere und mehrere innere Ver¬ 
letzungen fest, nämlich Blutunterlaufungen und Schürfungen an 
den verschiedensten Teilen des Körpers, die von Einwirkung 
stumpfer, nicht sehr heftig wirkender Gewalt herrührten, darunter 
auch zwei Blutunterlaufungen an den Armen, die nach ihrer 
Anordnung wahrscheinlich Fingerabdrücke waren. Ferner waren 
die 6., 7., 8. und 9. Rippe links gebrochen, an der Bruchstelle 
der 7. Rippe das Brustfell eingerissen, beide Nieren klaffend zer¬ 
rissen, die rechte Nebenniere, die Gekrösewurzel und das vor und 
neben der Wirbelsäule liegende Bindegewebe blutig durchsetzt. 
Diese letztbeschriebenen Verletzungen waren nach dem Gutachten 
der Kommission durch sehr intensiv einwirkende stumpfe Gewalt 
zustande gekommen. Sämtliche Verletzungen waren frisch und 
erst kurze Zeit vor Eintritt des Todes entstanden. 

Die „kleine Wundschau“ kam zum Schlüsse, daß der Tod 
infolge von sogenanntem „Chok“ eingetreten sei, verursacht durch 
starke Kontusion des Bauches, wie dies oft bei Stößen oder 
Schlägen gegen die Magengegend oder den Unterleib vorkomme. 
Bei den ausgedehnten Rissen der Nieren waren nämlich nur ganz 
geringe Blutungen vorhanden; die ärztlichen Sachverständigen 
folgerten daraus, daß der Tod ganz kurze Zeit nach dem Zu¬ 
standekommen der Nierenrisse eingetreten sei. 

Bei seiner ergänzenden Einvernahme durch den Untersuchungs¬ 
richter sprach sich Professor H. dahin aus, daß die Rippen- und 
Nierenverletzungen durch stumpfe Gewalt zustande gekommen 
sei; welcher Art diese Gewalt gewesen sei, das sei ungewiß. 
Pc:h sei es recht unwahrscheinlich, daß es nur Schläge mit der 
Hand waren. Todesursache sei Chok; hätte dieser nicht den 
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Tod bewirkt, dann wäre er wegen der sehr schweren Nierenver¬ 
letzungen eingetreten. 

Bestimmter äußerte sich der stellvertretende Gerichtsarzt Dr. Sch.: 
Der den Tod verursachende Chok sei durch dieselbe Gewaltein¬ 
wirkung zustandegekommen wie die Rippenbrüche und Nieren¬ 
risse. „Welcher Art diese Gewalt war, dafür bietet die Leichen¬ 
öffnung keine Anhaltspunkte. Rein auf dem Wege der logischen 
Folgerung kommt man allerdings zu dem Schlüsse, daß mög¬ 
licherweise auf dem Kinde mit Füßen herumgetreten wurde, während 
es am Boden lag.“ 

In der Untersuchung hielt Frau P. zunächst die Darstellung 
aufrecht, die sie beim Tode des Kindes ihrem Manne und dem 
Arzte gegeben; nach wie vor bezeichnete sie als Todesursache 
einen Fall, den Alois am 10. Juli von der Treppe und einen 
zweiten, den er am 13. Juli von einer Kommode im Zimmer 
herab mit dem Kopf auf ein Glätteisen getan habe; sie fügte bei, 
Alois sei immer ein ungeschicktes Kind gewesen, das öfters um¬ 
fiel oder anstieß und sich auf diese Weise häufig selbst beschädigte. 
An diese Erklärung klammerte sich die Angeschuldigte fast während 
der ganzen Untersuchung; erst am 20. August 1907 legte sie dem 
Untersuchungsrichter ein Geständnis ab, bewogen wohl durch die 
unterdessen gesammelten erdrückenden Beweisergebnisse, die ihr 
nun vorgehalten wurden. 

Das Kind sei sehr unreinlich gewesen, damit eröffnete sie ihr 
Geständnis. Deshalb habe sie sehr oft und in stets wachsendem 
Maße der Zorn übermannt. Wenn das Kind wieder den Boden 
verunreinigt, habe sie sich manchmal vor Wut gar nicht mehr 
gekannt und es wirklich ganz unvernünftig geschlagen. „Ich 
bekam ganz einen Ekel vor dem Kind und konnte es nicht mehr 
sehen. Ich bat deshalb mehrmals meinen Mann, er möchte doch 
um Gotteswillen das Kind anderswohin tun, sonst gebe es noch 
etwas Dummes. Er vertröstete mich immer auf später.“ Es sei 
möglich, gab sie nun zu, daß sie dem Kinde die Verletzungen 
zugefügt habe, die seinen Tod herbeiführten. Aber sie bestritt 
auch jetzt des Entschiedensten, jemals die Absicht gehabt zu 
haben, das Kind zu töten. Sie gab nichts zu als Schläge mit 
den Händen; nicht Schläge mit Gegenständen, nicht Stoßen, nicht 
Treten mit den Füßen. Das letztemal habe sie das Kind am 
12. Juli, am Tag vor seinem Tode, ganz außergewöhnlich heftig 
geschlagen im Bettlein, das es eben wieder verunreinigt hatte. 
„Ich glaube sagen zu dürfen,“ heißt es dann in den Akten, „daß 
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ich nicht recht bei mir war, wenn ich jeweilen in so großem 
Zorne das Kind mißhandelte.“ 

Als der Verfasser dieses Protokolles es nach mehr als zehn 
Jahren zum ersten Male wieder las, da fiel ihm diese Wendung 
auf: „Ich glaube sagen zu dürfen“. So, wie mir Frau P. noch 
deutlich in Erinnerung steht, auch ihrem ganzen Bildungsgrade 
nach, hat sie sich ganz gewiß nicht auf diese Weise ausgedrtickt. 
Dem Sinne nach wohl, aber diese Worte hat sie sicherlich nicht 
gebraucht. 

Es handelt sich hier nicht um eine Kleinigkeit, wie es auf 
den ersten Blick scheinen möchte. Zwar hatte in diesem Falle 
die Ungenauigkeit nicht viel zu sagen, da sie meines Erinnerns 
keinerlei Erörterungen oder gar Schwierigkeiten in der Hauptver¬ 
handlung nach sich zog. Doch sind mir andere Fälle bekannt, 
da solch eine Stelle, von einem gewandten Verteidiger aufgegriffen, 
vor Gericht der Anklage die größten Ungelegenheiten verursacht 
hat. Bei uns, da alles in der Mundart verhandelt wird und des¬ 
halb der Niederschrift jeweilen eine Übersetzung ins Schriftdeutsche 
voranzugehen hat, hat man sich doppelt vor solchen Verstößen zu 
hüten, die im Drange der Verhöre so leicht Vorkommen können, 
und jeder Untersuchungsrichter tut klug daran, wenn er sich 
die Mühe und den Zeitaufwand nicht verdrießen läßt, die eine 
ganz sorgfältige Abfassung des Protokolles von ihm verlangt. 

Am 24. August 1907 verfügte der Untersuchungsrichter die 
Überführung der P. in die Irrenanstalt zur Beobachtung ihres 
Geisteszustandes, eine Maßnahme, die man hier wie wohl auch 
anderwärts bei solch schweren Fällen immer zu treffen ^ pflegt, 
unabhängig davon, ob der Beschuldigte' den Verdacht auf Geistes¬ 
krankheit erweckt hat oder nicht. Bei Frau P. war das in keiner 
Weise der Fall gewesen. Am 23. September wurde sie wieder 
ins Untersuchungsgefängnis zurückgebracht, und am 26. September 
ging das psychiatrische Gutachten ein. 

Dieses Schriftstück gibt zunächst einen Auszug der Akten 
und berichtet dann über das Verhalten der P. während der Be¬ 
obachtungszeit. Aus diesem Berichte sei hervorgehoben, daß die 
P. auch nach Ansicht des Psychiaters keine wirkliche Reue zeigte 
und daß ferner zweifelsfrei festgestellt wurde, daß Frau P. während 
der Beobachtung eine Ohnmacht simulierte. Auch stellte sie sich 
bei der Prüfung ihrer Schulkenntnisse absichtlich unwissender, als 
sie in Wirklichkeit war. 

Im wesentlichen sagt das Gutachten, die P. sei von den Groß- 
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eitern her nicht unbedeutend erblich belastet und zeige deutlich 
degenerative Züge. Namentlich bestehe in der Tat eine große 
Reizbarkeit, wohl noch erhöht durch ein leichtes Unterleibsleiden, 
das sich nach ihrer ersten Niederkunft einstellte, vermutlich in¬ 
folge einer in jenen Jahren erworbenen Tripperinfektion. Zur 
Zeit der Tat bestand dies Leiden noch. Die P. hatte auch immer 
angegeben, wenn sie die Periode habe, so rege sie sich übermäßig 
auf. Abgesehen davon, daß sie nicht mehr wußte, ob sie bei der 
letzten Mißhandlung des Kindes menstruiert war oder nicht, konnte 
aber ein solcher Einfluß dieses körperlichen. Vorganges in der 
psychiatrischen Beobachtung nicht festgestellt werden* Aber das 
Gutachten sagt, die P. sei Zornanfällen unterworfen, in denen sie 
die Selbstbeherrschung in hohem Grade verliere. Mit Sicherheit 
habe sie auch in einem solchen Affektzustande die Mißhandlungen 
des Kindes und namentlich die letzte, den Tod des Alois ver¬ 
ursachende, begangen. Allein ein so weit gehender Schwachsinn, 
daß Exploranda durch ihn als entschuldigt angesehen werden 
könne, sei nicht festgestellt worden. Erscheine also ihre Zurech¬ 
nungsfähigkeit durch diese Eigenschaften gemindert, so seien doch 
bei ihr keinerlei Symptome einer eigentlichen geistigen Erkran¬ 
kung nachzuweisen, so daß von Unzurechnungsfähigkeit nicht die 
Rede sein könne. 

Am 12. Oktober 1907 überwies die Überweisurigsbehörde 
Frau P. unter der Anklage des Mordes dem Strafgericht; am 
gleichen Tag erhob gemäß diesem Beschlüsse die Staatsanwalt¬ 
schaft die schriftliche Anklage. 

Am 15. Oktober 1907 verfügte der Strafgerichtspräsident ver¬ 
schiedene Ergänzungen der Untersuchung namentlich im Sinne 
einer noch eingehenderen Aufhellung des Vorlebens der An¬ 
geklagten. Diese Ergänzungen sind in der vorliegenden Dar¬ 
stellung berücksichtigt. Vermutlich — ich erinnere mich nicht 
mehr — hat damals der Verfasser jene Ergänzungen als höchst 
unnötig betrachtet und sich über das Begehren geärgert; heute 
wundert er sich darüber, daß er all das, was man nachträglich 
von ihm verlangen mußte, nicht von Anfang an von sich aus vor¬ 
nahm; denn heute sieht er ein, daß eine solche Tat, wenn über¬ 
haupt, nur dann einigermaßen begriffen werden kann, wenn der 
ganze Lebensgang des Angeklagten in möglichster Vollkommen¬ 
heit vor dem Richter ausgebreitet liegt. 

Am 26. Oktober 1907 machte der Direktor der Strafanstalt 
dem Strafgerichtspräsidenten, unter dessen Verfügung die P. jetzt 
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stand, die Mitteilung, die Strafgefangene L. habe ihm gesagt, daß 
ihr die P., mit der sie während der Untersuchung die Zelle ge¬ 
teilt, erzählt habe, wie sie das Kind mißhandelt habe, um es zu 
töten. 

Auf Weisung des Präsidenten wurde am 28. Oktober 1907 
durch den Untersuchungsrichter die L. hierüber einvernommen. Sie 
sagte aus, die P. habe ihr folgendes erzählt: sie habe das Kind 
ungern und nur deshalb ins Haus genommen, damit ihr Mann 
kein Kostgeld mehr zahlen müsse. Von Anfang an habe sie einen 
Haß’ gegen das Kind gehabt, da es von ihrem Mann mit einer 
andern erzeugt worden sei; dieser Haß habe sich infolge der Un¬ 
reinlichkeit des Kindes noch verstärkt. Sie habe das Kind ständig 
mißhandelt; es sei dabei zuweilen „wie eine Mücke herumgeflogen*. 
Manchmal habe sie ihm derart Fußtritte gegeben, daß es drei- bis 
viermal hintereinander „überbockt“ sei. Wenn es geschrieen, habe 
sie es bisweilen mit beiden Händen heftig gepreßt Nachher habe 
sie allerdings wieder Bedauern mit ihm gehabt, wenn das Kind 
so dagelegen habe. Doch als es gestorben, sei sie doch froh 
darüber gewesen. Wenn das Kind sich beschmutzt, habe sie es 
direkt unter den geöffneten Wasserhahn gesetzt. Sie habe es 
halbe Tage lang allein zu Hause gelassen; sie habe ihm auch 
weniger als ihrem eigenen Kinde zu trinken gegeben, „damit es 
nicht so viel an den Boden mache“. 

Von ihrem Geständnis vom Untersuchungsrichter zurück¬ 
kommend habe sich die P. zu ihr, der L., geäußert, es reue sie, 
daß sie nun so viel zugegeben habe. 

Aus der bei der Hauptverhandlung dann stattfindenden Gegen¬ 
überstellung der Angeklagten und der L. gewann man den Ein¬ 
druck, die P. habe aus dem bekannten Mitteilungsbedürfnis der 
Untersuchungsgefangenen heraus im wesentlichen der L. wirklich 
diese Eröffnungen gemacht, die ja in allen entscheidenden Punkten 
durch die sonstige Beweiserhebung bestätigt ^wurden. An diesem 
Eindruck konnte der Umstand nichts ändern, daß sicherlich Einzel¬ 
heiten von der L. absichtlich oder unabsichtlich unrichtig wieder¬ 
gegeben wurden. 

In der Hauptverhandlung vor dem Strafgericht, die am 16. No¬ 
vember 1907 stattfand, bestritt die Angeklagte, jemals der L. oder 
irgend einer andern Person solche Eröffnungen gemacht zu haben; 
auch das dem Untersuchungsrichter gemachte Geständnis nahm 
sie zurück. In bezug auf die Verletzungen des Kindes brachte 
sie die alte Ausrede wieder vor, es habe sie sich selbst durch 
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Fallen zugezogen. Die anwesenden Amtsärzte erklärten neuer¬ 
dings diese Entstehung der Verletzungen für unmöglich. 

Das Urteil nahm an, gestützt auf das Gutachten der „kleinen 
Wundschan“, das es als „geradezu vernichtend für das Lügen¬ 
gebäude der Angeklagten“ bezeichnet, die P. habe, nachdem eine 
zwei Monate lange systematische Quälerei vorausgegangen, durch 
eine außerordentlich heftige Mißhandlung am 13. Juli 1907 den 
. noch am gleichen Tag eintretenden Tod des Kindes verursacht. 
Ferner nahm das Gericht vorsätzliches, nicht fahrlässiges Handeln 
an, und zwar den Vorsatz, das Kind zu töten. Obschon sich das 
Urteil bei der Prüfung der letzten noch zu entscheidenden Frage, 
ob außer dem Vorsatz auch noch Überlegung und somit, wie die 
Anklage lautete, Mord vorliege, dahin aussprach, daß die ganze 
Aktenlage auf eine Bejahung dieser Frage hinweise, indem die 
Kette roher Mißhandlungen und die mangelhafte Ernährung des 
Kindes keine andere Erklärung als die eines systematisch wohl 
überlegten Vorgehens zulasse, gelangte das Gericht, gestützt auf 
das psychiatrische Gutachten, doch dazu, im Zweifel zugunsten 
der Angeklagten anzunehmen, daß sie in einem hochgradigen 
Affektzustande gehandelt haben könne, durch welchen ihre Über¬ 
legungsfähigkeit ausgeschlossen war, und Frau P. deswegen nur 
wegen Totschlags zu bestrafen. „Bei der Strafausmessung* endet 
die Begründung des Urteils, „fällt einerseits der schlechte Leu¬ 
mund der Angeklagten und deren freches Leugnen, insbesondere 
aber die an den Tag gelegte Grausamkeit gegenüber dem wehr¬ 
losen Kind und ihr raffiniertes Vorgehen nach der Tat, wobei sie 
durch Wickel die Spuren ihrer Handlung zu verdecken bestrebt 
war, erschwerend, andrerseits ihre erbliche Belastung und patho¬ 
logische Reizbarkeit mildernd in Betracht.“ 

Die Strafe wurde auf fünfzehn Jahre Zuchthaus bemessen, 
während das Höchstmaß für Totschlag zwanzig Jahre beträgt. 

Am 7. Dezember 1907 bestätigte das Appellationsgericht auf 
die Berufung der Verurteilten hin dieses Urteil. 

Der weitere Verlauf der Dinge sollte zeigen, daß das psy¬ 
chiatrische Gutachten zum mindesten mit seiner Behauptung erb¬ 
licher Belastung recht gehabt hatte. Am 23. Juli 1910 unterbrach 
der Regierungsrat (die höchste ausführende Behörde des Kantons, 
welche die Oberaufsicht über den Strafvollzug ausübt) die Voll¬ 
ziehung des Strafurteils, da sich die P. laut einem — auffallend 
kurz gehaltenen — psychiatrischen Gutachten vom 7. Juli 1910 
„in einem Zustande von Geisteskrankheit befinde“. Am l. Sep- 
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teraber 1910 wurde sie deshalb zur Versorgung den Behörden 
desjenigen Kantons übergeben, deren Bürgerin sie durch ihre 
Heirat geworden war. Daß die damals aufgetretene Geisteskrank¬ 
heit nicht auf Simulation beruhte, zeigt ein durch die freundliche 
Vermittlung eines Kollegen mir dieser Tage zugegangener Bericht 
des ärztlichen Leiters der Anstalt, in der Frau P. seit acht Jahren 
sich befindet. Darnach ist sie chronisch und unheilbar geistes¬ 
krank, fast immer erregt, leidet unter Gehörshalluzinationen und 
Störungen des Allgemeingefühls. Sie beklagt sich über die ver¬ 
schiedensten Empfindungen im ganzen Körper, die sie elektrischer 
Einwirkung zuschreibt; sie hört Stimmen, denen sie mit Beschimp¬ 
fungen antwortet usw. In bezug auf Ort und Zeit ist sie wenig 
orientiert. Früher bedrohte sie die Kranken und die Pflegerinnen; 
jetzt ist sie weniger bösartig. Wenn auch ihr körperlicher Ge¬ 
sundheitszustand gut ist, schließt der Arzt, so wäre es doch .nicht 
ratsam, sie aus der Anstalt zu entlassen. 

Ob dieser ihr jetziger Zustand Rückschlüsse auf ihre Geistes¬ 
verfassung zur Zeit der Tat gestattet, und wenn ja, ob Frau P. 
als schon damals unzurechnungsfähig betrachtet werden muß, das 
kann, sofern dies überhaupt möglich ist, natürlich nur der Psy¬ 
chiater entscheiden. 
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Am 9.> Dezember 1915 schoß in einem Walde nächst dem Dorfe 
Donji Stepoi, Bez. Krusevac, in Serbien der Hirte .Manojlo Tri- 
funovid hinterrücks auf Alexander Smiljkovid, der mit ihm Vieh 
gewe'idet hatte. Als der Tod bei diesem nicht sogleich eintrat, 
erwürgte er ihn und beraubte ihn sodann seiner Barschaft im Be¬ 
trage von 710 Dinar. Der Mörder war, wie in einem Zeugnis des 
Gemeindeamts Stepoi ausgeführt wird, „ein gefährlicher Verbrecher 
und Dieb und als solcher allgemein betrachtet“. Er soll auch 
seinen eigenen Vater erschlagen haben, was in diesem Zeugnis 
und von den Landleuten Milenko Petrovid und Dragoslav Grujid 
bestätigt wird, wurde jedoch wegen des Vatermordes weder an¬ 
gezeigt noch zur Verantwortung gezogen, offenbar, weil sich die 
Bevölkerung vor ihm fürchtete. Der ermordete Hirte Alexander 
Smiljkovid, der Sohn des Veselin und der Anica Smiljkovid, hatte 
sich des besten Leumunds erfreut 

Nachdem österr.-ung. und deutsche Streitkräfte Serbien be¬ 
setzt hatten, lief am 24. Juli 1916 beim Gericht des k. u. k. Kreis¬ 
kommandos Jagodina folgende, in ungarischer Sprache verfaßte 
Meldung des Gendarmeriepostenkommandos Dvorani ein: „Ich 
melde, daß am 19. d. M. um 7 Uhr nachmittags die Witwe Savka 
Trifunovid, 64 Jahre alt, aus Donji Stepoö einer Gendarmerie¬ 
patrouille, bestehend aus (folgen die Namen der Gendarmen) die 
Anzeige erstattet hat, daß am 10. Dezember 1915 in der Zeit 
zwischen 2—3 Uhr nachm, der Veselin Smiljkovid und seine Frau 
Anica Smiljkovid den Manojlo Trifunovid getötet haben. 

Die Patrouille hat den 66 jährigen, verheirateten Veselin 
Smiljkovid, Vater von acht Kindern, griechisch-orientalisch, unbe¬ 
scholten, aus Donji Stepoi, in Gegenwart des Gemeindevorstehers 
(kmet) Dragoljub Dimitrievid ausgefragt, und er hat angegeben, 
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daß er zu der oben erwähnten Zeit aus dem Wirtshause heim 
gekehrt war und in den Wald gegangen ist, um seinen Sohn 
Alexander Smiljkovid zu suchen, und daß er zu dieser Zeit ver¬ 
ständigt wurde, daß der Sohn der Anzeigerin seinen Sohn mit 
Namen Alexander erschossen habe. Seinen Sohn habe er schon 
tot gefunden und gesehen, daß er aus dem Hinterhalte erschossen 
wurde. Er habe auch gesehen, daß alle seine Taschen umge¬ 
wendet seien und daß an Geld im ganzen 710 Dinar fehlen, weil 
er bei sich 40 Stück serbische 10-Dinarscheine, 14 Stück serbische 
20-Frankgoldstücke und 30 Dinar in Silber gehabt habe. Dann 
sei er vom Tatorte zu dem Manojlo Trifunovid gegangen, der sich 
an der Dorfgrenze bei Hirten auf hielt und habe ihn gefragt, warum 
er seinen Sohn erschossen habe. Manojlo Trifunovid habe ge¬ 
antwortet, daß er gefehlt habe, da er aber Geld benötigt habe, 
habe er den Alexander erschossen und seine Geldbörse mit 710 
Dinar geraubt. Als der Räuber vor ihm die Tötung des Alexander 
Smiljkovid gemäß oben Gesagtem eingestand, wollte er den Ma¬ 
nojlo Trifunovid zu dem deutschen Militärkommando in Donji 
StepoS führen. Trifunovid ging auch ein Stück mit ihm, auf ein¬ 
mal jedoch habe er sich niedergelegt und gesagt, er solle ihn nur 
umbringen, aber nicht quälen, denn er habe den Alexander auch 
nicht, gequält. Inzwischen sei seine Frau, die Anica Smiljkovid, 
dorthin gekommen, wo der Manojlo lag, dieser habe um seineTötung 
ersucht und sogleich sei sie bei Alexander Smiljkovid (soll wohl 
heißen: bei Manojlo Trifunovid) mit einem Messer gewesen und 
habe den Manojlo Trifunovid so in den Hals gestochen, daß er 
sofort starb. 

Anica Smiljkovid, 63 Jahre alt, gr.-orient. Glaubens, verheiratet, 
Mutter von acht Kindern, aus Donji StepoS, wurde auch befragt 
und gab an, daß sie, als sie ihren Sohn Alexander tot sah, in 
Ohnmacht fiel, so daß sie sich nicht erinnert, auf welche Weise 
sie den Manojlo Trifunovid umgebracht habe. 

Die Verhaftung hat die Patrouille nicht bewirkt, weil man seine 
Flucht nicht annehmen muß und weil die Frist zur Erstattung der 
Anzeige als abgelaufen anzusehen ist (?), weshalb ich auch um 
einen auf die Verhaftung gerichteten Befehl bitte. Das den Über¬ 
führungsgegenstand bildende Messer konnte in Verwahrung nicht 
genommen werden, weil die Soldaten es weggetragen hatten. 

Milenko Petrovid, 28 Jahre alt, Dragoslav Gruid, 24 Jahre alt, 
Milan Pantelid, 35 Jahre alt, Radomir Vasiljevid, 18 Jahre alt, 
Miodrag Stefanovid, 17 Jahre alt, Zsivojin Petrovid, 18 Jahre alt, 
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sämtlich Zeugen aus Donji Stepos haben den Fall dem Obgesagten 
entsprechend mit dem Beifügen vorgebracht, daß Manojlo Trifu- 
noviö ein Individuum von schlechter Vergangenheit war, das zur 
Verübung schwerer Verbrechen sehr neigte“. 

Es geht aus dieser Gendarmeriemeldung hervor, daß der von 
mehreren Personen bestätigte, an Alexander Smiljkovi6 und an 
Manojlo Trifunovid verübte Mord erst nach mehr als einem halben 
Jahre und wohl nur infolge des durch unseren Einmarsch be¬ 
wirkten Rechtszustandes zur Anzeige gebracht wurde. Bezeichnend 
für die Rechtsanschauungen der Bevölkerung ist auch der Um¬ 
stand, daß ein Sohn der Eheleute Smiljkovid in einer an das 
Kreisgericht in Jagodina am 28. Juli 1916 gerichteten Eingabe 
allen Ernstes behauptet, Savka Trifunovid habe die Anzeige wegen 
Ermordung ihres Sohnes nur deshalb gemacht, um einer Anklage 
wegen Teilnehmung an der Beraubung des Alexander Smiljkovid 
„entgegenzutreten“. Sonderbar ist auch die Ausdrucksweise, 
auf die er die Mordtat seiner Mutter rechtfertigt: Sie habe in 
schwerer Seelendepression und aus mütterlicher Verzweiflung den 
T. umgebracht. 

Auf Grund der Gendarmerieanzeige hat der zuständige Kom¬ 
mandant am 26. Juli 1916 gegen Veselin und Anica Smiljkoviä 
das Ermittlungsverfahren wegen des Verbrechens des Mordes,unter 
Haft angeordnet. Aus den „Zuwachsmeldungen“ des Feldarrestes 
vom 27. Juli 1916 geht hervor, daß Anica Smiljkovi6 an einem 
Auge blind ist, und daß Veselin und Anica S. Analphabeten sind. 

Im Ermittlungsverfahren hat sich das Bild der der Gendarmerie¬ 
anzeige wohl zu entnehmenden gemeinsamen Schuld des Ehe¬ 
paares vollkommen verändert, denn Veselin S. hat am 28. Juli in 
seinem Verhöre vor dem Untersuchungsführer jedwede Schuld ge¬ 
leugnet und zur Gänze seine Frau belastet, die in ihrem am 
selben Tag aufgenommenen Verhöre der Verantwortung ihres 
Mannes vollkommen beipflichtet. Die Aussagen der Eheleute 
lauten: Veselin Smiljkovi6: „Am Samstag den 13. November (?) 
1915 erzählte mir Stojanka Alexiö, daß auf der Slatina in der 
Nähe des Dorfes StepoS die Leiche eines Mannes liege. Ich ver¬ 
mutete sofort, daß dies mein Sohn Alexander sein könnte, weil 
er am Tage zuvor dortselbst Vieh weidete und in der Nacht nicht 
nach Hause gekommen war. Ich begab mich in Begleitung der 
Tina Sibinovid und Senija Panteli6, beide aus StepoS, dorthin und 
fand meinen Sohn mit einem Kopfschuß auf der Erde liegend 
tot an. Er war auch am Halse stark verkratzt und es fehlte auch 
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sein Leibgürtel. Mein Verdacht, diese Tat begangen zu haben, 
lenkte sich sofort auf Manojlo Trifunovifi, weil dieser Tags zuvor 
gemeinsam mit meinem Sohne das Vieh auf jener Weide geweidet 
hatte. Ich machte mich sofort auf die Suche nach Trifunoviö und 
fand ihn auf einer Wiese bei Rasina auf einem Strohhaufen sitzend. 
Als er meiner ansichtig wurde, sah ich, wie er die Geldbörse 
meines Sohnes unter das Stroh versteckte. Ich beschuldigte ihn 
gleich, daß er meinen Sohn ermordet habe, doch stellte Trifunovta 
dies in Abrede und gab es erst zu, als ich auch den Gürtel meines 
Sohnes bei ihm bemerkte und ihm dies vorhielt. Ich forderte die 
anwesenden Milenko Petrovte und Dragoslav Gruji6 auf, den Tri- 
funovil zu binden und zum deutschen Kommando zu führen. 
Trifunovi« ging auch mit uns, doch legte er sich nach etwa 200 
Schritten plötzlich auf die Erde und sagte, er lasse sich nicht 
weiter führen. Inzwischen war meine Frau Anica herbeigekommen 
uhd fragte den Trifunovi6, warum er ihren Sohn ermordet habe. 
Er antwortete ihr: »Ich habe meinen Vater und deinen Sohn er¬ 
mordet, töte mich auch, aber mache es schnell.“ Meine 
Frau, die ein offenes Messer in der Hand hielt, schnitt dann mit 
demselben dem keinerlei Widerstand leistenden Trifunovic 
einfach die Gurgel durch. Dies erfolgte derart plötzlich, daß nie¬ 
mand von den Anwesenden dies verhindern konnte. Trifunovid 
starb gleich darauf. Ich habe den Vorfall am nächsten Tage so¬ 
fort einem Kmeten gemeldet, doch wurde deswegen nichts ver¬ 
anlaßt, weil damals noch keine Behörden funktionierten. Ich fühle 
mich unschuldig, da ich an der Ermordung des Trifunovi6 in keiner 
Weise beteiligt bin.“ 

Anica SmiljkovR: »Die Tat beging ich so, wie sie mein Mann 
Veselin Smiljkoviö geschildert hat. Ich war damals infolge der 
Ermordung meines Sohnes durch Trifunoviß derart aufgeregt, daß 
ich mir im Augenblick gar nicht bewußt war, was ich tat. Sonst 
kann ich nichts zu meiner Rechtfertigung anführen.“ 

Veselin S. wurde am 7. August 1916 auf freien Fuß gesetzt. 
Sein weiteres prozessuales Geschick ist dem Akte nicht zu ent¬ 
nehmen, ohne Zweifel ist die gegen ihn erstattete Anzeige zurück¬ 
gelegt worden. Gegen Anica S. wurde der Anklagebefehl wegen 
Verbrechens des Mordes nach den §§ 413 und 414:4 M.St.G. (ge¬ 
meiner Mord) erlassen. Am 24. August 1916 fand gegen sie beim 
(österr.-ung. Feld-) Gerichte des k. u. k. Kreiskommandos Jago- 
dina die Hauptverhandlung statt, in der sie sich auf die Wieder¬ 
holung der vor dem Untersuchungsführer gemachten Angaben be- 
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schränkte. Veselin S. hat als Zeuge nach Verzicht auf die Rechts- 
Wohltat der Zeugenschaftsentschlagung seine früheren Angaben 
wiederholt und hinzugefügt: „Unmittelbar nach der Tat hat meine 
Frau folgende Worte ausgesprochen: .Jetzt habe ich mich für 
meinen Sohn gerächt und das Gericht kann mich aufhängen*.“ 
Als der Verhandlungsleiter die Angeklagte frägt, ob sie diese 
Worte ausgerufen habe, antwortet sie, daß sie sich dieser Worte 
nicht erinnern könne. Die Frage, warum sie ein Messer mitge¬ 
nommen habe, läßt sie unbeantwortet und bereitet auch sonst den 
belastenden Angaben ihres Mannes keinerlei Widerspruch. Sie 
wurde mit dem Urteile des genannten'Gerichtes vom 24. August 
1916 schuldig erkannt, daß sie am 13. November (?) 1915 in Ra- 
sina dem Manojlo Trifunoviß in der Absicht, ihn zu töten, mit 
einem Bauernmesser die Kehle durchschnitt, so daß dessen Tod 
erfolgte, wodurch sie das Verbrechen des Mordes nach den oben 
genannten Gesetzesstellen begangen habe und wurde hierfür zuln 
Tode durch den Strang verurteilt. Die Verurteilte hat von dem 
ihr zustehenden Beschwerderecht keinen Gebrauch gemacht. Wie 
aus den im Akte offenliegenden, gemäß § 313 M.St.P.O. aufge¬ 
nommenen Beratungsprotokolle hervorgeht, hat das Kriegsgericht 
die Verurteilte einstimmig der Begnadigung würdig gehalten, wo¬ 
bei es sich von der Erwägung leiten ließ, daß sie die Tat in einer 
das Bewußtsein nicht ganz ausschließenden Sinnesverwirrung ver¬ 
übt habe, weiter von der Rücksicht auf ihr Geständnis, auf die 
durch die mehreren langwierigen Kriege hervorgerufene allgemeine 
Sittenverrohung, auf ihre schuldlose Familie und auf ihr unbe¬ 
scholtenes Vorleben. Anderer Ansicht war der zuständige Kom¬ 
mandant, der das Todesurteil gemäß § 475 M.St.P.O. dem Armee¬ 
oberkommandanten zur Bestätigung vorzulegen hatte, und der sich 
im Vorlagebericht gegen die Begnadigung der Verurteilten aus¬ 
sprach. Der Armeeoberkommandant hat dem Gnadenantrage des 
Kriegsgerichtes und dessen Erwägungen, denen sich auch der 
Militärgeneralgouverneur angeschlossen hatte, stattgegeben und 
die Todesstrafe der Anica S. in zehnjährigen schweren und ver¬ 
schärften Kerker im Gnadenwege umgewandelt. Von dieser Strafe 
hat sie nur zwei Jahre verbüßt, da der (neue) zuständige Kom¬ 
mandant, dessen Gnade ein Sohn der Verurteilten angerufen hatte, 
ihr am 13. Juli 1918 den Rest der Strafe mit folgender Begrün¬ 
dung nachgesehen hat: „In weiterer Berücksichtigung der großen 
Aufregung, in der sich die Verurteilte zur Tat hat hinreißen lassen, 
ferner in Erwägung der zur Erfolg versprechenden Wiederauf- 
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nähme des Prozesses jedenfalls vorhandenen Gründe und in der 
Überzeugung, daß die Tat durch die zweijährige Haft und tadel¬ 
lose Aufführung der Verurteilten genügend gesühnt ist, sehe ich 
ihr den Rest der Strafe im Gnadenwege nach.“ 

Man kann wohl ohne Übertreibung sagen, daß selten ein 
Straffall in kriminalpsychologischer Hinsicht soviel Anregung bot 
und in dieser Hinsicht so wenig erfaßt wurde, wie der vorliegende, 
doch sollte der Vorwurf der Oberflächlichkeit gegen die an einem 
feldgerichtlichen Verfahren beteiligten Funktionäre in diesem und 
in anderen Fällen erst dann erhoben werden, wenn unzweifelhaft 
feststeht, daß sie nicht unter außergewöhnlichen Verhältnissen 
(z. B. Amtshandlung im Schützengraben, übergroße Arbeitshäufung, 
namentlich während der letzten Kriegsjahre infolge Mangel an 
Justizoffizieren) ihr Amt fehlerhaft versahen. 

Es drängt sich die Vermutung auf, daß die Eheleute S. an 
dem Mörder ihres Sohnes Blutrache geübt haben. Allerdings 
wird von Kennern südslavischer Verhältnisse l ) behauptet, daß die 
Blutrache im heutigen Serbien, in dem sich der geschilderte Straf¬ 
fall zutrug, nicht mehr vorkomme, doch bezieht sich dieses Zeug¬ 
nis wohl nur auf die feierliche, vom ganzen Stamm oder der Sippe 
geübte Rache. Es ist auch zu erwägen, daß die langen Kriege, 
in die die Bevölkerung Serbiens verwickelt ist, die Staatsgewalt 
schwächte und alte Instinkte im Volke wieder aufleben ließ. Sie 
treten in dem uns fremdartig berührenden widerstandslosen Ver¬ 
halten des Trifunoviö zu Tage, der wohl wußte, daß er der Rache 
verfallen ist und seiner Rächerin zuruft: „Ich habe deinen Sohn 
ermordet, töte auch mich“, und in den Worten der Rächerin ihres 
Sohnes: „Jetzt habe ich mich für meinen Sohn gerächt und das 
Gericht kann mich aufhängen“. Die Behauptung des Veselin S., 
daß er den Trifunovid zum deutschen Kommando habe führen 
wollen, daß er also Selbsthilfe nicht beabsichtigt habe, sowie daß 
er den Vorfall einem Kmeten gemeldet habe, findet keine Unter¬ 
stützung durch gerichtliche Erhebungen. 

Veselin und Anica S. haben vermutlich im Einverständnis 
gehandelt — das behauptete Nacheilen und wie zufällige Auf¬ 
treten der mit dem Messer bewaffneten Frau ist sehr unwahr¬ 
scheinlich —, wenn nicht gar die Frau, deren Körperkraft ärzt¬ 
liche Bestätigung im Akte findet, das Rachewerk auf Befehl ihres, 
hierzu viel leicht weniger geeigneten Mannes mit so meisterhafter 

•) So Wcsnitsch, Dfe Blutrache bei den Sfldslaven, Zeitschrift für ver¬ 
gleichende Rechtsforschung, Band 8 und 9. 
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Raschheit vollzogen hat. Zumindest scheint Veselin S. sich der 
absichtlichen Nichthinderung des Mordes schuldig gemacht zu 
haben, wofür auch die Gendarmeriemeldung zeugt, die in ihrer 
Ausführlichkeit kaum auf ein sprachliches Mißverständnis des 
ungarischen Gendarmen zurückzuführen ist Der Umstand, daß 
die eines Kapitalverbrechens Angeklagte die Angaben ihres Mannes, 
der sie ohne Zwang schwer belastet, widerspruchslos hinnimmt, 
läßt sich durch die notorische Unterwürfigkeit der südslavischen 
Frau nicht hinlänglich erklären, sondern spricht für die Kom- 
plizität des Ehepaares und das Bestreben der Frau, ihren Mann, 
den Ernährer von acht Kindern, zu schützen. Daß der rechts¬ 
kundige, offenbar dem Soldatenstande angehörige Verteidiger der 
Angeklagten in der Hauptverhandlung ihre Handlungsweise nicht 
mit der Institution der Blutrache in Verbindung gebracht hat, 
könnte leicht dadurch Erklärung finden, daß die Kommandanten 
der verbündeten Streitkräfte der Bevölkerung Selbsthilfe jeder Art 
in ihrem Kommandobereiche untersagt hatten. 

Nur dem Mangel an gründlicher Erforschung, insbesondere 
psychologischer Klärung der Straftat, die sie in milderem Lichte 
hätte erscheinen lassen, ist es wohl zuzuschreiben, daß der zu¬ 
ständige Kommandant das Urteil mit dem Bemerken vorlegt, es 
seien bei der zum Tode Verurteilten keinerlei Gnadengründe vor¬ 
handen. Seinem Nachfolger sind diese Mängel nicht entgangen; 
er hat sie im Auge gehabt, als er von der Wiederaufnahme des 
Prozesses sprach, deren gesetzliche Voraussetzungen in Wirklich¬ 
keit nicht gegeben sind. Der reiferen Einsicht des Armeeober¬ 
kommandanten ist die Abwendung der Todesstrafe zu verdanken, 
die dem Rechtsempfinden gewiß nicht entsprochen hätte. 

Am 11. August 1916 wurde beim k. u. k. Bezirkskommando 
in KruSevaö zwischen Savka Trifunovi6, der Mutter des Ermordeten 
und Dragoljub Smiljkovid, dem Sohne der Mörderin, ein Vertrag 
geschlossen. Das hierüber aufgenommene Protokoll sei hier wort¬ 
getreu wiedergegeben: „Protokoll, aufgenommen am 11. August 
in Krufievaö in der Angelegenheit der Savka TrifunovR gegen 
Anica Smiljkovid aus Donji StepoS. Anwesend die Gefertigten. 
Savka Trifunoviö aus Donji Stepoä erklärt, daß, wenn sie von der 
Anica Smiljkoviö aus Donji Stepos 500, sage fünfhundert Dinar 
als Entschädigung bekommt, sie ihrerseits gar keinen weiteren 
Anspruch gegen die Anica Smiljkovid wegen des Totschlags ihres 
Sohnes Manojlo erhebt. Dragoljub Smiljkovid erklärt, daß er für 
seine Mutter Anica die geforderten 500 (sage fünfhundert) Dinar 
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zu bezahlen geneigt ist und übergibt sofort die 500.— Dinar der 
Savka Trifunoviö aus Donji Stepos. Savka Trifunovid bestätigt 
die Übernahme der 500 Dinar und erklärt, daß sie gegen die 
Anica Smiljkovid wegen Totschlag ihres Sohnes keinen weiteren 
Schadenersatz zu fordern hat und ihrerseits die Bestrafung 
der Anica Smiljkovid nicht wünscht. Das Protokoll wurde 
vorgelesen, in der Muttersprache der Partei erklärt und unter¬ 
schrieben . . 

Wenn rgan erwägt, daß den Vertragschließenden der Umstand 
gewiß nicht bekannt war, daß im geltenden Militärstrafverfahren 
Privatansprüche nicht erledigt werden, und daß es dem Dragoljub 
S. kaum darum zu tun war, einen im gegebenen Fall unerheb¬ 
lichen Milderungsgrund für seine Mutter zu erwirken, geht man 
kaum fehl, wenn man in dem beurkundeten sonderbaren Vorgang 
die unter der Patronanz einer k. u. k. Behörde zustande ge¬ 
kommene Erstattung eines Sühngeldes erblickt. 
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Defloration eines taubstummen Kindes. 

Von 

Staatsrat Dr. James Brock, 

ehemals an der Kaiserl. St. Petersburger Entbindungsanstalt 
und St Petersburger Stadtakkoucheur. 


Wenn schon jedesVerbrechen begangen an einem hilflosen Kinde, 
Abscheu und Empörung bei allen rechtlich Denkenden hervorruft, 
so müssen diese Gefühle den höchsten Grad erreichen in den 
Fällen, wo das Objekt des Verbrechens ein noch besonders von 
der Natur stiefmütterlich bedachtes und von der Gesellschaft zu¬ 
rückgesetztes Wesen bildet; und Taubstumme sind solche. Denn 
gleich Blödsinnigen und Schwachsinnigen genießen die Taub¬ 
stummen nicht alle bürgerlichen Rechte. Destomehr sind sie zu 
bedauern, wenn sie der perversen Sinnlichkeit eines satyriasisch 
veranlagten Unholdes zum Opfer fallen. Für pädophil-sexuell 
veranlagte Männer sind hilflos dastehende Mädchen, Waisen, 
Kinder von Säufern, armen, von Not gebeugten Witwen und ähn¬ 
liche bedauernswerte Wesen stets besonders begehrenswert. Dieses 
weist deutlich auf den sadistischen Zug bei diesen Verbrechertypen 
hin. Es ist deshalb verständlich, wenn solche sich zu einem taub¬ 
stummen Mädchen leichter hingezogen fühlen. Und hierzu kommt 
noch der verführerische Umstand, daß dieses Mädchen kaum im 
Stande ist, den Stuprator verraten zu können und vom Gesche¬ 
henen Mitteilung zu machen. Wenn nun Prozesse über Sittlich¬ 
keitsverbrechen, begangen an Taubstummen, so überaus selten zur 
gerichtlichen Verhandlung gelangen, so ist eben der Grund darin 
zu suchen, daß die unglückliche Geschändete stumm ist. Die 
Zeichen, durch die sie sich ihrer nächsten Umgebung, in der sie 
sich täglich bewegt, verständlich zu machen imstande ist, würden 
dem Gerichte unverständlich bleiben und die, die als Deuter 
dieser Zeichen wohl allein in Betracht kommen, die Eltern und 
nächsten Angehörigen, werden vom Gerichte kaum als unbe¬ 
fangene Dolmetscher zugelassen werden können. Hierzu würde 
sich nur ein Taubstummenlehrer eignen. Doch wo ist wohl stets 
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solch einer zu erreichen? Wenn wir dann noch bedenken, daß 
bei Sittlichkeitsverbrechen, begangen an Kindern, eine Verletzung 
des Hymens, des Attributes der Virginität, meistens nicht statt hat, 
so verstehen wir, daß Prozesse, wo ein taubstummes Kind das 
Objekt des Verbrechens ist, eine große Seltenheit bilden, ja, 
daß in den meisten Fällen sogar keine Klage erhoben wird. 

In meiner Eigenschaft als St. Petersburger Stadtakkoucheur hatte 
ich Gelegenheit Sachverständiger in einem Prozesse zu sein, wo es 
sich um Defloration eines neunjährigen taubstummen Mädchens 
handelte. Das Interesse, das auch weitere Kreise einem der¬ 
artigen Gegenstände entgegenbringen könnten, veranlaßt mich 
zur Mitteilung dieses Falles. 

Zunächst möchte ich die offizielle gerichtliche Anklageschrift 
wörtlich ins Deutsche übersetzt anführen: 

Anklageakt 

über den Kleinbürger Alexei D*... dow. 

Um 3 Uhr tags am 4. August 1911 erschien in St. Petersburg 
in der Hausknechtswohnung des Hauses Nr. 15/17 der P... Straße 
der im selben Hause wohnhafte Monteur Alexei D. und traf dort 
den Hausknecht Anton L., dessenFrau Antonina und ihre neunjährige 
taubstumme Tochter Marie beim Mittagessen an. Da zwischen 
L. und D. ein Freundschaftsverhältnis bestand, so forderte besag¬ 
ter Hausknecht den Monteur auf, sich hinzusetzen und mitzu¬ 
speisen. D. erklärte sich bereit und machte den Vorschlag nach 
Bier zu schicken, worauf er hinausging; nach ihm verließ auch 
Marie L. das Zimmer. Nach ungefähr 20 bis 25 Minuten kam 
letztere in die Hausknechtswohnung zurückgelaufen, stürzte sich 
weinend auf die Mutter und begann ihr die Hände zu küSsen. 
5 Minuten später trat auch D. hinein und setzte sich wieder an 
den Tisch. Als Marie jedoch seiner ansichtig wurde, lief sie mit 
einem Aufschrei ins benachbarte Zimmer, und da fragte die dar¬ 
über erstaunte Antonina L. den D., wodurch er das Mädchen so 
erschreckt habe. Auf aiese Frage erwiderte D. verwirrt, daß er 
Marie nichts Böses zugefügt habe; er habe ihr sogar 10 Kopeken 
für Naschwerk gegeben, als sie zu ihm in die Wohnung kam; 
dem Anton L. erklärte D., daß er gesehen habe, wie ein Knabe 
Manja *) geschlagen hätte. Die Antonina L. begnügte sich jedoch 
nicht mit den Worten D.’s und unterzog Marie einer Besichtigung, 
wobei sie bemerkte, daß die Wäsche der letzteren blutig war. Auf 

') Kosungsname für Marie. 
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Anfrage der Ellern erklärte Marie durch Zeichen, daß D. sie zu 
sich ins Zimmer gerufen, ihr den Rock aufgehoben und ihr was 
Großes und Hartes zwischen die Beine gesteckt habe. Hierauf 
schickte L. nach der Hebamme N.; doch nahm diese nur eine 
äußere Besichtigung der Marie vor, da das Mädchen die Geschlechts¬ 
teile nicht zeigen wollte, mit den Händen sie zu verbergen suchte 
und heftig weinte. Den D. der Defloration ihrer minderjährigen 
Tochter verdächtigend, wandten sich die Eheleute L. an die Polizei. 
Das oben Dargestellte wurde in der Voruntersuchung durch die 
Zeugenaussagen des Anton und der Antonina L., wie auch der 
N. bestätigt. 

Die in der Voruntersuchung durch den Dolmetscher, den 
älteren Erzieher an der Kaiserlichen Taubstummenschule, befragte 
Marie L. erklärte, daß „der Onkel mit dem Verbände“ (so nannte 
sie D.) sie in sein Zimmer gerufen, sie zum Tische geführt und 
ihr 10 Kopeken Geld angeboten habe, selbst setzte er sich auf 
einen Stuhl und stellte sie, Marie, vor sich hin; darauf erhob er 
ihr Kleid, knöpfte ihr Beinkleid auf und steckte ihr etwas Hartes 
und Großes zwischen die Beine. Sie empfand heftigen Schmerz, 
fing wohl an zu weinen, nicht aber zu schreien. Hierauf führte 
der „Onkel“ sie, die L., zum Tisch, zwang sie, sich mit den Händen 
daran zu halten und schob ihr von hinten abermals was Hartes 
zwischen die Beine. Beide Male blutete sie. Nach dem zweiten 
Male entließ der „Onkel“ sie aus dem Zimmer und sie lief an¬ 
fangs in die Waschküche, wo sich ein ihr bekanntes Mädchen 
befand, darauf aber kam sie nach Hause und erzählte alles der 
Mutter. 

Bei der am 6. August durch den Experten, Akkoucheur Dr. 
Brock, vorgenommenen gerichtlich-medizinischen Untersuchung der 
Marie L. erwies es sich, daß die Scheide 2 ) der Geschlechtsteile 
stark gerötet war, besonders jechts von der Basis des Hymens, 
wo sich ein deutlich ausgesprochenes Blutextravasat von Erbsen¬ 
größe wahrnehmen ließ. An der hinteren Kommissur des Hymen, 
der von halbmondförmiger Gestalt ist, wurde ein Einriß derselben 
entdeckt, der bis zur Basis reichte. Auf Grund dieser Ergebnisse 
schloß der Expert, daß die L. der physischen Jungfernschaft beraubt 
ist, wobei die Defloration im Laufe der letzten Woche stattgefunden 
hat, doch infolge mangelhafter Entwicklung der Geschlechtsteile 
eine vollständige Einführung des männlichen Gliedes nicht ge¬ 
lungen ist. 

*) Im Untersuchungsprotokoll steht .Scheideneingang*. 
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Bei der chemisch-mikroskopischen Untersuchung der auf dem 
Hemde, dem Beinkleide und dem Rocke der Marie L. befindlichen 
Blutflecke, vorgenommen von Dr. med. Korowin, kam erwähnter 
Arzt zur Überzeugung, daß das in diesen Flecken vorhandene 
Blut nach den in ihm konstatierten Elementen und nach den 
Stellen, wo es sich vorfindet, beurteilt, augenscheinlich aus den 
Geschlechtsorganen herstammt. 

Bei der weiteren in dieser Sache vorgenommenen Unter¬ 
suchung bestätigte die Zeugin S. R., daß am genannten Tage gegen 
3 Uhr in die Waschküche, wo sie Wäsche wusch, die heftig erregte 
Marie L. gelaufen gekommen wäre und sie durch Zeichen versucht 
habe zu bitten, ihr zu helfen, die Tür festzuhalten. Nach der L. 
sei D, der nicht nüchtern war, eingetreten und begann sich in 
einem Gefäße die Hände zu waschen. Beim Anblicke des D. fing 
Marie zu weinen an und versteckte sich, wobei sie der Zeugin 
erklärte, daß D. ihr, der Marie, in der Bauchgegend Schmerz 
zugefügt habe. 

Nach Aussage des Hausknechtes des obengenannten Hauses 
Sch., äußerte der in die Polizeiverwaltung geschaffte D. zu Anton L. 
gewandt: »verzeihen Sie“, ohne jedoch zu erklären, wozu er sich 
schuldig bekannte. Am folgenden Tage kam D. zum Zeugen, bat 
ihn, sich zu L. zu begeben und ihm einen friedlichen Ausgleich 
anzutragen, mit der Bedingung, daß er, D., dem L. 200 Rubel in 
barem Gelde bezahlen und ihm 300 Rubel in Wechseln übergeben 
würde. Hierbei sagte D., daß er dieses nicht tut, weil er sich hin¬ 
sichtlich des Vorgefallenen schuldig fühlt, sondern nur weil er 
nicht wünscht, daß die Angelegenheit an die Öffentlichkeit kommt. 
L. jedoch wies den Vorschlag, nach der Aussage des Sch., ab. 

Auf Grund der angeführten Tatsachen wurde Alexei D. als 
Angeklagter in Untersuchung gezogen, wegen Defloration der 
minderjährigen Marie L. durch Ausübung des Geschlechtsaktes. 
Doch bekannte er sich der ihm vorgeworfenen verbrecherischen 
Handlung für nicht schuldig mit der Erklärung, daß die Eltern L. 
gegen ihn eine falsche Anklage erhoben hätten. Am 4. August 
habe er in seiner Wohnung mit seinem Bekannten, Alexei Sp., 
gesessen und Bier getrunken, in der Hausknechtswohnung ist er 
überhaupt nicht gewesen. 

Diese Erklärung des Angeklagten D. fand jedoch keine voll¬ 
ständige Bestätigung durch die Aussage des Zeugen Sp., welcher 
bekräftigte, daß er am 3. oder 4. August den D. in der G... Straße 
getroffen habe, der ihn dabei aufforderte in eine Bierbude zu 

Archiv für Kriminologie. 71. Bd. 20 
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gehen, wo sie sich nicht mehr wie 3 /4 Stunden aufgehalten haben; 
hierauf begaben sie sich in die Wohnung des D., wo Sp. nicht 
länger als zehn Minuten verweilte. Nach den Worten des Zeugen 
war A. D. an diesem Tage betrunken, wobei sich dieser Zustand 
durch erhöhte Fröhlichkeit äußerte. Auf Grund des dargelegten 
wird der Kleinbürger der Stadt Rjibinsk Alexei D., 39 Jahre alt, 
dessen angeklagt, daß er am 4. August des Jahres 1911 in St. 
Petersburg im Hause Nr. 15/17 der P... Straße die Unwissenheit 
und Unerfahrenheit der Marie L., bäuerlichen Standes, sich zu¬ 
nutze machend, mit ihr den Geschlechtsakt ausgeübt hat, wobei 
er sie der physischen Jungfernschaft beraubte. 

Das angeführte Verbrechen ist vorgesehen in I. Th. des § 1524 
des Kriminalrechts. Deswegen und auf Grund des § 201 des 
Statutes der Kriminalgerichtsordnung unterliegt genannter D. dem 
Urteile des St. Petersburger Bezirksgerichts mit Hinzuziehung 
von Geschworenen. 

Dieses der Anklageakt des Staatsanwaltes. 

Betrachten wir uns nun näher die einzelnen uns mehr inter¬ 
essierenden Momente des vorliegenden Falles: 

Sofort nach dem an ihr begangenen Verbrechen läuft die 
kleine Marie zur Mutter, um ihr das Geschehene zu melden. Es' 
klingt das so natürlich und man müßte annehmen, daß alle 
kleinen Mädchen, die sich in derselben Lage befinden, ebenso 
handelten. Aber nicht immer geschieht dieses; öfters verstehen 
sie das Vorgefallene vor der Mutter zu verheimlichen und diese ent¬ 
deckt erst durch Zufall, meist durch die blutbefleckte Wäsche auf die 
richtige Fährte geleitet, den Sachverhalt. Dem Verbrecher gelingt es 
nämlich nicht selten, sein Opfer durch Drohung derart einzu¬ 
schüchtern, daß dieses alle Schmerzen ruhig erträgt und ihn nicht 
verrät. Das Versprechen, die Geschändete im entgegengesetzten 
Falle „totzuschlagen“ oder „mit dem Messer zu zerfleischen“ übt 
eine prompte Wirkung auf die armen, schon durch den Vorfall 
selbst stark alterierten Kinder aus. Wenn D. also eine Drohung 
ausgesprochen haben sollte, so hat Marie sie nicht gehört und 
verstanden oder man kann wohl eher annehmen, daß er dieses zu 
tun unterließ, weil er einen Verrat von seiten der Stummen nicht 
fürchten zu müssen wähnte. Hierin glaube ich den Grund zu 
sehen, daß dem Gegenstände sofort die nötige Aufmerksamkeit 
geschenkt werden konnte. 

Verfolgen wir nun den Gang der Untersuchung des Falles, 
so bemerken wir, daß sich die Eltern der Geschändeten zuerst 
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an eine Hebamme wenden. Es ist das der häufigste Weg, der 
eingeschlagen zu werden pflegt, doch ist von einem solchen Vor¬ 
gehen dringend abzuraten. Man kann nur wünschen, daß in der 
Zeit zwischen stattgehabtem Verbrechen und der offiziellen ge¬ 
richtlich-medizinischen Expertise niemand an den Genitalien herum¬ 
manipuliert hat. Gerade Hebammen sind sich dabei der Tragweite 
ihrer Handlungen nicht bewußt und schaden gewöhnlich mehr 
als sie nützen. Von den zahlreichen Beispielen, die ich zur Be¬ 
stätigung hierfür anführen könnte, sei nur eines Falles Erwähnung 
getan: Stuprata — ein 15jähriges Mädchen; die Angehörigen 
wenden sich sofort nach stattgehabtem Delikte an eine Hebamme, 
die das Mädchen untersucht und eine schriftliche Bescheinigung 
ausstellt, in der gesagt ist: „Starke Blutung, Hymen unverletzt, 
für zwei Finger durchgängig“. Daß es unstatthaft ist, in solchen 
Fällen die Finger in die Geschlechtsteile einzuführen, braucht 
wohl nicht hervorgehoben werden zu müssen; unter Umständen 
könnte sich eine solche Person selbst eine Anklage wegen Fahr- 
läßigkeit zuziehen. Daß ein schriftliches Zeugnis der Hebamme 
gar keine gerichtliche Bedeutung hat, ist selbstverständlich. In 
Betracht kommt nur das offizielle Protokoll über die gerichtsärzt¬ 
liche Untersuchung nebst dem sich daranscbließenden Gutachten des 
Experten. Auch Ärzte können nicht dringend genug davor gewarnt 
werden, schriftliche Bescheinigungen über durch Sittlichkeitsver¬ 
brechen entstandene Beschädigungen auszustellen. Es macht doch 
gewiß keinen guten Eindruck, ein auf bedrucktem Blankette aus¬ 
gestelltes, mit Unterschrift und Siegel versehenes, ärztliches Zeug¬ 
nis zu lesen, auf dessen Rückseite die Verplichtung des Ange¬ 
schuldigten sich befindet, zugunsten der von ihm Geschändeten ein¬ 
malig eine größere Summe und im Verlaufe einer gewissen Zeit 
so und soviel ratenweise zahlen zu wollen. Auf ein derartiges 
Dokument bin ich in einer Gerichtsakte gestoßen. Ich bin über¬ 
zeugt, daß der Arzt bei Ausstellung des Zeugnisses, keine Ahnung 
davon hatte, daß dieses sich in der Folge in ein gut kotiertes 
Wertpapier verwandeln würde. 

Ist sofortige ärztliche Hilfe nötig, und besonders bei kleinen 
Mädchen kann dieser Fall eintreten — ich habe mehrere Male z. B. 
vollständigen Dammriß bis zum Rektum, hervorgerufen durch 
Notzucht, geseheh — so kommt einzig und allein Anstaltsbehand¬ 
lung in Betracht. Auf Grund der dann später — selbst nach 
Wochen — vorgenommenen offiziellen Untersuchung und der 
Aufzeichnungen im Krankenjournal wird es dem Experten wohl 
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stets gelingen, ein klares Bild vom Vorgefallenen zu gewinnen 
und sein Gutachten ab^eben zu können. 

Es wird oft der Befürchtung Ausdruck gegeben, leichte Ver¬ 
letzungen könnten zu rasch heilen, verschwinden und die Spuren 
des Verbrechens verwischt werden. Dieser Einwand ist zurück¬ 
zuweisen; wirklich ins Gewicht fallende Traumata bleiben stets 
einige Tage erhalten und ganz geringfügigen, zweifelhafte Deu¬ 
tung zulassenden Erscheinungen darf der gewissenhafte Sachver¬ 
ständige keine so schwerwiegende Bedeutung beimessen, daß 
durch sie allein die Anklage steht oder fällt. 

Wenn wir mein im vorliegenden Falle abgegebenes Gutachten 
näher ins Auge fassen, so tritt uns ein scheinbarer Widerspruch 
im Gutachten selbst und daher ein Widerspruch dieses mit dem 
vom Staatsanwalte angezogenen Gesetzesparagraphen entgegen. 
Der § 1524 lautet in seinem I. Teile: „Wenn die Defloration eines 
Mädchens, das das 14. Lebensjahr noch nicht erreicht hat, ohne 
Anwendung von Gewalt erfolgt ist, doch unter Mißbrauch ihrer 
Unwissenheit und Unerfahrung, so unterliegt der Schuldige der 
Strafe des Verlustes sämtlicher ihm zustehenden Rechte und der 
Zwangsarbeit von acht bis zehn Jahren. 

Das Gesetz verlangt also strikt, daß eine stattgehabte Deflo¬ 
ration nachgewiesen sein muß. Eine „Defloration“ kann jedoch 
nur in den Fällen angenommen werden, wo der „Geschlechtsakt“ 
ausgeübt worden ist, wie eine Senatsentscheidung es ausdrücklich 
hervorhebt 1 ). In meinem Gutachten habe ich nun aber direkt da¬ 
rauf hingewiesen, daß eine vollständige Einführung des Gliedes 
wegen mangelhafter, d. h. kindlicher Entwicklung der Geschlechts¬ 
teile der Suprata nicht gelungen ist. Dieser Widerspruch findet 
sofort seine Erklärung, wenn wir uns sagen, daß die gerichtliche 
Medizin unter Ausübung des Geschlechtsaktes („Beischlafes“) nicht 
den physiologischen Coitus — immissio penis et ejaculatio seminis— 
versteht. Es genügt schon ein Eindringen des Gliedes in die vulva, 
sagt Stumpff in seiner gerichtlichen Geburtshilfe, um die Tat als 
vollzogenen „Beischlaf“ betrachten zu können. Derselben Ansicht 
ist auch Fritsch: „Das Gesetz bestraft die beleidigte Frauenehre in 
erster Linie“ betont er ausdrücklich in diesem Zusammenhänge. 
Auf ejaculatio seminis kommt es nicht an. Dieser Auffassung 
wird wohl auch das Gericht gewesen sein, das den Angeklagten 
zum höchsten vom Gesetze zulässigen Strafmaße, zu 10 Jahren 
Zwangsarbeit, verurteilte. 

*) Nr. 1098 v. Jahre 18C9 im Falle Grigoriew. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UMIVERS1TY OF MICHIGAN 



Defloration eines taubstummen Kindes 


289 


Stellen wir uns noch zuni Schluß die Frage: Welche Folgen 
hat ein Sittlichkeitsattentat, begangen an einem Kinde, für das 
Objekt des Verbrechens? Zuerst kommt bei ihm wohl nächst den 
erlittenen Verletzungen, die Ansteckung mit Geschlechtskrankheiten 
in Betracht. Denn in den niederen Schichten der Bevölkerung 
herrscht der Aberglaube, daß ein mit solchen Krankheiten behaf¬ 
teter Mann Heilung durch Kontakt seines kranken Gliedes mit den 
Geschlechtsteilen einer „Jungfer“ finden kann. Und wo sollte 
wohl die weibliche Unschuld zweifelsfreier vorhanden sein, als 
bei einem in der ersten Blute der Jugend stehendem kleinen 
Mädchen? Die somatischen Störungen spielen jedoch nicht die 
Hauptrolle — sie verheilen. Mehr ins Gewicht fallen die psy¬ 
chischen und moralischen Schädigungen der unglücklichen Opfer 
solch’ tierischer Instinkte. In dieser Hinsicht sind die Folgen des 
Sittlichkeitsverbrechen, begangen an einem Kinde, unberechenbar 
und unabsehbar. Wer wollte es wohl vorausbestimmen, welche 
ßahnen die zu früh und auf so unnatürlich rohe Weise geweckte 
libido sexualis eine in früher Jugend Geschändete einst zu schrei¬ 
ten, veranlassen wird? 

Literatur: Dr. Erich Wulffen: Der Sexualverbrecher. Berlin-Lichterfelde. 

Dr. M. Stumpff: Gerichtl. Geburtshilfe. Wiesbaden 1907. 

Prof. Dr. H. Fritch: GerichtsärzÜ. Geburtshilfe. Stuttgart 1901. 

Prof. Hoffmann: Gerichtliche Medizin. 
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Gutachten der Wiener medizinischen Fakultät. 

Von 

Prof. H. Obersteiner, Wien. 


Das nachfolgende Fakultätsgutachten stammt aus dem Jahre 
1902. In Rücksicht auf die 1918 einsetzende Grippeepidemie schien 
es mir zeitgemäß, auf diesen alten Fall zurückzugreifen, da es nicht 
ausgeschlossen ist, daß bei ähnlichen Vorkommnissen der jetzigen 
Epidemie der Zusammenhang der Tat mit der Erkrankung ebenso 
übersehen wird, wie hier von den früheren Begutachtern. 

Auch in formeller Hinsicht muß auf das Datum aufmerksam 
gemacht werden. Die Referenten der Wiener medizinischen Fakul¬ 
tät haben sich schon seit längerer Zeit dahin geeinigt, eine Sub- 
sumption unter die einzelnen Punkte des § 2 öst. Str.G., wie sie 
ja in der Zuschrift des Kreisgerichtes S. verlangt wird, abzulehnen, 
da damit die Kompetenz des Arztes gegenüber der des Richters 
überschritten würde — wie es aber in dem vorliegenden Gutachten, 
nach früherer Gepflogenheit noch geschehen ist. Ferner wird jetzt 
immer neben dem Referenten, der dem Professoren-Kollegium an¬ 
gehören muß, ein Korreferent bestellt, Extraordinarius oder Dozent. 

Z. 4324 Strf. 

An die löbliche 

medizinische Fakultät der k. k. Universität in 

Wien. 

Simo Sokolovis aus Lepenica befindet sich hiergerichts in 
Strafuntersuchung wegen Verbrechen des Meuchelmordes. 

Über den Geisteszustand desselben haben Gutachten Dr. A. 
und Dr. B. abgegeben. 

Da dieselben sich wiedersprechen und die Strafsache sehr 
wichtig und schwierig ist, wird unter Anschluß der Strafakten 
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samt beglaubigter Übersetzung im Sinne des § 133 St.P.O. das 
dienstfreundliche Ersuchen gestellt, anher das Gutachten abgeben 
zu wollen: 

1. ob Simo Sokolovifi des Gebrauches der Vernunft ganz be¬ 
raubt ist; 

2. ob Simo Sokolovic die Tat bei abwechselnder Sinnen 
verrückung zu der Zeit, da die Verrückung dauerte’, begangen hat. 

Kreisgericht 

Serajewo am 9. Juli 1902. 

Der Leiter. 


Auszug aus den Akten. 

Simo Sokoloviß hat ^ am 21. Juni 1901 seinen schlafenden 
Stiefsohn Milan Dokolya mit der Hacke erschlagen. Das Kreis¬ 
gericht Serajevo ersucht um ein Gutachten, ob dieser Sokoloviß 
des Gebrauches der Vernunft ganz beraubt ist, oder ob er die 
Tat bei abwechselnder Sinnesverrückung zur Zelt, da diese Ver¬ 
rückung dauerte, begangen habe. 

Simo Sokoloviß hat vor 5 Jahren zum dritten Mal geheiratet 
und zwar eine Witwe, welche 3 Söhne mitbrachte, von denen der 
älteste jener Milan ist. Dieser Letztere soll ein ziemlich leicht¬ 
sinniger Mensch gewesen sein, daher es häufig zu Konflikten mit 
seinem Stiefvater kam, welcher verschiedene Bemühungen machte, 
den jungen Mann zu ernster Arbeit anzuhalten. Er nahm ihn, da 
er Wanderschneider war, auf seinen Touren mit, um ihm das Hand¬ 
werk beizubringen; er gab ihn dann zu einem Klempner in die 
Lehre: nirgends hielt es Milan lange aus, er verdingte sich 
schließlich als Knecht, kam aber wiederholt nach Hause. Dabei 
kam es einmal zu einem schweren Auftritt zwischen Vater und 
Sohn, der beinahe in eine arge Schlägerei ausartete. Simo Sokoloviß 
verließ im Winter 1900—01 das Haus und kehrte im Frühjahr 
1901 zurück, nachdem ihm seine Frau versprochen hatte, daß der 
Milan nicht mehr ins Haus kommen werde. Im Mai 1901 kehrte 
aber Milan krank wieder ins Haus zurück. Damals war das Ver¬ 
hältnis zwischen Vater und Sohn ein besseres, denn der Simo 
Sokoloviß pflegte sogar seinen Stiefsohn während dessen Krank¬ 
heit, deren Natur nicht näher bekannt ist. Doch wissen wir, daß 
auch die anderen Familienmitglieder, zuerst die Frau und schließ¬ 
lich Sokoloviß selbst in ähnlicher Weise erkrankten. Er war meh¬ 
rere Wochen bettlägerig, klagte, daß ihm alles weh tue, litt an 
Kopfschmerzen und fieberte. Zur Zeit der beginnenden Rekon- 
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valescenz traten vorübergehende Delirien auf. Von mehreren 
Zeugen, welche den Sokoloviä in seinem Hause 3 Tage vor der 
Tat besuchten, wird übereinstimmend angegeben, daß er ganz 
verrücktes Zeug gesprochen habe: es fehle ihm nichts, der Lump 
habe ihn dran bekommen, er habe schon viele Lumpen hin¬ 
geschlachtet, aber keiner von denen, die er niedermetzelte, sei 
wieder zum Leben gekommen, und dieser Lump (damit meinte 
er den danebenstehenden Milan), trotzdem er ihn in Stücke gehauen 
habe, sei wieder lebendig geworden, den kann nur der Teufel 
umbringen. Wenn er nicht wäre, würde Bosnien verbrennen. 
Dann fragte er was die „Schwaba“ immer von Fechten sprechen 
und anderes mehr. Die Anwesenden hielten ihn für verrückt und 
machten die Frau aufmerksam, ihn nicht allein zu lassen, auf 
hn Acht zu geben. 

Am 21. Juni früh war alles aufgestanden, auch der Sokolo- 
viß, der aber, nachdem er seinen Kaffee getrunken hatte, sich wie¬ 
der zu Bett begab. Während sich die Andern anschickten aufs 
Feld zu gehen, legte sich Milan, der über Bauchschmerzen klagte, 
neben Simo Sokolovifc ins Bett. Zu Hause blieben nur der S. 
Sokoloviß, der Milan und die zwei jüngsten Kinder, 6 und 3 
Jahre alt. Die Frau hatte kaum eine viertel- bis eine halbe Stunde 
im Felde gearbeitet, als der 6jährige Sohn Nenat zu ihr kam 
und sagte, der Vater rufe sie. Im Hause fand sie den Sokolovig 
in der Küche mit einer blutigen Hacke in der Hand. Er empfing 
sie mit den Worten: „Mach was du willst, ich habe den Milan 
erschlagen, es kam so über mich und ich schlachtete ihn ab." — 
Im Zimmer lag der tote Milan auf der rechten Seite nahezu voll¬ 
ständig zugedeckt, den Kopf fast vollständig vom Rumpfe abge¬ 
trennt mit 3 stumpfen und 2 scharfen Hieben. Niemand hatte 
einen Streit zwischen Sokolovifi und Milan gehört; der kleine 
Nenat erzählte nur, daß er vor dem Hause war, der Vater sei 
herausgetreten, habe eine Hacke genommen und habe sich, bevor 
er wieder ins Haus ging, bekreuzigt. Gleich danach habe Nenat 
dumpfe Schläge gehört. 

Den herbeieilenden Nachbarn und Gendarmen, die gleich 
darnach eintrafen, sagte Sokolovifi bleich und zitternd, er habe 
den Milan aus Furcht erschlagen, daß er ihm etwas antun werde. 
Vor dem Untersuchungsrichter in Rogatica erzählte Sokolovifi: 
„Während ich schlief schlich sich Milan in die Stube und legte 
sich neben mich, was mir verdächtig vorkam, ich glaubte, er habe 
die Absicht mich im Schlafe zu ermorden, ich fühlte, daß er unter 
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mein Kopfpolster griff, um ein dort liegendes Messer (das aber 
an dieser Stelle nicht mehr war, weil es die Frau schon vorher 
entfernt hatte) hervorzuziehen,“ dann wäre er, Sokoloviö, hinaus¬ 
gegangen, habe die Hacke geholt und dem Milan einen Hieb 
auf den Schädel und einen mit der Schneide auf den Hals gegeben. 
Er habe sich damals in einem krankhaften Zustande befunden. 
Beim 5. Verhör sagte er: „Ich bleibe dabei, daß ich damals nicht 
bei Bewußtsein war: wenn ich den Milan hätte erschlagen wollen, 
hätte ich es getan, solange ich gesund war und wäre nach Ser¬ 
bien geflüchtet.“— Am Tage nach der Tat wurde er auch-von 
Regimentsarzt Dr. C. untersucht. Dieser fand den Puls normal, 
die Zunge rein, er fühlte die Körperwärme normal, fand nichts 
Abnormes an den Pupillen. Den Untersuchten fand er schwach 
und schlecht aussehend, erklärte ihn für gesund. 

Bei der Hauptverhandlung, die am 2. November 1901 begann, 
bekannte sich Sokoloviö schuldig, er sei während seiner Krankheit 
in ein arges Fieber verfallen, so daß er sich lange Zeit in völliger 
Bewußtlosigkeit befand, er wußte nicht, wer ihn besucht^ und 
erkannte niemanden. Nach 11 Tagen sei es ihm besser gegangen, 
doch wäre er noch sehr schwach gewesen. Den Milan habe er 
aus Angst, daß er ihm etwas ,antun wolle, umgebracht; erst wie 
er das Blut fließen sah, sei er wieder zur Besinnung gekommen 
und habe den Sohn Vukola (es war aber Nenat) um die Frau 
geschickt. Er sei damals nicht bei Besinnung gewesen, seine 
Krankheit habe in Schmerzen im Rücken, in der Brust bestanden, 
er habe gehustet, Ohnmachtsfälle gehabt. Die Sachverständigen 
Dr. D. und Dr. E. sprachen sich in ihrem Gutachten dahin aus, 
daß Sokoloviö zur Zeit der Begehung der Tat sich nicht in einem 
Zustande von krankhafter Störung der Geistestätigkeit befunden 
habe, durch welche eine freiwillige Betätigung ausgeschlossen 
werde. Auch während der Hauptverhandlung äußerten sich die 
Sachverständigen in gleicher Weise, es dürfte Influenza oder ein 
leichter Typhus gewesen sein, jedenfalls ein so leichter, daß er 
keine Folgen für den Geisteszustand des Angeklagten haben 
konnte. Von der Influenza sei nicht bekannt, daß die Kranken 
in bewußtlosem Zustande Gewalttaten ausführen, weil sie sich zu 
schwach dazu fühlen. 

Der Verteidiger beantragte die Untersuchung durch sachver¬ 
ständige Psychiater. Es wurde aber Sokoloviö am 6. November 
für schuldig befunden und zum Tode verurteilt. 

Gegen dieses Urteil überreichte Sokoloviö die Nichtigkeits- 
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beschwerde, da ein Zweifel darüber bestehe, ob er bei Verübung 
der Tat geistig gesund war oder nicht und die vorliegenden 
Gutachten nicht von psychiatrisch geschulten Ärzten ausgestellt 
sind. Der Verteidiger führte diesbezüglich eine Anzahl von sehr 
wichtigen Daten an: daB der Vater des Angeklagten geistig krank 
gewesen sei, daß dieser selbst wiederholt an epileptischen Anfällen 
gelitten habe und endlich gab er eine ganz neue Darstellung 
des Sachverhaltes während der Tat. Sokolovis habe damals 
geträumt, daB er wegen eines Diebstahles, den Milan begangen 
hätte, vor Gericht stand und der Richter ihm sagte, er müsse den 
Milan erschlagen. Da sei er erwacht und aus Furcht vor dem 
Milan aus dem Hause gelaufen; da schien es ihm, als ob eine 
große Ebene da wäre, auf welcher ein Bataillon Soldaten stand. 
Zwei Offiziere zogen den Säbel, um ihn zusammenzuhauen, falls 
er nicht, wie es der Richter befohlen habe, den Milan erschlage. 
Einer gab ihm die Hacke dazu in die Hand. Auf welche Art er 
den Milan erschlagen habe, wisse er nicht genau, erst als er Blut 
sah, \^äre er zu sich gekommen. Er gab ferner an, daB er diesen 
Umstand früher vor Gericht nicht sagen wollte, weil er glaubte, 
dies sei eine Thorheit, die ihm niemand glauben wolle. Auch 
bezüglich der anderen Punkte habe er früher vor Gericht nichts 
erwähnt, da er sich teils nicht daran erinnerte, teils sie nicht für 
wichtig hielt. 

Das Obergericht für Bosnien und Herzegowina hat mit Be¬ 
schluß vom 29. November 1901 dieser Nichtigkeitsbeschwerde 
Folge geleistet, da es sich hauptsächlich darum handle, wie der 
geistige Zustand des Sokoloviß in der Krankheit selbst und zur 
Zeit der Tat war. Seine damalige psychische Verfassung hätte 
müssen durch sachverständige Psychiater erhoben werden, nachdem 
denselben alle zur Beurteilung der Sache erforderlichen Dinge 
und Umstände vorgeführt wurden. 

Es wurden neuerlich Zeugen einvernommen, welche nament¬ 
lich auch über die Anfälle des Sokoloviö aussagen konnten, ferner 
die Mithäftlinge und Kerkermeister, welche Auskunft geben sollten 
über sein Verhalten während der Untersuchungshaft vom 7. Juli 
bis 4. Dezember 1901. Der Kerkermeister und der Beschließer 
fanden nichts Besonderes an ihm, keine epileptischen Anfälle. 
Auffallend ist es, daß im Widerspruch damit eine Reihe von Zeit¬ 
genossen ganz übereinstimmend Angaben machen über ein sonder¬ 
bares Benehmen des Sokoloviß. Es sei etwa alle 6—8 Tage 
vorgekommen, daß er des Nachts Unsinn machte und sagte: 
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„Man ruft mich“, — er sah in die Ventilation und sagte, er höre 
dort die Hähne krähen, knüllte die Bettdecke zusammen, ging 
damit zur Tür, um fortzugehen, empfahl sich: „Gott mit Euch“ — 
kehrte dann wieder um. Auch bei Tag 'soll es vorgekommen 
sein, daß er vom Essen verspritzte und sagte, er gebe seinem 
Vater zu essen, auch erzählte er ihnen die Geschichte mit den 
Soldaten. 

Am 4. Dezember 1901 wurde er in die Irrenabteilung gebracht, 
wo er bis zum 4. März 1902 in Beobachtung stand. Auf Grund 
dieser Beobachtung und des Aktenmaterials wurden von Dr. A. 
am 2. März und von dem Dr. B. am 14. März zwei widerspre¬ 
chende Gutachten abgegeben. In dem Gutachten von Dr. A. 
wird die Geisteskrankheit des Vaters, es werden die verschiedenen 
Anfälle des Angeklagten hervorgehoben. Ferner gibt er die 
anderen bereits angeführten anamnestischen Daten an. Die körper¬ 
liche Untersuchung ergab, daß Sokoloviß schwächlich, herabge¬ 
kommen aussehe, leichte Arhythmie des Herzens, Steigerung der 
Sehnenreflexe (der t unteren und oberen Extremitäten), leichte 
Herabsetzung der Schmerzempfindlichkeit, rechts geringe Schwäche 
beider Extremitäten, ferner eine tiefer ausgeprägte Nasolabialfalte. 
Klage über Kopfschmerzen, er müsse sich oft anhalten, um nicht 
niederzustürzen, dann vergehe dieses wieder und er fühle sich 
wieder wohl, öfters Aufschrecken aus dem Schlaf. Psychisch 
mache er den Eindruck eines mit gesundem Verstände begabten 
Menschen. Sein Gedächtnis, inwieweit es nicht die Tat betrifft, 
gut erhalten. Sokoloviß war wiederholt krank; auffallend sind bei 
jeder Krankheit die angeführten Delirien, Visionen, Gehörs- und 
Gesichtshallucinationen, welche neben anderen Krankheitssymp¬ 
tomen mit höchster Wahrscheinlichkeit darauf hindeuten, daß die 
Psyche krank war. Die Anfälle sind epileptischer Natur, petit 
mal oder nur epileptischer Schwindel. Sokolovie hat die Tat 
während eines solchen Anfalles im epileptischen Zustande began¬ 
gen. Es handelt sich um eine transitorische Bewußtseinsstörung, 
die sich äußert in einem traumhaft veränderten Bewußtseinszustand 
und dem damit verbundenen minder deutlichen Erinnerungsdefekt 
an die gewalttätige Handlung selbst, auf Grund von epileptoiden 
Zeichen erwiesener epileptischer Grundlage. 

Das Bewußtsein war nicht aufgehoben, es war nur beschränkt. 
Er kommt dann zu dem Schlüsse: 1. Sokoloviß ist ein neuro- 
pathisch, neurasthenisches Individuum. 2. SokoloviC litt öfters an 
traumhaften Hallucinationen und Visionen, so wurde auch bei 
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ihm ein somnambuler Zustand beobachtet. 3. Die traumhaften 
Hallucinationen basieren sich auf epileptoider, epileptischer Grund¬ 
lage. 4. Sokoloviö konnte die inkriminierte Tat, die Ermordung 
des Milan, in geistiger Verwirrung vollbracht haben. Der letzte 
Satz wurde ursprünglich so gefaßt: Simo Sokolovic hatte die 
inkriminierte Tat in geistiger Verwirrung vollbracht, — und ist 
dann in der obigen Weise ausgebessert worden. 

Wir gehen an die Besprechung des zweiten von Dr. B. ver¬ 
faßten, circa 150 Seiten fassenden Gutachtens. Dieser Begutachter 
legt der leichten Schwäche des rechten Armes und dem Verstrichen¬ 
sein der rechten Nasolabialfalte keine Bedeutung bei, wohl aber 
berechtigen die Herabsetzung der Schmerzempfindlichkeit und 
die gesteigerten Sehnenreflexe zur Annahme einer neuropathischen 
Konstitution. Des Weiteren wird nun die Frage erörtert, ob Soko- 
lovis Epileptiker sei oder nicht. Das wichtigste ätiologische 
Moment der erblichen Belastung fehlt, denn wenn auch der Vater 
des Angeklagten einmal durch mehrere Wochen geistesgestört 
war, so hat es sich hierbei wahrscheinlich nur um ein im Verlaufe 
einer fieberhaften Krankheit aufgetretenes Delirium gehandelt 
Objektive Zeichen der Epilepsie, z. B. Zungenbiß, fehlen, es 
bleiben also nur die von dem Angeklagten selbst und von Zeugen 
gemachten Angaben über wiederholte Anfälle, deren epileptischer 
Charakter aber nicht festgestellt erscheint. Die Annahme einer 
Epilepsie erscheine daher erschüttert, wenn auch nicht widerlegt. 
Jedenfalls aber kann bei ihm von einer epileptischen Degeneration 
nicht die Rede sein, welche die Straffreiheit bedingen würde. 
Schwer zu entscheiden wäre die Frage, ob Sokolovis die Tat in 
einem Anfalle von Epilepsie verübt habe; es ist nicht bekannt, 
ob Sokolovis kurz vorher einen epileptischen Anfall gehabt habe 
oder irgendwelche Zeichen geistiger Abnormität dargeboten hätte. 
Die Angaben des Angeklagten über die Tat selbst und ihre Motive 
sind ungemein widersprechend. Es wäre ja, wenn auch ein 
Krampfanfall nicht nachweisbar ist, zu erwägen, ob es sich nicht 
um epileptische Dämmerzustände als psychisches Äquivalent ge¬ 
handelt habe, wenn auch dafür durchaus nicht totale Amnesie 
verlangt werde und häufig eine partiell getrübte Erinnerung an 
die Tat zurückbleibt. So fällt es auf, daß Sokolovis über seine 
ganz delirienhaften Trugwahmehmungen ganz genau Auskunft 
gibt, wie die Soldaten ausgesehen haben, welche Farbe die 
Schnüre auf ihren Röcken hatten. Er selbst gibt zu, sich an die 
Tat zu erinnern und wenn er auch meint, Hur zwei Hiebe geführt 
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zu haben, so entsprechen doch seine übrigen Angaben vollkommen 
dem Tatbestände. Der Umstand, daß /er anfangs von den Hallu- 
cinationen nichts sprach, sondern erst viel später nach der Ver¬ 
urteilung, werde von Sokolovic dadurch erklärt, daß er sich ge¬ 
schämt habe darüber zu sprechen und er fürchtete, man werde 
ihm einen solchen Unsinn nicht glauben. Es sei aber doch recht 
unwahrscheinlich, daß SokoloviC, der von allem eine präzise Er¬ 
innerung haben will, gleich nach der Tat, resp. der Aufhellung 
des Bewußtseins angesichts der gewaltigen psychischen Erregung 
soviel Überlegung besessen habe, um diese Tatsachen zu ver¬ 
schweigen. Um einen Zustand ängstlichen epileptischen Deliriums 
kann es sich noch weniger gehandelt haben, da ein solcher längere 
Zeit dauert, auch nicht um Schlaftrunkenheit; es ist nicht einmal 
erwiesen, daß Sokolovie vorher geschlafen habe. Gewaltakte der 
Epileptiker sind meist unmotiviert, plan- und rücksichtslos, während 
Sokoloviß in allen Einzelheiten planmäßig und zielbewußt vorge¬ 
gangen ist. Von einem automatisch ausgeführten, impulsiven Akte 
kann keine Rede sein, — ja, er bekreuzigte sich, bevor er mit 
der Hacke ins Zimmer zurückging. Er will erst beim Anblicke 
des spritzenden Blutes wieder zum Bewußtsein gekommen sein: 
Eine solche Bewußtseinstrübung kann aber nur in der physiolo¬ 
gischen Breite zugegeben werden, nicht aber für eine traumhafte 
Sinnesverwirrung. Gegen einen transitorischen epileptischen Zu¬ 
stand spricht das Verhalten des Sokoloviß nach der Tat. Mit Rück¬ 
sicht darauf, daß Sokoloviö an einer fieberhaften Krankheit ge¬ 
litten hat, könnte man eher an ein Fieberdelirium denken, doch 
war er am Tage der Tat bereits fieberfrei und auch der Inhalt 
der Delirien entspricht nicht dem bekannten Bilde der Fieberde¬ 
lirien. Analoge Erwägungen schließen auch ein Kolapsdelirium 
aus. — Es geht wohl nicht an, der viele Seiten füllenden psycho¬ 
logischen Analyse zu folgen, welche das Gutachten dem Ver¬ 
halten des Angeklagten insbesondere mit Rücksicht darauf, was 
er über die nächsten Motive seiner Tat äußert, widmet. Es, mag 
genügen, daß sowohl die späteren Angaben des Angeklagten 
über die Vorgänge bei der Tat (z. B. die halluzinatorischen Sol¬ 
daten) als auch, vielfach anscheinende Erinnerungstrübungen, die 
sich auf die ersten Vernehmungen beziehen, in das Gebiet der 
bewußten Simulation verwiesen werden. Die festgehaltene Angabe 
des Sokoloviß, er habe dem Milan nur zwei Hiebe mit der Hacke 
versetzt, während es zirka fünf waren, erklärt das Gutachten mit 
dem Bemühen des Sokolovis, seine Tat minder brutal erscheinen 
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zu lassen. Eine weitere Aussage des Sokoloviß, er habe seinen 
Sohn Vukola und nicht den Nenat um die Mutter geschickt, könne 
durchaus nicht als pathologische Sinnesverwechslung oder Er¬ 
innerungstäuschung erklärt werden. Das eigentümliche Verhalten 
des Angeklagten im Gefängnis dürfte als Simulation aufgefaßt 
werden und zwar hat er es sich dadurch leicht gemacht, daß er 
keinen dauernden Zustand simuliert hat, sondern nur einen vorüber¬ 
gehenden. Das Gutachten schließt: „Wenn auch die Epilepsie des 
Sokolovic kaum genügend erwiesen wurde, da er jedenfalls sehr 
selten Anfälle gehabt hat, so können wir die Möglichkeit daß er 
zur Zeit der Begehung der Tat einen epileptisch psychischen In¬ 
sult gehabt hat, nicht ausschließen. Wenn die Handlung in blinder 
zielloser Vernichtung, mit einer unter der Hand befindlichen 
Waffe oder in automatischer Weise verübt worden wäre, wenn 
die Angaben des Nenat nicht vorlägen und wenn das Verhalten 
der Erinnerung mit denjenigen bei epileptischen Zuständen vor¬ 
kommenden mehr übereinstimmen würde, wenn nicht die nach¬ 
träglich simulierte Amnesie, wenn die Angaben über die Visionen 
nicht zu so verdächtiger Zeit erfolgt wären und dieselben nicht 
an und für sich so unwahrscheinlich wären, wäre die Annahme 
eines transitorischen Zustandes von Sinnesverwirrung nicht von 
der Hand zu weisen." Auf Grund des hier niedergelegten Mate¬ 
rials gibt Dr. B. das von ihm abverlangte Gutachten über den 
Geisteszustand des Sokolovie wie folgt: 

ad 1. Simo Sokoloviß ist des Gebrauches der Vernunft nicht 
nur nicht ganz beraubt, sondern er stellt ein geistig ganz integres 
Individuum dar, dessen Geist weder durch die Zeichen der neu- 
ropathischen Konstitution, noch durch die (eventuell vorhandene) 
Fallsucht gelitten hat. ad. 2. Es lassen sich keine Anhaltspunkte 
dafür auffinden, daß S. Sokoloviß bei abwechselnder Sinnesver¬ 
rückung die Tat zu der Zeit, als die Verrückung dauerte, be¬ 
gangen habe. 

Mit Rücksicht auf die Widersprüche dieser beiden Gutachten 
und auf gewisse Mängel derselben, wurde vom Staatsanwalte 
ein Fakultätsgutachten abverlangt; vom Untersuchungsrichter wurde 
beantragt Herrn Dr. F. als dritten Sachverständigen heranzuziehen. 
Das Gericht beschloß dem letzteren Anträge Folge zu leisten. Am 
17. März wurde Dr. F. beauftragt, den Sokoloviß zu beobachten 
und dann sein Gutachten abzugeben. Am 21. Mai wurde er ur- 
giert und versprach das Gutachten in'mehreren Wochen. Neuer¬ 
lich am 30. Juni urgiert beruft sich Dr. F. am 1. Juli auf seine 
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Facialisparese und schickt die Akten zurück, bemerkt aber, daß 
er bei SokoloviC unzweifelhaft Zeichen einer überstandenen Ge¬ 
hirnapoplexie konstatiert habe. Zunächst wurde daher Dr. B. wieder 
einvernommen und befragt, wieso es denn käme, daß er bei So- 
kolovic die Apoplexie nicht konstatiert habe. Er gab zu, daß er 
der rechtsseitigen Parese nicht die genügende Bedeutung beige¬ 
messen habe, daß ihm später selbst Bedenken diesbezüglich auf-' 
gestiegen seien, daß er den Sokoloviß nochmals untersucht habe 
und zur Überzeugung gekommen sei, daß es sich tatsächlich um 
eine Apoplexis handle; er müsse annehmen, daß der apoplek- 
tische Insult in einem der Anfälle, welche mit Bewußtseinsstörung 
verliefen, stattgefunden habe. Damit würde aber die Annahme 
einer Epilepsie noch mehr erschüttert werden, wenn ihr auch der 
Boden nicht ganz entzogen sei. Da aber der Schlaganfall auf die 
geistige Integrität des Exploraten keine nachteilige Wirkung aus¬ 
geübt hat, bleibt im Übrigen die Begutachtung des Falles die 
gleiche. Ferner fragte der Richter, warum er keine erbliche Be¬ 
lastung annehme, worauf Dr. B. erwiderte, daß er die Geistes¬ 
störung des Vaters als Fieberdelirium auffasse und daß der 
Mangel von Erscheinungen bei den übrigen Familiengliedem gegen 
die Belastung spreche. Daß Sokolovic Anfälle von Somnambulis¬ 
mus gehabt habe, ist nicht erwiesen, doch wolle er deren Mög¬ 
lichkeit einräumen. Ferner wurde er wegen der angenommenen 
Simulation der Gedächtnisstörung und der Anfälle im Gefängnisse 
vom Richter ausgefragt. 

Endlich liegt in den Akten noch das Protokoll einer münd¬ 
lichen Einvernahme des Dr. F. vom 10. Juli 1902 vor. Dieser 
konnte auch leichten Tremor der Hände konstatieren, sowie die 
Zeichen der Apoplexie: Schädel schwach zuckerhuthörnig mit 
steil abfallendeln Hinterhaupt und Atheromatose. Simo Sokolovic 
läßt keine Zeichen einer geistigen Störung erkennen, er erscheint 
als vollkommen geistig gesund, seine Halluzinationen sind simu¬ 
liert, ein sicherer epileptischer Anfall sei nie beobachtet worden. 

Es wurde nun auf Antrag des Staatsanwaltes, mit Rücksicht 
auf die Ablehnung des Dr. F., ein Fakultätsgutachten einzuholen 
beschlossen. 

Bevor wir an das Gutachten gehen, muß noch einiges über 
die Person des Angeklagten nachgetragen und näher ausgeführt 
werden, was früher nur angedeutet wurde. Der Vater des Simo 
Sokolovic ist, wie durch verschiedene Zeugenaussagen nachge¬ 
wiesen erscheint, vor 40 Jahren durch 4 Wochen geistig krank 
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gewesen. Die Krankheit trug den Charakter eines furibunden 
Deliriums: er wollte seine Frau umbringen; wurde in eine Wall¬ 
fahrtskirche gebracht und soll bald darauf gesund geworden sein. 
Die Geschwister des Angeklagten sind weder geistes- noch nerven¬ 
krank. Bloß von einem Bruder sagte ein Zeuge, er sei verrückt, 
ohne daß er dieses begründen konnte. Simo Sokolovis soll in 
seiner Kindheit schwächlich und anämisch gewesen sein und ver¬ 
schiedene Kinderkrankheiten, z. B. Keuchhusten durchgemacht 
haben. Auch soll er damals unruhig geschlafen, im Schlafe auf¬ 
geschrieen haben. Ferner soll er als Knabe und auch noch später 
manchmal Bettnässen gehabt haben. Er selbst gibt an, seit länge¬ 
rer Zeit an epileptischen Anfällen zu leiden. Solche Anfälle von 
Bewußtlosigkeit hätte er bereits in seiner Jugend gehabt. In den 
70iger Jahren sei er im Hause zusammengestürzt, was seine 
Schwester bestätigt und auch wiederholt in den folgenden Jahren. 
Sicher konstatiert ist, daß Sokoloviß vor 3—4 Jahren während des 
Gebetes in Anwesenheit einer Anzahl von Personen, die darüber 
aussagen, plötzlich zusammengestürzt und einige Minuten liegen 
geblieben sei. Sokoloviö sagte, als er wieder zu sich gekommen 
war, daß ihm die Ohnmacht ins Gehirn gestiegen sei. Krämpfe 
oder Schaum vor dem Munde konnten dabei nicht beobachtet 
werden. Ferner soll er im Jahre 1878 in Serbien an einer Krank¬ 
heit (Typhus?) mit schweren Delirien gelitten haben. Endlich 
hatte er vor 15 Jahren einen Zustand von Geistesabwesenheit 
gehabt. Er sei des Nachts unbekleidet über die schneebedeckten 
Wiesen gegangen und habe erst dann das Bewußtsein erlangt, 
als sich ein Hund mit ihm zu schaffen machte. Diesen Vorgang 
habe er damals gleich seinem Schwager erzählt, welcher in einer 
Zeugenaussage darüber berichtet. 

Simo Sokolovis w/rd als ein ernster, stiller Mensch geschildert, 
der wegen seines Verstandes und seiner Bildung (er kann cyrillische 
Buchstaben lesen) sich einer besonderen Achtung erfreut. Er sei 
so klug, daß man auf ihn das Sprichwort anwendete: »Er könnte 
einen Durstigen über einen Fluß tragen.“ 

Gutachten. 

Mit Rücksicht auf die Widersprüche, die sich nicht blos in 
den Gutachten der verschiedenen Sachverständigen finden, son¬ 
dern auch .deshalb, weil die einzelnen Begutachter in ihren 
Äußerungen stellenweise mehr oder minder unsicher und schwan¬ 
kend sind, erscheint es notwendig, zuerst jene in den Akten vor- 
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findlichen Tatsachen, welche für die Beurteilung des psychischen 
Verhaltens des Simo Sokoloviö zur Zeit der Tat und nachher 
von Belang und die als sicher festgestellt anzusehen sind, von 
jenen zu trennen, deren Wahrheit möglicherweise angezweifelt, 
werden kann. 

1. Bezüglich einer etwa hereditären Disposition resp. 
nervösen Konstitution steht fest, daß sein Vater durch einige 
Wochen einen schweren delirienhaften Zustand gehabt habe; nach 
den Zeugenaussagen soll es sich entweder um ein Alkoholdelirium 
oder ein solches im Anschluß an einen fieberhaften Zustand ge¬ 
handelt haben. Es scheint für die vorliegende Frage ziemlich 
gleichgültig, welche von diesen beiden Anschauungen die richtige 
ist, denn ob der Vater ein Alkoholiker war, was von den Meisten 
geleugnet wird, oder ob er selbst derart nervös veranlagt war, 
daß sich bei ihm im Anschluß an eine, wie es scheint, nicht sehr 
schwere Erkrankung lange anhaltende Delirien einstellten, in 
beiden Fällen ist doch der Hinweis auf die Möglichkeit einer erb¬ 
lich übertragenen Disposition zu nervösen Erkrankungen gegeben. 
Eine solche Disposition wird noch wahrscheinlicher, wenn wir er¬ 
fahren, daß Simo Sokoloviß in seiner Kindheit schlecht geschlafen, 
Zeichen von pavor nocturnus dargeboten habe und längere Zeit 
Bettnässer geblieben sei. Die Geschwister des Angeklagten sollen 
zwar normal sein, doch weist die Bemerkung eines Zeugen, daß 
der eine Bruder verrückt sei, immerhin daraufhin, daß jener 
Bruder vielleicht ein Sonderling, kein ganz normaler Mensch wäre. 
Für eine nervöse Disposition des Simo Sokolovic spricht dann 
noch eine Anzahl von weiteren, ärztlich konstatierten Symptomen: 
gesteigerte Sehnenreflexe, herabgesetzte Schmerzempfindlichkeit, 
wohl auch die bilateral ungleiche Innervation der Körpermuskulatur, 
die von einigen Ärzten als Zeichen eines überstandenen apo- 
plektischen Insultes angesehen wurde, worauf wir bald wieder zu 
sprechen kommen werden. Ferner wären noch allenfalls einige 
unkontrollierbare Angaben des Angeklagten, wie Klagen über 
häufigen Kopfschmerz, unruhigen Schlaf usw. zu erwähnen. 

2. Bezüglich der Anfälle des Simo Sokolovifi wissen wir 
mit Sicherheit, daß solche vorgekommen sind. Einen solchen 
Anfall sah seine Schwester im Jahre 1870. Bei dem Anfalle vor 
3—4 Jahren war eine Anzahl von Personen gegenwärtig. Über 
eine Reihe weiterer Anfälle, die sich auch schon in der Jugend¬ 
zeit gezeigt haben sollen, berichtet der Angeklagte, ohne daß da¬ 
für Zeugenaussagen vorlägen. Niemand hat bei den Anfällen 
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Krämpfe oder Schaum vor dem Munde gesehen, aber der Um¬ 
stand, daß diese Anfälle wiederholt auftraten, und auch das, was 
wir darüber von den Augenzeugen wissen, spricht sehr für deren 
epileptischen Charakter. Beim letzten Anfalle, der in Anwesenheit 
zahlreicher Personen während des Gebetes eintrat, fiel Simo 
Sokoloviß plötzlich um, wurde bewußtlos, kam aber nach einigen 
Minuten zu sich und sagte, die Ohnmacht sei ihm zu Kopfe ge¬ 
stiegen. Ein apoplektischer Insult scheint hier vollkommen aus¬ 
geschlossen. Niemand, auch nicht der Angeklagte, gibt an, daß 
nach einem Anfalle irgendwelche Lähmungserscheinungen zurück¬ 
geblieben wären. Da aber heute noch eine Schwäche der rechten 
Körperseite vorliegen soll, die von zwei Begutachtern als Folge 
eines apoplektischen Insultes angesehen wird, der vor mehreren 
Jahren stattgefunden hätte, so müßte doch angenommen werden, 
daß diese Paresen und zwar in viel höherem Grade, als sie jetzt 
bestehen, gleich im Anschluß an einen Anfall aufgetreten seien 
und gewiß, mindestens dem Kranken selbst, nicht entgangen 
wären. Ferner pflegen rechtsseitige Hemiplegien und Paresen, 
besonders wenn sie Gesicht und beide Extremitäten betreffen, 
meistens mit einer, wenn auch vorübergehenden, sehr auffälligen 
Sprachstörung einherzugehen. Simo Sokoloviö konnte aber, nach¬ 
dem der Anfall vorbei war, gleich wieder deutlich sprechen. 
Endlich wäre später in den paretischen Gliedern eine vielleicht 
auch nur leichte Kontraktur eingetreten, die Sehnenreflexe sind 
gewöhnlich auf der gelähmten Seite stärker als auf der gesund 
gebliebenen, was alles in diesem Falle nicht zutrifft. Wir werden 
demnach zur Annahme gedrängt, daß es sich gewiß nicht um 
apoplektische, wohl aber um epileptische Anfälle unter der Form 
des petit mal handelt, eine Annahme, gegen die sich gewichtige 
Gründe nicht Vorbringen lassen. Simo Sokolovis berichtet, daß 
er im Winter einmal Nachts sinn- und zwecklos halbnackt auf 
das Feld gelaufen sei. Diese Exkursion, an die ihm eine dunkle 
Erinnerung geblieben ist und die er gleich damals vor 15 Jahren 
weiter erzählte, zu einer Zeil, da ja keine Veranlassung zu einer 
Täuschung vorlag, muß jedem erfahrenen Arzte den Verdacht auf 
Epilepsie aufsteigen lassen. Es ist demnach bei Simo Sokolovtä 
das Auftreten nervöser Anfälle sichergestellt, deren epileptische 
Natur zum mindesten höchst wahrscheinlich ist. 

3. Wir wissen, daß Simo Sokolovifi anfangs Juni 1902 an einem 
fieberhaften Zustande erkrankte. Da er nicht in ärztlicher 
Behandlung stand, liegt keine Diagnose dieser Erkrankung von 
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fachmännischen Augenzeugen vor; wir müssen" daher versuchen, 
aus den vorhandenen Umständen uns nachträglich über die Natur 
dieser Erkrankung ein Bild zu machen. Der ermordete Milan 
scheint diese Krankheit bei seiner Rückkehr ins Haus gebracht zu 
haben, denn er kam krank, fiebernd, schwach usw. heim. Bald 
danach erkrankten seine Mutter und andere Hausgenossen und 
schließlich Simo Sokoloviß. Es war also jedenfalls eine Infektions¬ 
krankheit. Wenn die Ärzte in ihrem Gutachten zwischen Typhus 
und Influenza schwanken, so ist wohl ersterer mit Sicherheit aus¬ 
zuschließen. Wie sollten wir erwarten, daß zufällig in dieser 
Familie lauter abortive Fälle von so kurzer Dauer aufgetreten 
seien? Nachforschungen, ob im Dorfe, woher Milan kam, oder 
in dem Wohnorte des S. Sokoloviö Typhusfälle vorgekommen 
seien, wurden nicht gepflogen. Die zweite Annahme, daß es sich 
um Influenza handeln könne, verdient aber volle Beachtung, in¬ 
soweit uns das Krankheitsbild bei Simo Sokoloviß bekannt ist: 
Fieber, Schmerzen im Kopf und Rücken, Husten, Abgeschlagen- 
heit usw., die Dquer von 1—2 Wochen lassen sich im Verein mit 
der auffallend leichten Übertragbarkeit auf verschiedene Familien¬ 
mitglieder ohne Schwierigkeit mit den bekannten Erscheinungen 
der Influenza vereinigen. Ja, es gibt wohl keine andere Infektions¬ 
krankheit, auf die diese Symptome, dieser Verlauf passen würde. 
Wir können also, ohne Gefahr einen Fehlschuß zu tun, sagen, daß 
Simo Sokolovtä im Juni an schwerer Influenza erkrankte. 

4. Durch mehrere Zeugen ist .festgestellt, daß Simo Sokoloviö 
3—4 Tage vor dem Morde sich in einem delirienhaften Zu¬ 
stande befunden habe: er sprach tolles, wirres Zeug zusammen, 
daß er die Menschen hingeschlachtet habe, der Milan sei wieder 
lebendig geworden, ganz Bosnien müßte verbrennen, wenn er nicht 
wäre, fragte, was denn da die „Schwabn“ von Fechten sprechen, 
usw. Er machte auf die Anwesenden den Eindruck eines Ver¬ 
rückten, so daß diese, gleichsam in Vorahnung dessen, was dann 
geschehen ist, die Frau aufmerksam machten, den Kranken zu 
überwachen und nicht allein zu lassen, was vielleicht der Frau 
schon früher in den Sinn gekommen war, als sie das Messer unter * 
dem Polster entfernte. Nach dem Obigen dürfen wir mit Recht 
das damalige Gebahren des Sokolovifi auf ein Influenza-Delirium 
zurückführen. 

5. Wenden wir uns nun zur Tat selbst und zu den näheren 
Umständen, unter welchen sie verübt wurde. Augenzeugen fehlen; 
nur der kleine 6jährige Nenat befand sich in der Nähe. Sicher 
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ist, daß Simo Sokolovis aus dem Hause trat, die Hacke nahm und, 
nachdem er sich bekreuzigt hatte, wieder in das Zimmer zurück¬ 
kehrte und gleich danach, ohne daß irgend ein Streit oder Wort¬ 
wechsel vorgekommen wäre, den Milan mit einer Anzahl von etwa 
5 Hieben ermordete. Mit großer Wahrscheinlichkeit darf ange¬ 
nommen werden, daß Milan auf der rechten Seite liegend im 
Schlafe getroffen wurde: die Lage des Ermordeten und die Art, 
wie er zugedeckt war, sprechen dafür. Ferner wissen wir, daß 
Simo Sokolovis gleich nach der Tat seinen Sohn Nenat beauf¬ 
tragte die Mutter zu holen. Als diese kam, fand sie ihn vor sich 
hinbrütend dasitzen und er sagte ihr: „Mache, was du willst, ich 
habe den Milan erschlagen, es kam so über mich.“ Über die 
Motive der Tat äußerte er sich damals und in den Verhören zu¬ 
nächst immer dahin, daß er sich vor Milan gefürchtet habe, dann 
sei es so über ihn gekommen. Dies wird später dahin erklärt, 
er sei nicht bei Sinnen gewesen. Und endlich nach Monaten er¬ 
zählte er den Vorgang so, als ob er im Verlaufe eines hallucina- 
torischen Deliriums impulsiv vorgegangen wäre. Die Erfahrung 
lehrt auch, daß rezidivierende Delirien nicht nur häufig, sondern 
meist inhaltlich sich in auffallender Weise gleichen. Dies trifft 
aber hier zu: in seinen wirren Reden 3 Tage vor dem Morde 
sprach er von Umbringen, Abschlachten, speziell den Milan könne 
er dauernd nicht umbringen. Es muß allerdings auffallen, daß 
der Angeklagte zunächst nichts davon erwähnte; es mögen auch 
die Gründe, welche er für das. anfängliche Verschweigen dieses 
Umstandes angab, Manchen nicht befriedigen. Ganz ohne weiteres 
kann aber doch nicht auf Simulation geschlossen werden. Wenn 
er gleich nach der Tat, noch im Anschluß an einen delirienhaften 
Zustand, unter dem Eindrücke seines Verbrechens, aber mit noch 
halb benommenen Sensorium in dumpfem Hinbrüten, seiner Um¬ 
gebung und vielleicht sich selbst keine Rechenschaft geben konnte 
darüber, was ihn zu dieser Handlung antrieb, so braucht dies 
nicht wunderbar zu erscheinen. Und schließlich ist selbst seine 
Angabe, daß er sich schämte diese ihm unglaublich scheinende 
• Geschichte von den Soldaten und den Offizieren dem Richter zu 
erzählen, nicht einfach von der Hand zu weisen. Einem ungebil¬ 
deten Menschen muß freilich eine Halluzination, wie er sie schildert, 
als etwas Unbegreifliches und Unglaubwürdiges Vorkommen, 
während dies für den Arzt nicht zu gelten braucht. Ebensowenig 
spricht es für eine Simulation, wenn Simo Sokolovic für die Vor¬ 
kommnisse nach der Tat nur eine getrübte Erinnerung bewahrt 
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hat und infolgedessen bei seinen verschiedenen Vernehmungen 
vor den Richtern und im Spital Aussagen macht, welche in manchen 
Details nicht übereinstimmen. Auch der Umstand, an dem er 
festhalt, daB er den Vukola und nicht den Nenat um die Mutter 
geschickt habe, kann im Sinne eines pathologischen Zustandes 
nach der Tat verwertet werden, ohne daß die Möglichkeit eines 
in der physiologischen Breite liegenden Verkennens ausgeschlossen 
wäre. 

Bedenken wir weiter, daß als einziges Motiv nur sein Haß 
gegen den Stiefsohn herangezogen werden könnte; dieses Motiv 
verliert aber an Wert, da das Verhältnis zwischen Vater und Sohn 
gerade in der letzten Zeit ein viel besseres geworden war, Simo 
Sokolovifi den kranken Milan gepflegt hat und auch nicht als 
letzte veranlassende Ursache irgend ein Streit oder Wortwechsel 
zwischen beiden vorgefallen ist. Wenn Sokolovifi angibt, er habe 
sich gefürchtet, Milan wolle das Messer unter dem Kopfpolster 
hervorziehen, um ihm etwas anzutun, so ist auch die Furcht eine 
unbegründete, krankhafte gewesen, denn Simo Sokolovifi wußte 
ja entweder, daß das Messer schon lange nicht mehr unter dem 
Kopfpolster war, sondern von seiner Frau auf ein Brett gelegt 
worden war oder, was vielleicht ebenso wahrscheinlich ist, er be¬ 
fand sich schon früher durch längere Zeit in einem halbbenom¬ 
menen Zustande, wie er selber angibt, so daß er es nicht fühlte 
wie seine Frau das Messer unter dem Kopfpolster wegnahm, noch 
auch das Fehlen des Messers später erst bemerkte. Die Angabe 
des Nenat, daß sich Sokolovifi, ehe er ins Haus zurückkehrte, be¬ 
kreuzigte, kann keineswegs unbedingt für ein Zeichen seines freien 
Bewußtseins angesehen werden, es könnte ebensogut in dem Sinne 
gedeutet werden, daß er in seiner Vorstellung das Urteil zu voll¬ 
ziehen, in Gottes Namen ans Werk ging. 

Fassen wir also das Ergebnis dieser 5 Punkte zusammen, so 
kommen wir zum Schlüsse, daß Simo Sokolovifi ein Mensch 
von ausgesprochener nervöser Disposition ist, bei wel¬ 
chem wiederholt epileptische Anfälle unter der Form 
des petit mal aufgetreten sind. Sokolovifi erkrankte 
Anfangs Juni an Influenza, in deren Verlaufe sich mehr¬ 
mals transitorische, delirienhafte Zustände einstellten. 

Wenn wir also das Motiv zur Ermordung des Milan in einer 
derartigen transitorischen Psychose suchen wollen, so müssen wir 
fragen, ob denn die wissenschaftlichen Erfahrungen über geistige 
Störungen bei Influenza sich mit einer solchen Annahme verein- 
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baren lassen. Wir wissen, daß durch die verschiedenen fieber¬ 
haften, namentlich die Infektionskrankheiten das Nervensystem in 
hohem Grade in Mitleidenschaft gezogen werden kann, z. B. Ty¬ 
phus, Scarlatina, Variola, Pneunomie usw. Wir kennen aber, nach 
dem Ausspruche von Kirn, der sich mit dieser Frage eingehend 
befaßt hat, keine andere akute Infektionskrankheit, die in Bezug 
auf das Auftreten von dem Nervensystem angehörigen Symptomen 
der Influenza an die Seite zu stellen wäre. Es darf sogar be¬ 
hauptet werden, daß nervöse Symptome zu den typischen Er¬ 
scheinungen jeder stärkeren Grippe gehören. Sie treten unter den 
verschiedensten Formen auf, so auch als Delirium, welches von 
ganz kurzer oder langer Dauer sein kann. Dabei mag das Be¬ 
wußtsein ganz aufgehoben sein, oder der Kranke bleibt mehr oder 
minder bei Besinnug, macht vergebliche Anstrengungen die Illu¬ 
sionen und Hallucinationen zu bemeistern. Aus den statistischen 
Zusammenstellungen von Intrasinski geht hervor, daß gerade 
disponierte Individuen durch die Influenza psychisch erkranken 
und daß das Rekonvalescenzstadium für den Ausbruch einer psy¬ 
chischen Störung bevorzugt erscheint. Wenden wir diese Erfah¬ 
rungen auf unseren Fall an, so treffen sie vollkommen zu. So- 
kolovig hat mit teilweise, aber nicht vollständig aufgehobenem 
Bewußtsein den Mord begangen. Es handelt sich um einen Mann, 
dessen Nervensystem durchaus nicht als intakt angesehen werden 
darf und der sich zur Zeit der Tat bereits in dem besonders dis¬ 
ponierenden Rekonvaleszentenstadium befand; also auch diese 
Erfahrungen stimmen mit unserer obigen Annahme vollkommen 
überein. Wir können somit von langwierigen und aussichtslosen 
Auseinandersetzungen absehen, ob er den Mord in einem epilep¬ 
tischen Anfalle oder postepileptischen Zustande usw. begangen 
habe. Wir sind auch durchaus nicht in der Lage nachzuweisen, 
ob Simo Sokoloviö an diesem Morgen einen epileptischen Anfall 
gehabt habe; ein solcher Nachweis wird aber überflüssig. Die 
Epilepsie hat nur einen indirekten Bezug zur Tat, indem sie uhs 
den Mann als einen Menschen von schwerer krankhafter nervöser 
Veranlagung kennen lernen läßt. 

Halten wir an diesem Punkte fest, so wird eine Diskussion 
über das weitere Verhalten des Simo Sokoloviß nur von neben¬ 
sächlicher Bedeutung sein. Epileptische Anfälle wurden weder 
im Gefängnisse noch im Spitale beobachtet. Es beweist dieser 
Umstand nichts, da ja auch vorher die Intervalle zwischen den 
Anfällen ziemlich lang gewesen zu sein scheinen, auch nach den 
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Angaben des Angeklagten. Sein sonderbares Benehmen des Nachts 
im Gefängnisse mag allerdings Verdacht auf Simulation erregen, 
aber auch dieser Verdacht erscheint eher unbegründet; ähnliche 
Vorkommnisse, wo Menschen im Schlafe aufstehn, unsinniges Zeug 
treiben und reden, kommen ja, wenigstens bei nervösen Indivi¬ 
duen, recht häufig vor, besonders, wenn sich diese in einer ge¬ 
wissen psychischen Aufregung befinden, was ja sicher bei Simo 
SokoloviS der Fall war. Andererseits darf angenommen werden, 
daß Simo SokoloviS, hätte er simulieren wollen, dieses gewiß in 
viel auffälligerer Weise getan hätte. Weder der Kerkermeister, 
noch später ein Arzt im Spitale, haben ihn bei einem solchen 
Benehmen betroffen: Gerade das verkehrte Verhalten, das Simu¬ 
lanten sonst zu beobachten pflegen. Und wenn einer der Sach¬ 
verständigen meint, Simo SokoloviS habe es sich leicht gemacht, 
indem er nur alle 6—8 Tage durch kurze Zeit simulierte, so ent¬ 
spricht das auch nicht den'Erfahrungen, da ja Simulanten eher 
etwas zu viel als zu wenig tun, oft mit größter Überwindung und 
Ausdauer. Es darf also das Benehmen des SokoloviS im Gefäng¬ 
nisse mit viel mehr Berechtigung auf seine nervöse Konstitution 
und seine psychische Erregung als auf Simulation zurückgeführt 
werden. Ob es sich dabei um wirkliche epileptoide Dämmerzu¬ 
stände gehandelt habe, mag dahin gestellt bleiben und erscheint 
für die Frage der Strafbarkeit seiner Handlung irrelevant. 

Die Fakultät spricht sich demnach dahin aus, daß Simo 
SokoloviS ein Mensch von sicherer nervöser Disposi¬ 
tion ist und die Ermordung seines Stiefsohnes Milan 
während eines im Verlaufe einer fieberhaften Krank¬ 
heit (mit größerer Wahrscheinlichkeit Influenza) auf¬ 
tretenden Deliriums vollbracht hat. 

Die vom löblichen Kreisgerichte in Sarajewo gestellten Fragen 
beantworten sich demnach dahin: 

1. Simo SokoloviS ist des Gebrauches der Vernunft 
nicht ganz beraubt. 

2. Simo SokoloviS hat die Tat bei abwechselnder 
Sinnesverrückung, zur Zeit, als die Verrückung dau¬ 
erte, begangen. 
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(Aus der Unterrichtsanstalt für Staatsarzneikunde 
der Universität Berlin.) 

Versuche zur Unterscheidung von Einschuß 
und Ausschuß. 

/ Von 

Dr. Georg StraBmann, Berlin. 


Die Schießversuche, die ich auf Leichenteile unternommen 
habe und über die ich berichten will, .dürften ein nicht unwesent¬ 
liches gerichtlich medizinisches Interesse haben. Die äußere Ur¬ 
sache für diese Versuche gab der bekannte Fall L. ab, der sich 
im Januar 1919 in Berlin ereignete. Es kam hier auf die Fest¬ 
stellung an, aus welcher Entfernung und welcher Richtung die 
tötlichen Schüsse auf L. aus dem Parabellum, das als Waffe be¬ 
nutzt wurde, abgegeben worden waren. Die Angeschuldigten 
behaupteten, den L. bei einem Fluchtversuch von hinten aus 
einiger Entfernung erschossen zu haben. Die Feststellung, ob 
diese Behauptung mit dem Obduktionsergebnis übereinstimmte, 
war für die Gerichtsverhandlung, für die Beurteilung der straf¬ 
baren Handlung von ausschlagebender Bedeutung. L. hatte 
3 Schüsse erhalten. Der Verlauf, den der unmittelbar tödliche 
Schädelschuß genommen hatte, war an der Knochenverletzung 
sicher zu erkennen, welche die typische kraterförmige Erweiterung 
nach außen an der (vorne gelegenen) Ausschuß- und nach innen 
an der (hinten gelegenen) Einschußöffnung aufwies. Bei den 
anderen Schüssen, die Arm, Brust und Rücken betroffen hatten, 
war, da Nahschußzeichen fehlten und die Größe und Gestalt der 
Schußöffnungen wenig differierten, eine gleich sichere Unter¬ 
scheidung von Ein- und Ausschuß zunächst nicht möglich ge¬ 
wesen. 

Ebensowenig war die Unterscheidung von Ein- und Ausschuß 
bei mehreren anderen tötlichen Schußverletzungen gelungen, die 
im April 1919 gerichtlich obduziert wurden. Die Erschossenen 
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hatten nach dem Tode 6—8 Wochen im Wasser gelegen, die 
Leichen waren hochgradig faul, und das Gewebe in der Um¬ 
gebung der Schußöffnung zeigte keinerlei charakteristische Merk¬ 
male, sodaß nach dem Aussehen der Hautwunden eine sichere 
Unterscheidung von Ein- und Ausschuß nicht möglich war. Nur 
in einem einzigen dieser Fälle, der am 5. Mai 1919 von Geheimrat 
F.Strassmann und Professor Strauch gerichtlich obduziert wurde, 
fiel bei der aus dem Wasser gezogenen, sehr faulen Leiche auf, 
daß die Umgebung der Brustwunde und die benachbarte Brust¬ 
muskulatur auffallend rot gefärbt war, während die Umgebung 
einer am Rücken gelegenen Hautwunde eine mehr grünliche Färbung 
aufwies. Ich stellte aus dem rot gefärbten Gewebe in der Nähe 
der Brustschußöffnung einen wäßrigen Extrakt her. In diesem 
ließ sich trotz der Fäulnis spektroskopisch deutlich Kohlenoxyd¬ 
hämoglobin nachweisen. Die Schußwunde an der Brust mußte 
demnach den Einschuß darstellen. Der Schuß, welcher das Herz 
und die-linke Lunge durchbohrt hatte, war vermutlich aus größerer 
Nähe abgegeben worden, da Kohlenoxydnachweis nur bei Nah¬ 
schüssen in der Nähe des Einschusses zu gelingen pflegt. Etwa 
vorhanden gewesener Pulverschmauch war durch die Fäulnis und 
den Aufenthalt im Wasser jedenfalls abgespült worden und ver¬ 
schwunden. Pulvereinsprengungen habe ich bei der Untersuchung 
der Schußöffnung nicht gefunden. 

Während hier die Bildung von Kohlenoxydhämoglobin den 
Einschuß charakterisierte, gelang bei einigen anderen tödlichen 
Schußverletzungen kein Nachweis von Kohlenoxydhämoglobin, 
ebensowenig derjenige von Pulverschmauch, Pulvereinsprengungen 
oder sonstigen Nahschußerscheinungen noch auch der eines aus¬ 
gebildeten Kontusionsringes, der die Erkennung des Einschusses 
ermöglicht hätte. Als besondere Schwierigkeit kam hinzu, daß die 
Größe und das Aussehen der Schußöffnungen in einzelnen dieser 
Fälle wenig von einander abwichen. 

Es ist bekannt, daß bei Fernschüssen, bei denen nur das Pro¬ 
jektil zur Wirkung kommt, die Unterscheidung von Einschuß und 
Ausschuß schwierig sein kann, wenn nicht sonstige Feststellungen 
einen bestimmten Anhaltspunkt dafür geben, was Ein- oder Aus¬ 
schuß sein muß. Ist allerdings ein Kontusionsring um die Haut¬ 
wunde deutlich ausgeprägt, so wird man daran den Einschuß fest¬ 
stellen. Fehlt er jedoch oder läßt er sich bei sehr faulen Leichen 
nicht mehr erkennen, so stößt die Unterscheidung auf Schwierig¬ 
keiten, zumal die für Ein- oder Ausschuß angegebenen sonstigen 
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Erkennungsmerkmale bei Fernschüssen häufig nicht sehr charakte¬ 
ristisch sind. Jene Behauptung von Devergie, daß die Ränder 
des Einschusses eingestülpt, die des Ausschusses nach auswärts 
gekehrt seien, trifft nicht für alle Fälle zu, denn durch Fäulnis 
und sich vordrängendes Fett können auch die Ränder des Ein¬ 
schusses nach auswärts gestülpt werden (Haberda). Auch an 
der verschiedenen Größe der Schußöffnungen ist die Unterscheidung 
von Ein- und Ausschuß nicht immer möglich. Bei Schüssen aus 
großer Nähe ist zwar der Einschuß meist größer als der Ausschuß 
wegen der Wirkung der Explosionsgase, hier wird sich der Ein¬ 
schuß auch durch Nahschußzeichen bemerkbar machen. Bei Fern¬ 
schüssen ist zwar der Ausschuß meist größer als der Einschuß, 
aber bei glatten Weichteildurchschüssen kann diese Differenz so 
gering sein, daß eine Unterscheidung unmöglich wird. Deutlich 
erkennbar ist natürlich der Ausschuß, wenn das deformierte Geschoß 
und mitgerissene Knochensplitter einen großen Ausschuß bewirken 
oder wenn das Projektil als Querschläger herauskommt. Wenn 
aber keine Knochenverletzung vorliegt, an der man die Schuß¬ 
richtung erkennen kann, keine aus der Wunde heraushängenden 
Knochensplitter oder Gewebsfetzen den Ausschuß kennzeichnen, 
wenn der Kontusionsring am Einschuß fehlt, beide Schußöffnungen 
klein sind und hochgradige Fäulniserscheinungen genaue Fest¬ 
stellungen erschweren, dann kann die Unterscheidung von Ein- 
und Ausschuß sehr schwierig oder unmöglich sein. 

Dabei kann die Feststellung der Ein- und Ausschußöffnung 
bisweilen, wie in dem oben erwähnten Fall, von großer forensischer 
Wichtigkeit sein. 

Die mikroskopische Untersuchung eines eingebetteten Haut¬ 
stückes, das aus der Schußwunde am Arm in dem Falle L. stammte, 
veranlaßte die später zu erwähnenden Versuche, die ich vornahm, 
um Unterscheidungsmerkmale für Ein- und Ausschuß zu finden. 
Bei der Durchmusterung des Präparates — es war fraglich, ob die 
Wunde am Arm den Ein- oder Ausschuß darstellte — fand sich 
außer Blutungen im Unterhautgewebe,ein Gewirr von dunkelblauen, 
grünen und braunen länglichen Fasern, die offenbar von dem Rock 
des Erschossenen herrührten und von dem Projektil mitgerissen 
worden waren. 

Es ist öfters beobachtet worden, daß Tuchfetzen von den Ge¬ 
schossen mitgerissen wurden und sich im Schußkanal fanden (Puppe.) 
Bei der großen Durchschlagskraft und Anfangsgeschwindigkeit der 
modernen kleinkalibrigen Waffen, insbesondere des Infanterie- 
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gewehrs, ist es verständlich, wenn das Geschoß, das die bedeckenden 
Kleidungsstücke durchbohrt, Fetzen davon weit in deri Körper hinein 
verschleppt. Seltener dürfte es sein, daß das Geschoß nur Teile 
von Kleidungsstücken in die Wunde hinein vorstülpt, so daß beim 
Herausziehen des vorgestülpten Kleidungsstückes das Projektil aus 
der Wunde herausfällt (Lochte). 

Während über Verletzungen an Kleidern durch Schüsse be¬ 
sonders von Lochte eingehende Untersuchungen angestellt worden 
sind, fehlen Angaben darüber, wie weit das Geschoß imstande ist, 
getroffene Kleidungsfetzen in den Körper mitzureißen und von 
welchen Bedingungen es abhängt, wie weit in den Schußkanal 
hinein abgerissene Tuchfetzen von der den Körper bedeckenden 
Kleidung verschleppt werden. 

Ich habe zunächst, ehe ich Schießversuche anstellte, die Haut¬ 
schußöffnungen und den Schußkanal bei einer Anzahl von Leuten, 
die an einer Schußverletzung zu Grunde gegangen waren und bei 
denen nach Lage des Schusses anzunehmen war, daß die Kleidnng 
durch das Geschoß getroffen worden war, auf das Vorhanden¬ 
sein von Tuchfasern untersucht. Dazu wurden entweder Gewebs- 
stücke in der Umgebung der Hautschußwunden und des Schuß¬ 
kanals mit sauberen Nadeln in physiologischer Kochsalzlösung 
zerzupft und mikroskopisch untersucht, oder es wurden Geweibs- 
stücke eingebettet, geschnitten und in der üblichen Weise mit 
Hämatoxylin-Eosin gefärbt. Die bunten Tuchfasem, die von der 
Kleidung stammen, haben sowohl im frischen wie im eingebetteten 
Präparat ein so typisches Aussehen, daß sie nicht verkannt oder 
mit anderen Fremdkörpern verwechselt werden können. 

Der erste von mir untersuchte Fall war ein am 16. Juni 1918 ge¬ 
richtlich obduzierter älterer Mann, der irrtümlich für einen Einbrecher 
gehalten und mit einem Infanteriegewehr erschossen worden war. Es 
war nur eine Schußwunde vorhanden, die in einer riesigen Zerreißung 
der rechten Achselhöhle bestand und eine Verletzung der Achselhöhlen¬ 
schlagader und eine Zertrümmerung der rechten 3.—9. Rippe verursacht 
hatte. In dem eingebetteten Hautstück fanden sich im durchbluteten 
Unterhautgewebe eine Anzahl bunter Kleidungsfasem. 

Ebenso sah man solche Tuchfasem bei genauer Durchmusterung 
der eingebetteten Hautstücke sowohl in der Umgebung des Einschusses 
wie des Ausschusses im Unterhautgewebe bei einem jungen, von Ein¬ 
brechern erschossenen Mann, bei dem der Einschuß an der rechten 
Schulter, der Ausschuß an.der linken Schulter sich befand und das Ge¬ 
schoß beide Lungen durchbohrt hatte. Jedoch waren die Tuchfasem 
um den Ausschuß herum nur sehr spärlich vorhanden (gerichü. obdu¬ 
ziert 24. Dezember 18). Die Schußwaffe ist mir in diesem Falle nicht bekannt 
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gewesen. Bei Durchsicht anderer eingebetteter Präparate von Hautschuß¬ 
wunden bei tötlichen Schußverletzungen, die gerichtlich obduziert worden 
waren, habe ich keine Tuchfasem gefunden. 

Die Resultate bei der frischen Untersuchung von Schußwunden, 
die ich vomahm, waren nicht ganz eindeutig. 

Bei einem im Straßenkampf mit Infanteriegewehr erschossenen Ver¬ 
brecher, den ich am 23. April 1919, neun Tage nach dem Tode sezierte 
und der eine größere Anzahl Schüsse erhalten hatte, fand ich folgendes: 

In 2 Schußöffnungen (Einschuß und Ausschuß) im Nacken, die nur 
5 cm von einander entfernt lagen — es handelte sich um einen ein¬ 
fachen oberflächlichen Weichteildurchschuß der Nackengegend, — waren 
bunte Tuchfasern beim Zerzupfen nachweisbar. In einem kleinen Ein¬ 
schuß der rechten Brustseite fanden sie sich auch, dagegen nicht in 2 
größeren, dicht neben einanderliegenden zerfetzten Öffnungen am Rücken, 
die jedenfalls Ausschüsse darstellten. Tuchfasern fanden sich ferner in 
dem Einschuß des rechten Unterschenkels, dagegen nicht im Ausschuß 
an demselben Bein, aus welchem Knochensplitter herausragten, waren 
aber in dem Einschuß am linken Unterschenkel vorhanden. 

Ich untersuchte dann noch bei mehreren sehr faulen Leichen, die 
nach dem Erschießen mehrere Wochen im Wasser gelegen hatten und 
bei denen es bei der Obduktion fraglich geblieben war, welche Haut¬ 
öffnung den Einschuß, welche den Ausschuß darstellte, das zerzupfte 
Gewebe in der Nähe der Schußöffnungen. Bei einer am 5. Mai 1919 
obduzierten Leiche, die eine Schußöffnung an der rechten Halsseite und 
eine an der linken Brustseite hatte, wobei der Schuß das Herz durch¬ 
bohrt hatte, fanden sich in der Halswunde viel bunte Fasern, in der 
Brustwunde wenig. Auch bei einigen anderen durch Infanteriegewehr 
erschossenen Männern fand ich in der Umgebung beider Hautwunden 
sowohl des Einschusses wie des Ausschusses Tuchfasem. Dagegen 
waren bei einem Manne, der am 12. Juli 19 dnrch einen Schuß aus einer 
Dreyerpistole getötet worden war und am 19. Juli 19 obduziert wurde, 
nur bunte Tuchfasem im zerzupften Gewebe um den Einschuß hemm 
sichtbar, während sich in der Nähe des Ausschusses nur freies Blut, 
aber keine Tuchfasem fanden. Das Geschoß war in diesem Falle in 
der linken Brustseite eingedrungen, hatte das Zwerchfell, den Magen und 
die linke Niere durchbohrt und war am Rücken herausgekommen. 

Ehe ich auf die Bedeutung des Auffindens von Tuchfasem im Ge¬ 
webe um eine Schußwunde “herum eingehe, muß ich betonen, daß bei 
dem Präparieren und Zerzupfen besondere Sorgfalt nötig ist und ganz 
reine Instrumente benutzt werden müssen, da es sonst leicht geschehen 
kann, daß von der zuerst präparierten Schußwunde oder von anders¬ 
woher Tuchfasem an einem Instrument haften bleiben, in das Präparat 
gelangen und auf diese Weise das Urteil trüben. Auch beim Einbetten 
und Schneiden von Hautwunden muß es vermieden werden, daß Tuch¬ 
fasern von anderer Stelle in das zu untersuchende Gewebsstück gelangen. 
Wenn man die zufällige Verunreinigung durch einzelne Tuchfasern nicht 
mit Sicherheit ausschließen kann, ist nur das Vorhandensein zahlreicher 
Tuchfasern oder eines Fasergewirrs in einer Schußwunde zu verwerten, 
worauf ich noch zurückkomme. 
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Mir schien die Feststellung wichtig, ob der Befund dieser 
mitgerissenen Tuchfasern überhaupt in irgendeinem Sinne zur 
Charakterisierung von EinscHtiB oder Ausschuß verwendbar sei. 
Ich suchte daher zu ermitteln, wie weit grösere Mengen von Tuch¬ 
fasern, die als solche unzweifelhaft erkennbar sind, in den Schuß¬ 
kanal mitgerissen würden, ob sie z. B. bei einer bestimmten 
Schußdistanz, bestimmter Waffe und Ladung bis zum Hautaus¬ 
schuß gelangten oder ob der Befund eines Fasergewirrs im Ge¬ 
webe einer Hautschußwunde den Einschuß in dem Falle kenn¬ 
zeichnet, in dem .das Projektil das bedeckende Kleidungsstück 
getroffen haben muß, ehe es in den Körper eindrang. Die von 
mir zu diesem Zweck angestellten Schießversuche auf Leichen 
gelten natürlich nur für die von mir benutzte Waffe und Ladung. 
Es bleibt daher Vorbehalten, in gegebenen forensischen Fällen erneut 
Schießversuche mit der in Betracht kommenden Waffe anzustellen. 

Da mir ein Parabellum Kaliber 7,65 mm, die Waffe, mit der 
L. erschossen worden war, nicht zur Verfügung stand, habe ich 
für meine Versuche eine Browningpistole benutzt, deren Kaliber 
ebenfalls 7,65 mm betrug. Um eine möglichst einheitliche Ver¬ 
suchsanordnung herzustellen und möglichst natürliche Verhältnisse 
wiederzugeben, bin ich bei meinen Schießversuchen in folgender 
Weise vorgegangen, da bei Schießversuchen auf Leichen sich die 
Ergebnisse verschieden gestalten können, je nach der Körpergegend, 
welche man trifft. Ich habe Knochenverletzungen zu vermeiden 
gebucht, weil aus der Betrachtung der Knochenverletzung selbst 
und aus den fortgerissenen Knochensplittern die Schußrichtung 
sich meist wird erkennen lassen. Ich habe in allen Fällen den 
Oberschenkel der betreffenden Leiche im oberen Drittel aus ver¬ 
schiedener Entfernung mit der Browningpistole durchschossen. 
Die tiefen Muskeln wurden dabei durchbohrt; eine Verletzung des 
Oberschenkelknochens hat in keinem Versuche stattgefunden. Als 
bedeckendes Kleidungsstück, das von dem Geschoß durchbohrt 
werden sollte, wählte ich ein buntes Wolltuch, das ich auf den 
Oberschenkel legte. Ich glaubte, unberücksichtigt lassen zu können, 
daß im Leben die Kleidungsstücke meist nicht so dicht dem Körper 
anliegen, wie das von mir aufgelegte- Stück Wolltuch, und daß 
sich zwischen Kleidung und Körper eine Luftschicht befindet, die 
das Geschoß durchdringen muß, da der Einfluß dieser Umstände 
kaum erheblich sein oder das Ergebnis wesentlich ändern dürfte. 
Ganz dem Leben entsprechende Verhältnisse können Schießversuche 
auf Leichen natürlich nicht wiedergegeben. 
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Nachdem der Schuß auf das Tuch und den Oberschenkel 
abgegeben worden war, schnitt ich zunächst Stücke aus der Um¬ 
gebung des Ausschusses heraus, zefzupfte sie in physiologischer 
Kochsalzlösung und untersuchte sie auf das Vorhandensein von 
Wollfasern. Dann erst untersuchte ich auf dieselbe Weise das Ge¬ 
webe um den Einschuß. Ich wollte dadurch vermeiden — das 
Ergebnis dieser Versuche kann ich vorwegnehmen —, daß von 
den Wollfasern, die sich um den Einschuß meist zahlreich herum¬ 
finden, einige zufällig an den Nadeln oder der Pinzette hängen 
blieben, in das Präparat des Ausschusses gelangten und das Bild 
verfälschten. Eine Gefahr, das Präparat des Einschusses mit 
Fasern aus dem Ausschuß zu verunreinigen, besteht darum kaum, 
weil sich um den Einschuß fast durchweg mehr Tuchfasem finden, 
als um den Ausschuß. Die Leichen, auf die ich schoß, boten an 
sich nichts Bemerkenswertes, sie hatten meist bereits einige 
Tage seit dem Tode gelegen. Die Todesursache war eine ver¬ 
schiedene. Ich benutzte für alle Fälle dasselbe bunte grünblaue 
Wolltuch und legte es so auf den Oberschenkel, daß es nur von 
der eindringenden Kugel getroffen werden konnte, während die 
Seite des Ausschusses unbedeckt blieb, um jede zufällige Ver¬ 
unreinigung des Ausschusses durch Wollfasern, die nicht von dem 
Geschoß mitgerissen wurden, auszuschließen. 

Die von mir angestellten Versuche waren im einzelnen fol¬ 
gende: 

1. Schuß mit Browning auf den rechten .Oberschenkel einer an 
Leuchtgasvergiftung gestorbenen Frau am 16. Mai 1919. Die Waffe 
wurde auf das auf den Oberschenkel gelegte Wolltuch aufgesetzt, also 
der Schuß aus unmittelbarer Nähe abgegeben. Ziemlich großes Loch 
im Wolltuch, Weichteildurchschuß des Oberschenkels, im Gewebe um 
den Einschuß herum neben eingesprengten Pulverkörnern eine Anzahl 
Wollfasern, die sich auch in der Tiefe des Schußkanals und in der 
Umgebung des Ausschusses finden, so daß sie durch das Geschoß 
mit fortgerissen sein müssen. Diese bunten Fasern um den Ausschuß 
herum sind nach Zerzupfen des Gewebes in Canadabalsam eingelegt 
und auf Figur 1. (Mikrophotogramm Leitz, Okular 1, Objektiv 3) deutlich 
sichtbar. 

2. 30. Mai 1919. Schuß mit Browning aus unmittelbarer Nähe 
auf das auf den linken Oberschenkel einer männlichen Leiche gelegte 
Wolltuch. Mikroskopisch finden sich um den Ausschuß eine Anzahl 
Wollfasern neben einigen Holzsplittern, die von dem hinter dem Ober¬ 
schenkel aufgestellten Kugelfang, einem Holzblock, stammen. Zahlreiche 
Wollfasern sind im Gewebe des Einschusses neben Pulverkörnchen sichtbar. 

3. 30. Mai 1919. Schuß mit Browning auf den rechten Ober¬ 
schenkel derselben Leiche, wie bei Versuch 2, jedoch aus 5 cm Ent- 
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fernung. Mikroskopisch finden sich in der Tiefe des Schußkanals in 
der Nähe des Ausschusses eine Anzahl Wollfasem, um den Ausschuß 
herum jedoch keine. Ein zahlreiches Wollfasemetz ist in der Umgebung 
des Einschusses vorhanden. 

4. 23. Mai 1919. Schuß mit Browning aus 5 cm Entfernung auf 
den linken Oberschenkel einer männlichen Leiche. Während um den 
Einschuß herum sich zahlreiche Tuchfasern erkennen lassen, finden sich 
um den Ausschuß trotz sorgfältiger Durchmusterung keine Wollfasem, 
sondern nur Holzsplitter, die voll dem hinter dem Oberschenkel aufge¬ 
stellten Kugelfang herrühren. 

5. 20. Mai 1919. Schuß mit Browning auf den mit Wolltuch be¬ 

deckten rechten Oberschenkel einer weiblichen Leiche aus 10 cm Ent¬ 
fernung. Mikroskopisch sind um den Einschuß zahlreiche Tuchfasem, 
um den Ausschuß keine Fasern, nur Holzsplitter sichtbar, die von dem 
Kugelfang stammen. , 

6. 23. Mai 1919. Schuß mit Browning auf den rechten Ober¬ 
schenkel derselbetl Leiche, wie bei Versuch 4, jedoch aus 15 cm Ent¬ 
fernung. Mikroskopisch finden sich zahlreiche Wollfasem in dem Ge¬ 
webe um den Einschuß hemm, jedoch keine um den Ausschuß. 

7. 8. Juni 1919. Schuß aus 20 cm Entfernung mit Browning 
auf den mit Wolltuch bedeckten rechten Oberschenkel einer männlichen 
Leiche. Mikroskopisch sind im zerzupften Gewebe des Einschusses 
zahlreiche Tuchfasern sichtbar, dagegen finden sich keine Tuchfasem 
in der Umgebung des Ausschusses, nur Holzsplitter. 

8. 8. Mai 1919. Schuß mit Browning auf den mit Wolltuch 
. bedeckten linken Oberschenkel einer männlichen Leiche aus 25 cm 

Entfernung. Mikroskopisch finden sich zahlreiche Tuchfasem um den 
Einschuß herum und im Anfangsteil des Schußkanals, wie sie Figur 2 
(Mikrophotogramm Leitz, Okular 1, Objektiv 3j zeigt. Keine Tuchfasem 
sieht man in der Tiefe des Schußkanals und um den Ausschuß herum. 

9. 16. Mai 1919. Schuß mit Browning auf den mit Wolltuch 
bedeckten rechten Oberschenkel einer männlichen Leiche aus 50 cm 
Entfernung. Mikroskopisch finden sich um den Einschuß herum und 
im Beginn des Schußkanals zahlreiche Wollfasem, jedoch sind keine 
derartigen Fasern in der Nachbarschaft des Ausschusses vorhanden. 

10. 20. Mai 1919. Schuß mit Browning auf den linken mit 
Wolltuch bedeckten Oberschenkel derselben Leiche, wie im Versuch 5, 
aus einer Entfernung von 70 cm. Mikroskopisch finden sich zahlreiche 
Wollfasem um den Einschuß hemm, wie sie Figur 3 (Mikrophotogramm 
Leitz, Objektiv 3, Okular 1) sichtbar macht. Kein! Wollfasem sind in 
dem Gewebe um den Ausschuß hemm vorhanden. 

Weitere Versuche habe ich znnächst nicht vorgenommen, da 
die Ergebnisse für die Browningpistole von 7,65 mm Kaliber 
ziemlich eindeutig erscheinen.* Zusammenfassend hebe ich als Er¬ 
gebnis dieser Schießversuche hervor: 

Weichteildurchschüsse des oberen Drittels des Oberschenkels, 
auf den ein buntes Wolltuch so gelegt worden war, daß es von 
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dem Projektil durchbohrt wurde, ehe dieses in eien Körper ein- 
drang, ergaben folgende Resultate: 

ln allen 10 Fällen, in denen das Wolltuch- und der Öber- 
schenKei durch das OeschoS getroffen wurde, sei es aus unmittel¬ 
barer Nähe, sei es aus einer Entfernung von 5—70 cm fanden 
sich zäblreiehe bunte-■.Woilfasem in dem zerzupften Gewebe um 
den Einschuß, herum, die mikroskopisch häufig ein dichtes Faser 
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gewir? darsteUted und siebauch bei gewöhnlichen frischen Zupf- 
Präparaten ' durch Einlegen. in . Canadabalsam für längere Zeit 
aufbewahren Ifefieöj Auch in dem Anfangsteil des Scbußkanais 


fanden Sich häufig bei Schüssen aus verschiedener Entfernung 
Wollfasern, in dem um den Ausschuß herum gelegenen Gewebe 
war beim Zerzupfen oiir bet den beiden aus:' unmittelbarer Nahe 
abgegebenen Schüssen, tu denen die Waffe direkt auf das Tuch 
aufgesetzt worden war, und bei einem Schuß aus 5 cm Entfernung 
(hier jedoch nicht unmittelbar am Ausschuß) eine größere Anzahl 


Wollfasern sichtb 

ar< die vom Projel 

<tü durch den ganzen Schuß- 

kanai bis zum Ar 

irfiiTTli' irtu ♦ 4>i « C t 

isschüß mitgeris.se 

Cv r*m PriHör 

ti worden waren (Pig. 11. Bei 

hi ti n nr uri/T ko! 1V* «-» Civti/leeon 

CJvXTi, »5Wvl.Ifc.T3 

die aus einer En 

Jty aus o uu eruier 
tfemung sbgefeuei 

Tixri.g uHu Qvi i?win. v?cn*4Sbcn< 

t wurden,, die mehr als 5 cm 

betrug, ließen siel 

:i trotz sorgfältigen 

Zerzupfens und Durchsuchens 


Go gle 





Versuche zur Unterscheidung vör EiaschuS und Ausschuß 


des ganzen Gewebes am Ausschuß keine Wollfasem finden. Es 
waren hur einige 'braühSChwäislicn^ unregelmäßig gestaltete Holz¬ 
splitter in dem Gewebe des Ausschusses erkennbar, die von dem 
dicht hinter dem Gberschenkel aufgestellten Kugelfang, einem Holz¬ 
klotz, herrührten und beim Eindringen der Kugel in das Holz sich 
von diesem abgelöst hatten und oberflächlich auf dem Ober¬ 


schenkel haften geblieben waren. Eine Verwechselung dieser 
Splitter, die verschieden gestaltete kleinere und größere dunkle 
Gebilde im mikroskopischen Bild darstellen, mit bunten Wollfasern 
ist nicht möglich. Ein Fasergewirt, wie es sich im Gewebe des 


Einschusses in allen untersuchten Fällen fand (Fig. 2 u. 3), war 
also am Ausschuß nur bei Schüssen mit dem Browning aus näch¬ 
ster Nähe vorhanden. Bei ßrowmngschüssen aus einer Distanz 
von mehr als 5 cm fand sich ein solches Fasergewirr um den Aus¬ 
schuß niemals. Man kann daraus den Schluß ziehen, daß Brow¬ 
ningpistolen vom Kaliber 7.65 mm nur dann, wenn sie aus un¬ 
mittelbarer Nähe oder höchstens einer Entfernung von 5 cm auf 
einen bekleideten Oberschenkel abgeschossen werden, imstande 
sind, Stücke des durchbohrten Kleidungsstückes bis zum Ausschuß 
mitzureißen. Werden sie aus lö cm Entfernung öder noch größerer 
Distanz abgefeuert, so verschleppen sie Fasern des durchschossenen 
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Kleidungsstückes wohl in de« ÄnfangsieH des Sctmßkanals, aber 
•nicht bis zum Ausschuß. Laßt sich also gegebenenfalls ein Schuß 
aus unmittelbarec Näht aus irgendwelchen Gründen aussehließen, 
&. B. weil jegliche hiahschüßerscheiinungen an der durchbohrten 
Kleidung oder am HauteinscUuS fehlen, so läßt steh aus dem Be¬ 
fund eines Tuctüasergewirrs in dem sorgfältigangefertigten .frischen 
Zupfptgpärät ans dem Gewebe einer Hautschußwunde oder aus 
dem ähnlichen Befund an einem eingebetteten Hautstück der Schluß 
ziehen, daß die fragliche Hautwunde, an der sich die Tucbfasem 
finden, den Einschuß und nicht den Ausschuß darstellt. Voraus¬ 


setzung ist, daß eine Browningpistole von 7,65 imn Kaliber be¬ 
nutzt wurde!•' ( ’*f••••, 

Will man diese Ergebnisse auch fürandereKörperteile^ die 
von einem, solchen Geschoß durchbohrt sind, anwenden, so wird 
man sich zwar eine gewisse Zurückhaltuug auferleger!, falls es sich 
um ein 'Gewebe handelt, das der Kugel weniger Widerstand ent¬ 
gegensetzt, als es die tiefe Muskulatur des öberscher.kels tat. Man 
wird hier das Ergebnis von SchießyersüHia» auf den betreffenden 
Körperteil abwarten-, Hat aber die Kugel Körpergewebe durchbohrt, 
das noch stärker widerstandsfähig ist als die Oberschenkelmusku¬ 
latur, z. B. einen Knochen, so wird es nach dem Ergebnis meiner 
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Schießversuche kaum möglich erscheinen, daß das Geschoß, welches 
infolge der Perforation des Knochens eine erhebliche Abschwächung 
erfahren hat, Kleidungsfetzen bis zum Ausschuß verschleppt. Ich 
glaube daher, daß man bei allen forensischen Fällen, in denen die 
Unterscheidung von Einschuß und Ausschuß zwar Schwierigkeiten 
macht, aber von Wichtigkeit ist und wo die Wahrscheinlichkeit be¬ 
steht, daß die Kugel ein Kleidungsstück durchbohrt hat und eine 
Browningpistole benutzt wurde, mikroskopische Zupfpräparate des 
# Gewebes um die betreffende Hautwunde in physiologischer Koch¬ 
salzlösung herstellen sollte. Man kann auch Hautstücke von der 
Schußwunde einbetten, schneiden und mit Hämatoxylin-Eosin 
färben. Man muß sich dabei nur hüten, mit den benutzten In¬ 
strumenten Tuchfasern von irgendeiner Stelle auf das Präparatzu 
bringen, die das Urteil beeinträchtigen können. , 

Wenn in einem forensischen Fall eine andere Waffe benutzt 
worden ist, als die Browningpistole, mit der ich die Schießver¬ 
suche angestellt habe, würde es natürlich erforderlich sein, mit 
der entsprechenden Waffe Schießversuche auf bekleidete Leichen¬ 
teile anzustellen, um zu ermitteln wie weit durch die betreffende 
Waffe und Ladung Tuchfasem in den Schußkanal hinein mitge¬ 
rissen werden. Für Waffen desselben oder noch kleineren Kalibers 
als 7,65 mm werden die Versuche wohl ähnlich ausfallen. 

Die angestellten Schießversuche sollten hauptsächlich auf die 
Möglichkeit hinweisen, in gegebenen Fällen durch den Nachweis 
mitgerissener Kleidungsfasem eine Unterscheidung von Einschuß 
und Ausschuß herbeizuführen. Für Schüsse mit einem Browning 
von 7,65 mm halte ich, wenn man Schüsse aus unmittelbarer Nähe 
ausschließen kann, das Auffinden einer größeren Anzahl von Tuch¬ 
fasern im zerzupften Gewebe einer Hautschußwunde für ein charak¬ 
teristisches Merkmal des Einschusses. Eine Ausnahme bilden nur 
die Schüsse, die einen kleinen Schußkanal verursacht haben, sowie 
einfache Konturschüsse. 

Ich möchte anregen, daß auch von anderer Seite ähnliche 

Schießversuche angestellt werden, um nachzuprüfen, ob die von 

mir erhobenen Befunde für alle oder die meisten Fälle zutreffen. 

« 
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Kann die Verwendung von Privathunden zum Spuren¬ 
suchen an Verbrechenstatorten verboten werden? 

Aus den Akten mitgeteilt mit Genehmigung 

von 

Generalstaatsanwalt Graf Vitzthum, Dresden. 


Gegenwärtig ist den Besitzern von Privathunden für deren 
Verwendung keinerlei Schranke gezogen. Ebenso ist jede durch 
eine Straftat verletzte Person befugt, zum Aufsuchen der Verbrecher¬ 
spur sich der Hilfe eines von einem Privatführer geleiteten Hundes 
zu bedienen genau so, wie er zur Verfolgung des Verbrechers die 
Unterstützung eines Privatdetektivs in Anspruch nehmen kann. 

Manche Polizeifachleute wünschen eine Änderung dieses 
Rechtszustandes und rechtfertigen diesen Wunsch mit vier Gründen: 

1. Die Verwendung von im Privatbesitze befindlichen Hunden 
zu polizeilichen Zwecken soll insofern zu Unzuträglichkeiten 
geführt haben, als durch die Tätigkeit dieser Privathunde¬ 
führer bisweilen Spuren verwischt worden sind, die für die 
Verfolgung durch einen sachgemäß geführten Diensthund 
von Wert hätten sein können. 

2. Durch die Duldung polizeilicher Arbeit von Privathunden 
soll den beamteten Polizeihundeführem die Gelegenheit, 
sich und ihre Hunde in praktischen Fällen weiterzubilden, 
in unerwünschter Weise beschnitten werden. 

3. Auch rechtliche Bedenken sollen der Verwendung von 
Hunden, die bei Polizeiarbeit von Privatführem geleitet ' 
werden, entgegenstehen. In dieser Beziehung wird auf die 
Ausführungen Hellwigs in der Zeitschrift „Der Polizeihund*, 
Jahrgang 1913/14, Seite 720 flg. und Jahrgang 1914/15, Seite 
24 flg. verwiesen. 

4. Endlich wird darauf hingewiesen, daß das staatliche Polizei¬ 
hundewesen jetzt soweit organisiert sei, daß auf die Mit¬ 
wirkung von Privatpolizeihunden verzichtet werden könne. 

Die rechtlichen Bedenken, die aus dem Aufsatze Hellwigs 
entnommen werden, betreffen die Personen der Privathundeführer, 
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die. bei Verfolgung von polizeilichen Zwecken sich leicht zivil- 
und auch strafrechtlich verantwortlich machen sollen. Im Hinblick 
auf solche Erscheinungen ließe sich, wie keiner Ausführung bedarf, 
ein Verbot der Verwendung von Privathunden zu polizeilicher 
Arbeit nicht rechtfertigen. 

Dasselbe gilt von dem Grunde unter 2., wenn überhaupt zu¬ 
zugeben wäre, daß die Ausbildung von Polizeihunden durch be¬ 
amtete Führer bei einem Weiterbestehen des jetzigen Zustandes 
beeinträchtigt werden könnte. 

Nur der erste Grund könnte meines Erachtens Unter Umständen 
geeignet sein, das vorgeschlagene Verbot zu rechtfertigen. Es 
müßte dann aber erwiesen sein, daß die oben unter 1. geschilderten 
nachteiligen Folgen der Arbeit von Privathunden einen so hohen 
Grad erreicht hätten,'daß hieraus eine ernstliche und erhebliche Ge¬ 
fährdung der öffentlichen Sicherheit im allgemeinen erwachsen wäre. 

Könnte man in der Tat von einer Beeinträchtigung der öffent¬ 
lichen Sicherheit durch die Tätigkeit der Privatführer mit ihren 
Hunden reden, so wäre ein gesetzliches Verbot ihrer Tätigkeit 
rechtlich als zulässig zu erachten. Im Interesse des allgemeinen 
Wohles ist die Aufrechterhaltung der allgemeinen Sicherheit jederzeit 
zu erfordern. Die nötigen Maßregeln hierzu zu treffen, ist Sache 
der Polizei, deren Aufgabe unbestritten darin besteht, daß sie die 
zur Erhaltung der öffentlichen Ruhe, Sicherheit und Ordnung er¬ 
forderlichen Vorkehrungen trifft. Es wäre freilich nicht zu verkennen, 
daß ein allgemeines Verbot der Verwendung von Privathunden zu 
Polizeiarbeit einen schweren Eingriff in die Eigentumsrechte der 
Privathundeführer bedeute. Soweit indessen derartige Beschrän¬ 
kungen der aus dem Privateigentume fließenden Befugnisse zum 
Schutze der Allgemeinheit sich als nötig erweisen, müßte sie sich 
der einzelne gefallen lassen. § 27 der Sächsischen Verfassungs¬ 
urkunde schreibt vor: „Die Freiheit der Personen und die Ge¬ 
barung mit dem Eigentume sind keiner Beschränkung unterworfen, 
als welche Gesetz und Recht vorschreiben.“ Gesetzliche Vor¬ 
schriften, auf die ein Verbot der Verwendung von Privathunden 
zu polizeilichen Zwecken zu stützen wäre, bestehen nicht. Ins¬ 
besondere könnte nicht die Vorschrift in § 2 Ziffer 1 des A-Gesetzes 
als eine Rechtsgrundlage, wie sie § 27 der Verfassungsurkunde 
voraussetzt, angesehen werden. Indem § 2 Ziffer 1 des A-Gesetzes 
.davon spricht, daß die Verwaltungsbehörden ihre Verfügungen 
mit Nachdruck „durchführen“ und zu dem Ende Strafen androhen 
können, läßt es die Frage unberührt, ob und inwieweit sie polizei- 
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liehe Ge- oder Verbote „erlassen“ dürfen. Die in § 2 Ziffer 1 
festgesetzte Strafgewalt setzt eine Befehlsgewalt der Verwaltungs¬ 
behörde voraus (vgl. hierzu Jahrbücher des Sächs. Oberverwaltungs¬ 
gerichts Bd. 7 Seite 15, 100 — Schanze —, die Grenzen der 
Polizeigewalt im Sächs. Archiv 1909, Seite 162 — OLG. Dresden 
in Fischer Bd. 36 Seite 156 — A. M. Ministerium des Innern bei 
Fischer 22, 365 — v. Feilitzsch im Sächs. Archiv 1907, Seite 5). 

Soweit § 27 der Verfassungsurkunde von „Gesetz und Recht* 
spricht, ist neben den geschriebenen Rechtsvorschriften vor allem 
an das „Gewohnheitsrecht“ zu denken. Dieses Gewohnheitsrecht 
bildet gerade für die Ausübung der Polizeigewalt in weitem Um¬ 
fange die Grundlage. In Wissenschaft und Rechtsprechung ist 
anerkannt, daß dieses Gewohnheitsrecht in Sachsen kein spezielles 
zu sein braucht, daß vielmehr ein generelles genügt. Demgemäß 
ist für das sächsische Polizeistrafrecht eine allgemeine Ermäch¬ 
tigung der Polizeibehörden als bestehend anzuerkennen, „alles zur 
Erhaltung der öffentlichen Ruhe, Sicherheit, Ordnung, Wohlfahrt, 
Gesundheit und Sittlichkeit Erforderliche“ anzuordnen und diese 
Anordnung mit Strafandrohungen zu verbinden (vgl. Schanze, 
die Grenzen der Polizeigewalt a. a. O. S. 163; Schanze, „Die 
obrigkeitliche Gewalt und der verfassungsrechtliche Schutz der 
Freiheit und des Eigentums“ bei Fischer Bd. 36, S. 14, 23; OVG. 
in Jahrb. Bd. 7 S. 12 — OLG. bei Fischer Bd. 36 S. 156). 

Diese weitgehenden Befugnisse der Polizei haben allerdings 
zur Voraussetzung, daß ein Erlaß der Polizeivorschriften im Inter¬ 
esse des Gemeinwohls dringend geboten erscheinen muß. Wenn 
ein allgemeines Verbot der Verwendung von Privathunden zu Poli¬ 
zeiarbeit erlassen werden sollte, so würde hierzu die Möglichkeit 
nicht genügen, daß die öffentliche Sicherheit bei dem Fortbestehen 
des jetzigen Rechtszustandes beeinträchtigt würde, vielmehr müßte 
die Wahrscheinlichkeit einer solchen Gefährdung bis zu einem ge¬ 
wissen Grade bereits durch Tatsachen zu belegen sein (vgl. Jahrb. 6, 
240; 15; 42; 20; 128). Sollten genügende tatsächliche Unterlagen 
zurzeit nicht vorliegen und sollte insbesondere der Beweis, daß 
die Interessen der Öffentlichkeit, das allgemeine Wohl ge¬ 
fährdet werden, gegenwärtig nicht zu erbringen sein, so würde das 
vorgeschlagene Verbot schon* im Hinblick auf den Mangel dieser 
rechtlichen Voraussetzung unzulässig sein. 

Wie bereits angedeutet, vertrete ich auf Grund der Erfahrun-. 
gen der sächsischen Staatsanwaltschaften den Standpunkt, daß ein 
allgemeines Verbot der polizeilichen Arbeit von Privathundeführern 
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als ein Bedürfnis im Interesse der Rechtspflege und der Sicher¬ 
heit des Publikums heute jedenfalls noch nicht anzuerkennen ist. 
Ich würde aber auch ein derartiges Verbot teilweise gerade im 
Interesse der Weiterbildung des Spürhundewesens nicht für zweck¬ 
mäßig erachten. Hätte die Polizei allein die Befugnis, ihre Hunde 
zu Polizeiarbeit zu verwenden, so würde den Privatbesitzern die 
Möglichkeit genommen oder doch sehr beschränkt, ihre Spürhunde 
zu polizeilicher Arbeit auszubilden. Die Spürhundezucht scheint 
noch keinen derartigen Umfang genommen und noch nicht so weit 
ausgestaltet zu sein, daß man daran gehen könnte, die Zucht und 
die Abrichtung solcher Hunde zu beschränken und durch Aus¬ 
schaltung der freien Konkurrenz den in dieser liegenden Anreiz 
zur Erzielung möglichst guter Ergebnisse zu beseitigen. 

Eine andere Frage wäre es, ob man an Stelle eines allgemeinen 
Verbotes der Verwendung von Privathunden durch Privatführer 
zu polizeilichen Zwecken etwa sich darauf beschränkte, jetzt eine 
Maßregel zu ergreifen, die den Obelstand wenigstens zum Teil be¬ 
seitigte. Ob und inwieweit rechtlich eine derartige Maßregel zu 
rechtfertigen wäre, hinge wiederum von der Art und dem Um¬ 
fange des vorliegenden Tatsachenmaterials ab. Wäre ein Bedürf¬ 
nis zu einer Hilfsmaßnahme tatsächlich anzuerkennen, so könnten 
etwa folgende Wege beschritten werden: 

Da der erwähnte Übelstand in der Hauptsache in Fällen zu 
Tage treten dürfte, wo private Besitzer von Spürhunden ein Ge¬ 
schäft daraus machen, ihre Hunde gegen Entgelt zugunsten Dritter 
auf Verbrecherspuren zu setzen, so könnte man daran denken, diese 
Tätigkeit, soweit sie gewerbsmäßig ausgeübt wird, zu verbieten.' 
Ein solches Verbot könnte aber im Hinblick auf § 1 der G. O. 
nur durch Reichsgesetz erfolgen. 

Weiter käme etwa in Betracht, die Verwendung der Privat¬ 
hunde von dem Nachweis abhängig zu machen, daß sie eine — 
noch einzuführende — staatliche Prüfung bestanden hätten. Das 
Erfordernis einer Staatsprüfung würde den Wünschen derer gerecht, 
die nur durchaus zuverlässige Hunde zur Polizeiarbeit zugelassen 
sehen wollen. 

Den Privatführern könnte die Verpflichtung auferlegt werden, 
ihre Hunde erst dann auf die Verbrecherspur zu setzen, wenn sie 
der nächsten Polizeibehörde vorher entsprechende Nachricht ge¬ 
geben haben. Durch eine derartige Vorschrift würde die Polizei 
in die Lage gesetzt, die Arbeit der Privathundeführer zu überwachen. 
Es würde so den Bedenken derer Rechnung getragen, welche die 
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Privathundeführer mit Rücksicht auf ihre persönliche Unzuver¬ 
lässigkeit ausgeschaltet haben möchten. Gegebenenfalls ließen sich 
auch die beiden letzterwähnten Maßnahmen zusammen aufstellen 

In gleicher Weise ließe sich auch, sobald weitere Erfahrungen 
derselben Art gesammelt wären, ein allgemeines Verbot dahin 
rechtfertigen, daß Privatdetektive und Rechtskonsulenten bei Er¬ 
ledigung der ihnen übertragenen Arbeiten Spürhunde nicht ver¬ 
wenden dürfen. Ein derartiges Verbot würde die gesetzlich ge¬ 
währleistete Gewerbefreiheit nicht verletzen. § 1 der Gew.-O. be¬ 
zieht sich auf die Zulassung zum Gewerbebetrieb, nicht aber auf 
die Ausübung des Gewerbes. Für die Ausübung können im Inter¬ 
esse der allgemeinen Ordnung und Sicherheit unbedenklich Be¬ 
schränkungen festgesetzt werden. Das ist in der Rechtsprechung 
allgemein anerkannt worden (vgl. Sächs. OVG. Jahrb. Bd. 3, S. 187, 
191, Bd. 10, S. 24 — Preuß. OVG. in Gewerbearchiv 1905, S. 1 — 
1910, S. 529 — Kammergericht in Johows Jahrb. Bd. 16, S. 348). 
Durch ein derartiges Verbot würde den Wünschen der Polizei ge¬ 
wiß in ausreichendem Maße Rechnung getragen. Die Fälle, in 
denen Privatführer ihre Hunde außerhalb des Rahmens des § 35 
Abs. 3 der Gew.-O. gewerbsmäßig auf Verbrecherspuren setzen, 
werden sehr selten sein. (Man könnte z. B. daran denken, daß 
jemand eine derartige Tätigkeit lediglich als eine Schaustellung 
betriebe.) Ebenso werden die Fälle, in denen die beanstandete 
Tätigkeit der Privatführer nicht gewerbsmäßig betrieben wird, kaum 
Anlaß zu gesetzgeberischem Einschreiten bieten; sie werden auch 
an Zahl weit hinter den Fällen der Gewerbsmäßigkeit Zurückbleiben. 

Im übrigen möchte noch erwähnt werden, daß selbst bei Er¬ 
laß eines allgemeinen Verbotes der vorgeschlagenen Art häufig die 
Verwendung von privaten Spürhunden nicht rechtswidrig und da¬ 
her nicht strafbar sein wird und zwar deshalb, weil die Bestim¬ 
mungen über Notstand und Selbsthilfe einschlagen. Endlich würde 
darüber hinaus auch von vornherein eine gesetzliche Ausnahme 
für die Fälle vorzusehen sein, in denen der Verletzte selbst den 
Anlaß gibt, daß ein privater Spürhund auf die Verbrecherspur ge¬ 
setzt wird. Es wäre in hohem Grade unbillig, wenn dem Verletz¬ 
ten, der an der Entdeckung des Verbrechers das größte Interesse 
hat, und der über das Verbrechen, so über den Gegenstand des 
Diebstahls, meist die sicherste Auskunft geben kann, zugemutet 
werden sollte, seinen eignender einen sofort zur Stelle gebrachten 
fremden Hund nicht zur Verfolgung des Verbrechers zu verwenden. 
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Gerichtliche Verurteilung als Mittel des Selbstmords. 

Von 

Dr. Hans von Hentig, München. , 


Vor einigen Jahren habe ich über drei Fälle gerichtlicher Ver¬ 
urteilung als Mittel des Selbstmordes und der Selbstverstümmlung 
berichtet ‘) Im Laufe meiner kriminalhistorischen Studien bin ich 
auf einen neuen, besonders auffälligen derartigen Fall gestoßen, 
dessen psychologisches Verständnis dadurch erleichtert wird, daß 
in der Deszendenz die gleiche Anlage mit geringen Abweichungen 
sich präsentiert. In einer Zeit, in der ganze Völker aus der manischen 
Phase ihres Selbstgefühls in die depressive fallen und von einem 
pathologischen Schuldbewußtsein verwirrt und zerrissen von einer 
Fehlhandlung in die andere taumeln, darf die Geschichte des Adam 
Lux von Mainz auf besonderes Interesse rechnen. 

I. 

Adam Lux wurde im Jahre 1766, nach französischen Quellen 
im Jahre 1763 in Obemburg bei Aschaffenburg geboren, das damals 
zum Kurbistum Mainz gehörte. Intellektuell frühreif, erwarb er 
mit 18 Jahren im November 1784 den Mainzer philosophischen 
und medizinischen Doktor, doch werden auch schon aus dieser 
Zeit Stimmungsschwankungen mit depressivem Einschlag berichtet, 
die aber Pubertätserscheinungen sein können und die wir als ein 
Massensymptom unter der Bezeichnung Sturm- und Drangperiode 
aus dem letzten Viertel des 18. Jahrhunderts in ganz Mitteleuropa 
wiederfinden. Nach der Besetzung von Mainz durch die franzö¬ 
sische Rote Garde unter Custine 2 ), sah sein überschwänglicher, 

*) Groß’ Archiv Bd. 54, S. 54 {., und in Strafrecht und Auslese. Berlin 1914. 38. 

*) In dem Prozeß CusUne vor dem Revolutionstribunal (15.—27. August 1793» 
erschien ein gewisser Zimmermann, ein Deutscher, als Belastungszeuge und gab 
an, er habe dem General Mannheim ausliefern wollen. Ein anderer Zeuge er¬ 
klärte, das gleiche Anerbieten sei für Koblenz und andere Städte gemacht worden. 
Custine entgegnete: Sowie ich in Deutschland einmarschiert war, „tous les fous 
de ce pays sont venu me trouver*. Sie wollten mir ihre Städte ausliefem, aber 
als es ans Handeln ging, war keiner mehr da. 
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aber gänzlich unpolitischer Enthusiasmus eine neue Ära von Würde, 
Schönheit und Menschenbeglückung für Deutschland anj>rechen. 
Nur unter der Trikolore schien die Realisierung dieser schönen 
Träume möglich, ein Gedankengang, für dessen Bekräftigung der 
Wohlfahrtsausschuß damals in Deutschland, der Schweiz und Italien 
ungezählte Millionen ausgab. Am 22. März 1793 wählten die 
Mainzer Lux in die Deputation, die dem Konvent die Bitte der 
eroberten deutschen Gebiete um Aufnahme in die glorreiche fran¬ 
zösische Republik überbringen sollte. Solche spontane Kund¬ 
gebungen, die das Volk von Paris gläubig bejubelte, wurden von 
den damaligen Machthabern nicht ohne Geschick inszeniert. 

In Paris traf den jungen erregbaren Menschen ein Eindruck, 
wie er etwa Luther in der ewigen Stadt überfallen haben mag. 
In der Nähe betrachtet, sah die Welt anders aus als in den Ver¬ 
heißungen der französischen Propagandisten und seiner eignen 
Phantasie. Er sah den tötlichen Kampf der Parteien um den Futter¬ 
platz. Er sah die wenigen bedeutenden Männer von Verbündeten 
zu Feinden werden und von Feinden zu Verbündeten. Alle 
sprachen immer nur vom Wohl des Volkes und alle meinten immer 
nur ihre eigene Macht. Beschämt durchschaute er die Grobheit 
der Mittel, mit denen die Demagogen die Instinkte der Massen 
vor den Wagen ihrer persönlichen Interessen spannten. Am 
2. Juni waren die Girondisten verhaftet worden. Der Weg für 
die Diktatur der Anarchie war frei. 

Die Verzweiflung gab dem jungen Schüler Jean Jacques 
Rousseaus einen seltsamen Gedanken ein. Bisher war sein Lebens¬ 
ekel nicht stark genug gewesen, um über das Spiel mit dem Todes¬ 
gedanken hinauszugehen. Jetzt kam die politische Situation, gab 
ihm ein Objekt und damit größere Intensität. Er wollte durch 
seinen Tod mehr erreichen als bloß aus dem Leben scheiden. Er 
wollte eine große rettende Tat tun. 1 ) Seine Absicht war — und wir 
sehen hier einen der stärksten menschlichen Impulse, die Eitelkeit, 

') Jetzt noch herrscht unter den geborenen Revolutionären der Aberglaube, 
eine revolutionäre Bewegung sitze erst dann fest im Sattel, wenn Blut dafür ge¬ 
flossen sei. Eine rationelle Erklärung habe ich von Anhängern dieses Gedanken¬ 
gangs nie bekommen können, obwohl sich Gründe (ziemlich kurzsichtiger Art) 
wohl finden liefien. Vielleicht besteht ein Zusammenhang mit uralten Anschau¬ 
ungen wie sie hauptsächlich in China und Indien zu finden sind, daß die wandern¬ 
den Seelen gewaltsam Getöteter besonders ruhelos und bösartig umhergehen 
und ihren Gegnern Unheil bringen. Man hat daher in der Hand, sich durch Selbst¬ 
mord an seinen Feinden wirksam zu rächen. Auch die ganz frühen Kirchenväter 
billigen, vielleicht in einem ähnlichen Gefühl, den Selbstmord, um Märtyrer zu werden. 
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auf den Plan treten — in einer Sitzung des Konvents zu erschei¬ 
nen, mit ergreifenden Worten auf die geschändete Unverletzlich¬ 
keit der Abgeordneten hinweisen und sich einen Dolch in die Brust 
zu stoßen. Er hoffte durch diesen starken Eindruck den Konvent 
zur Umkehr zu zwingen. 

Die Rede hatte er bereits am 6. Juni verfaßt. Wie zahlreiche 
Selbstmörder, die noch nicht ganz fest entschlossen sind, teilte 
er den Häuptern der Girondisten Guadet und P6tion seinen un¬ 
sinnigen Plan mit. Mit Mühe hielten diese ihn von der Durch¬ 
führung zurück. 

Einen richtigen Selbstmordversuch unternahm Lux, als er am 
13. Juli die Schrift: Avis aux Citoyens Francais par Adam Lux, 
d£put6 extraordinaire de Mayence veröffentlichte. Die Jakobiner 
wurden aufs schärfste angegriffen. Er schloß mit der Aufforderung, 
auch ihn der Ehre des Schafotts zu würdigen. Da das Revolutions¬ 
tribunal psychiatrische Sachverständige nicht zu hören pflegte, war 
mit diesem Schritt sein Urteil gesprochen. 

Aber noch bemerken wir die leichte Hemmung seines Selbst¬ 
vernichtungstriebes, die sich in der Wahl des indirekten Weges 
über ein politisches Manifest gegen die Herren Frankreichs und 
der Strafgesetzgebung äußert. Neben seine Depression, neben 
den stark mit Eitelkeit durchsetzten Drang, politischer Märtyrer 
zu sein, muß noch ein weiteres Motiv treten, ehe es zur energischen 
Entschlußbildung kommt. Am 14. Juli ermordet Charlotte Corday 
den heimlichen Diktator Maral Am 19. Juli, während Paris, ja 
alle großen Städte Frankreichs den toten Demagogen wie einen 
Gott feiern, wird die Stadt durch eine Schrift in starres Erstaunen 
versetzt, „Charlotte Corday“, in der vorgeschlagen wird, dem 
jungen Mädchen ein Denkmal zu setzen und die Inschrift daran 
änzubringen „Plus grande que Brutus“. 

Jetzt hatte sich ein Drittes zu politischer Exaltiertheit und der 
Selbstmordneigung gesellt. Lux hatte das ungewöhnlich schöne 
Mädchen auf der endlosen Fahrt zum Schafott gesehen, er hatte 
gesehen, wie unter dem Jubel des Mobs der Henker das abge¬ 
schlagene Haupt hochhielt und ohrfeigte {die Legende erzählt, sie 
sei davon noch einmal errötet). Das Erotische verband sich mit 
dem Triebe, Opfer zu sein und als Opfer noch nützlich zu sein. 
Dieser psychischen Konstellation war keine Hemmung mehr 
gewachsen. 

Seltsamerweise wurde er erst am 24. Juli im Comite de sürete 
g£n6rale verhört und erst vier Tage später im Gefängnis de la 
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Force eingeliefert. Aus den Briefen seines Kollegen, des einst¬ 
mals so berühmten Georg Förster, eines ebenso hochbegabten 
Psychopathen, wissen wir, daß er 8 Tage lang kaum etwas gegessen 
hatte, daß also auch diese Komponente im Bilde der Depression 
nicht fehlt. Beim Verhör antwortete er auf die Frage, warum er 
die unsinnige Idee habe, sich selbst zu töten: 

„Die Absicht, sich zu vernichten, ist nicht unsinnig, wenn es sicher 
ist, daß der Tod eines Mannes dem Vaterlande nützlicher ist als sein 
Leben, und ich füge hinzu, daß es eine Sprache der Tugend gibt, auf 
die man sich mit denen nicht verständigen kann, die ihre Grammatik 
nicht kennen." ! ) 


Am 30. August wurde er von dem Untersuchungsrichter des 
Revolutionstribunals verhört, dann stockte der Prozeß wieder. Am 
7. September suchte seine Todessehnsucht durch folgenden Brief 
an den Staatsanwalt Fouqier-Tinville endlich zu seinem Ziel zu 
gelangen. 

' Gefängnis de la Force, d. 7. Sept. 1793. 

(des Jahres II) 


Bürger! 

In zwei kleinen Schriften habe ich meine politischen Ansichten 
zu Worte kommen lassen, derentwegen ich im Gefängnis seit dem 
25. Juli bin. Ich habe immer meine Aburteiluug gewünscht, ich er¬ 
sehne sie aber noch dringlicher, seitdem ich bemerke, daß wohl- oder 
schlechtgesinnte Menschen/ die mich nicht .kennen, mich als einen 
vollkommen verrückten Menschen hinstellen wollen (z. B. das Journal 
de la Montagne No. 94). 

Es ist vielleicht ein Unglück, Ansichten zu haben, die von denen 
der Machthaber abweichen; sie zu veröffenüichen ist vielleicht eine 
Torheit; aber warum ist es völliger Wahnsinn, nicht ganz so wie 
andere Menschen zu sein? 

Da der anständige Mensch kein Gut kennt, das höher steht als 
seine Ehre, und da der Republikaner kein unerträglicheres Unglück 
kennt als für die Republik eine nutzlose Last zu sein, so verlange 
ich schleunigst abgeurteilt zu werden, damit das Gericht entscheide, 
ob ich Republikaner oder Gegenrevolutionär, wahnsinnig oder gesund, 
vernünftig oder abwegig bin; denn alles scheint mir besser als die 
unverdiente Schande wie ein nutzloser, erbärmlicher und verächtlicher 
Mensch gefüttert und festgehalten zu werden. 

Aus diesen Gründen bitte ich Sie inständig, bald darüber eine 
Entscheidung zu treffen, ob Anklage gegen mich erhoben wird, ja 
oder nein, und im ersten Falle mich aburteilen zu lassen. 

Welches auch die Folgen dieses Urteils sein werden, seien Sie 
überzeugt stets mich zu Dank verpflichtet zu haben. 

Adam Lux, 

Außerordentlicher Gesandter von Mainz. 


’) Walion, Histoire du Tribunal Rdvolutionnaire de Paris, Paris 1880,1, 221. 
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Am 20. September wiederholte dieser sonderbare Exterritoriale 
sein Gesuch in dringender Weise. 1 ) 

Die Verhandlung gegen Lux fand am 4. November, wenige 
Tage nach der Hinrichtung der Girondisten, statt. Er gab seine 
Verbindung mit den Verurteilten freudig zu. Er weigerte sich den 
Namen des Buchdruckers zu nennen, der seine Schriften herge¬ 
stellt hatte. 

Lächelnd bestieg er am gleichen Tage das Schafott. Es war 
ein Symbol tiefster Triebhaftigkeit, wenn er, ehe sein Haupt fiel, 
den Henker umarmte. 


II. 

Wenn der Richter und der psychiatrische Sachverständige 
derartigen Fällen gegenüber steht, so wird bisweilen ein Blick in 
die Aszendenz oder die Deszendenz Zweifel lösen und die Diagnose 
erleichtern. In unserem Falle finden sich bei einem Kinde des 
Selbstmörders Züge, die mit großer Sicherheit eine Rekonstruktion 
des väterlichen Geisteszustandes gestatten. Während wir über den 
Vater nur wenige Tatsachen und nur spärliche Äußerungen von 
ihm kennen, hat ein Zufall über die Psyche des Kindes eine 
größere Anzahl von Dokumenten aufbewahrt. 

Lux hatte drei Töchter. Eine ist früh gestorben, eins weitere 
hat in dürftigen und unbekannten Verhältnissen bis ins hohe Alter 
gelebt. Die Erstgeborene schwärmte für Jean Pauls Schriften und 
schließlich für den Dichter selbst Es ist auffällig, daß Jean Paul 
im Jahre 1799 eine Schrift »Tod der Charlotte Corday“ verfaßt 


') Ein politischer Spekulant, der Deutsche Möschenberg, unterstützte das 
Gesuch auf seine Art durch folgende Eingabe: 

Wenn nicht alle Welt von Ihrem unermüdlichen Eifer, die Feinde der Patrioten 
zu verfolgen, überzeugt wäre, würde ich wagen bei Ihnen (Fouquier-Tinville) eine 
kleine Nachlässigkeit im Falle Adam Lux zu vermuten. Was! Dieser verwegene 
Schriftsteller lebt noch, der den Mut hat, Marat als ein Monstrum, seine Mörderin 
als Brutus, seine Richter als Henker hinzustellen. Heißt es nicht die Gemäßigten, 
die Aristokraten, die Partikularsten ermutigen, wenn man den Verfasser des Avis 
aux Francais ungestraft läfit, in dem behauptet wird, das Revolutionstribunal, diese 
Säule der Freiheit, verurteile Unschuldige und folge den Anordnungen von Ver¬ 
schwörern? * 

Ich, sein Landsmann, nehme seine Verfolgung in die Hand und mit Rück¬ 
sicht auf Ihren Unerschütterlichen Patriotismus teile ich Ihnen mit, daB Ich die 
Angelegenheit bei den Cordeliers und den Jakobinern zur Sprache bringen werde. 

Mit vorzüglicher Hochachtung 
Der Patriot Möschenberg. 
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hat, dann aber auch mit Todesahnungen spielte. 1 ) Schließlich 
schrieb das Mädchen an den Dichter einen leidenschaftlichen Brief. 
Darin wäre an sich noch nichts Auffälliges zu erblicken, wenn 
man an das Assoziationsbedürfnis unglücklicker Zeiten denkt. Es 
ist bekannt, daß sich damals eine Menge trostbedürftiger Seelen 
an den Dichter gewandt haben. Der Inhalt des Briefes aber ist 
durchaus ungewöhnlich: J ) 

„Ach mein ganzes Leben ist nur ein Streben nach Wert und doch 
o Vater, warum geht es so langsam vorwärts? . . . Ach da ich nicht 
Dein Kind sein kann, so hat der Wunsch zu sterben recht viel Süßes 
für mich, und der Tod wird mir ein Strahl des Himmels sein, der 
mich berührt und meine Seele zur ewigen Liebe und zu Dir mein 
Vater erhebt. Denn ich werde gewiß den Weg unter die Erde zuerst 
gehen müssen, ehe ich zu Deinem himmlischen Herzen komme. 

Nachschrift: „O warum kann nicht die ganze Welt in Ihr Haus 
kommen und bei Ihnen bleiben. Wirklich wir wären alle gerettet 
O wie oft träumte ich schon ich wäre es und hätte als die Älteste 
und die zu seinen Künsten am wenigsten begabte Tochter — denn 
ich bin unglaublich unwissend und einfältig — auch die schwersten 
Arbeiten darin, für mich wahre Spielerei, zu besorgen. Wie recht 
froh wollte ich sein, wenn ich so ein recht nützliches Mitglied Ihrer 
Haushaltung würde und gar keine Magd da wäre.“ . . . 

Jean Paul antwortete nicht auf den Erguß des jungen Mädchens. 
Nun geriet das junge Mädchen in Verzweiflung. Sie glaubte einen 
ungeheuerlichen Schritt getan zu haben, für den der angebetete 
Mann nun nichts als Verachtung und moralische Entrüstung habe. 3 ) 
Sie beschloß zu sterben und begab sich Nachts mit einem Dolch *) 
auf eine Brücke, um sich zu erstechen und dann in das Wasser 
zu stürzen. Sie wartet aber damit einige Zeit. „Sie will nur noch 
den efsten Morgenstrahl erwarten.“ Hier wird sie von ihrer 
ängstlich gewordenen Schwester überrascht und mit Mühe nach 
Hause gebracht. 

Kaum war sie zu Hause, so kam ein freundlicher Brief Jean 
Pauls an, in dem er die Verzögerung mit den Kriegszeiten und 

*) In einem am 15. Nov. 1790 niedergeschriebenen Tagebuchblatt hatte er 
eine Vision. Er sah sich 30 Jahre später auf dem Totenbett Jean Paul starb 
am 15. November 1825. 

*) Jean Pauls ausgewählte Werke Bd. 16, Aus Jean Pauls Leben. Angefangen 
von ihm selbst, fortgesetzt von Emst Förster. Berlin 1849. 297ff. 

*) Sie schreibt: „Die Vorstellung, der Gedanke an sie sei widerlich, wirke 
so vernichtend, da8 sie nicht mehr leben könne.“ 

4 ) Dieser Dolch und der weiter unten im Traum gesehene Dolch erinnert 
um so auffälliger an die geplante Erdolchungsszene des Vaters im Konvent als 
die Anwendung von Stichwaffen bei Frauen eine ungewöhnliche Selbstmordart ist. 
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den schlechten Postverhältnissen entschuldigte. Marie war nun 
plötzlich eitel Sonne und Freudenschein. Dann kommt allmählich 
wieder die Depression. Sie schreibt, „sie sehe, daß der einzig 
ehrenhafte Weg zu ihm durch das Grab führe“. Sie bittet um 
eine Locke. Jean Paul schickte sie und bemerkt abkühlend dazu, 
seine Frau habe sie seinem Glatzkopf für das Mädchen abge¬ 
schnitten. Maries Leidenschaft bleibt unverringert. Im Schlafe 
„umfaßt sie sein Bild und preßt ihr tränenvolles Auges an seine 
Brust und gibt ihm den Dolch in die Hand, damit er sie töte, 
weil sie ohne Fortdauer dieser Seligkeit nicht leben könne“. 

Ruhiger klingt, resigniert und melancholisch der Abschieds¬ 
brief. „Meine Mutter ist vor zwei Monaten gestorben. Sie litt es 
gern, daß ich ihr nachfolge. Aber sie bat mich vorher alles zu 
ordnen, für meine Schwester zu sorgen und sie nicht in den 
Schreckenszeiten des Krieges (1813/14) zu verlassen. Diese sind 
nun vorbei und ihre Existenz gesichert. ‘) . . . Ach Sie werden 
mich verachten, solange Sie leben und es nie glauben, wie ich 
danach schmachtete, für Sie und die Ihrigen etwas tun zu können.“ 2 ) 

Kurz darauf stürzt sich Marie Lux in den Rhein, wird gerettet, 
stirbt aber trotz aller Bemühungen. 

III. • 

Bei Vater und Tochter sehen wir die Selbstmordneigung allmäh¬ 
lich anwachsen, sich mit einer aus Triebschwäche hervorgehenden 
Art von Fem-Erotik verbinden und schließlich zu einem starken 
motorischen Impuls ansteigen. Bei beiden finden wir die gleiche 
Oberempfindlichkeit, das gleiche grobe Mißverhältnis zwischen 
psychischer Beanspruchung und morbider Reaktion. Konnte beim 
Vater noch zweifelhaft sein, ob der Anblick des gefesselten, von 
der Menge verhöhnten, nach dem Tode noch gemißhandelten 
jungen Mädchens seine sexuelle Passivität erregt habe, so zeigen 
sich bei der Tochter ganz deutliche passiophile Anzeichen. Marie 
betont immer wieder, daß sie unbegabt, einfältig, „nur die Erst¬ 
geborene sei“; wie das Käthchen von Heilbronn will sie als niedrige 
Magd, wenn auch möglichst allein, um den angeschwärmten Mann 
sein. Ihre Vorstellungswelt ist mit erniedrigenden Lustbildern an¬ 
gefüllt (illusionäre Algolagnie Eulenburgs). Schwächer entwickelt 
als beim Vater, aber doch erkennbar, „illusionär“ ist ihr Wunsch 


•) Die Schwester hatte sich verlobt. 
l ) Förster 308/309. 
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zu sterben, aber nicht durch eigene Hand. Der Vater bedient sich 
zur Erreichung seines Ziels des sicheren Mechanismus' der revo¬ 
lutionären Strafjustiz. Die Tochter träumt davon, sie drücke dem 
Geliebten einen Dolch in die Hand, damit er sie töte. Beim Vater 
legte der erste theatralisch geplante Selbstmordversuch in dem 
Plenum des Konvents den Verdacht hysterischer Anlage nahe. Die 
Geschichte der Tochter zeigt, daß wir uns mit stärkeren Gründen 
für einen manisch-depressiven Komplex entscheiden müssen und 
daß die Pose des Vaters mehr aus dem krankhaften Gedanken¬ 
gang einen heilsamen Eindruck auf die irregeleiteten Abgeordneten 
machen zu müssen, zu erklären ist, als aus der Autosuggestibilität 
einer hysterischen Veranlagung. 

Die pathologische Unzufriedenheit revolutionär erregter Zeiten 
äußert sich, wenn ich so sagen darf, nur privatim in der Stimmungs¬ 
lage gegen sich selbst und kommt häufig in einer überaus charak¬ 
teristischen Mimik zum Ausdruck. Sie wird dafür möglichst kräftig 
nach außen projiziert und tritt als pathologischer Neid, als patholo¬ 
gisches Gefühl, Fehler gemacht zu haben, jetzt aber „aufgeklärt* zu 
sein, in Erscheinung. Selbstanklagen werden durch Kritik der Außen¬ 
welt ersetzt und so können wir da& seltsame Phänomen erklären, 
daß in revolutionären Zeiten die Zahl der Selbstmorde zurückgeht. 

Masarylf hat nicht ohne Klugheit bemerkt *)> daß sich alle Un¬ 
zufriedenen um die Freiheitskämpfer scharen und viele den Tod 
finden, die ihn sich sonst selbst gegeben hätten. So betrachtet 
erscheine die Revolution als ein indirekter Massenselbstmord, als 
eine Art gewaltsamer Reinigung vom Lebensüberdruß. Nimmt 
man die Beobachtung hinzu, daß die Revolutionen um so grau¬ 
samer und brutaler werden, je unglücklicher (auch durch eigene 
Schuld) das Volk sich fühlt, je ungünstiger die auswärtige Lage 
etwa ist, so sehen Wir, daß die Art der Reaktion nebensächlich 
ist, daß vikariierend gerichtlicher Massenmord, Bürgerkrieg oder 
ein Krieg gegen das Ausland die Entspannung der Depression 
übernehmen können. 

Der erschossene Führer der Münchner Aprilkommune Levinte 
hat in seiner Verteidigungsrede geäußert, die Kommunisten seien 
Tote auf Urlaub. Die psychologisch erfaßte Geschichte des Adam 
Lux und seines unglücklichen Kindes erlaubt uns, diesem Wort 
eines intellektuell hochstehenden Revolutionärs einen tieferen, ja 
einen tiefen Sinn zu geben. 

') Th.G.Masaryk, Der Selbstmord als soziale Massenerscheinung, Wien 1881. 50. 
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Zweite Auflage. 

gr. 8. 720 Seiten. Preis brosch. M. 18.90, gebunden M. 20.90. 

Ich habe bei der ersten Auflage in einer Besprechung den 
Wunsch geäußert, daß das Werk zur obligatorischen Lektüre für 
jeden jungen Bichter gemacht würde. Ich kann der neuen Auflage, 
die nur in Einzelheiten ergänzt, sonst aber unverändert geblieben 
ist, nur dasselbe wünschen. Unsere Strafrechtspflege würde dabei 
nicht zu kurz kommen. 

Gbustav Aschaffenburg in „Kritische Blätter für die gesamte Strafrechtswissenschaft u 
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von 
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